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Wissenschaft, Forschung und Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
1981 bis 1989/90 

1. Weiterhin hohe Steigerung der FuE-Ausgaben in 
den 80er Jahren 

— Das Forschungsbudget der Bundesrepublik 
Deutschland wuchs im Zeitraum 1981 bis 1989 von 
39,9 Mrd DM auf 66,7 Mrd DM; der Anstieg um 
nominal 67 % und real gut 35 % entspricht durch-
schnittlichen jährlichen Steigerungsraten von no-
minal 6,6 % und real 3,9 %. 

— Die Prognose für 1990 ergibt eine weitere Expan-
sion des FuE-Budgets auf über 70 Mrd DM. Die 
FuE-Ausgaben steigen damit gegenüber 1981 um 
fast 77 %. 

— Der FuE-Anteil am Bruttosozialprodukt (BSP) stieg 
von 2,6 % (1981) auf 2,9 % (1989); auch für 1990 
wird ein Anteil von 2,9 % erwartet. 

2. Die Finanzierung von FuE; hohe Dynamik 
der Wi rtschaft 

— Die Wirtschaft baute ihren Finanzierungsanteil am 
FuE-Budget 1989 von 55,4 % im Jahre 1981 auf 
63,5 % aus. 

— Die Anteile von Bund und Ländern waren dement-
sprechend rückläufig. 

3. Die Durchführung von FuE; Position 
der Hochschulen besser behauptet 

— Noch stärker ist die Position der Wirtschaft bei der 
Durchführung von FuE: hier liegt ihr Anteil 1989 
bei 71 % im Vergleich zu 66,7 % im Jahre 1981. 
Dabei hat sich die Eigenfinanzierungsquote der 
Wirtschaft 1989 mit 86,8 % weiter erhöht (1981: 
80,4 %). 

— Entsprechend dem überdurchschnittlichen Zu-
wachs des Wirtschaftssektors blieben — nach einer 
Phase paralleler Entwicklung zwischen 1985 und 
1987 — die Anteile der Hochschulen und der au-
ßeruniversitären Einrichtungen 1989 zurück. Im 
Vergleich zu den außeruniversitären Einrichtun-
gen haben die Hochschulen ihre Position in den 
letzten Jahren des Zeitraumes 1981 bis 1989 je-
doch leicht verbessert. 

— Anteil der Grundlagenforschung am Gesamt-
budget Forschung mit 1987 19 % weit vor Japan 
(13 %, 1986) und den USA (12 %, 1986). 

4. FuE-Personal wächst mit den Ausgaben 

— 1987 waren rd. 420 000 Menschen in Forschung 
und Entwicklung beschäftigt (Vollzeitäquiva-
lente), das entspricht einem Anstieg gegenüber 
1985 um rd. 28 000 (+ 7,1 %); dabei besonders 
deutlicher Anstieg bei den Forschern um 18 000 
(+ 12,2 %) auf 166 000. 

— Die Zunahme der Forscher war im Wirtschaftssek-
tor mit über 13 500 (+ 14,5 %) besonders ausge-
prägt. 

— Die positive Entwicklung beim Forschungsperso-
nal unterstreicht die Entwicklung bei den FuE

-

Ausgaben: Der Anteil der Wirtschaft beträgt auch 
beim FuE-Personal über 70 %. 

5. Frauenanteile unterschiedlich 

— Offenbar begünstigt durch das breite Fächerspek-
trum in den Hochschulen ist die Entwicklung des 
Frauenanteils dort weiter positiv. 

— Keine merkliche Ausweitung des Frauenanteils im 
stark naturwissenschaftlich geprägten außeruni-
versitären Bereich; bei Neueinstellungen jedoch 
positive Tendenz auch hier. 

6. Wissenschaftsausgaben mit ähnlicher Dynamik 
wie FuE-Ausgaben 

— Die Ausgaben für Forschung, Entwicklung, akade-
mische Lehre und FuE-verwandte Tätigkeiten 
wuchsen 1989 auf 89,4 Mrd DM, was einem An-
stieg der Wissenschaftsausgaben gegenüber 1981 
um 63,5 % entspricht. 

7. Dynamik der FuE-Ausgaben bei Bund 
und Ländern vergleichbar 

— Der Bund steigerte seine FuE-Ausgaben 1989 auf 
13,9 Mrd DM; das Wachstum gegenüber 1981 be-
trägt damit 34 %. Die durchschnittliche jährliche 
Steigerungsrate liegt bei 3,7 %. 1990 werden 
14,8 Mrd DM erreicht, das ist eine Steigerung um 
42 % gegenüber 1981. 

— Die Länder erhöhten ihre FuE-Ausgaben im Zeit-
raum 1981 bis 1989 um ca. 32 %, das entspricht 
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungs-
rate von 3,5 %; fast drei Viertel der Ländermittel 
fließen in die Hochschulen. 
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8. Entwicklung der Ressortanteile (Bund) 
unterschiedlich 

— Wesentlich gestiegen sind die FuE-Ausgaben des 
BMFT und des BMVg. 

— FuE-Ausgaben des BMFT wuchsen zwischen 1981 
und 1990 von 5,9 Mrd DM auf 7,9 Mrd DM, BMVg 
verdoppelte seine FuE-Ausgaben im gleichen 
Zeitraum von 1,6 Mrd DM auf 3,4 Mrd DM. 

— Anteil des BMVg an FuE-Ausgaben des Bundes 
stieg damit im Betrachtungszeitraum von 15 % auf 
23 %; im internationalen Vergleich mit 13 % 
(1988) dennoch weit geringerer Anteil der Vertei-
digungsforschung an den gesamten öffentlich 
finanzierten FuE-Ausgaben als etwa Frankreich 
(38 %, 1988) oder USA (68 %, 1988). 

9. Konzentration auf staatliche Aufgaben 
bei der Förderung durch den Bund 

— Deutlicher Rückgang der Technologie- und Inno-
vationsförderung insgesamt zwischen 1982 und 
1990, jedoch erheblicher Ausbau bei den moder-
nen Schlüsseltechnologien: 

O Förderung der Biotechnologie und der Fer-
tigungstechnik weit mehr als verdoppelt 
(+ 121 % bzw. 133 %); 

O Ausbau der Förderung der Luftfahrtforschung 
und Hyperschalltechnologie auf das Doppelte; 

O Förderung der Materialforschung um 76 % ge-
steigert. 

— Im Rahmen der Förderung durch den BMFT auch 
erheblicher Ausbau der Förderung von kleinen 
und mittleren Unternehmen von 340 Mio DM 
(1982) auf 550 Mio DM (1990). 

— Überdurchschnittlicher Anstieg im Aufgabenbe-
reich Programmübergreifende Grundlagenfor-
schung bis 1986, danach Abflachen des Anstiegs 
aufgrund der auslaufenden Investitionswelle bei 
neuen Großgeräten. 

— FuE-Ausgaben bei Staatlichen Langzeitprogram-
men nahezu verdoppelt, Ausweitung insbeson-
dere in der Weltraumforschung aber auch in der 
Meeres- und Polarforschung. 

— Vorsorgeforschung um über 50 % gesteigert (im 
Bereich des BMFT nahezu verdoppelt) : 

O Förderung der Klimaforschung seit 1982 ver-
fünffacht; 

O Forschungsförderung in den Bereichen Umwelt 
und Gesundheit nimmt seit 1982 um mehr als 
die Hälfte zu; 

O Förderung der Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten wächst um 50 %. 

— Insgesamt stieg der Anteil der Grundlagenfor-
schung an den FuE-Ausgaben des Bundes im Zeit-
raum 1982 bis 1988 von 23,3 % auf 29 %, beim 
BMFT von 26,5 % auf 38,9 %. 

10. Empfängergruppen; Hochschulen bevorzugt, 
Wirtschaft  erhält weniger 

— Zunehmendes Engagement des Bundes für die 
Hochschulen: 

O im Hochschulbau 

O bei der DFG 

O bei der Projektförderung in Hochschulen: Dritt-
mittel von 365 Mio DM (1982) auf 795 Mio DM 
(1989) verdoppelt (BMFT von 312 Mio DM auf 
644 Mio DM). 

— Deutlicher Rückgang der Mittel an die Wirtschaft, 
Anteil an den FuE-Ausgaben des Bundes insge-
samt von über 47 % in 1982 auf weniger als 37 % in 
1989 zurückgeführt; Rückführung im Bereich des 
BMFT von 47 % auf 24 % des Haushalts. 

11. Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund 
und Länder weiterhin positiv 

— Überdurchschnittliche Mittelsteigerungen bei der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und 
den Trägerorganisationen 1989 gegenüber 1987: 

O DFG und MPG (+ 8,4 %) 

O FhG (+ 12,2 %). 

12. Bundesrepublik Deutschland im internationalen 
Vergleich weiterhin in der Spitzengruppe 

— Anteile der FuE-Ausgaben der USA, Japans und 
der Bundesrepublik Deutschland am jeweiligen 
Bruttoinlandsprodukt 1987 (letzte verfügbare Ver-
gleichsdaten) bei 2,9 %. 

— Frankreich holt auf: BIP-Anteil mit 2,3 % jetzt auf 
gleichem Niveau wie Großbritannien (1987), 1975 
mit 1,8 % noch deutlich niedriger. 

— Dynamik der Forschungsausgaben in Japan be-
sonders ausgeprägt: Ausgaben seit 1975 fast ver-
fünffacht. USA, Frankreich und Bundesrepublik 
Deutschland verdreifachen ihre Forschungsausga-
ben im gleichen Zeitraum (1975 bis 1987). 

— Dabei Finanzierungsanteil der Wirtschaft in Japan 
mit 69 % noch höher als in der Bundesrepublik 
Deutschland mit 64 % (1987, OECD-Statistik). 

— Hohes Niveau der Pro-Kopf-Ausgaben für For-
schung und Entwicklung 1987: USA mit 533 US-$ 
vor der Bundesrepublik Deutschland (380 US-$) 
und Japan (378 US-$). 

13. Hohe Ausgaben für FuE haben sich gelohnt 

— Entgegen skeptischen Erwartungen von Anfang 
der 80er Jahre hervorragende Position der deut-
schen Unternehmen im internationalen Wettbe-
werb: 1988 war die Bundesrepublik Deutschland 
mit 11,4 % Welthandelsanteil größter Exporteur; 
auch Spitzenposition beim Export forschungsin-
tensiver Waren (1987) mit 20,6 %, vor Japan 
(19,9 %) und den USA (15,5 %). 
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— Außerdem erhebliche Erfolge auf dem Umweltsek-
tor: Schwefeldioxid-Ausstoß seit 1982 u. a. durch 
vorausgegangene Entwicklung neuer Verfahren 
mehr als halbiert; etwa 80 % der Kläranlagen mit 
biologischer Reinigungsstufe, z. T. mit weiterent-
wickelten biologischen und chemischen Verfah-
ren; Schwermetalle im Rhein, wie z. B. Cadmium 
und Quecksilber, erheblich reduziert durch Ent-
wicklung emissionsarmer Produktionsverfahren, 
wie Rückgewinnung von Metallionen aus Abwäs-
sern und Wasserkreislaufführung. 

14. Förderung von FuE in der Wirtschaft 
mit bewährtem Konzept 

— Schwerpunkt der Förderung auf Rahmenbedin-
gungen für FuE, insbesondere Verbund Wissen-
schaft/Wirtschaft, Anreize und Hilfen zur interna-
tionalen besonders europäischen Kooperation, für 
Technologie-Transfer, zur schnelleren Diffusion 
und Anwendung von Basistechnologien sowie ge-
nerell zur Stärkung des FuE- und Innova tions-Po-
tentials kleiner und mittlerer Unternehmen. 

— Die Wirtschaft hat positiv reagiert: durch Steige-
rung der Eigenaufwendungen um 92 % von 1981 
auf 1989, durch intensiven Verbund mit Wissen-
schaft, Hochschulen und ausländischen Pa rtnern, 
durch Auf- und Ausbau der Forschung in KMU. 
Immer mehr Unternehmen führen Neuentwicklun-
gen durch: 1987 bereits 53 % der Unternehmen 
gegenüber 41 % im Jahre 1977 (mehr als 500 Be-
schäftigte). 

15. Potentialorientierte, indirekte Förderung hatte 
wichtige Anschubwirkung 

— FuE-Personalkostenzuschuß (BMWi) und For-
schungspersonalzuwachsförderung (BMFT) hat-
ten wichtige Anschubfunktion beim Aufbau von 
FuE in kleinen und mittleren Unternehmen: Heute 
forschen davon mindestens 25 000, d. h. etwa jede 
dritte Firma im produzierenden Gewerbe. 

— Die dreistufige Steuerreform hat mit einem Entla-
stungsvolumen von 53 Mrd DM die Leistungsan-
reize u. a. über die Stärkung der Binnenmarktfrage 
erhöht und zusätzliche Impulse für FuE ausgelöst. 
Im Zuge der Steuerreform wurden daher die FuE

-

Investitionszulage und die Sonderabschreibungen 
für FuE abgebaut. 

— Die von vornherein befristeten am FuE-Personal 
ansetzenden Programme laufen ebenfalls — mit 
Restabwicklung in 1990/91 — aus. 

16. Indirekt-spezifische Förderung erfolgreich 

— Als Hilfe bei der breiten Anwendung und Diffusion 
neuer Basistechnologien hat sich die indirekt-spe-
zifische Förderung hervorragend bewährt. 

— Für Fertigungstechnik (CIM), Mikroperipherik/ 
Mikrosystemtechnik, Bioverfahrenstechnik und 
100 MW-Wind-Programm sind 1990 124 Mio DM 
eingeplant. 

17. Verbundforschung dominiert in der 
Projektförderung 

— Das Konzept der Verbundprojekte hat sich als na-
hezu idealer Weg erwiesen, um die Kooperation 
von Wissenschaft und Wirtschaft, den unmittelba-
ren Wissens- und Technologietransfer sowie die 
Einbeziehung auch kleiner und mittlerer Unter-
nehmen zu befördern. 

— Verbundforschung wird zunehmend zum Stan-
dard: lag beispielsweise ihr Anteil in den BMFT

-

Programmbereichen Fertigungstechnik, Informa-
tionstechnik und Materialforschung 1984 noch 
zwischen 15 % und 21 %, so liegen diese Werte 
1988 bereits zwischen 74 % und 100 %. 

18. EUREKA auf Erfolgskurs 

— Das EUREKA-Konzept bringt Wissenschaft und 
Wirtschaft Europas auf Projektebene erfolgreich 
zusammen, weil es gemeinsamen Projektinitiati-
ven einen Kooperationsrahmen bietet. 

— Das wichtigste und auch größte derzeit anlaufende 
Projekt ist JESSI, mit dem Wirtschaft und Wissen-
schaft Europas Anschluß an die weltweite Ent-
wicklung in der Schlüsseltechnologie Mikroelek-
tronik halten wollen. Andere wichtige Projekte 
sind FAMOS (Montageautomatisierung), EURO

-TRAC (Luftverschmutzung) und EUROMAR (Mee-
resbelastung). Von 104 Vorhaben mit deutscher 
Beteiligung werden 55 mit rd. 800 Mio DM vom 
BMFT gefördert. 

19. Die Stärkung von Forschung und Innovation 
in kleinen und mittleren Unternehmen bleibt ein 
Schwerpunkt 

— Die Diffusion neuer Basistechnologien und die zu-
nehmende Bedeutung von Forschung und Techno-
logie in allen Bereichen stellen die kleinen und 
mittleren Unternehmen vor besondere Herausfor-
derungen. 1987 haben Unternehmen mit weniger 
als 1 000 Beschäftigen rd. 8 Mrd DM für FuE auf-
gewendet, das sind 18 % der Gesamtaufwendun-
gen der Wirtschaft. Soweit sie eigene Forschung 
und Entwicklung treiben, liegt der Aufwand bezo-
gen auf Umsatz oder Beschäftigung höher als in 
Großunternehmen. 

— Die Bundesregierung hat daher 1989 ein neues 
Gesamtkonzept zur Forschungsförderung für 
kleine und mittlere Unternehmen vorgelegt, das 
eine verläßliche Grundlage und Leitlinie für die 
mittelständische Wi rtschaft darstellt. Die Förde-
rung liegt 1989 und 1990 (Soll) in einer Größenord-
nung von 700 Mio DM. Die wesentlichen Maßnah-
men sind: 

Projektförderung (insbesondere Verbundprojekte) 
aus Fachprogrammen des BMFT; 

Indirekt-spezifische Maßnahmen des BMFT (vgl. 
Punkt 16) ; 

Neuer Ansatz zur Förderung von technologie-
orientierten Unternehmensgründungen (BMFT) ; 
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Fortführung der Auftragsforschung und -entwick-
lung (mit neuer Konzeption) und der Forschungs-
kooperation zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
(BMFT); 

Ausbau der industriellen Gemeinschaftsforschung 
(BMWi) ; 

Unterstützung von Zentren für Informa tion und 
Beratung in neuen Technologiefeldern durch den 
BMFT; 

Spezielle Fördermaßnahmen in Berlin und Modell
-vorhaben zum Technologietransfer (BMWi); 

Die weitere Stärkung der Fraunhofer-Gesellschaft 
durch den BMFT; 

Gezielte Heranführung des Handwerks an neue 
Technologien. 

— Es wird im Zusammenhang mit der Reform der 
Unternehmensbesteuerung der nächsten Legisla-
turperiode zu prüfen sein, ob die Dynamik von FuE 
vor allem in technologieintensiven mittelständi-
schen Unternehmen weiter verstärkt werden 
sollte. 

20. Neue Forschungsprogramme des Bundes 

— In Teil II des Berichts werden die Förderungsmaß-
nahmen des Bundes in der Gliederung der Lei-
stungsplansystematik des Bundes im einzelnen 
aktualisiert und vorgestellt. Hierauf sowie auf die 
vorangestellte Zusammenfassung mit den wichtig-
sten programmatischen Weichenstellungen im Be-
richtszeitraum wird verwiesen. 

— Folgende neue Förderungsprogramme wurden im 
Berichtszeitraum vorgestellt: 

3. Programm Energieforschung und Energietech-
nologien (Februar 1990, BMFT); 

Umweltforschung und Umwelttechnologie (1989, 
BMFT) ; 

Arbeit und Technik (1989, gemeinsam von BMFT, 
BMA und BMBW); 

Zukunftskonzept Informationstechnik (1989, ge-
meinsam von BMFT und BMWi). 

21. Zunehmende Internationalisierung von FuE 

— Der Prozeß der Internationalisierung von FuE, d. h. 
die Kooperation auf der staatlichen, der wissen-
schaftlichen wie auf der Unternehmensebene, und 
dieser Ebenen untereinander, ist weiter fortge-
schritten und ebenso die Integration von nationaler 
und EG-Forschungsförderung. Auf die gesonderte 
Darstellung hierzu in Teil IV sowie auf Punkt 18 
dieser Zusammenfassung (EUREKA) wird verwie-
sen. Im einzelnen ist hervorzuheben: 

— Der EG-Rat (Forschung) hat im Dezember 1989 
einem Vorschlag der Kommission für ein 3. Rah-
menprogramm für den Zeitraum 1990-1994 mit ei-
nem Mittelvolumen von 5,7 Mrd ECU zuge-
stimmt. 

— Das herausragende Ereignis des Berichtszeitraums 
ist die mit dem raschen Fortschreiten des Reform-
prozesses in Mittel- und Osteuropa möglich ge-
wordene und von der Bundesregierung mit Nach-
druck auch in Gang gesetzte neue Dimension der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet von Forschung 
und Technologie mit diesen Ländern. 

— Das für uns Deutsche beherrschende politische Er-
eignis ist dabei die Chance zur Wiederherstellung 
der deutschen Einheit. Auch im Bereich von For-
schung und Technologie bewegen sich hier die 
Dinge sehr schnell und befinden sich bei Redak-
tionsschluß dieses Berichtes noch voll im Fluß. 

22. Zur Funktion und zur Anlage des Berichts 

— Der Faktenbericht ist, wie die Bundesforschungs-
berichte, zugleich Lagebericht über die Forschung 
und Rechenschaftsbericht über das Handeln des 
Staates. Dies erklärt auch, warum nicht alle Berei-
che der Forschung mit gleicher Intensität aufschei-
nen und kommentiert werden. Vor allem die Gei-
steswissenschaften kommen daher, soweit sie 
nicht unmittelbar vom Bund gefördert werden oder 
die Länder aus ihrer Sicht über besondere Förder-
maßnahmen berichten, in der Dar stellung regel-
mäßig zu kurz. Immerhin wurden die Ausgaben 
des BMFT für die Geistes-, Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaften von 1982 (55 Mio DM) bis 1989 
(110 Mio DM) verdoppelt. Die Bundesregierung 
hofft, auch diesen Bereich nach Vorliegen des in 
Auftrag gegebenen Statusberichts Geisteswissen-
schaften, im nächsten Bundesforschungsbericht 
ausführlicher kommentieren zu können. 

— Eine wichtige Ergänzung der Darstellung aus Bun-
dessicht ist daher Teil III dieses Berichts, in dem 
die Länder ihre Forschungspolitik jeweils geson-
dert darstellen. Daraus werden nicht nur die pro-
grammatische Komplementarität zur Förderung 
des Bundes, sondern auch aktuelle Schwerpunkt-
setzungen und Weichenstellungen in der Hoch-
schulforschung deutlich. 

23. Perspektiven 

Der vorliegende Faktenbericht ist vor allem Ergän-
zung des Bundesforschungsberichts 1988 um die seit-
herige Entwicklung. Dennoch ergeben sich aus dem 
Bericht Perspektiven, die bisherige Entwicklungen 
weiter verdeutlichen und sich wie folgt zusammenfas-
sen lassen: 

— In der kommenden Dekade, wird das Entwick-
lungstempo in Forschung und Technik nicht nach-
lassen, sondern sich eher noch beschleunigen. Die 
modernen Schlüsseltechnologien, wie z. B. die In-
formations- oder Biotechnik, aber auch neue Mate-
rialien werden weiter an Bedeutung gewinnen und 
erhebliche FuE-Aufwendungen in der Wirtschaft 
erforderlich machen. 

— Die drängenden globalen wie regionalen ökologi-
schen Fragen verlangen in den kommenden Jah-
ren weitere technologische Antworten. Das Inno- 
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vationspotential der Wirtschaft muß noch stärker 
eingesetzt werden, um die wachsenden Umwelt-
probleme z. B. durch Umweltschäden vermei-
dende Produktionsverfahren und umweltfreundli-
chere Produkte sowie umweltschonende Energie-
träger und Verkehrsmittel zu bewäl tigen. 

— Die Qualifikationsanforderungen werden durch 
das hohe Tempo des technischen Fortschritts wei-
ter zunehmen. Fehlende Qualifikationen können 
den Innovationsprozeß erheblich behin dern.  Da-
her ist ein differenzie rtes, leistungsfähiges, alle Be-
gabungen erschließendes Bildungssystem sowie 
die ständige Weiterbildung von Mitarbeitern in 
den Unternehmen unerläßlich. Hinzu kommt, daß 
Verschiebungen im Altersaufbau der Bevölkerung 
besondere Anstrengungen bei der Weiterbildung 
notwendig machen. 

— Die Internationalisierung der Wirtschaft wie der 
Forschungsbeziehungen wird in den 90er Jahren 
weiter zunehmen. Der Ausbau und die Vollendung 
des europäischen Binnenmarktes mit 320 Millio

-

nen Einwohnern bietet Chancen für zusätzliches 
Wachstum. Durch freien Waren- und Dienstlei-
stungsverkehr, Niederlassungsfreiheit, Liberali-
sierung des Kapitalverkehrs und des öffentlichen 
Auftragswesens entstehen Absatzmöglichkeiten 
für neue Produkte und Verfahren. Eine attraktive 
Forschungslandschaft und ein hoher Ausbildungs-
stand werden immer wich tiger. Die erforderliche 
Kombination unterschiedlichster Wissens- und 
Technologiebereiche wird die interna tionale Ko-
operation in Forschung und Technologie weiter 
intensivieren. 

— Der Reformprozeß in Mittel- und Osteuropa hat 
eine neue Dimension der wi rtschaftlichen und 
technologischen Kooperation eröffnet. Die darin 
liegenden Chancen für eine weitere f riedliche Ent-
wicklung in der Welt sind für uns zugleich eine 
Verpflichtung, diese Chancen auch im Bereich von 
Forschung und Technologie zu ergreifen. Dies gilt 
erst recht für die wissenschaftlich-technische Zu-
sammenarbeit mit der DDR, die wir jetzt ausbauen 
mit der Perspektive eines vereinten Deutschland. 
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Teil 

Die Ressourcen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung in der Bundesre-
publik Deutschland 

Der Leistungsstand der wissenschaftlichen Forschung 
und die Wettbewerbsfähigkeit eines L andes werden 
in zunehmendem Maße mit Hilfe quantitativer Indika-
toren beurteilt. 

Die Forschungspolitik bedient sich dabei einer wach-
senden Zahl international anerkannter Wissenschafts-
und Technologieindikatoren, die vor allem im Rah-
men der Arbeit der Organisation für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) entwik-
kelt und diskutiert werden. Sie haben in den letzten 
Jahren deutlich an  Zuverlässigkeit und Aussagefähig-
keit gewonnen (vgl. auch Kapitel 10). 

Die traditionellen input-Statistiken, die sich im we-
sentlichen auf finanzielle und personelle Ressourcen 
beziehen und die in diesem Bericht im Vordergrund 
stehen, werden ergänzt durch output-Statistiken, mit 
denen versucht wird, die Strukturen der Forschungs-
landschaft und die Leistungsfähigkeit von Forschung 
und Forschungspolitik - insbesondere auch im inter-
nationalen Vergleich - sichtbar zu machen. Ein Bei-
spiel dafür ist die Technologische Zahlungsbilanz ei-
nes Landes (vgl. Kapitel 11). 

National wie international unterstützt die Bundesre-
gierung die Methodenentwicklung bei den Wissen-
schafts- und Technologieindikatoren: Die Verbesse-
rung des forschungsstatistischen Instrumentariums 
und die entsprechende Ergänzung und Vertiefung der 
Forschungsberichterstattung dienen der sachlichen 
Auseinandersetzung im Bereich von Wissenschaft 
und Forschung. 

1. Die Wissenschaftsausgaben 

Die Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik 
Deutschland betrugen 1987, dem letzten Jahr, für 
das für alle Sektoren Ist-Angaben verfügbar sind, 
80,4 Mrd DM. Gegenüber 1981 (54,7 Mrd DM) stiegen 
sie damit um fast die Hälfte (47 %) an. Das entspricht 
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate 
von über 6,6 %. Nach den für 1988 und 1989 vorlie-
genden Daten, die zum Teil auf Schätzungen basie-
ren, erhöhten sich die Wissenschaftsausgaben in die-
sen Jahren um weitere 4,0 % bzw. 7,0 %, so daß sie 
1989 eine Höhe von 89,4 Mrd DM erreichen und ge-
genüber 1981 einen Zuwachs um 63,5 % verzeichnen 
(vgl. Tabelle I/1 und Schaubild I/1). 

Der Anteil der Wissenschaftsausgaben am Bruttosozi-
alprodukt stieg im Zeitraum 1981 bis 1989 von 3,5 % 
auf 4,0 % (vgl. Tabelle VI/1). 

Den überwiegenden Anteil an  der Finanzierung der 
Wissenschaftsausgaben tragen die öffentlichen Haus-
halte, d. h. der Bund (einschl. „Europe an  Recovery 
Program" [ERP]-Sondervermögen), die Länder und 
Gemeinden sowie die wissenschaftlichen Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck (soweit sie überwiegend 
vom Staat finanziert werden). Ihr Anteil ging im be-
trachteten Zeitraum jedoch deutlich zurück und zwar 
von 58,9 % (1981) auf 52,0 % (1989). 

Aufgrund des im Vergleich zu den öffentlichen Haus

-

halten im Wirtschaftssektor mehr als doppelt so gro

-

ßen Ausgabenzuwachses (90,8 % gegenüber 44,4 %) 

Tabelle I/1 
(vgl. auch Tabelle VI/1) 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 
- Anteile in % - 

1981 1983 1985 1987 1988 1989 

1. Öffentliche Haushalte   58,9 57,8 55,7 53,5 53,0 52,0 
1.1 Bund (einschließlich ERP)   21,6 21,6 20,4 18,7 18,1 18,2 
1.2 Länder und Gemeinden   36,5 35,1 33,9 33,3 33,3 32,4 
1.3 Wissenschaftliche Organisationen 

ohne Erwerbszweck   0,8 1,2 1,4 1,6 1,5 1,4 
2. Wirtschaftssektor   41,1 42,2 44,3 46,5 47,0 48,0 

Insgesamt   100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
Nachrichtlich in Mio DM   54 718 61 416 71 212 80 421 83 625 89 440 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild I/1 (vgl. Tabelle I/1) 
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erhöhte sich der Anteil der Wi rtschaft an  den Wissen-
schaftsausgaben insgesamt zwischen 1981 und 1989 
von 41,1 % auf 48,0 %. Die Wissenschaftsausgaben 
der Wirtschaft umfassen dabei die Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung (FuE) der Unternehmen 
und der Institutionen für Gemeinschaftsforschung 
und experimentelle -entwicklung (IfG) sowie die ent-
sprechenden Mittel aus Stiftungen der Wi rtschaft (vgl. 
Tabelle VI/1). 

Betrachtet man die öffentlichen Haushalte, so über-
wiegt der Anteil der Länder und Gemeinden an den 
Wissenschaftsausgaben den des Bundes. Die Länder 
konnten ihren Anteil dem Bund gegenüber in den 
Jahren 1981 bis 1987 noch ausbauen. Während die 
Wissenschaftsausgaben des Bundes in diesem Zeit-
raum um rund 27 % stiegen, betrug der Zuwachs bei 
Ländern und Gemeinden fast 34%. Dabei ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß die Ausgaben der Länder, die 
ganz überwiegend zur Finanzierung der Hochschulen 
und Hochschulkliniken dienen, auch Mittel einschlie-
ßen, die durch Einnahmen der Länder, insbesondere 
Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an 
Hochschulkliniken, refinanziert werden. Bei der Er-
mittlung der FuE-Ausgaben der Länder wird dieses 
Problem allerdings durch eine weitgehende Eliminie-
rung der Ausgaben für die Krankenversorgung aus-
geräumt (vgl. Teil VI). 

Die Wissenschaftsausgaben des Bundes, die nur zu 
einem kleinen — jedoch zunehmenden — Anteil in 
die Hochschulen fließen, kommen überwiegend dem 
außeruniversitären Bereich zugute. Eine detail lierte 
Darstellung der Mittelflüsse bzw. der Verflechtungen 
zwischen den einzelnen Sektoren wird in den folgen-
den Abschnitten gegeben. 

2. Die Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung 

Die FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
betrugen 1987, dem letzten Jahr, für das für alle Sek-
toren Ist-Daten zur Verfügung stehen, 59,5 Mrd DM, 
das entspricht gegenüber 1981 (39,9 Mrd DM) einem 
Anstieg um nominal 49,3 % und (bei Deflationierung 
mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts) um real 
26,3 %. Die durchschnittliche jährliche, reale Wachs-
tumsrate be trägt damit knapp 4 %. 

Für 1988 wird das Gesamtbudget Forschung auf rund 
62 Mrd DM, für 1989 auf 66,7 Mrd DM geschätzt. 
Damit ergeben sich Veränderungen gegenüber dem 
jeweiligen Vorjahr um 4,1 % bzw. 7,7 %. Nach Pro

-

gnosen erreichen die FuE-Ausgaben 1990 eine Höhe 
von rd. 70,5 Mrd DM. Der Zuwachs des Forschungs-
budgets 1990 gegenüber 1981 — der betrachtete Zeit-
raum umspannt in diesem Bericht erstmals fast ein 
ganzes Jahrzehnt — beträgt demzufolge fast 77 % 
(vgl. Tabelle VI/2). 

Einen mehrjährigen Überblick über die Beteiligung 
der einzelnen Sektoren an der Finanzierung bzw. an 

 der Durchführung von Forschung und Entwicklung 
geben die Tabellen I/2 bzw. I/3 (zur Finanzierungs-
verflechtung vgl. Schaubild I/4). 

Auf der Finanzierungsseite hat die Wirtschaft ihren 
Anteil am Forschungsbudget der Bundesrepublik 
Deutschland, der 1981 bereits bei 55,4 % lag, weiter 
ausbauen können. Er belief sich 1987 auf 61,9 % und 
erhöht sich nach den vorliegenden Daten 1988 auf 
62,6 %; 1989 liegt er schätzungsweise bei 63,5 % (vgl. 
Tabelle I/2). 

Mit Mittelzuwächsen in den Jahren 1981 bis 1987 um 
rd. 67 % steigerte die Wirtschaft ihre FuE-Ausgaben 
von 22,1 Mrd DM auf 36,8 Mrd DM. Diese im Ver-
gleich zu Bund und Ländern deutlich größere Ausga-
bendynamik hat zur Folge, daß die Anteile der aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Forschung und Ent-
wicklung im Zeitverlauf sanken: Der Anteil des Bun-
des am Gesamtbudget Forschung betrug 1987 22,1 
gegenüber 26,0 % im Jahre 1981. Eine ähnliche Ent-
wicklung nahm der Länderanteil; er sank im gleichen 
Zeitraum von 17,3 % auf 14,4 %. Für 1988 und 1989 
weisen die vorliegenden Daten auf weitere Rück-
gänge dieser Anteile auf 20,8 % bzw. 13,6 % hin. 

Die privaten Institutionen ohne Erwerbszweck sowie 
der Sektor Ausland trugen im Zeitverlauf 1981 bis 
1987 in wachsendem Maße zu den FuE-Ausgaben der 
Bundesrepublik Deutschland bei. Ihre Anteile lagen 
1987 bei 0,4 % bzw. 1,2 % und nehmen nach den 
Schätzungen für 1988 und 1989 weiter zu (vgl. Schau-
bild I/2). 

Die tendenziell wachsende Bedeutung der Mittel des 
Auslandes spiegelt sich in der Entwicklung des vom 
Inland insgesamt finanzierten Anteils am Forschungs-
budget. Er ging im Zeitverlauf von 99,1 % (1981) auf 
98,6 % (1989) zurück. Setzt man die von Inländern 
finanzierten Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung in Beziehung zum Bruttosozialprodukt (BSP: die 
von Inländern erbrachte wi rtschaftliche Leistung der 
Bundesrepublik Deutschland), so zeigt sich, daß die 
resultierende Kennzahl zwischen 1981 und 1987 von 
2,6 % auf 2,9 % angestiegen ist. Nach den verfügbaren 
Daten beträgt diese Kennzahl 1988 und 1989 ebenfa lls 
2,9 % (vgl. Tabelle I/2 sowie VI/2). 
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Tabelle I/2 
(vgl. Tabelle VI/2) 

Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 
- FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach finanzierenden Sektoren 

sowie im Verhältnis zum BSP 1) - 

Finanzierende Sektoren 2) 1981 1985 1986 1987 1988 1989 

I. Bund 3) - Mio DM   10 363 12 767 12 898 13 144 13 255 13 900 
Index 1981 = 100   100 123 124 127 128 134 
in % der FuE-Gesamtausgaben   26,0 24,4 23,3 22,1 21,4 20,8 

II. Länder 3 ) 4 ) - Mio DM   6 900 5 ) 7 706 8 072 8 550 8 745 9 100 
Index 1981 = 100   100 112 117 124 127 132 
in % der FuE-Gesamtausgaben   17,3 14,7 14,6 14,4 14,1 13,6 

III. Wirtschaft - Mio DM   22 082 31 090 33 610 36 831 38 780 42 360 
Index 1981 = 100   100 141 152 167 176 192 
in % der FuE-Gesamtausgaben   55,4 59,5 60,7 61,9 62,6 63,5 

IV. Private  Institutionen  ohne  Erwerbs- 
zweck (PNP) - Mio DM   155 133 175 238 320 390 
Index 1981 = 100   100 86 113 154 206 252 
in % der FuE-Gesamtausgaben   0,4 0,3 0,3 0,4 0,5 0,6 

Von inländischen Sektoren finanzierte 
FuE-Ausgaben insgesamt - Mio DM 39 500 5 ) 51 696 54 755 58 763 61 100 65 750 
Index 1981 = 100   100 131 139 149 155 166 
in % der FuE-Gesamtausgaben   99,1 98,9 98,8 98,8 98,6 98,6 
in % des BSP 1 )   2,6 2,8 2,8 2,9 2,9 2,9 

V. Ausland - Mio DM   363 584 640 738 850 950 
Index 1981 = 100   100 161 176 203 234 262 
in % der FuE-Gesamtausgaben   0,9 1,1 1,2 1,2 1,4 1,4 

FuE-Gesamtausgaben - Mio DM   39 863 5 ) 52 280 55 395 59 501 61 950 66 700 
Index 1981 = 100   100 131 139 149 155 167 

1) Bruttosozialprodukt (BSP). 
2) Teilweise geschätzt, bis 1987 auf Ist-Basis. 
3) Forschungseinrichtungen des Bundes nur mit FuE-Anteilen, Forschungseinrichtungen der Länder ab 1985 nur mit FuE-Antei-

len. 
4) Im Hochschulsektor wurde mit der Erhebung 1987 ein neues Berechnungsverfahren für Forschung und Entwicklung (mit Wir-

kung auf die FuE-Ausgaben der Länder) eingeführt; die Daten früherer Jahre wurden hier entsprechend revidiert, so daß die 
FuE-Ausgaben der Länder von denen früherer Veröffentlichungen abweichen. 

5) Revidiert (vorläufig). 
Quelle: BMFT  Rundungsdifferenzen 

Die Betrachtung des Gesamtbudgets Forschung in der 
Gliederung nach durchführenden Sektoren (vgl. Ta-
belle I/3 und Schaubild I/3) macht ebenfalls die domi-
nierende Wirkung der Ausgabendynamik der Wirt-
schaft deutlich. Ihr Anteil an den gesamten FuE-Aus-
gaben erhöhte sich zwischen 1981 und 1987 von 
66,7 % auf 70,1 %. Für 1988 wird ein Anstieg auf 
70,4 %, für 1989 ein Anteil von 71,0 % geschätzt. 

Eine für den Wirtschaftssektor charakteristische 
Kennzahl ist die Eigenfinanzierungsquote. Sie gibt an, 

welchen Anteil der im Wirtschaftssektor durchgeführ-
ten Forschung und Entwicklung die Wirtschaft selbst 
finanziert hat. Diese Kennzahl beträgt 1987 85,7 % 
gegenüber 80,4 % im Jahre 1981. Für 1989 wird ihr 
Wert auf 86,8 % geschätzt. Die Entwicklung zeigt, daß 
die Wirtschaft ihre Forschungsanstrengungen nicht 
nur überdurchschnittlich gesteigert, sondern sie auch 
in zunehmendem Maße selbst finanziert hat. 

Dem wachsenden Anteil des Wirtschaftssektors an der 
Durchführung von Forschung und Entwicklung im 
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Schaubild I/2 (vgl. Tabelle I/2) 
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betrachteten Zeitabschnitt stehen rückläufige Anteile 
der Hochschulen sowie des Sektors Staat und private 
Institutionen ohne Erwerbszweck (außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen) gegenüber. Dabei ist auch 
auf das neue Berechnungsverfahren für Forschung 
und Entwicklung im Hochschulsektor hinzuweisen, 
das in den vorliegenden Daten erstmals berücksich-
tigt wird (dieses Verfahren wurde mit der Erhebung 
für 1987 eingeführt; die Daten der hier zum Vergleich 
herangezogenen Jahre wurden entsprechend revi-
diert) und das zu einer Niveau- bzw. Anteilserhöhung 
der FuE-Ausgaben des Hochschulsektors im Ver-
gleich zu früheren Berichten geführt hat (vgl. auch 
Teil VI). 

Ein Vergleich der beiden Sektoren zeigt zu Beginn 
des betrachteten Zeitraums etwas stärkere Ausgaben-
zuwächse im Bereich der außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, in den letzten Jahren - nach 
einer Phase mit relativ stabilen Anteilen dieser beiden 
Sektoren - leicht höhere Steigerungsraten bei den 
Hochschulen. Auf den Hochschulsektor entfallen 
1987 14 % des Forschungsbudgets, auf den Sektor der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen 13 
gegenüber 16,1 % bzw. 14,5 % im Jahre 1981. Die 
Daten für 1988 und 1989 weisen erneute Rückgänge 
dieser Anteile auf 13,6 % bzw. 12,6 % aus (vgl. Tabelle 
I/3 sowie VI/3). 

Tabelle I/3 
(vgl. Tabelle VI/3) 

Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 
- FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach durchführenden Sektoren 

sowie im Verhältnis zum BIP 1 ) - 

Durchführende Sektoren 2 ) 1981 1985 1986 1987 1988 1989 

I. Hochschulen 3) - Mio DM   6 400 4 ) 7 289 7 760 8 339 8 620 9 090 
Index 1981 = 100   100 114 121 130 135 142 
in % der FuE- Gesamtausgaben   16,1 13,9 14,0 14,0 13,9 13,6 

II. Staat und p rivate Institutionen 
ohne Erwerbszweck 5) - Mio DM   5 794 6 880 7 291 7 714 8 008 8 405 
Index 1981 = 100   100 119 126 133 138 145 
in % der FuE- Gesamtausgaben   14,5 13,2 13,2 13,0 12,9 12,6 

III. Wirtschaft - Mio DM   26 610 36 638 38 850 41 715 43 600 47 325 
Index 1981 = 100   100 138 146 157 164 178 
in % der FuE- Gesamtausgaben   66,7 70,1 70,1 70,1 70,4 71,0 

FuE-Ausgaben für im Inland durchge- 
führte FuE insgesamt - Mio DM   38 804 50 807 53 901 57 768 60 228 64 820 
Index 1981 = 100   100 131 139 149 155 167 
in % der FuE-Gesamtausgaben   97,3 97,2 97,3 97,1 97,2 97,2 
in % des BIP   2,5 2,8 2,8 2,9 2,9 2,9 

IV. Ausland - Mio DM   1 066 1 472 1 494 1 733 1 722 1 880 
Index 1981 = 100   100 138 140 163 162 176 
in % der FuE- Gesamtausgaben   2,7 2,8 2,7 2,9 2,8 2,8 

FuE-Gesamtausgaben - Mio DM   39 870 4 ) 52 280 55 395 59 501 61 950 66 700 
Index 1981 = 100   100 131 139 149 155 167 

1) Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
2) Teilweise geschätzt, bis 1987 auf Ist-Basis. 
3) Im Hochschulsektor wurde mit der Erhebung 1987 ein neues Berechnungsverfahren für Forschung und Entwicklung eingeführt; 

die Daten früherer Jahre wurden hier entsprechend revidiert, so daß sie von Angaben in früheren Veröffentlichungen abwei-
chen. 

4) Revidiert (vorläufig). 
5) Forschungseinrichtungen des Bundes nur mit FuE-Anteilen, Forschungseinrichtungen der Länder ab 1985 nur mit FuE

-

Anteilen. 
Quelle: BMFT  Rundungsdifferenzen 
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Schaubild I/3 (vgl. Tabelle I/3) 
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Schaubild I/4 (vgl. Tabelle VI/3) 
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Schaubild I/5 (vgl. Tabelle VI/20) 
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Schaubild I/6 (vgl. Tabelle VI/34) 
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3. Das in Forschung und Entwicklung tätige 
Personal 

Zur Beurteilung der Forschungsanstrengungen eines 
Landes sind neben den finanziellen auch die perso-
nellen Ressourcen und ihre Entwicklung im Zeitver-
lauf von Bedeutung. 

In der Bundesrepublik Deutschland waren 1987 - 
umgerechnet auf Vollzeitbeschäftigte - insgesamt 
419 205 Personen in Forschung und Entwicklung tä-
tig. Davon waren 39,5 % (165 614) Forscher, der Anteil 
des technischen Personals betrug 29,2 %, der des son-
stigen Personals 31,3 % (vgl. Tabelle VI/29 sowie 
Schaubild I/7). Gegenüber 1985 hat das FuE-Personal 
damit insgesamt um 7,1 % zugenommen, dabei war 
der Anstieg bei der Gruppe der Forscher mit 12,2 
am größten, beim sonstigen Personal (+ 2,8 %) am ge-
ringsten. 

Hinsichtlich der Entwicklung der personellen Res-
sourcen in den einzelnen Sektoren ist auf zwei Beson-
derheiten hinzuweisen. Zum einen hat 1987 der Über-
gang zu einem neuen Berechnungsverfahren von For-
schung und Entwicklung im Hochschulsektor stattge-
funden (vgl. dazu auch Teil VI), der einen Zeitreihen-
bruch zur Folge hat und damit die Vergleichbarkeit 
mit den Vorjahren einschränkt. Die Daten für 1985 
sind gegenüber denen aus früheren Berichten revi-
diert. Zum anderen wurde 1987 erstmals eine (einma-
lige) Erhebung im Sektor der p rivaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck durchgeführt, so daß hier die 
Vergleichbarkeit mit den Daten der Vorjahre - die 
überwiegend auf Schätzungen basieren - nur be-
dingt gegeben ist. 

Der Wirtschaftssektor hat - den finanziellen Ressour-
cen entsprechend - den größten Anteil an dem in 
Forschung und Entwicklung tätigen Personal. Auf ihn 
entfallen 1987 70,5 % des FuE-Personals insgesamt, 
der Anteil ist damit gegenüber 1985 (70,3 %) leicht 
angestiegen. Dies gilt auch für den Anteil der im Wirt

-schaftssektor tätigen Forscher, der 1987 64,7 % ge-
genüber 63,4 % im Jahre 1985 beträgt. 

Betrachtet man nur das FuE-Personal des Wirtschafts-
sektors, so entfallen auf die Gruppe der Forscher 
36,3 %, auf das technische Personal 30,7 To  und das 
sonstige Personal 33,0 %. Gegenüber 1985 hat sich 
damit der Anteil der Forscher gegenüber dem techni-
schen bzw. dem sonstigen Personal vergrößert. Hin-
sichtlich der Veränderungsraten des FuE-Personals 
1987 gegenüber 1985 liegt die in der Gruppe der For-
scher im Wirtschaftssektor mit 14,5 To  deutlich über 
dem Durchschnitt der Forscher insgesamt (+ 12,2 %). 
Beim FuE-Personal insgesamt im Wirtschaftssektor ist 
die Veränderung mit + 7,4 % leicht überdurchschnitt-
lich. 

Den zweitgrößten Anteil am FuE-Personal insgesamt 
- wie auch in den einzelnen Personalgruppen - stellt 
der Hochschulsektor. Mit 16,0 % am FuE-Personal ins-
gesamt liegt sein Anteil 1987 geringfügig über dem 
des Jahres 1985 (15,9 %). In der Gruppe der Forscher 
ging der Anteil des Hochschulsektors allerdings 1987 
gegenüber 1985 etwas zurück (von 22,7 % auf 
22,1 %). 

Die Gliederung des FuE-Personals des Hochschulsek-
tors nach Personalgruppen zeigt, daß mit 54,5 % der 
größte Anteil auf die Forscher entfällt; 1985 lag  dieser 
Anteil noch bei 53,8 %. Auf das technische Personal 
entfallen 1987 20,0 %, auf das sonstige Personal 
25,5 %; während der Anteil des technischen Personals 
damit gegenüber 1985 unverände rt  blieb, ist der An-
teil des sonstigen Personals zwischen 1985 und 1987 
leicht rückläufig (1985 betrug er 26,2 %). Bezogen auf 
die Veränderungsraten 1987 gegenüber 1985 entwik-
kelte sich das FuE-Personal im Hochschulsektor ins-
gesamt überdurchschnittlich (+ 8,0 %); in der Gruppe 
der Forscher ist jedoch mit + 9,5 % im Vergleich zu 
den Forschern insgesamt (+ 12,2 %) eine unterdurch-
schnittliche Veränderung zu verzeichnen. 

Der Anteil des Staatssektors am FuE-Personal insge-
samt beträgt 1987 12,9 % gegenüber 13,2 % im Jahre 
1985. Sein Anteil an den Forschern insgesamt ging mit 
12,4 % im Jahre 1987 gegenüber 1985 (13,0 %) etwas 
zurück. Nahezu unverändert sind die Anteile der übri-
gen beiden Personalgruppen. Auch im Staatssektor 
stellen die Forscher die stärkste Gruppe des FuE-Per-
sonals. Ihr Anteil liegt mit 37,9 % 1987 leicht über dem 
des Jahres 1985 (37,2 %). Die Anteile des technischen 
Personals bzw. des sonstigen Personals liegen mit 
32,7 % bzw. 29,4 % im Jahre 1987 nur wenig über bzw. 
unter denen des Jahres 1985 (32,6 % bzw. 30,2 %). 

Die Veränderungsrate des FuE-Personals des Staats-
sektors 1987 gegenüber 1985 war in sämtlichen Per-
sonalgruppen unterdurchschnittlich. 
Für die beiden zuletzt genannten Sektoren liegen zu-
sätzliche Informationen über den Anteil des weibli-
chen FuE-Personals vor, im Fall  des Hochschulsektors 
allerdings nur bezogen auf die Gruppe der Forscher. 
Hier zeigt sich, daß die Zahl der Frauen unter den 
Forschern, wie schon zwischen 1981 und 1983, im 
Vergleich zu den weiblichen und männlichen For-
schern insgesamt überdurchschnittlich gestiegen ist. 
Im Staatssektor dagegen hat die Zahl der Frauen in 
dieser Personalgruppe in den letzten Jahren nur un-
terdurchschnittlich zugenommen. Hinsichtlich der 
Entwicklung zwischen 1985 und 1987 gilt dies auch in 
der Gruppe des technischen Personals, in den Jahren 
davor war in dieser Gruppe die Zahl der Frauen noch 
überdurchschnittlich gestiegen. Beim sonstigen Per-
sonal zeigt sich eine in den Jahren 1981 bis 1987 
durchgängig über dem Durchschnitt liegende Zu-
nahme der Zahl der Frauen. 

Betrachtet man die in Forschung und Entwicklung im 
Staatssektor insgesamt beschäftigten Frauen, so zeigt 
sich eine Strukturverschiebung bei den drei Personal-
gruppen zwischen 1985 und 1987: Während die An-
teile der Gruppen „Forscher" sowie „Technisches 
Personal" abnahmen, stieg der Anteil der Gruppe 
„Sonstige". 
Bei der Interpreta tion der Daten ist zu berücksichti-
gen, daß die hier gemachten Angaben unterschiedli-
chen Erhebungen entstammen, die z. T. für Zwecke 
der FuE-Statistik durch Sonderaufbereitungen und 
Schätzungen ergänzt wurden. Hinzu kommt, daß die 
Umrechnung auf Vollzeitäquivalente nur begrenzte 
Rückschlüsse auf die tatsächliche Zahl der in For-
schung und Entwicklung beschäftigten Frauen zu-
läßt. 
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Schaubild I/7 (vgl. Tabelle VI/29) 
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Weitere Informationen zum FuE-Personal können den 
Tabellen im Teil VI entnommen werden. So enthalten 
die Tabellen VI/30 - VI/32 eine Aufgliederung des 
FuE-Personals des Wirtschaftssektors nach Wi rt

-schaftszweigen, die Tabelle VI/33 Angaben zum 
Hochschulpersonal in den verschiedenen Wissen-
schaftszweigen und die Tabellen VI/34 -VI/36  wei-
tere Angaben über das Personal in Einrichtungen au-
ßerhalb der Hochschulen (vgl. auch Schaubild I/6). 

4. Die Bundesausgaben für Forschung und 
Entwicklung 1982-1990 

Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent-
wicklung betrugen 1988 13,3 Mrd DM, das entspricht 
einem Zuwachs um 0,8 % gegenüber 1987. Be trachtet 
man die Entwicklung im Vergleich zum Jahr 1982 
(11,6 Mrd DM), so sind die FuE-Ausgaben des Bundes 
damit insgesamt um 14,7 % gestiegen, was einer 
durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 
2,3 % gleichkommt. Für 1989 sieht der Bundeshaus-
haltsplan rd. 14,2 Mrd DM für Forschung und Ent-
wicklung vor, dies bedeutet gegenüber dem Ist 1988 
einen Anstieg um 6,8 %; nach dem Regierungsent-
wurf des Bundeshaushaltsplanes stehen für 1990 
15,0 Mrd DM für Forschung und Entwicklung zur Ver-
fügung; dies entspricht einem Ausgabenzuwachs um 
6,1 %. 

Betrachtet man den Zeitraum 1981 bis 1990 (womit 
der Basiseffekt des Nachtragshaushalts 1982 ausge

-

schaltet wird), so steigerte der Bund seine FuE-Ausga-
ben sogar um knapp 45 %. Die durchschnittliche jähr-
liche Steigerungsrate beträgt dabei 4,2 %. 

Die einzelnen Bundesressorts sind an der Finanzie-
rung der FuE-Ausgaben des Bundes sehr unterschied-
lich beteiligt (vgl. Tabelle VI/7). Weit über die Hälfte 
der Ausgaben trägt das Bundesministerium für For-
schung und Technologie (BMFT); wesentlichen Anteil 
haben daneben das Bundesministerium der Verteidi-
gung (BMVg) und die Bundesministerien für Bildung 
und Wissenschaft (BMBW) sowie für Wirtschaft 
(BMWi). Auf die genannten vier Resso rts entfielen in 
den letzten Jahren rd. 90 % der Ausgaben des Bundes 
für Forschung und Entwicklung (vgl. Tabelle I/4 und 
Schaubild I/8). 

Die Darstellung der Ausgaben unter forschungsthe-
matischen Gesichtspunkten erfolgt seit einigen Jah-
ren mit Hilfe der FuE-Leistungsplansystematik des 
Bundes. Dabei werden im Fall  des Bundesministeri-
ums für Forschung und Technologie die einzelnen 
Vorhaben oder institutionellen Förderungen bzw. im 
Fall  der übrigen Resso rts die Haushaltstitel den För-
derbereichen und Förderschwerpunkten der Syste-
matik zugeordnet (vgl. Tabelle VI/8). Ausnahmen bil-
den die Ausgaben für die institutionelle Förderung 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und der Fraunhofer

-

Gesellschaft (FhG) sowie für den Aus- und Neubau 
von Hochschulen; diese werden jeweils als einzelne 
Förderschwerpunkte betrachtet und zu einem Förder-
bereich zusammengefaßt. Die Ausgaben für die insti

-

Tabelle I/4 
(vgl.Tabelle VI/7) 

Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 
- in Mio DM - 

1982 1985 1986 1987 1988 1989 1990 Ressort Soll Reg.-Entw. Ist 

BMFT   6 872,4 6 965,8 7 080,3 7 227,6 7 282,7 7 695,3 1 ) 7 901,8 1 ) 
BMBW   939,0 987,8 1031,7 1022,5 1041,8 1120,1 1193,7 
BMWi   1038,5 1174,8 1112,7 913,8 897,7 991,8 997,8 
BMVg   1 695,5 2 553,9 2 591,4 2 902,1 2 845,4 3 051,7 3 432,4 
Übrige Ressorts 2)   1 006,5 1 084,6 1 081,5 1 078,3 1 187,0 1 302,7 1 496,4 

Insgesamt   11 551,9 12 767,0 12 897,8 13 144,2 13 254,8 14 161,6 15 022,0 

 -in% - 

BMFT   59,5 54,6 54,9 55,0 54,9 54,3 52,6 
BMBW   8,1 7,7 8,0 7,8 7,9 7,9 7,9 
BMWi   9,0 9,2 8,6 7,0 6,8 7,0 6,6 
BMVg   14,7 20,0 20,1 22,1 21,5 21,5 22,8 
Übrige Ressorts 2)   8,7 8,5 8,4 8,2 9,0 9,2 10,0 

Insgesamt   100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

1) Ohne Berücksichtigung der globalen Minderausgabe (1989 190 Mio DM, 1990 200 Mio DM). 
2) Die einzelnen Ressortanteile sind in Tabelle VI/7 dargestellt. Rundungsdifferenzen 

Quelle: BMFT 
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Schaubild I/8 (vgl. Tabelle I/4) 
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Tabelle I/5 
(vgl. Tabelle VI/8) 

FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
- in Mio DM - 

Fôrderbereich 
Förderschwerpunkt 

1987 1988 1989 
Soll 

1990 
Reg.-Entw. Ist 

A Trägerorganisationen; 
Aus- und Neubau von Hochschulen   1 474,6 1 509,7 1 602,1 1 689,1 

Al Grundfinanzierung MPG   430,1 440,9 457,4 472,3 
A2 Grundfinanzierung DFG   566,0 589,9 609,7 639,9 
A3 Grundfinanzierung FhG   135,7 144,1 154,6 166,1 
A5 Aus- und Neubau von Hochschulen 1 )   342,8 334,8 380,4 410,8 
B Großgeräte der Grundlagenforschung   1 001,5 934,6 985,1 918,7 
C Meeresforschung und Meerestechnik; 

Polarforschung   201,7 212,5 232,4 257,5 
Cl Meeresforschung   73,1 97,4 103,7 114,5 
C2 Meerestechnik   69,9 59,5 64,2 67,2 
C3 Polarforschung   58,6 55,6 64,5 75,9 
D Weltraumforschung und Weltraumtechnik . 1 058,4 1 106,5 1 290,8 1 462,5 
E Energieforschung und Energietechnologie 1 403,0 1 339,5 1 343,5 1 272,0 
El Kohle und andere fossile Energieträger   237,5 200,0 174,6 150,7 
E2 Erneuerbare Energiequellen und rationelle 

Energieverwendung   196,4 210,5 275,7 284,1 
E3 Nukleare Energieforschung 

(einschl. Reaktorsicherheit)   774,2 734,3 697,6 641,4 
E4 Kernfusionsforschung   194,9 194,8 195,6 195,8 
F Umweltforschung; Klimaforschung   632,0 655,1 741,1 929,6 2 ) 
F1 Ökologische Forschung   300,6 337,8 370,2 577,4 2) 
F2 Umwelttechnologien   288,8 272,8 326,4 299,3 
F7 Klimaforschung   42,5 44,4 44,5 52,8 
G Forschung und Entwicklung im Dienste der 

Gesundheit   401,2 484,3 541,6 555,5 
H Forschung und Entwicklung zur Verbesse- 

rung der Arbeitsbedingungen   129,8 116,1 127,6 131,2 
I Informationstechnik 

(einschl. Fertigungstechnik)   833,8 778,7 803,5 818,8 
Il Informationsverarbeitung   208,0 216,7 236,6 228,6 
I2 Basistechnologien der Informationstechnik . 384,3 379,8 376,5 388,6 
I3 Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschl. Mikroelektronik/Mikroperipherik)   80,8 77,6 74,8 94,0 
I4 Fertigungstechnik   160,7 104,5 115,6 107,6 
K Biotechnologie   228,4 266,4 246,3 255,9 
L Materialforschung: physikalische und che- 

mische Technologien   421,3 473,4 548,7 542,2 3 ) 
L1 Materialforschung   217,9 232,4 241,4 247,7 
L2 Physikalische und chemische Technologien 203,4 241,0 307,3 294,5 3 ) 
M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechno- 

logie   521,4 546,8 776,6 867,2 
N Forschung und Technologie für bodenge- 

bundenen Transport und Verkehr 
(einschl. Verkehrssicherheit)   249,2 244,0 213,1 205,3 

O Geowissenschaften und Rohstoffsicherung   128,1 144,7 134,5 147,4 
O1 Geowissenschaften 

(insbesondere Tiefbohrungen)   85,2 101,0 93,0 108,1 
O2 Rohstoffsicherung   42,9 43,7 41,5 39,3 

P Raumordnung  und  Städtebau;  Baufor- 
schung   139,1 143,2 158,4 163,6 

P1 Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 39,2 40,2 33,0 33,8 
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noch Tabelle I/5 
(vgl. Tabelle VI/8) 

Förderbereich 1987 1988 1989 1990 
Förderschwerpunkt ist Soll Reg.-Entw. 

P2 Bauforschung und -technik, Straßenbaufor- 
schung   100,0 102,9 125,4 129,8 

Q Forschung und Entwicklung im Ernährungs- 
bereich   84,9 89,5 90,2 85,6 

R Forschung und Entwicklung in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie der Fischerei   219,0 223,3 215,8 215,2 

S Bildungs- und Berufsbildungsforschung   111,0 112,7 122,6 125,3 
T Innovation und verbesserte Rahmenbedin- 

gungen   498,0 465,1 319,5 302,8 
T1 Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 

Wirtschaft   250,7 206,5 55,0 60,0 
T2 Verbesserung des Technologie- und Wissens- 

transfers   75,2 93,8 88,0 67,0 
T3 Förderung technologieorientierter Unterneh- 

mensgründungen   54,4 45,9 50,0 46,5 
T4 Übrige indirekte Fördermaßnahmen 

(ohne indirekt-spezifische)   101,8 102,0 109,0 113,0 
T8 Rationalisierung und wissenschaftlich-tech- 

nische Ressortdienstleistungen (BMWi)   3,3 3,1 4,0 4,0 
T9 Übrige Fördermaßnahmen (BMWi)   12,5 13,9 13,5 12,3 
U Fachinformation   88,1 88,8 80,4 77,8 
V Geisteswissenschaften; Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften   279,7 299,2 349,5 349,7 
W Übrige, nicht anderen Bereichen zugeord- 

nete Aktivitäten   165,4 202,8 215,1 245,0 

A-W zivile Förderbereiche zusammen   10 269,5 10 436,6 11 138,2 11 618,0 
X Wehrforschung und -technik   2 874,7 2 818,2 3 023,4 3 404,0 

Ausgaben insgesamt   13 144,2 13 254,8 14 161,6 15 022,0 

1) Einschließlich Universitäten der Bundeswehr und Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung und dem Programm 
zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders belasteten Fachrichtungen. 

2) Ausgabensteigerung überwiegend aufgrund der Errichtung des Bundesamtes für Strahlenschutz (Kap. 1607); für 1990 veran-
schlagte Mittel vorläufig schwerpunktmäßig bei Förderschwerpunkt Fl erfaßt. 

3) Ausgabenrückgang aufgrund der Verlagerung von Aufgaben der PTB (Kap. 0903) zum neu errichteten Bundesamt für Strah

-

lenschutz (Kap. 1607), dessen Mittel vorläufig schwerpunktmäßig bei Förderschwerpunkt F1 erfaßt sind. 
Rundungsdifferenzen 

Quelle: BMFT 

tutionelle Förderung der Großforschungseinrichtun-
gen dagegen werden auf die einzelnen Förderberei-
che und -schwerpunkte aufgeteilt. 

Betrachtet m an  die Anteile der einzelnen Förderberei-
che an den Ausgaben des Bundes für zivile Forschung 
und Entwicklung, so zeigt sich, daß sowohl bei den 
IstAusgaben des Jahres 1987 als auch denen des Jah-
res 1988 drei Förderbereiche mit Anteilen von über 
10 % an  der Spitze lagen: Den jeweils größten Anteil 
hatte der Förderbereich „Trägerorganisationen; Aus- 
und Neubau von Hochschulen" mit 14,4 To  bzw. 
14,5 %, an  zweiter Stelle lag der Förderbereich „Ener-
gieforschung und Energietechnologie" mit 13,7 % 
bzw. 12,8 %, an dritter Stelle schließlich der Förderbe

-

reich „Weltraumforschung und Weltraumtechnik" mit 
10,3 % bzw. 10,6 %. Mit einem Anteil von 9,8 % im 
Jahre 1987 und 9,0 % im Jahre 1988 gehörte der För-
derbereich „Großgeräte der Grundlagenforschung" 
in den beiden Jahren ebenfalls zu den volumenmäßig 
stärksten Förderbereichen bei ziviler Forschung und 
Entwicklung (vgl. Tabelle I/5). Auch bezüglich der 
Daten des Haushaltssolls 1989 bilden die genannten 
vier Bereiche die dominierenden zivilen Förderberei-
che; während jedoch die Anteile der Förderbereiche 
„Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hoch-
schulen" und „Großgeräte der Grundlagenfor-
schung" nahezu unverände rt  sind, ist der Anteil der 
„Energieforschung und Energietechnologie " rückläu-
fig und der Anteil der „Weltraumforschung und Welt- 
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raumtechnik" ansteigend. Im Bereich der Energiefor-
schung ist darauf hinzuweisen, daß sich auf der Ebene 
der Förderschwerpunkte unterschiedliche Entwick-
lungen vollziehen: Insbesondere der Anteil des 
Förderschwerpunktes „Nukleare Energieforschung 
(einschl. Reaktorsicherheit) " nimmt ab, während der 
Anteil des Förderschwerpunktes „Erneuerbare Ener-
giequellen und rationelle Energieverwendung" deut-
lich zunimmt. 

Bei den Daten des Regierungsentwurfs 1990 ergeben 
sich Anteilsverschiebungen gegenüber den vorherge-
henden Jahren. Mit einem Anteil von 14,5 % ist der 
Förderbereich „Trägerorganisationen; Aus- und Neu-
bau von Hochschulen" nach wie vor volumenmäßig 
am stärksten, an  zweiter Stelle liegt der Förderbereich 
„Weltraumforschung und Weltraumtechnik" mit ei-
nem Anteil von 12,6 % an den zivilen FuE-Ausgaben 
des Bundes. Nach dem Förderbereich „Energiefor-
schung und Energietechnologie" mit einem Anteil 
von 10,9 % folgen nunmehr die Förderbereiche „Um-
weltforschung; Klimaforschung" und „Großgeräte 
der Grundlagenforschung" mit 8,0 % bzw. 7,9 %. 
Die Entwicklung der IstAusgaben in den einzelnen 
Förderbereichen zwischen 1987 und 1988 zeigt ein 
weit differenzie rteres Bild, als die durchschnittliche 
Zunahme der FuE-Ausgaben des Bundes (+ 0,8 %) 
deutlich machen kann. Zu den Förderbereichen mit 
sehr hohen Zuwächsen gehören „Forschung und Ent-
wicklung im Dienste der Gesundheit" (+ 20,7 %), 
„Biotechnologie" (+ 16,6 %), „Geowissenschaften 
und Rohstoffsicherung" (+ 13,0 %) und „Materialfor-
schung; physikalische und chemische Technologien" 
(+ 12,4 %). Überdurchschnittlich ist jedoch auch der 
Anstieg der Mittel für die „Geisteswissenschaften; 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften" (+ 7,0 %). Zu 
den Förderbereichen mit rückläufigen FuE-Ausgaben 
gehören „Forschung und Entwicklung zur Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen" (- 10,6 %), „Großge-
räte der Grundlagenforschung" (- 6,7 %), „Informa-
tionstechnik (einschl. Fertigungstechnik)" (- 6,6 %) 
sowie „Innovation und verbesserte Rahmenbedin-
gungen" (- 6,6 %). Im Bereich Informationstechnik ist 
dies vor allem auf den Förderschwerpunkt „Ferti-
gungstechnik" (- 35 %), im Innovationsbereich auf 
den Förderschwerpunkt „Indirekte Förderung des 
FuE-Personals in der Wi rtschaft" (- 17,6 %) zurückzu-
führen. 
Betrachtet man  die Daten des Solls für 1989, so entfal-
len weit überdurchschnittliche Mittelzuwächse ge-
genüber den Daten des Ists 1988 vor allem auf den 
Förderbereich „Luftfahrtforschung und Hyperschall

-

technologie" (+ 42,0 %), jedoch auch auf die Förder-
bereiche „Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften" (+ 16,8 %), „Weltraumfor-
schung und Weltraumtechnik" (+ 16,7 %) sowie „Ma-
terialforschung; physikalische und chemische Tech-
nologien" (+ 15,9 %). Ebenfalls überdurchschnittliche 
Zuwächse entfallen auf die Förderbereiche „Umwelt-
forschung; Klimaforschung" (+ 13,1 %) und „For-
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" 
(+ 11,8 %). Zu den Förderbereichen mit rückläufigen 
FuE-Ausgaben gehört zunächst „Innova tion und ver-
besserte Rahmenbedingungen" (- 31,3 %), wobei 
hier wiederum auf die Entwicklung im Förderschwer-
punkt „Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 

Wirtschaft" hinzuweisen ist (Auslaufen des Personal-
kostenzuschußprogramms). Ebenfalls rückläufig sind 
die FuE-Ausgaben der Förderbereiche „Forschung 
und Technologie für bodengebundenen Transport 

 und Verkehr (einschl. Verkehrssicherheit)" (-12,7 %) 
und „Fachinformation" (- 9,5 %). Außerdem zu nen-
nen sind die Förderbereiche „Biotechnologie" sowie 
„Geowissenschaften und Rohstoffsicherung" mit 
-7,5% bzw. -7,0%. 

Der Ausblick auf die durch den Regierungsentwurf 
zum Bundeshaushaltsplan 1990 vorgesehene Ausga-
benentwicklung zeigt sehr große Steigerungen der 
Haushaltsmittel im Förderbereich „Umweltforschung; 
Klimaforschung". Dahinter steht jedoch insbesondere 
eine Sonderentwicklung, die durch die Errichtung des 
im Haushaltsplan für 1990 vorgesehenen Bundesam-
tes für Strahlenschutz (und dessen vorläufige schwer-
punktmäßige Zuordnung) verursacht wird. Zu den 
Förderbereichen mit überdurchschnittlichen Steige-
rungen gehören gemäß Regierungsentwurf für 1990 
„Weltraumforschung und Weltraumtechnik", „Wehr-
forschung und -technik", „Luftfahrtforschung und 
Hyperschalltechnologie" sowie „Meeresforschung 
und Meerestechnik; Polarforschung". Rückläufige 
FuE-Ausgaben für 1990 sind zu erwarten in den 
Förderbereichen „Großgeräte der Grundlagenfor-
schung", „Energieforschung und Energietechnolo-
gie", „Innovation und verbesserte Rahmenbedingun-
gen" sowie „Forschung und Entwicklung im Ernäh-
rungsbereich" (vgl. Tabelle I/5). 

Schränkt man  diese Betrachtung auf die FuE-Ausga-
ben des Bundesministeriums für Forschung und Tech-
nologie ein (vgl. Tabelle I/6), so ergibt sich eine ähn-
liche Entwicklung der einzelnen Förderbereiche. Her-
vorgehoben werden sollen zusätzlich die überdurch-
schnittlichen Ausgabensteigerungen zwischen 1987 
und 1988 in den Förderbereichen „Geowissenschaf-
ten und Rohstoffsicherung" (+ 39,5 %), „Geisteswis-
senschaften; Sozialwissenschaften" (+ 19,3 %), „Bau-
forschung" (+ 18,8 %) und „Innovation und verbes-
serte Rahmenbedingungen" (+ 11,2 %) sowie im För-
derschwerpunkt „Meeresforschung" (+ 33,3 %). Hin-
sichtlich der Daten des Solls 1989 gegenüber dem 
Ist 1988 verzeichnen neben den bereits oben aufge-
führten Förderbereichen (mit Ausnahme des Innova-
tionsbereichs) insbesondere die „Bauforschung" 
(+ 32,6 %) sowie die „Meeresforschung und Meeres-
technik; Polarforschung" (+ 9,6 %) überdurchschnitt-
liche Ausgabensteigerungen. Zu nennen ist hier auch 
der deutliche Zuwachs der Mittel des Förderschwer-
punktes „Erneuerbare Energiequellen und ra tionelle 
Energieverwendung". Mit Blick auf die nach dem Re-
gierungsentwurf für 1990 vorgesehene Ausgabenent-
wicklung gegenüber dem Soll 1989 sind neben den 
meisten der bereits oben erwähnten Förderbereiche 
noch überdurchschnittliche Ausgabensteigerungen 
bei „Materialforschung; physikalische und chemische 
Technologien" aufzuführen. Bei der Entwicklung der 
Haushaltsdaten 1989 - wie auch der Daten des Re-
gierungsentwurfs für 1990 - gegenüber dem Vorjahr 
ist zu beachten, daß hier die globale Minderausgabe 
des Einzelplans 30 (1989 190 Mio DM, 1990 
200 Mio DM) noch nicht berücksichtigt werden 
konnte. 
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Tabelle I/6 

FuE-Ausgaben des BMFT nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
- in Mio DM - 

 

Fôrderbereich 
Förderschwerpunkt 

1987 1988 1989 
Soll 

1990 
Reg.-Entw. Ist 

A Trägerorganisationen   564,3 583,5 610,4 636,8 
Al Grundfinanzierung MPG   430,1 440,9 457,4 472,3 
A3 Grundfinanzierung FhG   134,2 142,6 153,1 164,5 
B Großgeräte der Grundlagenforschung   983,7 916,2 963,1 915,7 
C Meeresforschung und Meerestechnik; 

Polarforschung   193,6 204,4 224,0 248,8 
Cl Meeresforschung   72,9 97,2 103,5 114,3 
C2 Meerestechnik   62,1 51,7 56,0 58,6 
C3 Polarforschung   58,6 55,6 64,5 75,9 
D Weltraumforschung und Weltraumtechnik . 1 058,4 1 106,5 1 290,8 1 462,5 
E Energieforschung und Energietechnologie 1 366,7 1 301,9 1 305,7 1 236,3 
El Kohle und andere fossile Energieträger   237,0 199,5 174,1 150,2 
E2 Erneuerbare Energiequellen und rationelle 

Energieverwendung   196,4 210,5 275,7 284,1 
E3 Nukleare Energieforschung 

(einschl. Reaktorsicherheit)   738,4 697,2 660,4 606,2 
E4 Kernfusionsforschung   194,9 194,8 195,6 195,8 
F Umweltforschung; Klimaforschung   386,0 401,2 447,1 474,3 
F1 Ökologische Forschung   176,7 194,3 206,0 221,4 
F2 Umweltschutztechnologien   171,7 166,5 200,3 203,8 
F7 Klimaforschung   37,6 40,4 40,8 49,1 
G Forschung und Entwicklung im Dienste der 

Gesundheit   279,3 309,0 327,6 346,9 
H Forschung und Entwicklung zur Verbesse- 

rung der Arbeitsbedingungen   106,4 93,8 95,0 97,5 
I Informationstechnik 

(einschl. Fertigungstechnik)   833,8 778,7 803,5 813,1 
Il Informationsverarbeitung   208,0 216,7 236,6 228,6 
I2 Basistechnologien der Informationstechnik . 384,3 379,8 376,5 382,8 
I3 Anwendung der Mikrosystemtechnik 

(einschl. Mikroelektronik, Mikroperipherik) 80,8 77,6 74,8 94,0 
I4 Fertigungstechnik   160,7 104,5 115,6 107,6 
K Biotechnologie   216,8 254,4 235,3 244,6 
L Materialforschung; physikalische und che- 

mische Technologien   327,6 377,5 430,6 476,3 
L1 Materialforschung   195,7 208,2 216,4 221,2 
L2 Physikalische und chemische Technologien 131,9 169,4 214,2 255,0 
M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechno- 

logie   182,1 170,4 207,0 211,6 
N Forschung und Technologie für bodenge- 

bundenen Transport und Verkehr   221,7 215,5 183,5 175,5 
O Geowissenschaften und Rohstoffsicherung   39,5 55,1 58,6 68,8 

O1 Geowissenschaften 
(insbesondere Tiefbohrungen)   31,9 48,8 50,6 62,8 

O2 Rohstoffsicherung   7,6 6,3 8,0 6,0 
P Bauforschung   25,6 30,4 40,3 40,0 
P2 Bauforschung und -technik   25,6 30,4 40,3 40,0 
T Innovation und verbesserte Rahmenbedin- 

gungen   187,2 208,2 188,0 166,5 
T1 Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 

Wirtschaft   57,6 68,5 55,0 60,0 
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noch Tabelle I/6 

Förderbereich 1987 1988 1989 1990 
Förderschwerpunkt Ist Soll Reg.-Entw. 

T2 Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
transfers   75,2 93,8 83,0 60,0 

T3 Förderung technologieorientierter Unterneh- 
mensgründungen   54,4 45,9 50,0 46,5 

U Fachinformation   77,4 78,4 69,5 67,6 
V Geisteswissenschaften;  Sozialwissenschaf- 

ten   81,7 97,5 110,2 94,8 
W Übrige, nicht anderen Bereichen zugeord- 

nete Aktivitäten   95,7 100,0 105,1 124,4 

Ausgaben insgesamt   7 227,6 7 282,7 7 695,3 1 ) 7 901,8 1 ) 

1 ) Ohne Berücksichtigung der globalen Minderausgabe (1989 190 Mio DM, 1990 200 Mio DM).  Rundungsdifferenzen 
Quelle: BMFT 

Die Aufgabenschwerpunkte der vergangenen Jahre 
sowie aktuelle Prioritätensetzungen bei der Veran-
schlagung der Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung werden durch die Profildarstellung verdeutlicht, 
in der die einzelnen Förderbereiche bzw. Förder-
schwerpunkte den Aufgabenbereichen staatlicher 
Forschungsförderung zugeordnet sind. 

Die Tabelle I/7 enthält diese Darstellung für die FuE

-

Ausgaben des Bundes in den Jahren 1982 bis 1990 
(vgl. Schaubild I/9). Dabei zeigt sich, daß der Schwer-
punkt der Ausgaben im gesamten betrachteten Zeit-
raum auf dem Aufgabenbereich „Technologie- und 
Innovationsförderung " liegt, der Anteil dieses Be-
reichs jedoch im Zeitverlauf sehr stark zurückging. 
Bei den Ist-Daten verringerte er sich von 45,6 % (1982) 
auf 32,1 % (1988). Nach den vorliegenden Haushalts-
ansätzen zeichnet sich ein weiterer Rückgang bis auf 
unter 30 % ab (Reg.-Entw. 1990). Die Anteile der übri-
gen zivilen Aufgabenbereiche stiegen im Zeitverlauf 
deutlich an; bezogen auf die Ist-Daten entwickelten 
sich die Aufgabenbereiche „Programmübergreifende 
Grundlagenforschung" und „Vorsorgeforschung" in 
den vergangenen Jahren etwa gleichmäßig und zwar 
von einem Anteil von jeweils 15,6 % (1982) auf einen 
Anteil von 17,4 % bzw. 17,5 % (1988). Diese positive 
Anteilsentwicklung setzt sich für die „Vorsorgefor-
schung" auch bezüglich der Daten des Solls 1989 so-
wie des Regierungsentwurfs 1990 fort. Der Aufgaben-
bereich „Staatliche Langzeitprogramme ", dessen An-
teil sich zwischen 1982 und 1988 von 8,7 % auf 11,7 % 
erhöhte, hat auch bezüglich der Haushaltsdaten für 
1989 und 1990 steigende Anteile. Deutlich zugenom-
men hat der Anteil des Aufgabenbereichs „Wehrfor-
schung und -technik" der sich in den Jahren 1982 bis 
1988 von 14,4 % auf 21,3 % erhöhte. Während die 
Haushaltsansätze für 1989 einen unverände rten An-
teil für diesen Aufgabenbereich ausweisen, ist nach 
den Daten des Regierungsentwurfs 1990 erneut ein 
steigender Anteil zu erwarten. 

Die Tabelle I/8 zeigt die Profildarstellung der FuE-
Ausgaben des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie (vgl. Schaubild I/10).  Wie in den Daten 
für den Bund insgesamt zeigen sich auch hier einer-
seits der deutliche Rückgang des Anteils der „Tech-
nologie- und Innovationsförderung" (von 62,1 % im 
Jahre 1982 auf 46,6 % im Jahre 1988) und andererseits 
deutliche Anteilsvergrößerungen für die übrigen Auf-
gabenbereiche. Während sich der Anteil der FuE-
Ausgaben für die „Programmübergreifende Grundla-
genforschung" in den Jahren, für die Ist-Daten vorlie-
gen, von 14,4 % (1982) auf 18,6 % (1988) erhöhte, stie-
gen die Mittel in den Aufgabenbereichen „Staatliche 
Langzeitprogramme" und „Vorsorgeforschung" in 
dem betrachteten Zeitraum um mehr als 50 %. Nach 
den vorliegenden Daten für die Jahre 1989 und 1990 
wird sich dieser positive Trend fortsetzen. Der Aufga-
benbereich „Programmübergreifende Grundlagen-
forschung", dessen Anteil nach den Haushaltsdaten 
1989 fast unverände rt  ist, verzeichnet gemäß Regie-
rungsentwurf 1990 einen leichten Mittelrückgang. 
Neben den FuE-Ausgaben des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie für die genannten vier 
Aufgabenbereiche enthält die Tabelle I/8 auch die auf 
die Grundlagenforschung insgesamt entfallenden 
Mittel dieses Ministe riums. Danach zeigt sich, daß der 
Anteil der Grundlagenforschung insgesamt an  den 
FuE-Ausgaben des BMFT zwischen 1982 und 1988 
von 26,5 % auf 38,9 % angestiegen ist. (Der Anteil der 
Grundlagenforschung an  den FuE-Ausgaben des 
Bundes wird im Kapitel 5 ausführlich dargestellt.) 

In der Gliederung nach Förderungsarten (vgl. Tabelle 
VI/9) weisen die FuE-Ausgaben des Bundes im ver-
gangenen Jahrzehnt deutliche Anteilsverschiebun-
gen auf. Der größte Teil der Mittel entfällt nach wie 
vor auf die Projektförderung. Ihr Anteil ist zwar hin-
sichtlich der Ist-Daten zwischen 1987 und 1988 von 
53,4 % auf 53,9 % gestiegen, 1982 lag er jedoch noch 
bei knapp 60 % der Mittel. Bezüglich der für 1989 und 
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Tabelle I/7 
(vgl. Tabelle I/5) 

Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
- Profildarstellung -  

- in Mio DM - 

Aufgabenbereich 1982 1985 1986 1987 1988 1989 1990 (zugehörige Förderbereiche Soll Reg.-Entw. bzw. Förderschwerpunkte) Ist 

1. Programmübergreifende 
Grundlagenforschung   1 807,2  2 137,2 2 256,8 2 340,3  2 300,2 2 432,6 2 441,7 
(MPG,  DFG,  Hochschulbau; 
Großgeräte der Grundlagenfor- 
schung) 1 ) (Al, A2, A5, B) 

2. Staatliche Langzeitprogramme 1 005,0  1 216,0 1 359,2 1 470,2  1 555,2 1 747,5 1 956,8 
(C1, C3, D, E4, 01) 

3. Vorsorgeforschung   1 804,6  1 988,1 2 063,7 2 162,1  2 326,0 2 561,9 2 800,7 
(F1, F2, F7, G, H, P1, P2, Q, R, S, 
V, W1) 

4. Technologie- und Innovations- 
förderung   5 267,4  4 894,7 4 653,9 4 296,9  4 255,1 4 396,3 4 418,8 
(A3, C2, El, E2, E3, I1, I2, I3, I4, 
K, L1, L2, M, N, 02, T1, T2, T3, 
T4, T8, T9, U) 

5. Wehrforschung und -technik   1 667,7  2 531,0 2 564,2 2 874,7  2 818,2 3 023,4 3 404,0 
(X) 

Insgesamt   11 551,9  12 767,0 12 897,8 13 144,2  13 254,8 14 161,6 15 022,0 

1) Abweichend von speziellen Darstellungen der Grundlagenforschung wurden hier der Förderschwerpunkt A5 und der Förder-
bereich B vollständig der programmübergreifenden Grundlagenforschung zugeordnet. 

Quelle: BMFT  Rundungsdifferenzen 

1990 vorliegenden Soll-Daten wird der Anteil der Pro-
jektförderung wiederum leicht zurückgehen. 

Unterscheidet man bei der Betrachtung „Direkte Pro-
jektförderung" und „Indirekte und indirekt-spezifi-
sche FuE-Förderung der Wirtschaft", so zeigt sich, daß 
hinsichtlich der letztgenannten Förderungsart nach 
einem stetigen Anstieg des Anteils auf 5,9 % im Jahre 
1986 in den letzten Jahren durchgängig abnehmende 
Anteile zu verzeichnen waren und zwar von 5,1 % im 
Jahre 1982 auf 4,6 % bzw. 4,0 % in den Jahren 1987 
bzw. 1988; die vorliegenden Haushaltsdaten weisen 
auf einen weiteren Anteilsrückgang hin und zwar auf 
3,0 % bezüglich des Solls 1989 sowie 2,8 % beim Re-
gierungsentwurf 1990. Nach deutlichen Anteilseinbu-
ßen seit 1982 (54,8 %) auf jeweils 48,9 % in den Jahren 
1987 sowie 1988, zeigen sich bei der Förderungsart 
„Direkte Projektförderung" für die Jahre 1989 (Soll) 
und 1990 (Regierungsentwurf) dagegen leichte An-
teilszuwächse. 

Stetige Zuwächse im Verlauf der vergangenen Jahre 
verzeichnet der Anteil der Ausgaben des Bundes für 
Forschung und Entwicklung, der auf die „Internatio-
nale Zusammenarbeit" entfällt. Während er 1982 

noch 5,8 % betrug, lag er 1987 bei 8,0 % und 1988, 
dem letzten Jahr, für das Ist-Daten vorliegen, bei 
8,9 %. Nach dem Haushaltssoll für 1989 wird der An-
teil leicht zurückgehen (auf 8,7 %); gemäß Regie-
rungsentwurf 1990 ist jedoch wieder ein Anstieg die-
ses Anteils zu erwarten. 

In der Vergangenheit leicht zugenommen hat der An-
teil der FuE-Ausgaben des Bundes, der auf die „Insti-
tutionelle Förderung" entfällt. Im Zeitverlauf zwi-
schen 1982 und 1987 entwickelte er sich von 34,2 To 
auf 38,6 %; 1988 lag er bei 38,9 %. Die vorliegenden 
Haushaltsdaten für 1989 bzw. 1990 deuten auf einen 
leichten Rückgang dieses Anteils hin. 

Die Gliederung der Ausgaben des Bundes für For-
schung und Entwicklung nach Empfängergruppen 
(vgl. Tabelle VI/10) gibt - unabhängig von den bisher 
angewandten Systema tiken - einen Überblick dar-
über, wie sich die im Rahmen von Forschung und Ent-
wicklung durch den Bund verausgabten bzw. vorge-
sehenen Mittel auf die einzelnen Sektoren der Volks-
wirtschaft verteilen. Betrachtet man die IstAusgaben 
der Jahre 1982 bis 1988, so zeigt sich eine durchgän-
gig positive Anteilsentwicklung für die Empfänger- 
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Tabelle I/8 
(vgl. Tabelle I/6) 

Ausgaben des BMFT für Forschung und Entwicklung 
- Profildarstellung - 

- in Mio DM - 

Aufgabenbereich 1982 1985 1986 1987 1988 1989 1990 (zugehörige Förderbereiche Soll Reg.-Entw. bzw. Förderschwerpunkte) Ist 

1. Programmübergreifende 
Grundlagenforschung   986,4 1 238,4 1 315,7 1 413,8 1 357,1 1 420,4 1 388,1 
(MPG; Großgeräte der Grundla- 
genforschung) (Al, B) 
nachrichtlich: 
in den Aufgabenbereichen 2 bis 
4  enthaltene  Grundlagenfor- 
schung   831,6 1 146,9 1 228,7 1 315,4 1 476,2 . . 
Grundlagenforschung  insge- 
samt   1 818,0 2 385,3 2 544,4 2 729,3 2 833,5 . . 
Anteil an den FuE-Ausgaben 
des BMFT - in % -   26,5 34,2 35,9 37,8 38,9 . . 

2. Staatliche Langzeitprogramme 952,7 1 163,4 1 305,9 1 416,7 1 502,8 1 705,0 1 911,2 
(C1, C3, D, E4, 01) 

3. Vorsorgeforschung   667,5 800,3 874,4 974,7 1 032,0 1 125,3 1 177,9 
(F1, F2, F7, G, H, P2, V, W1) 

4. Technologie- und Innovations- 
förderung   4 265,9 3 763,7 3 584,4 3 422,4 3 390,8 3 444,6 3 424,6 
(A3, C2, El, E2, E3, I1, I2, I3, I4, 
K, L1, L2, M, N, 02, T1, T2, T3, 
T4, U) 

Insgesamt   6 872,4 6 965,8 7 080,3 7 227,6 7 282,7 7 695,3 1 ) 7 901,8 1 ) 

1 ) Ohne Berücksichtigung der globalen Minderausgabe (1989 190 Mio DM, 1990 200 Mio DM). 
Quelle: BMFT  Rundungsdifferenzen 

gruppe „Gebietskörperschaften" (vgl. Tabelle I/9); 
dabei ist der Anteil der bundeseigenen Einrichtungen 
zwischen 1982 (7,4 %) und 1987 (8,2 %) weniger stark 
gestiegen, als der der Einrichtungen der Länder und 
Gemeinden (einschl. Hochschulen), der 1982 8,0 % 
betrug und 1987 bei 8,9 % lag. Während der Anteil der 
bundeseigenen Einrichtungen 1988 leicht zurück-
ging, nahm der Anteil der Ländereinrichtungen wei-
ter zu (auf 9,6 %). 

Den Hochschulen und Hochschulkliniken flossen - 
unter Einbeziehung der Mittel, die ihnen über die 
DFG zugute kommen - folgende Ausgaben des Bun-
des für Forschung und Entwicklung zu: 

1985 (Ist)  1,3 Mrd DM 
1987 (Ist)  1,5 Mrd DM 
1988 (Ist)  1,6 Mrd DM 
1989 (Soll)  1,8 Mrd DM 
1990 (Reg.-Entw.)  1,9 Mrd DM. 

Neben dem im Verlauf der Jahre stetig angestiegenen 
Anteil der Mittel, die von der DFG in die Hochschulen 
fließen, tragen vor allem die im Zeitverlauf deutlich 

erhöhten Drittmittel des Bundes für die Hochschulen 
zur Anteilsausweitung dieser Empfängergruppe bei. 
Es ist darauf hinzuweisen, daß die Ausgaben des Bun-
des für den Ausbau und Neubau von Hochschulen nur 
mit ihrem FuE-Anteil (30 %) in den oben aufgeführten 
Beträgen enthalten sind. 

Deutliche Zuwächse verzeichnen auch die Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck in den Jahren seit 1982. 
Ihr Anteil erhöhte sich von 30,0 % (1982) auf 35,8 % 
(1988). Für 1989 ist jedoch ein leichter Anteilsrück-
gang zu erwarten. 

Durchgängig negativ entwickelte sich der Anteil der 
Empfängergruppe „Gesellschaften und Unternehmen 
der Wirtschaft"; flossen 1982 noch 47,3 % der FuE-
Ausgaben des Bundes in diese Empfängergruppe, so 
waren es 1988 nur noch 36,8 %. Für 1989 zeichnet sich 
wiederum ein leichter Anteilsrückgang ab. 

Der Anteil der FuE-Ausgaben des Bundes, der auf die 
Empfängergruppe „Ausland" entfällt, lag 1982 bei 
7,3 % und stieg bis zum Jahre 1987 auf 9,9% an. Zwar 
ist 1988 ein leichter Anteilsrückgang auf 9,7 % zu ver- 
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Tabelle I/9 
(vgl. Tabelle VI/10) 

Anteile der Empfängergruppen an den FuE-Ausgaben des Bundes 
- in % - 

1982 1985 1986 1987 1988 1989 1 ) 
Empfängergruppe 

Ist Soll 

Gebietskörperschaften   15,4 16,1 17,0 17,1 17,7 17,8 
davon: 

Bundeseigene Einrichtungen   7,4 8,3 8,2 8,2 8,1 7,9 
Einrichtungen der Länder und Gemeinden 
einschließlich Hochschuleng)   8,0 7,8 8,8 8,9 9,6 9,9 

Organisationen ohne Erwerbszweck 3 )   30,0 32,0 33,7 35,3 35,8 35,2 
Gesellschaften und Unternehmen der Wirt- 
schaft   47,3 44,0 41,2 37,7 36,8 36,7 
Ausland   7,3 7,9 8,1 9,9 9,7 10,2 

Insgesamt   100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

nachrichtlich: in Mio DM   11 552 12 767 12 898 13 144 13 255 14 162 

1) Aufteilung geschätzt. 
2) Ohne Grundfinanzierung DFG und ohne Sonderforschungsbereiche. 
3) Einschließlich Grundfinanzierung DFG und einschließlich Sonderforschungsbereiche. 
Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 

zeichnen gewesen, doch wird sich der Anteil 1989 vor-
aussichtlich erneut erhöhen. 

Gliedert man die FuE-Ausgaben des Bundes an die 
Wirtschaft zusätzlich nach Wirtschaftszweigen (vgl. 
Tabelle VI/11), so zeigen sich wie in der Vergangen-
heit Schwerpunkte der Ausgaben bei den Wirtschafts-
zweigen „Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau" und 
„Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik" . Auf diese 
beiden Bereiche entfallen rd. zwei Drittel der Ausga-
ben des Bundes für Forschung und Entwicklung. 

5. Zum Anteil der Grundlagenforschung an der 
Forschungsförderung durch den Bund 

Die positive Entwicklung der Ausgaben des Bundes 
für die Grundlagenforschung hat sich - wie bereits zu 
Beginn der achtziger Jahre - auch in den letzten bei-
den Jahren fortgesetzt. Während die FuE-Ausgaben 
des Bundes zwischen 1981 und 1988 insgesamt um 
rund 28 % stiegen, erhöhten sich die Mittel für die 
Grundlagenforschung um über 50 %. 

1988 entfielen damit 29,0 % (3,8 Mrd DM) auf die 
Grundlagenforschung im Vergleich zu 28,2 % im 
Jahre 1987. 1981 hatte der Anteil bei 24,6 % gelegen 
(vgl. Tabelle I/10 sowie Schaubild I/11). Bei der Beur-
teilung der Entwicklung des Grundlagenforschungs-
anteils ist zu berücksichtigen, daß dieser im Zeitver-
lauf gewissen Schwankungen unterliegt, die insbe-
sondere durch den Einfluß von Großprojekten und die 
oft damit verbundenen Investitionsausgaben hervor-
gerufen werden. 

Tabelle I/10 

Anteil der Grundlagenforschung an den 
FuE-Ausgaben des Bundes 

Jahr 
FuE-Ausgaben 

des Bundes 
darunter 

Anteil der Grundlagenforschung 

in Mio DM in% 

1981 10 369,9 2 553,1 24,6 
1982 11 551,9 2 687,6 23,3 
1983 11 440,3 2 853,2 24,9 
1984 11 743,0 3 129,1 26,6 
1985 12 767,0 3 337,7 26,1 
1986 12 897,8 3 531,2 27,4 
1987 13 144,2 3 713,1 28,2 
1988 13 254,8 3 845,3 29,0 

Quelle: BMFT 

Die Tabelle I/11 zeigt die Anteile der Grundlagenfor-
schung an den FuE-Ausgaben bezogen auf die einzel-
nen Förderbereiche. „Großgeräte der Grundlagenfor-
schung" und „Trägerorganisationen; Aus- und Neu-
bau von Hochschulen" sind danach fast vollständig 
der Grundlagenforschung zuzurechnen. Ebenfalls 
weit über dem Durchschnitt liegt der Anteil der 
Grundlagenforschung beim Förderbereich „Meeres-
forschung und Meerestechnik; Polarforschung" 
(59,2 %). Überdurchschnittlich sind auch die Anteile 
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der Förderbereiche „Geisteswissenschaften; Wi rt
-schafts- und Sozialwissenschaften" (39,3 %), „Geo-

wissenschaften und Rohstoffsicherung" (39,0 %), 
„Biotechnologie" (37,4 %) sowie „Forschung und Ent-
wicklung im Dienste der Gesundheit" (36,5 %). 
Schränkt man die Betrachtung auf die zivilen Förder-
bereiche ein, so erhöht sich der Anteil der Grundla

-

genforschung auf 36,8 %, d. h. mehr als ein Drittel der 
Ausgaben des Bundes für zivile Forschung und Ent-
wicklung sind der Grundlagenforschung gewidmet. 
(Zum Anteil der Grundlagenforschung an den FuE

-

Ausgaben des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie vergleiche Tabelle I/8 sowie Schaubild 
I/11.) 

Tabelle I/11 

Anteil der Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen 1988 

FuE-Ausgaben darunter 
Grundlagen- jeweiliger Anteil 

Förderbereich 1988  forschung der Grundlagen

-

forschung 
in Mio DM m%  

A Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen   1 509,7 1 275,4 84,5 

B Großgeräte der Grundlagenforschung   934,6 916,2 98,0 
C Meeresforschung  und  Meerestechnik;  Polarfor- 

schung   212,5 125,8 59,2 
D Weltraumforschung und Weltraumtechnik   1 106,5 351,2 31,7 
E Energieforschung und Energietechnologie   1 339,5 169,1 12,6 
F Umweltforschung; Klimaforschung   655,1 137,4 21,0 
G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 

heit   484,3 176,9 36,5 
H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen   116,1 6,7 5,8 
I Informationstechnik (einschl. Fertigungstechnik)  .   778,7 187,5 24,1 
K Biotechnologie   266,4 99,7 37,4 
L Materialforschung;  physikalische und chemische 

Technologien   473,4 106,8 22,6 
M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie   546,8 6,8 1,2 
N Forschung und Technologie für bodengebundenen 

Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit)   244,0 2,2 0,9 

O Geowissenschaften und Rohstoffsicherung   144,7 56,4 39,0 
P Raumordnung und Städtebau; Bauforschung   143,2 3,3 2,3 
Q Forschung und Entwicklung im Ernährungsbereich 89,5 18,5 20,7 
R Forschung und Entwicklung in der Land und Forst- 

wirtschaft sowie der Fischerei   223,3 22,2 9,9 
S Bildungs- und Berufsbildungsforschung   112,7 5,7 5,1 
T Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen   465,1 1,6 0,3 
U Fachinformation   88,8 4,1 4,6 
V Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozialwis- 

senschaften   299,2 117,6 39,3 
W Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete Akti- 

vitäten   202,8 52,9 26,1 

A-W zivile Förderbereiche zusammen   10 436,6 3 843,9 36,8 
X Wehrforschung und -technik   2 818,2 1,4 0,0 

FuE-Ausgaben des Bundes insgesamt   13 254,8 3 845,3 29,0 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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6. Die Ausgaben der Länder für Forschung und 
Entwicklung 

Die Ausgaben der Länder für Forschung und Entwick-
lung betrugen 1987 rund 8,6 Mrd DM, sie liegen damit 
um knapp 11 % über den entsprechenden Ausgaben 
im Jahre 1985 (7,7 Mrd DM). 

Der Vergleich der FuE-Ausgaben der Länder mit Da-
ten der Vorjahre ist durch zwei Besonderheiten einge-
schränkt: Zum einen werden seit 1983 die For-
schungsanstalten der Länder nur noch mit ihren FuE

-

Anteilen berücksichtigt (dies gilt für die des Bundes 
bereits seit 1979). Zum anderen wurde mit der Erhe-
bung 1987 ein neues Berechnungsverfahren für For-
schung und Entwicklung im Hochschulsektor einge-
führt (vgl. Teil VI). Die Daten für 1985 wurden hier 
entsprechend revidiert. Der Vergleich mit den Jahren 
vor 1985 ist allerdings nur eingeschränkt möglich. 
Berücksichtigt man die Auswirkungen beider metho-
discher Änderungen, so sind die FuE-Ausgaben zwi-
schen 1981 und 1987 um schätzungsweise 25 % ge-
stiegen, das entspricht einer durchschnittlichen jährli-
chen Steigerungsrate von ca. 3,8 %. Für 1989 ergibt 
sich nach vorliegenden Schätzungen ein Anstieg der 
Mittel gegenüber 1987 um 6,4 % auf 9,1 Mrd DM. 

Tabelle 1/12 zeigt die Wissenschaftsausgaben der 
Länder in der Gliederung nach finanzierenden Län- 

dern. Eine entsprechende Regionalisierung der FuE

-

Ausgaben hängt ganz wesentlich von der Darstellung 
des Hochschulsektors ab. Diese konnte durch das 
neue Berechnungsverfahren zur Erfassung von For-
schung und Entwicklung in den Hochschulen verbes-
sert werden (vgl. Tabelle VI/40). 

Die FuE-Ausgaben der Länder kommen ganz über-
wiegend den Hochschulen zugute, ihr Anteil betrug 
1987 73 % und liegt damit nur unwesentlich über dem 
entsprechenden Anteil im Jahr 1985. Bei den FuE

-

Ausgaben der Länder, die in Einrichtungen außerhalb 
der Hochschulen fließen, handelt es sich zum einen 
um Mittel für die in den Landeshaushalten etatisierten 
Forschungseinrichtungen, die zur Durchführung der 
eigenen Forschungsaufgaben von den Ländern voll 
finanziert werden und die hier mit ihren FuE-Anteilen 
berücksichtigt werden. Zum anderen gehören dazu 
die Mittel der Länder, die den gemäß Artikel 91 b GG 
gemeinsam von Bund und Ländern geförderten For-
schungseinrichtungen zukommen (vgl. Abschnitt 7). 
Ebenfalls einbezogen sind die FuE-Ausgaben der 
Länder für die Projektförderung in den außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen. Der Anteil der Aus-
gaben der Länder, der zur Finanzierung von For-
schung und Entwicklung im Wirtschaftssektor ausge-
geben wird, betrug 1987 rund 4 % und liegt damit 
etwas unter dem Wert von 1985. 

Tabelle I/12 
(vgl. Tabelle VI/15) 

Wissenschaftsausgaben der Länder (einschließlich Gemeinden) 1 ) 
- Nettoausgaben -  
- in Mio DM - 

1981 1983 1985 1987 1989 
Land 

Ist Soll 

Baden-Württemberg   3 139,0 3 520,7 3 806,9 4 340,1 4 834,3 
Bayern   3 031,5 3 347,5 3 748,5 4 285,0 4 745,2 
Berlin   1 714,7 1 817,7 1 952,1 2 241,1 2 528,2 
Bremen   191,0 209,9 213,7 231,0 250,9 
Hamburg   833,9 924,3 1032,0 1160,5 1155,5 
Hessen   1 914,6 2 093,4 2 314,9 2 526,1 2 709,3 
Niedersachsen   2 059,0 2 201,0 2 417,4 2 783,6 2 985,1 
Nordrhein-Westfalen   5 219,8 5 345,0 6 296,6 6 342,9 6 692,6 
Rheinland-Pfalz   801,1 880,9 1 014,9 1 158,5 1 213,9 
Saarland   344,9 426,9 461,7 563,1 626,4 
Schleswig-Holstein   726,0 785,3 881,0 1121,9 1273,1 

Insgesamt   19 975,5 21 552,1 24 139,6 26 753,9 29 014,1 

darunter FuE-Ausgaben der Länder 2) . . 6 400 6 500 7 700 3 ) 8 550 9 100 

1) Einschließlich der Ländereinnahmen, insbesondere Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an Hochschulkliniken; 
Ausgaben der Gemeinden 1989 geschätzt. 

2) Teilweise geschätzt; bis 1987 auf Ist-Basis. Ab 1983 Berücksichtigung der Forschungsanstalten der Länder nur mit FuE-Antei-
len. 

3) Daten revisionsbedingt mit denen der Vorjahre nur eingeschränkt vergleichbar, da ab 1987 ein neues Berechnungsverfahren für 
FuE im Hochschulsektor eingeführt wurde; die Daten für 1985 wurden entsprechend revidiert. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild I/12 (vgl. Tabelle VI/15) 
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7. Gemeinsame Forschungsförderung durch 
Bund und Länder 

Die gemeinsame Forschungsförderung durch Bund 
und Länder erstreckt sich auf Einrichtungen bzw. Vor-
haben von überregionaler Bedeutung und gesamt-
staatlichem wissenschaftspolitischen Interesse; sie 
beruht auf Artikel 91 b GG und wird in der Rahmen-
vereinbarung Forschungsförderung vom 28. Novem-
ber 1975 geregelt. Derzeit werden die folgenden Ein-
richtungen und Vorhaben auf dieser Grundlage geför-
dert: 

- Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) ein-
schließlich Sonderforschungsbereiche (SFB) 

- Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

- Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 

- 13 Großforschungseinrichtungen 

- 48 Forschungseinrichtungen der Blauen Liste 

- Das Akademienprogramm mit 102 Vorhaben 
(Stand 1990). 

Für die finanzielle Forschungsförderung der einzel-
nen Einrichtungen wurden Finanzierungsschlüssel 
für die Anteile des Bundes und der Länder vereinbart 
(vgl. dazu im einzelnen Teil V). 

1988 belief sich die institutionelle Förderung dieser 
Einrichtungen auf insgesamt 5,1 Mrd DM gegenüber 
5,0 Mrd DM im Jahre 1987 (+ 2,3 %), für 1989 sind 
nach den Daten des Solls 5,3 Mrd DM vorgesehen, das 
entspricht einem Anstieg um 4,0 % gegenüber dem Ist 
1988. In den letzten Jahren lag die Steigerung des 
Länderanteils etwas über dem des Bundes. Damit 
ging der durchschnittliche Bundesanteil an der ge-
meinsamen Forschungsförderung durch Bund und 
Länder zwischen 1987 und 1988 leicht zurück und 
beträgt nun (1988) 72,1 %. Nach den vorliegenden 
Haushaltsdaten ergibt sich für 1989 erneut ein leichter 
Rückgang dieses Anteils (vgl. Tabelle I/13). 

Unter den einzelnen geförderten Einrichtungen neh-
men die DFG (vgl. Teil V, Abschnitt 2.1) und die MPG 
(vgl. Teil V, Abschnitt 3.1) eine Sonderstellung ein, da 
sich neben dem Bund alle Bundesländer an ihrer 
Finanzierung beteiligen. Die institutionelle Förderung 

Tabelle I/13 

Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund und Länder 1987 bis 1989 
(Institutionelle Förderung) 

- in Mio DM - 

Einrichtungen 
1987 Ist 1988 Ist 1989 Soll 

ins- Bund Lander ins-  Bund Länder ins- Bund Lander gesamt gesamt gesamt 

Max-Planck-Gesellschaft 869,6 430,2 439,4 905,8 440,9 464,9 942,3 457,4 484,9 
Deutsche Forschungsge- 
meinschaft   1005,5 585,0 420,5 1047,0 611,7 435,3 1090,1 637,7 452,4 
davon: 
- allgemeine Förderung 663,8 331,9 331,9 683,1 341,6 341,6 706,3 353,1 353,1 
- Sonderforschungsbe- 

reiche   312,1 234,1 78,0 331,1 248,3 82,8 342,1 256,5 85,5 
- Heisenberg-Pro- 

gramm   13,5 6,7 6,7 11,6 5,8 5,8 14,0 7,0 7,0 
- Friedens- und 

Konfliktforschung  . . 3,1 2,5 0,6 3,1 2,5 0,6 3,7 3,0 0,7 
- Spitzenforschung   13,0 9,8 3,3 18,0 13,5 4,5 24,0 18,0 6,0 
Arbeitsstelle Friedens- 
forschung Bonn   0,5 0,4 0,1 0,5 0,4 0,1 0,5 0,4 0,1 
Fraunhofer-Gesell- 
schaftl)   177,1 131,8 45,3 173,4 141,0 32,4 198,7 160,1 38,6 
Akademienprogramm . 30,4 15,2 15,2 32,5 16,2 16,2 33,3 16,7 16,7 
Großforschungseinrich- 
tungen   2 492,5 2 227,7 264,8 2 522,1 2 250,8 271,2 2 620,0 2 330,4 289,6 
davon: 
- Alfred-Wegener-Insti- 

tut für Polar- und 
Meeresforschung, 
Bremerhaven (AWI) . 71,4 61,6 9,8 68,3 59,7 8,6 72,9 64,4 8,5 
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noch Tabelle I/13 

1987 Ist 1988 Ist 1989 Soll 
Einrichtungen ins

-

gesamt Bund Länder ins

-

gesamt Bund Länder ins

-

gesamt Bund Länder 

- Deutsches Elektro- 
nen-Synchrotron, 
Hamburg (DESY) .   343,5 303,8 39,7 315,7 282,1 33,6 281,2 253,0 28,2 

- Deutsche Forschungs- 
anstalt für Luft- und 
Raumfahrt e.V., Köln 
(DLR) 2 )   322,3 289,1 33,3 334,9 295,4 39,5 386,6 328,2 58,4 

- Deutsches Krebsfor- 
schungszentrum, Hei- 
delberg (DKFZ)   113,6 102,2 11,4 122,4 110,1 12,2 130,8 117,7 13,1 

- Gesellschaft für Bio- 
technologische For- 
schung mbH, Braun- 
schweig-Stöckheim 
(GBF)   55,4 49,9 5,5 68,7 61,8 6,9 55,5 49,9 5,5 

- GKSS - Forschungs- 
zentrum Geesthacht 
GmbH, Geesthacht 
(GKSS)   88,4 79,6 8,8 90,0 81,0 9,0 96,6 87,2 9,4 

- Gesellschaft für Ma- 
thematik und Daten- 
verarbeitung mbH, 
St. Augustin bei Bonn 
(GMD)   80,5 72,4 8,1 102,8 92,3 10,5 111,2 100,1 11,1 

- Gesellschaft für 
Strahlen- und Um- 
weltforschung mbH, 
Neuherberg bei Mün- 
chen (GSF)   128,5 117,1 11,4 129,1 117,7 11,4 132,5 120,8 11,7 

- Gesellschaft für 
Schwerionenfor- 
schung mbH, Darm- 
stadt (GSI)   140,9 131,6 9,3 128,2 117,1 11,1 157,0 145,1 11,9 

- Hahn-Meitner-Institut 
Berlin GmbH, Berlin 
(HMI)   103,8 93,5 10,4 99,9 89,9 10,0 104,9 94,4 10,5 

- Max-Planck-Institut 
für Plasmaphysik 
GmbH, Garching bei 
München (IPP)   93,8 84,5 9,4 99,7 89,7 10,0 94,8 85,3 9,5 

- Forschungszentrum 
Jülich GmbH, Jülich 
(KFA)   451,4 394,5 57,0 471,6 412,4 59,2 495,7 437,0 58,6 

- Kernforschungszen- 
trum Karlsruhe 
GmbH, Karlsruhe 
(KfK)   499,0 448,2 50,8 490,7 441,5 49,3 500,4 447,3 53,1 

Einrichtungen der 
„Blauen Liste"   451,0 243,1 207,9 460,6 3 ) 245,4 3 ) 215,2 3 ) 460,3 243,3 217,1 

Insgesamt   5 026,6 3 633,4 1393,2 5141,7 3 706,5 1435,3 5 345,2 3 845,9 1499,4 

1) Ohne die institutionelle Förderung durch das BMVg, da sie nicht der gemeinsamen Bund/Länder-Finanzierung unterliegt. 
2) Ohne eine Pauschalabgeltung des BMVg in Höhe von 24 Mio DM, da sie nicht der gemeinsamen Bund/Länder-Finanzierung 

unterliegt. 
3) 1988 Soll. 
Quelle: Wirtschaftspläne, abgedruckt in den Bundeshaushaltsplänen 1988 und 1989; BMFT; BLK  Rundungsdifferenzen 
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beider Einrichtungen erfolgt grundsätzlich im Ver-
hältnis 50 : 50; die Sonderforschungsbereiche, auf die 
knapp 32 % der DFG-Mittel entfallen, bilden dabei 
eine Ausnahme, sie werden im Verhältnis 75 : 25 von 
Bund und Ländern finanziert. Der Anteil von DFG und 
MPG an  der gemeinsamen Forschungsförderung 
durch Bund und Länder stieg zwischen 1987 und 1988 
von 37,3 % auf 38,0 %. Dieser Anteil ergibt sich auch 
aus den für 1989 vorliegenden Soll-Daten. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft wird vom Bund und den 
7 Sitzländern (ab 1990 von 8 Sitzländern) gemeinsam 
gefördert (vgl. Teil V, Abschnitt 3.2). Ihr Anteil an der 
gemeinsamen Forschungsförderung insgesamt ging 
1988 gegenüber 1987 leicht zurück und beträgt nun-
mehr 3,4 %. Nach den Daten des Solls ist 1989 ein 
Anstieg dieses Anteils auf 3,7 % zu verzeichnen. 
Wie die Fraunhofer-Gesellschaft werden auch die 
13 Großforschungseinrichtungen grundsätz lich ne-
ben dem Bund nur vom jeweiligen Sitzland (bzw. den 
Sitzländern) institutionell gefördert, die Finanzierung 
erfolgt im Verhältnis 90 : 10 (vgl. Teil V, Abschnitt 4). 
Mit fast 50 % entfällt auf die Großforschungseinrich-
tungen der größte Anteil an der gesamten institutio-
nellen Forschungsförderung durch Bund und Länder. 
Ihr Anteil ist nach den vorliegenden Daten jedoch 
leicht rückläufig, im Soll 1989 liegt er bei 49,0 % , wäh-
rend er nach den Ist-Daten für 1987 bzw. 1988 noch 
bei 49,6 % bzw. 49,1 % gelegen hat. 

Zu den kleineren Einrichtungen, die neben den er-
wähnten großen Forschungseinrichtungen in die ge-
meinsame Forschungsförderung durch Bund und Län-
der einbezogen sind, gehören die Forschungseinrich-
tungen der Blauen Liste. Sie umfassen 35 Institutio-
nen, die vom Bund und dem jewei ligen Sitzland, so-
wie 13 Serviceeinrichtungen, die vom Bund und allen 
Bundesländern gefördert werden (vgl. Teil V, Kapi-
tel 5). Bund und Länder fördern außerdem gemeinsam 
ein von der Konferenz der Akademien der Wissen-
schaften koordiniertes Programm. Dieses umfaßt ge-
genwärtig 102 Vorhaben der fünf Akademien der 
Wissenschaften (Göttingen, München, Heidelberg, 
Mainz und Düsseldorf). 

8. Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft  

Die 80er Jahre — ein Jahrzehnt der 
technologischen Durchbrüche 

Obwohl die Zukunftsaussichten Anfang der 80er 
Jahre angesichts sinkender wirtschaftlicher Wachs-
tumsraten eher skep tisch beurteilt wurden, zeigt der 
Rückblick auf die vergangenen Jahre eine posi tive, 
von neuer Technik getragene und sich in den letzten 
Jahren beschleunigende wirtschaftliche Dynamik. 

Einer Vielzahl von Innovationen gelang der technolo-
gische Durchbruch. Die neu entstandenen Güter ge-
hören längst zum gewohnten Erscheinungsbild. Die 
Mikroelektronik hat breiten Einzug in die Wi rtschaft 
gehalten, nicht zuletzt angeregt durch breitenwirk-
same Förderprogramme des BMFT (z. B. das indirekt

-

spezifische Programm zur Anwendung der Mikro-
elektronik). Durch die Verbreitung der Mikroelektro

-

nik und der darauf aufbauenden Informations- und 
Kommunikationstechniken sind neue Märkte entstan-
den. Telefaxgeräte, Personalcomputer, CD-Platten-
spieler sind z. B. Verbrauchsgüter, die sich in den letz-
ten Jahren immer mehr durchgesetzt haben. Insbe-
sondere im Bereich der Software und der Meß- und 
Regeltechnik gelang auch vielen kleinen Unterneh-
men der Einstieg in neue Betätigungsfelder. 

Die Fertigungstechnik erhielt wichtige Impulse durch 
die vom BMFT unterstützte Einführung von CAD/ 
CAM-Systemen und die Entwicklung von Industrie-
robotern. Inzwischen hat der Maschinenbau seine Po-
sition am Weltmarkt, die Ende der 70er Jahre gefähr-
det schien, wieder ausbauen können. 
Von der vom BMFT besonders geförderten Vorsorge-
forschung (Umwelt- und Gesundheitsforschung u. a.) 
gingen wichtige Effekte auf die Wi rtschaft aus. Spür-
bare Fortschritte im Umweltschutz konnten durch 
neue Umwelttechniken erzielt werden. Der Schwefel-
dioxid-Ausstoß aus Kraftwerken wurde seit 1982 
durch vorausgegangene Entwicklung neuer Verfah-
ren mehr als halbiert; etwa 80 % der Kläranlagen ver-
fügen heute über eine biologische Reinigungsstufe, 
zum Teil mit weiter entwickelten biologischen und 
chemischen Verfahren; Schwermetalle im Rhein, wie 
z. B. Cadmium und Quecksilber, wurden erheblich 
reduziert durch die Entwicklung emissionsarmer Pro-
duktionsverfahren, wie Rückgewinnung von Metall-
ionen aus Abwässern und Wasserkreislaufführung. 
Auch in der Medizintechnik fanden wich tige Innova-
tionen statt. Der Kernspin-Tomograph, bei dem die 
Supraleitung mit Hochleistungs-Digitaltechnik ge-
koppelt wird, ermöglicht den detail lierten Blick in den 
menschlichen Körper und verbessert damit die Dia-
gnosemöglichkeiten. Nierensteinlithotripter schließ-
lich, ein Spin-off der Raumfahrt, können Nieren- und 
Gallensteine zertrümmern, ohne daß Opera tionen 
notwendig werden. 
Forschung und Innovationen haben mit dazu beige-
tragen, daß die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig sehr 
gut ist. Nimmt man die Welthandelsanteile zum Maß-
stab, dann nahm die Bundesrepublik Deutschland 
1988 mit 11,4 % die internationale Spitzenposition vor 
den USA und Japan  ein. Noch höher liegt der Welt-
handelsanteil der Bundesrepublik Deutschl and bei 
den forschungsintensiven Waren (Gütergruppen, bei 
denen der FuE-Aufwand im Produzierenden Ge-
werbe überdurchschnittlich ist). Hier erreichte der 
Welthandelsanteil der Bundesrepublik Deutschland 
1987 ebenfalls die internationale Spitzenposition mit 
20,6 % vor Japan  (19,9 %) und den USA (15,5 %). 

Wirtschaft erhöht eigene Forschungsaufwendungen 

Forschung und Entwicklung sind die wesentliche 
Grundlage für Innovationen, die ihrerseits von zentra-
ler Bedeutung für die Bewäl tigung des Strukturwan-
dels und damit für die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklung einer Nation und für ihre Po-
sition in der Weltwirtschaft sind. 

In der Bundesrepublik Deutschland bringt die Wi rt

-

schaft mit über 60 % am nationalen FuE-Budget den 
größten Teil der FuE-Aufwendungen auf. Sie hat ihre 
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Forschungsaufwendungen in den letzten Jahren er-
heblich erhöht: So stiegen die FuE-Gesamtaufwen-
dungen der Wirtschaft (durchgeführte FuE, intern und 
extern), die 1981 27,8 Mrd DM ausmachten, bis 1987 
auf 44,9 Mrd DM, also um rund 61 % 1). Interessant ist, 
daß sich das Schwergewicht der internen FuE-An-
strengungen der Unternehmen zwischen 1977 und 
1987 verschoben hat. So gaben 53 % der Unterneh-
men mit 500 und mehr Beschäftigten 1987 an, Neu-
entwicklungen durchgeführt zu haben, während es 
1977 nur 41 % gewesen sind. Demgegenüber sank der 
Anteil der Unternehmen mit Weiterentwicklungen im 
gleichen Zeitraum von 59 % auf 47 % (Sonderauswer-
tung der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH). 

Zunehmende Innovationsdynamik in der Wirtschaft 
stellt auch das Ifo-Institut für Wi rtschaftsforschung 
fest. Der Anteil der Industriebetriebe, die Innovatio-
nen durchgeführt haben, hat sich — nach dem Inno-
vationstest — zwischen 1982 und 1988 von 66,6 % auf 
75,5 % erhöht. Diese Entwicklung trifft für alle Be-
triebsgrößenklassen zu. Selbst bei Kleinbetrieben mit 
weniger als 50 Beschäftigten beträgt der Anteil der 
Unternehmen, die Innovationen realisiert  haben, 1988 
48 % gegenüber 37,6 % in 1982. Dies verdeutlicht, daß 
Unternehmen aller Größenklassen zunehmend zum 
Innovationsprozeß beitragen. 

Den größten Anteil an den FuE-Gesamtaufwendun-
gen der Wirtschaft haben nach wie vor die drei großen 
Bereiche Chemische Industrie mit rund 21 %, Stahl-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau mit rund 36 % sowie 
Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik mit rund 
31 %. Auf diese drei Sektoren entfallen 1987 zusam-
men rund 88 % der FuE-Gesamtaufwendungen der 
Wirtschaft. Diese Wirtschaftszweige erwirtschafteten 
1987 rd. 49 % der Bruttowertschöpfung des Waren-
produzierenden Gewerbes und einen Beitrag von 
21 % an der Bruttowertschöpfung insgesamt (vgl. 
Schaubild I/13). 

Die Intensität der unternehmenseigenen Forschung 
und Entwicklung lag 1987 bei 3,8 % (1981: 2,8 %) des 
Umsatzes. Besonders forschungsintensiv sind nach 
der Erhebung des Stifterverbandes die Einzelbereiche 
Elektrotechnik 9,4 % (1981: 7,3 %), Feinmechanik, 
Optik 5,7 % (1981: 5,3 %), Chemische Indust rie 6,1 % 
(1981: 4,6 %), Herstellung von Kraftwagen und deren 
Teilen 3,9 % (1981: 3,5 %) sowie Maschinenbau 3,7 
(1981: 3,1 %). Diese Wirtschaftszweige beschäftigen 
auch den überwiegenden Teil des FuE-Personals (in 
Vollzeitäquivalenten) im Wirtschaftssektor: Chemi-
sche Industrie mit ca. 58 000 Forschern und Entwick-
lern, Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau mit ca. 
103 000 Forschern und Entwicklern und Elektrotech-
nik, Feinmechanik und Optik mit ca. 99 000 Forschern 
und Entwicklern  beschäftigten 1987 zusammen 89 % 
des FuE-Personals der Wirtschaft. Insgesamt waren 
1987 rd. 291 500 Forscher und Entwickler an For-
schungsstätten von Unternehmen tätig; hinzu kamen 
im Wirtschaftssektor 4 000 Forscher und Entwickler 
bei Institutionen für Gemeinschaftsforschung. 

Die für die Beschäftigung des FuE-Personals und die 
gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung gewichtigen 

1 ) Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH, vgl. Tabelle 
VI/16 

Sektoren haben ihre hohen FuE-Gesamtaufwendun-
gen in hohem Maße aus eigenen Mitteln erbracht. Die 
Eigenanteile schwanken zwischen rd. 98 % bei der 
Chemischen Industrie und 89 % in der Elektrotechnik. 
Diese Wirtschaftszweige spielten auch im Außenhan-
del eine maßgebliche Rolle. Gut zwei Drittel des Aus-
landsumsatzes im Verarbeitenden Gewerbe und 
Bergbau entfielen 1988 auf die Bereiche Fahrzeugbau 
(21,8 %), Elektrotechnik einschließlich Feinmechanik 
und Optik (13,0 %), Chemie (16,6 %) und Maschinen-
bau (16,5 %) (vgl. Statistisches Jahrbuch 1989 für die 
Bundesrepublik Deutschland, Umsatz der Betriebe im 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe, Seite 173). 

Die 90er Jahre — ein Jahrzehnt zunehmender 
technologischer Herausforderungen 

In der kommenden Dekade wird das Entwicklungs-
tempo in der Technik nicht nachlassen sondern sich 
eher noch beschleunigen. Die modernen Schlüssel-
technologien, wie z. B. die Informa tions- oder Biotech-
nik, aber auch neue Mate rialien werden weiter an 
Bedeutung gewinnen und erhebliche FuE-Aufwen-
dungen in der Wirtschaft  erforderlich machen. Die 
Anwendungsmöglichkeiten dieser Schlüsseltechnolo-
gien sind bei weitem noch nicht erschöpft. Hinzu 
kommt die zunehmende Vernetzung unterschiedli-
cher Technologien (z. B. Informa tions- und Ferti-
gungstechnik), die das einzelne Unternehmen, vor al-
lem im mittelständischen Bereich, überfordert und da-
her Kooperationen notwendig machen kann. 

Für die drängenden ökologischen Fragen wird in den 
kommenden Jahren nach neuen technologischen 
Antworten gesucht werden müssen. Das Innova tions-
potential der Wirtschaft muß noch stärker dafür einge-
setzt werden, um die wachsenden Umweltprobleme 
z. B. durch Umweltschäden vermeidende Produkti-
onsverfahren und umweltfreundlichere Produkte so-
wie umweltschonende Energie träger und Verkehrs-
mittel zu bewäl tigen. 
Die Qualifikationsaufwendungen werden durch das 
hohe Tempo des technischen Fortschritts weiter zu-
nehmen. Prognosen sozialwissenschaftlicher Ins titute 
gehen davon aus, daß bis zum Jahre 2000 mindestens 
60 % der Arbeitsplätze von dem durch neue Techno-
logien bedingten Strukturwandel tangiert werden. 
Fehlende Qualifikationen können den Innova tions-
prozeß erheblich behindern. Daher ist eine ständige 
Weiterbildung von Mitarbeitern unerläßlich. Hinzu 
kommt, daß Verschiebungen im Altersaufbau der Be-
völkerung besondere Anstrengungen bei der Weiter-
bildung notwendig machen. 

Die Internationalisierung der Wi rtschaft wird in den 
90er Jahren weiter zunehmen. Der Ausbau und die 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes mit 
320 Millionen Einwohnern bietet Chancen für zusätz-
liches Wachstum. Durch freien Waren- und Dienstlei-
stungsverkehr, Niederlassungsfreiheit, Liberalisie-
rung des Kapitalverkehrs und des öffentlichen Auf-
tragswesens entstehen Absatzmöglichkeiten für neue 
Produkte und Verfahren. Günstige Absatzchancen für 
technologieintensive Produkte ergeben sich auch 
durch die stärkere Öffnung der osteuropäischen Län-
der. 
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Förderziele und Fördermaßnahmen 

Ziele der Förderung von Forschung und Entwicklung in 
der Wirtschaft 

Wichtige staatliche Aufgaben in der Forschungs- und 
Technologiepolitik sind die Sicherung einer breiten 
und gleichzeitig qualitativ hochwertigen Grundla-
genforschung und der weitere Ausbau der Vorsorge-
forschung (u. a. Umwelt-, Gesundheit- und Klimafor-
schung) sowie die Wahrung langfristiger Optionen 
(z. B. in der Weltraum- und Fusionforschung). Demge-
genüber sind Forschung, Entwicklung und Innovation 
in der Wirtschaft eine ureigene Aufgabe der Unter-
nehmen. Diese können selbst am besten entscheiden, 
wo Forschungsanstrengungen lohnen und in wel-
chem Ausmaß diese durchgeführt und zu marktfähi-
gen Produkten weiterentwickelt werden sollen. Folg-
lich orientiert sich die Bundesregierung bei ihrer För-
derung von Forschung und Entwicklung in der Wi rt

-

schaft am Grundsatz der Subsidiarität, d.h. sie ver-
steht diese im Wesentlichen als Hilfe zur Selbsthilfe 
für Unternehmen. Staatliche Forschungsförderung 
der Wirtschaft soll dort  einsetzen, wo Forschung und 
Entwicklung aus übergeordneten gesellschaftlichen 
oder gesamtwirtschaftlichen Gründen der Unterstüt-
zung bedürfen. 

Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

Indirekte Maßnahmen 

Indirekte Maßnahmen haben das Ziel, Forschung und 
Entwicklung bei den Unternehmen breitenwirksam 
anzustoßen, ohne Einfluß auf die Inhalte der For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben zu nehmen. In 
Tabelle I/14 sind die wichtigsten indirekten Förder-
maßnahmen der Bundesregierung zusammenge-
stellt. 

Tabelle I/14 

Indirekte Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wi rtschaft 
1982 bis 1990 

Fördermittel/Steuermindereinnahmen (Mio DM) 
Maßnahme, zuständige Resso rts in Klammern - 

1982 1985 1986 1987 1988 1989 1 ) 1990 4 ) 

Potentialorientierte Maßnahme 
- FuE-Personalkostenzuschuß (BMWi) . . 390,0 380,0 368,0 193,1 138,0 31,9 - 
- Forschungspersonal-Zuwachsförde- 

rung (BMFT)   - 1,9 41,0 57,6 68,5 81,5 60 
- FuE-Investitionszulage  (steuerliche 

Maßnahme nach § 4 InvZulG) 3 )   283,0 400,0 433,0 443,0 470,3 449,3 495 
- FuE-Sonderabschreibungen 

(steuerliche Maßnahme nach § 82 d 
EStD) 2), 3 )   - 215,0 200,0 215,0 225,0 225,0 - 

Maßnahmen zur Unterstützung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft 
- Industrielle  Gemeinschaftsforschung 

(BMWi)   83,5 94,8 96,8 101,8 102,0 106,9 114 
- Auftragsforschung und -entwicklung 

(BMFT)   13,5 41,9 53,0 52,0 67,3 28,0 39 
- Technologietransfer und Forschungs- 

kooperation (BMFT)   8,9 9,8 17,7 23,2 26,5 22,0 21 
- Modellvorhaben  zum  Technologie- 

transfer (einschl. Patentauslegestellen) 
(BMWi)   - - - - - 0,8 3 

Förderung von technologieorientierten 
Unternehmensgründungen (BMFT)   6,0 41,9 48,2 54,4 45,9 53,5 47 

Insgesamt   784,9 1185,3 1257,7 1140,1 1143,5 998,9 783 

1) Vorläufige Ist-Werte. 
2) Geschätzt, z. T. korrigierte Schätzung. 
3) Steuermindereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden. 
4) Soll . 
Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Bei den potentialorientierten Fördermaßnahmen geht 
es darum, das Forschungs- und Entwicklungspoten-
tial in den Unternehmen generell zu verstärken, damit 
ausreichend Zukunftsvorsorge bet rieben wird. Zu den 
potentialorientierten Maßnahmen zählen die steuerli-
che Förderung von FuE-Investitionen und die FuE

-

Personalförderung. Zentrale Ansatzpunkte der Förde-
rung sind also die wichtigen Kostenfaktoren FuE-In-
vestitionen und FuE-Personal. 

Die dreistufige Steuerreform 1986/1988/1990 hat das 
forschungspolitische Umfeld für potentialorientierte 
Maßnahmen verändert. Sie bringt ein Nettoentla-
stungsvolumen von rd. 53 Mrd DM (einschließlich der 
verbesserten Abschreibungsbedingungen für Wi rt

-schaftgebäude) und dient zugleich einem effiziente-
ren Steuersystem sowie der Steuervereinfachung. Im 
Grundsatz sollen niedrigere Steuersätze steuerliche 
Ausnahmetatbestände erübrigen. Durch die Steuerre-
form werden die Leistungsanreize für jeden einzelnen 
erhöht und die gesamtwirtschaftliche Binnennach-
frage gestärkt. Dies schafft mehr Spielräume und Ge-
staltungsfreiheit für die Wi rtschaft , wodurch auch 
breitenwirksame Impulse für zusätzliche Forschung 
und Entwicklung ausgelöst werden. Eine weitere 
Stärkung der Innovations- und Investitionskraft wird 
die für die nächste Legislaturpe riode vorgesehene Re-
form der Unternehmensbesteuerung bringen. 

Im Zuge der Steuerreform wurde die bisherige steuer-
liche Förderung von Forschungs- und Entwicklungs-
investitionen über Sonderabschreibungen und Inve-
stitionszulage, die überwiegend von großen Unter-
nehmen in Anspruch genommen wurde, abgebaut. 

Die von vornherein befristete Forschungs- und Ent-
wicklungspersonal-Förderung, der Forschungs- und 
Entwicklungspersonalkostenzuschuß und die For-
schungspersonalzuwachsförderung, hatte das Ziel, 
Anstöße zum Ausbau der Forschungs- und Entwick-
lungskapazitäten, insbesondere im personellen Be-
reich, zu geben und dadurch das Bewußtsein für die 
große Bedeutung von Innovationen in kleinen und 
mittleren Unternehmen zu stärken. Die wissenschaft-
liche Begleitforschung belegt, daß Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren Unternehmen 
seit dem Start  dieser Programme erheblich ausgewei-
tet wurden. Die Programme laufen daher aus und wer-
den z. Zt. noch abgewickelt. In den Jahren 1990/1991 
werden durch die Abwicklung der Zuwachsförderung 
noch erhebliche Fördermittel (ca. 110 Mio DM) an 
kleine und mittlere Unternehmen fließen. 

Die wissenschaftliche Begleitforschung zur Zuwachs-
förderung hat auch deutlich gemacht, daß eine am 
Zuwachs der Forschungs- und Entwicklungs-Kapazi-
täten ansetzende Förderung vorteilhaft ist, weil sie 
nur die Unternehmen belohnt, die mehr für Forschung 
und Entwicklung tun, und bei relativ geringem Mittel-
einsatz große Breitenwirkung erzielt. Es wird in Zu-
sammenhang mit der Reform der Unternehmensbe-
steuerung der nächsten Legislaturperiode zu prüfen 
sein, ob die Dynamik von Forschung und Entwicklung 
vor allem in technologieintensiven mittelständischen 
Unternehmen weiter verstärkt werden sollte. 

Die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft (insbeson

-

dere kleine und mittlere Unternehmen) und Wissen

-

schaft wurde seit 1982 in erheblichem Umfang durch 
die indirekte Forschungs- und Entwicklungs-Förde-
rung unterstützt (vgl. auch Teil I, Kapitel 9 und Teil II, 
Kapitel 2.19). Die industrielle Gemeinschaftsfor-
schung, bei der die gemeinschaftliche Forschung auf 
Branchenebene gefördert wird, wurde erheblich aus-
gebaut. Die Auftragsforschung und -entwicklung, die 
den Unternehmen Zugang zu externer wissenschaftli-
cher Forschungs- und Entwicklungs-Kapazität er-
leichtert, wurde bis 1991 verlängert. Der Technologie-
und Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Wi rt

-schaft wird ab 1985 durch die Förderung von For-
schungskooperationen zwischen Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen über die Entsendung von 
Nachwuchswissenschaftlern zusätzlich beschleunigt. 
Auch dieses Förderprogramm wurde bis 1991 verlän-
gert. 

Zur Unterstützung von technologieorientierten Unter-
nehmensgründungen wurde 1989 — nach erfolgrei-
chem Abschluß des ersten Modellversuchs „Techno-
logieorientierte Unternehmensgründungen" — ein 
neuer Modellversuch „Beteiligungskapital für junge 
Technologieunternehmen" gestartet. In diesem Mo-
dellversuch geht es insbesondere darum, das Engage-
ment von privaten Risikokapitalgebern bei jungen 
Technologieunternehmen zu erhöhen (vgl. auch 
Teil I, Kapitel 9 und Teil II, Kapitel 2.19). 

Maßnahmen zur raschen Verbreitung von 
Schlüsseltechnologien 

Zur Beschleunigung der breiten Anwendung neuer 
Schlüsseltechnologien in neuen Produkten und Ver-
fahren ist die vom BMFT entwickelte indirekt-spezifi-
sche Förderung besonders geeignet, da mit ihr For-
schung und Entwicklung in bestimmten Gebieten 
breitenwirksam gefördert werden kann. 

Gegenwärtig werden indirekt-spezifische Maßnah-
men, die mit ihrem vereinfachten Antrags- und Ab-
wicklungsverfahren vor allem kleinen und mittleren 
Unternehmen zugute kommen (vgl. auch Teil I, Kapi-
tel 9), auf der Angebotsseite auf den Feldern Biotech-
nologie, Fertigungstechnik, Energieforschung und In-
formationstechnik eingesetzt (vgl. Tabelle I/15 und 
Schaubild I/14). Seit 1986 wird die Einführung moder-
ner Technologien bei der biotechnologischen Produk-
tion (Förderprogramm Biotechnologie) unterstützt 
(vgl. auch Teil II, Kapitel 2.10). Im Bereich der Ferti-
gungstechnik wurde 1988 mit dem Programm zur An-
wendung der rechnerintegrierten Fertigung (CIM-
Computer Integrated M anufacturing) begonnen (vgl. 
auch Teil II, Kapitel 2.19). Im Bereich Mikroperipherik 
wird die breite Anwendung fortschrittlicher, an die 
Mikroelektronik angepaßter Mikroperipherik-Kom-
ponenten (Förderprogramm Mikroperipherik) stimu-
liert (vgl. auch Teil II, Kapitel 2.9). Zur Förderung der 
Erprobung von Windenergie anlagen wurde 1989 das 
100 MW Windprogramm aufgelegt, bei dem einer grö-
ßeren Zahl von Demonstrationsanwendern ein Anreiz 
gegeben wurde, an  geeigneten Standorten in der 
Bundesrepublik Deutschl and Windenergieanlagen zu 
errichten und zu betreiben; hierdurch soll innerhalb 
von 5 Jahren eine installierte Leistung von 100 MW 
erreicht werden (vgl. auch Teil II, Kapitel 2.5). Anfang 
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1990 wurde das neue Programm „Mikrosystemtech-
nik" , bei dem die Kombination von verschiedenen 
Mikrotechniken wie Mikroelektronik, Mikromecha-
nik und Mikrooptik im Vordergrund steht, aufgelegt 
(vgl. auch Teil II, Kapitel 2.9). 

Auch durch steuerliche Maßnahmen, die auf der 
Nachfrageseite ansetzen, wird die Verbreitung von 
Schlüsseltechnologien gefördert. Es handelt sich hier-
bei uni steuerliche Begünstigungen 

— für bestimmte Investionen im Bereich der Energie-
erzeugung und -verteilung gemäß § 4 a InvZulG 
(1989: 248,1 Mio DM) 

— für Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz die-
nen, gemäß § 7 d EStG (1989 geschätzt: 
880 Mio DM) 

— für Maßnahmen der Energieeinsparung (einschl. 
Einbau von Heizungs- und Warmwasseranlagen) 
und des Einsatzes von Anlagen zur Nutzung der 
regenerativen Energiequellen gemäß § 82 a EStDV 
(1989 geschätzt: 820 Mio DM). 

Durch diese Maßnahmen wird ausgehend von beson-
deren politischen Zielsetzungen (wie z. B. Energie-
einsparung, Umweltschutz) der Einsatz bestimmter 
neuer Technologien begünstigt und dadurch die Inno-
vationsfähigkeit in der Wirtschaft gefördert. Die staat-
lichen Aufwendungen für diese, den strukturellen An-
passungsprozeß der Volkswirtschaft stimulierenden 
Maßnahmen wurden in den letzten Jahren deutlich 
gesteigert, um damit eine Anstoßwirkung für die Ver-
breitung neuer Technologien von der Nachfrageseite 
her zu erzielen. 

Im Zuge der Steuerreform werden diese steuerlichen 
Maßnahmen auslaufen, weil niedrigere Steuersätze 
steuerliche Ausnahmetatbestände erübrigen sollen 
und von größeren finanziellen Spielräumen zusätzli

-

che Impulse für den Umweltschutz, die ra tionelle 
Energieverwendung und die Nutzung regenera tiver 
Energiequellen erwartet werden. Es wird zu beobach-
ten sein, ob in diesen Bereichen neue Technologien 
ausreichend und rasch genug zum Einsatz kommen. 

Projektförderung des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie (BMFT) 

Das Profil des BMFT zur Förderung von FuE umfaßt 
die Aufgabenbereiche 

— Programmübergreifende Grundlagenforschung (1) 

— Staatliche Langzeitprogramme (2) 

— Vorsorgeforschung (3) 

— Technologie- und Innovationsförderung (4). 

Die direkte Projektförderung des BMFT an die ge-
werbliche Wirtschaft konzentriert sich auf die Förder-
schwerpunkte Energie, Meerestechnik, Informa tions-
technologien, Biotechnologie, Materialforschung, 
Verkehr und Luftfahrtforschung. Insgesamt betrug 
die direkte Technologie- und Innovationsförderung 
der Wirtschaft, die längerfristig der Stärkung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
dient, im Jahre 1989 rund 1,2 Mrd DM. Gemessen an 

 der gesamten direkten Projektförderung sind dies 
37,4 %, bezogen auf den BMFT-Haushalt 15,6 %. 

Bei den staatlichen Langzeitprogrammen, wie z. B. 
der Meeres-, der Weltraum- oder der Kernfusionfor-
schung, wie auch bei der Förderung der Vorsorgefor-
schung, z B. Umwelt-, Sicherheits- oder Gesundheits-
forschung, sind ebenfalls Unternehmen unter den 
Empfängern der BMFT-Förderung. Hier steht jedoch 

Tabelle I/15 

Indirekt-spezifische Förderung von FuE in der gewerblichen Wirtschaft 1982 bis 1990 durch den BMFT 

Fördermittel (Mio DM) 
Maßnahme 

1982 1985 1986 1987 1988 1989 1 ) 1990 2 ) 

Sonderprogramm Mikroelektronik . . 87,5 18,4 0,1 — — — — 
Fertigungstechnik 
(CAD/CAM, Robotik, CIM)   — 112,8 119,8 80,2 29,6 21,5 70 
Informationstechnik 
(Mikroperipherik,  Mikrosystemtech- 
nik)   — 1,6 14,0 21,6 22,2 8,4 31 
Bioverfahrenstechnik   — — 1,3 15,7 29,8 35,3 18 
100 MW-Wind   — — — — — — 5 

Insgesamt   87,5 132,8 135,2 117,5 81,6 65,2 124 

1) Vorläufige Ist-Werte. 
2) Soll. 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild I/14 (vgl. Tabelle I/15) 
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Tabelle I/16 

Direkte Projektförderung des BMFT 1989 1 ) nach Aufgabenbereichen, 
Förderbereichen bzw. Förderschwerpunkten 

— Profildarstellung — 

Aufgaben-  Förderbereich/Förderschwerpunkt Insgesamt darunter Anteil der Wirtschaft 
bereich TDM TDM 

1 Programmübergreifende Grundlagenforschung 
(MPG; Großgeräte der Grundlagenforschung) 
B  Großgeräte der Grundlagenforschung   118 946 —  — 

Summe 1   118 946 —  — 

2 Staatliche Langzeitprogramme 
Cl Meeresforschung   79 888 8 883  11,1 
C3 Polarforschung   6 394 160  2,5 
D Weltraumforschung und Weltraumtechnik   353 355 226 882  64,2 
01 Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 45 600 144  0,3 

Summe 2   485 236 236 069  48,7 

3 Vorsorgeforschung 
F1 Ökologische Forschung   81 086 5 402  6,7 
F2 Umweltschutztechnologien   130 081 63 218  48,6 
F7 Klimaforschung   21 545 8 165  37,9 
G Forschung und Entwicklung im Dienste der Ge- 

sundheit   155 378 8 586  5,5 
H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen   90 053 39 273  43,6 
P2 Bauforschung und -technik   38 483 12 963  33,7 
V Geisteswissenschaften; Sozialwissenschaften   29 466 —  — 
W1Querschnittsaktivitäten (einschließlich Technikfol- 

genabschätzung)   43 831 378  0,9 

Summe 3   589 921 137 985  23,4 

4 Technologie - und Innovationsförderung 
C2 Meerestechnik   29 698 18 795  63,3 
El  Kohle und andere fossile Energieträger   147 189 113 810  77,3 
E2 Erneuerbare Energiequellen und rationelle Energie- 

verwendung   209 068 120 737  57,7 
E3 Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicher- 

heit)   430 351 345 092  80,2 
I1 Informationsverarbeitung   101 237 59 831  59,1 
I2 Basistechnologien der Informationstechnik   238 814 109 415  45,8 
I3 Anwendung der Mikrosystemtechnik (einschl. Mi- 

kroelektronik, Mikroperipherik)   62 586 27 953  44,7 
I4 Fertigungstechnik   48 490 14 734  30,4 
K Biotechnologie   137 068 24 991  18,2 
L1 Materialforschung   121 415 79 069  65,1 
L2 Physikalische und chemische Technologien   122 833 48 391  39,4 
M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologien   101 339 54 461  53,7 
N Forschung und Technologie für bodengebundenen 

Transport und Verkehr   178 734 160 961  90,1 
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noch Tabelle I/16 

Aufgaben-  Förderbereich/Förderschwerpunkt Insgesamt darunter Anteil der Wirtschaft 

TDM % bereich TDM 

02 Rohstoffsicherung   5 585 2 622  47,0 
T1 Indirekte Förderung des FuE-Personals in der Wirt- 

schaft   1 339 —  — 
T2 Verbesserung des Technologie- und Wissenstrans- 

fers   1 032 —  — 
T3 Förderung technologieorientierter Unternehmens- 

gründungen   5 497 2 930  53,3 
U Fachinformation   42 050 3 547  8,4 

Summe 4   1 984 325 1 187 340  59,8 

Insgesamt 2 )   3 178 428 1 561 394  49,1 

1) Stand: 31. 12. 1989. 
2) Nicht enthalten 6668 TDM nicht aufteilbare Mittel (u. a. Beratungskosten, Reisekosten etc.). 
Quelle: BMFT  Rundungsdifferenzen 

das staatliche Interesse an den Forschungsergebnis-
sen im Vordergrund (direkte Projektförderung des 
BMFT insgesamt und darunter den Anteil der Wi rt

-schaftsförderung siehe Tabelle I/16). 

Die Technologie- und Innovationsförderung wie auch 
der Gesamtumfang der Projektförderung der gewerb-
lichen Wirtschaft durch den BMFT ist seit 1982 rück-
läufig. Einer Abnahme der Mittel für die Energiefor-
schung (Ausnahme: Erneuerbare Energiequellen und 
rationelle Energieverwendung) stehen Zuwächse in 

den Bereichen moderner Schlüsseltechnologien, hier 
in den letzten Jahren insbesondere bei der der Mate-
rialforschung und den physikalischen und chemi-
schen Technologien gegenüber (siehe Tabelle I/17). 

Eine Umorientierung der Projektförderung der Wi rt
-schaft zeigt sich auch darin, daß nicht mehr die ein-

zelne Förderung möglichst vieler und breit gestreuter 
Projekte, sondern längerfristige, im vorwettbewerbli-
chen Bereich liegenden größere Projekte im Vorder-
grund stehen. 
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Tabelle I/17 

Direkte Projektförderung des BMFT 1986 bis 1989 — Ausführende Stellen gewerbliche Wirtschaft 
nach Aufgabenbereichen, Förderbereichen bzw. Förderschwerpunkten 

— Profildarstellung — 

Auf- Fördermittel in TDM 
gaben- Förderbereich/Förderschwerpunkt - 

bereich 1986 1987 1988 1989 1 ) 

1 Programmübergreifende 
Grundlagenforschung (MPG; Großge- 
räte der Grundlagenforschung) 

Summe 1   — — — — 

2 Staatliche Langzeitprogramme 
Cl Meeresforschung   39 253 5 676 8 023 8 883 
C3 Polarforschung   — — 46 160 
D Weltraumforschung  und  Welt- 

raumtechnik   177 617 212 835 240 674 226 882 
O1 Geowissenschaften  (insbesondere 
Tiefbohrungen)   37 — 249 144 

Summe 2   216 908 218 512 248 993 236 069 

3 Vorsorgeforschung 
F1 Ökologische Forschung   2 280 3 861 6 407 5 402 
F2 Umwelttechnologien   69 983 66 853 61 160 63 218 
F7 Klimaforschung   — — 8 900 8 165 
G Forschung und Entwicklung im 

Dienste der Gesundheit   16 503 10 786 13 199 8 586 
H Forschung und Entwicklung zur 

Verbesserung  der  Arbeitsbedin- 
gungen   55 404 50 414 41 553 39 273 

P2 Bauforschung und -technik   6 714 5 590 9 131 12 963 
W 1Querschnittsaktivitäten 

(einschließlich  Technikfolgenab- 
schätzung)   795 1 076 960 378 

Summe 3   151 678 138 581 141 311 137 985 

4 Technologie- und Innovationsförde- 
rung 
C2 Meerestechnik   26 266 20 956 19 630 18 795 
E1 Kohle und andere fossile Energie- 

träger   200 589 190 325 148 318 113 810 
E2 Erneuerbare Energiequellen und 

rationelle Energieverwendung   125 696 125 827 127 511 120 737 
E3 Nukleare Energieforschung 

(einschl. Reaktorsicherheit)   495 787 217 231 293 434 345 092 
I1 Informationsverarbeitung   83 230 85 586 78 559 59 831 
I2 Basistechnologien  der  Informa- 

tionstechnik   216 559 212 802 174 614 109 415 
I3 Anwendung der Mikrosystemtech- 

nik (einschl. Mikroelektronik, Mi- 
kroperipherik)   24 274 28 549 27 260 27 953 

I4 Fertigungstechnik   15 246 32 545 25 264 14 734 
K Biotechnologie   47 027 42 224 48 322 24 991 
L1 Materialforschung   60 407 74 844 79 820 79 069 



1 ) Stand: 31. 12. 1989. 
Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle I/17 

Auf- Fördermittel in TDM 
gaben- Förderbereich/Förderschwerpunkt 
bereich 1986 1987 1988 1989 1 ) 

L2 Physikalische und chemische Tech- 
nologien   32 238 30 926 28 656 48 391 

M Luftfahrtforschung  und  Hyper- 
schalltechnologien   61 313 69 336 64 008 54 461 

N Forschung und Technologie für 
bodengebundenen Transport und 
Verkehr   171 945 197 686 192 981 160 961 

02 Rohstoffsicherung   7 167 2 506 1 880 2 622 
T2 Verbesserung  des  Technologie- 

und Wissenstransfers   — 134 — — 

T3 Förderung  technologieorientierter 
Unternehmensgründungen   3 364 3 841 3 731 2 930 

U Fachinformation   7 234 9 122 7 177 3 547 

Summe 4   1 578 344 1 344 442 1 321 167 1 187 340 

Insgesamt   1 946 929 1 701 535 1 711 471 1 561 394 

Verbundforschung 

Zusätzlich zu der Umstrukturierung und Rückführung 
der direkten Projektförderung wurde der Ansatz-
punkt der Förderung verändert: Das neue Konzept 
der Verbundforschung schafft die Chance, die Koope-
ration in Wissenschaft und Wirtschaft weiter voranzu-
bringen. Mit dem Förderinstrument „Verbundfor-
schung" wird auch eine weitere Steigerung der Effi-
zienz der FuE-Förderung erreicht. 

Industrielle Verbundforschung will  durch gemein-
same Beteiligung möglichst mehrerer Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen an einem Projekt errei-
chen, daß knappe Forschungskapazität durch Bünde-
lung von Ressourcen besser genutzt wird, der Techno-
logietransfer zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
beschleunigt wird, Synergieeffekte entstehen und 
weniger selektiv als vielmehr breitenwirksam geför-
dert wird. Industrielle Verbundforschung kann auch 
kleinen und mittleren Unternehmen eine bessere 
Chance zur Teilhabe an Forschungsvorhaben liefern. 
Beispiele sind hier Verbundprojekte in der Informa-
tionstechnik, der Materialforschung, im Bereich Ar-
beit und Technik und der Fertigungstechnik, an de-
nen kleine und mittlere Unternehmen in erheblichem 
Umfang partizipieren. 

Tabelle I/18 zeigt die Entwicklung der Anteile der 
Fördermittel für industrielle Verbundvorhaben an der 
Projektförderung für ausgewählte Technologieberei-
che: Während in der Fertigungstechnik noch 1984 nur 
17% der Fördermittel an die Wirtschaft auf Verbund-
projekte fielen, wurden hier 1988 ausschließlich Ver-
bundvorhaben gefördert. Der Förderansatz „Ver-
bundprojekte" wurde auch in verstärktem Umfang 
gerade in den Schlüsselbereichen Informationstech

-
nik, Materialforschung, Physikalische und Chemische 
Technologien (u. a. Lasertechnik) und auch in der Bio-
technologie angewandt. 

Tabelle I/18 

Anteil der Fördermittel für industrielle Verbundvor

-

haben an der direkten Projektförderung der Wirt

-

schaft — ausgewählte Technologiebereiche 
— in v.H. — 

Technologiebereich 1984 1985 1986 1987 1988 

Fertigungs- 
technik   17,0 83,2 96,2 100,0 100,0 

Informations- 
technik   21,3 55,3 70,6 74,2 75,9 

Material- 
forschung   14,8 18,9 62,4 68,7 74,1 

Biotechnologie . . 48,7 55,4 55,3 47,8 45,5 
Physikalische 

und chemische 
Technologien . 1,6 1,9 13,2 27,1 51,4 

Rundungsdifferenzen 

Insgesamt gesehen hat sich die indust rielle Verbund-
forschung positiv entwickelt: 

— Die Zahl der Verbundprojekte steigt seit 1984 be-
trächtlich und hat 1988 eine Größenordnung von 
580 Projekten erreicht (1986: 343; 1984: 180); 

Quelle: BMFT 
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— Ca. 52 % der Mittel für die direkte Projektförde-
rung an die Wirtschaft im Aufgabenbereich „Tech-
nologie- und Innovationsförderung" entfällt auf 
die Verbundforschung (1988 rd. 680 Mio DM); 

— Insbesondere in den Schlüsselbereichen Informa-
tionstechnik, Fertigungstechnik, Biotechnologie, 
Materialforschung, physikalische und chemische 
Technologien sind Verbundprojekte stark ange-
stiegen. 

EUREKA 

Auch der EUREKA-Initiative (s. auch Teil IV, Kapi-
tel 4.1) liegt der Gedanke von Verbundforschung zu-
grunde. Mit EUREKA wurde ein Rahmen geschaffen 
für die europäische Kooperation von Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen verschiedener Länder. 
Der geographische Rahmen von EUREKA umfaßt alle 
zur EG und EFTA gehörenden Flächenstaaten in Eu-
ropa sowie die Türkei. Der Inhalt der Forschungsakti-
vitäten wird hierbei nicht von Regierungen vorab defi-
niert, denn die Projektpartner bestimmen selbst, wie, 
worüber und mit wem sie über die Landesgrenzen 
hinaus zusammenarbeiten wollen. 
Eines der wichtigsten, in jüngster Zeit begonnenen 
EUREKA-Projekte ist JESSI, das ein umfangreiches 
Forschungsprogramm zur Förderung der Mikroelek-
tronik in Europa darstellt. JESSI bewirkt einen bisher 
einmaligen Zusammenschluß von europäischen Halb-
leiterunternehmen, Anwenderfirmen und der Wissen-
schaft, mit dem Europa Anschluß an  die weltweite 
Entwicklung in der Schlüsseltechnologie Mikroelek-
tronik halten will. Die Kosten von JESSI belaufen sich 
auf insgesamt 7,8 Mrd DM, wovon ca. 2,8 Mrd DM auf 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland entfallen. Der größte 
Teil hiervon wird von der Wirtschaft zu tragen sein. 
Der BMFT hat für die gesamte Laufzeit von JESSI ca. 
1 Mrd DM an  Fördermittel eingeplant. 

Andere wichtige EUREKA-Projekte sind z. B. in der 
Fertigungstechnik FAMOS, das die Montageautoma-
tisierung vorantreiben soll und bei dem vorwiegend 
mittelständische Betriebe beteiligt sind, und die Um-
weltprojekte EUROTRAC (Luftverschmutzung) und 
EUROMAR (Meeresverschmutzung). Ein wichtiges 
EUREKA-Projekt zur rechtzeitigen Normung in einem 
zukunftsträchtigen Technikfeld ist HDTV. Hier wer-
den in einem großen europäischen Gemeinschaftspro-
jekt die System- und Produktionstandards für das 
Hochauflösende Fernsehen entwickelt. 

Administration und Politik begleiten diese Aktivitäten 
wo immer möglich und nötig mit flankierenden Maß-
nahmen — etwa zur Beseitigung von Handelshemm-
nissen oder zur Festlegung gemeinsamer europäi-
scher Normen. An EUREKA beteiligte Firmen werden 
in der Bundesrepublik Deutschland — im Rahmen der 
allgemein geltenden forschungspolitischen Förder-
grundsätze — über die fachprogrammbezogene Pro

-

jektförderung unterstützt. Von 297 EUREKA-Projek-
ten (Stand: 31. 12. 1989) finden 104 mit deutscher 
Beteiligung statt, davon werden 55 Projekte mit rund 
800 Mio DM durch den BMFT gefördert. EUREKA 
zeigt, welche Kreativität in Wirtschaft und Wissen-
schaft geweckt werden kann, wenn m an  einen ent-
sprechenden Rahmen für europäische Kooperationen 
bietet. 

Förderung nach Bundesressorts 

Die Gesamtschau der einzelnen Förderinstrumente 
des Bundes in Tabelle I/19 zeigt, daß, gemessen an 

 der Zahl der geförderten Unternehmen, eine breite 
Streuung der Zuwendungen erreicht wird. Abhängig 
vom Ziel der Förderung, z. B. Förderung großer tech-
nologischer Entwicklungslinien einerseits oder rasche 
Anwendung von Schlüsseltechnologien andererseits, 
werden mit den verschiedenen Fördermaßnahmen 
Unternehmen unterschiedlicher Größe erreicht. 

Tabelle 1/20 zeigt die FuE-Ausgaben des Bundes an 
 die gewerbliche Wirtschaft, erweitert um die Ausga-

ben des Bundesministers der Verteidigung (BMVg) 
zur Finanzierung von FuE-Aufträgen im Verteidi-
gungsbereich. Während die FuE-Förderung der ge-
werblichen Wirtschaft durch den BMFT seit 1982 kon-
tinuierlich um insgesamt 1,3 Mrd DM zurückgenom-
men wurde, wurden forschungsbezogene Steuermin-
dereinnahmen (um fast 400 Mio DM) und Ausgaben 
des BMVg zur Finanzierung von FuE-Aufträgen (um 
über 800 Mio DM) deutlich ausgeweitet. 1988 wurden 
im Verteidigungsbereich FuE-Aufträge in Höhe von 
2,3 Mrd DM an  die Wirtschaft erteilt; die FuE-Förde-
rung der Wirtschaft durch den BMFT betrug knapp 
2 Mrd DM und die Förderung durch den BMWi rd. 
620 Mio DM. Insgesamt wurden FuE in der gewerbli-
chen Wirtschaft mit rd. 5,8 Mrd DM durch den Bund 
gefördert. 

Das Verhältnis der indirekten zu den direkten Förder-
maßnahmen des Bundes zur Förderung ziviler For-
schung und Entwicklung in der gewerblichen Wi rt

-schaft (einschl. Steuermindereinnahmen von Ländern 
und Gemeinden) betrug 1978 etwa 1: 10. Es verän-
derte sich insbesondere durch die Einführung des Per-
sonalkostenzuschusses auf etwa 1 : 4 in den Jahren 
1979-1982. Ab 1983 be trägt das Verhältnis — vor 
allem aufgrund der Wiedereinführung der Sonderab-
schreibungen auf FuE-Investitionen und der gleich-
zeitigen Rückführung der direkten Projektförderung 
durch den BMFT — etwa 1 : 2. 

In den Jahren 1989 und 1990 dürfte die Rela tion in 
etwa auf diesem Niveau geblieben sein, weil der im 
Zuge der Steuerreform beschlossene Wegfall der FuE

-

Investitionszulage erst 1991 kassenwirksam wird und 
die auslaufende FuE-Personalförderung über den Me-
chanismus der nachträglichen Inanspruchnahme der 
Förderung und Zahlung der Fördermittel nach 1988 
noch erhebliche Haushaltsmittel gebunden hat. 
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Tabelle I/19 

Förderung ziviler Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund 
nach Zuständigkeiten sowie Anzahl der geförderten Unternehmen/Stellen 1987 und 1988 

1987 1988 

Begünstigte 
Unternehmen/ Fördermittel/ Begünstigte 

Unternehmen/ Fördermittel/ 
Ressort/Maßnahme Stellen der Steuerminder- Stellen der Steuerminder- 

Wirtschaft einnahmen 1) Wirtschaft einnahmen 1 ) 

Anzahl Mio DM Anzahl Mio DM 

BMFT 
- Direkte Projektförderung   1 091 1 701,5 1 065 1 711,6 

(darunter industrielle Gemeinschafts- 
forschung)   (32 32,0) (33 32,6) 

- Sonderprogramm Mikroelektronik . . 1 1 1 1 
- Mikroperipherik 

(indirekt-spezifische Maßnahme)   207 21,6 214 22,2 
- Fertigungstechnik 

(indirekt-spezifische Maßnahme)   399 80,2 160 29,6 
- Biotechnologie 

(indirekt-spezifische Maßnahme)   89 10,5 153 24,3 
- Forschungspersonal-Zuwachsförde- 

rung   2 165 56,8 2 874 67,1 
- Auftragsforschung und -entwicklung 1 671 50,9 1 683 66,1 
- Technologieorientierte 

Unternehmensgründungen (TOU) 2) . 169 43,8 154 36,2 
- Forschungskooperation zwischen In- 

dustrie und Wissenschaft   415 18,6 500 20,8 
- Technologietransfer   1 1,0 1 1,4 

Summe BMFT   . 1 984,9 . 1 979,2 

BMWi 
- FuE-Personalkostenzuschuß   5 440 189,9 4 600 135,2 
- Förderung von FuE bei KMU in Ber- 

lin   33 6,0 41 5,8 
- Industrielle Gemeinschaftsforschung 86 101,8 86 102,0 
- Zuschüsse zur Entwicklung ziviler 

Flugzeuge   3 338,1 3 374,8 
- Sonstiges   - 1,3 - 2,0 

Summe BMWi   . 637,1 . 619,8 

Übrige Ressorts   . 101,5 110,3 

Steuerliche Maßnahmen   
- FuE-Investitionszulage (§ 4 InvZulG) 443,0 470,3 
- FuE-Sonderabschreibungen 

(§ 82d EStDV)   215,0 . 200,0 

Summe Steuerliche Maßnahmen   . 658,0 670,3 

Insgesamt   3 381,5 3 379,6 

1) Steuermindereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden. 
2) TOU = Phase II und III. 
Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 



Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Tabelle I/20 

FuE-Förderung der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund einschließlich forschungsbezogene 
Steuermindereinnahmen der Länder und Gemeinden 

1974 bis 1988 

Ausgaben 1) darunter Steuerurin- Förderung 

Jahr insgesamt 
dereinnah

-

men ) insgesamt 
BMFT BMWi BMVg 

Mio DM Mio DM % Mio DM  % Mio DM % Mio DM 

1974 2 916 1 284  44 300  10 1 283  44 353 3 269 
1975 3 162 1 501  47 285  9 1 319  42 149 3 311 
1976 3 053 1 273  42 240  8 1 462  48 106 3 159 
1977 3 110 1 444  46 139  4 1 449  47 153 3 263 
1978 3 493 1 668  48 173  5 1 559  45 138 3 631 
1979 4 544 2 162  48 610  13 1 657  36 169 4 713 
1980 4 618 2 191  47 798  17 1 496  32 191 4 809 
1981 4 631 2 324  50 852  18 1 355  29 289 4 920 
1982 5 630 3 245  58 816  14 1 458  26 283 5 913 
1983 5 070 2 646  52 716  14 1 595  31 364 5 434 
1984 5 157 2 610  51 703  14 1 729  34 530 5 687 
1985 5 772 2 533  44 897  16 2 235  39 615 6 387 
1986 5 404 2 226  41 843  16 2 237  41 633 6 037 
1987 5 039 1 985  39 638  13 2 312  46 695 5 734 
1988 5 117 1 981  39 621  12 2 300  45 674 5 791 

1) Einschließlich der Ausgaben an Wi rtschaftsunternehmen im Ausland. 
2) FuE-Investitionszulage (§ 4 InvZulG) und FuE-Sonderabschreibungen (§ 82 d EStDV), Steuermindereinnahmen von Bund, 

Ländern und Gemeinden. 

9. Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren 
Unternehmen *) 

Forschung und Entwicklung in kleinen und 
mittleren Unternehmen 

Die herausragende gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
mittelständischer Unternehmen belegen einige we-
nige Zahlen: So stellen sie gut zwei Drittel a ller Ar-
beitsplätze in der Privatwirtschaft, bieten gut vier 
Fünftel der Ausbildungsplätze an, produzieren etwa 
die Hälfte unseres Sozialprodukts und tätigen rund 
zwei Fünftel aller Investitionen. 

Im Innovationsprozeß erfüllen kleine, mittlere und 
große Unternehmen verschiedene Funktionen: 

Die Technikgeschichte zeigt, daß ein großer Teil 
wichtiger Innovationen auf Forschungsarbeiten von 
Einzelerfindern oder kleinen und mittleren Unterneh-
men basiert. Ein Indiz für die besondere Innovations-
fähigkeit des Mittelstandes stellt die Häufigkeit der 
Patentanmeldungen dar. Nach Angaben des Deut- 

*) Unter kleinen und mittleren Unternehmen werden im folgen-
den Unternehmen mit weniger als 200 Mio DM Umsatz oder 
1 000 Beschäftigten verstanden. 

schen Patentamtes werden mehr als die Hälfte aller 
Patentanmeldungen von freien Erfindern oder klei-
nen und mittleren Unternehmen vorgenommen. Of-
fenbar haben diese aufgrund ihrer Flexibilität beson-
dere Vorteile in frühen Phasen des Innovations- und 
Anpassungsprozesses. 

Zwar setzen kleine und mittlere Unternehmen, z. T. 
unterstützt durch öffentliche Förderung, ihre Erfin-
dungen oft selbst in Produkte der Spitzentechnik um, 
wobei sie sich häufig auf Spezialmärkten (z. B. im 
Maschinenbau) betätigen. In vielen Fällen jedoch ver-
fügen kleine und mittlere Unternehmen nicht über die 
nötigen finanziellen Mittel, um ihre Erfindungen 
selbst in wirtschaftlich verwertbare Produkte und Ver-
fahren umzusetzen. Insbesondere die erstmalige 
Kommerzialisierung finanziell besonders aufwendi-
ger Basisinnovationen wird zumeist von Großunter-
nehmen vorgenommen, die aufgrund ihrer Ressour-
cen eher die erforderliche Weiterentwicklung der In-
ventionen bis zur anschließenden Serienfertigung 
und Markteinführung leisten können. Großunterneh-
men sind auch eher in der Lage, kostspielige und 
besonders risikoreiche Grundlagenforschung zu be-
treiben und komplexe Infrastrukturtechniken für die 
öffentliche Hand zu entwickeln. Kleine und mittlere 
Unternehmen sind hingegen durch ihre größere Kun-
dennähe und ihre größere Flexibilität stärker an der 
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Ausdifferenzierung neuer Technologien für verschie-
dene Anwendungsbereiche und Spezialmärkte betei-
ligt. 

Neben den auf Spezialmärkte ausgerichteten kleinen 
und mittleren Unternehmen bilden Zulieferbetriebe 
einen wichtigen Teil der mittelständischen Wirtschaft. 
Hier ergeben sich aufgrund enger Lieferbeziehungen 
zwischen kleinen, mittleren und großen Unternehmen 
häufig auch Innovationsverflechtungen. Große Unter-
nehmen sind bei der Produktion neuer Güter auf inno-
vative Vorleistungen von mittelständischen Zuliefe-
rern angewiesen. Hohe Qualitätsanforderungen an 

 Vorleistungen führen dabei zum Einsatz von Quali-
tätssicherungssystemen in Zulieferbetrieben. 

Zulieferer werden daher zunehmend in die Innova-
tionskonzepte der Großunternehmen mit einbezogen, 
um ihr Kreativitätspotential nutzbar zu machen und 
frühzeitig Abstimmungsprozesse einzuleiten (so z. B. 
in der Automobilindustrie). Dabei zeigt sich immer 
mehr, daß der technische Fortschritt vor allem durch 
eine frühzeitige Kooperation mehrerer Unternehmen 
aus verschiedenen Branchen und unterschiedlicher 
Größe unter Einbeziehung von Forschungseinrichtun-
gen beschleunigt wird. Hierdurch kommt es auch zur 
Bündelung von Technologiepotentialen. Besonders 
wichtig ist dies dort, wo unterschiedliche Technikge-
biete (z. B. Fertigungs- und Informationstechnik) ver-
netzt werden und die dabei auftretenden Schnittstel-
lenprobleme gelöst werden müssen. 

Um ihre Funktion im Innovationsprozeß erfüllen zu 
können, müssen kleine und mittlere Unternehmen er-
hebliche FuE-Aufwendungen tragen. Zu den FuE

-

Gesamtaufwendungen in der Wirtschaft trugen Un-
ternehmen mit weniger als 1 000 Beschäftigten 1987 
rd. 8 Mrd DM bei (vgl. Schaubild I/15). Bezogen auf 
die gesamte Wirtschaft (1987: rd. 44 Mrd DM) sind 
dies etwa 18 %. 

An den Umsätzen gemessen sind die relativen FuE

-

Aufwendungen in den kleinen FuE-treibenden Unter-
nehmen besonders hoch. Das Schaubild I/16 zeigt, 
daß die kleinen Unternehmen (unter 100 Beschäftigte) 
im Durchschnitt 6,1 % ihres Umsatzes für FuE ausge-
ben. Mit wachsender Unternehmensgröße verringert 
sich dieser Anteil auf rund 2,4 % in der Größenklasse 
von 500 bis unter 1 000 Beschäftigten. Bei Großunter-
nehmen mit über 10 000 Beschäftigten verdoppelt er 
sich wieder auf 4,8 %. Eine ähnliche Verteilung ergibt 
sich, wenn man die FuE-Aufwendungen auf die Be-
schäftigtenzahl bezieht. Während kleine Unterneh-
men mit weniger als 100 Beschäftigten im Durch-
schnitt rund 10 100 DM je Beschäftigten für For-
schung und Entwicklung aufwenden, sinkt der FuE

-

Aufwand bis zur Größenklasse von 500 bis 1 000 Be-
schäftigten auf knapp die Hälfte (rund 5 500 DM). In 
größeren Unternehmen steigt der FuE-Aufwand je 
Beschäftigten wieder an, bei Großunternehmen be-
trägt er rund 8 900 DM (vgl. Schaubild 1/17). 

Dieser „u-förmige" Verlauf der relativen Forschungs

-

und Entwicklungsaufwendungen nach Unterneh

-

mensgrößenklassen wird auch durch andere Untersu

-

chungen belegt. Forschung und Entwicklung in klei-
nen Unternehmen verursachen also, bezogen auf de-
ren Umsatz oder Beschäftigtenzahl, relativ mehr Ko-
sten als in großen Unternehmen. Dies wird u. a. von 
den wissenschaftlichen Gutachtern, die mit der Be-
gleitforschung zu den Forschungs- und Entwicklungs-
personal-Fördermaßnahmen befaßt sind, darauf zu-
rückgeführt, daß Forschung und Entwicklung einen 
Mindestaufwand erfordern, der auch von kleinen Un-
ternehmen nicht unterschritten werden kann. 

Obwohl FuE-treibende kleine und mittlere Unterneh-
men relativ hohe FuE-Aufwendungen tragen, können 
sie damit nur wenige FuE-Vorhaben durchführen, da 
jedes Projekt für sich be trachtet kostspielig ist. Die 
Gefahr eines existenzbedrohenden Mißerfolgs ist für 
sie größer als bei Großunternehmen, bei denen sich 
das Risiko zumeist über mehrere Vorhaben aus-
gleicht. Oft haben kleine und mittlere Unternehmen 
auch sowohl wegen des höheren Risikos als auch we-

. gen der beschränkten Möglichkeiten beim Zugang zu 
den Kapitalmärkten Finanzierungsprobleme. 

25 000 mittelständische Unternehmen forschen und 
entwickeln selbst 

Vor 10 Jahren, als erstmals ein Konzept der Bundes-
regierung zur Forschungsförderung von kleinen und 
mittleren Unternehmen entwickelt wurde, war die 
Annahme weit verbreitet, daß nur wenige hundert 
mittelständische Firmen des Verarbeitenden Gewer-
bes FuE betrieben. Diese Annahme entspricht längst 
nicht mehr den Tatsachen. Heute forschen und ent-
wickeln in der Bundesrepublik Deutschland, nicht zu-
letzt angeregt durch die Forschungs- und Entwick-
lungspersonalförderung des BMWi und BMFT, min-
destens 25 000 kleine und mittlere Unternehmen, d. h. 
etwa jede dritte Firma im Produzierenden Gewerbe. 

Auch die früher geäußerte Skepsis darüber, ob mittel-
ständische Unternehmen hochentwickelte Technik 
sach- und zeitgerecht einführen könnten, ist nicht 
mehr angebracht. Hierzu haben verschiedene indi-
rekt-spezifische Förderprogramme des BMFT in der 
Informations- und Fertigungstechnik beigetragen. 
Mittelständische Unternehmen des Maschinen- und 
Anlagenbaus, der Meß- und Regeltechnik und der 
Elektrotechnik, deren Marktposition z. T. vor einigen 
Jahren gefährdet schien (so z. B. im Maschinenbau), 
haben durch die rasche Nutzung der Mikroelektronik 
ihre Flexibilität und Wettbewerbsfähigkeit gestärkt 
und dadurch vielfach ihre Stellung am Weltmarkt aus-
bauen können. 

Die Bilanz der bisherigen Forschungspolitik für den 
Mittelstand ist also posi tiv. Immer mehr kleine und 
mittlere Unternehmen haben erkannt, daß sie durch 
Kreativität und Innovationsfreude ihre Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit erhöhen können. Letzlich wird 
dies auch durch die Tatsache belegt, daß mehr als die 
Hälfte unserer Expo rte mit technologieintensiven Pro-
dukten, die häufig aus mittelständisch strukturierten 
Branchen stammen, erzielt wird. 
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Neues Konzept zur Forschungsförderung für kleine 
und mittlere Unternehmen vorgelegt 

Nach einer Zwischenbilanz 1986 hat die Bundesregie-
rung 1989 ein neues Gesamtkonzept zur Forschungs-
förderung für kleine und mittlere Unternehmen vor-
gelegt, das eine verläßliche Grundlage und Leitlinie 
für die mittelständische Wi rtschaft bildet. Das Kon-
zept der Bundesregierung zielt vor allem darauf ab, 
den kleinen und mittleren Unternehmen, insbeson-
dere auch technologieorientierten Unternehmens-
gründern, die Technikentwicklung und -anwendung 
zu erleichtern, den Technologietransfer zu beschleu-
nigen sowie die Zusammenarbeit mit der Wissen-
schaft zu verbessern. Ein neuer Schwerpunkt wird mit 
einem mittelstandsorientierten Angebot an Informa-
tion und Beratung auf neuen Technologiefeldern ge-
setzt. Auch werden die Bemühungen um eine innova-
tionsgerechte Qualifizierung und innovationsfreund-
liche Rahmenbedingungen intensiviert. 

Die Fördermaßnahmen sind im einzelnen in Tabelle 
I/21 und Schaubild I/18 dargestellt. Sie sind von vorn-
herein zeitlich befristet; die Förderkonditionen sind in 
der Regel degressiv ausgestaltet. Regelmäßige Wir-
kungsanalysen tragen dazu bei, den Erfolg der jewei-
ligen Maßnahmen zu kontrollieren. Die wich tigsten 
Fördermaßnahmen werden im folgenden erläutert. 

Verstärkte Förderung von Verbundvorhaben mit 
mittelständischer Beteiligung durch den BMFT 

Kleine und mittlere Unternehmen stehen im Inno-
vationsprozeß vor neuen Herausforderungen. Ein 
Schwergewicht dieser Herausforderungen ergibt sich 
nach wie vor aus der zunehmenden Dynamik bei den 
modernen Schlüsseltechnologien. Ein Nachlassen der 
Forschungsanstrengungen hätte Nachteile für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft, 
die immerhin ein Drittel ihres Bruttosozialprodukts 
auf fremden Märkten verdient. Auch kleine Unter-
nehmen sehen sich angesichts der wachsenden Ver-
flechtung in den Weltmarkt zunehmend ausländi-
scher Konkurrenz, insbesondere von Unternehmen 
sog. Schwellenländer (wie z. B. Südkorea oder Tai-
wan), ausgesetzt. 

Die wichtigsten Schlüsseltechnologien finden sich in 
folgenden Bereichen: 

— Fertigungstechnik 

— Informationstechnik 

— Biotechnologie 

— Lasertechnik. 

Von ähnlicher branchenübergreifender Bedeutung ist 
die Entwicklung neuer Mate rialien. 

Die Nutzung des in den neuen Schlüsseltechnologien 
liegenden Potentials erfordert erhebliche FuE-Auf-
wendungen. Auch ein vorausschauendes Technolo-
giemanagement ist notwendig, damit z. B. die mit der 
Einführung neuer Technologien verbundenen Orga-
nisations- und Qualifikationsprobleme gemeistert 
werden können. 

Im Rahmen seiner Fachprogramme unterstützt daher 
der BMFT kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Entwicklung von Spitzentechnik im vorwettbewerbli-
chen Bereich. Insbesondere der neue Förderansatz 
„Verbundforschung" , bei dem mehrere Unternehmen 
und Forschungsinstitute zusammenarbeiten, schafft 
auch für kleine und mittlere Unternehmen die 
Chance, die Kooperation mit anderen Unternehmen 
und mit der Wissenschaft zu intensivieren. 

Die Zahl der durch den BMFT geförderten Verbund-
vorhaben, an denen kleine und mittlere Unternehmen 
beteiligt sind, war 1988 fast dreieinhalbmal so groß 
wie 1984. Die an Verbundvorhaben beteiligten mittel-
ständischen Betriebe erhielten 1988 mehr als 2,5 mal 
so viel an Fördermitteln wie 1984. Auch der Anteil der 
Fördermittel für Verbundprojekte am Gesamtvolu-
men der mittelstandsbezogenen Projektförderung ist 
im gleichen Zeitraum kräftig gestiegen und zwar von 
23,5 % auf 47 % Damit zeigt sich, daß kleine und mitt-
lere Unternehmen zunehmend die Chance ergreifen, 
mit anderen Unternehmen und der Wissenschaft im 
Rahmen von Verbundprojekten im vorwettbewerbli-
chen Bereich zusammenzuarbeiten. 

In besonders starkem Umfang haben kleine und mitt-
lere Unternehmen an Verbundvorhaben der Ferti-
gungstechnik mitgewirkt. An rund 80 To  aller Ver-
bundvorhaben zwischen 1984 und 1988 waren mittel-
ständische Unternehmen beteiligt. In diesen Ver-
bundvorhaben werden Aufgaben der Montage und 
der Fertigungstechnologie in Angriff genommen. Um 
die Leistungsfähigkeit von Be- und Verarbeitungspro-
zessen zu steigern, sind insbesondere neue Ferti-
gungstechnologien und Maschinen- Systeme erfor-
derlich. Schwerpunkte sind umformende Fertigungs-
verfahren, Fertigungsverfahren für Verbundwerk-
stoffe und Hochleistungskeramiken sowie die Ultra-
präzisionstechnik. 

Mittelständische Betriebe sind auch an vielen Ver-
bundprojekten in der Lasertechnik, die firmenüber-
greifende zukunftsorientierte Fragestellungen auf-
greifen, beteiligt. Dies liegt insbesondere an der 
Schlüsselfunktion, die die Lasertechnik für viele Indu-
striezweige einnimmt, und an der Größe dieser Wi rt

-schaftszweige. Neben den Verfahren der Materialbe-
arbeitung mit Lasern, die für alle Sektoren der metall-
und kunststoffverarbeitenden Indust rie von Interesse 
sind, werden in den Fördermaßnahmen des BMFT 
schwerpunktmäßig auch die Anwendungen in der La-
sermeßtechnik berücksichtigt. 

Insgesamt hat der BMFT das Niveau der mittelstands-
bezogenen Projektförderung in Höhe von fast 
200 Mio DM trotz der allgemeinen Rückführung der 
Projektförderung für die Wirtschaft beibehalten. Da-
mit ist die Bedeutung kleiner und mittlerer Unterneh-
men innerhalb der fachprogrammbezogenen direkten 
Projektförderung des BMFT deutlich gestiegen, wäh-
rend die Förderung von Großunternehmen durch den 
BMFT zwischen 1982 und 1988 fast halbiert wurde 
(Rückführung von 2,9 Mrd DM in 1982 auf 
1,5 Mrd DM in 1988). 

Um den Zugang für kleine und mittlere Unternehmen 
zur fachprogrammbezogenen Projektförderung des 
BMFT noch mehr zu erleichtern, sind weitere Verwal- 
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Tabelle 1/21 

Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung 
von Forschung und Entwicklung in kleinen und mittleren Unternehmen 

im Zeitraum von 1982 bis 1990 
- Mio DM - 

Ressort/Maßnahme/Weitere Fundstelle 1982 1985 1986 1987 1988 1989 2 ) 1990 2) 

BMFT 
1 Fachprogrammbezogene Projektförderung .   237,9 172,0 200,6 229,4 226,9 230 3) 230 3) 

(darunter: 
Fachprogrammbezogene Projektförderung 
der industriellen  Gemeinschaftsforschung); 
Teil II   (48,2) (34,7) (34,9) (32,9) (31,8) (30) 3 ) (30) 3) 

2 Indirekt-spezifische Maßnahmen 
Sonderprogramm Mikroelektronik   '75,3 14,5 0,1 - - - - 
Fertigungstechnik (CAD/CAM, Robotik, 
CIM); Teil II, 2.9   - 90,0 106,6 72,6 23,1 65 70 
Informationstechnik (Mikroperipherik, 
Mikrosystemtechnik); Teil II, 2.9   - 1,2 10,0 17,7 17,2 29 31 
Bioverfahrenstechnik; Teil II, 2.10   - - 0,5 6,8 16,9 20 18 
100 MW-Wind; Teil II, 2.5   - - - - - 1 5 

3 Technologieorientierte Unternehmensgrün- 
dungen; Teil II 2.19   6,0 36,5 40,3 42,8 37,3 50 47 

4 Forschungspersonal-Zuwachsförderung; 
Teil II, 2.19   - 1,7 40,3 56,8 67,1 55 6 

5 Auftragsforschung und -entwicklung; 
Teil II, 2.19   13,0 40,0 50,6 49,1 63,3 58 39 

6 Forschungskooperation zwischen Wirtschaft 
und Wissenschaft; Teil II, 2.19   - 2,0 7,4 13,4 14,5 21 21 

7 Zentren für Information und Beratung; Teil II, 
2.5, 2.9, 2.11   - - - 36,4 34,3 27 30 3 ) 

8 Technologietransfer und Fachinformationen; 
Teil II, 2.20   8,9 6,8 6,8 4,6 5,7 7 - 

Summe BMFT   341,1 364,7 463,2 529,6 506,3 562 551 

BMWi 
1 Industrielle Gemeinschaftsforschung; 

Teil II, 2.19   83,5 94,8 96,8 101,8 102,0 109 114 
2 Personalkostenzuschuß; Teil II, 2.19   390,0 380,0 368,0 192,4 134,6 50 4 ) - 
3 Technologische Erstinnovation   9,9 - - - - - - 
4 Förderung von Forschung und Entwicklung 

bei kleinen und mittleren Unternehmen in 
Berlin; Teil II, 2.19   6,3 8,0 8,4 6,0 5,8 7 6 

5 Modellvorhaben  zum  Technologietransfer 
(einschl. Patentauslegestellen); Teil II, 2.19 . - - - - - 7 7 

Summe BMWi   489,7 482,8 473,2 300,2 242,4 173 127 

Insgesamt   830,8 847,5 936,4 829,8 748,5 735 678 

1) Berücksichtigt sind nur die Teilansätze, die kleinen und mittleren Unternehmen zufließen. 
2) Soll. 
3) Schätzung. 
4) Geschätztes Ausgabevolumen für Restabwicklung. 
Quelle: BMFT  Rundungsdifferenzen 
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tungsvereinfachungen durch die „NKFT 88" (Neben-
bestimmungen für Zuwendungen auf Kostenbasis des 
BMFT an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben) am 1. Ja-
nuar 1989 eingeführt worden. Danach können mittel-
ständische Unternehmen im Rahmen der fachpro-
grammbezogenen Projektförderung ihre Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben nach einem vereinfach-
ten pauschalierten Verfahren abrechnen. Es sieht vor, 
daß einfach zu ermittelnde Kostenarten (wie z. B. Ma-
terial-, Personal- oder Reisekosten) als Einzelkosten 
verrechenbar sind und die schwieriger zu erfassenden 
Kostenarten (wie z. B. Mate rial- und Personalgemein-
kosten, Kosten innerbetrieblicher Leistungen, Ver-
waltungskosten) durch eine Pauschale von 120 % auf 
die Bruttolöhne und -gehälter abgegolten werden 
können. Damit wird mittelständischen Bet rieben, die 
häufig nicht über ein ausgebautes Rechnungswesen 
verfügen, der Zugang zur Projektförderung in den 
Fachprogrammen des BMFT erleichtert. 

Indirekt-spezifische Förderung des BMFT zur 
Überwindung von Diffusionshemmnissen 

Mit dem Sonderprogramm zur Anwendung der Mi-
kroelektronik von 1982 bis 1984 entwickelte der 
BMFT einen neuen Fördertyp, die indirekt-spezifi-
sche Förderung. Unter indirekt-spezifischer För-
derung werden Maßnahmen verstanden, bei denen 
auf bestimmten, gesamtwirtschaftlich bedeutsamen 
Technologiegebieten Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben nach einem stark vereinfachten Förderver-
fahren breitenwirksam und zeitlich befristet gefördert 
werden. 

Die indirekt-spezifische Förderung hat sich nach den 
bisherigen Erfahrungen als ein Förderungstyp erwie-
sen, der von den Meinen und mittleren Unternehmen 
in hohem Maße akzeptiert wird. Allgemein positiv 
sehen diese Unternehmen die vergleichsweise hohe 
Transparenz der Förderkriterien, den stark reduzier-
ten Antrags- und Bearbeitungsaufwand sowie die 
hohe Förderwahrscheinlichkeit, wenn die Antrags-
voraussetzungen erfüllt sind. 

Die indirekt-spezifische Förderung wurde in den 
letzten Jahren auf den Feldern Informa tions-, Ferti-
gungs-, Energie- und Bioverfahrenstechnik ange-
wandt. Die wichtigsten derzeit laufenden Programme 
dienen der Einführung und Weiterentwicklung der 
rechnerintegrierten Fertigung und der Mikrosystem

-

technik. 

Rechnerintegrierte Fertigung 

Mitte 1988 hat der BMFT das indirekt-spezifische Pro-
gramm zur Anwendung von rechnerintegrierter Ferti-
gung (CIM — Computer Integrated Manufacturing) 
gestartet (s. auch Teil II, Kapitel 2.9). Unter rechnerin-
tegrierter Fertigung versteht man die informa tions-
technische Verknüpfung aller mit der Fertigung zu-
sammenhängenden Betriebsbereiche eines Unter-
nehmens. Durch rechnerintegrierte Fertigung kann 
der Fertigungsprozeß in seiner Gesamtheit verbessert 
werden, da durch eine derartige Verknüpfung Pro

-

duktivität, Qualität und Flexibilität gesteigert werden 
können. 

Für die Anwendung von CIM gibt es keine fertigen 
Gesamtlösungen, die nur zu kaufen und anzuwenden 
wären. Zunächst sind für jedes Unternehmen — aus-
gehend von der Unternehmensstrategie — u. a. die 
Abläufe, die Organisation und die vorhandenen Pro-
duktionseinrichtungen zu analysieren, zu bewerten 
und ein Konzept für die Anwendung von CIM zu erar-
beiten. Diese Vorarbeiten erfordern bereits einen er-
heblichen Aufwand, ohne daß sofort ein entsprechen-
der Nutzen entsteht. Danach kommt es darauf an, 
angebotene CIM-Komponenten zu untersuchen, be-
triebsspezifisch auszuwählen, ggf. weiterzuentwik-
keln und in ersten Schritten anzuwenden. Externe 
Beratung und Schulung von Mitarbeitern sind hierbei 
notwendig, möglicherweise auch neue Lösungen im 
Personalbereich. Das Förderkonzept trägt dem Rech-
nung. Gefördert werden Entwicklungsarbeiten zur 
Vorbereitung und Einführung einer rechnerintegrier-
ten Fertigung in den Unternehmen. Der Fördersatz 
beträgt — wie bei indirekt-spezifischen Maßnahmen 
üblich — 40 %, der Förderhöchstbetrag 300 TDM. 
Auch Kosten für die Einbindung von externem Know-
how, etwa zur Beratung, Mitarbeiterschulung und 
Softwareanpassung, sind Gegenstand der Förde-
rung. 

Das Programm wurde von sehr vielen Unternehmen in 
Anspruch genommen: Es wurden fast 1 800 Anträge 
gestellt. Gefördert werden Forschungsvorhaben bei 
über 1 200 Unternehmen; davon sind gut 90 % kleine 
und mittlere Unternehmen. 

Mikrosystemtechnik 

Das indirekt-spezifische Programm „Mikrosystem

-

technik" ist Anfang 1990 gestartet worden (s. auch 
Teil II, Kapitel 2.9). Mikrosysteme sind miniaturisierte 
Produkte, die eigenständig Daten erfassen, auswerten 
und Aktionen durchführen können. Sensoren entspre-
chen den menschlichen Sinnen, die Signalverarbei-
tung dem Gehirn und Aktoren den Gliedmaßen. Die 
Verknüpfung von Sensoren, Signalverarbeitung und 
Aktoren zu Mikrosystemen kann auf individuelle An-
wenderwünsche zugeschnitten werden. Durch Mikro-
systemtechnik haben gerade kleine und mittlere Un-
ternehmen die Chance, ihre Leistungsfähigkeit zu 
stärken und dadurch Markterfolge zu sichern. Bei der 
Entwicklung und Fertigung von Mikrosystemen kom-
men Mikrotechniken, wie z. B. Mikroelektronik, Mi-
kromechanik, Mikrooptik und Systemtechniken zum 
Einsatz. Die Kombination dieser Techniken verspricht 
ein großes Potential für Produktinnovationen in einer 
Vielzahl von Bereichen (Umwelt-, Sicherheits-, Meß-, 
Medizin-, Kommunikationstechnik u. a.). Ansatz-
punkt der indirekt-spezifischen Förderung ist die Ent-
wicklung von Prototypen. Gefördert werden auch 
Aufträge an Dritte zur Qualifizierung und Organisati-
onsanpassung, damit die Voraussetzungen für die ra-
sche Entwicklung, Produktion und Markteinführung 
des neuen Produkts geschaffen werden können. Mit 
der besonderen Berücksichtigung von Joint-Venture-
Unternehmen wird zum Ausbau des Angebots von 
technischen Dienstleistungen beigetragen. 
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Der Fördersatz beträgt 40 °/U, der Förderhöchstbetrag 
400 TDM pro Unternehmen. Erstmals für die indirekt

-

spezifische Förderung wird auch ein Anreiz für zwi-
schenbetriebliche Kooperationen gewährt, da hierbei 
einerseits besondere Schwierigkeiten auftreten und 
sich andererseits durch Kooperation die Entwick-
lungskosten und Investitionen auf mehrere Unterneh-
men verteilen und damit die Risiken streuen lassen 
(Förderhöchstbetrag bei Joint-Ventures pro Unter-
nehmen: 800 TDM bzw. 1,2 Mio pro Kooperationsvor-
haben mit einem Joint-Venture-Unternehmen). 

Unterstützung von technologieorientierten 
Untemehmensgründungen durch den BMFT 

In einer hochentwickelten Volkswirtschaft ist gerade 
der Markteintritt junger Unternehmen, die neue 
Technologien einsetzen, für die dynamische Entwick-
lung und die Belebung des We ttbewerbs von vitaler 
Bedeutung. Der 1983 gestartete Modellversuch zur 
Förderung technologieorientierter Unternehmens-
gründungen hat gezeigt, daß es auch in der Bundes-
republik Deutschland ein beträchtliches Rese rvoir an 

 technisch anspruchsvollen Gründungsprojekten gibt, 
das — unter Zugrundelegung der Anforderungen des 
Modellversuchs — auf etwa 150 Gründer pro Jahr 
geschätzt wird. Deutlich wurde allerdings auch, daß 
private Risikokapitalgeber sich noch nicht in hinrei-
chendem Umfang an der Finanzierung von technolo-
gieorientierten Unternehmensgründungen beteili-
gen. Dies gilt insbesondere für die FuE-Phase, in der 
neben dem hohen Risiko die Beratungs- und Manage-
menthilfen besonders aufwendig und noch keine Ein-
nahmen zu erwarten sind. 

Um den bestehenden Unzulänglichkeiten entgegen- 
zuwirken und das Potential für technologieorientierte 
Unternehmensgründungen stärker auszuschöpfen, 
hat der BMFT 1989 mit einem neuen, nunmehr bun-
desweit angelegten Modellversuch „Beteiligungska-
pital für junge Technologieunternehmen" (vgl. auch 
Teil II, Kapitel 2.19) begonnen. Hierbei werden Kapi-
talbeteiligungsgesellschaften, Venture-Capital-Ge-
sellschaften und sonstigen Beteiligungsgebern An-
reize geboten, sich in jungen Technologieunterneh-
men auch in der FuE-Phase zu engagieren. Von 1989 
bis 1994 werden mit Hilfe des BMFT bis zu 
300 Mio DM an  Beteiligungskapital durch Einschal-
tung der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der 
Deutschen Ausgleichsbank zur Verfügung stehen. 
Der BMFT übernimmt dabei die Zinsen für die am 
Kapitalmarkt aufgenommenen Mittel und beteiligt 
sich am Ausfallrisiko für die Beteiligungen. 

Unterstützung der mittelständischen Wi rtschaft bei 
der Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 

In einer Zeit wachsender Innovationsdynamik und 
kürzerer Produktzyklen steigen die Anforderungen 
an den Technologietransfer. Um angesichts knapper 
Ressourcen möglichst viele mittelständische Bet riebe 
an  neue Technologien heranzuführen, kommt es dar-
auf an, den Technologietransfer möglichst effizient zu 
organisieren. Soweit wie möglich sollte breitenwirk

-

samer Technologietransfer frühzeitig, also begleitend 
zur Entwicklung neuer Technologien stattfinden. Dies 
ist bei den bereits geschilderten Verbundvorhaben 
der Fall, die ein Hauptinstrument zur Förderung der 
frühzeitigen Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und mittelständischer Wi rtschaft  sind. Wichtig ist in 
Zukunft, daß die im Rahmen der Forschungs- und 
Technologiepolitik der Bundesregierung erfolgte 
Ausweitung der Grundlagenforschung um vermehrte 
Technologietransfer-Aktivitäten ergänzt wird, so daß 
es zu einer raschen Umsetzung von Grundlagenwis-
sen kommt. 

Eine wichtige Herausforderung für kleine und mi tt
-lere Unternehmen stellen die noch bestehenden Bar-

rieren bei der Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 
dar. Schwierigkeiten haben kleine und mittlere Un-
ternehmen oft bei der genauen Eingrenzung des tech-
nologischen Problems und der Suche nach dem geeig-
neten Ansprechpartner in der Wissenschaft. Umge-
kehrt zielt Forschung in öffentlichen Forschungsein-
richtungen in erster Linie auf Erkenntnisgewinnung, 
so daß ihre Ergebnisse nicht ohne besondere Anpas-
sungsschritte kommerziell genutzt werden können. 

Die wachsende Komplexität des Innovationsprozeses, 
die zunehmende Vernetzung unterschiedlicher Tech-
nologiegebiete (z. B. Informationstechnik und Bio-
technologie) und die dabei auftretenden Technolo-
gietransfer-Probleme machen eine stärkere Zusam-
menarbeit zwischen Wissenschaft und mittelständi-
scher Wirtschaft notwendig. 

Die Bundesregierung hilft daher kleinen und mittle-
ren Unternehmen vor allem durch: 

— Stärkung der vom BMWi geförderten industriellen 
Gemeinschaftsforschung (s. auch Teil II, Kapitel 
2.19). Wie langjährige positive Erfahrungen zei-
gen, trägt die industrielle Gemeinschaftsforschung 
dazu bei, daß kleine und mittlere Unternehmen 
trotz ihrer strukturbedingten Nachteile den Zu-
gang zu Forschung und Entwicklung durch ge-
meinschaftliche Problemlösungen finden. Dem 
Grundgedanken der gemeinschaftlichen For-
schung entsprechend wird auf Branchenebene der 
Weg über die industrielle Gemeinschaftsforschung 
insbesondere dann gesucht, wenn die Forschungs- 
und Entwicklungsaufgaben in produktfernen Be-
reichen, z. B. in der Produktions-, Verfahrens- oder 
Analysetechnik liegen. Sie bietet damit kleinen 
und mittleren Unternehmen die Möglichkeit, ihre 
Produkt- und Verfahrensinnovationen auf gesi-
cherte wissenschaftliche Grundlagen zu stellen. 

In der Arbeitsgemeinschaft Industrieller For-
schungsvereinigungen e.V. (AIF) in Köln haben 
sich 96 Forschungsvereinigungen aus 34 Indu-
striezweigen zusammengeschlossen. Diese For-
schungsvereinigungen unterhalten 63 eigene In-
stitute und arbeiten darüber hinaus mit Hochschul-
instituten, Max-Planck-Instituten, Instituten der 
Fraunhofer-Gesellschaft, den Bundesforschungs-
anstalten u. a. zusammen. Kleine und mittlere Un-
ternehmen kooperieren also mit Instituten der Ge-
meinschaftsforschung und mit der Wissenschaft. 
Neben der Förderung der AIF durch den BMWi 
werden Projekte der Institute der Mitgliedsvereini- 
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gungen der AIF auch durch den BMFT und ein-
zelne Bundesländer unterstützt. 

— die Neukonzeption des BMFT-Programms „Auf-
tragsforschung und -entwicklung" und seine Fo rt

-führung bis Ende 1991 (s. auch Teil II, Kapitel 2.19). 
Viele FuE-Probleme lassen sich wegen fehlender 
FuE-Kapazitäten oder fehlender Spezialkennt-
nisse nicht im eigenen Unternehmen lösen. In die-
sen Fällen ist die Beauftragung externer For-
schungseinrichtungen ein erfolgversprechender 
Weg. Um kleinen und mittleren Unternehmen den 
Zugang zu neuen Produkt- und Verfahrenstechno-
logien zu erleichtern, bezuschußt der BMFT daher 
FuE-Aufträge. Mit der 1988 in Kraft ge tretenen 
neuen Richtlinie soll erreicht werden, daß kleine 
und mittlere Unternehmen stärker als bisher die 
Zusammenarbeit mit Wissenschaft und Ingenieur-
büros suchen. Daneben wurde die Mehrfachförde-
rung eingeschränkt und eine Förderhöchstsumme 
eingeführt, um die Anstoßwirkung des Programms 
stärker herauszustellen. 

— die Fortführung des BMFT-Programms „For-
schungskooperation zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft" bis Ende 1991 (s. auch Teil II, Kapi-
tel 2.19). Die Förderung von Forschungskoopera-
tionen setzt, ähnlich wie beim Programm „Auf-
tragsforschung und -entwicklung" , bei den unter-
nehmensspezifischen Forschungs- und Entwick-
lungsproblemen an, die inte rn  nur unter erhebli-
chem Aufwand gelöst werden könnten. Allerdings 
wird hier ein anderer Weg zur Lösung dieser Pro-
bleme eingeschlagen, durch den speziell der Tech-
nologietransfer „über Köpfe" gestärkt werden soll. 
Unternehmen können aus diesem Programm einen 
degressiv gestalteten, pauschalen Zuschuß durch 
den BMFT erhalten, wenn sie Nachwuchswis-
senschaftler für eine bestimmte Frist (maximal 
3 Jahre) an  Forschungseinrichtungen zur Durch-
führung von unternehmensbezogener Forschung 
und Entwicklung entsenden. Hierdurch soll die 
befristete Entsendung von Wissenschaftlern aus 
der Industrie in Forschungseinrichtungen als Mo-
dell für die Wirtschaft interess ant werden, damit 
die Bereiche Wissenschaft und Wi rtschaft offener 
und durchlässiger werden. 

— eine Stärkung der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 
durch den BMFT (s. auch Teil II, Kapitel 2.1). Die 
Forschungskapazitäten der RiG umfassen inzwi-
schen 35 Einrichtungen mit 6 000 Mitarbeitern. Sie 
stehen insbesondere auch mittelständischen Un-
ternehmen für die Entwicklung neuer Produkte 
und Verfahren oder die Modernisierung der orga-
nisatorischen und technischen Betriebsstrukturen 
zur Verfügung. Forschungsaufträge an  die FhG 
sind häufig Kooperationsprojekte, wobei Teilauf-
gaben vom Unternehmen selbst durchgeführt wer-
den. Bei den FuE-Aufträgen der Wirtschaft an die 
FhG entfielen 1988 rd. 50 % auf kleine und mittlere 
Unternehmen mit weniger als 500 Mio DM Um-
satz. 

Neben der Vertragsforschung bietet die FhG auch 
FuE-Dienstleistungen an. Ein wich tiges Beispiel ist 
die Erfinderberatung durch die Patentstelle für die 
Deutsche Forschung in München. Um die For

-

schungs- und Service-Infrastruktur für kleine und 
mittlere Unternehmen auszubauen, unterstützt der 
BMFT die FhG zukünftig stärker bei grundlegen-
der Vorlaufforschung für mittelstandsspezifische 
Probleme (z. B. rechnergestützte Qualitätssiche-
rung), bei der Heranführung von kleinen und mitt-
leren Unternehmen an neue Technik (z. B. durch 
Demonstrationszentren) und bei der Anpassung an 
den EG-Binnenmarkt (z. B. Entwicklung einer EG

-

Norm für Bau-Ausrüster). 

Beschaffung von technischen Informationen 

Ein großes Problem für kleine und mittlere Unterneh-
men ist die Beschaffung von Informationen über neue 
Techniken. Mittelständische Unternehmen verfügen 
zwar über ein reiches eigenes Fachwissen sowie gute 
Informationsquellen wie z. B. Kunden, Lieferanten, 
Messen und Fachzeitschriften. Angesichts des schnel-
len wirtschaftlichen und technologischen Fortschritts 
sind sie aber zunehmend auf zusätzliche, extern ge-
wonnene naturwissenschaftlich-technische Erkennt-
nisse angewiesen. Eine stärkere Nutzung des „Roh-
stoffs Information" durch die mittelständische Wirt

-schaft wird über das in Kürze erscheinende neue 
Fachinformationsprogramm des BMFT angestrebt 
(vgl. auch Teil II, Kapitel 2.20). 

Um kleinen und mittleren Unternehmen die Nutzung 
externen technischen Wissens stärker als bisher zu 
ermöglichen, fördert das BMWi Modellvorhaben zur 
Beschleunigung des Technologietransfers, die dazu 
beitragen sollen, Aufbereitung, Bereitstellung, Bear-
beitung und Umsetzung technischen Wissens zu ver-
bessern. Dabei stehen unternehmensübergreifende 
Ansätze, die auf eine Stärkung der technologischen 
Infrastruktur abzielen, im Vordergrund (s. auch Teil H, 
Kapitel 2.19). Auch eine bedarfsgerechte Erschlie-
ßung des noch weitgehend brachliegenden Wissens-
vorrats der in den Patentschriften enthaltenen techni-
schen Informationen für kleine und mittlere Unter-
nehmen wird durch den BMWi gefördert. 

Unterstützung von Zentren für Information und 
Beratung in neuen Technologiefeldem durch den 
BMFT 

Die modellhafte und bef ristete Unterstützung sog. 
Zentren für Information und Beratung in neuen Tech-
nologiefeldern durch den BMFT ist ein neuartiger An-
satz zur Förderung des Technologietransfers in kleine 
und mittlere Unternehmen (s. auch Teil II, Kapitel 2.5, 
2.9, 2.11). In ihnen wird kleinen und mittleren Unter-
nehmen „Schlüsseltechnik zum Anfassen" präsen-
tiert, um so Informationsdefizite zu besei tigen und das 
jeweilige Einstiegrisiko in die neue Technologie zu 
mindern. Das Technologietransfer-Angebot umfaßt 
dabei das gesamte Spektrum von der reinen Informa-
tion über eine neue Technik und ihr Anwendungs-
potential bis hin zur herstellerneutralen Beratung und 
Demonstration der Anwendung, gekoppelt mit einem 
Schulungsangebot. Erste Erfahrungen wurden in der 
Informationstechnik mit dem Dickschicht- und Dünn-
schichtlabor sowie in der Fertigungstechnik mit dem 
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CAD/CAM (Computer Aided Design/Computer 
Aided Manufacturing)-Labor gesammelt. Neu einge-
richtet werden z. B. 16 CIM-Zentren und 7 Zentren für 
Faserverbundwerkstoffe. 

Die Zentren werden, wie die bisherigen Erfahrungen 
zeigen, intensiv von mittelständischen Bet rieben ge-
nutzt. Das CAD/CAM-Labor beim Kernforschungs-
zentrum Karlsruhe hatte beispielsweise zwischen 
1984 und 1989 gut 22 000 Besucher. In den 1989 ein-
gerichteten CIM-Zentren nahmen bis Ende 1989 be-
reits fast 3 000 Besucher an den (nahezu 200) Semina-
ren teil. Auch das 1986 eingerichtete Mikrocomputer

-

Zentrum bei der Gesellschaft für Mathematik und Da-
tenverarbeitung in Birlinghoven verzeichnete bis 
Ende 1989 weit über 8 000 Besucher. Es fanden dabei 
gut 3 000 Einzelberatungen in bezug auf Einsatz und 
Auswahl von Personalcomputern statt. 

Handwerk vor besonderen technologischen 
Herausforderungen 

Vor besonderen technologischen Herausforderungen 
im Innovationsprozeß steht das Handwerk. Etwa 10 % 
der rd. 500 000 Handwerksbetriebe mit 2,9 Mio Be-
schäftigten befaßt sich mit Forschung oder zumindest 
mit Entwicklungsaufgaben. Neue Technologien wir-
ken in immer stärkerem Maße auf nahezu alle Hand-
werksberufe ein. Das Handwerk ist zugleich Anwen-
der, Vermittler und Anbieter neuer Technologien. So 
nutzt es z. B. moderne computergesteuerte Werkzeug-
maschinen, leistet Kundendienstaufgaben etwa für 
Hersteller moderner Heizungsanlagen oder bietet 
selbstentwickelte innova tive Produkte und Verfahren 
an. Insbesondere als Anwender neuer Technologien 
wird das Handwerk in starkem Maße mit dem schnel-
len technischen Wandel konfrontiert. 

Das Handwerk hat sich diesen Herausforderungen 
gestellt und vielfältige Initiativen ergriffen, um die 
von neuen Technologien ausgehenden Chancen zu 
nutzen. So wurde 1985 ein Technologiebeirat des 
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks (ZDH) 
gebildet, der sich insbesondere mit den Auswirkun-
gen moderner Technologien auf das Handwerk be-
schäftigt. 

Der BMWi unterstützt das Handwerk seit langem bei 
seinen Bemühungen zur Leistungssteigerung und 
überbetrieblichen Ausbildung. Dabei wird in zuneh-
mendem Maße den Problemen der Anwendung neuer 
Technik Rechnung getragen. U. a. wird Unterneh-
mern und Führungskräften in Lehrgängen Führungs- 
und Entscheidungswissen in neuen Techniken ver-
mittelt, werden Forschungsinstitute (z. B. das Heinz-
Piest-Institut für Handwerkstechnik an der Universi-
tät Hannover), die sich mit der technologischen Ent-
wicklung im Handwerk beschäftigen, und überbe-
triebliche Fort- und Weiterbildungsstätten gefördert; 
für die Zukunft ist ein sukzessiver Ausbau dieser Be-
rufsbildungsstätten zu modernen Technologiezentren 
geplant. 

Der BMFT fördert vor allem Gemeinschaftsprojekte 
des Handwerks, an deren FuE-Ergebnisse viele Un-
ternehmen Interesse haben und die zur Beschleuni-
gung des Technologietransfers beitragen. Beispiele 

sind die Projekte Tischlerhandwerk, Denkmalpflege 
und Vorhaben des 1987 eingerichteten Trainings- und 
Informationszentrums für neue Technologien beim 
Metall- und Technologiezentrum Koblenz. Darüber 
hinaus unterstützt der BMFT die „Technologie-Offen-
sive" des ZDH. Zunächst wurden vom BMFT geför-
derte Studien in Auftrag gegeben, in denen unter-
sucht wurde, in welcher Weise sich die neuen Tech-
nologien auf die einzelnen Handwerkszweige auswir-
ken und welche Maßnahmen erforderlich sind, damit 
das Handwerk mit den neuesten Technologien zu-
kunftsorientiert und wi rtschaftlich arbeiten kann. Sie 
werden gegenwärtig von den zuständigen Gremien 
des Handwerks im Hinblick darauf beraten, wie sie in 
den einzelnen Bereichen umgesetzt werden können. 
So ist z. B. eine Projektidee entstanden, die auf die 
Einrichtung eines Informations- und Datenbankdien-
stes der Handwerkskammern abzielt. 

10. Die Ressourcen für Forschung und 
Entwicklung im internationalen Vergleich 

Die Beurteilung der Forschungsleistungen eines Lan-
des auf der Grundlage forschungsstatistischer Daten 
erfordert eine sorgfältige Auswahl und Interpreta tion 
der verwendeten Statistiken und Indikatoren. Dies gilt 
ganz besonders für internationale Vergleiche. Sie 
können nur dann zu tragfähigen Ergebnissen führen, 
wenn die verwendeten Daten aus abgestimmten Er-
hebungsprogrammen stammen und eine größtmögli-
che Vergleichbarkeit aufweisen. 

Eine führende Rolle bei der Methodenentwicklung im 
Bereich der Wissenschafts- und Technologieindikato-
ren spielt die Organisa tion für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD). Seit 25 Jahren 
führt sie Erhebungen zu Forschung und Entwicklung 
in ihren Mitgliedstaaten durch und bildet ein Forum 
für die internationale Diskussion neuer Ansätze zur 
„Messung" von Forschungsleistungen. 

Für den Bereich der input-Statistiken, die im wesent-
lichen die finanziellen und personellen Ressourcen 
betreffen, wurden bereits in den siebziger Jahren in-
ternational vereinbarte Richtlinien herausgegeben 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980, Paris 1981). Im Verlauf 
der letzten Jahre wurden zu den traditionellen input-
Statistiken auch sogenannte output-Statistiken (z. B. 
Patentdaten, Daten zur Technologischen Zahlungsbi-
lanz sowie bibliometrische Indikatoren) in die metho-
dische Arbeit und Berichterstattung der OECD einbe-
zogen. Da der größte Teil dieser Indikatoren jedoch 
noch in experimentellem Stadium ist, soll hier vor al-
lem auf die gut eingeführten Daten über die FuE-Aus-
gaben und das Forschungspersonal Bezug genommen 
werden. 

Auch die Europäischen Gemeinschaften (EG) führen 
regelmäßig FuE-Erhebungen durch. Während die 
OECD die in einem Land für Forschung und Entwick-
lung tatsächlich eingesetzten Mittel (Bruttoinlands

-

ausgaben) erhebt, beziehen sich die Angaben der EG 
auf die für FuE veranschlagten Haushaltsmittel. Aller-
dings veröffentlicht auch die OECD Daten über die 
staatliche Finanzierung von Forschung und Entwick-
lung, die mit denen der EG vergleichbar sind und — 
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wie auch dort  - in einer sozio-ökonomischen Gliede-
rung nach Forschungszielen darstellbar sind. Im Rah-
men internationaler Vergleiche haben diese Daten 
den Vorzug, daß sie irrbesondere auch die Länder 
USA und Japan berücksichtigen. 

Das Erhebungsprogramm der OECD ist relativ um-
fangreich und differenzie rt. Der sich daraus erge-
bende zeitliche Abstand zwischen Erhebung und Be-
richterstattung konnte in der Vergangenheit unter an-
derem mit Hilfe des Einsatzes moderner Datenverar-
beitungsmethoden verringert werden. Darüber hin-
aus tragen Schätzungen wich tiger Daten zur Aktuali-
tät des bereitgestellten Datenmaterials bei. Die fol-
genden Darstellungen enthalten Daten aus abge-
schlossenen Erhebungen bis 1987 und vorläufige An-
gaben für die folgenden Jahre, sofern diese für die 
überwiegende Zahl der be trachteten Staaten verfüg-
bar waren. Wie in früheren Berichten beziehen sie 
sich neben der Bundesrepublik Deutschl and auf die 
Staaten Frankreich, Großbritannien, Ita lien, Nieder-
lande, Japan, USA und Kanada (Daten für weitere 
Lander enthält der Teil VI, vgl. Tabelle VI/25 und 
VI/38). 

Zu den im internationalen Vergleich gebräuchlich-
sten Kennzahlen gehört der Anteil der Bruttoinlands-
ausgaben für Forschung und Entwicklung am Brutto-
inlandsprodukt eines Landes. In den letzten Jahren ist 
dieser Anteil in den großen Industriestaaten zum Teil 
erheblich gestiegen. Am deutlichsten zeigt sich dies 
am Beispiel Japans, kaum weniger deutlich jedoch bei 
der Bundesrepublik Deutschland und den USA. Lag 
der Anteil Japans 1975 noch bei 2,0 %, so be trägt er 
1987 2,9 %. Die Bundesrepublik Deutschland vergrö-
ßerte ihren Anteil im gleichen Zeitraum von 2,2 % auf 
ebenfalls 2,9 %, während die USA diesen Wert ausge-
hend von 2,3 % im Jahre 1975 erreichten. Die Bundes-
republik Deutschland hat damit ihre hervorragende 
Position des Jahres 1985 nicht nur behaupten, sondern 
sogar ausbauen können (vgl. Tabe lle I/22); die 1987 
im Hochschulsektor der Bundesrepublik Deutschl and 
durchgeführte Methodenrevision hat dabei auf die 
quantitative Entwicklung nur einen untergeordneten 
Einfluß. 

Unter den übrigen Staaten hat vor allem Ita lien den 
Anteil seiner Bruttoinlandsausgaben für Forschung 
und Entwicklung am Bruttosozialprodukt - wenn 

Tabelle I/22 
(vgl. Tabelle VI/25) 

Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFF) in ausgewählten Staaten 

1975 1981 1985 1987 1988 1 ) 1989 1 ) 
Staat 

-in  Mio $ 2) - 

Bundesrepublik Deutschland .   7 137 14 443 19 984 23 211 3) 24 711 27 271 
Frankreich   4 953 10 239 3) 14 571 16 343 17 598 19 333 
Großbritannien 4)   6 074 11 547 14 232 16 203 . . 
Italien   2 076 4 344 7 015 8 320 10 044 10 137 
Niederlande   1 496 2 642 3) 3 437 4 166 . . 
Japan 5)   9 988 24 259 40 064 46 118 . . 
USA   36 724 73 678 115 868 129 951 136 979 144 668 
Kanada   1 659 3 630 5 499 5 994 6 335 6 704 

- in % des BIP 6) - 

Bundesrepublik Deutschland .   2,2 2,4 2,7 2,9 3) 2,8 2,9 
Frankreich   1,8 2,0 3) 2,3 2,3 2,3 2,3 
Großbritannien 4)   2,2 2,4 2,3 2,3 . . 
Italien   0,8 0,9 1,1 1,2 1,3 1,3 
Niederlande   2,0 2,0 3) 2,1 2,3 . . 
Japan 5)   2,0 2,3 2,8 2,9 . . 
USA   2,3 2,5 2,9 2,9 2,9 2,8 
Kanada   1,1 1,2 1,4 1,4 1,3 1,3 

1) Vorläufige Daten der OECD, die z. T. auf nationalen Schätzungen, z. T. auf Schätzungen der OECD basieren. 
2) Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten. 
3) Zeitreihenbruch. 
4) 1981 nationales Ergebnis, angepaßt an OECD-Norm. 
5) FuE-Ausgaben insgesamt aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt. 
6) BIP: Bruttoinlandsprodukt. 
Quelle: OECD (1990) und eigene Berechnungen des BMFT  Rundungsdifferenzen 
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Schaubild I/19 (vgl. Tabelle I/22) 
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Tabelle I/23 

Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFF) je Einwohner in ausgewählten Staaten 
— in US $ — 1 ) 

Staat 1975 1981 1985 1987 1988 2 ) 

Bundesrepublik Deutschland   115 234 328 380 3 ) 405 
Frankreich   94 190 3) 264 294 315 
Großbritannien 4)   109 207 251 285 . 
Italien   37 76 123 145 175 
Niederlande   110 185 3) 237 284 . 
Japans)   89 206 332 378 . 
USA   172 321 484 533 555 
Kanada   73 150 217 234 245 

1) Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten. 
2) Vorläufige Daten. 
3) Zeitreihenbruch. 
4) Nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen. 
5) FuE-Ausgaben insgesamt aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt. 
Quelle: OECD, Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen des BMFT  Rundungsdifferenzen 

auch auf einem geringeren Niveau — deutlich gestei-
gert. Gerade am Beispiel Ita liens — wie auch Japans 
— zeigt sich aber, daß die hier be trachtete Kennzahl 
allein nicht ausreicht, um die Forschungsanstrengun-
gen eines Landes adäquat zu beschreiben: Diese bei-
den Staaten zeichnen sich durch eine besondere Aus-
gabendynamik aus. Zwischen 1975 und 1987 vervier-
fachte Italien seine Bruttoinlandsausgaben für For-
schung und Entwicklung, Japan erhöhte sie auf fast 
das Fünffache. Demgegenüber stehen im gleichen 
Zeitabschnitt mehr als verdreifachte Forschungsaus-
gaben in Kanada, den USA, Frankreich und der Bun-
desrepublik Deutschland. Großbritannien und die 
Niederlande weisen ein schwächeres Wachstum 
auf. 

Ergänzt man diese Betrachtung, indem man  die Brut-
toinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
auf die Zahl der Einwohner des jewei ligen Landes 
bezieht, so zeigen sich weitere Unterschiede und 
Übereinstimmungen zwischen den Staaten: Die höch-
sten Pro-Kopf-Ausgaben haben die USA; die Bundes-
republik Deutschland und Japan liegen mit geringem 
Abstand auf dem zweiten und dritten Platz. Den höch-
sten relativen Anstieg dieser Größe zwischen 1975 
und 1987 verzeichnet Japan vor Ita lien und der Bun-
desrepublik Deutschland. Auch beim Vergleich der 
Jahre 1985 und 1987 liegt die Bundesrepublik 
Deutschland an dritter Stelle (hinter den Niederlan-
den und Italien; vgl. Tabelle I/23). 
Zu den wichtigsten Charakteristika der Forschungs

-

landschaft gehört die Finanzierungsstruktur der For

-

schungsausgaben (vgl. Tabelle U24). Sowohl in Japan 
als auch in der Bundesrepublik Deutschland über-
wiegt der Anteil der Wirtschaft an der Finanzierung 
der Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Ent-
wicklung. Entsprechend der steigenden Tendenz die-
ses Anteils wurde das Wachstum der Forschungsaus-
gaben in diesen Ländern in den letzten Jahren immer 
stärker von der Wirtschaft getragen. 1987 beträgt ihr 
Anteil an der Finanzierung in Japan 68,5 %, in der 
Bundesrepublik Deutschland 63,6 %. Ebenfalls zu-
nehmend, wenn auch mit einem insgesamt schwäche-
ren Anstieg, ist der Anteil der Wi rtschaft in Großbri-
tannien (1987: 49,7 %). Die Entwicklung der aus öf-
fentlichen Mitteln finanzierten Bruttoinlandsausga-
ben für Forschung und Entwicklung verläuft im we-
sentlichen der Entwicklung der Mittel der Wirtschaft 
entgegengesetzt. Den größten Anteil haben hier 1987 
Italien (54,0 %) und Frankreich (51,7 %), in Ita lien 
nimmt dieser Anteil allerdings zu, während er in 
Frankreich in den vergangenen Jahren deutlich zu-
rückging. Den geringsten Anteil der öffentlich finan-
zierten Mittel hat Japan mit 21,5 % vor der Bundesre-
publik Deutschland und Großbritannien mit 34,7 % 
bzw. 38,7 % (jeweils 1987). 

Die zwischen den Ländern sehr unterschiedliche 
Größenordnung des Anteils, der aus sonstigen Quel-
len (z. B. durch das Ausland) finanziert wird, deutet 
auf nationale Besonderheiten in der Forschungsfinan-
zierung hin; dies gilt insbesondere für die vergleichs-
weise hohen Anteile der „Sonstigen" in Kanada, 
Großbritannien und Jap an  (vgl. Tabelle I/24). 
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Schaubild I/20 (vgl. Tabelle I/24) 
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Tabelle I/24 
(vgl. Tabelle VI/25) 

Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFF) 
- Anteile in % - 

finanziert 

Staat von der Wirtschaft aus öffentlichen Mitteln von Sonstigen 

1975 1981 1985 1987 1975 1981 1985 1987 1975 1981 1985 1987 

Bundesrepublik 
Deutschlands)  .   50,1 57,9 61,8 63,6 47,4 40,7 36,7 34,7 2,5 1,4 1,5 1,7 

Frankreichs)   39,0 40,9 41,4 41,8 54,2 53,4 52,9 51,7 6,8 5,7 5,7 6,5 
Großbritannien 2) .   38,2 41,3 46,5 49,7 54,7 49,0 43,0 38,7 7,1 9,7 10,5 11,6 
Italien   51,0 50,1 44,6 41,7 43,1 47,2 51,7 54,0 5,9 2,7 3,7 4,3 
Niederlandes)   49,7 43,8 51,7 44,9 50,0 3 ) 44,2 . 5,4 6,2 4,1 . 
Japan 4 )   57,7 62,3 68,9 68,5 29,7 26,9 21,0 21,5 12,6 10,8 10,1 10,0 
USA   43,1 48,8 50,0 49,1 54,8 49,3 48,3 49,0 2,1 1,9 1,7 1,9 
Kanada   31,0 42,6 41,9 41,7 60,1 49,6 47,0 45,2 8,9 7,8 11,1 13,1 

1) Zeitreihenbrüche: 1981 Frankreich und Niederlande, 1987 Bundesrepublik Deutschland. 
2) Nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen. 
3) OECD-Schätzung, basierend auf nationalen Erhebungen. 
4) Anteil der Wirtschaft unterschätzt. 
Quelle: OECD (1990) Rundungsdifferenzen 

Die Angaben zu den finanziellen Ressourcen werden 
ergänzt durch Daten über das in Forschung und Ent-
wicklung tätige Personal. Zu den gebräuchlichsten 
Kennzahlen für internationale Vergleiche gehört die 
Relation aus Forschungspersonal und Erwerbsperso-
nen (vgl. Tabelle I/25). Auch bei dieser Kennzahl 
nimmt die Bundesrepublik Deutschland eine Spitzen-
position ein: Beim FuE-Personal insgesamt liegt der 
entsprechende Anteil 1987 mit 14,9 % deutlich vor 
dem Japans (13,2 %) und Frankreichs (11,5 %). Bezo-
gen auf die Forscher liegt der deutsche Anteil im sel-
ben Jahr mit 5,9 % hinter dem der USA (6,6 %) und 
Japans (der mit 8,4 % wegen eingeschränkter Ver-
gleichbarkeit der Personaldaten im Hochschulsektor 
jedoch überschätzt ist). 

Während Frankreich, Großbritannien und Kanada bei 
den Forschern Anteile von ähnlicher Größenordnung 
haben (4,4 % bis 4,5 %), liegt Ita lien mit 2,9 % bei dem 
Vergleich deutlich zurück (vgl. Tabelle I/25). 

Wie erwähnt, umfaßt die Berichterstattung der OECD 
außerdem Daten über die staatlich finanzierten FuE

-

Ausgaben; es handelt sich hierbei um Haushaltsan-
sätze. Hervorzuheben ist, daß hierin auch die öffentli-
chen Mittel enthalten sind, die für Forschung und Ent-
wicklung im Ausland (z. B. in internationalen Organi-
sationen) bestimmt sind und daher in den Bruttoin-
landsausgaben für Forschung und Entwicklung nicht 
berücksichtigt werden. Zudem ist es auf dieser 
Grundlage möglich, den Anteil der Verteidigungsfor- 

Tabelle I/25 

In FuE tätiges Personal je 1 000 Erwerbspersonen in ausgewählten Staaten 

Staat 
1975 1981 1985 1987 

insgesamt darunter 
Forscher  insgesamt  darunter 

Forscher  insgesamt  darunter 
Forscher  insgesamt  darunter 

Forscher 

Bundesrepublik Deutschland   11,3 3,9 13,1 4,5 14,3 5,2 14,9 1 ) 5,9 1 ) 
Frankreich   9,8 2,9 10,6 1 ) 3,6 1 ) 11,4 4,3 11,5 4,5 
Großbritannien 2 )   . . . . 10,1 4,4 10,0 4,5 
Italien   4,5 1,8 4,5 2,3 5,0 2,7 5,3 2,9 
Niederlande   10,9 3,1 10,2 1 ) 3,7 1 ) 10,6 4,2 10,7 . 
Japan 3 )   10,6 6,0 11,4 6,9 12,8 7,9 13,2 8,4 
USA   . 5,5 . 6,2 . 6,6 . 6,6 
Kanada   . . 6,9 3,4 7,9 . 8,0 4,4 

1) Zeitreihenbruch. 
2) Unterschätzt. 
3) Angaben aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt. 
Quelle: OECD (1990) Rundungsdifferenzen 
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Tabelle I/26 

Anteil der gesamten staatlich finanzierten FuE-Ausgaben 1 ) am Bruttoinlandsprodukt 
- in % - 

Staat 
Anteil insgesamt darunter 

Anteil der zivilen FuE-Ausgaben 

1975   1981   1985   1987  I  1988 2 ) 1975   1981   1985  I  1987  I 1988 2 ) 

Bundesrepublik 
Deutschland   1,23 1,15 1,15 1,10 1,05 1,09 1,05 1,01 0,96 0,92 
Frankreich   1,15 1,29 3 ) 1,44 1,38 1,37 0,81 0,79 3 ) 0,96 0,88 0,85 
Großbritannien   1,40 1,41 1,30 1,12 1,06 0,77 0,72 0,63 0,58 0,55 
Italien   0,33 0,56 3 ) 0,65 0,76 0,82 0,32 0,52 3 ) 0,59 0,70 0,74 
Niederlande   0,92 0,98 0,94 0,97 3 ) 6 ) 0,95 0,89 0,95 0,91 0,94 3 ) 6 ) 0,92 
Japan   0,60 0,63 0,59 0,62 7 ) 0,58 0,61 0,57 0,59 7 ) . 
USA 4 ) 5 )   1,20 1,12 1,26 1,28 1,23 0,59 0,51 0,41 0,40 0,40 
Kanada 4 )   0,67 0,58 0,62 0,57 0,57 0,63 0,55 0,58 0,53 0,53 

1) Haushaltsansätze. 
2) Zum Teil vorläufige Daten. 
3) Zeitreihenbruch. 
4) Nur Bundesausgaben. 
5) Ohne allgemeine Hochschulforschungsmittel und überwiegend ohne Investitionsausgaben. 
6) Vorläufig. 
7) Nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen. 
Quelle: OECD (1990) Rundungsdifferenzen 

schung von der zivilen Forschung zu trennen, was für 
die Analyse der Ausgabenentwicklung von Bedeu-
tung sein kann. 

Vergleicht man die Anteile der staatlich finanzierten 
FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt, so zeigt sich 
der Einfluß der Größe der Verteidungshaushalte der 
großen Industriestaaten. Be trachtet man zivile und 
verteidigungsbezogene FuE-Ausgaben insgesamt, so 
liegt der entsprechende Anteil der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1988 an vierter Stelle hinter 
denen Frankreichs, der USA und Großbritanniens. Zu 
Beginn der achtziger Jahre lag der Anteil der Bundes-
republik Deutschland noch an dritter Stelle hinter 
Großbritannien und Frankreich. Schränkt man die Be-
trachtung auf die zivilen FuE-Ausgaben ein, so liegt 
die Bundesrepublik Deutschland mit ihrem diesbe-
züglichen Anteil mit den Niederlanden an erster 
Stelle; die nächstgrößten Anteile haben Frankreich 
und Italien. Diese Spitzenposition beim Anteil der ge-
samten staatlich finanzierten Ausgaben für zivile For-
schung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt 
nahm die Bundesrepublik Deutschland im gesamten 
Betrachtungszeitraum ein. Dies ist um so bemerkens-
werter, als der Anteil der öffentlich finanzierten Mittel 
an den Bruttoinlandsausgaben für Forschung und 
Entwicklung in Frankreich und Großbritannien deut-
lich über dem der Bundesrepublik Deutschland liegt. 
Parallel zu dem zurückgehenden Anteil öffentlich fi

-

nanzierter Mittel an den Bruttoinlandsausgaben für 
Forschung und Entwicklung ging der Anteil der staat-
lich finanzierten FuE-Ausgaben am Bruttoinlandspro-
dukt für die Bundesrepublik Deutschl and und Groß-
britannien zurück. Ebenfalls parallel - jedoch in um-
gekehrter Richtung - verläuft die Entwicklung für 
Italien; im gesamten betrachteten Zeitabschnitt ver-
zeichnet der Anteil deutliche Zuwächse. Für Jap an 

 zeigt sich dagegen kein einheitlicher Trend (vgl. Ta-
belle I/26). 

Im Rahmen der Erhebungen der Europäischen Ge-
meinschaften läßt sich die Entwicklung der öffentlich 
finanzierten Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung für das jewei lige endgültige Haushalts-Soll für 
sämtliche Mitgliedstaaten bis zum Jahr 1988 darstel-
len (vgl. Tabelle VI/27). Einen Überblick über die 
Höhe dieser Ausgaben insgesamt sowie je Einwohner 
in den einzelnen Mitgliedstaaten im Jahre 1988 gibt 
das Schaubild I/21. Neben der Aktualität haben die 
Daten der EG den Vorzug, daß sie auch gegliedert 
nach Forschungszielen verfügbar sind. Die Gliede-
rung erfolgt auf der Grundlage der Systematik zur 
Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen 
Programme und Haushalte (NABS 1983); sie erstreckt 
sich auf die endgültigen Haushalte sowie vorläufige 
Haushaltsdaten des jeweils folgenden Jahres, so daß 
derzeit Angaben für 1988 und 1989 vorliegen (vgl. 
Tabelle VI/26). 
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Schaubild I/21 (vgl. Tabelle VI/27) 
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Tabelle U28 

Anteile der einzelnen Forschungsziele an den öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben 
der Mitgliedstaaten der EG 1985 und 1988 

(Haushalts-Soll) 
 -in%- 

Forschungsziel nach NABS-Kapiteln B DK D GR E 
(NABS 1983)1) 1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 

1. Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt   3,1 3,8 1,3 1,7 2,1 2,2 5,5 5,8 6,7 6,5 

2. Infrastrukturmaßnahmen und 
Raumgesamtplanung   0,7 0,7 2,4 1,8 1,9 2,1 0,5 0,6 4,3 3,6 

3. Umweltverschmutzung 
(Bekämpfung und Verhinderung)   2,5 2,3 1,5 2,4 3,1 3,4 3,4 3,2 0,4 1,7 

4. Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit   2,7 2,6 3,3 1,7 3,0 3,1 7,6 8,0 2,5 7,7 

5. Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie   11,5 9,3 6,5 3,2 12,6 7,0 2,6 3,4 7,9 2,5 

6. Landwirtschaftliche Produktivität 
und Technologie   7,0 6,7 7,4 8,1 2,0 2,0 27,1 21,5 7,3 6,1 

7. Industrielle Produktivität 
und Technologie   16,4 13,0 21,1 17,8 14,1 14,0 7,7 12,7 18,5 18,0 
8. Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen   0,7 0,5 4,2 6,1 2,3 2,6 5,6 5,8 0,8 0,8 

9. Weltraumforschung und -nutzung   6,6 10,6 3,2 2,3 3,9 5,5 0,6 0,3 3,7 6,5 
10. Allgemeine Hochschulforschungs- 

mittel   22,2 22,2 31,0 34,6 31,4 31,1 28,3 29,2 21,3 19,1 
11. Nicht zielorientierte Forschung   22,4 24,6 17,7 20,0 11,4 14,4 6,1 7,3 18,2 11,9 
12. Nichtaufgliederbare Forschung   2,7 3,0 - - 0,1 0,1 2,0 0,4 2,1 3,5 

Anteil der zivilen FuE 
Insgesamt   98,5 99,3 99,5 99,6 88,1 87,6 97,1 98,1 93,7 88,1 

13. Verteidigung   1,5 0,7 0,5 0,4 11,9 12,4 2,9 1,9 6,3 11,9 

Insgesamt   100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

1 ) Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS 1983). 
Quelle: EG (1988 vorläufige Ergebnisse) 
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Tabelle I/28 

F IRL I NL P GB EUR 12 EG 

1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 1985 1988 

1,5 1,8 0,9 0,2 1,3 1,3 0,6 0,6 .  11,1  1,8 2,1 1,7 2,0 1,5 2,9 

3,1 1,0 4,0 1,0 1,1 0,6 4,1 4,7 .  3,9 1,2 1,4 2,1 1,6 0,6 8,3 

0,5 0,8 0,8 0,9 1,0 2,2 3,3 3,3 .  3,4 1,1 1,2 1,6 2,0 5,4 6,5 

4,0 3,2 4,3 5,2 4,6 4,8 2,7 2,5 .  3,9 3,6 4,6 3,6 3,7 4,2 3,8 

7,8 3,9 1,3 0,3 19,7 8,7 4,6 3,4 .  2,1 4,5 3,9 9,6 5,4 55,8 42,4  

3,5 4,1 28,7 16,7 3,8 2,3 4,5 4,3 .  16,0  4,6 4,4 3,7 3,6 2,8 2,5 

12,1 12,8 28,9 34,8 20,6 15,2 15,5 19,6 .  15,4 6,7 8,0 12,8 13,2 26,7 27,3 

2,6 0,5 7,5 9,1 1,1 1,8 2,6 2,0 .  1,9 1,2 2,1 2,0 1,8 0,5 1,1 
5,6 6,9 1,6 3,0 7,1 9,0 0,9 3,3 .  0,1 1,8 3,1 4,2 5,9 1,0 2,5 

11,9 11,7 19,7 26,5 21,7 31,7 43,4 38,0 40,5 14,6 15,8 21,0 22,8 - - 
14,4 15,6 2,2 2,3 7,5 8,5 10,2 11,1 0,4 6,5 4,6 10,9 12,1 1,3 2,5 

1,7 0,4 - - 0,6 3,6 4,5 4,2 .  1,2 0,3 0,3 0,9 1,1 - 0,1 

68,7 62,7 100,0 100,0 90,1 89,6 96,9 97,0 .  100,0 48,1 51,5 74,2 75,2 100,0 100,0 

31,3 37,3 - - 9,9 10,4 3,1 3,0 - 51,9 48,5 25,8 24,8 - - 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0  100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Rundungsdifferenzen 
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Die Staaten der Europäischen Gemeinschaften ver-
anschlagten 1988 FuE-Ausgaben in Höhe von 
39,6 Mrd ERE (europäische Rechnungseinheiten, 
durchschnittlicher Wechselkurs 1988: 1 ERE = 
2,07 DM). Gegenüber 1986, dem letzten Jahr, für das 
für sämtliche 12 Staaten Daten vorliegen, entspricht 
dies einer Zunahme der Mittel um knapp 12 %. Der 
FuE-Anteil am gesamten Haushaltsvolumen beträgt 
1988 3,20 %; 1986 lag dieser Anteil bei 3,16 % und 
1980 bei 3,08 %. Die Entwicklung des Anteils der öf-
fentlich finanzierten FuE-Ausgaben am Bruttoin-
landsprodukt war im Verlauf der letzten Jahre unein-
heitlich. Den höchsten Wert hatte dieser Anteil 1985 
mit 1,07 %. Während er 1988 bei 0,99 % liegt, betrug er 
1980 0,91 %. 

Die FuE-Ausgaben in den einzelnen Mitgliedstaaten 
zeigen einen sehr unterschiedlichen Verlauf. In abso-
luten Zahlen entfallen die höchsten Ausgaben auf 
Frankreich (11,1 Mrd ERE) und die Bundesrepublik 
Deutschland (10,7 Mrd ERE); es folgen Großbritan-
nien (7,3 Mrd ERE) und Italien (5,7 Mrd ERE). Mit 
0,1 Mrd ERE veranschlagt Irland unter den Mitglied-
staaten der EG den kleinsten Betrag für Forschung 
und Entwicklung. Die größte durchschnittliche jährli-
che Steigerung der Ausgaben für FuE zwischen 1980 
und 1988 verzeichnet Italien (20,2 %), gefolgt von Dä-
nemark (13,1 %). 

Gemessen am jeweiligen Haushaltsvolumen der 12 
Mitgliedstaaten zeigt sich, daß bei Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland der Anteil der FuE-Aus-
gaben im gesamten Betrachtungszeitraum stets deut-
lich über dem Durchschnitt lag, während der Anteil 
Großbritanniens sich im Zeitverlauf oberhalb bzw. un-
terhalb dieses Durchschnittswertes bewegte. Die üb-
rigen Staaten liegen weit deutlicher darunter. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich, wenn m an  den Anteil der 
öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben am Bruttoin-
landsprodukt betrachtet. Hier liegt Frankreich 1988 
mit einem Anteil von 1,39 % deutlich vor Großbritan-
nien (1,07 %) und der Bundesrepublik Deutschland 
(1,05 %). Wie bereits in den Vorjahren weichen die 
Anteile der übrigen Staaten zumeist stark vom durch-
schnittlichen Anteil ab (vgl. Tabelle VI/27). 

Bezogen auf das gesamte Ausgabenvolumen haben 
Frankreich, die Bundesrepublik Deutschl and und 
Großbritannien den größten Anteil an den öffentlich 
finanzierten FuE-Ausgaben der Gemeinschaft. Auf 
diese drei Staaten entfallen 1988 knapp 72 % der Mit-
tel, 1981 - vor dem Eintritt Spaniens und Portugals - 
waren es noch rund 78 %. Während sich der Anteil 
Frankreichs 1988 gegenüber 1981 vergrößerte, gin-
gen die entsprechenden Anteile Großbritanniens und 
der Bundesrepublik Deutschland zurück. Zu den 
Staaten, die wie Frankreich ihre Anteile in den letzten 
Jahren vergrößerten, gehören insbesondere Italien 
und - allerdings auf einem niedrigeren Niveau - 
Dänemark. Anteilsrückgänge sind bei Belgien und 
den Niederlanden festzustellen (vgl. Tabelle I/27). 

Tabelle I/27 

Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten 
an den öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben 

der Staaten der Europäischen Gemeinschaften 1 ) 
- in % - 

1981 2) 1988 

Bundesrepublik Deutschland .   27,0 23,6 
Frankreich   26,3 27,2 
Großbritannien   24,5 20,7 

zusammen   77,8 71,5 

Belgien   2,0 1,7 
Dänemark   0,9 1,5 
Griechenland   0,3 0,4 
Spanien   2,6 3,8 
Irland   0,3 0,3 
Italien   10,8 15,5 
Niederlande   5,2 4,7 
Portugal   . 0,6 

Insgesamt   100,0 100,0 

1) In Kaufkraftparitäten und Preisen von 1980. 
2) Ohne Spanien und Portugal. 
Quelle: EG (1988 vorläufige Ergebnisse) 

Rundungsdifferenzen 

Einen Überblick über die Gewichte der einzelnen For-
schungsziele an den gesamten öffentlich finanzierten 
FuE-Ausgaben der einzelnen Mitgliedstaaten und der 
EG insgesamt sowie ihre Veränderungen zwischen 
1985 und 1988 gibt Tabelle I/28. Faßt man gleichartige 
Forschungsziele zu Forschungszielgruppen zusam-
men, so zeigen sich leicht veränderte Schwerpunkt-
setzungen im Zeitverlauf (vgl. Tabelle I/29). Der An-
teil der Ziele im humanitären und sozialen Bereich 
ging zurück, während die allgemeine Hochschulfor-
schung und die nicht zielorientierte Forschung stei-
gende Anteile verzeichnen. Die auf Ziele im techni-
schen Bereich sowie in der Landwirtschaft entfallen-
den Ausgaben veränderten sich zwischen 1980 und 
1988 nur geringfügig. Im Zeitverlauf etwas zurück 
ging der Anteil der Verteidigungsforschung; er liegt 
1988 knapp unter einem Viertel der gesamten öffent-
lich finanzierten FuE-Ausgaben der Staaten der EG 
(vgl. Tabelle I/29). Die entsprechenden Anteile der 
einzelnen Mitgliedstaaten weichen sehr stark von die-
sem Durchschnittswert ab. Den höchsten Anteil der 
Verteidigungsforschung hat Großbritannien, er lag 
mit 48,5 % im Jahre 1988 etwas unter dem Wert von 
1985 (51,9 %). Deutlich gesteigert dagegen hat Frank-
reich den Anteil der Verteidigungsforschung und 
zwar von 31,3 % im Jahre 1985 auf 37,3 % im Jahre 
1988. Für die Bundesrepublik Deutschl and liegt der 
entsprechende Anteil mit 12,4 % im Jahre 1988 (nach 
11,9 % 1985) weit unter dem Durchschnittswert der 
Gemeinschaft (vgl. Tabelle I/28). 
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Tabelle I/29 

Offennich finanzierte FuE-Ausgaben der Mitglied

-

staaten der EG nach Forschungszielgruppen 
- in% - 

Forschungszielgruppen 
(nach NABS 1983) 1 ) 1980 2  ) 1985 1988 

Humanitärer und sozialer 
Bereich 

(NABS-Kapitel 2, 3, 4 u. 8) 11,6 9,4 9,1 
Technischer Bereich 

(NABS-Kapitel 1, 5, 7 u. 9) 26,7 28,2 26,6 
Landwirtschaft 

(NABS-Kapitel 6)   3,7 3,8 3,6 
Allgemeine 
Hochschulforschung 

(NABS-Kapitel 10)   21,2 22,8 
Nicht zielorientierte 32,4 
Forschung 

(NABS-Kapitel 11)   11,1 12,1 
Nicht auf gliederbare 
Forschung 

(NABS-Kapitel 12)   0,2 0,9 1,1 
Verteidigung 

(NABS-Kapitel 13)   25,4 25,4 24,8 

Insgesamt   100,0 100,0 100,0 

1) Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaft-
lichen Programme und Haushalte (NABS 1983); vgl. Tab. 
1/28. 

2) Ohne Griechenland, Spanien und Portugal. 
Quelle: EG (1988 vorläufige Ergebnisse) 

Rundungsdifferenzen 

11. Patent- und Lizenzbilanz der 
Bundesrepublik Deutschland 

Seit mehreren Jahren gehören die Einnahmen und 
Ausgaben im Patent- und Lizenzverkehr einer Volks-
wirtschaft mit dem Ausland zu den inte rnational ge-
bräuchlichen Wissenschafts- und Technologieindika-
toren. Ihre Aussagefähigkeit ist jedoch aufgrund ver-
schiedener Probleme, auf die noch hingewiesen wird, 
eingeschränkt. 

Neben dem Patent- und Lizenzverkehr sind die Ein-
nahmen und Ausgaben für technische Forschung und 
Entwicklung ein weiteres Element der „Technologi-
schen Zahlungsbilanz", in der der Teil der Zahlungs-
bilanz eines Landes erfaßt wird, der finanzielle Lei-
stungen für die Übertragung technischen Wissens 
über die Grenze hinaus betrifft. 

Zwar enthält die Technologische Zahlungsbilanz da-
mit interessante Informationen über wi rtschaftliche 
und technologische Strukturen und Beziehungen. Bei 
ihrer Beurteilung muß jedoch berücksichtigt werden, 
daß sie kein vollständiges Bild des Technologietrans-
fers geben kann und daher keineswegs ausreicht, um 
daraus ein Urteil über den technologischen Leistungs-
stand eines Landes abzuleiten. 

Nicht erfaßt im Rahmen der Technologischen Zah-
lungsbilanz, jedoch für den grenzüberschreitenden 
Austausch technischen Wissens von großer Bedeu-
tung, sind der Außenhandel mit technologisch hoch-
wertigen Industrieprodukten, der Verkauf industriel-
ler Anlagen, die Errichtung von Produktions- und Ver-
triebsstätten außerhalb der Grenzen des Heimatlan-
des eines Unternehmens (Direktinvestitionen). 

Über die Entwicklung des Patent- und Lizenzverkehrs 
der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ausland 
sowie dem sonstigen Austausch von technischem Wis-
sen durch Dienstleistungen berichtet die Deutsche 
Bundesbank in regelmäßigen Abständen in ihren Mo-
natsberichten (vergleiche etwa Monatsberichte der 
Deutschen Bundesbank, Mai 1988). Die Ergebnisse 
basieren auf Meldungen gemäß der Außenwirt-
schaftsverordnung. 

Betrachtet man die Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben für Patente, Erfindungen und Verfahren 
(vergleiche Tabelle I/30), so zeigt sich, daß das „tradi-
tionelle Defizit" der Bundesrepublik Deutschl and, das 
sich seit Mitte der siebziger Jahre etwas oberhalb ei-
ner Milliarde DM bewegt hatte, seit 1985 deutlich 
angestiegen ist. 

Während der Anstieg zwischen 1986 und 1987 dann 
mit knapp 1,5 % eher moderat ausfiel, hat sich mit 
der Entwicklung des negativen Saldos von 
-1 713 Mio DM im Jahre 1987 auf -2 069 Mio DM im 
Jahre 1988 (+20,8 %) das Defizit nunmehr gegenüber 
dem Beginn der achtziger Jahre nahezu verdoppelt. 
Nach Berichten der Deutschen Bundesb ank (1988) 
spricht vieles dafür, daß das vergleichsweise ungün-
stige Ergebnis - insbesondere bei den Einnahmen - 
zu einem gewissen Teil mit der Dollarschwäche der 
vergangenen Jahre zusammenhängt und keine dau-
erhafte Umkehr der längerfristigen Entwicklung dar-
stellt, die durch ein schnelleres Wachstum der Einnah-
men als der Ausgaben gekennzeichnet war. 

Keinesfalls kann jedoch aus den Daten auf eine „tech-
nologische Lücke" der Bundesrepublik Deutschl and 
gegenüber dem Ausland geschlossen werden. Cha-
rakteristisch für den deutschen Patent- und Lizenzver-
kehr ist, daß grenzüberschreitende Zahlungen über-
wiegend zwischen verbundenen Unternehmen statt-
finden (vgl. Schaubild I/22). 1988 entfielen 81 % der 
Einnahmen auf Firmen, die Tochtergesellschaften im 
Ausland haben und ebenfalls rund 81 % der Ausga-
ben auf Firmen, die im Inland von ausländischen Kon-
zernen abhängig sind (vgl. Tabelle I/30). 

Die Deutsche Bundesbank hält dies für ein Zeichen 
dafür, daß die Unternehmen bestrebt sind, das techni-
sche Wissen im Konzernverbund zu halten und damit 
Konkurrenz für die eigenen Produkte und Verluste an 

 Marktanteilen zu vermeiden. 

Die Struktur der deutschen Patent- und Lizenzbilanz 
erlaubt daher die Aussage, daß es überwiegend Toch-
terunternehmen sind, die von der Muttergesellschaft 
entwickelte Produkte im Lizenzverfahren herstellen. 
Im einzelnen zeigt sich, daß die Unternehmen mit 
Beteiligungen im Ausland 1988 mit Einnahmen von 
1 431 Mio DM (+14,1 % gegenüber 1987) und Ausga-
ben mit 541 Mio DM (+10,6 % gegenüber 1987) einen 
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Schaubild I/22 (vgl. Tabelle I/30) 



Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 
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Tabelle I/30 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen und Verfahren 
nach Unternehmen mit Beteiligungen im Ausland, Unternehmen mit ausländischer Kapitalbeteiligung und 

übrigen Unternehmen 
— in Mio DM — 

Einnahmen Ausgaben Saldo 

Unternehmen mit Unternehmen mit Unternehmen mit 

Jahr ins-  Beteili- auslän

-

discher übrige ins- Beteili- auslän

-

discher übrige ins- Beteile- auslän

-

discher übrige gesamt gungen Kapital- Unter- gesamt gungen Kapital- Unter- gesamt gungen Kapital- Unter- im Aus- 
land 1) beteili- nehmen im Aus- 

land 1) beteili- nehmen im Aus- 
lande) beteili- nehmen 

gung2) gung 2) gung 2 ) 

1974 679 635 44 . 1 509 353 1 156 . — 830 +282 —1 112 . 
1975 757 716 41 . 1 793 410 1 383 . —1 036 +306 —1 342 . 
1976 728 654 74 . 1 746 420 1 326 . —1 018 +234 —1 252 . 
1977 778 724 54 . 1 895 462 1 433 . —1 117 +262 —1 379 . 
1978 864 774 90 . 1 937 428 1 509 . —1 073 +346 —1 419 . 
1979 901 820 81 . 1 952 436 1 516 . —1 051 +384 —1 435 . 
1980 1 011 922 89 . 2 079 459 1 620 —1 068 +463 —1 531 . 
1981 1 095 993 102 . 2 143 536 1 607 —1 048 +457 —1 505 . 
1982 1 194 1 033 161 . 2 201 524 1 677 . —1 007 +509 —1 516 . 
1983 1 313 1 013 300 . 2 481 436 2 045 . —1 168 +577 —1 745 . 
1984 1 473 1 188 285 . 2 590 527 2 063 . —1 117 +661 —1 778 . 
1985 1 605 1 361 244 . 2 929 589 2 340 . —1 324 +772 —2 096 . 
1986 1 690 1 426 264 3 378 718 2 660 —1 688 +708 —2 396 . 
1987r) 1 681 1 254 262 165 3 394 489 2 729 176 —1 713 +765 —2 467 —11 
1988 1 762 1 431 211 120 3 831 541 3 092 198 —2 069 +890 —2 881 —78 

1) Unternehmen ohne maßgeblichen ausländischen Kapitaleinfluß, aber mit maßgeblichen Kapitalbeteiligungen im Ausland. Als 
maßgeblich gelten Kapitalbeteiligungen von mindestens 25 %. Bis 1985 einschl. der kapitalmäßig unverbundenen Unterneh-
men. 

2) Unternehmen mit maßgeblicher, d. h. mindestens 25%iger ausländischer Kapitalbeteiligung. 
r ) Revidierte Daten. 

deutlichen positiven Saldo zu verzeichnen hatten. Da-
gegen ergab sich für die Unternehmen mit ausländi-
scher Kapitalbeteiligung, deren Einnahmen 1988 auf 
211 Mio DM (+ 19,5 % gegenüber 1987) zurückgingen 
und deren Ausgaben auf 3 092 Mio DM (+13,3 % ge-
genüber 1987) anstiegen, wiederum ein deutlicher 
negativer Saldo.  

Die negative Patent- und Lizenzbilanz der Unterneh-
men mit ausländischer Kapitalbeteiligung kann durch 
sehr unterschiedliche Faktoren verursacht sein. Ne-
ben technologischen können auch steuerliche und 
ökonomische Faktoren Einfluß auf das Ausmaß von 
Lizenzverträgen zwischen verbundenen Unterneh-
men haben. Die Deutsche Bundesbank verweist in 
diesem Zusammenhang darauf, daß häufig das Recht, 
ein Patent oder ein technisches Verfahren zu nutzen, 
in Form einer Fertigungslizenz vergeben und das zu 
zahlende Entgelt an die Produktions- und Verkaufs-
leistungen des Lizenznehmers gebunden werde. Die 
spezielle Struktur ausländischer Direktinvestitionen 

in der Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis zu 
den deutschen Auslandsinvestitionen führe dazu, daß 
die von dieser Form der Lizenzvergabe beeinflußten 
Ausgaben der Unternehmen mit ausländischer Kapi-
talbeteiligung — trotz steigender deutscher Auslands-
investitionen — noch stärker stiegen als die entspre-
chenden Einnahmen der Unternehmen mit Beteili-
gungen im Ausland (vgl. Monatsberichte der Deut-
schen Bundesbank, Mai 1988). 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Einräu-
mung von Lizenzen auch durch Sachleistungen ent-
golten werden kann, die in der Lizenzbilanz der Deut-
schen Bundesb ank nicht in Erscheinung treten. Dies 
gilt auch für die Zahlungen von Kostenbeiträgen zur 
Finanzierung von Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben. 

Bei dieser Vergütungsform (vgl. Tabelle VI/24) ver-
zeichnet die Bundesrepublik Deutschland seit langem 
Überschüsse. 1988 standen Einnahmen in Höhe von 
2 340 Mio DM Ausgaben von 1 662 Mio DM gegen- 
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über. Der Saldo war mit 678 Mio DM fast doppelt so 
hoch wie 1987 (351 Mio DM). 

Diese positive Entwicklung - die Einnahmen aus For-
schungs- und Entwicklungsleistungen (2 340 Mio 
DM) lagen 1988 um mehr als 30 % über den Einnah-
men aus dem Patent- und Lizenzverkehr - spricht 
nach Aussage der Deutschen Bundesbank dafür, daß 
die Bundesrepublik Deutschland von ausländischen 
Unternehmen als attraktiver Standort für Forschungs- 
und Entwicklungsleistungen angesehen wird. 

Die Gliederung des deutschen Patent- und Lizenzver-
kehrs mit dem Ausland nach Wirtschaftszweigen (vgl. 
Tabelle VI/22) zeigt, daß die wichtigsten Lizenzgeber 
und -nehmer seit Jahren die Elektrotechnische Indu-
strie (einschließlich Datenverarbeitung), die Chemi-
sche Industrie sowie die Metallerzeugenden und Me-
tallverarbeitenden Industrien sind. Auf diese drei Be-
reiche entfielen 1988 rund 84 % der Einnahmen und 
65 % der Ausgaben. Bei den Ausgaben hatte die Elek-
trotechnische Industrie mit 1 464 Mio DM (38,2 %) den 
Hauptanteil, bei den Einnahmen hat dieser Indu-
striezweig dagegen nur einen Anteil von 410 Mio DM 
(23,3 %), gegenüber 1987 sind hier aber die Einnah-
men stärker gestiegen als die Ausgaben. Der nega tive 
Saldo (-1 054 Mio DM) liegt damit um 7,7 % über dem 
des Jahres 1987. Dem Defizit in diesem Wirtschaftsbe-
reich steht jedoch ein positiver Saldo bei den Einnah-
men und Ausgaben für technische Forschung und 
Entwicklung gegenüber (vgl. Tabelle VI/24). 

Bei der Chemischen Industrie haben die Einnahmen 
im auslandsbezogenen Patent- und Lizenzverkehr 
1988 gegenüber 1987 mit 8,2 % deutlich zugenom-
men, nachdem sie 1987 gegenüber 1986 um 5,8 To 
zurückgegangen waren. Bei den Ausgaben zeigt sich 
ebenfalls ein deutlicher Anstieg (+10,6 %) gegenüber 
1988; 1987 waren die Ausgaben noch um 2,6 % ge-
genüber 1986 zurückgegangen. Damit weist dieser 
Wirtschaftsbereich seit 1986 einen nega tiven Saldo 
auf. Negativ ist auch sein Saldo in der insgesamt posi-
tiven Bilanz der Einnahmen und Ausgaben für techni-
sche Forschung und Entwicklung (-249 Mio DM). 

Die Metallerzeugenden und Metallverarbeitenden In-
dustrien verzeichneten 1988 gegenüber 1987 sowohl 
bei den Einnahmen als auch bei den Ausgaben Rück-
gänge um -8,9 % bzw. -10,7 %; wie in den vergan-
gen Jahren ist der Saldo in diesem Wirtschaftsbereich 
jedoch positiv (125 Mio DM). Die Metallerzeugenden 
und Metallverarbeitenden Industrien gehören damit 
zu den wenigen Wirtschaftsbereichen, die schon seit 
einigen Jahren beträchtliche Einnahmenüberschüsse 
aufweisen. Dies trifft für diesen Wi rtschaftsbereich 
auch auf die Bilanz der Einnahmen und Ausgaben für 
technische Forschung und Entwicklung zu, do rt  be-
trug der Überschuß 1988 382 Mio DM. 

Die Bundesrepublik Deutschland wickelt ihren Pa-
tent- und Lizenzverkehr fast ausschließlich mit Indu-
strieländern ab. Die regionale Gliederung (vgl. Ta-
belle VI/23) zeigt, daß der Anteil dieser Länder 1988 
bei den Ausgaben 99,4 %, bei den Einnahmen 85,7 % 
an  den entsprechenden Gesamtbeträgen ausmacht. 
Im Zeitverlauf unterlagen diese Prozentanteile nur 
geringfügigen Schwankungen. 

Auf der Ausgabenseite ist eine Konzentration auf die 
Länder USA (58,1 %), die Niederlande (14,2 %), die 
Schweiz (11,9 %), Frankreich (3,9 %) sowie Japan und 
Großbritannien (jeweils 3,3 %) festzustellen. Während 
dabei der Anteil der Schweiz gegenüber 1987 deutlich 
zurückging, entwickelte sich insbesondere der Anteil 
der USA positiv, dies gilt jedoch auch für die Anteile 
Großbritanniens, der Niederlande und Japans. 

Regional breiter gestreut sind die Einnahmen. Gut die 
Hälfte (50,2 %) der Einnahmen kamen 1988 aus den 
Ländern USA (27,4 %), Japan  (10,2 %), Spanien 
(6,8 %) und Frankreich (5,9 %). Bei den einzelnen An-
teilen gab es in den vergangenen beiden Jahren deut-
liche Schwankungen. So ging der Anteil der USA 
1987 gegenüber 1986 von 31,2 % auf 25,2 % zurück; 
1988 stieg er erneut auf 27,4 % an. Durchgängig posi-
tiv ist die Entwicklung des japanischen Anteils von 
9,4 % im Jahre 1986 auf 9,9 % bzw. 10,2 % in den Jah-
ren 1987 bzw. 1988. Schwankungen unterlag auch der 
Anteil der Entwicklungsländer an  den Einnahmen. 
1986 betrug ihr Anteil noch 8,3 %, während er 1987 
nur bei 7,5 To  lag. 1988 ging dieser Anteil erneut auf 
8,5 % hinauf. 

Insgesamt gesehen zeigt sich, daß die USA das wich-
tigste Partnerland der Bundesrepublik Deutschl and 
im Patent- und Lizenzverkehr ist; das deutsche Defizit 
zugunsten dieses Landes hat sich in den letzten bei-
den Jahren deutlich erhöht. Dies dürfte jedoch zu ei-
nem großen Teil auf die bereits erwähnte Do llar-
schwäche in den letzten Jahren zurückzuführen 
sein. 

Gegenüber Jap an  war die Bilanz im Patent- und Li-
zenzverkehr stets posi tiv; die Überschüsse, die 1988 
53 Mio DM betrugen, zeigen jedoch eine über die 
Jahre hinweg abnehmende Tendenz. 

Gegenüber Großbritannien weist die Patent- und Li-
zenzbilanz der Bundesrepublik Deutschl and in den 
vergangen Jahren Schwankungen auf. Nachdem sie 
nach Defiziten in den Jahren bis 1986 im Jahre 1987 
ausgeglichen war, ergibt sich für 1988 wieder ein De-
fizit in Höhe von -66 Mio DM. Positiv dagegen ist die 
Patent- und Lizenzbilanz der Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor gegenüber den Staatshan-
dels- und den Entwicklungsländern. 

Betrachtet man die Ergebnisse im internationalen 
Vergleich, so ist zu berücksichtigen, daß die nationa-
len Daten über Einnahmen und Ausgaben im Patent-
und Lizenzverkehr aus statistisch-methodischen 
Gründen nicht immer unmittelbar vergleichbar sind. 
So werden hier im Gegensatz zu der rein nationalen 
Darstellung auch Urheberrechte einbezogen (vgl. Ta-
belle VI/28). Wie schon in den Vorjahren weisen nur 
die USA und Großbritannien dabei im Patent- und 
Lizenzverkehr Überschüsse auf. Während diese bei 
den USA in den beiden letzten Jahren deutlich stie-
gen, ist dies bei Großbritannien 1987 erstmals wieder 
der Fall . Unter den Industrieländern gehört die Bun-
desrepublik Deutschland zu den wichtigsten Lizenz-
nehmern, größere Ausgaben hatten in dieser Bilanz 
nur Japan  und Italien. Bei den Lizenzgebern liegt sie 
- hinter den USA, Großbritannien, Ita lien und Japan  
- an  fünfter Stelle. Be trachtet man den Zuwachs der 
Ausgabenüberschüsse 1987 gegenüber 1986, so liegt 
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die Bundesrepublik Deutschland vor Belgien/Luxem-
burg, Österreich, Frankreich und den Niederlanden. 
Einen Rückgang ihres Defizits verzeichneten dage-
gen Schweden, Italien und — wenn auch nur gering-
fügig — Japan. 

Anhand der Patent- und Lizenzbilanz wird deutlich, 
wie begrenzt der Aussagewert der Technologischen 
Zahlungsbilanz als Indikator für den Technologie-
transfer ist. Zu den methodisch-konzep tionellen Pro-
blemen kommen außerdem die der internationalen 
Vergleichbarkeit der Daten. Aus diesem Grunde und 

weil die vorliegenden Daten der Technologischen 
Zahlungsbilanz insbesondere im internationalen Ver-
gleich vielfach verwendet werden, hat die OECD in 
den vergangenen Jahren auf der Basis mehrerer 
Workshops mit Experten aus allen Mitgliedstaaten ein 
Handbuch mit Empfehlungen über Richtlinien zur 
Sammlung und Interpretation von Statistiken zur 
Technologischen Zahlungsbilanz erstellt. Dieses 
Handbuch orientiert sich am Frascati-Handbuch, das 
allgemeine Richtlinien für statistische Übersichten in 
Forschung und experimenteller Entwicklung enthält; 
es wird in Kürze von der OECD publiziert werden. 
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Teil II 

Schwerpunkte der Forschungs- und Entwicklungsförderung des Bundes 

1. Einführung 

Die Weiterentwicklung der Forschungs- und Techno-
logiepolitik der Bundesregierung ist darauf ausge-
richtet, 

— die Kenntnis der wissenschaftlichen Grundlagen 
zu erweitern und zu vertiefen 

— unser Wissen über den Menschen und seine natür-
liche Umgebung kontinuierlich zu erweitern und 
so neue Orientierungen zu bieten 

— die Voraussetzungen zur verstärkten Schonung 
von Ressourcen und Umwelt zu schaffen 

— die Lebens- und Arbeitsbedingungen auch bei 
Einsatz neuer Technik zu verbessern sowie 

— die wirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfä-
higkeit zu steigern. 

Die Darstellung in Teil II soll die Umsetzung dieser 
Ziele in Maßnahmen der Forschungs- und Entwick-
lungsförderung des Bundes in den einzelnen For-
schungsbereichen schwerpunktmäßig erläutern. Im 
Vordergrund stehen dabei wich tige Ereignisse, Ent-
scheidungen und Weichenstellungen der Forschungs-
förderung im Berichtszeitraum der Jahre 1988-1990. 
Die inhaltliche Gliederung folgt der sog. FuE-Lei-
stungsplansystematik des Bundes: 1 ) 

(A) Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

(B) Großgeräte der Grundlagenforschung 

(C) Meeresforschung und Meerestechnik; Polarfor-
schung 

(D) Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

(E) Energieforschung und Energietechnologie 

(F) Umweltforschung; Klimaforschung 

(G) Forschung und Entwicklung im Dienste der Ge-
sundheit 

(H) Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen 

(I) Informationstechnik; Fertigungstechnik 

(K) Biotechnologie 

(L) Materialforschung; physikalische und chemische 
Technologien 

(M) Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie 

1 ) Die im folgenden aufgeführten Förderbereiche mit Groß-
buchstabenbezeichnung ergeben sich aus der Tabelle 6 in 
Teil I. 

(N) Forschung und Technologie für bodengebunde-
nen Transport und Verkehr; Verkehrssicherheit 

(0) Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

(P) Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

(Q) Forschung und Entwicklung im Ernährungsbe-
reich 

(R) Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

(S) Bildungs- und Beruf sbildungsforschung 

(T) Innovation und verbesserte Rahmenbedingun-
gen 

(U) Fachinformation 

(V) Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften 

(W) Querschnittsaktivitäten, Technikfolgenabschät-
zung 

(X) Wehrforschung und -technik. 

Die Beschreibung zu den einzelnen Bereichen ver-
sucht in der Regel kurz auf die Zielsetzung der Förde-
rung, die erreichten Ergebnisse und deren Nutzung 
sowie ggf. auf die Einbindung in internationale Akti-
vitäten einzugehen. 

In ihrer Zusammenschau lassen auch die Einzeldar-
stellungen zu den einzelnen Förderbereichen die er-
folgreiche Realisierung der Schwerpunktanliegen der 
Forschungspolitik der Bundesregierung deutlich wer-
den, so 

— die Stärkung der Grundlagenforschung 

— Erhaltung und Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit sowie Hilfen bei der Bewäl-
tigung des gesellschaftlichen Wandels 

— Verstärkung der Vorsorgeforschung; in zuneh-
mendem Maße Übergang zu Problemlösungsvor-
haben wie z. B. der modellhaften Sanierung klei-
ner Fließgewässer 

— Technikfolgenabschätzung und — wie etwa in der 
Biotechnologie — Begleitung der technischen 
Fortschritte durch die sehr früh aufgenommene 
Diskussion um die Bedingungen ihrer verantwort-
lichen Nutzung bis hin zur Vorlage eines Gentech-
nologiegesetzes 

— die verstärkte Förderung von Geistes- und Sozial-
wissenschaften, die u. a. darauf angelegt ist, 
Orientierungswissen zum verantwortlichen Um-
gang mit der Technik zu gewinnen. Wichtige ge-
sellschaftliche Entwicklungen wie die wachsende 
Teilhabe der Frauen an allen gesellschaftlichen 
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Lebensbereichen sind dabei als Fragestellungen 
für langfristig vorausschauende Forschungen be-
sonders zu berücksichtigen. 

— Weichenstellungen für eine Teilhabe Europas an 
der Erforschung und f riedlichen Nutzung des 
Weltraums. 

Die Aufgabenschwerpunkte der vergangenen Jahre 
sowie aktuelle Prioritätensetzungen bei der Veran-
schlagung der Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung werden im übrigen durch die Profildarstellungen 
in Teil I, Tabellen I/7 und I/8 verdeutlicht, in der die 
einzelnen Förderbereiche bzw. Förderschwerpunkte 
den Aufgabenbereichen staatlicher Forschungsförde-
rung zugeordnet sind. Schließlich wurden Elemente 
bei den Instrumenten der Forschungsförderung her-
ausgehoben, etwa die Betonung der industriellen Ver-
bundforschung, um den wechselseitigen Wissens-
transfer zwischen Wi rtschaft und öffentlich geförder-
ten Forschungseinrichtungen zu verstärken. 

Die großen vom Bund mitfinanzierten Einrichtungen 
der MPG, FhG und Großforschung werden nur im 
inhaltlichen Kontext erwähnt; sie sind ausführlich im 
Teil V dargestellt. 

An aktuellen Akzenten sind seit der Veröffentlichung 
des Bundesforschungsberichtes 1988 als Überblick 
hervorzuheben: 

— Die neue innerdeutsche Situation wird insbeson-
dere im Bereich der Grundlagenforschung durch 
Bemühungen der Deutschen Forschungsgemein-
schaft und der Max-Planck-Gesellschaft um di-
rekte persönliche Kooperation der Wissenschaftler 
angegangen. Die Fraunhofer-Gesellschaft wird auf 
anwendungsorientierten Gebieten ebenfa lls mit 
erheblichen zusätzlichen Mitteln auf eine rasche 
Verbesserung des Wissenstransfers besonders in 
kleine und mittlere Unternehmen hinwirken. 

— Neue Großgeräte der Grundlagenforschung wie 
die 1990 in Betrieb gehende Ringbeschleunigeran-
lage HERA bei DESY in Hamburg oder der Schwe-
rionensynchrotronspeicherring SIS bei der GSI in 
Darmstadt werden der Grundlagenforschung in 
Deutschland auch in den 90er Jahren eine interna-
tionale Spitzenstellung ermöglichen. 

— Die Polarforschung, eines der jüngsten For-
schungsgebiete in der Bundesrepublik Deutsch-
land, hat schnell inte rnationale Beachtung gefun-
den. Besonders erfreulich ist die Beteiligung von 
Forscherinnen auch in diesem Arbeitsgebiet; so 
nutzt im Winter 1989/90 erstmals ein nur aus For-
scherinnen zusammengesetztes Team die Georg-
von-Neumayer-Station. 

— Die Gesamtkonzeption zur Förderung der Energie-
forschung wurde im neuen 3. Programm „Energie-
forschung und Energietechnologien" zusammen-
gefaßt. Mit dem Programm soll erreicht werden, 
daß mittelfristig die Sicherung unserer Energiever-
sorgung mit den Belangen des Umwelt- und Kli-
maschutzes in Einklang gebracht werden kann. 

— Die Weltraumforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland hat mit dem Aufbau der Deutschen 
Agentur für Raumfahrtangelegenheiten DARA 

und der damit verbundenen neuen politischen 
Entscheidungsstrukturen eine den internationalen 
Aufgaben angemessene Organisationsform erhal-
ten. 

— Die Förderung und Nutzung erneuerbarer Ener-
giequellen ist insbesondere als Aufgabe der 
Grundlagenforschung intensiviert worden, um 
auch internationale Langfristlösungen vorzuberei-
ten. Die Photovoltaik mit ihrem hohen Entwick-
lungspotential und das Systemwissen für den Ver-
bundeinsatz neuer mit etablierten Energietechni-
ken sind besonders wich tig. 

— Die Klimaforschung hat höchste Priorität erhalten. 
Beiträge zu dieser Querschnittstechnologie par ex-
cellence leisten so verschiedene Förderbereiche 
wie die Meeresforschung, die Arktisforschung, 
Forschungen zur Atmosphäre und ihrer Belastung 
durch Emissionen sowie die Ansätze zu einer um-
fassenden koordinierten Betrachtungsweise in der 
Okosystemforschung. Das Klimaforschungspro-
gramm der Bundesregierung bündelt all diese Ak-
tivitäten zielgerichtet, um den dringenden und nur 
übernational zu leistenden Anforderungen gerecht 
zu werden. 

— Auch für die Gesundheitsforschung spielen die 
Fragen der Umweltbedingungen eine immer grö-
ßere Rolle. Sie erfordern von der Luft- und Wasser-
reinhaltung bis hin zur Tropenökologie zwingend 
die internationale Zusammenarbeit. Die Fort

-schreibung des Gesundheitsprogramms betont 
darüber hinaus die Bewältigung der zunehmenden 
Altersrisiken und bemüht sich weiterhin bei der 
Prävention, bei großen Krankheitsbildern wie 
Krebs oder AIDS durch Förderung klinischer For-
schung und beim öffentlichen Gesundheitswesen 
durch verstärkte Konzepte zum Gedanken des 
„Public Health" auch die gesellschaftlichen Bedin-
gungen für Gesundheit deutlich werden zu las-
sen. 

— Im Förderbereich Forschung und Entwicklung zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen setzt das 
neue Programm Arbeit und Technik Akzente wie 
Bewältigung der Technisierung der Büroarbeit, 
des gesundheitlich vertretbaren Umgangs mit 
neuen Werkstoffen am Arbeitsplatz, ferner auch 
internationaler Herausforderungen, wie sie etwa 
durch eine entstehende europäische Sozialpolitik 
gegeben sind. 

— Mit dem „Zukunftskonzept Informationstechnik" 
hat die Bundesregierung im Juni 1989 einen um-
fassenden programmatischen Rahmen vorgelegt, 
der ressortübergreifend alle Fördermaßnahmen in 
diesem Bereich zusammenfaßt und der Bundesre-
publik in der Wissenschaft und auf den Zukunfts-
märkten innerhalb Europas wieder zu Spitzen-
positionen verhelfen soll. Nach Mikroelektronik 
(JESSI) und Informationsverarbeitung (z. B. Soft-
waretechnologien) wurde Anfang Februar d. J. mit 
der Mikrosystemtechnik der dritte Förderschwer-
punkt im Rahmen des Zukunftskonzepts vorge-
stellt; er soll vor allem kleine und mittlere Unter-
nehmen bei der Nutzung der wi rtschaftlichen 
Chancen auf mikrotechnischen Gebieten unter-
stützen. 
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— Zur Stärkung der fertigungstechnischen Indust rie, 
als „Lieferant von Produktivität" für die gesamte 
Industrie von Bedeutung, wurde im April 1988 das 
Programm Fertigungstechnik 1988 — 1992 be-
kanntgegeben. Ins titute an 16 Standorten haben 
inzwischen die Funktion von CIM-Technologie-
transferstellen übernommen. 

— Über die Fortschritte in einem weiteren typischen 
Querschnittsbereich, der Biotechnologie, hat der 
Bundesforschungsminister im März 1989 mit dem 
„Programmreport Biotechnologie" berichtet, der 
belegt, daß die deutsche Forschung seit Beginn der 
80er Jahre wieder eine Spitzenstellung auf den 
herausragenden Gebieten der modernen Biologie 
zurückgewonnen hat. Die Bundesregierung hat in 
der von ihr aktiv aufgenommenen Diskussion über 
mögliche Risiken und Gefahren der Bio- und Gen-
technologie nunmehr einen Gesetzentwurf für ein 
Gentechnikgesetz eingebracht. Im Rahmen des 
von der Bundesregierung vorgelegten Entwurfs ei-
nes Embryonenschutzgesetzes soll jeglicher Ein-
griff in menschliche Keimbahnzellen verboten 
werden. 

— Die Ergebnisse des Schwerpunktes „Verbund-
werkstoffe" aus dem Ma terialforschungspro-
gramm des BMFT sind Grundlage für die Mitte 
1989 gegründeten 7 Demonstrationszentren für 
Faserverbundstoffe. Sie sollen die noch beste-
hende Lücke in der Transferkette zwischen 
Grundlagenforschung und Anwendung vor allem 
in mittelständischen Unternehmen schließen. 

— Mit dem Förderkonzept Hochtemperatursupralei-
tung innerhalb des Förderschwerpunktes Physika-
lische und Chemische Technologien folgte die 
Bundesregierung 1989 dem wissenschaftlich-tech-
nischen Durchbruch auf diesem Gebiet; bereits 
seit Anfang 1988 arbeitet die überwiegende Mehr-
zahl der an  der Erforschung der Supraleitung be-
teiligten bundesdeutschen Arbeitsgruppen mit 
BMFT-Fördermitteln. 

— Schwerpunkt des von der Bundesregierung Ende 
1989 innerhalb des Förderbereiches Luftfahrtfor-
schung und Hyperschalltechnologie verabschie-
deten Hyperschallprogramms ist das Leitkonzept 
SANGER, das der bundesdeutschen Forschung zu 
einer Führungsposition bei der Entwicklung künf-
tiger Raumtransportsysteme in europäischer Ko-
operation verhelfen soll. 

— Die Bundesregierung hat im Dezember 1989 be-
schlossen, daß eine Pilotstrecke für die Magnet-
schnellbahn TRANSRAPID zwischen Köln/Bonn 
Flughafen und Essen gebaut werden soll. Dieses 
Hochgeschwindigkeitssystem bietet im Geschwin-
digkeitsbereich zwischen Bahn und Flugzeug eine 
leistungsfähige Alterna tive mit vergleichsweise 
geringen Auswirkungen auf die Umwelt. 

— Die Verbesserung der Innovationsfähigkeit und 
der Rahmenbedingungen insbesondere der klei-
nen und mittleren Unternehmen ist weiterhin ein 
Schwerpunkt der FuT-Politik der Bundesregie-
rung. Neben den Ausführungen in diesem Teil fin-
det sich in Teil I Kapitel 9 eine geschlossene Dar-
stellung der FuE-Förderung der Bundesregierung 

in kleinen und mittleren Unternehmen. Hinzuwei-
sen ist auf den zweiten Modellversuch zur Förde-
rung technologieorientierter Unternehmensgrün-
dungen, den die Bundesregierung im Juli 1989 
gestartet hat. 

— Mit dem raschen Wandel der gesellschaftlichen 
Entwicklung sind Fragestellungen und Erkennt-
nisse der Geisteswissenschaften zunehmend in 
den Mittelpunkt forschungspolitischen Interesses 
gerückt. Die Bundesländer tragen den Hauptteil 
der Förderung der Geisteswissenschaften, da diese 
in erster Linie an  den Hochschulen betrieben wer-
den. Mit dem von ihr initiierten „Statusbericht Gei-
steswissenschaften" wi ll  die Bundesregierung grö-
ßere Transparenz und zusätzliche Förderansätze 
schaffen. 

— Die Bundesregierung hat die Arbeiten der En-
quête-Kommission Technikfolgenabschätzung (TA) 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Sie mißt der 
TA unverändert hohe Bedeutung bei. Der BMFT 
hat sein Förderkonzept zur Technikfolgenabschät-
zung seit 1988 neu ausgerichtet und die Grund-
züge des Konzeptes in der Antwort der Bundesre-
gierung zur Großen Anfrage Technikfolgenab-
schätzung formuliert. 

— Neben Familien- und Jugendforschung mißt die 
Bundesregierung insbesondere der Frauenfor-
schung Bedeutung zu. In diesem Bereich wurden 
die BMJFFG-Zuständigkeiten gestärkt sowie die 
Mittel für frauenbezogene Forschung erhöht. Die 
Bewältigung des demographischen Wandels in 
den kommenden Jahrzehnten verlangt auch eine 
deutliche Intensivierung der Alternsforschung. 

— Die Bundesregierung mißt dem Wissenstransfer 
auf dem Wege des Austausches von Wissenschaft-
lern nach wie vor hohe Bedeutung zu. Das Sonder-
programm zur Förderung ausgewählter Forscher 
und Forschergruppen (Förderpreis für deutsche 
Wissenschaftler im Gottfried-Wilhelm-Leibniz-
Programm) hat sich — auch international beachtet 
— fest in der deutschen Forschungslandschaft eta-
bliert. 

Die Darstellung der einzelnen Förderbereiche enthält 
auch jeweils Zahlen zu den eingesetzten Haushalts-
mitteln des Bundes. Diese Angaben umfassen die Pro-
jektförderung und die institutionelle Förderung. Sie 
beruhen auf einer Zuordnung aller Haushaltsmittel 
des Bundes für Forschung und Entwicklung zu den 
Förderbereichen und -schwerpunkten. Die Zahlen 
sind der ressortübergreifenden DASTAT 2)-Daten-
bank des BMFT entnommen. Bei den Angaben für 
1989 handelt es sich dabei um die Ansätze des Bun-
deshaushaltsplans 1989, bei den Angaben des Jahres 
1990 uni die Ansätze des Regierungsentwurfs. Diese 
Zahlenangaben werden jeweils durch kleine Schau-
bilder illustriert; dabei ist zu beachten, daß die sehr 
unterschiedlichen Ausgabenvolumina der einzelnen 
Förderbereiche und -schwerpunkte jeweils ange-
paßte Skalierungen verlangten. 

2) Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatistik; 
Ausgaben des Bundes 
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2. Darstellung der einzelnen Förderbereiche 
und Förderschwerpunkte 

2.1 Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen (Förderbereich A) 

Dieser Schwerpunkt umfaßt die Förderung von 3 gro-
ßen Forschungs(förder-)organisationen sowie die Zu-
schüsse des Bundes zum Aus- und Neubau der Hoch-
schulen. Der Bund fördert im Wege der Grundfinan-
zierung (Anteil zwischen 50 % und 90 %) gemeinsam 
mit den Ländern Einrichtungen der wissenschaftli-
chen Selbstverwaltung, die — mit unterschiedlicher 
Aufgabenstellung — zentrale Bedeutung für Wissen-
schaft und Forschung in der Bundesrepublik Deutsch-
land haben. Ziel der Förderung ist es, die Vorausset-
zungen für leistungsstarke Forschung zu gewährlei-
sten; dazu gehört es, im internationalen Vergleich at-
traktive Rahmenbedingungen für herausragende For-
scher zu schaffen und gleichzei tig die für eine Kultur-
und Industrienation notwendige Breite der wissen-
schaftlichen Forschung zu sichern. 

Der Gesamthaushalt der Einrichtungen ergibt sich, 
wenn man die institutionelle Förderung durch die 
Lander sowie sonstige Einnahmen hinzurechnet. Dies 
können insbesondere sein: Zuschüsse aus öffentli-
chen Förderprogrammen zu einzelnen Forschungs-
projekten oder Einnahmen aus Auftragsforschung. 

Grundfinanzierung der Max-Planck-Gesellschaft 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wis-
senschaften e. V. (MPG, vgl. auch Teil V, Ab-
schnitt 3.1) ist Trägerorganisation von z. Z. rd. 60 Ein-
richtungen der Grundlagenforschung. Sie besteht seit 
1948 und ist Rechtsnachfolgerin der 1911 gegründe-
ten Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. Ihr Ziel ist die freie, 
hochqualifizierte Grundlagenforschung auf ausge-
wählten Gebieten in Ergänzung zur Hochschulfor-
schung. Neue Schwerpunkte wurden in den letzten 
Jahren gesetzt mit der Förderung der klinisch orien-
tierten Grundlagenforschung durch die Einrichtung 
befristeter Klinischer Forschungs- und Arbeitsgrup-
pen, mit der Gründung von Max-Planck-Instituten auf 
dem Gebiet der Polymerforschung und der Gesell-
schaftsforschung, mit der Beteiligung an  Genzentren 
in Köln und München und der Verstärkung wichtiger 
Fachgebiete, wie z. B. der Quantenoptik, der Immun-
biologie, der molekularbiologischen Strukturfor-
schung und der Festkörperphysik. Die Aufnahme 
neuer Forschungsgebiete erfolgte in den letzten Jah-
ren zunehmend aus Anlaß von Ersatzberufungen, 
durch die sich die Forschungsrichtungen mehrerer 
Institute erheblich verlagert haben. In den Jahren 
1988 und 1989 haben Bund (Haushalt BMFT) und 
Länder die Grundfinanzierung der MPG jeweils über-
proportional (1988: + 4,6 %; 1989: + 3,7 %) angeho-
ben, um den Handlungsspielraum für die Neugrün-
dung von Instituten zu erweitern. So konnte die Max-
Planck-Gesellschaft 1988 die Gründung eines Max-
Planck-Instituts für Informatik in Saarbrücken und ei-
ner Projektgruppe für kognitive Anthropologie in Ber-
lin beschließen. 

Der Haushalt 1989 der MPG (ohne das als Großfor-
schungseinrichtung geförderte Max-Planck-Ins titut 
für Plasmaphysik) beläuft sich auf 1 079 Mio DM ein-
schließlich rd. 103 Mio DM an Projektmitteln. An in-
stitutioneller Förderung bringen Bund und Länder 
942 Mio DM auf. 

Grundfinanzierung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) (vgl. 
auch Teil V, Abschnitt 2.1), beim Bund federführend 
vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(BMBW) betreut, fördert als Selbstverwaltungsorgani-
sation der Wissenschaft vor allem die Hochschulfor-
schung in allen Disziplinen der Geisteswissenschaf-
ten, Mathematik, Biowissenschaften und der Natur- 
und Ingenieurwissenschaften. Dabei ist ihr die Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses ein beson-
deres Anliegen. 

Ihre finanzielle Förderung gilt nicht nur einzelnen 
Forschungsvorhaben oder größeren Forschungspro-
grammen, sondern auch der Förderung des wissen-
schaftlichen Bibliothekswesens, der Ausstattung von 
Rechenzentren an den Hochschulen und der Unter-
haltung bestimmter Hilfseinrichtungen der Forschung 
wie z. B. des Forschungsschiffes „Meteor" und eines 
Zentralinstituts für Versuchstiere in Hannover. Aller-
dings ist die DFG nicht Dauerträger solcher Einrich-
tungen. 

Im Jahre 1988 standen ihr rd. 1 050 Mio DM zur Ver-
fügung. Davon betrug der institutionell geförderte 
Bundesanteil 1988 592 Mio DM. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

Grundfinanzierung der Fraunhofer-Gesellschaft 

Die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der ange-
wandten Forschung e. V. (FhG) — beim Bund feder-
führend vom BMFT betreut — ist Trägerorganisation 
von 33 Einrichtungen für angewandte Forschung und 
zwei Dienstleistungseinrichtungen (vgl. im einzelnen 
Teil V, Abschnitt 3.2). Sie bietet Unternehmen der 
Wirtschaft und staatlichen Stellen ihre Leistung in drei 
Bereichen an : 

— Vertragsforschung 

— Verteidigungsforschung 

— Dienstleistungen. 

In den Leistungsbereichen Vertragsforschung/Dienst-
leistungen arbeitet die FhG nach einem Modell der 
leistungsabhängigen Grundfinanzierung. 

Entwicklung der Fraunhofer-Gesellschaft 

Für 1990 hat der Senat die Errichtung von drei weite-
ren Fraunhofer-Instituten beschlossen: 

— Fraunhofer-Ins titut für Integ rierte Schaltungen in 
Erlangen, 

— Fraunhofer-Ins titut für Schicht- und Oberflächen-
technik in Braunschweig und 

— Fraunhofer-Ins titut für Siliziumtechnologie (ISIT) 
in Itzehoe. 

Der Wirtschaftsplan 1990 der FhG sieht eine Gesamt-
ausgabe von rd. 620 Mio DM vor. 

Bundesausgaben für Aus- und Neubau 
von Hochschulen einschl. Beschaffung von 

Großgeräten und Ersteinrichtungen (nur HBFG) 
— in Mio DM — 

Jahr  Gesamtbetrag darunter FuE 

1986 1 050 345,0 
1987 1 030 309,0 
1988 1 003 300,9 
1989 *) 1 000 300,0 
1990 *) 1 100 330,0 

*) Haushaltsansatz 

In die gemeinsame Förderung einbezogen sind der 
Ersatz und die Ergänzung von wissenschaftlichen 
Großgeräten für Lehre und Forschung sowie die Kran-
kenversorgung in den Hochschulkliniken. Im Rahmen 
der Großgeräteförderung werden z. B. Beschleuniger, 
Vektorrechner, Kemspintomographen und EDV-Ein-
richtungen finanziert. Darüber hinaus wird ein wach-
sender Anteil der Hochschulbaumittel für bauliche 
Maßnahmen für die Forschung, für den Neu- oder 
Ausbau von Forschungseinrichtungen und deren 
Erstausstattung mit wissenschaftlichem Gerät sowie 
für die Einrichtung neuer und wachsender For-
schungsgebiete — wie z. B. Biotechnologie oder Mi-
kroelektronik — eingesetzt. Der Bundesanteil an  den 
Beträgen für Ersteinrichtung, Ersatz und Ergänzung 
von Großgeräten betrug 1988 rd. 241 Mio DM. 

Vom Gesamtansatz der Mittel des Bundes für den 
Ausbau und Neubau von Hochschulen werden — ent-
sprechend dem durchschnittlichen FuE-Anteil der 
Hochschulen — 30 % dem Förderungsbereich A zu-
gerechnet. Für 1988 standen im Bundeshaushalt für 
den Ausbau und Neubau von Hochschulen nach dem 
HBFG Mittel in Höhe von 1 Mrd DM zur Verfü-
gung. 

Aus- und Neubau von Hochschulen nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) 
einschließlich Hochschulsonderprogramm 

Der Ausbau und Neubau von Hochschulen ein-
schließlich der Hochschulkliniken ist eine Gemein-
schaftsaufgabe von Bund und Ländern. An Hoch-
schulinvestitionen, die in einen gemeinsamen Rah-
menplan für den Hochschulbau aufgenommen wur-
den, beteiligt sich der Bund (federführend der BMBW) 
zu 50 %. Die folgende Tabelle gibt die Entwicklung 
der Bundesausgaben bis 1990 wieder: 

Hochschulsonderprogramm 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern unter-
zeichneten am 10. März 1989 eine Vereinbarung über 
ein vom BMBW vorgeschlagenes Hochschulsonder-
programm. Das Programm zur Sicherung der Lei-
stungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschu-
len in besonders belasteten Fachrichtungen sieht vor, 
daß Bund und Länder in den nächsten sieben Jahren 
den Hochschulen je 150 Mio DM jährlich für zusätzli-
che Maßnahmen zur Erweiterung der Kapazität in den 
betroffenen Studiengängen und zur Besei tigung von 
Engpässen zur Verfügung stellen. Neben der Finan-
zierung von zusätzlichem Personal sind auch Maß-
nahmen zur Verbesserung der Raum- und Sachmittel-
ausstattung sowie Bibliotheksmittel vorgesehen. Ein 
kleinerer Teil der Bundesmittel ist für die Gewinnung 
ausländischer Gastdozenten in den besonders bela-
steten Studiengängen und für den erweiterten Einsatz 
von Fernstudieneinheiten bestimmt. 

Das Programm ist 1989 voll angelaufen. Nach den 
Beschlüssen der Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung für die Umsetzung des Pro-
gramms in den Jahren 1989 und 1990 ist eine Erwei- 
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terung der Kapazitäten in den besonders belasteten 
Studiengängen um 12 250 Studienanfängerplätze 
vorgesehen. 

2.2 Großgeräte der Grundlagenforschung 
(Förderbereich B) 

Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung besitzt 
in Deutschland eine lange und erfolgreiche Tradi tion. 
Als wichtiger Teil unserer Kultur und Grundlage 
neuer Technologien hat sie vor allem an  den Hoch-
schulen, in der Max-Planck-Gesellschaft und in den 
Großforschungseinrichtungen eine breite Basis. In ei-
nigen Bereichen der Forschung sind die Forschungs-
anlagen so aufwendig geworden, daß Bau und Betrieb 
der Großgeräte nur noch in nationalen oder interna-
tionalen Großforschungseinrichtungen organisato-
risch und finanziell bewältigt werden können. Dies 
betrifft vor allem die Elementarteilchenphysik, die 

Astronomie und Astrophysik, die Fusionsforschung 
und Plasmaphysik, die Geologie, die Meeres- und Po-
larforschung und Bereiche der Festkörperforschung. 
Aber auch viele theoretische Fragestellungen sind 
z. B. auf Supercomputer angewiesen. 

Die Bundesregierung stellt im Rahmen einer kontinu-
ierlichen Förderung der Grundlagenforschung Inve-
stitionsmittel für den Bau großer Geräte der experi-
mentellen Naturwissenschaft zur Verfügung. Diese 
Geräte stellen eine hervorragende Infrastruktur für 
die Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
dar. Auch die Hochschulen können diese Anlagen in 
ihre Forschungsarbeiten einbeziehen und interna tio-
nal anerkannte Spitzenforschung be treiben. Durch 
Projektmittel des BMFT werden Hochschulinstitute in 
die Lage versetzt, etwa tausend zusätzliche wissen-
schaftliche Mitarbeiter auf Zeit einzustellen. Diese 
Unterstützung ist auch von großer Bedeutung für die 
Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 

In den Bereichen Elementarteilchen- und Kernphysik, 
Kern- und Schwerionenforschung, nukleare Festkör-
perforschung, Forschung mit Neutronen- und Syn-
chrotronstrahlung und Astrophysik fördert der BMFT 
institutionell das Deutsche Elektronen-Synchrotron 
(DESY), Hamburg, die Gesellschaft für Schwerionen-
forschung (GSI), Darmstadt, das Hahn-Meitner-Insti-
tut (HMI), Berlin (vgl. auch Teil V, Kapitel 4), das Kie-
penheuer-Institut für Sonnenphysik in Freiburg und 
das Institut für Spektrochemie und angewandte Spek-
troskopie (ISAS) in Dortmund. Das Forschungszen-
trum Jülich (KFA) und das Kernforschungszentrum 
Karlsruhe (KfK) arbeiten teilweise auch auf diesen 
Gebieten. Der BMFT finanziert zum Teil die interna-
tionalen Institutionen: Europäische Organisa tion für 
Kernforschung (CERN), Genf, die Europäische Orga-
nisation für astronomische Forschung in der südlichen 
Hemisphäre (ESO), München, das Ins titut Max von 
Laue-Paul Langevin (ILL), Grenoble, und die neu ent-
stehende Europäische Synchrotronstrahlungsquelle 
(ESRF), Grenoble (vgl. auch Teil IV, Kapitel 3). 

Die Förderung der Grundlagenforschung durch die 
Bundesregierung umfaßt auch die institutionelle 
anteilige Förderung der Max-Planck-Gesellschaft 
(MPG) und der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) (vgl. oben Abschnitt 2.1 und Teil V, Abschnitte 
2.1 und 3.1). 

Beispiele aus der Forschung an Großgeräten: 

Die Grundlagenforschung auf den Gebieten der 
Hochenergiephysik, Mittelenergiephysik und Ke rn

-physik verfolgt ein großes gemeinsames Ziel — die 
detai llierte Aufklärung der subatomaren Welt bezüg-
lich ihrer Bausteine, der fundamentalen Kräfte, die 
diese Bausteine zusammenhalten, und der vielfältigen 
Erscheinungen, die sich aus dem Zusammenwirken 
der Bausteine in einem größeren Ganzen ergeben. 
Große Fortschritte im Verständnis der elementaren 
Struktur der Materie sind in den letzten Jahren erzielt 
worden. Eine neue Generation von Beschleunigern 
wird einen weiteren Vorstoß in die kleinsten Dimen-
sionen des Mikrokosmos erlauben und weltweit ein-
zigartige Experimentiermöglichkeiten bieten: 
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— Der Elektron-Positron-Speicherring LEP bei CERN 
in Genf (Aufnahme des Experimentierbetriebes im 
August 1989). 

— Die Hadron-Elektron-Ring-Anlage HERA bei 
DESY in Hamburg (Aufnahme des Experimentier-
betriebes im Winter 1990/1991). 

— Das Schwerionensynchrotron SIS mit Experimen-
tierspeicherring ESR bei der GSI in Darmstadt (Ex-
perimentierbeginn Anfang 1990). 

— Das Cooler-Synchrotron COSY im Forschungszen-
trum Jülich (seit 1988 im Bau). 

Diese neuen Geräte und das Entstehen neuer 
Forschungsrichtungen (z. B. Mittelenergiephysik, 
Schwerionenforschung bei relativistischen Energien) 
führen zu einem Wandel der Ziele und der Mittel der 
Forschung. Der Ad hoc-Ausschuß des BMFT „Künf-
tige Entwicklung der Grundlagenforschung in der 
Mittelenergie- und Kernphysik" hat im Mai 1988 in 
einer Bestandsaufnahme und in einem Ausblick die 
Grundlagen für die Entwicklung in diesen Gebieten in 
den nächsten Jahren aufgezeigt. Die Konzentration — 
auch der Hochschulforschung — auf die Nutzung von 
Großgeräten wird sich weiter fortsetzen. 

Die Erforschung der kondensierten Mate rie, der fe-
sten Körper, der Flüssigkeiten und der dichten Gase 
berührt die grundlegende Frage der physikalischen 
Behandlung von Vielteilchenproblemen. Eine Vertie-
fung des Verständnisses der Eigenschaften von Fest-
körpern ist die Grundlage für die Mate rial- und Werk-
stofforschung. Mikroskopische Untersuchungsmetho-
den erlauben es, die Eigenschaften der Stoffe auf das 
atomare Geschehen zurückzuführen. Aus der Beu-
gung von Röntgen- und Neutronenstrahlen folgen 
z. B. Anordnung und Bewegungsmöglichkeiten der 
Atome, mit den Methoden der Kernresonanz und des 
Mößbauer-Effekts können innere elektrische und ma-
gnetische Felder bestimmt werden, aus der Elektro-
nenspektroskopie folgt die Elektronenstruktur der 
Festkörper. Charakteristisch für die Erforschung der 
kondensierten Materie ist, daß eine Vielzahl von kom-
plementären experimentellen Methoden eingesetzt 
werden muß, um ein möglichst vollständiges Bild zu 
erreichen. 

Für eine wachsende Zahl von Forschergruppen wird 
daher der Zugang zu geeigneten Großgeräten immer 
wichtiger. Methoden und Fragestellungen führen 
Kernphysik, Festkörperphysik und -chemie in der 
Materialwissenschaft zusammen. Dazu kommen in 
zunehmendem Maße Polymerforschung und Moleku-
larbiologie. 

Der vielfach interdisziplinären Forschung stehen fol-
gende Großgeräte zur Verfügung: 

— Als Neutronenquellen der Höchstflußreaktor HFR 
des ILL in Grenoble, die Forschungsreaktoren 
FRJ-2 in Jülich und FRM in München sowie der 
kürzlich modernisierte FRG 1 der GKSS (Geest-
hacht). Die Modernisierung des BER II beim Hahn-
Meitner-Institut in Berlin steht kurz vor ihrem Ab-
schluß, so daß der Reaktor 1990 wieder in Bet rieb 
gehen kann. Mit einigen der vor allem in Deutsch-
land entwickelten Methoden, wie Neutronenleiter, 

Kleinwinkelstreuung, Rückstreuung und Erzeu-
gung ultrakalter Neutronen hat die Forschung in 
Europa inzwischen eine führende Posi tion er-
reicht. 

— Als Quellen für Synchrotronstrahlung vor allem die 
Speicherringe BESSY in Berlin und DORIS in 
Hamburg. 

— Mit der Europäischen Synchrotronstrahlungs-
quelle (ESRF) in Grenoble befindet sich eine 
Quelle besonders hoher Leuchtdichte im harten 
Röntgenbereich im Bau. 

In der Astronomie arbeiten Ins titute der Hochschulen 
und der MPG aus der Bundesrepublik Deutschland 
mit sieben anderen europäischen Staaten im Rahmen 
der Europäischen Organisation für astronomische For-
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO) zusam-
men (vgl. auch Teil IV, Abschnitt 3.2). Die ESO hat 
ihren Hauptsitz in Garching bei München. Sie betreibt 
13 Teleskope, zu denen 1988 ein 3,5 m-Teleskop 
neuer Technologie (NTT) hinzugekommen ist. Bis 
1998 soll das Riesenteleskop (Very Large Telescope, 
VLT) fertiggestellt werden. Es wird aus vier Spiegeln 
mit einem Durchmesser von je 8 Metern bestehen, die 
derart  zusammengeschaltet werden können, daß 
Lichtsammelleistung und Auflösungsvermögen eines 
16-Meter-Spiegels erzielt werden. Das Teleskop stellt 
neue Anforderungen an  den Teleskopbau und wird 
der europäischen As tronomie weltweit eine Spitzen-
stellung bringen. 
Die ESO unterhält die europäische Koordinierungs-
stelle für die Sammlung und Auswertung der Daten, 
die das Weltraumteleskop liefern wird, das ESA und 
NASA gemeinsam betreiben werden (vgl. auch 
Teil IV, Kapitel 2 und 3). 

Mit Hilfe von ESO hat die europäische Astronomie 
den technologischen Vorsprung der USA weitgehend 
aufholen können. Darüber hinaus be treiben das Kie-
penheuer-Institut für Sonnenphysik sowie die MPI's 
für Astronomie und Radioastronomie Observatorien in 
Spanien und Frankreich sowie auf den Kanarischen 
Inseln in enger Zusammenarbeit mit europäischen 
Partnern. 
Die bodengebundene Astronomie wird ergänzt durch 
Satellitenteleskope im Rahmen des nationalen (RO-
SAT, GRO, ORFEUS) und ESA-Weltraumprogramms 
(ISO, HIPPARCOS, XMN). 
In der Bundesrepublik Deutschland ist die Grundla-
genforschung eng mit der Forschung in anderen 
Ländern verzahnt. Die Großgeräte stehen Forschern 
aus allen Ländern zur Verfügung. Die Auswahl der 
Projekte erfolgt nach rein wissenschaftlichen Krite-
rien. Besonders in der Hochenergiephysik ist eine 
enge Zusammenarbeit über die Grenzen der Länder 
und Systeme hinweg entstanden. Die europäischen 
Regierungen greifen entsprechend ihrer jewei ligen 
Interessenlage neue Großprojekte der Grundlagen-
forschung gemeinsam auf. Nur die Konzentration der 
personellen und finanziellen Ressourcen schafft in be-
sonders aufwendigen Forschungsbereichen Arbeits-
bedingungen für die europäischen Wissenschaftler, 
die im Weltmaßstab führend sind. 

Der BMFT fördert die großen Geräte und Projekte der 
Grundlagenforschung in seinen verschiedenen Fach- 
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programmen. Für ausgewählte Bereiche der naturwis-
senschaftlichen Grundlagenforschung, u. a. für die 
Erforschung der elementaren Struktur der Materie 
(Elementarteilchenphysik, Physik der Hadronen und 
Kerne) und der Eigenschaften der kondensierten Ma-
terie, werden die Ausgaben in der folgenden Graphik 
getrennt , ausgewiesen. 

2.3 Meeresforschung und Meerestechnik; 
Polarforschung 
(Förderbereich C) 

Meeresforschung 

Meeresforschung ist eine multidisziplinäre Wissen-
schaft. Die Nutzung des Meeres als Nahrungs- und 
Rohstoffquelle, als Verkehrsträger und als Erholungs-
gebiet wie auch die Bewäl tigung der Probleme des 
Küstenschutzes und der besorgniserregenden Verun-
reinigung küstennaher Meeresgebiete durch Schad-
stoffe erfordern genaue Kenntnisse über die chemi-
schen, physikalischen, geologischen und biologischen 
Prozesse im Meer, die in ihrer Komplexität nur durch 
intensive und langfristig angelegte Forschungsarbei-
ten zu erfassen sind. Erst wenn ein Konsens über die 
Hauptbelastungsfaktoren bei den Stoffeinträgen in 
das Meer besteht, läßt sich, wie die Erfahrungen mit 
den Internationalen Nordseeschutz-Konferenzen zei-
gen, eine Verständigung über die Notwendigkeit und 
Dringlichkeit eines gemeinsamen Vorgehens der An-
rainerstaaten bei der Überwachung und Reinhaltung 
des Meeres herbeiführen. 

Neben Fragen der weltweiten Schadstoffbelastung 
der Meere ist die Möglichkeit, größere Klimaverände-
rungen abzuschätzen, von breitem Interesse. Beson-
dere Bedeutung gewinnt auch die  längerfristige Vor-
ausschau von Wasserstandsänderungen und deren 
Einfluß auf den Küstenbereich. Die bisherigen, mittels 
numerischer Simulationsmodelle vorhandenen Er-
kenntnisse reichen in ihrer Aussagekraft und -zuver-
lässigkeit für zukunftsbezogene Prognosen nicht 
aus. 

Die Suche nach neuen Erdöl- und Erdgaslagerstätten 
findet in zunehmendem Maße im Meer statt. Auch die 
Gewinnung von Erzen aus der Tiefsee (Meeresberg-
bau) kann in einigen Jahren möglicherweise einen 
wichtigen Beitrag zu unserer Rohstoffversorgung lei-
sten. Auf und unter dem Meeresboden sind bedeu-
tende mineralische Rohstoffvorkommen nachgewie-
sen worden, u. a. Erzkrusten, Manganknollen, Sulfid

-

schlämme und Phospho rite. Auch wenn in nächster 

Zeit die Nutzung solcher Lagerstätten aufgrund wirt-
schaftlicher sowie rechtlicher Probleme nicht zu er-
warten ist, sollen doch grundlegende Arbeiten zu ih-
rer Erforschung begonnen oder weitergeführt wer-
den. Bei der Süßwassergewinnung und der Entwick-
lung der Meßtechnik werden ebenso moderne Metho-
den der Meeresforschung angewandt wie bei der Er-
schließung neuer Fischbestände. 

Unsere Kenntnisse über die Produktivität nutzbarer 
Organismen in den Meeren werden noch immer 
durch das geringe Wissen beeinträchtigt, das wir über 
Rekrutierungsprozesse und Bestandsentwicklungen 
bei den verschiedenen Fischarten besitzen. Wichtige 
Teilaspekte sind die Fruchtbarkeit von Nutzfischar-
ten, die jährlichen Schwankungen in der Menge, in 
der Verteilung und im Entwicklungserfolg der Fisch-
brut auf den Laichplätzen, die Nahrung und der Er-
nährungszustand von Fischlarven sowie die Konzen-
tration, Verteilung und Zusammensetzung in den 
Aufwuchsgebieten. Außerdem ist über die Wechsel-
beziehungen zwischen den verschiedenen Fischarten 
und ihren Bestandsentwicklungen wenig bekannt. Es 
erscheint notwendig, die Untersuchungen durch in-
ternationale Gemeinschaftsprogramme, wie u. a. das 
International Recruitment Experiment Programme 
(IREP), voranzutreiben. 

Ein verstärkter Ausbau der interdisziplinären Grund-
lagenforschung findet gegenwärtig an den Meeres-
forschung betreibenden Universitäts- und Hochschul-
instituten statt. In Zusammenarbeit mit den norddeut-
schen Küstenländern ist der BMFT damit befaßt, über 
die Forschungseinrichtungen des Bundes hinaus 
durch fachübergreifende Programmplanung die Ef-
fektivität von Meeresforschungseinrichtungen zu er-
höhen. Bereits 1986 wurde das bisherige Ins titut für 
Meeresforschung in Bremerhaven in das Alfred-We-
gener-Institut für Polar- und Meeresforschung (AWI) 
eingegliedert. In Kiel wurde 1987 vom Land Schles-
wig-Holstein ein Zentrum für maritime Geowissen-
schaften (GEOMAR) gegründet, in dem eine weitere 
Bündelung des Forschungspoten tials in den traditio-
nellen Fachbereichen Ozeanographie, Meereschemie 
und maritime Meteorologie erreicht werden so ll. Ein 
Innovationsschub bei der Grundlagenforschung wird 
auch durch die an  verschiedenen Instituten und Hoch-
schulen geschaffenen neuen Fachabteilungen, wie 
z. B. marine Umweltgeologie und -technik, Petrologie 
der ozeanischen Kruste und Meeresmeßtechnik, er-
wartet. In der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe, Hannover (BGR, vgl. Teil V, Abschnitt 
6.3.2) hat durch die Zusammenfassung von Meeres-
geologie, Seegeophysik und Meeresgeologie mit 
Strukturgeologie, Paläontologie und Polarforschung 
in einer Abteilung eine wesentliche Konzentration der 
Meeres- und Polarforschung stattgefunden. 

Zur Verbesserung der Infrastruktur und der interdis-
ziplinären Zusammenarbeit in den Meereswissen-
schaften wird im Großraum der Freien und Hanse-
stadt Hamburg die Zusammenfassung bestehender 
Universitätsinstitute zum „Zentrum für marine und 
atmosphärische Wissenschaften" vorangetrieben. Ein 
Neubau in räumlicher Nachbarschaft zur Biologi-
schen Anstalt Helgoland (BAH), mit der ein Koopera-
tionsvertrag besteht, ist in Planung. 
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Internationale Zusammenarbeit wird in der Meeres-
forschung bereits seit Jahrzehnten praktiziert. Hieran 
sind Länder aller Kontinente mit ihren Forschungs-
schiffen und wissenschaftlichen Organisationen be-
teiligt. Multilaterale Koordinierung erfolgt u. a. in der 
Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommis-
sion (IOC) der UNESCO (vgl. Teil IV, Abschnitt 4.3), 
in anderen UN-Institutionen sowie in regionalen Or-
ganisationen. In der Erkenntnis, daß die Erforschung 
der Weltmeere eine Herausforderung für alle wissen-
schaftlichen Disziplinen darstellt, die über die Mög-
lichkeiten eines einzelnen Landes weit hinausgeht, 
haben sich führende Forschungsinstitutionen aus den 
USA, der Bundesrepublik Deutschland, England, 
Frankreich, Japan, Kanada und weiteren Ländern, die 
über ein Konsortium bei der Europäischen Science 
Foundation (ESF) mitwir ken, zum „Ocean Drilling 
Project" (ODP) zusammengeschlossen. Dieses seit 
1984 bestehende internationale Tiefseebohrpro-
gramm hat zum Ziel, die Ozeanböden und die von 
Meeren bedeckten Kontinentalränder durch Bohrauf-
schlüsse zu erkunden. Der BMFT fördert zusammen 
mit der DFG dieses Projekt und unterstützt weiterfüh-
rende Programme deutscher Forschungsanstalten, die 
mit dem ODP eng verknüpft sind. 

Die Erforschung der vielfältigen Wechselwirkungen 
von Ozean und Atmosphäre sowie deren globaler und 
langzeitiger Veränderungen gehört zu den wichtig-
sten Aufgaben der modernen Meeres- und Klimafor-
schung. Die vom Menschen verursachten Verände-
rungen in der Zusammensetzung des Meeres und der 
Atmosphäre (vor allem auch langzeitige Veränderun-
gen, wie sie durch geologische und paläoklimatische 
Untersuchungen festgestellt werden) sowie die Aus-
sicht, mittels hochempfindlicher technischer Systeme 
und fortgeschrittener Rechenmodelle genauere Kli-
mavorhersagen machen zu können, haben der mariti-
men Meteorologie weltweit Auftrieb gegeben. So ent-
hält z. B. das Weltklimaprogramm der World Meteoro-
logical Organization (WMO) als eine von mehreren 
Komponenten das gemeinsam mit dem Interna tional 
Council of Scientific Unions (ICSU) geförderte Welt-
klimaforschungsprogramm. Zu den zukunftsweisen-
den Programmen in der Meeres- und Klimaforschung 
gehören u. a. das Interna tional Geosphere-Biosphere 
Programme (IGBP), die Joint Global Ocean Flux Study 
(JGOFS), das World Ocean Circula tion Experiment 
(WOCE) und das Global Energy and Water Exchange 
Experiment (GEWEX). Diese Programme werden von 
den meisten Ländern, die über entsprechende ozea-
nographische und meteorologische Forschungskapa-
zitäten verfügen, unterstützt. Bilaterale Abkommen 
bestehen u. a. mit Australien, Frankreich, Kanada, 
Neuseeland, Indien, Indonesien, den USA und der 
VR China. 

Unter den führenden Wissenschaftsnationen haben 
als erste die USA die Klimaproblematik unter dem 
Stichwort „Global Change" zu einem Thema von ho-
hem nationalen R ang erhoben und ein entsprechen-
des „Global Change"-Programm mit einem eigenen, 
die Beiträge der beteiligten Behörden und Institutio-
nen zusammenfassenden Budget für das Haushalts-
jahr 1990 vorgelegt. Analog zu dem amerikanischen 
„Global Change "-Programm hat der BMFT die Initia-
tive ergriffen, die deutschen Beiträge zu den laufen- 

den internationalen und nationalen Programmen zu 
einem eigenständigen Programm zusammenzufassen. 
Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus BMFT, BMU, 
DFG, MPG und AGF bereitet die erforderlichen 
Schritte vor. 

Die Bundesrepublik ist bestrebt, im Verbund mit der 
Europäischen Gemeinschaft (vgl. auch Teil IV, Ab-
schnitt 2.1) die Einschätzung der ökologischen Situa-
tion der europäischen Meere mit Hilfe neu zu entwik-
kelnder Instrumente und Verfahren in EUROMAR-
Projekten zu aktualisieren. EUROMAR-Projekte sind 
EUREKA-Vorhaben von Meereswissenschaftlern und 
der Industrie unter Mitwirkung des BMFT. Die Ziel-
setzung ist die ausgewogene Nutzung mariner Res-
sourcen, um gesunde marine Umweltbedingungen für 
die Funktionsfähigkeit der Biosphäre zu erhalten. 
Zwischen den zwölf gegenwärtig an EUROMAR be-
teiligten Partnerländern Dänemark, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Großbritannien, Italien, den Nie-
derlanden, Norwegen, Schweden, Spanien, der Tür-
kei, der Bundesrepublik Deutschl and sowie der EG 
besteht eine enge Zusammenarbeit. Das internatio-
nale EUROMAR-Sekretariat wurde 1986 am AWI in 
Bremerhaven eingerichtet. 

Ein weiteres EG-Programm für Meereswissenschaf-
ten und -technologien wird 1990 aufgelegt. Bei dem 
MAST abgekürzten Programm (Marine Science and 
Technology) handelt es sich um ein Dreijahres-
Programm mit einem geplanten Budget von 
50 Mio ECU. Ziel des Programms ist es, zur Erstellung 
einer wissenschaftlichen und technologischen Basis 
für die Erforschung, Nutzung und Bewi rtschaftung 
sowie zum Schutz der europäischen Küstengewässer 
und regionalen Meeresgebiete beizutragen. 

Regionale Schwerpunkte der geowissenschaftlichen 
Grundlagenforschung zur Erkundung der Kontinen-
talhänge und der seewärts liegenden Meeresbecken 
sind die Gebiete vor Irland, Norwegen, Island und 
Westafrika, das Ägäische, Thyrrenische und Arabi-
sche Meer, große Teile des Indischen Ozeans, der 
Südwest- und Südostpazifik sowie der Südatlantik. 
Quantitative Ergebnisse über den Stoffbestand und 
die Entwicklung von Ozeanböden und Kontinental-
rändern in der Erdgeschichte gestatten Abschätzun-
gen über deren Rohstoffpotential. 

Der BMFT unterhält die Biologische Anstalt Helgo-
land (BAH), (vgl. Teil V, Abschnitt 6.12.1) und fördert 
gemeinsam mit den Ländern Schleswig-Holstein, Bre-
men und Hessen drei Institutionen der Meeresfor-
schung in Kiel, Bremerhaven und Wilhelmshaven. 
Das GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH 
wird vom BMFT gemeinsam mit Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Hamburg und Bremen finanziert (vgl. 
Teil V, Abschnitt 4.2.6). Darüber hinaus berühren 
auch die Arbeiten einer Reihe weiterer Institutionen, 
die anderen Förderbereichen und -schwerpunkten 
zugeordnet sind, die Meeresforschung. So ist der Bun-
desminister für Verkehr (BMV) über die Bundesan-
stalt für Gewässerkunde (BfG), die Bundesanstalt für 
Wasserbau (BAW), den Deutschen Wetterdienst 
(DWD) und das Deutsche Hydrographische Ins titut 
(DHI) mit Aufgaben zur Sicherheit der Seeschiffahrt, 
des Wetterdienstes sowie mit Maßnahmen gegen die 
Meeresverschmutzung und des Küstenschutzes be- 
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faßt (vgl. Teil V, Abschnitt 6.8). Der Bundesminister 
für Wirtschaft (BMWi) fördert meeresgeologische und 
seegeophysikalische Forschungsarbeiten durch die 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR, vgl. Teil V, Abschnitt 6.3.2). 

Wesentlichen Anteil an der Förderung der Meeresfor-
schung hat auch der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML) mit der Bundesfor-
schungsanstalt für Fischerei in Hamburg (vgl. Teil V, 
Abschnitt 6.4.6). 

Der Bundesminister der Verteidigung (BMVg) be-
treibt marinerelevante Meeresforschung durch die 
Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall- 
und Geophysik (FWG, vgl. Teil V, Abschnitt 6.6.1). 

Schließlich wird naturwissenschaftliche Forschung 
zur Vermehrung der grundlegenden Kenntnisse über 
das Meer und seine Ressourcen seit Jahrzehnten mit 
Erfolg von den Hochschulen und den Forschungsein-
richtungen des Bundes und der Länder gepflegt. 

Neben dieser institutionellen Förderung wird die wis-
senschaftliche Leistungsfähigkeit und Kapazität der 
Meeresforschung durch Zuschüsse der Bundesregie-
rung zu Einzelvorhaben (Projektförderung) erweitert. 
Bei zeitlich begrenzten und aktuellen Aufgaben (um-
welt- und ernährungspolitische Fragestellungen, Ent-
wicklung von Geräten und Verfahren, Expedi tionen 
usw.) gibt diese Projektförderung der Meeresfor-
schung wichtige und unverzichtbare Anstöße. Bei der 
biologischen Gewässergüteerfassung für die Küsten-
gewässer und die Hohe See werden beispielhaft der 
chemische und biologische Zustand, das Selbstreini-
gungsvermögen und die Belastbarkeit von Aestuarien 
(Flußmündungsgebiete) untersucht sowie die Kartie-
rung nord- und ostseespezifischer Daten, Untersu-
chungen von Schadstoffgehalten in Organismen und 
langfristige Überwachung von Organismenbeständen 
vorgenommen. Die Bundesminister für Verkehr sowie 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) fördern ebenfalls die Meeresforschung auf 
dem Gebiet des Meeresumweltschutzes durch FuE

-

Vorhaben. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) unter-
stützt die drei marinen Sonderforschungsbereiche 
„Wechselwirkung Ozean-Atmosphäre" , „Wechsel-
wirkung Meer-Meeresboden" und „Warmwasser-
sphäre". Sie fördert gemeinsam mit dem BMFT den 
Betrieb des Forschungsschiffes „METEOR".  

In den vergangenen Jahren wurden in der Analyse 
und Überwachung der Meeresverschmutzung Ver-
fahren der Spurenanalyse verfeinert und standar-
disiert, so daß sie in die Routine Eingang gefunden 
haben. Insbesondere Fernerkundungsverfahren, z. B. 
zur Erkennung von Ölverschmutzungen durch Senso-
ren, die im infraroten und ultravioletten Spektralbe-
reich arbeiten, aber auch synoptisch hochauflösende 
Lasermeßsysteme zur Darstellung hydrographischer 
Verhältnisse, sind eine wich tige Stütze bei der Um-
weltschutzvorsorge, maritime Vorhersagen über See-, 
Eisgang und Sturmfluten sowie Informationen über 
Temperatur- und Planktonverteilung gewinnen durch 
die Nutzung von Satellitendaten zunehmend an Be-
deutung. 

Mit den Tiefwasserschiffen FS „Meteor" und FS „Po-
larstern" für die polaren Meeresgebiete verfügt die 
Bundesrepublik Deutschland über Forschungsschiffe, 
die dem neuesten technischen Stand entsprechen. 
Anwendungsbezogene marinerelevante Küsten- und 
Hochseeforschung führt das WFS „Pl anet" der For-
schungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und 
Geophysik, Kiel (FWG) aus. Außerdem verfügen die 
Forschungseinrichtungen des Bundes und der Länder 
über geeignete Schiffe, um auch in den R and- und 
Küstenmeeren die vielfältigen Aufgaben der multidis-
ziplinären Meeresforschung durchzuführen. Nachfol-
gebauten für die über 20 Jahre alten Schiffe FK AL-
KOR und FRIEDRICH HEINCKE werden 1990 in 
Fahrt genommen. So wird sichergestellt, daß die Bun-
desrepublik die Monitoring-Aufgaben in Nord- und 
Ostsee entsprechend den internationalen Meeres-
schutz-Übereinkommen erfüllen kann. Darüber hin-
aus gilt es, die küstennahen Gebiete, die zu den wich-
tigsten Erholungs- und Naturschutzgebieten (Natio-
nalpark Schleswig-Holsteinisches und Niedersächsi-
sches Wattenmeer) gehören, zu überwachen. 

Die Meeresforschung ist gegenwärtig noch weit da-
von entfernt, komplizierte Stoffkreisläufe und Wech-
selbeziehungen zwischen dem Meer und der Atmo-
sphäre, der Hydrosphäre und der Biosphäre in ihrem 
Gesamtumfang exakt zu erfassen. Dennoch hat die 
Weiterentwicklung spezieller chemischer und physi-
kalischer Meßverfahren sowie geowissenschaftlicher 
Untersuchungsmethoden bereits zu grundlegenden 
Erkenntnissen geführt. Sie tragen wesentlich zu unse-
rem derzeitigen Kenntnisstand über Rohstoff-, Um-
welt- und Klimafragen bei. 

Meerestechnik 

Die Meerestechnik befaßt sich mit den technischen 
Mitteln zur Nutzung des Meeres und seiner Ressour-
cen. Ziel der Fördermaßnahmen nach Maßgabe des 
Programms der Bundesregierung ist es, die Nutzung 
der Rohstoffreserven des Meeres zu verbessern und 
zur Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen meerestechnischen Unternehmen 
beizutragen. Die Maßnahmen des Bundes schließen 
Forschungsaufgaben für die Seeschiffahrt sowie für 
den Küstenschutz aufgrund der Gemeinschaftsauf-
gabe nach Art. 91a GG ein. 

Der BMFT fördert Forschung und Entwicklung auf 
den Gebieten 
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— Meeresbergbautechnik 

— Offshore-Technik für Kohlenwasserstoffe 

— Schiffstechnik und Schiffsfertigungstechnik 

— Küsteningenieurwesen. 

An den Vorhaben sind meerestechnische Unterneh-
men, Forschungseinrichtungen des Bundes und der 
Länder, Hochschulen und sonstige Forschungsein-
richtungen beteiligt. Einige Projekte werden in inter-
nationaler Zusammenarbeit ausgeführt. 

In der Offshore-Technik stehen Forschung und Ent-
wicklung in der Unterwassertechnik im Vordergrund. 
Die Förderung von Vorhaben der Schiffstechnik kon-
zentriert sich auf Grundlagen, Antriebe, Eistechnik, 
Schiffsbetriebstechnik sowie Schiffsfertigungstech-
nik. Forschungsarbeiten im Küsteningenieurwesen 
beziehen sich insbesondere auf die Probleme des Kü-
stenschutzes der Inseln Sylt und Norderney sowie auf 
Fragestellungen, die sich aus beobachteten Meeres-
spiegelschwankungen für den Küstenschutz erge-
ben. 

Auf den Gebieten Meeresbergbautechnik, Off shore-
Technik und Schiffstechnik arbeiten deutsche Stellen 
mit verschiedenen Industrie- und Entwicklungslän-
dern zusammen. Bei der Forschung im Küsteninge-
nieurwesen bahnt sich eine verstärkte europäische 
Zusammenarbeit im Rahmen des Programms Meeres-
forschung und -technik der Europäischen Gemein-
schaften an. 

Polarforschung 

Antarktisforschung 
Die Antarktis ist der letzte noch weitgehend uner-
forschte Kontinent der Erde. Zahlreiche Nationen, vor 
allem die Konsultativstaaten des Antarktisvertrages 
von 1959, finanzieren seit Jahrzehnten Expedi tionen 
in die Antarktis und Forschungsstationen in der Ant-
arktis, um die Erforschung dieses Kontinentes voran-
zutreiben. 

Mit dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Antarktisvertrag im Jahr 1979 und der Entscheidung 
über das Antarktisforschungsprogramm durch die 
Bundesregierung wurden die Voraussetzungen für 
den Anschluß der deutschen Wissenschaft an die in-
ternationale Polarforschung geschaffen. Im Rahmen 

dieses Programms werden vom BMFT vorrangig na-
tionale und internationale Gemeinschaftsprojekte ge-
fördert, die zur Vertiefung der wissenschaftlichen 
Kontakte mit den anderen Polarforschung betreiben-
den Staaten führen. 

Im Jahr 1981 hat die Deutsche Forschungsgemein-
schaft (DFG) zusätzlich das Schwerpunktprogramm 
„Antarktisforschung" eingerichtet. Dadurch soll ins-
besondere Hochschulwissenschaftlern die Möglich-
keit gegeben werden, sich mit eigenen Arbeiten an 
der Polarforschung zu beteiligen. 

Die wichtigsten Forschungsträger des Antarktispro-
gramms sind neben dem Alfred-Wegener-Ins titut für 
Polar- und Meeresforschung (AWI) in Bremerhaven 
(vgl. auch Teil V, Abschnitt 4.2.1), Forschungseinrich-
tungen der Bundesministerien für Wirtschaft, für Ver-
kehr und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Hochschulinstitute der Länder und Institute der Max-
Planck-Gesellschaft. Unabhängig von eigenen Unter-
suchungsprogrammen fällt dem AWI bundesweit die 
Koordination der deutschen Beiträge zur Polarfor-
schung und die Bereitstellung der Logistik zur Durch-
führung der Forschungsarbeiten in den Polarregionen 
zu. Auf internationaler Ebene erfolgt die Koordinie-
rung durch das Scientific Committee on Antarc tic Re-
search (SCAR), dessen nationales Sekretariat beim 
AWI eingerichtet ist. 

Die Hauptforschungsthemen sind 

— die Erkundung biologisch-ökologischer Bedingun-
gen in extremen Kältezonen 

— Fragen der Dynamik des Schelfeises 
— Fragen der Biologie und Physik von Meereis 

— geologisch-geophysikalische und sedimentologi-
sche Untersuchungen der Weddell See und des 
Ross Meeres 

— Wechselwirkungen Ozean-Eis-Atmosphäre 
— Spurenstoffe in Atmosphäre, Hydrosphäre und 

Biosphäre. 

Das Alfred-Wegener-Institut hat mit dem von ihm 
betriebenen Forschungs- und Versorgungsschiff FS 
„POLARSTERN" sowie seinen Antarktisstationen 
eine zentrale Bedeutung für die deutsche Polarfor-
schung. Die „POLARSTERN" versorgt die antarkti-
sche Georg-von-Neumayer-Überwinterungsstation, 
die Filchner-Sommerstation und die jeweils während 
der Südsommer eingerichteten mobilen Feldstatio-
nen. Gleichzeitig werden auf dem Schiff wich tige For-
schungsarbeiten durchgeführt. 

Von Oktober 1988 bis März 1989 wurde mit FS „Po-
larstern" die European Polarstern Study (EPOS) als 
Gemeinschaftsunternehmen der European Science 
Foundation (ESF) und des AWI durchgeführt. An den 
drei Fahrtabschnitten nahmen 130 Teilnehmer aus 
11 europäischen Ländern und aus Südamerika teil. Im 
Vordergrund der Arbeiten standen Untersuchungen 
der Lebensgemeinschaft des Packeises sowie ein spu-
renstoffchemisches Programm. Von August bis Okto-
ber 1989 führt FS „POLARSTERN" zusammen mit 
dem sowje tischen Forschungsschiff „Akademik Fede-
rov" ein ozeanographisch-meteorologisches Gemein- 
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schaftsunternehmen im nördlichen Weddellmeer 
durch. Von Dezember 1989 bis März 1990 folgen geo-
wissenschaftliche Untersuchungen im östlichen und 
südlichen Weddellmeer. Für die Polarflugzeuge „Po-
lar 2" und „Polar 4" ist 1989/90 ein geophysikalischer 
Einsatz im Filchner-Schelfeis-Gebiet vorgesehen 
(siehe auch unten S. 37). Die Georg-von-Neumayer-
Station wird ab Ende 1989 von einer weiblichen Ober-
winterungsmannschaft geführt. Die auf 10 Jahre aus-
gelegte Station wird aufgrund der Schneelasten in 
zwei Jahren aufgegeben. Die Ausschreibung für eine 
neue, auf Stelzen zu erbauende Antarktisstation er-
folgt 1990. Als Standort ist ebenfa lls das Ekström-
Schelfeis vorgesehen. Zur Nutzung moderner Ferner-
kundungsverfahren wird 1990 eine Empfangsstation 
für Satellitendaten eingerichtet. Eine ad hoc Arbeits-
gruppe koordiniert die vom europäischen Erderkun-
dungssatelliten ERS I (vorgesehener Sta rt  September 
1990 oder April/Mai 1991) erwarteten Daten für eine 
deutsche Nutzergruppe „Antarktis". 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe (BGR), Hannover (vgl. auch Teil V, Ab-
schnitt 6.3.2), führte in Zusammenarbeit mit dem Geo-
logischen Dienst der Vereinigten Staaten (USGS) und 
mehreren deutschen und amerikanischen Universitä-
ten ein seismisches Experiment im transantarktischen 
Gebirge und im Ross Meer durch (GANOVEX V). Ba-
sierend auf den hervorragenden Ergebnissen der vor-
hergehenden aeromagnetischen Befliegung wurde 
eine neue Methode zur Messung der Krustendicke 
unter dem Gebirge getestet, bei der keine Sprengun-
gen auf dem Eis erforderlich sind. Das seismische Si-
gnal wurde mit Luftkanonen vom Schiff erzeugt und 
an Land durch eine Kette von automatischen Meßsta-
tionen bis zu einer Entfernung von 130 km registriert. 
Daneben wurden in der gleichen Saison geologische 
Erstaufnahmen im schwierig zu erreichenden Gebiet 
der Oates Coast ausgeführt. In Zusammenarbeit mit 
dem Alfred-Wegener-Ins titut führt die BGR 1990 mit 
der POLARSTERN eine seismische Vermessung des 
Astrid Rückens vor der Ostantarktis durch. 

Arktisforschung 

Das zunehmende Interesse an  der Erforschung des 
arktischen Ozeans und der angrenzenden Polarge-
biete u. a. im Rahmen des seit 1920 von insgesamt 
39 Staaten unterzeichneten Spitzbergenabkommens 
führt auch zu steigender Projektförderung durch den 
BMFT. Insbesondere klimarelevante Prozesse in 
Ozean und Atmosphäre arktischer Regionen stehen 
im Vordergrund der Untersuchungen. Damit in kausa-
lem Zusammenhang steht die Bio produktivität von 
Lebensformen, die speziell an  polare Umweltbedin-
gungen gebunden sind. Die geologische und paläo-
klimatische Entwicklung des europäischen Nordmee-
res und des Arktischen Ozeans sind ebenfa lls Schwer-
punkte der wissenschaftlichen Forschung. 

Die Erforschung der arktischen Polargebiete über-
steigt die Möglichkeiten einzelner Staaten und zwingt 
zu intensiver, internationaler Kooperation. An den 
Arktisexpeditionen mit FS „Polarstern" beteiligten 
sich Wissenschaftler aus zahlreichen Ländern. 
Schwerpunkte der Expeditionen in Gebiete nördlich 

von Spitzbergen und Ostgrönland waren neben Ver-
suchen zur Eisbrechtechnik ozeanographische und 
geowissenschaftliche Arbeiten zur Erkundung des ak-
tuellen und eiszeitlichen Wasseraustausches. Die Ex-
pedition Arktis-IV (1987) stieß weit nach Norden in 
das arktische Meeresbecken vor, um mittels kombi-
nierter Einsätze des Forschungsflugzeuges „Polar 2" 
und des Forschungsschiffes FS „Polarstern" biologi-
sche, ozeanographische, radiologische und geowis-
senschaftliche Grundlagenforschung durchzuführen. 
Dabei näherte sich das Schiff dem Nordpol bis auf 
420 km und erreichte die nördlichste jemals von ei-
nem Forschungsschiff aufgesuchte Posi tion. 

Mit geodätischen und aerophysikalischen Methoden 
wurden 1987 im Rahmen der Internationalen Glazio-
logischen Grönlandexpedition (EGIG) Wiederho-
lungsmessungen zur Erfassung von Massenverände-
rungen polarer Eiskappen vorgenommen. 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe führte 1988 zusammen mit dem Alfred-Wege-
ner-Institut geophysikalische Messungen auf dem ost-
grönländischen Schelf durch. 

Im Vordergrund der Forschungsprogramme stehen 
die Veränderungen der Geosphäre und Biosphäre un-
serer Erde. Ziel der Untersuchungen sind verläßliche 
Vorhersagen über die Auswirkungen menschlichen 
Handelns auf das Erdklima. 

Durch Messungen vom Schiff aus, besonders dem eis-
gängigen FS „Polarstern" sowie durch verankerte und 
treibende Meßsysteme und durch Fernerkundungs-
methoden vom Flugzeug und Satelliten aus, soll im 
nächsten Jahrzehnt der Eis- und Energiehaushalt der 
Nordpolarregion und die komplexe Kopplung zwi-
schen Atmosphäre, Ozean und Kryosphäre (Eismas-
sen) untersucht werden. Ergänzend dazu sind biologi-
sche Untersuchungen in eisbedeckten und eisfreien 
Zonen geplant. Sie geben Informationen über die bio-
logische Komponente des globalen CO2-Haushalts 
und den vertikalen Stofftransport durch Partikelflüsse 
und bilden die Grundlage für eine Abschätzung der 
marinebiologischen Auswirkungen erhöhter UV

-

Strahlung infolge der verringerten Ozonkonzentra-
tion in der hohen Atmosphäre. 

Zur Fernerkundung über dem Meereis und zur Unter-
stützung geophysikalischer Arbeitsgruppen auf Grön-
land können die beiden Meßflugzeuge „Polar 2" und 
„Polar 4 " des Typs Do 228-100 des Alfred-Wegener-
Instituts eingesetzt werden. Diese Maschinen sind 
meßtechnisch für Geophysik, Photogrammetrie, Me-
teorologie und Luftchemie ausgerüstet. Für die Satel-
litenfernerkundung des Eises, der Meeresoberfläche 
und der Atmosphäre stehen mehrere Satelliten zur 
Verfügung. Der europäische Erderkundungssatellit 
ERS soll ab 1990 zusätzliche Daten über den Seegang 
und das Land- und Meereis, die Meereshöhe und das 
Windfeld liefern und damit auch bessere Abschätzun-
gen über die Eisdrift und über Austauschvorgänge 
zwischen Luft und Wasser ermöglichen. 

Für luftchemische und andere meteorologische Mes-
sungen plant das Alfred-Wegener-Ins titut in Zusam-
menarbeit mit dem norwegischen Polarinstitut eine 
ganzjährig betriebene Forschungsstation in Ny Ale-
sund auf Spitzbergen. 
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2.4 Weltraumforschung und Weltraumtechnik 
(Förderbereich D) 

Die auf neue, große und langfristige Weltraumaktivi-
täten gerichteten Förderungsmaßnahmen der Bun-
desrepublik Deutschland konzentrieren sich auf ex-
traterrestrische Forschung und Erdbeobachtung, Ent-
wicklung von Anwendungssatelliten, Vorbereitung 
des Orbitalsystems COLUMBUS und Durchführung 
von SPACELAB-Missionen, die Vervollkommnung 
der Trägerraketen-Familie ARIANE und die Entwick-
lung des bemannten Raumgleiters HERMES, allge-
meine Programmvorbereitung und -unterstützung, 
Technologieentwicklungen sowie Aktivitäten zur 
Vorbereitung und Verstärkung der industriellen Nut-
zung der Raumfahrt. 
Übergreifende Ziele sind: 

— Bereitstellung neuer Möglichkeiten für die Wis-
senschaft 

— Förderung der Grundlagenforschung mittels der 
Weltraumtechnik 

— Entwicklung der Weltraumtechnik und Nutzung 
ihrer Ergebnisse für Innovationen in Wirtschaft, 
Dienstleistung und Verwaltung 

— Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Raumfahrtunternehmen und -institutionen 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit, 
vor allem Stärkung der europäischen Integration 

und Fortführung der Zusammenarbeit mit den 
USA. 

Schwerpunkte der Fördermaßnahmen im nationalen 
und multinationalen (ESA-)Rahmen sind: 

— Extraterrestrische Grundlagenforschung (Astrono-
mie, Astrophysik, Solarterrestrische Beziehungen 
einschließlich der Erforschung von Planeten, Ko-
meten und des interplanetaren Raumes) 

— Entwicklung fortschrittlicher Systeme für erd-
orientierte Forschungen auf den Gebieten Meteo-
rologie, Klima, Umwelt, der Atmosphäre, der 
Ozeane, der eisbedeckten und der Landgebiete 
(Fernerkundung) 

— Entwicklung fortschrittlicher Übertragungs- und 
Meßsysteme im Bereich von Rundfunk-, Fe rn

-melde-, Navigations- und Datenverkehrssatelliten 
einschließlich der Demonstra tion der Anwen-
dungsreife im Orbit 

— Explorative Nutzung des Weltraums als Labor für 
materialwissenschaftliche, verfahrenstechnische 
und biologisch-medizinische Untersuchungen 

— Entwicklung und Bau der europäischen Elemente 
(COLUMBUS) des bemannten internationalen 
Raumstationssystems 

— Verbesserung der europäischen Trägerraketen
-technologie (ARIANE-Familie), Förderung der Hy-

perschalltechnologie 

Die deutsche Weltraumpolitik legt die Schwerpunkte 
bei den nationalen Aktivitäten auf Nutzung und Tech-
nologie, auf deutsche Standorte für Forschungs-, Aus-
bildungs-, Test-, Betriebs- und Datenverarbeitungs-
zentren und auf bilaterale internationale Zusammen-
arbeit, während durch Beteiligung am gemeinsamen 
europäischen Weltraumprogramm vor allem Infra-
strukturen und große kooperative Projekte verwirk-
licht werden sollen. Damit sollen die jeweiligen Stär-
ken spezifisch genutzt werden. 

Eine wesentliche Weichenstellung der europäischen 
Weltraumpolitik war die Konferenz der Forschungs-
minister der ESA-Mitgliedstaaten am 30./31. Januar 
1985 in Rom. Hier wurde beschlossen, das Wissen-
schaftsprogramm der ESA HORIZON 2000 durchzu-
führen und das Budget entsprechend zu verstärken, 
die Vorbereitung für die beiden Programme 
ARIANE 5 und COLUMBUS in Angriff zu nehmen, 
das Erdbeobachtungsprogramm und auch andere Ak-
tivitäten der ESA auszubauen; das alles mit dem ge-
meinsamen Ziel, die Eigenständigkeit und Wettbe-
werbsfähigkeit Europas im gesamten Weltraumbe-
reich bis Ende dieses Jahrhunderts zu sichern (vgl. 
auch Teil IV, Abschnitt 2.2). 

Im November 1987 hat die Bundesregierung entschie-
den, die gemeinsamen europäischen Bemühungen 
um ein langfristig orientiertes Engagement in der be-
mannten Raumfahrt zu unterstützen. Sie hat die 
Durchführung eines entsprechenden kohärenten eu-
ropäischen Raumfahrtprogramms bis zum Jahr 2000 
in der ESA begrüßt und eine führende deutsche Betei-
ligung beschlossen. Sie hat gleichzei tig über den Rah-
men eines korrespondierenden deutschen Weltraum-
programms entschieden. Bereits bei ihrem Beschluß 
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im Januar 1985 über die Vorbereitung der Projekte 
COLUMBUS, ARIANE und etwas später HERMES 
stellte die Bundesregierung fest, daß die deutschen 
Weltraumaktivitäten ein wesentliches Element ihrer 
Außen-, Wirtschafts- und Technologiepolitik sind, 
von weitreichender wissenschaftlich-technischer und 
wirtschaftlicher, aber auch großer politischer Bedeu-
tung für die Bundesrepublik Deutschland selbst, für 
die Eigenständigkeit Europas und für die transatlanti-
sche Zusammenarbeit. 

Dabei ist die Gründung der Deutschen Agentur für 
Raumfahrtangelegenheiten (DARA) Teil des Kon-
zepts des BMFT zur langfristigen Sicherung der deut-
schen Rolle in der Raumfahrt. Nach den grundlegen-
den Beschlüssen der Bundesregierung in den Jahren 
1985 und 1988 für eine Beteiligung der Bundesrepu-
blik Deutschland an den weltweiten Initiativen zur 
Eroberung des Weltraums bedarf es jetzt zur Umset-
zung dieser Ziele einer Verbesserung der Entschei-
dungs- und Managementstrukturen. 

Die Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenhei-
ten GmbH (DARA) hat mit Dienstantritt des General-
direktors am 15.07.1989 den Geschäftsbetrieb aufge-
nommen. Die Rechtsgrundlagen, die neben dem Ge-
sellschaftsvertrag und dem Finanzstatut maßgebend 
für ihre Arbeit sind, wurden inzwischen vervollstän-
digt. Hierzu zählt vor allem die Rahmenvereinbarung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschl and, vertreten 
durch den BMFT, und der DARA, die die Auftragsbe-
ziehungen zwischen den Bundesressorts und der 
DARA regelt. Ferner sind zwischen der DARA und 
dem BMFT konkretisierende Ausführungsvereinba-
rungen zur Übertragung von Aufgaben abgeschlos-
sen worden. 

Die Bundesregierung hat am 18. Oktober 1989 den 
Entwurf des Raumfahrtaufgabenübertragungsgeset-
zes (RAÜG) beschlossen. Der Entwurf befindet sich 
gegenwärtig in der parlamentarischen Beratung. Das 
RAÜG schafft die Voraussetzungen dafür, daß die 
Bundesressorts auf die DARA nicht nur Zuarbeits-
funktionen, sondern auch hoheitliche Aufgaben zur 
eigenverantwortlichen Durchführung werden über-
tragen können, nämlich die Bewilligung von Förder-
mitteln einschließlich der selbständigen Bewirtschaf-
tung von Haushaltsmitteln im Raumfahrtbereich, fer-
ner hoheitliche Funktionen bei der Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland im internationalen Be-
reich, insbesondere bei der europäischen Weltraum-
organisation ESA, und bei der Programmplanung. Die 
gesetzliche Ermächtigung ermöglicht eine Delega tion 
aller Aufgaben des Raumfahrtmanagements, die nicht 
als Regierungsfunktionen bei den Bundesressorts ver-
bleiben werden. Ferner wird durch eine im Entwurf 
vorgesehene Regelverpflichtung zur Aufgabenüber-
tragung sichergestellt, daß von dieser Ermächtigung 
im weitestmöglichen Umfang Gebrauch gemacht 
wird. Damit erhält die DARA eine über die bisherige 
Projektträgerschaft weit hinausgehende Eigenverant-
wortlichkeit im Programm- und Projektmanagement 
sowie im Rahmen der internationalen Zusammenar-
beit. 

Die mit der DARA-Gründung unternommene Neu

-

ordnung des Aufgabengebietes Raumfahrt wurde 
flankiert  durch die Einrichtung eines Kabinettaus

-

schusses Raumfahrt unter Vorsitz des Bundeskanz-
lers. Hier fallen ressortübergreifend politische Grund-
satzentscheidungen zur Weltraumpolitik. Die Arbeit 
dieses Ausschusses wird durch einen unter BMFT

-

Vorsitz tagenden Staatssekretärausschuß Raumfahrt 
vorbereitet. 

Auf die DARA übergegangen sind bereits Aufgaben 
auf dem Gebiet der strategischen Planung sowie Auf-
gaben auf dem Gebiet der Außenbeziehungen. Der 
Generaldirektor der DARA nimmt seit Dezember 1989 
die Funktion als Leiter der deutschen Delega tion im 
Rat der ESA wahr. Weitere Aufgaben werden auf die 
DARA schrittweise im Laufe des Jahres 1990 mit dem 
Aufbau eigener Personalkapazitäten übertragen wer-
den. Gegenwärtig zählt die DARA ungefähr 60 Mitar-
beiter. 

Am 9./10. November 1987 hat der ESA-Rat auf Mini-
sterebene in Den Haag vereinbart, die Entwicklung 
von ARIANE 5, COLUMBUS und HERMES durchzu-
führen, und damit ein deutliches Zeichen für die euro-
päische Weltraumpolitik bis 2000 und darüber hinaus 
gesetzt. Aus technischen und programmatischen 
Gründen wird die Entwicklung von COLUMBUS und 
HERMES in 2 Phasen durchgeführt. Die Minister ha-
ben ebenfalls die Fortführung und Weiterentwicklung 
der Nutzerprogramme beschlossen, insbesondere 
Erdbeobachtung und Extraterrestrik, Telekommuni-
kation, Mikrogravitation. Orientierungsrahmen ist 
hierbei der Vorschlag des Generaldirektors der ESA 
für ein Langfristprogramm bis zum Jahr 2000, aller-
dings auf einem verringerten Gesamtkostenniveau. 
Die Ratstagung der Minister hat das Interesse an der 
Beteiligung Europas mit COLUMBUS-Elementen am 
internationalen Raumstationsprogramm, das die USA 
vorgeschlagen haben, einstimmig bekräftigt. Das 
multilaterale Regierungsabkommen zwischen den 
europäischen COLUMBUS-Teilnehmerstaaten, Ja-
pan, Kanada und den USA wurde am 29. September 
1988 unterzeichnet. 

Die vorgesehene raumflugtechnische Infrastruktur er-
laubt Europa eine wesentliche Ausweitung der Nut-
zungsbereiche der Raumfahrt unter Einbeziehung be-
mannter Operationen im Weltraum für Laborbetrieb 
sowie für Wartungs- und Umrüstungsaufgaben. Sie 
verspricht eine Steigerung der Flexibilität, Leistungs-
fähigkeit und Wirtschaftlichkeit für den praktischen 
Einsatz der Raumflugtechnik. HERMES soll dabei 
vornehmlich für den Personentransport und für die 
Wartung des freifliegenden Labors aus dem COLUM-
BUS-Programm eingesetzt werden, ARIANE 5 als Trä-
ger für HERMES sowie für kommerzielle und große 
Nutzlasten. Das zentrale Element von COLUMBUS, 
das freifliegende Labor, wird für jeweils einige Tage 
bemannt gewartet und betrieben, dann für mehrere 
Monate automatisch und fernbedient. Beide Betriebs-
arten werden wichtige Erfahrungen zur Beurteilung 
liefern, welches Raumfahrtszenario längerfristig ein 
überzeugenderes Kosten-Nutzen-Verhältnis erbrin-
gen kann. 

Am 27. Oktober 1989 wurde erstmalig die leistungs-
stärkste Version der europäischen Trägerrakete 
ARIANE 4 mit dem ersten Satelliten der neuen IN-
TELSAT VI-Serie gestartet. Damit ist die ARIANE 4 in 
allen Varianten für den operationellen Einsatz qualifi- 
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ziert. Sie wird als „Arbeitspferd" für den Satelliten-
transport  der 90er Jahre angesehen. 

Die hohen Aufwendungen für die raumflugtechnische 
Infrastruktur, die im kommenden Jahrzehnt über die 
Hälfte der für die ESA geplanten Mittel beanspruchen 
wird, können nur in außerordentlicher gemeinsamer 
europäischer Anstrengung aufgebracht werden. Sie 
werden aber als Investition in die Zukunft für die deut-
sche und europäische Wissenschaft und Wi rtschaft 
den Zugang zu den neuen Technologien der Welt-
raumtechnik eröffnen, die im nächsten Jahrhundert 
zur Verfügung stehen werden. Verbunden mit diesen 
Entscheidungen ist die Op tion eines eigenständigen 
europäischen Zugangs zum Weltraum mit der Mög-
lichkeit der Nutzung der Weltraumtechnik in allen 
Bereichen. 

Die Förderung der extraterrestrischen Grundlagen-
forschung ist eine anerkannte Langzeitaufgabe des 
Staates, die durch programmatische Ausgewogenheit 
und Kontinuität geprägt ist. Sie wird zum einen im 
Rahmen des Wissenschaftsprogramms der ESA und 
zum anderen in einem damit abgestimmten komple-
mentären Programm in bilateralen Kooperationen mit 
anderen Ländern (USA, UK, F, UdSSR) durchgeführt. 
Die in den letzten zehn Jahren gewonnenen Ergeb-
nisse der extraterrestrischen Grundlagenforschung 
sind als Spitzenleistungen im internationalen Ver-
gleich zu bezeichnen. Z. B. bei der Erforschung des 
interplanetaren Raumes mit Hilfe der Sonnensonden 
HELIOS A und B sowie bei der Erforschung des Ko-
meten HALLEY mit der Kometensonde GIO TTO der 
ESA hat die Bundesrepublik Deutschl and eine her-
ausragende Stellung erreicht. Am 18. Oktober 1989 
wurde die Jupitersonde GALILEO von NASA erfolg-
reich gestartet. Die Bundesrepublik ist mit mehreren 
wissenschaftlichen Instrumenten sowie einem An-
triebsmodul maßgeblich beteiligt. Die Deutsche For-
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. unter-
stützt dieses Projekt mit dem Kontrollzentrum in 
Oberpfaffenhofen. Projekte, die in der nächsten Zeit 
gestartet werden, sind der Röntgenastronomie-Satellit 
ROSAT (Mai 1990) und das Gammastrahlen-Observa-
torium GRO (November 1990), beide mit NASA, sowie 
die in ESA/NASA-Kooperation durchzuführende Son-
nenpolmission ULYSSES (Oktober 1990). Der im Au-
gust 1989 gestartete Astronomiesatellit HIPPARCOS 
der ESA konnte trotz nicht erreichter endgültiger Um-
laufbahn im Oktober seine wissenschaftliche Mission 
aufnehmen. 

Der Umweltbeobachtung und -kontrolle mit Hilfe der 
Raumflugtechnik kommt zentrale Bedeutung zu. Ge-
genwärtig beteiligt sich die Bundesrepublik Deutsch-
land an  derartigen Aufgaben vorwiegend im Rahmen 
von ESA-Programmen. Nationale Sensoren sind für 
Untersuchungen von Erdoberfläche und Atmosphäre 
in Entwicklung. Erste Studien für einen speziell 
auf Atmosphärenforschung ausgelegten Satelliten 
(ATMOS) wurden begonnen. 

Die satellitengestützte Erderkundung zur genaueren 
Kartierung der Kontinente und Ozeane sowie zur Ge-
winnung von Daten zur Wettervorhersage und von 
Informationen vor allem über Bodenschätze, Gewäs-
ser, Vegetation, ferner zur Umweltbeobachtung und 

-kontrolle gewinnt für kommerzielle Nutzer bereits 
zunehmend an Interesse. 

Die hohen Kosten und Risiken bei der Entwicklung 
und Markteinführung von Weltraumtechnologien und 
-systemen können im allgemeinen nicht von Anfang 
an  von der Industrie allein getragen werden. In Teil-
bereichen besteht jedoch bereits eine eigenständige 
Rolle der Industrie. Bei den Kommunikationssatelliten 
z. B. hat sich ein wachsender kommerzieller Markt 
gebildet, der jedoch in speziellen neuen technologi-
schen Bereichen noch flankierend der staatlichen 
Hilfe bedarf. Auch erfordert die Besonderheit dieses 
Marktes bei Vermarktung von Produkten der Indu-
strie staatliche Mitwirkung. Ebenso geht die mittler-
weile routinemäßige Nutzung von Wettersatelliten 
auf Forschungs- und Entwicklungsprogramme der öf-
fentlichen Hand zurück. Für den operationellen Be-
trieb einschließlich Beschaffung der Wettersatelliten 
in Europa wurde EUMETSAT mit Sitz in Darmstadt 
gegründet. Die Finanzierung erfolgt über Beiträge der 
EUMETSAT-Mitglieder. Produktion und Vermark-
tung der ARIANE einschließlich der Startdienste 
wurden dem europäischen Wi rtschaftsunternehmen 
ARIANESPACE übertragen, das einen beachtlichen 
Anteil am Weltmarkt erreicht hat. 

Die industrielle Nutzung der Raumfahrt für Forschung 
und Produktion in volkswirtschaftlich relevantem Um-
fang steht erst am Anfang. In den an der Raumfahrt 
beteiligten Industrieländern bilden sich privatwirt-
schaftliche Interessenvereinigungen sowohl anbieter-
seitig bei den Luft- und Raumfahrtunternehmen als 
auch nachfrageseitig außerhalb der Luft- und Raum-
fahrtindustrie und bei den Dienstleistungsbranchen. 
Vor allem für werkstofftechnologische Neuerungen 
und für medizinisch-pharmazeutisch-biotechnologi-
sche Prozesse bietet insbesondere die fast vollkom-
mene Schwerelosigkeit bei Flügen mit Höhenfor-
schungsraketen (TEXUS), bei SPACESHUTTLE-Mis-
sionen mit Kleinversuchscontainern (MAUS) und dem 
Einsatz des Weltraumlabors SPACELAB (D2-Mission 
1992) bereits erste Möglichkeiten, die mit dem Bau 
einer dauernd bemannten Raumstation in den 90er 
Jahren eine neue Dimension für die Forschung und 
evtl. für einige ausgewählte Produktionen gewinnen 
werden. Für Kurzzeitexperimente unter Schwerelo-
sigkeitsbedingungen steht ab 1990 der Bremer Fall-
turm zur Verfügung. 

Die nationalen Raumfahrtaktivitäten sind in hohem 
Maße in internationale Zusammenarbeit eingebun-
den. Die Beteiligung am Programm der ESA ist daher 
nach wie vor wesentliches Element des deutschen 
Weltraumprogramms. Daneben hat sich die transat-
lantische sowie die sonstige bilaterale Zusammenar-
beit (z. B. mit USA, Frankreich, Großbritannien, Ita-
lien) bewährt, doch ist die nationale Leistungsfähig-
keit Voraussetzung für Akzeptanz und partnerschaft-
liche, im Geben und Nehmen ausgewogene interna-
tionale Mitwirkungsmöglichkeit. 

Aus dem Haushalt des BMFT werden bislang über-
wiegend die Mittel — rd. zwei Drittel — für europäi-
sche Gemeinschaftsprogramme und die internationa-
len Projekte in Forschung und Technologie bereitge-
stellt (etwa 80 % der nationalen Aktivitäten sind in bi- 
oder multilaterale Vorhaben eingebunden). 
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2.5 Energieforschung und Energietechnologie 
(Förderbereich E) 

Die Energieversorgung der Bundesrepublik Deutsch-
land ist derzeit ausreichend gesichert. Es kann jedoch 
nicht ausgeschlossen werden, daß Energie gegen 
Ende dieses Jahrhunderts wieder teurer wird und 
ökologische Probleme einer uneingeschränkten Nut-
zung aller bekannten Energiereserven entgegenste-
hen könnten. Daher muß unser Energieversorgungs-
system auch für weitere strukturelle Anpassungen of-
fen sein. Dies gilt besonders im Hinblick auf eine 
rationelle Verwendung der Energie und eine weitere 
Diversifizierung der Energieversorgung unter Be-
rücksichtigung der aktuellen Randbedingungen, wie 
sie vor allem durch die Auswirkungen der CO 2-Emis-
sionen auf das K lima vorgegeben werden. Energiefor-
schung verfolgt daher — wie im 3. Programm „Ener-
gieforschung und Energietechnologien" vom Februar 
1990 ausführlich dargelegt — Problemlösungen 

— zur Umweltverträglichkeit der Versorgung ein-
schließlich des Klimaproblems und zur Schonung 
endlicher Ressourcen 

— zur mittel- bis langfristigen, technisch und wirt-
schaftlich sicheren Energieversorgung 

— zur sicheren Entsorgung a ller Abfälle der Energie-
versorgung, insbesondere der Endlagerung radio-
aktiver Abfälle. 

Die Aufgaben des Staates zur Lösung der anstehen-
den Energieprobleme liegen, innerhalb der markt-
wirtschaftlichen Ordnung, 

— im Erstellen langfristig angelegter energiepoliti-
scher Rahmenbedingungen 

— in der Durchführung von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben bei Industrieunternehmen, 
Hochschulen, Forschungszentren und sonstigen 
Forschungseinrichtungen mit wachsender Einbin-
dung in die Verantwortung und mit stärkerem Ein-
satz der institutionellen bzw. indirekten spezifi-
schen Förderung 

— in der staatsrechtlichen Flankierung zwischen-
staatlicher Kooperation, nicht nur mit anderen In-
dustrieländern, sondern auch mit Entwicklungs

-

ländern, deren wachsende Bedürfnisse nach ent-
sprechenden, durch Entwicklung angepaßter 
Techniken als besondere Verpflichtung gesehen 
wird 

— in der Entwicklung von Voraussetzungen für die 
unabhängige Durchführung einheitlicher Auf-
sichts- und Kontrollaufgaben im Bereich der Si-
cherheit von Energietechniken. 

Den vielfältigen Aufgaben der staatlichen Energiefor-
schung entsprechen Lösungsansätze unterschiedli-
cher Entwicklungsreife. Bei der Kernenergie ist die 
Leichtwasserreaktortechnik zur technisch-wirtschaft-
lichen Einsatzreife entwickelt, so daß die weitere For-
schung und Entwicklung weitgehend Sache der Indu-
strie ist. Dementsprechend konnten die Förderungs-
ansätze im staatlichen Forschungsbudget zurückge-
nommen werden. In vorwiegend staatlichem Interesse 
bleiben hingegen Forschung und Entwicklung im Be-
reich der Reaktorsicherheit. 

Eindeutige Wachstumsbereiche stellen die erneuer-
baren Energien und die rationelle Energieverwen-
dung dar. Auf diesem Feld sind zwar schon viele 
Techniken aufgrund der breiten Forschungsansätze 
früherer Jahre vorhanden, es bleiben aber noch viele 
grundsätzliche Forschungsfragen zu klären, bevor 
eine breitere Markteindringung erfolgen kann. Den-
noch besteht bei der Wi rtschaft schon heute Bereit-
schaft zur Übernahme von Verantwortung beim Bau 
von Prototyp- und Demonstrationsanlagen. 

Im Bereich der fossilen Energie (Kohle, Erdöl, Erdgas) 
ist die FuE-Situation dadurch gekennzeichnet, daß 
weitentwickelte Techniken in der Feuerungs- und 
Kraftwerkstechnik verfügbar sind, die hinsichtlich 
Durchführbarkeit, Wirtschaftlichkeit und (Umwelt-
)Wirksamkeit noch in der Praxis zu untersuchen sind. 
Demgegenüber müssen im Bereich der Kohlevered-
lung Bau und Betrieb von zusätzlichen Demonstra-
tionsanlagen angesichts der aktuellen Energiepreissi-
tuation zunächst zurückgestellt werden. Hier entwik-
kelt sich die Frage der Kenntniserhaltung zum Haupt-
problem. 

Nachdem die finanzielle Beteiligung der Wirtschaft an 
 den Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in den 

letzten Jahren deutlich gesteigert und eine Reihe von 
Groß-Demonstrationsvorhaben aus den 70er Jahren 
abgeschlossen werden konnten, bewegt sich nun das 
Finanzvolumen der Forschung und Entwicklung im 
Bereich Energieforschung insgesamt auf etwa kon-
stantem Niveau. 

Kohle und andere fossile Energieträger 

Kohle ist der einzige Energie träger, von dem in der 
Bundesrepublik Deutschland größere Vorkommen la-
gern. Sie trägt mit etwa 30 % zum Primärenergiever-
brauch in der Bundesrepublik bei und wird nach dem 
Willen der Bundesregierung auch künftig einen we-
sentlichen Beitrag zur Sicherheit unserer Energiever-
sorgung leisten. Die staatliche Projektförderung dient 
der technischen Weiterentwicklung in den Bereichen 
Bergtechnik, Kraftwerks- und Feuerungstechnik so-
wie der Kohleveredelung, um eine Effizienzsteige- 
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rung bei der Gewinnung und Nutzung fossiler Ener-
gieträger zu erreichen. 

Vorrangige Ziele bei der Entwicklung neuer Techni-
ken sind 

— vor allem die Verbesserung der Umweltverträg-
lichkeit 

— daneben die Verringerung der Kosten und Erhö-
hung der Ausbeute bei der 
O Gewinnung und 
O Nutzung fossiler Energieträger 

— das Vermeiden technologischer „Fadenrisse" bei 
den Entwicklungen sowie 

— die Verbesserung der Arbeitsbedingungen im 
Kohlebergbau. 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Die Kohlegewinnung unter Tage ist heute vollme-
chanisiert. Hierdurch konnte die Gewinnungslei-
stung pro Arbeitskraft erheblich gesteigert wer-
den, wobei gleichzeitig körperliche Entlastung 
und verbesserte Arbeitsbedingungen erreicht 
wurden. 

— Die Technik der zirkulierenden Wirbelschicht-
feuerung für kleine und mittlere Kraft- und Heiz-
kraftwerke fand erfolgreich Eingang im Markt, so-
wohl im Inland als auch im Ausland. Die Verfahren 
zur Rauchgasentschwefelung und Stickoxidmin-
derung werden großtechnisch in Kraftwerken ein-
gesetzt. Das Verfahren, Rauchgase über den Kühl-
turm in die Atmosphäre zu leiten, wurde nach er-
folgreicher Erprobung beim Modellkraftwerk in 
Völklingen bei der Umrüstung von Kraftwerken 
mit Rauchgasentschwefelungsanlagen genutzt. 
Die Ergebnisse aus Projekten zu neuen Kra ft

-werkskonzepten mit verbessertem Wirkungsgrad 
und geringeren Emissionen haben zu konkreten 
Planungsarbeiten für Demonstrationskraftwerke 
in kommerzieller Größe geführt. 

— Die Kohleverflüssigung nach dem Prinzip der di-
rekten Hydrierung wurde im Pilotmaßstab erfolg-
reich erprobt. Die Anlage in Bottrop wurde für den 
Einsatz minderwertiger Kohlenwasserstoffe umge-
stellt und damit die Voraussetzung für die Erhal-
tung und Weiterentwicklung dieser Technik ge-
schaffen. 

— Mehrere Verfahren zur Kohlevergasung sind so-
weit ausgereift, daß sie bei Gas- und Dampfturbi-
nenkraftwerken eingesetzt werden können. 

— Es wurden Verfahren entwickelt, den bei der 
Rauchgasentschwefelung in Kraftwerken anf al-
lenden Gips problemlos als Baustoff einzusetzen. 
Das dient sowohl der Entsorgung wie dem Um-
weltschutz, da künftig in geringerem Maße auf 
Naturgips zurückgegriffen werden muß. 

Weitere Maßnahmen: 

— Der Teufenfortschritt in Richtung Norden in der 
Bundesrepublik Deutschland stellt in zunehmen-
dem Maße Ansprüche an die technische Weiter

-

entwicklung der Bergtechnik u. a. zur Beherr-
schung des Gebirgsdruckes oder zur Verbesse-
rung der Transportsysteme. Angesichts der Ko-
stenstruktur bei der Kohlegewinnung ist eine weit-
gehende Automatisierung erforderlich, z. B. mit 
Hilfe der Sensortechnik. 

— Wenngleich die Kraftwerkstechnik in den letzten 
Jahrzehnten erhebliche Fortschritte gemacht hat, 
erfordert der Umweltschutz zusätzliche Verbesse-
rungen. Gas- und Dampfturbinenkraftwerke ver-
sprechen z. B. durch die Erhöhung des Wirkungs-
grades einen verringerten Schadstoffausstoß, bei 
geringerem Brennstoffeinsatz und gleicher Strom-
gewinnung. Auch das im Zusammenhang mit der 
Klimaentwicklung heftig diskutierte Kohlendioxid 
könnte um etwa 1/4 reduziert werden. Vorausset-
zung hierfür ist u. a. die Entwicklung neuer Hoch-
temperatur-Gasturbinen für hohe Einlaßtempera-
turen. Hierzu sind von Industrie und Hochschulen 
die erforderlichen technischen Voraussetzungen 
zu entwickeln. 

— In Anbetracht der derzeitigen Energiepreise wird 
die Kohleveredelung, vor allem die Hydrierung 
von Steinkohle, in absehbarer Zeit nicht wettbe-
werbsfähig werden. Andererseits darf unter dem 
Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit in der 
Beherrschung der Technologie kein „Fadenriß" 
entstehen. Die technische Weiterentwicklung un-
ter diesen Randbedingungen ist durch die Anwen-
dung der Hydriertechniken zur Aufarbeitung von 
Rückstandsölen und Schwerölen sowie das Copro-
cessing-Verfahren zu sichern. Darüber hinaus ist 
durch die Förderung neuer Verfahrensansätze 
nach Kosten- und Umweltvorteilen zu suchen. 

— Der Inhalt von Erdöllagerstätten wird mit konven-
tionellen Gewinnungsmethoden nur zu etwa 15 bis 
20 % genutzt. Durch die Entwicklung von sog. ter-
tiären Gewinnungsmethoden läßt sich diese Aus-
beute verdoppeln. Zu diesem Zweck werden Poly-
mere und Tenside entwickelt und auf ihre Eignung 
getestet. 

— Prospektions- und Explorationsmethoden zur Er-
kundung von Kohlenwasserstofflagerstätten wer-
den neu oder weiterentwickelt. Ferner wird an  der 
Gewinnung und Verarbeitung unkonventioneller 
Öle (Schweröle) gearbeitet, von denen es weltweit 
sehr große Vorkommen gibt. 

Internationale Zusammenarbeit 

Die Bundesrepublik Deutschl and führt im Rahmen 
der internationalen Energieagentur (IEA) multilate-
rale Kooperationsprojekte zu Forschung und Entwick-
lung auf dem Gebiet der fossilen Energieträger durch 
(vgl. auch Teil IV, Abschnitt 2.5). Darüber hinaus för-
dert die Europäische Gemeinschaft in eigener Verant-
wortung Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstra-
tionsvorhaben auf diesem Gebiet. Ferner gibt es bila-
terale Projekte z. B. mit Großbritannien auf dem 
Gebiet Kohleverflüssigung und im Rahmen eines 
EUREKA-Projektes mit Frankreich auf dem Kraft-
werkssektor. 
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Erneuerbare Energiequellen und rationelle 
Energieverwendung 

Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen 
und zur rationellen Verwendung von Energien tragen 
zur weiteren Diversifizierung der Energieversorgung 
und zur Schonung der jetzt genutzten Ressourcen bei. 
Rationelle Energieverwendung leistet weiterhin ei-
nen Beitrag zur Minderung der Umweltbelastungen 
sowohl bei der Energieumwandlung als auch bei ihrer 
Verwendung. 

Erneuerbare Energiequellen 

In der Bundesrepublik Deutschland haben erneuer-
bare Energiequellen derzeit einen Anteil von ca. 3 % 
am Primärenergiebedarf. Der überwiegende Teil wird 
dabei durch Wasserkraftnutzung gedeckt. Dieses Po-
tential ist damit zu mehr als 3/4 ausgeschöpft. Der Rest 
(0,7 %) besteht überwiegend aus der Nutzung von 
Energie, die bei der Verbrennung von Abfallstoffen 
und Biomasse anfällt. 

Die übrigen erneuerbaren Energiequellen, insbeson-
dere die aktive Nutzung der Sonnen- und Windener-
gie, tragen z. Z. energetisch kaum zur Deckung des 
Energiebedarfs bei. Eine Abschätzung der verfügba-
ren Energie-Potentiale bei den erneuerbaren Ener-
gien weist etwa 15 bis 34 Mio t SKE 3) im Jahre 2000 
gegenüber etwa 9 Mio t SKE im Jahre 1988 an  tech-
nisch realisierbarem Potential aus. 

Das Problem der Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len liegt in vielen Fällen in ihren relativ niedrigen Lei-
stungs- und Energiedichten sowie in ihrer in der Regel 
zeitlich schwankenden Verfügbarkeit. Hinzu kommt, 
daß die erneuerbaren Energien auf einen Energie-
markt treffen, der schon seit längerem stagniert. Sie 
stehen deshalb in einem Verdrängungswettbewerb 
mit etablierten Techniken, wobei wirtschaftliche Ge-
sichtspunkte überwiegend die Vermarktung bestim-
men. Nur in ausgewählten Einsatzbereichen stehen 
bereits heute einige Techniken an der Grenze der 
Wirtschaftlichkeit: Windkraftwerke, Photovoltaik, 
Erdwärmenutzung, energe tische Biomasse-Nutzung. 
In Zukunft wird ihnen jedoch in Anwendungsfällen, 
bei denen Umweltverträglichkeit und die lokale Ent- 

3) Steinkohleeinheit (Energiemaßeinheit) 

lastung der Immissionsvorbelastung ein hoher Stel-
lenwert zuerkannt wird, eine größere Bedeutung zu-
kommen. Zudem wird den erneuerbaren Energien, 
insbesondere der Photovoltaik, aus heutiger Sicht ein 
hohes Entwicklungspotential zugeordnet. Daher ist 
eine langfristig angelegte Forschungs- und Entwick-
lungsförderung, auch im Grundlagenbereich, not-
wendig. 

Neben der Entwicklung technischer Elemente liegt 
die Bedeutung der erneuerbaren Energien insbeson-
dere im Verbundeinsatz mit etablierten Techniken 
und im weitergehenden Einsatz in Ländern der Drit-
ten Welt; so sind die Einsatzmöglichkeiten für die 
Photovoltaik in den Entwicklungsländern bei der 
Stromversorgung von Siedlungen, Trinkwasser- und 
Bewässerungsanlagen außerordentlich hoch. 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Marktreife von Wärmepumpen und erste wirt-
schaftliche Anwendungen von Solaranlagen der 
ersten Genera tion zur Erzeugung von warmem 
Brauchwasser 

— technische Anwendungsreife mono- und polykri-
stalliner Siliziumzellen 

— erste Erfahrungen im Demonstra tions- und Erpro-
bungsbetrieb von netzverbundenen und nicht-
netzverbundenen photovoltaischen Energiever-
sorgungsanlagen u. a. in landwirtschaftlichen Be-
trieben 

— technische Marktreife und erste Betriebserfahrun-
gen von kleinen und mittleren Windenergieanla-
gen, nachdem Erfahrungen mit dem Bau und Be-
trieb großer Anlagen vorliegen. Durchführung 
eines Breitentests „100 MW Wind" über 5 Jahre 
im Rahmen der Wind-Demonstrationsprogramme 
(unter großer Nachfrage, etwa 1 000 Einzelanla-
gen und 50 unterschiedliche Anlagentypen vorge-
sehen), Anlaufen des mit BMFT-Unterstützung ge-
bauten größten deutschen Experimentalwind-
parks bei Wilhelmshaven Ende 1989 

— Realisierung technischer und infrastruktureller 
Konzepte zur möglichst kostengünstigen Nutzung 
der Windenergien 

— Intensivierung der internationalen Zusammenar-
beit, besonders auch mit Entwicklungslände rn  bei 
Projekten zur Wind- und Sonnenenergienutzung 

— Entwicklung von Systemkomponenten zur Erzeu-
gung, Speicherung und Anwendung von Wasser-
stoff-Techniken, u. a. Hochleistungselektrolysen 
(Hot Elly) 

— Weiterentwicklung zur Energienutzung aus Bio-
masse und Abfallstoffen (3 — 4 % des Primärener-
giebedarfs) fortgeschrittener Verbrennungstech-
niken (z. B. Wirbelschichtfeuerung), Techniken 
zur Ver- und Entgasung sowie zur Gewinnung und 
Nutzung von Deponiegas. 

Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkte sind 
ferner die energe tische Nutzung von Pflanzen, die 
Umwandlung und Konditionierung von Biomasse so-
wie die Entwicklung und Erprobung geeigneter Ver-
wertungssysteme. 
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Weitere Maßnahmen: 

— Weiterentwicklung von Techniken zur solarther-
mischen und photovoltaischen Sonnenenergienut-
zung mit dem Ziel höherer Zuverlässigkeit und 
Wirtschaftlichkeit; Fortsetzung der Komponenten-
entwicklung 

— Verstärkung der anwendungsorientierten Grund-
lagenforschung im Bereich der Solartechnik in den 
Großforschungseinrichtungen 

— Weiterentwicklung der Techniken zur Herstellung 
kostengünstiger kristalliner Siliziumzellen mit ho-
hen Wirkungsgraden 

— Untersuchung von Mate rialien und Herstellverfah-
ren für Dünnschicht-Solarzellen aus amorphem 
Silizium und aus Verbindungshalbleitern 

— Fortsetzung laufender Demonstrationsprogramme 
wie „100 MW Wind" ; Auswertung der Betriebser-
gebnisse über wissenschaftliche Meß- und Eva-
luierungsprogramme 

— intensive Forschung und Entwicklung von Hoch-
energiebatterien, die u. a. für die Weiterentwick-
lung der Elektroautos eine wich tige Entwicklungs-
linie einnehmen. Ein Schwerpunkt ist dabei die 
Verbesserung oxidkeramischer Mate rialien zur Er-
höhung der Standfestigkeit und Verfügbarkeit 

— Entwicklung hydrologischer, geologischer und 
physikalisch-chemischer thermischer Speichersy-
steme für den Einsatz erneuerbarer Energien im 
Systemverbund 

— Entwicklung von Techniken zur Erzeugung von 
Wasserstoff durch Photovoltaik/Elektrolyse und 
zur Anwendung bei Fahrzeugantrieben, insbeson-
dere in kommunalen Bussen 

— Entwicklung und Erprobung oxidkeramischer so-
wie karbonat-schmelzender Brennstoffzellen, die 
u. a. wegen hoher erreichbarer Wirkungsgrade als 
elektrochemische Energiewandler mit Zukunft zu 
betrachten sind 

— Erforschung der Hot Dry Rock-Technik zur Nut-
zung von Erdwärme im europäischen Verbund. 
Für ein Demonstrationsprojekt in Zusammenarbeit 
mit der EG stehen als mögliche Standorte Soultz/ 
Frankreich, Bad Urach (Bundesrepublik Deutsch-
land) oder Cornwall  (Großbritannien) zur Verfü-
gung. Über die Durchführung ist z. Z. noch nicht 
entschieden. 

Ferner wird im Rahmen von FuE-Projekten die 
Detektion und Nutzung von hydrothermalen Vor-
kommen im Untergrund durch neue Verfahren 
und Methoden untersucht. 

— Intensivierung der internationalen Zusammenar-
beit auf der Ebene der Forschung auf den Gebieten 
Geothermie, Photovoltaik, Komponentenentwick-
lung, Solarthermie und bei der Entwicklung, ins-
besondere im Verbund mit Entwicklungsländern. 
Im Bereich der photovoltaischen und solarthermi-
schen Anwendungstechnik werden unter dem 
Schwerpunkt „Anwendung im ländlichen Raum 
der Dritten Welt" folgende Aufgaben verfolgt: 

O weltweite Demonstration und Erprobung pho-
tovoltaischer und solarthermischer Trinkwas-
serpumpen sowie photovoltaischer Kleinappli-
kationen 

O Anpassung und Erprobung kleiner Windkraft

-

anlagen für und in Ländern der Dritten Welt 

O Entwicklung neuer Verfahren unter Einsatz der 
Solarenergie in Bereichen wie Wasseraufberei-
tung und -entsalzung, Kühlung mit Prozeß-
wärme. 

Rationelle Energieverwendung 

Den größten Verbrauchsposten in der Energiebilanz 
der Bundesrepublik Deutschland mit einem nahezu 
konstanten Anteil von knapp 45 % am gesamten End-
energieverbrauch stellt, noch vor dem Sektor „Indu-
strie und Verkehr", der Sektor „Haushalt und Klein-
verbrauch" dar. Der weitaus überwiegende Teil die-
ser Energie dient der Beheizung von Gebäuden. Unter 
energiepolitischen wie unter Umweltschutzaspekten 
stellt die Erschließung des darin enthaltenen Einspar-
potentials eine vordringliche Aufgabe dar, die weiter-
hin auch Forschungs- und Entwicklungsanstrengun-
gen erfordert. 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Klassisches Ziel des baulichen Wärmeschutzes ist 
die Verminderung der Transmissionswärme-Ver-
luste durch die Gebäudeumfassungsflächen. Hier 
konnten mit weiterentwickelten Wärmedämmate-
riahen und neuartigen konstruktiven Lösungen die 
technischen Voraussetzungen für eine Erhöhung 
derjenigen gesetzlichen Anforderungen geschaf-
fen werden, die seinerzeit über die zweite Stufe 
der „Wärmeschutzverordnung" in das Bauwesen 
eingeführt wurden. 

— Erste Grundlagenuntersuchungen und Experi-
mente im Bereich der transluzenten Wärmedäm-
mung haben gezeigt, daß mit diesen neuen Mate-
rialien an massiven Gebäudeaußenwänden oder in 
Lichtöffnungen die Energiegewinne sowohl in 
passiven und passiv-hybriden Solarsystemen als 
auch in aktiven Systemen wie Flachkollektoren 
entschieden verbessert werden können. Im Rah-
men eines umfangreichen Verbundvorhabens 
wurden die Voraussetzungen für eine Reihe von 
anwendungsnahen Systementwicklungen und 
-tests geschaffen. 

— Verstärkte Kombination von Lüftung und Heizung 
in Verbindung mit Wärmerückgewinnung ist als 
Folge verstärkter Energiesparmaßnahmen gera-
dezu zwangsläufig eminent wich tig geworden. 
Insbesondere das breit gefächerte Verbundprojekt 
„Lüftung im Wohnungsbau" in Verbindung mit 
länderübergreifender Kooperation (Interna tionale 
Energieagentur) führte zu Ergebnissen, die z. Z. 
Eingang in die Praxis u. a. bei der laufenden Über-
arbeitung der sogenannten „Lüftungsnormen" fin-
den. 

— Bei energiesparenden Hausgeräten sind große 
Fortschritte zu verzeichnen, obwohl sich die Förde- 
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rung von FuE aufgrund eines funktionierenden 
Wettbewerbs auf dem Markt auf einige weni-
ge und beispielhafte Anstoßentwicklungen be-
schränkte, etwa die Entwicklung neuer, stromspa-
render Lampen und Leuchten. 

— Verbesserung konventioneller Heizungstechnik: 

Nachdem aufgrund intensiver Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten und eines ausgeprägten 
Wettbewerbs in den letzten Jahren ein hoher tech-
nischer Stand erreicht werden konnte, richtet sich 
die Forschung und Entwicklung nun speziell auf 
Optimierungs- und Schadstoffreduzierungsmaß-
nahmen. Gleichzeitig werden Anstrengungen un-
ternommen, das Handwerk in die Lage zu verset-
zen, die neuen Technologien optimal zu installie-
ren und zu warten. Zudem wurden im Rahmen 
einer Studie die Ursachen mangelnder Akzeptanz 
— z. B. Informationsdefizite, Anwendungspro-
bleme u. a. — ermittelt und ein Rahmenprogramm 
mit zahlreichen Vorschlägen zur Verbesserung 
dieser Situa tion durch kurz-, mittel- und langfri-
stige Strategien erarbeitet. 

— Passive Solarenergienutzung: 

Nachdem technische Voraussetzungen — z. B. 
Glasarchitektur — und Erfahrungen bei der Imple-
mentierung vorliegen und die Möglichkeiten und 
Grenzen des passiven Solarenergiegewinns in un-
serem Klima aufgezeigt werden konnten, findet 
die passive Solarenergienutzung zunehmend Bau-
herren als Nutzer. • 

— Erarbeitung umfassender Informationspakete über 
die umfangreichen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse der letzten 10 Jahre zum Zwecke der Ausbil-
dung, Weiter- und Fortbildung der Bauplaner und 
-ausführenden. Sie informieren über erfolgreich 
abgeschlossene Vorhaben, die der BMFT zum 
Themenbereich „Rationelle Energieverwendung 
und Solarenergienutzung in Haushalt und Klein-
verbrauch" gefördert hat und werden von der Bür-
gerinformation Neue Energietechnik (BINE 4 ) 
beim Fachinformationssystem Energie in Form von 
insgesamt 26 sog. BINE-Faltblättern an Interessen-
ten verteilt. 

Weitere Maßnahmen 

— Weiterentwicklung und Implemen tierung von 
neuen Werkstoffen zur Wärmedämmung, insbe-
sondere der transluzenten Wärmedämmung in 
passiven, passiv-hybriden und aktiven Solarsyste-
men 

— Entwicklung und Anwendung von technischen Lö-
sungen zur regu lierten Lüftung in Aufenthaltsräu-
men  

— Durchführung von Meßprogrammen bei der passi-
ven Solarenergienutzung zur Theorieverifikation 
und ggf. -anpassung, damit abgesicherte Pla-
nungsverfahren und Software erarbeitet werden 
können. 

4) Bürger-Information Neue Energietechnik (BINE), Mechen-
straße 57, 5300 Bonn 1 

Internationale Zusammenarbeit 
Die Bundesregierung betrachtet es als wich tige Auf-
gabe, durch Entwicklung geeigneter Technologien im 
Bereich erneuerbarer Energien und ra tioneller Ener-
gieverwendung 

— zur Lösung der Energieprobleme der Dritten Welt 
beizutragen 

— die Marktchancen der deutschen Wi rtschaft zu 
verbessern. 

Auch in Zukunft bleibt die Fortsetzung der internatio-
nalen Zusammenarbeit innerhalb der Internationalen 
Energieagentur (IEA) und der Europäischen Gemein-
schaft ein wichtiger Bestandteil der Forschungspoli-
tik. Die vor allem in den letzten Jahren stark ausge-
weiteten Programme der Europäischen Gemeinschaft 
haben die nationalen Förderprogramme wesentlich 
ergänzt. 

Nukleare Energieforschung (einschließlich 
Reaktorsicherheit) 

Bau und Betrieb der kommerziellen Leichtwasserre-
aktoren, die einen Anteil von etwa 40 % an der öffent-
lichen  Stromversorgung erreicht haben, bedürfen kei-
ner staatlichen Förderung mehr. Die FuE-Förderung 
richtet sich schwerpunktmäßig auf die Reaktorsicher-
heit, den Brennstoffkreislauf und die Einzelaspekte 
der Weiterentwicklung der fortgeschrittenen Reakto-
ren, d. h. der Brutreaktortechnik und der Hochtempe-
raturreaktortechnik. Das vornehmliche Ziel der Reak-
torsicherheitsforschung ist es, im Rahmen der Vorsor-
gepflicht des Staates die wissenschaftlich-technische 
Grundlage zur Beurteilung und Bewertung der Si-
cherheit kerntechnischer Anlagen zu schaffen und 
Anstöße zur Verbesserung und Weiterentwicklung 
der Sicherheitstechnik zu geben. Im Rahmen der Ent-
sorgung spielen die Untersuchungen zur Endlage-
rung eine besondere Rolle. Da Planung, Errichtung 
und Betrieb von Endlage rn  nach dem Atomgesetz in 
der Zuständigkeit des Bundes liegen, werden die er-
forderlichen FuE-Arbeiten in Ausfüllung dieser ge-
setzlichen Verpflichtung durchgeführt. 

Im Bereich Nukleare Energieforschung werden For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben bei Industrie, 
Hochschulen, Kernforschungszentren und anderen 
Forschungseinrichtungen gefördert. 
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Wesentliche Ergebnisse: 

— Erweiterung der werkstoffmechanischen Datenba-
sis für Komponenten in den Bereichen hoher Tem-
peratur, dynamischer Belastung und Alterung 

— Untersuchungen am ehemaligen Heißdampfreak-
tor (HDR). Sie bestätigen ausreichende Sicher-
heitsreserven bei Belastungen der Rohrleitungen 
in einem Kernkraftwerk durch Thermoschock, 
Flugzeugabsturz oder Erdbeben 

— Bestätigung der Wirksamkeit des deutschen Not-
kühlkonzepts mit kombinierter Einspeisung: Sie 
wurde bei Versuchen im Maßstab 1 : 1 an der Up-
per Plenum Test Facility (UPTF) bestätigt. Eignung 
und Wirksamkeit von Systemfahrweisen wurde in 
dem Integralversuchsstand PKL (Primärkreislauf) 
demonstriert 

— Abschluß der Phase B der Deutschen Risikostudie 
Kernkraftwerke. Zwischenergebnisse hatten be-
reits die Möglichkeit zu Verbesserungen aufge-
zeigt, die z. T. schon umgesetzt wurden. Möglich-
keiten zu einer Verminderung des Risikos durch 
Aktivierung anlageninterner Notfallschutzmaß-
nahmen wurden untersucht 

— Weiterentwicklung der Methoden der Sicherheits-
analyse für Anlagen des Brennstoffkreislaufs und 
der Endlagerung 

— mit der Förderung des Forschungsreaktors MPR 30 
in Indonesien, einem neuartigen System mit nied-
rig angereichertem Brennstoff, wurde ein Beitrag 
zu den internationalen Bestrebungen zur Reduzie-
rung des Prohferationsrisikos geleistet 

— 10 Jahre erfolgreicher Bet rieb der Schnellbrut-
reaktor-Versuchsanlage Kompakte Natriumge-
kühlte Kernreaktoranlage (KNK II) in Karlsruhe 

— Fertigstellung der Schnellbrutreaktor-Versuchs-
und Prototypanlage SNR 300 Kalkar im Jahre 
1986, Sicherstellung der Finanzierung einer sog. 
Wartephase 1989 und — falls erforderlich — 1990 
und 1991 zur Erlangung der noch ausstehenden 
Genehmigungen 

— Nach der Übergabe des THTR-300 Hamm-Uen-
trop an  den Betreiber Mitte 1987 lieferte ein etwa 
1 2jähriger Betrieb wichtige Erfahrungen. Wegen 
Anfang 1989 aufgetretener wirtschaft licher 
Schwierigkeiten der Betreibergesellschaft wurde 
auf eine Wiederinbetriebnahme verzichtet 

— Im stillgelegten Salzbergwerk Asse wurden die 
technischen Vorbereitungen wirk lichkeitsnaher 
Versuche zur Einlagerung hoch- und mittelaktiver 
Abfälle abgeschlossen. Die Errichtung eines Bau-
werks für den 1 : 1-Test eines Streckenabschlusses 
hat begonnen. 

— Für die anstehenden Fragestellungen zur L ang-
zeitsicherheit von nuklearen Endlagern wurde ein 
geschlossener Forschungsplan erarbeitet. 

— Die bisherigen Ergebnisse der Arbeiten zur direk-
ten Endlagerung abgebrannter Brennelemente ha-
ben gezeigt, daß diese Technik auch unter Sicher-
heitsgesichtspunkten realisierbar ist. Umfangrei-
che Demonstrationsversuche wurden vorbereitet 

und beginnen in Kürze. Aus einer größeren Anzahl 
möglicher Endlagerkonzepte wurden aufgrund sy-
stemanalytischer Untersuchungen drei für die De-
tailplanungen ausgewählt. 

— Obwohl die Meeresversenkung radioaktiver Ab-
fälle für die Bundesregierung nicht zur Diskussion 
steht, fördert sie aus informatorischen Gründen 
entsprechende FuE-Arbeiten oder beteiligt sich 
daran. Die bisher gewonnenen Ergebnisse spre-
chen nicht gegen die prinzipielle Möglichkeit, ra-
dioaktive Abfälle im Meeresboden sicher endzula-
gern. 

Weitere Maßnahmen, z. T. in Vorbereitung: 

— Weiterentwicklung von Methoden/Verfahren zur 
Bewertung der Restlebensdauer von Komponen-
ten 

— experimentelle und analytische Untersuchungen 
zur Bewertung von Maßnahmen des anlageninter-
nen Notfallschutzes 

— verbesserte Beschreibung der Vorgänge bei 
schweren Reaktorstörfällen. Hierbei sind außer 
Untersuchungen zur Wasserstoffproblematik auch 
experimentelle und analytische Arbeiten zur 
Schmelze/Beton-Wechselwirkung, dem Aerosol

-

verhalten im Sicherheitsbehälter und zur Filterent-
wicklung notwendig. 

— Entwicklung eines Analysesimulators und seine 
Anwendung in einer Testwarte zur Simula tion von 
Unfallabläufen und die Wirkung von Gegenmaß-
nahmen 

— probabilistische sicherheitsanalytische Untersu-
chungen zum Siedewasserreaktor 

— Weiterentwicklung der Laseranreicherung im Ver

-

bund mit der Hochleistungslaser-Entwicklung 

— Inbetriebnahme des SNR 300 

— Sammeln und Auswerten von Betriebserfahrungen 
(Verhalten und Lebensdauer von Komponenten, 
Verifizierung der Berechnungsunterlagen) bei den 
fortgeschrittenen Reaktoren 

— Weiterentwicklung der Brutreaktortechnik im 
Rahmen der europäischen Zusammenarbeit 

— Weiterentwicklung der Hochtemperaturreaktor-
baulinie, vor allem unter dem Gesichtspunkt der 
HTR-spezifischen Sicherheitseigenschaften und 
zur Anwendung nuklearer Prozeßwärme 

— Sicherheitsuntersuchungen zu Wiederaufarbei-
tungstechnologien für Brennelemente höherer 
Plutoniumanreicherung 

— Fortführung der Grundlagenforschung und techni-
scher Großversuche (Abschlußbauwerke, Bohr-
lochlagerung) zur Rea lisierung von Endlagern in 
Salz 

— Durchführung von langzeitigen In-Situ-Einlage-
rungsversuchen mit 30 hochaktiven Modellkokil-
len zur Demonstra tion der sicheren Endlagerbar-
keit radioaktiver Abfälle in Salz 

— Weiterentwicklung von Methoden und Verfahren 
zur Überprüfung bzw. zum Nachweis der L ang-
zeitsicherheit von Endlagern 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

— Fortführung der Demonstrationsversuche zur di-
rekten Endlagerung im Hinblick auf den Nachweis 
der Anwendungsreife dieser Technik 

— modellhafte Beseitigung des stillgelegten Kern
-kraftwerks Niederaichbach (KKN) 

— Optimierung der Maßnahmen zur Spaltmaterial-
überwachung. 

Internationale Zusammenarbeit 

Internationale Zusammenarbeit hatte im Bereich der 
nuklearen Energieforschung und -technologie schon 
immer einen hohen Stellenwert. 

Die Bundesregierung unterstützt die Programme zur 
Weiterentwicklung der Kernenergie in der 

— Europäischen Gemeinschaft im Rahmen des dort 
laufenden Energieforschungsprogramms 

— Kernenergieagentur (NEA) der OECD 

— Internationalen Atomenergie-Organisa tion (IAEO) 

und hat daran Anteil (vgl. auch Teil IV, Kapitel 2). 

Darüber hinaus bestehen bilaterale und multilaterale 
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit sowie zur 
Durchführung gemeinsamer Projekte. 

Die Schwerpunkte der internationalen Zusammenar-
beit liegen auf den Gebieten 

— schnelle Brutreaktoren 

— Reaktorsicherheitsforschung 

— Brennstoffkreislauf. 

mend die technischen Probleme Interesse, die mit 
dem Bau eines Fusionsreaktors verbunden sind. Dem-
entsprechend ist die zukünftige Zielrichtung der Fu-
sionsforschung: 

— Lösung der plasmaphysikalischen Probleme mit 
Hilfe großer Experimentiereinrichtungen 

— Bearbeitung technischer Fragestellungen in einem 
umfassenden Technologieprogramm. 

Das deutsche Fusionsprogramm wird institutionell ge-
fördert. In den drei Großforschungseinrichtungen 
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) Garching, 
Forschungszentrum Jülich (KFA) und Kernfor-
schungszentrum Karlsruhe (KfK) (vgl. auch Teil V, 
Kapitel 4) werden arbeitsteilig plasmaphysikalische 
und technologische Untersuchungen zur Kernfusion 
in Großexperimenten durchgeführt. Das deutsche Fu-
sionsprogramm ist Bestandteil des europäischen Pro-
gramms, das von EURATOM koordiniert und mit be-
trächtlichen Gemeinschaftsmitteln gefördert wird. 

Dieses europäische Fusionsprogramm wird nach 
mehrfachen Begutachtungen, u. a. durch ein Gre-
mium unabhängiger Wissenschaftler, aufgrund des 
Beschlusses des EG-Rates für den Zeitraum 1987 bis 
1991 fortgesetzt. Ziel des EURATOM-Fusionspro-
gramms ist es, in etwa 40 Jahren die Fusion als Ener-
giequelle zur Verfügung zu haben. Um dieses Ziel zu 
erreichen, soll nach JET nur noch ein einziges Groß-
projekt Next Europe an  Torus (NET) als Zwischen-
schritt gebaut werden. 

Seit 1988 arbeiten Wissenschaftler der USA, Japans, 
Kanadas, der UdSSR und des Europäischen Fusions

-

programms am Entwurf des nächsten Experiments, 

Kernfusionsforschung 

Eine erfolgreiche Durchführung der Fusionsexperi-
mente an den Tokamak-Anlagen Joint European To-
rus (JET) und an  dem amerikanischen Tokamak Fu-
sion Test Reactor (TFTR) wird in den nächsten vier bis 
fünf Jahren voraussichtlich sehr nahe an  das Lawson-
kriterium (Erreichen der nötigen Plasmadichte über 
hinreichend lange Zeit) und damit an  ein erstmals 
energielieferndes Plasma heranführen. Bedingt durch 
die Fortschritte in der Plasmaphysik finden zuneh- 
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eines Internationalen Thermonuklearen Experimen-
tellen Reaktors (ITER), im IPP Garching zusammen 
mit dem Ziel, statt einer Europäischen Lösung ein 
weltweites Experiment zu verwirklichen. 

Die dafür notwendige Weichenstellung wird Anfang 
der 90er Jahre aufgrund der dann vorliegenden Er-
gebnisse der Großexperimente im Zusammenhang 
mit dem Beginn der Detailplanung der nächsten Groß-
versuchsanlage erwartet. 

2.6 Umweltforschung; Klimaforschung 
(Förderbereich F) 

Ökologische Forschung 

Ziel der ökologischen Forschung ist es, durch interdis-
ziplinäre Forschung über ökologische Zusammen-
hänge Schädigungen und Schädigungsmöglichkeiten 
der Umwelt zu erkennen und damit eine Grundlage 
für Vorschläge zum Schutz vor möglichen Schäden 
oder zur Schadensbehebung zu schaffen. 

Forschungsschwerpunkte sind: 

— Ökosystemforschung 

— Bodenbelastung und Wasserhaushalt 

— Waldschadensforschung 

— Atmosphärische Prozesse und stratosphärische 
Ozonforschung 

— Umweltchemikalien 

— Umwelt und Gesundheit. 

Folgende Themen stehen dabei im Vordergrund: 

Ökosystemforschung 

In der Wissenschaft setzt sich immer mehr die Er-
kenntnis durch, daß Schädigungsprozesse unserer 
Umwelt nur dann hinreichend erkannt und bewertet 
werden können, wenn sie nicht einzeln, aus ihrem 
Zusammenhang herausgelöst be trachtet werden. 
Deshalb kommt der Ökosystemforschung — der 
Ganzheitsbetrachtung der Ökologie — in Zukunft be-
sonderer Stellenwert zu. 

Ökosystemforschung führt zu einer besseren Kenntnis 
der Stoff- und Energieströme — auch der Schadstoff

-

ströme — , zu einem verbesserten Verständnis der Ur-
sachen- und Wirkungsmechanismen und des ökologi-
schen Gleichgewichts von Ökosystemen. 

Langfristig können dann hieraus die zur Schadensver-
hütung oder -begrenzung notwendigen Maßnahmen 
abgeleitet werden. 

Es ist jedoch bei dieser Art  interdisziplinärer For-
schung notwendig, sich auf das Wesentliche zu be-
schränken und eine organisierte Kooperation aller an 
dieser wissenschaftlichen Fragestellung beteiligten 
Institutionen des Bundes und der Länder, wie z. B. 
Forschungsinstitute der Hochschulen, Großfor-
schungseinrichtungen, Max-Planck-Gesellschaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft, schrittweise herbeizufüh-
ren. 

Mit der Etablierung ausgewählter zentraler Ökosy-
stemforschungsprojekte, die sich z. B. mit Wald-, 
Agrar-, Stadt-/Industrieökosystemen befassen und 
langfristig angelegt sind, soll eine verbesserte Ar-
beitsteilung und — damit verbunden — eine nutzbrin-
gendere Konzentration der Forschungsaktivitäten er-
zielt werden. 

Bodenbelastung und Wasserhaushalt 

Die vielfältigen Funktionen des Bodens, seine Schutz-
bedürftigkeit, die an ihn gestellten Nutzungsansprü-
che und die daraus resultierenden Gefahrenpoten-
tiale bestimmen die Inhalte der Forschung zum Schutz 
des Bodens: 

— Erfassung der Bedingungen, Strukturen und Vor-
gänge, die den Boden als integralen Bestandteil 
von terrestrischen Ökosystemen mit ihren Energie- 
und Stoffkreisläufen befähigen, seine Leistungsfä-
higkeit durch Selbstregulierung auch in Bela-
stungssituationen zu erhalten 

— Eintrag, Verhalten und Wirkungen von Schwer-
metallen, organischen Substanzen, Nährstoffen 
(insbesondere Nitrat) und Säuren bzw. Säurebild-
nern, die durch direkten Eintrag, über das Wasser 
oder die Luft in den Boden gelangen 

— Untersuchungen zum besseren Verständnis, zur 
Prognose und zur Abwehr von Wind- und Wasser-
erosionsprozessen und Bodenverdichtungen 

— Entwicklung von Konzepten zur Bereitstellung von 
Informationen über die Böden, ihre Eigenschaften, 
Nutzungen und Belastungen sowie von Modellen 
für die Verknüpfung dieser Informationen zum Ab-
schätzen der Risiken bezüglich der Schädigung 
der verschiedenen Bodenfunktionen 

— Charakterisierung der Bodeninanspruchnahme 
durch Flächenverbrauch (für Siedlung, Verkehr, 
Industrie und Gewerbe, Altlasten) und Entwick-
lung von Alternativstrategien unter Berücksichti-
gung ökologischer Bel ange 

— Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse über 
Ursache/Wirkungsbeziehungen in Handlungs-
konzepte und Empfehlungen für einen schonen-
den und vorsorgenden Umgang mit der Ressource 
Boden bei konkurrierenden Nutzungsansprü-
chen. 

Der Boden ist wesentliches Kontaktmedium zum Was-
ser, das Oberflächen-, Grund-, Kapilar- oder Sicker-
wasser sein kann. Ferner erfüllt der Boden eine wich-
tige Funktion im Wasserhaushalt oder bei der Grund-
wasserbildung. Untersuchungen zur Ökologie von 
Fließgewässern einschließlich ihrer Ufer- und Auen-
bereiche sowie zur Ableitung ökologisch optimierter 
Schutz- und Nutzungskonzepte werden deshalb in 
enger Kopplung zur Bodenforschung durchgeführt. 

Waldsch a d ensforsch un g 

Durch interdisziplinäre Ursache-Wirkungsforschung 
wurden die verschiedenen Hypothesen zur Erklärung 
der neuartigen Waldschäden konzentriert an ausge- 
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wählten Standorten verfolgt. Die bisherigen For-
schungsergebnisse der zahlreichen vom Bund — ins-
besondere vom BMFT und den Bundesministerien für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) — und den Ländern geförderten Vorhaben 
weisen deutlich darauf hin, daß als Ursache für diese 
Waldschäden nicht einzelne Streßfaktoren allein aus-
schlaggebend sind, sondern daß es sich um komplexe 
Erkrankungen handelt, deren Ursachen standort- und 
zeitabhängig sind. Luftschadstoffe spielen dabei eine 
maßgebliche Rolle. 

Die Phase der Bestandsaufnahme kann als abge-
schlossen angesehen werden, ihr folgt jetzt eine ver-
tiefte Analyse der standortspezifischen Quantifizie-
rung der Einflußgrößen. 

Nach Auswertung der bisherigen Forschungsergeb-
nisse wird sich die Förderung des BMFT in Zukunft 
auf drei Schwerpunkte konzentrieren: 

— Immissions- und Depositionsmessungen mit dem 
Ziel, die Stoffströme an  den Schnittstellen Atmo-
sphäre/Blatt und Atmosphäre/Boden feststellen 
und bilanzieren zu können 

— Untersuchungen zum oberirdischen Wirkungs-
pfad, einschließlich biochemischer Untersuchun-
gen zum Eindringen und Verhalten der Schad-
stoffe im biologischen System 

— Untersuchungen zum unterirdischen Wirkungs-
pfad mit den Untersuchungskomplexen Chemie 
und Biologie/Biochemie des Bodens, Biologie/Bio-
chemie und Transportvorgänge in der Rhizosphäre 
und Stoffwechselphysiologie im Wurzelbereich, 
die alle eng miteinander zusammenhängen. 

Atmosphärische Prozesse und Stoffkreisläufe 

Die Folgen der Schadstoffbelastung der Atmosphäre 
wie z. B. im bodennahen Bereich Waldschäden, 

Materialschäden, Beeinträchtigung der Gesundheit 
des Menschen sowie Abbau der stratosphärischen 
Ozonschicht in der Höhe — erfordern eine Aufklärung 
der physikalisch-chemischen Prozesse von Spuren-
stoffen in der Atmosphäre. Neben der kleinräumigen 
und regionalen Verfrachtung sind auch die überregio-
nale Ausbreitung von Schadstoffen und deren Um-
wandlungsreaktionen während des Transports zu un-
tersuchen. Besonderes Augenmerk wird dabei aber 
auch auf die Ablagerung von anthropogenen Spuren-
stoffen gelegt, um die Schadstoffkreisläufe zu bilan-
zieren und gesicherte Daten für die Wirkungsfor-
schung zu bekommen. 

Die Schwerpunkte der BMFT-Förderung in diesem 
Bereich sind 

— das EUREKA-Projekt EUROTRAC, in dem unter 
Beteiligung von 17 europäischen Staaten in 14 
Subprojekten der Transport und die Umwandlung 
umweltrelevanter Spurenstoffe in der Troposphäre 
über Europa erforscht werden 

— das Ozonforschungsprogramm mit dem Ziel, Art 
und Umfang der veränderten Ozonkonzentration 
in der Stratosphäre festzustellen, die Ursachen zu 

ergründen und Vorhersagen für die künftige Ent-
wicklung zu ermöglichen. 

Umweltchemikalien 

Für die Erfassung und Abschätzung des Gesamtrisi-
kos für die unbelebte und belebte Umwelt durch Che-
mikalien gilt es vorrangig, Methoden und Verfahren 
zur langfristigen Trenderkennung bei der Schadens-
belastung zu entwickeln. Neben der Ermittlung der 
Dosis/Wirkungsbeziehung von Stoffen oder Stoffklas-
sen auf Lebewesen rücken zunehmend Fragen nach 
Wirkung und Verhalten von Umweltchemikalien in 
Ökosystemen in den Mittelpunkt der Untersuchun-
gen; also Fragen der 

— Ausbreitung, Deposition, Akkumulation und Um-
wandlung von Umweltchemikalien, 

— Reaktionen im System mit dem Ziel der Übertrag-
barkeit von Ergebnissen aus Einzelspezies-Tests 
auf andere Organisationsebenen im Ökosystem 
(Individuen, Populationen, Lebensgemeinschaf-
ten), Regenera tion und Anpassung von Lebewe-
sen. 

Umwelt und Gesundheit 

Langzeitstudien zur Erkennung gesundheitsschädli-
cher Wirkungen von Umweltfaktoren haben beson-
dere methodische Schwierigkeiten. Der Grund dafür 
liegt u. a. in der Vielfalt möglicher Risikofaktoren und 
der Trennung der verschiedenen Einflüsse. Hierzu 
gehört auch die große Anzahl von Schadstoffen, die 
auf den Menschen einwirken können. 

In Anbetracht der toxischen Wirkungen verschie-
dener chemischer Substanzen — z. B. der Dio xine und 
Furane — sind genaue Kenntnisse über das Entstehen 
und Auftreten solcher Stoffe notwendig. Sie müssen 
durch umfangreiche toxikologische Untersuchungen 
ergänzt werden, um die möglichen Risiken auch für 
den Menschen zu beschreiben. Soweit noch nicht vor-
handen, sind die Voraussetzungen für die umfangrei-
chen Untersuchungen der Wirkungen hochtoxischer 
Stoffe, z. B. in Tierversuchen, zu schaffen. Ferner ist 
zu erforschen, wie zukünftig eine rückstandslose ge-
fahrenfreie Besei tigung — beispielsweise durch Um-
wandlung der Stoffe — erreicht werden kann. Die 
Zahl und insbesondere der große Aufwand für die 
Untersuchung solcher hochtoxischen Stoffe macht 
eine gezielte interna tionale Arbeitsteilung unum-
gänglich. 

Durch experimentelle und epidemiologische Untersu-
chungen sollen Risikosubstanzen aufgespürt werden. 
Neue Methoden und Indikatoren sollen entwickelt 
werden, die als Instrument für eine Früherkennung 
von Schadstoffbelastungen eingesetzt werden kön-
nen. Der Übertragbarkeit der Forschungsergebnisse 
auf den Menschen kommt besondere Bedeutung zu. 

Internationale Zusammenarbeit 

Umweltprobleme sind keine Phänomene, die na tional 
eingegrenzt werden oder allein auf nationaler Ebene 
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gelöst werden können. Im Rahmen der ökologischen 
Forschung ist deshalb von Beginn an versucht wor-
den, Problemlösungen zusammen mit unseren Nach-
barstaaten, aber auch auf außereuropäischer Ebene 
zu finden. 

Beispiele für inte rnationale Zusammenarbeit sind die 
EUREKA-Projekte EUROTRAC und Lasfleuer oder 
das auf Initiative von Frankreich und der Bundesrepu-
blik Deutschland zustande gekommene EUROSILVA-
Projekt, in dem die Physiologie des Baumes näher 
untersucht werden soll. Steigende Bedeutung ge-
winnt auch die Zusammenarbeit im Rahmen der 
EG-Forschungsprogramme (z. B. STEP). 

In der Zusammenarbeit mit außereuropäischen Staa-
ten soll in Zukunft vor allem der Tropenökologie ver-
stärkte Aufmerksamkeit gewidmet werden. Ein ent-
sprechendes deutsch-chinesisches Gemeinschafts-
projekt ist bereits in G ang gesetzt worden; es soll 
einen Beitrag zum UNESCO-Programm „Mensch und 
Biosphäre" leisten. Mit Brasilien sind ebenfa lls erste 
Projekte angelaufen. Diese Kooperation soll in Zu-
kunft erheblich ausgeweitet werden. 

Umwelttechnologien 

Abfallwirtschaft 
Ziele einer modernen, umweltfreundlichen Abfall-
wirtschaft sind entsprechend der 4. Novelle des Ab-
fallgesetzes 

— Abfallvermeidung 

— Abfallverwertung 

— umweltfreundliche Entsorgung. 

Die stoffliche und energe tische Verwertung von Ab-
fällen sind hierbei gleichrangige Ziele und haben Vor-
rang vor der Entsorgung, soweit dies wirtschaft lich 
vertretbar ist. 

Beispiele für FuE-Projekte im Bereich Abfallvermei

-

dung sind die Entwicklung umweltfreundlicher Ent

-

fettungs-, Reinigungs- und Oberflächenbehandlungs

-

techniken sowie die Entwicklung rückstandsarmer 
Produktionstechniken (z. B. zur Aufbereitung von Alt-
öl unter Vermeidung von Säureharzen oder rück-
standsarme Lackierprozesse). 

Weitere FuE-Schwerpunkte sind entsprechend den 
Zielen des Abfallgesetzes FuE-Projekte zur Vermin-
derung, Vermeidung und Verwertung von Abfällen: 

— Thermische Verfahren der Müllbehandlung (Re-
duzierung des Müllvolumens): 

Bei der Müllverbrennungstechnik gilt es insbeson-
dere, Emissionsverlagerungen weitgehend zu ver-
meiden. Aus diesem Grunde werden FuE-Arbeiten 
zur verbesserten Rauchgasreinigungstechnik so-
wie zur Optimierung der Feuerungstechnik durch-
geführt; durch verfahrenstechnische Maßnahmen 
sollen insbesondere Emissionen von Schadstoffen 
(u. a. Dioxine) vermieden werden. 
Gleichzeitig wird die Erhöhung der Verfügbarkeit, 
des Wirkungsgrades sowie der kombinierten 
Schlamm-/Müllverbrennung bei Verbrennungs-
anlagen untersucht. 
Von besonderer Bedeutung ist die Erprobung der 
Wirbelschichtfeuerung für feste Abfallstoffe sowie 
die Müllvorbehandlung bei der Verbrennungs-
technik. 

— Neue Verfahren zur Entsorgung und Verwertung 
von Sondermüll: 

Fragen der Energie- und Rohstoffrückgewinnung, 
der Vermeidung von Emissionsverlagerungen so-
wie der Umarbeitung der Abfälle zu verwertbaren 
Wirtschaftsgütern stehen hierbei im Vorder-
grund. 
Ferner werden Techniken zur Wieder- und Weiter-
verwendung von Altkunststoffen, Kleinbatterien 
sowie CKW- und PCB-haltigen Abfallstoffen ge-
fördert. 
Darüber hinaus soll die Aufbereitung von salzhal-
tigen Schlacken erprobt und in die Pra xis einge-
führt werden. 

— Neue Verfahren zur umweltfreundlichen Deponie-
rung von Abfallstoffen: 

FuE-Projekte werden zur Sammlung und Aufbe-
reitung von Deponiesickerwässern durchgeführt. 
Auch die Sammlung und Aufbereitung von Depo-
niegas zu reinem Methan (H-Gas-Qualität) wird 
verfolgt mit dem Ziel, diese Emissionen nutzbar in 
konventionelle Gasverteilungsnetze einzuspeisen. 
Hinzu kommen Projekte zum Verhalten des Depo-
niekörpers, zur Langzeitstabilität von Dichtsyste-
men und zum Verhalten der geologischen Barriere 
bei Deponien. 
Auch Vorhaben zur Untertagedeponie von Son-
derabfällen in Salzkammern werden gefördert. 

— Sanierung von Altlasten: 

Bei der Sanierung von Altlasten werden neue Ver-
fahren und Methoden zum vor- und nachträgli-
chen Grundwasserschutz (z. B. in Situ-Sanierungs-
techniken), der Deponiesickerwässer-Aufberei-
tung sowie von Such- und Erkennungstechniken 
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von Altlasten gefördert. Hinzu kommt die Entwick-
lung von Verfahren zur Entgiftung von durch ehe-
malige industrielle Tätigkeiten kontaminiertem 
Erdreich sowie Methoden zur Aufbereitung von 
verunreinigtem Grundwasser. Zur Weiterentwick-
lung des Technikstandes sowie zur Erprobung 
neuer Verfahren und Methoden fördert der BMFT 
die ganzheitliche Sanierung von ausgewählten 
Altlasten mit Modellcharakter. 

— Verbesserung und Weiterentwicklung abfallwirt-
schaftlicher Grundlagen und Planungsinstru-
mente: 

Die Weiterentwicklung von Methoden der chemi-
schen und physikalischen Abfallanalytik sowie 
Sammlung und Auswertung abfallwirtschaftlicher 
Daten werden gefördert. 

Emissionsarme Technologien und Produkte 

Die Verminderung von Emissionen bei industriellen 
Prozessen kann durch prozeßnachgeschaltete (sekun-
däre) Reinigungsmaßnahmen oder aber durch Ver-
meidung von Schadstoffen an  der Emissions-Quelle, 
d. h. durch Primärmaßnahmen, erfolgen. Eine Mög-
lichkeit, Schadstoffemissionen nicht nur bei der Pro-
duktherstellung, sondern auch bei der Produktver-
wendung und Abfallentsorgung zu vermeiden, ist die 
Substitution toxischer Einsatzstoffe durch ökologisch 
unbedenklichere Stoffe mit vergleichbaren Produkt-
eigenschaften. Durch derartige Maßnahmen wird der 
Schritt vom reparierenden zum vorbeugenden Um-
weltschutz vollzogen. 

Der Einsatz emissionsarmer Verfahren und Produkte 
bietet sich vor allem bei schwer abbaubaren Schad-
stoffen an, da hierbei nachgeschaltete Sekundärmaß-
nahmen häufig zu Emissionsverlagerungen führen. 

Weiterhin ist bei Prozessen mit hohem Schadstoffaus-
stoß in der Regel eine Vermeidung an der Quelle die 
wirkungsvollere (und häufig wirtschaftlichere) Lö-
sung gegenüber aufwendig zu dimensionierenden 
Sekundärmaßnahmen. 

Sowohl die Vermeidung nicht abbaubarer Schadstoffe 
als auch die Verminderung hoher Schadstofffrachten 
ist Ziel von FuE-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
schadstoffarmen Technologien und Produkte. Einen 
Schwerpunkt bildet hierbei die Verminderung der 
Emissionen von flüchtigen organischen Verbindun-
gen, insbesondere Halogen-Kohlenwasserstoffen und 
organischen Lösungsmitteln, die in beträcht lichem 
Umfang zur Schadstoffbelastung der Luft beitragen 
und Mitverursacher von Ozonabbau und Treibhaus-
effekt sind. 

Darüber hinaus sollen durch die Entwicklung von 
emissionsarmen Verfahren die hohen Schadstoff-
frachten in ausgewählten Verfahrensbereichen, u. a. 
bei der 

— Gewinnung von Zellstoff 

— Kunststoffverarbeitung 

— Nahrungsmittel- und Getränkeherstellung, 

drastisch gesenkt werden. 

Luftreinhaltung 

Der inzwischen erreichte St and der Technik bei der 
Abscheidung von anorganischen Massenschadstof-
fen, der zum erheblichen Teil auf FuE-Fördermaßnah-
men — wie z. B. bei Rauchgasentschwefelung, Ent-
stickung , Wirbelschichtfeuerung, Stufenverbren-
nung, Feinstaubabscheidung u. a. — zurückgeht, er-
möglicht bei konsequenter Anwendung eine ent-
scheidende Reduzierung der Emissionen. 

Dahingegen bereiten die Emissionen von organischen 
Schadstoffen zunehmend Probleme. Hierzu gehören 
u. a. Stoffe, die eine sehr hohe Humantoxizität aufwei-
sen — z. B. Dioxine, kondensierte Aromaten —, und 
solche, die stark ökotoxisch sind — z. B. Fluor-Chlor-
Kohlenwasserstoffe (FCKW). Die technischen Maß-
nahmen zu ihrer Abscheidung sind schwierig und auf-
wendig. 

Es besteht daher ein ausgeprägter Bedarf an Techni-
ken zur Abscheidung organischer Luftschadstoffe, 
insbesondere wenn diese in geringer Konzentration 
oder in kleinen Volumenströmen auftreten. Die ziel-
gerichtete Durchführung der vorgenannten FuE-Ar-
beiten erfordert auch eine verbesserte Meß- und Ana-
lysentechnik. Insbesondere sind meßtechnische Ver-
fahren zu entwickeln, die es erlauben, geringe Kon-
zentrationen von organischen Schadstoffen selektiv, 
schnell, zuverlässig und mit vertretbarem Aufwand zu 
bestimmen. 

Eine weitere FuE-Aufgabe ist die Erfassung und Min-
derung von diffusen Schadstoffemissionen. Die hier-
für erforderliche Meßtechnik erfordert großräumig 
einsetzbare Methoden (u. a. flugtaugliche Meßver-
fahren, Fernmessung). 

Küstengewässer und Hohe See 

Nachdem die Entwicklung von Verfahren und Gerä-
ten zur Ölunfallbekämpfung erfolgreich abgeschlos-
sen werden konnte, befassen sich die weiteren FuE

-

Aktivitäten mit der Entwicklung von geeigneten Ver-
fahren und Geräten zur Bekämpfung von Chemika-
lienverschmutzungen auf See. Weiterhin werden lei-
stungsfähige Sensoren (Mikrowellenradiometer, La-
serfluoreszenzsensor) zur zuverlässigen und generell 
anwendbaren Erkennung von Meeresverschmutzun-
gen durch Öl aus der Luft entwickelt. 

Wasserforschung und -technologie 

Gewässerschutz, Hydrologie 

Der Zustand der Oberflächengewässer in der Bundes-
republik Deutschland hat sich erfreulicherweise seit 
Mitte der 70er Jahre wesentlich verbessert. Da insbe-
sondere die Belastung mit sauerstoffzehrenden Stof-
fen durch den Ausbau der biologischen Abwasserrei-
nigung wesentlich zurückgegangen ist, konnte sich 
der Sauerstoffhaushalt vieler Gewässer bereits weit-
gehend normalisieren. Eine nur teilweise Verbesse-
rung der Situation beobachtet man hingegen bei den 
Schadstoffen, die durch die mechanisch-biologischen 
Kläranlagen nur unvollkommen abgebaut werden, 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

wie z. B. Salz. Die Konzentration chlorierter, organi-
scher Verbindungen in Flüssen ist stagnierend bis 
leicht rückläufig. 

Die Situation des Grundwassers ist gekennzeichnet 
durch einen anhaltenden Anstieg des Gehaltes an  Ni-
trat, Sulfat und eines Härteanstiegs sowie durch eine 
Vielzahl von Kontaminationen mit anthropogenen 
Schadstoffen. Diese stammen teilweise von Altlasten, 
Auswaschung und Versickerung von unsachgemäß 
angelegten Deponien, alten Industrieanlagen und 
ähnlichem sowie aktuell durch Abschwemmung von 
Pestiziden aus der Landwirtschaft. Es fehlt allerdings 
noch ein Gesamtbild über die Situa tion der Grund-
wasserqualität. 

Generelle Zielsetzungen des BMFT-Förderpro-
gramms sind: 

— Sicherung der Wasserressourcen und eines ökolo

-

gisch hochwertigen Zustandes der Gewässer 

— Minimierung des Eintrags problematischer Stoffe 
in die Gewässer 

— Verbesserung der Möglichkeiten zur Prognose der 
Gewässerqualität und zur Quantifizierung der 
Auswirkungen von Gewässerschutzmaßnahmen. 

Wasserversorgung 

In der Bundesrepublik Deutschl and gibt es insgesamt 
gesehen keine Wassermengenprobleme. Mangel-
situationen entstehen nur dann, wenn die bisherigen 
Rohwasserquellen aus Qualitätsgründen nicht mehr 
genutzt werden können. Das ist vor allem der Fall, 
wenn Grundwässer durch Nitrat oder durch Pflanzen-
schutzmittel stark belastet sind. 

Um die Wasserversorgung langfristig zu sichern, müs-
sen wirkungsvolle und wirtschaftlich tragbare Metho-
den und Technologien entwickelt werden zur Trink-
wassergewinnung aus qualitativ beeinträchtigtem 
Rohwasser sowie zur Sanierung geschädigter Grund-
wasserleiter. 

Prioritäre Themenbereiche der BMFT-Förderung 
sind: 

— Untersuchungen zur Auswirkung störfallbedingter 
Belastungen auf die Trinkwassergewinnung und 
zu Möglichkeiten ihrer Vermeidung 

— Technologien und Maßnahmen zur Verminderung 
des Nitrateintrags in das Grundwasser 

— Entwicklung von aufeinander abgestimmten Auf-
bereitungs- und Desinfektionsverfahren mit mini-
miertem Desinfektionsmittelaufwand 

— Verbesserung der Verfahren zur Entfernung von 
Neutralsalzen und gesundheitlich bedenklichen 
Mikroverunreinigungen 

— Untersuchungen über die Ursachen und Vermei-
dungsmöglichkeiten der Korrosion sowie der 
durch sie bedingten Verschlechterung der Trink-
wasserqualität 

— Technologieentwicklung für einen breiteren Ein-
satz der Wiederverwendung von Abwasser als 

Brauchwasser, zur Einsparung von Trinkwasser 
sowie für innerbetriebliches Wasserrecycling. 

Abwasser- und Klärschlammentsorgung 

Für die Reduzierung biologisch abbaubarer Abwas-
serinhaltsstoffe hat sich die biologische Abwasserbe-
handlung als sehr leistungsfähiges Verfahren erwie-
sen; sie wurde allgemein im kommunalen und indu-
striellen Bereich in den letzten Jahren eingeführt, wo-
bei die kommunalen Kläranlagen auch etwa 3/4 bis 4/5 
der industriellen und gewerblichen Abwasserlast auf-
nehmen. 

— Kommunales Abwasser 

Im Aufgabenbereich der kommunalen Abwasser- 
und Schlammbehandlung hat die Effizienzsteige-
rung des Klärsystems für biologisch schwer abbau-
bare oder die Gewässerökologie belastende Stoffe 
höchste Priorität. Hierfür sind sowohl die Techno-
logien zur Vorbehandlung und weitergehenden 
Reinigung zu verbessern als auch die Prozeßstabi-
lität zu erhöhen. Weitere Schwerpunkte sind 
Schlammentsorgung und Sonderabwässer, z. B. 
Deponiesickerwässer und Gülle. 

Gefördert werden insbesondere folgende Themen-
bereiche: 

O Entwicklung neuer Technologien zur Detektion 
und Sanierung undichter Abwasserkanäle 

O Optimierung der weitergehenden Reinigung 
für Abwässer, insbesondere zur Entfernung von 
biologisch schwer abbaubaren Stoffen und von 
Nährstoffen (Stickstoff und Phosphor) 

O Verbesserung der Technologie der Schlamm-
verwertung und -entsorgung mit dem Ziel, De-
ponieraum zu sparen und Wertstoffe zurückzu-
gewinnen 

O Entwicklung spezifischer Behandlungsverfah-
ren für schwierige und konzentrierte Abwäs-
ser (Sonderabwässer, Deponiesickerwässer, 
Gülle). 

— Industrieabwasser 

Für die industrielle Abwasserbehandlung hat die 
Entwicklung von Methoden zur Verminderung der 
Gewässerbelastung durch schwer abbaubare bzw. 
gefährliche Stoffe größte Bedeutung. Die Bundes-
regierung konzentriert sich daher auf die Entwick-
lung und Demonstration neuer Verfahren zur indu-
striellen Abwasserbehandlung. 

Prioritäre Förderbereiche sind: 

O Erhöhung des Wirkungsgrades der zentralen 
Abwasserbehandlung bei problematischen 
Stoffen 

O Weiterentwicklung betriebsinterner Maßnah-
men zur Emissionsvermeidung und Optimie-
rung der Vorbehandlung industrieller und ge-
werblicher Abwässer 

O Entwicklung stoffspezifischer Eliminationsver-
fahren, insbesondere moderne biotechnologi- 
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sche und physikalisch-chemische Abwasserbe-
handlungsverfahren 

O Rückgewinnung von Wertstoffen aus Abwäs-
sem, insbesondere durch Membranverfahren 
oder andere physikalisch-chemische Metho-
den 

O Erhöhung der Betriebssicherheit von industriel-
len Abwasserbehandlungsanlagen durch Vor-
kehrungen gegenüber stoßartigen Belastungen 
und Störfällen. 

Wasseranalytik 

Die erheblich gestiegenen Anforderungen an die 
Analysemethoden für den Einsatz beim Gewässer-
schutz, bei Trinkwasser und Abwasser erfordern eine 
besondere Förderung dieses Bereichs. Aus derzeitiger 
Sicht werden folgende Schwerpunkte der Förderung 
gesehen: 

— Entwicklung von spezifischen, kontinuierlich ar-
beitenden physikalisch-chemischen Sensoren für 
die Anwendung in automatisierten Meßstationen 

— Technologien und Methoden zur Gewässerüber-
wachung und Aufklärung von Schadstofftrans-
portvorgängen 

— Auswertungs-, Bewertungs- und Prognosemetho-
den für Wasserschadstoffe und Wasserqualitäts-
daten. 

Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

Die engagierten Auseinandersetzungen über groß-
technische Risiken und Gefahrenpotentiale sind Aus-
druck eines wachsenden Bewußtseins, daß ein unge-
hemmter Technologieeinsatz nicht immer problemlos 
ist. Technische Großschäden, Natur- und Umweltka-
tastrophen finden deshalb erhöhte Aufmerksamkeit in 
der Öffentlichkeit. 

Die Bundesregierung sieht in der Behandlung von 
Risiko- und Sicherheitsfragen konventioneller und 
neuer Technologien im Rahmen ihrer FuE-Politik eine 
wichtige Aufgabe. Dies soll dazu beitragen, technolo-
gische Entwicklungen in ihren Zusammenhängen 
und Auswirkungen zu erkennen, ihre Chancen und 
Risiken abzuwägen und Entscheidungen über die 
Nutzung von Technologien zu begründen. 

Die Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik wid-
met sich der Bewertung der potentiellen Gefährdung 
von Menschen und Umwelt, insbesondere durch tech-
nische Einrichtungen, Anlagen und Systeme, der Ver-
besserung der Sicherheit und der Schadensbegren-
zung im Katastrophenfalle. 

Die Förderaktivitäten sind untergliedert in 

— Risikoanalysen, Modelle/Grundlagen 

— Organisation eines sicheren Bet riebs, Zusammen-
spiel Mensch und Maschine/Anlage 

— Auslegung von Maschinen und Anlagen für einen 
sicheren Betrieb 

— Untersuchungen zur Schadensfrüherkennung 

— Methoden und Maßnahmen zum vorbeugenden 
Brand-, Explosionsschutz 

— Methoden und Maßnahmen zum sicheren Ein-
schluß von Gefahrstoffen 

— Sichere Transport- und Lagersysteme 

— Wahrnehmung und Bewertung technischer Risi-
ken 

— Erkennungs-, Meß-, Regelungstechnik 

— sicherheitstechnische Hilfsmittel gegen Störfälle 

— organisatorich/strategische Vorkehrungen gegen 
Störfälle 

— Ursachen und Abläufe von Notfällen/Katastro-
phen 

— technische Systeme zur Brand- und Katastrophen-
bekämpfung. 

Wesentliche Ergebnisse liegen bereits aus abge-
schlossenen FuE-Vorhaben zur Lagerung und zum 
Transport  gefährlicher Stoffe, z. B. von Flüssiggasen 
vor. Die Ergebnisse führen zu verbesserten Sicher-
heitsvorschriften und damit zu geringeren Gefähr-
dungen durch Flüssiggase. 

Die Versagenswahrscheinlichkeit von Staudämmen 
durch verschiedene Schadensmechanismen wurde 
untersucht, bewe rtet und so systematisiert, daß die 
Schwachstellen jedes Staudamms ermittelt und durch 
spezifische Überwachungs- und Verbesserungsmaß-
nahmen besser beherrscht werden können. 

In laufenden FuE-Vorhaben werden in Zusammenar-
beit von Großchemie und Hochschulinstituten im Be-
reich der chemischen Verfahrenstechnik zahlreiche 
mit Wärmefreisetzung verbundene Verfahren, die im 
Störfall brennbare oder toxische Gase freisetzen 
könnten (Seveso- und Bhopal-Störfall), untersucht mit 
dem Ziel, beginnende Störfälle zu erkennen, zu be-
herrschen und so ein „Durchgehen" der Reaktion zu 
verhindern. 

Bei diesen erfolgreichen Förderaktivitäten war die in-
ternationale Zusammenarbeit mit praktisch allen Mit-
telmeerländern, USA, Kanada und Aus tralien von we-
sentlicher Bedeutung. Im Rahmen neuerer FuE-Vor-
haben wurden Länder wie Finnland und Norwegen in 
die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit einbezo-
gen. 

Strahlenschutzforschung 

Primäres Ziel des Strahlenschutzes ist es, Schäden 
durch ionisierende Strahlen soweit wie irgend mög-
lich zu verhindern, jede unnötige Strahlenexposition 
oder Kontamination von Personen, Sachgütern oder 
der Umwelt zu vermeiden und unvermeidbare Strah-
lenexpositionen oder Kontaminationen so gering wie 
möglich zu halten. 

Schwerpunkte der Forschung und Entwicklung auf 
dem Gebiet des Strahlenschutzes sind: 

— Analyse der natürlichen und zivilisatorischen 
Strahlenexposition 
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— Meßtechnik und Dosisermittlung 

— Radioökologische Daten und Modelle 

— Somatische und genetische Wirkungen von Strah-
lenexpositionen 

— Vorsorge für Störfälle und Unfälle 

— Strahlenrisiken durch Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und ionisierenden Strahlen 

— Verfahren und Einrichtungen zur Optimierung des 
Strahlenschutzes 

— Strahlenschutz bei der Behandlung und Beseiti-
gung radioaktiver Abfälle 

— Biologische Indikatoren, Pathogenese von Strah-
lenschäden einschließlich Diagnose und Thera-
pie. 

In den laufenden Forschungsvorhaben wird die zivili-
satorisch bedingte Veränderung der natürlichen 
Strahlenexposition insbesondere auch in Wohnhäu-
sern festgestellt. Weitere Forschungsvorhaben befas-
sen sich mit der Verbesserung bestehender Dosime-
tersysteme, der Ermittlung radioökologischer Parame-
ter, der Quantifizierung biologischer Effekte als Folge 
einer Strahlenexposition bei bestimmten Tätigkeiten 
im Rahmen des Brennstoffkreislaufs, der Optimierung 
von bestimmten Strahlenschutzmaßnahmen und Vor-
richtungen, dem Strahlenschutz bei der Handhabung 
radioaktiver Abfälle und der Entwicklung biologi-
scher Indikatoren. 

Gefördert werden diese Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben bei zahlreichen Hochschulinstituten 
und verschiedenen Bundesämtern und Bundesanstal-
ten. 

Die vorliegenden Ergebnisse ermöglichen eine reali-
stische Einschätzung der Strahlenbelastung durch Ra-
don in Wohnungen. Weitere Ergebnisse der For-
schungsvorhaben sind u. a. universell einsetzbare Do-
simeter, verbesserte Daten und Modelle zur Ermitt-
lung der Strahlenexposition der Bevölkerung sowie 
der Nachweis größerer Expositionen bei beruflich 
Strahlenexponierten über die biologische Dosi-
metrie. 

Die Forschungsaktivitäten der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiete des Strahlenschutzes 
sind in enger Beziehung zu der internationalen Strah-
lenschutzforschung zu sehen. Die Forschung in der 
EG und bei der OECD werden über die entsprechen-

den Beratungsgremien koordiniert. Daneben werden 
die Ergebnisse der Strahlenschutzforschung über die 
deutschen Vertreter bei ICRP (Interna tionale Strah-
lenschutzkommission) und bei UNSCEAR (Strahlen-
schutz-Komitee der UNO) eingebracht und fließen 
von dort in internationale Strahlenschutz-Regelungen 
ein. 

Klimaforschung 

Die Wissenschaft ist sich heute weitestgehend dar-
über einig, daß die steigenden Konzentrationen be-
stimmter Spurengase (Kohlendioxid, Methan, Ozon, 
Distickstoffoxid, FCKW) in den unteren 15 km der At-
mosphäre zu einer Klimaänderung führen werden. 
Noch versteht man Funktions- und Wirkungsweise 
unserer globalen und regionalen Klimasysteme nicht 
ausreichend. Deshalb hat sich Klimaforschung im 
Rahmen staatlicher Vorsorgeforschung als Aufgabe 
gestellt, 
— natürliche Klimavariationen und vom Menschen 

verursachte Klimaänderungen zu trennen 

— ihre Ursachen und Wechselwirkungen vollständi-
ger als bisher zu beschreiben 

— zukünftige Klimaentwicklungen vorherzusagen 
sowie 

— die Auswirkungen von Klimaänderungen auf Öko-
systeme und verschiedene Lebensbereiche, wie 
Landwirtschaft, Wasserhaushalt, Gesundheit, zu 
untersuchen. 

Das Klimaforschungsprogramm der Bundesregierung 
und darin besonders der BMFT-Förderschwerpunkt 
„Treibhauseffekt" leisten hierzu einen wesentlichen 
Beitrag. 

Ein wichtiges Instrument der deutschen Klimafor-
schung ist das Deutsche Klimarechenzentrum (DKRZ) 
in Hamburg. Dort  wurde eine Hierarchie von Model-
len für die Klimasubsysteme etabliert, die zur Lösung 
zahlreicher Fragestellungen aus Wissenschaft und Po-
litik zur Verfügung stehen und die ständig weiterent-
wickelt werden. Das DKRZ ist eng mit den Aktivitäten 
des Europäischen Zentrums für mittelfristige Wetter-
vorhersage (EZMW) verknüpft (vgl. im einzelnen 
Teil IV, Abschnitt 3.7). 

Klimaforschung kann sinnvoll nur in enger internatio-
naler Kooperation erfolgen. Den Rahmen bilden die 
verschiedenen großen Organisationen, wie World 
Meteorological Organiza tion (WMO), Interna tional 
Council of Scientific Unions (ICSU), Intergovernmen-
tal Oceanographic Commission (IOC), Europe an 

 Space Agency (ESA), European Organization for the 
Exploitation of Meteorological Satel lites (EUMET-
SAT) und die EG. Die Aktivitäten orientieren sich z. Z. 
überwiegend an den Zielen des Weltklimafor-
schungsprogramms (WCRP). 

Einen wesentlichen Beitrag leisten die Weltdatenzen-
tren für Oberflächenabfluß bei der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde und für Niederschlag beim Deut-
schen Wetterdienst, dieses befindet sich noch im Auf-
bau. 
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2.7 Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit 
(Förderbereich G) 

Die wichtigsten Förderschwerpunkte im Bereich der 
Medizin- und Gesundheitsforschung hat die Bundes-
regierung in dem ressortübergreifenden Programm 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund-
heit" zusammengefaßt, das bereits 1978 aufgelegt 
und zuletzt 1988 für den Zeitraum bis 1991 fortge-
schrieben wurde. Es wird gemeinsam vom BMFT, 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
(BMA) und vom Bundesminister für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit (BMJFFG) durchgeführt. 

Die zentrale Aufgabe des Programms besteht darin, 
durch gezielte Förderangebote und strukturverbes-
sernde Maßnahmen Forschungsdefizite in gesund-
heitspolitisch wichtigen Bereichen abzubauen. Das 
Programm will  mit den Mitteln von Forschung und 
Entwicklung zur Erreichung der zentralen Ziele der 
Gesundheitspolitik beitragen: die Gesundheit der 
Bürger zu erhalten, zu fördern und im Krankheitsfall 
wiederherzustellen und das Gesundheitswesen 
gleichzeitig finanzierbar zu erhalten. 

Es ist bewußt subsidiär angelegt und ergänzt die breit 
angelegte Grundlagenforschung dort, wo die Praxis 
wesentliche Forschungslücken aufweist. 

Das 1988 fortgeschriebene Programm ist ausgerichtet 
auf Forschungsaufgaben, die sich aus besonderen 
Problemkomplexen im Gesundheitswesen ergeben, 
in erster Linie 

— gesundheitliche Risiken bzw. Belastungen, die 
sich aus individuellen Lebensweisen und aus der 
Umwelt ergeben können 

— altersspezifische Gesundheitsrisiken 

— gesundheitspolitisch besonders wich tige Krank-
heitsbereiche 

— Verbesserungsmöglichkeiten durch Technik in der 
Medizin 

— strukturell bedingte Probleme der klinischen For-
schung in den Hochschulen 

— Fragen der Leistungsfähigkeit, Qualität und Wi rt
-schaftlichkeit des Gesundheitswesens. 

Dabei steckt das Programm den Rahmen für konkrete 
Förderaktivitäten ab, erhält aber die notwendige Fle-
xibilität, um auf Änderungen im gesundheitspoliti-
schen Umfeld, wie es z. B. durch das Auftreten von 
AIDS erforderlich wurde, oder auf neue Denkanstöße 
reagieren zu können. 

Verschiedene wichtige Vorhaben des Programms 
werden in internationaler Zusammenarbeit vorberei-
tet und durchgeführt. Eine Reihe von Fördervorhaben 
ist ferner in die Abstimmung im Rahmen des Medizin-
forschungsprogramms der EG eingebettet. 

Wichtige Rolle der Prävention 

Das Programm der Bundesregierung betont in beson-
derer Weise die Bedeutung der gesundheitlichen Prä-
vention, die über Änderungen von Verhaltensweisen 
wie von individuellen Lebensverhältnissen und Um-
weltbedingungen erheblich zur Erhaltung der Ge-
sundheit und zur Krankheitsbekämpfung beitragen 
kann. 

Die schon laufende Förderung zur Präventionsfor-
schung — etwa die Deutsche Herz-Kreislauf-Präven-
tionsstudie (s. unten) — ist durch die Aufnahme der 
modellhaften Entwicklung und Erprobung eines bun-
desweiten Monitoringsystems ergänzt worden, das 
die Belastung von Lebensmitteln mit Schadstoffen 
(Schwer- und Halbmetallen, Pflanzenschutzmitteln 
etc.) ermitteln soll. Ebenfalls in Zusammenhang mit 
der Deutschen  Herz-Kreislauf-Präventionsstudie 
steht der sog. Umwelt-SURVEY, in dem Messung und 
Analyse von Umweltbelastungsfaktoren in der Bun-
desrepublik Deutschland im Bereich Umwelt und Ge-
sundheit versucht wird. Die schon bestehende Förde-
rung auf dem Gebiet der Ernährungsforschung wurde 
durch die Einrichtung eines neuen Schwerpunkts er-
gänzt und verlängert. 

Lebensalter-spezifische Gesundheitsprobleme 

Das Risiko, zu erkranken, ist stark altersabhängig. 
Kinder und alte Menschen sind für bestimmte Krank-
heiten besonders anfällig. 
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Eine präventiv ausgerichtete Gesundheitsforschung 
muß der Gruppe der Kinder und Jugendlichen daher 
besondere Aufmerksamkeit schenken. Hier besteht 
seit 1986 ein Förderschwerpunkt zur Entwicklung und 
Reifung des chronisch kranken Kindes; ein Schwer-
punkt zur Kinder- und Jugendpsychiatrie wird z. Z. 
vorbereitet. 

Die gestiegene mittlere Lebenserwartung führt in 
Verbindung mit den zurückgehenden Geburtszahlen 
dazu, daß auch in den nächsten Jahrzehnten der An-
teil alter Menschen in unserer Bevölkerung steigen 
wird. Diese demographische Verschiebung hin zu ei-
ner Altersgruppe, die ohnehin eine erhöhte Krank-
heitsanfälligkeit aufweist, macht eine Verstärkung 
der Forschung zu Problemen des Alters und des Al-
terns zu einer vorrangigen Aufgabe des Gesundheits-
forschungsprogramms. Schwerpunkte der Forschung 
werden sich auf die Unterscheidung normalen Alterns 
von krankhaften Prozessen sowie auf altersspezifische 
Probleme der Arzneimitteleinnahme und auf die Re-
habilitation Kranker beziehen. Ein erster Förder-
schwerpunkt wurde bereits zu Fragen der seelischen 
Gesundheit im Alter eingerichtet. Vgl. hierzu auch 
„Alternsforschung" unter Abschnitt 2.21. 

Forschung zur Krankheitsbekämpfung 

Die Forschung zur Krankheitsbekämpfung im Ge-
sundheitsforschungsprogramm ist weiterhin in erster 
Linie auf die großen Volkskrankheiten ausgerichtet, 
die besonders häufig auftreten und die mit frühem 
Tod oder anhaltender Invalidität verbunden sind. Das 
sind vor allem die Herz-Kreislaufkrankheiten, die 
Krebs-Krankheiten, die rheumatischen und die psy-
chischen Krankheiten, wobei Themen von der Früher-
kennung über Diagnose und Therapie bis hin zur Re-
habilitation bei chronischen Krankheitszuständen an-
gesprochen sind. Die Bedrohung durch die neu aufge-
tretene AIDS-Krankheit hat zum raschen Aufbau ei-
ner Schwerpunktförderung geführt, um diese Krank-
heit zu bekämpfen und zu verhüten. 

Im Bereich der Herz-Kreislaufforschung ist die Deut-
sche Herz-Kreislauf-Präventionsstudie (DHP), die An-
fang der 90er Jahre abgeschlossen werden soll, wei-
terhin das größte Einzelprojekt. Für die Herz-Kreis-
lauf-Therapieforschung hat ein Expertenkreis 1988 
ein Förderkonzept verabschiedet, das zur Einrichtung 
einzelner Förderschwerpunkte in den nächsten Jah-
ren führen soll; dieses Konzept wird von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft und der Max-Pl anck-
Gesellschaft mitgetragen. Auf dem Gebiet der Rheu-
maforschung ist die bisher schon bestehende Förde-
rung durch die Einrichtung eines Schwerpunkts zur 
Rheumaepidemiologie ergänzt worden. Die For-
schungsförderung zum Krankheitsbild AIDS, die vom 
BMFT sehr frühzeitig aufgenommen wurde, hat einen 
raschen und gezielten Aufbau der AIDS-Forschung in 
der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht. Die er-
sten Bekanntmachungen zur AIDS-Forschungsförde-
rung in den Jahren 1983, 1985 und 1987 bezogen sich 
vor allem auf naturwissenschaftlich-medizinische 
Grundlagenforschung und auf klinische Forschung. 
Dieser Ansatz ist 1988 durch einen Förderschwer-
punkt der sozialwissenschaftlichen AIDS-Forschung 

ergänzt worden, um die präventive und kurative Ver-
sorgung der Bevölkerung zu verbessern; der Schwer-
punkt ist mit der Erprobung von Modellvorhaben im 
Rahmen des Sofortprogramms der Bundesregierung 
zur AIDS-Bekämpfung verknüpft. In einem weiteren 
Schwerpunkt der AIDS-Forschung, der 1989 bekannt-
gegeben wurde, soll die Wirksamkeit antiviraler Sub-
stanzen bei AIDS präklinisch geprüft werden. 

Neben den genannten gesundheitspolitisch vorrangi-
gen Krankheiten werden künftig verstärkt auch 
Krankheiten berücksichtigt, die nicht so häufig auftre-
ten, die jedoch für die Betroffenen und deren Ange-
hörige zu einer besonders großen Belastung führen. 
Hierzu gehören Krankheiten wie die Autoimmuner-
krankungen, die Alzheimer-Krankheit, die Mul tiple 
Sklerose oder die Parkinsonsche Krankheit sowie die 
Bekämpfung chronischer Schmerzzustände. Schließ-
lich sollen mit Hilfe des Regierungsprogramms die 
Voraussetzungen für eine wissenschaftliche Durch-
dringung der breit angewandten Erfahrungsmedizin 
und ihrer auf Naturheilkunde gegründeten Verfahren 
verbessert werden. 

Forschung und Entwicklung zur Technik in der 
Medizin 

Die Entwicklung medizintechnischer Geräte und 
Hilfsmittel ist in erster Linie Aufgabe der Industrie. 
Subsidiär ist jedoch die gezielte Entwicklung in Lük-
kenbereichen sowie die Bewe rtung von Verfahren 
und Technologien auch Aufgabe des Regierungspro-
gramms. Die Förderung zielt insbesondere darauf ab, 
zu einer Verringerung der Patientengefährdung und 
Patientenbelastung, zur Verbesserung der Qualität 
oder zu einer Kostensenkung bei Qualitätswahrung 
beizutragen. 

Neu aufgegriffene Förderschwerpunkte be treffen 

— den klinischen Einsatz der Positronenemissionsto-
mographie (PET), die gegenüber den bisherigen 
bildgebenden Diagnoseverfahren grundsätzlich 
neue diagnostische Möglichkeiten verspricht 

— die Weiterentwicklung von Techniken digitaler 
Bildverarbeitung, um diagnostische und therapeu-
tische Möglichkeiten zu verbessern (z. B. für Be-
strahlungsplanung, Stereotaxie, chirurgische Ein-
griffe, Diagnoseverfahren) 

— Forschung und Entwicklung zu Hilfen für Hörge-
schädigte. 

Klinische Forschung 

Als Ergänzung der krankheitsbezogenen Programm-
schwerpunkte umfaßt das neue Regierungsprogramm 
auch eine eigenständige, strukturell greifende Maß-
nahme zur modellhaften Förderung klinischer For-
schung. Diese Initiative geht auf Empfehlungen zu-
rück, die der Wissenschaftsrat 1986/87 zur Lage der 
klinischen Forschung in den Hochschulen und zu ih-
rer Förderung abgegeben hat. Entsprechend diesen 
Empfehlungen sieht das Regierungsprogramm die be-
fristete Förderung klinischer Forschergruppen in 
Hochschulkliniken vor. Hiermit soll zur Verstärkung 
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der notwendigen interdisziplinären Kooperation und 
damit zur Anhebung des Leistungsstandes der klini-
schen Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
beigetragen werden. Das Förderprogramm wird von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft durchge-
führt, der hierfür schon 21 Mio DM bereitgestellt wor-
den sind. Bis Ende 1989 sind klinische Forschergrup-
pen in Freiburg (Rheumaforschung), Köln (Krebsfor-
schung), Düsseldorf (zu Lebererkrankungen), Würz-
burg (zur Biochemie des Herz-Kreislaufsystems) und 
Münster (im Bereich des Biomagnetismus) eingerich-
tet worden. 

Forschung zur Leistungsfähigkeit, Qualität und 
Wirtschaftlichkeit des Gesundheitswesens 

In diesem Bereich wird die Forschung wesentlich 
durch die Umsetzung des Gesundheits-Reformgeset-
zes (GRG) und die Weiterentwicklung des Kranken-
hausfinanzierungsrechts bestimmt. 

Ein Schwerpunkt besteht dabei insbesondere in der 
Forschung zur Umsetzung der Festbetragsregelung 
bei Arzneimitteln. Hier soll wissenschaftlicher Sach-
verstand zur gesetzlich vorgesehenen Gruppen- und 
Festbetragsbildung eingesetzt werden; gleichzei tig 
soll die Preisvergleichsliste für Arzneimittel im Sinne 
des GRG weiterentwickelt werden. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die gesetzlich 
festgelegte wissenschaftliche Begleitung von Erpro-
bungsregelungen zur Kostenerstattung und Beitrags-
rückzahlung in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV). Das Angebot des Bundes an  die Selbst-
verwaltung zur finanziellen Unterstützung der Erpro-
bung/Begleitung hat insbesondere zum Ziel, die da-
bei verwendeten Methoden und erzielten Ergebnisse 
vergleichbar zu machen. 

Damit sollen aussagefähige Grundlagen für eine spä-
tere Entscheidung über eine Einführung in die GKV 
geliefert werden. 

Weitere Schwerpunkte der Forschung sind die Unter-
stützung der Umsetzung der Regelungen zur Quali-
tätssicherung, die Einschätzung der Wirksamkeit/ 
Qualitätssicherung der vorgesehenen Früherken-
nungsmaßnahmen und die Vorbereitung weiterer Re-
formschritte, insbesondere der Organisationsreform 
der GKV. 

Im Bereich der Krankenhausforschung liegen die 
Schwerpunkte bei Modellversuchen zur Fallklassifi-
kation und alternativen Entgeltformen, insbesondere 
zur Einführung von Sonderentgelten im Kranken-
haus. 

Innerhalb des Programmschwerpunkts zur Leistungs-
fähigkeit, Qualität und Wirtschaftlichkeit des Ge-
sundheitswesens wird als weitere gesundheitspoli-
tisch wichtige Forschungsaufgabe der Aufbau einer 
Gesundheitsberichterstattung vorbereitet, die über 
die konventionellen Medizinalstatistiken hinausgeht 
und aggregierte Daten kontinuierlich zur Verfügung 
stellt und auswertet. Mit einer solchen Gesundheits-
berichterstattung sollen Grundlagen für gesundheits-
politische Entscheidungen geschaffen werden, indem 
Indikatoren des Gesundheitszustandes der Bevölke-
rung mit Indikatoren zum Versorgungssystem ver- 

knüpft werden. Mit diesen Arbeiten wird gleichzei tig 
die in der Bundesrepublik Deutschland nicht ausrei-
chend entwickelte Forschungskapazität in dem wich-
tigen Bereich der „public health" unterstützt, der Ge-
sundheit nicht nur als individuelles sondern auch als 
gesellschaftliches Gut be trachtet und auf seine Förde-
rung, Erhaltung und Wiederherstellung ausgerichtet 
ist. 

Arbeiten zur Gesundheitsforschung im Rahmen der 
Programmschwerpunkte oder im Zusammenhang mit 
ihnen werden von mehreren Großforschungseinrich-
tungen durchgeführt. Der größte Schwerpunktbe-
reich liegt hier in der Krebsforschung, die überwie-
gend vom Deutschen Krebsforschungszentrum 
(DKFZ) wahrgenommen wird (vgl. auch Teil V, Ab-
schnitt 4.2.4). Weitere Schwerpunktbereiche, an de-
nen mehrere Großforschungseinrichtungen beteiligt 
sind, betreffen insbesondere Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten zu medizinischen Verfahren und 
Technolo gien, zu Umwelteinflüssen auf biologische 
Systeme, zur Informationsverarbeitung in der Medi-
zin, zur Biotechnologie und zu Techniken zum Schutz 
des Menschen. 

2.8 Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen 
(Förderbereich H) 

Mit dem seit 1974 geförderten Programm Forschung 
zur Humanisierung des Arbeitslebens (HdA) hat die 
Bundesregierung auf dem Gebiet der Arbeitsfor-
schung und praktischer Erprobungen neben den 
skandinavischen Ländern eine inte rnational führende 
Rolle erlangt. Das Programm wurde seit seiner Ein-
richtung in vielfältiger Weise weiterentwickelt. Nach 
15 Jahren Programmpraxis erwies sich jedoch eine 
umfassende Anpassung an neuere Entwicklungen als 
notwendig. 

Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung 
haben sich darüber verständigt, von 1989 an  ein neues 
Forschungsprogramm „Arbeit und Technik" einzu-
richten, das das Humanisierungsprogramm in wichti-
gen Aspekten weiterführt und mit neuen Inhalten ver-
sieht. 

Das neue Forschungsprogramm, das gemeinsam von 
den Bundesministerien für Forschung und Technolo-
gie, Arbeit und Sozialordnung sowie Bildung und Wis-
senschaft getragen wird, orientiert sich an den aktuel- 
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len und zukünftigen Herausforderungen, die sich, vor 
allem im Bereich des Arbeitsschutzes, an die For-
schungs- und Technologiepolitik sowie an die Sozial- 
und an die Bildungspolitik — hier insbesondere an die 
berufliche Bildung — richten. 

Innovative und präventive Gestaltung von Arbeit und 
Technik soll gefährdende Belastungen und Beanspru-
chungen des Menschen vermeiden bzw. abbauen so-
wie die arbeitenden Menschen durch entsprechende 
Qualifizierung und Beteiligung in ihrer beruflichen 
und allgemeinen Entwicklung fördern. 

Forschung und Entwicklung im Programm gehen von 
einem Innovationsverständnis aus, das auf neuartige, 
umfassende Gestaltungslösungen zielt, die techni-
sche, organisatorische, qualifikatorische und gesund-
heitliche Aspekte in ihren Zusammenhängen und ih-
ren Wechselwirkungen aufgreifen. Dabei werden 
auch Fragen des Umweltschutzes berücksichtigt, so-
weit sie die Gestaltung von Arbeit und Technik betref-
fen. 

Zugleich sollen dadurch Impulse zur Stärkung der 
Innovationsfähigkeit von Betrieben und Verwaltun-
gen gegeben werden. Daher dient dieses Programm 
auch betrieblichen Zielen, wie der Verbesserung von 
Wirtschaftlichkeit, Produktivität und Anpassungsfä-
higkeit. Es soll zur Verminderung der sozialen Kosten 
beitragen, die der Volkswirtschaft durch gesundheits-
beeinträchtigende und -gefährdende Bedingungen in 
der Arbeitswelt entstehen. 

Zur Erreichung dieser Ziele werden im Rahmen des 
Programms grundlagenbezogene und angewandte 
Forschung, Entwicklung und Erprobung, aber auch 
neuartige Wege zur Umsetzung gewonnener Er-
kenntnisse, Erfahrungen und erprobter Vorgehens-
weisen gefördert. 

Folgende Arbeitsschwerpunkte wurden gebildet: 

— Menschengerechte Anwendung neuer Technolo-
gien in der Produktion (April 1984) 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen in der Gießereiindustrie (April 1984) 

— menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen in der Schmiedeindustrie (Januar 1985) 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen im Straßengüterverkehr (Januar 1985) 

— Arbeitsbedingungen und Gesundheit von Er-
werbstätigen (März 1985) 

— Lärmminderung bei der Blechverarbeitung (Juli 
1985) 

— Schutz der Gesundheit an  Arbeitsplätzen mit 
neuen Informations- und Kommunikationstechni-
ken (August 1985) 

— Verbreitung und Umsetzung von neuen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und Betriebserfahrun-
gen — Entwurf — (Oktober 1985) 

— Krebsrisiken am Arbeitsplatz (Dezember 1985) 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen im Steinkohlebergbau (Januar 1986) 

— Menschengerechte Gestaltung von Software (Ja-
nuar 1986) 

— Grundlagen und Querschnittsfragen zu Arbeit und 
Technik (November 1986) 

— Allergische Reaktionen und Erkrankungen (Ja-
nuar 1987) 

— Menschengerechte Anwendung neuer Techniken 
in der Druckindustrie (Mai 1987) 

— Lärmminderung in der Textilindustrie (Mai 1987) 

— Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer Techni-
ken in der Produktion (Mai 1987) 

— Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen in klima-
tisierten Räumen (Dezember 1988) 

— Forschung und Entwicklung zur menschengerech-
ten Gestaltung und Anwendung neuer Techniken 
in Büro und Verwaltung (Februar 1989) 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Bau-
wirtschaft (Februar 1989) 

— Schutz der Gesundheit und Arbeitsgestaltung 
beim Umgang mit neuen Werkstoffen (in Vorberei-
tung). 

Im Programm Arbeit und Technik wird die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen in Klein- und Mittelbe-
trieben und im Handwerk besondere Berücksichti-
gung finden. 

Wachsende Bedeutung kommt zukünftig internatio-
nalen Aktivitäten zu. 

Angesichts des sich verstärkenden internationalen 
Transfers von Technik, Organisationskonzepten und 
Managementstrategien wird es zunehmend erforder-
lich sein, ausländische Beispiele auf ihre jewei ligen 
nationalen Voraussetzungen zu prüfen und die Inter-
nationalisierung von Fragestellungen einzubeziehen. 
Zunehmend können FuE-Bereiche ohne interna tional 
abgestimmte Vorgehensweisen, zumindest aber ohne 
Kenntnisse über den internationalen Forschungsstand 
nicht mehr ausreichend bearbeitet werden. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, das Zusammenspiel 
von internationaler Technikentwicklung und nationa-
len Bedingungen des Technikeinsatzes zu untersu-
chen und die hierbei gewonnenen Erkenntnisse für 
die präventive Technikgestaltung zu nutzen. 

Die zunehmende grenzüberschreitende Verflechtung 
der Industrie, die Niederlassungsfreiheit der Arbeit-
nehmer in der Europäischen Gemeinschaft und die 
angestrebte Liberalisierung des europäischen Bin-
nenmarktes, die früher oder später auch zu einer An-
gleichung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
den Mitgliedsländern führen sollen, verstärken die 
Impulse, die vorhandenen Ansätze zu gemeinsamen 
Forschungsanstrengungen gerade auch im Hinblick 
auf die Entwicklung einer europäischen Sozialpolitik 
weiter auszubauen. Dies gilt für die Zusammenfüh-
rung vergleichbarer nationaler Aktivitäten ebenso 
wie für inte rnationale Programme, insbesondere im 
Rahmen der EG wie „ESPRIT", „RACE" oder BRITE/ 
EURAM". 
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2.9 Informationstechnik; Fertigungstechnik 
(Förderbereich I) 

Die Informationstechnik — zu der die Teilbereiche 
Mikroelektronik, Informationsverarbeitung, Kommu-
nikationstechnik, Unterhaltungselektronik und Ferti-
gungstechnik zählen — führt wie kaum eine andere 
technische Entwicklung zu tiefgreifenden strukturel-
len Veränderungen in allen Lebensbereichen. Ihre 
Bedeutung liegt vornehmlich darin, daß sie als Quer-
schnittstechnologie Impulse für Innovationen in ande-
ren Wirtschaftszweigen gibt und die Qualität vieler 
Konsum- und Investitionsgüter entscheidend beein-
flußt. Darüber hinaus erhält die Anwendung der Infor-
mationstechnik eine wachsende Bedeutung im 
Dienstleistungssektor und zur Lösung öffentlicher 
Aufgaben, wie z. B. in Bereichen des Umweltschutzes, 
der rationellen Energieverwendung und des Verkehrs 
sowie im kulturellen Bereich und in der internationa-
len Zusammenarbeit. 

Nach dem Regierungsbericht Informationstechnik 
1984 — 1989 legte die Bundesregierung im Juni 1989 
ein umfassendes Zukunftskonzept Informationstech-
nik vor. Es konnte sich auf die Ergebnisse des Regie-
rungsberichtes stützen — etwa die erfolgreich in G ang 
gesetzte Poststrukturreform und das Megaprojekt, mit 
dem der europäischen Mikroelektronik-Industrie der 
Anschluß an die Weltspitze gelang. Mit dem Zu-
kunftskonzept Informationstechnik hat die Bundesre-
gierung einen programmatischen Rahmen gesetzt, 
der Maßnahmen der einzelnen Resso rts auf unter-
schiedlichen Handlungsfeldern zur Weiterentwick-
lung der Rahmenbedingungen und zur Förderung der 
Entwicklung und Anwendung der Informationstech-
nik umfaßt. Als Ziele werden dabei im einzelnen ver-
folgt: 

— die wirtschaftlichen und technischen Rahmenbe-
dingungen fortzuentwickeln, um eine noch brei-
tere und effizientere Anwendung der Informa-
tionstechnik zu ermöglichen; dadurch sollen neue 
Märkte erschlossen, die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft gestärkt, Arbeitsplätze gesi-
chert und neue geschaffen werden 

— in Entwicklung, Produktion und Vermarktung von 
Komponenten, Geräten, Software und Dienstlei-
stungen auf dem Gebiet der Informationstechnik 
die Chancen deutscher Unternehmen zu erhalten 
und zu verbessern, um auf interna tional offenen 
Märkten und unter Ausnutzung der Vorteile welt-
weiter intraindustrieller Arbeitsteilung am über-
durchschnittlichen Wachstum dieser Branche teil-
nehmen zu können 

— die Grundlagenforschung auf dem Gebiet der In-
formationstechnik zu verstärken und die Koopera-
tion zwischen Forschungsinstituten, Hochschulen 
und Unternehmen zu verbessern 

— alle Möglichkeiten des Einsatzes der Informa tions-
technik zur Lösung von Problemen im Bereich des 
Umweltschutzes, zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen, zur rationellen Energieverwendung 
und zur Erfüllung staatlicher Aufgaben systema-
tisch zu analysieren und auszuschöpfen 

— beim Ausbau der Kommunikations- und Verkehrs-
infrastruktur in langfristig angelegten Konzepten 
die technischen Möglichkeiten der Informa tions-
technik im Rahmen des wirtschaftlich und sozial 
Vertretbaren voll zu nutzen. Ein flächendeckender 
Ausbau dieser Infrastruktur soll dazu beitragen, 
die Bedeutung räumlicher Entfernung abzubauen 
und Standortnachteile ländlicher und pe ripherer 
Regionen zu vermindern 

— alle vier Bereiche des Bildungswesens (Schule, 
Hochschule, berufliche Bildung, Weiterbildung) 
müssen sich in entscheidendem Maße der Ausein-
andersetzung mit der Informationstechnik stellen 
und im Rahmen eines erweiterten Bildungsauftra-
ges dazu beitragen, daß die Menschen a ller Alters-
stufen und Bildungsgrade an diesen neuen Ent-
wicklungen Anteil haben und zu einer humanver-
träglichen Nutzung der Informationstechnik bei-
tragen können. 

Informationsverarbeitung 

Die Innovationsschübe in der Informationsverarbei-
tung werden im nächsten Jahrzehnt im wesentlichen 
von drei Bereichen der Informatik ausgehen: 

— Parallelverarbeitung 

— Künstliche Intelligenz 

— Softwaretechnologie. 

Der erste Bereich ist die Parallelverarbeitung. Mit 
Aufkommen der sogenannten Supercomputer ist die 
verfügbare Rechenleistung sprunghaft angestiegen. 
Mit Supercomputern ist es möglich, technische Ent-
wicklungen und wissenschaftliche Theo rien mathe-
matisch zu modellieren. Experimente beispielsweise 
an Fahrzeugkarosserien, Flugzeugflügeln oder an 

 Verbrennungsmotoren können im Computermodell 
wesentlich schneller, müheloser und billiger vorge-
nommen werden als in der Realität. Viele Fragestel-
lungen der Grundlagenforschung entziehen sich so-
gar grundsätzlich dem Experiment, etwa in der Astro-
nomie, der Physik oder der Klimaforschung. Super- 
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computer sind deshalb nicht nur ein Entwicklungs-
werkzeug für den Ingenieur, sondern auch Instrument 
der Grundlagenforschung. 

Die am weitesten in die Zukunft gerichtete Architek-
tur von Supercomputern ist die der Parallelrechner, 
bei denen ein Problem in einzelne Aufgaben zerlegt 
und zugleich von vielen Prozessoren bearbeitet wird. 
Der BMFT hat in den Jahren 1985 bis 1989 das Ver-
bundforschungsprojekt SUPRENUM (Superrechner 
für numerische Aufgaben) gefördert, bei dem neuar-
tige Vorstellungen der Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung (GMD) über die Struktur ei-
nes Hochleistungs-Parallelrechners mit einer Rechen-
leistung von 5 GFLOPS (= 5 Mrd Gleitkommaopera-
tionen pro Sekunde) und geeignete mathema tische 
Lösungsverfahren und Algorithmen prototypisch rea-
lisiert wurden. Die anschließende Entwicklung und 
Fertigung des industriellen Produktes liegt in der Ver-
antwortung der beteiligten Firmen. 

Das Projekt SUPRENUM kennzeichnet die erste Ge-
neration von Hochleistungs-Parallelrechnern. 

Mit dem Projekt GENESIS im ESPRIT-Programm wer-
den die Konzepte im europäischen Verbund weiter-
entwickelt. 

Parallelverarbeitung ist eine neue Rechentechnik, die 
spezielle Software erfordert, um ihr Leistungspoten-
tial voll entfalten zu können und um neue Anwendun-
gen zu erschließen. Die Förderung des BMFT wird 
sich Softwarekonzepten zuwenden, die für die An-
wendung der Parallelverarbeitung in Wissenschaft 
und Technik Schlüsselcharakter haben, wie z. B. par-
allelisierende Compiler, Optimierung der Lastvertei-
lung sowie bildhafte Ergebnisdarstellung bis hin zu 
filmartigen Bewegtdarstellungen dynamischer Ab-
läufe. 

Der zweite Bereich ist die Künstliche Intelligenz. 
Hierzu gehören als wichtigste Teildisziplinen die Ex-
pertensystemtechnologie sowie die Erkennung und 
inhaltliche Interpreta tion von Bildern und Sprache. 
Bei der Erkennung und Interpreta tion fließend ge-
sprochener Sprache, einem Arbeitsgebiet mit großer 
theoretischer und praktischer Bedeutung, gibt es erste 
Erfolge. In der Interpretation von bewegten Bildern 
sind mit Verbundprojekten beachtenswerte Ergeb-
nisse erzielt worden. Mit einer rein visuellen Fahr-
bahnerkennung kann ein kameragesteuertes Ver-
suchsfahrzeug mit 100 km/h automatisch eine Auto-
bahn-Teststrecke befahren. Aufbauend auf den bis-
herigen Ergebnissen wird im Rahmen des EUREKA

-

Projektes PROMETHEUS das Teilprojekt PRO-ART 
gefördert (ART = Artificial Intel ligence = Künstliche 
Intelligenz), bei dem die automatische Erkennung 
und Interpretation von Straßenszenen den Fahrer in 
kritischen Situationen unterstützen und warnen soll. 

In einem anderen Bereich der Künstlichen Intelligenz, 
den sogenannten Expertensystemen, werden neue 
Verfahren und Methoden der Wissensverarbeitung 
erforscht, d. h. insbesondere die Repräsentation von 
Wissen im Computer und die Techniken der Schluß-
folgerung. 

Die deutsche Forschung auf dem Gebiet der Künstli-
chen Intelligenz ist auf viele Stellen verteilt. Mit Hilfe 
der industriellen Verbundforschung versuchte der 
BMFT in den vergangenen Jahren, die einzelnen 
Gruppen stärker miteinander kooperieren zu lassen. 
Das Ergebnis war ermutigend und legte es nahe, die-
sem noch jungen Gebiet durch die Gründung eines 
Institutes noch mehr Nachdruck und Kontinuität zu 
verleihen. So entstand 1988 auf Anregung des BMFT 
das Deutsche Forschungsinstitut für Künstliche Intel-
ligenz (DFKI) mit Sitz in Kaiserslautern und einem 
weiteren Standort in Saarbrücken als Gründung der 
Industrie (9 Unternehmen) zusammen mit der Gesell-
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH 
(GMD) und der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG). Der 
BMFT hat sich verpflichtet, für einen auf 10 Jahre 
befristeten Zeitraum beim DFKI Projekte zu fördern. 

Im Überlappungsgebiet von Parallelverarbeitung und 
Künstlicher Intelligenz ist die Neuroinformatik ange-
siedelt. Hier wird versucht, aus den bekannten Mo-
dellvorstellungen von der Funktionsweise des Ge-
hirns neuartige Verarbeitungsprinzipien in massiver 
Parallelität zu gewinnen. Das heute übliche Program-
mieren könnte bei solchen Rechnersystemen in wei-
ten Teilen durch ein ,,Lernen" oder „Training" ersetzt 
werden. Es ist zu vermuten, daß Systeme der Neuro-
informatik besonders gut für assoziative Aufgaben 
(z. B. Erkennen von Sprache und Bildern) geeignet 
sein werden. Seit 1988 wird ein breit angelegtes Ver-
bundprojekt in der Grundlagenforschung gefördert. 

Im dritten Bereich, der Softwaretechnologie, waren 
die Entwicklungen vor allem darauf gerichtet, die Pro-
grammentwicklung in eine computergestützte Inge-
nieurtechnik zu überführen. Das ESPRIT-Programm 
der Europäischen Gemeinschaften enthält hierzu ein 
reichhaltiges Förderangebot, so daß die Förderung bis 
auf das EUREKA-Projekt EUREKA-Software-Factory 
(ESF) zurückgenommen werden kann. In den näch-
sten Jahren wird es vor allem darauf ankommen, daß 
die beteiligten Firmen in eigener Verantwortung die 
in gemeinsamer Forschung gewonnenen Ergebnisse 
und Erfahrungen in die Praxis umsetzen. 

Bei der Förderung der Softwaretechnologie tritt an  die 
Stelle des Ziels Produktivitätssteigerung nun das Ziel 
Sicherheit. 

Anwendungen der Informationsverarbeitung sind 
vielfältigen Bedrohungen durch kriminelle Handlun-
gen ausgesetzt: Die Skala reicht vom „Ausspähen" 
bestimmter Daten über Manipulationen zum Zweck 
der eigenen Bereicherung bis hin zur politisch-ideolo-
gisch motivierten Sabotage durch Verändern oder 
Zerstören von Rechenanlagen bzw. Programmen. 

Für Sabotage bei informationsverarbeitenden Syste-
men bieten sich insbesondere sog. „weiche" Manipu-
lationen an. Die bekanntesten Formen sind heute 
„Computerviren" . Dabei handelt es sich um Pro-
grammelemente, die in der Lage sind, sich selbst zu 
„vermehren" und die „Wirtsprogramme" in ihrer 
Funktion zu beeinträchtigen. Sie können sich in Rech-
nernetzen weltweit ausbreiten und ganze informa-
tionstechnische Systeme zum Stillstand bringen. 
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Die Ergebnisse eines Pilotprojektes wurden im Herbst 
1989 in Buchform veröffentlicht. Die Veröffentlichung 
dient vor allem der Aufklärung der Computerbetrei-
ber und gibt Hilfestellungen zur Erhöhung der Sicher-
heit von Software gegen unbefugte Manipulationen. 

Das Thema Software-Sicherheit umfaßt auch die Kor-
rektheit von Software. Die Fehlerfreiheit von Software 
läßt sich in der Regel nicht garantieren. Unentdeckte 
Fehler können zu erheblichen Schäden führen, etwa 
bei den Steuerungssystemen für chemische Prozesse, 
Kraftwerke, medizinische Geräte oder andere Aufga-
ben mit hohen Sicherheitsanforderungen. Zu beiden 
Themen wurde ein neuer Förderschwerpunkt „Si-
cherheit von Software" eingerichtet. Als Förder-
summe sind 10 Mio DM pro Jahr vorgesehen. 

Basistechnologien der Informationstechnik 

Wichtigste Basistechnologie der Informationstechnik 
ist die Mikroelektronik; sie gründet sich vor allem auf 
die Siliziumtechnologie: Silizium ist das Ausgangsma-
terial für höchstintegrierte elektronische Bauele-
mente. Kommt es jedoch mehr auf die Schaltge-
schwindigkeit oder auf die Verarbeitung optischer 
Signale an , gewinnen neue Materialien und damit 
verknüpfte Technologien an Bedeutung. Zu nennen 
sind hier die sogenannten III-V-Verbindungen (z. B. 
Gallium-Arsenid), die integrierte Optoelektronik und 
die Photonik. 

Elektronische Bauelemente 

Die Mikroelektronik ist nach wie vor eine der Schlüs-
seltechnologien, von denen erhebliche strukturelle 
Veränderungen in der Wirtschaft ausgehen und auch 
in Zukunft zu erwarten sind. Die breite Anwendung 
und die rechtzeitige Verfügbarkeit von schnellen, 
hochintegrierten und zu komplexen Systemen inte-
grierten Schaltkreisen entscheiden zunehmend über 
die Wettbewerbsfähigkeit ganzer Wirtschaftszweige. 

Die Beherrschung modernster Prozeß- und Ferti-
gungstechniken, Entwurfsverfahren und Schaltkreis-
techniken für integrierte Halbleiterbauelemente so-
wie die Kenntnis der physikalischen, chemischen und 
verfahrenstechnischen Grundlagen sind für unsere 
moderne Industriegesellschaft unentbehr lich gewor-
den und nur durch ein noch engeres Zusammenwir-
ken von wissenschaftlicher Forschung und industriel-

ler Entwicklung einerseits und Herstellern und An-
wendern andererseits aufrechtzuerhalten. 

Die Maßnahmen des BMFT im Bereich Bauelemente 
konzentrieren sich vor diesem Hintergrund auf zwei 
Schwerpunkte: 

— Siliziumtechnologie (JESSI-Programm) 
Die Weiterentwicklung der Siliziumtechnologie in 
Europa ist für die Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Industrie von zentraler Bedeutung. Die 
Bundesregierung unterstützt daher zusammen mit 
den Ländern Frankreich, Großbritannien, Ita lien, 
den Niederlanden und gemeinsam mit der Korn-
mission der Europäischen Gemeinschaft das 
EUREKA-Programm JESSI. 

Im Rahmen von JESSI soll länderübergreifend eine 
neue Forschungs- und Entwicklungsstruktur auf-
gebaut werden, in der möglichst alle in Europa ver-
fügbaren Ressourcen aus Wissenschaft, Halbleiter-
unternehmen und Anwenderindustrie gebündelt 
werden. 

Mit Blick auf diese strategische Zielsetzung ist 
JESSI — das in seiner Anlage eher einem komple-
xen Forschungs- und Entwicklungsprogramm ent-
spricht — in vier Teile gegliedert: 

O Unterstützung der Technologiebeherrschung 
bei den Mikroelektronik-Anwendern durch die 
Entwicklung von fortgeschrittenen Werkzeu-
gen für die Systementwicklung und für den 
Schaltkreisentwurf sowie durch Mitarbeit an 
der weltweiten Standardisierung der Entwurfs-
systeme. 

O Stärkung der im Weltmaßstab leistungsfähigen 
europäischen Halbleiterhersteller durch ar-
beitsteilige Entwicklung der beiden nächsten 
Generationen von Chip-Herstellungstechnik, 
zunächst anhand von Schrittmacherprodukten 
aus der Klasse der Speicherbausteine, mit spä-
terer Übertragung auf die Herstellungstechnik 
von Logik-Schaltungen, dies mit Schwerge-
wicht auf der Klasse der anwendungsspezifi-
schen Schaltungen. 

O Absicherung der Entwicklung der Halbleiter-
prozeßtechnik durch die Entwicklung von Ferti-
gungsgeräten und Mate rialien in ausgewählten 
Schwerpunktbereichen. 

O Stärkung der Grundlagenforschung für alle ge-
nannten Bereiche im Vorfeld der industriellen 
Entwicklung — in diesem Zusammenhang Aus-
bau von bestehenden und Aufbau neuer For-
schungskapazitäten, soweit Bedarf und Beteili-
gungsbereitschaft bei der Industrie gegeben 
ist. 

— Neue Materialien und Schaltungsstrukturen 
Die Siliziumtechnologie wird auch im kommenden 
Jahrzehnt die Haupttechnologie der Mikroelektro-
nik bleiben. Wenn jedoch höchste Schaltge-
schwindigkeit — wie bei den Supercomputern — 
und optoelektronische Anwendungen — wie in der 
Nachrichtentechnik — im Vordergrund stehen, 
sind derzeit Halbleiter auf der Basis der sogenann- 
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ten III-V-Verbindungen besser geeignet. Von die-
sen Materialsystemen ist das Gallium-Arsenid 
(GaAs) heute am weitesten entwickelt. Obwohl 
Einzelbauelemente und niedrig- bis mittelinte-
grierte Schaltkreise bereits auf dem Markt ange-
boten werden, erfordern hochintegrierte Schaltun-
gen noch erhebliche Anstrengungen in der Grund-
lagenentwicklung. 

Die Projektarbeiten in mehreren Verbundvorha-
ben zum Schwerpunkt „ Galliumarsenid-Elektro-
nik " schreiten planmäßig voran. Die Gesamtkoor-
dination liegt beim Fraunhofer-Institut für Ange-
wandte Festkörperphysik, Freiburg. 

Gegenüber der Silizium-Technologie hat die 
GaAs-Technologie einen erheblichen Entwick-
lungsrückstand. Es bedarf bereits eines hohen For-
schungs- und Entwicklungsaufwands, um das 
Substratmaterial in der erforderlichen hohen Rein-
heit und Versetzungsfreiheit herzustellen. Auch 
funktionierende Standardprozesse für die kom-
merzielle Herstellung von hochintegrierten, digi-
talen Bauelementen auf der Basis von GaAs sind 
noch lange nicht ausgereift. Darüber hinaus kön-
nen durch die Herstellung von Heterostrukturen 
mit hervorragender kristalliner Güte und durch 
das gezielte Einstellen der Bandstruktur zusätzli-
che Freiheitsgrade für die Bauelementeentwick-
lung entstehen (ballistische Transistoren, Quan-
tenstrukturen). Zweifelsohne werden zukünftige 
Hochleistungsbauelemente auf derart  künstlich 
strukturierten Mate rialien basieren, die noch weit-
gehend unerforschte Bauelementeeigenschaften 
haben und deren Anwendungsspektrum noch 
nicht absehbar ist. 

Trotz der zu erwartenden Fortschritte in nahezu 
allen Bereichen der Mikroelektronik und Opto-
elektronik dürfen bereits heute erkennbare neue 
Materialien oder neue Bauelement-Prinzipien 
nicht außer acht gelassen werden. Es ist nicht aus-
zuschließen, daß damit Entwicklungen angestoßen 
werden, die die bisher geltenden Bedingungen in 
Prozeßtechnologie und Schaltungstechnik für 
komplexe Systeme in den kommenden Jahrzehn-
ten revolutionär umgestalten können. 

Hierzu gehören neben noch wenig erforschten 
Halbleitermaterialien (z. B. II-VI- und darauf auf-
bauende ternäre Verbindungen) auch grundsätz-
lich neue physikalische und chemische Wirkprin-
zipien, wie z. B. Bauelemente auf der Basis von 
Hochtemperatur-Supraleitern oder die Erfor-
schung der Möglichkeiten schaltbarer Moleküle 
zur Signalverarbeitung und -speicherung (Mole-
kularelektronik). 

Technische Kommunikation 

Das Fernmeldewesen hat sich in den letzten Jahren 
aufgrund der raschen Abfolge technischer und an-
wendungsorientierter Innovationen grundlegend ver-
ändert. Die technologischen Anstöße kommen von der 
Digitalisierung, der optischen Nachrichtentechnik auf 
der Glasfaserbasis sowie der Optoelektronik; sie be-
wirken die fortschreitende Integration von Telekom

-munikation, Datenverarbeitung, Bürotechnik und Un-
terhaltungselektronik. Mit der zum 1. Juli 1989 in 
Kraft getretenen Postreform wurden die Weichen ge-
stellt, um das Wachstumspotential der Informa tions-
und Kommunikationstechniken voll auszuschöpfen. 
Das sich danach ergebende Unternehmen Deutsche 
Bundespost Telekom wird sich verstärkt um die Mo-
dernisierung und den Ausbau der Netzinfrastruktur 
kümmern, die in den teilweise para llel verlaufenden 
Schritten 

— Digitalisierung des Telefonnetzes 

— Übergang zum ISDN-64 kbit/s-Netz 

— Schaffung eines Breitband-ISDN-Netzes 

— Integration der Individual- und Verteilkommuni-
kation zu einem Integrierten Breitband Fernmel-
denetz (IBFN) als eine langfristige Op tion 

— Einsatz von nationalen Satellitensystemen zur Er-
gänzung des terrestrischen Netzausbaus 

verlaufen wird. 

Diese Entwicklungslinien werden ebenfa lls gespeist 
von den Fortschritten in den Basistechnologien und 
den Grundlagen der Informationstechnik, die Gegen-
stand von Fördermaßnahmen des BMFT sind. Neben 
den separat erläuterten Maßnahmen der Mikroelek-
tronik und der Informationsverarbeitung sind hier an-
zuführen: 

Optische Nachrichtentechnik 

Die Förderung der optischen Komponenten und Über-
tragungssystem läuft aus. Die bisher durchgeführten 
Projektarbeiten haben zu einem wi rtschaftlichen Ein-
satz der Glasfasertechnik beim Ausbau der Fernmel-
deinfrastrukturen durch die Deutsche Bundespost ge-
führt: In der Fernebene werden heute neue Linien nur 
noch als Glasfaserverkabelungen verlegt. 

Photonik (Optoelektronik) 

Langfristiges Ziel der Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten auf dem Gebiet der Photonik ist es, die tech-
nologischen Grundlagen für die optische Signalverar-
beitung zu schaffen. Heute müssen optisch übertra-
gene Informationen erst in elektrische Signale umge-
wandelt werden, bevor sie mit elektronischen Prozes-
soren weiterverarbeitet werden können. Realisie-
rungsstufen sind 

— Entwicklung integrierter optoelektronischer Bau-
elemente, d. h. Integra tion von elektronischen und 
optischen Verarbeitungselementen auf einem 
Halbleitersubstrat 

— Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der optischen 
Signalverarbeitung mit dem Ziel, die gesamte Si-
gnalverarbeitung photonisch zu rea lisieren. 

Hierzu haben Grundlagenarbeiten am Hein rich-
Hertz-Institut für Nachrichtentechnik in Berlin (HHI) 
begonnen, wozu auch der Aufbau eines Technologie-
labors zählt. Diese werden zur Entwicklung einer opti-
schen Vermittlung in Kooperation mit der Indust rie 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Schaubild II/ 1 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886  

und mit Förderung auch der Deutschen Bundespost 
verstärkt. Ein Verbundforschungsprogramm Optische 
Signalverarbeitung wird vorbereitet. 

Systemtechnik 

Die Nutzung der erweiterten Fernmeldeinfrastruktur 
und die Standardisierung neuer Telekommunika-
tionsdienste bedingen immer stärker gemeinsame Ar-
beiten der Telekommunikation und der Unterhal-
tungselektronik im Bereich der prä-normativen For-
schung. Zur Erarbeitung neuer europäischer Stan-
dards werden vorrangig europäische Verbundpro-
jekte (EUREKA) gefördert: 

— Durchführung des EUREKA-Vorhabens zur Digi-
talisierung des UKW-Rundfunks in Kooperation 
europäischer Firmen, Forschungsinstitute, Rund-
funkanstalten und Fernmeldeverwaltungen. 

— Zur Stärkung der Display-Aktivitäten hat der 
BMFT zusammen mit dem Land Baden-Württem-
berg an der Universität Stu ttgart  ein Zentrum für 
die Entwicklung von Elektroniken zur Ansteue-
rung der einzelnen Bildpunkte von Flüssigkristall

-

Bildschirmen errichtet (Institut für Bildschirmtech-
nik). 

— Mit dem HDTV-Verbundprojekt (HDTV 7 hoch-
auflösendes Fernsehen) sollen die Voraussetzun-
gen für eine neue Fernsehnorm entwickelt wer-
den. Ein europäischer Systemvorschlag für die Pro-
duktion, Übertragung und den Empfang hochauf-
gelöster Bilder wurde inzwischen praktisch de-
monstriert. 

Datenkommunikation 

Im Mittelpunkt stehen die FuE-Arbeiten zur Errich-
tung des Deutschen Forschungsnetzes (DFN). Dieses 
Verbundprojekt wird über den 1984 gegründeten 
DFN-Verein abgewickelt. Mitglieder des DFN-Ver-
eins sind namhafte Firmen, Hochschulen und For-
schungseinrichtungen. Der DFN-Verein hat auch die 
Aufgabe, den Betrieb des Netzes vorzubereiten und 
zu übernehmen. Erste Kommunikationsdienste wur-
den realisiert  und eingeführt (s. Schaubild I1/1). 

Ergänzende Fördermaßnahmen des BMPT im 
Bereich der Telekommunikation 

Schwerpunkte der Förderung durch den Bundesmini-
ster für Post und Telekommunikation (BMPT) bzw. 
zukünftig der Generaldirektion TELEKOM sind ins-
besondere: 

— Vorläufer-Breitbandnetz (VBN) 

Schaffung der technischen Voraussetzungen für 
ein Versuchsnetz für breitbandige Individualkom-
munikation in Selbstwahl über Glasfaser für inter-
essierte Teilnehmer. Dieses Vorläufer-Breitband-
netz ist im Glasfaser-Overlay-Netz realisie rt, das 
29 Orte mit Glasfaserübertragungssystemen ver-
bindet. Einen Schwerpunkt bildet seit der Inbe

-

triebnahme des Netzes im Frühjahr 1989 die Ent-
wicklung von Anwendungen für diese Netzinfra-
struktur. 

— Berliner Kommunikationssystem 

Das BERliner KOMmunikationssystem (BERKOM) 
ist ein Projekt am Standort Berlin mit folgenden 
Zielen: 

O Aufbau eines Test- und Referenznetzes in Glas-
fasertechnik als Prototyp eines künftigen 
Integrierten Breitbandigen Fernmeldenetzes 
(IBFN) 

O Entwicklung und technische Erprobung neuer 
Fernmeldedienste und Fernmeldetechniken für 
ein künftiges Breitbandfemmeldenetz (ISDN-B, 
IBFN) 

O Förderung der Wissenschaft in Berlin in den 
Bereichen Informatik, Kommunikationstechno-
logie und Telekommunikation 

O Erarbeitung von Entscheidungshilfen für die 
Strategieplanung der Deutschen Bundespost zu 
IBFN und ISDN-B 

O Förderung innovationsorientierter Informatik- 
und Telekommunikationsindustrie. 

— Glasfaserübertragungssysteme 

Feldversuche in Berlin zur Ermittlung der Lei-
stungsfähigkeit von Einmodenfasem bei Übertra-
gungsgeschwindigkeiten von 2,4 Gbit/s. 

— Bildtelefondienst im ISDN 

Entwicklung von Funktionsmustern für die Schaf-
fung eines neuen Bildtelefondienstes im ISDN. 

— SPREIN 

Entwicklung und Erprobung eines Spracherken-
nungsbausteins sowie eines Dialogprozessors, mit 
deren Hilfe eine begrenzte Zahl von Fernsprech-
teilnehmern Bestellungen in einem Großrechner 
eines Versandhandel-Unternehmens mittels 
Spracheingabe unmittelbar abwickeln und die Er-
gebnisse dieses Prozesses durch dasselbe Medium 
erfahren können. Die Deutsche Bundespost ver-
folgt mit diesem Systemversuch die Absicht, die 
Entwicklung der Sprachverarbeitung voranzutrei-
ben. 

— Nachrichtentechnische Forschung am For-
schungsinstitut der Deutschen Bundespost 

Eigene nachrichtentechnische Forschung am For-
schungsinstitut der Deutschen Bundespost beim 
Fernmeldetechnischen Zentralamt in Darmstadt 
(vgl. im einzelnen Teil V, Abschnitt 6.10.1) zur her-
stellerunabhängigen, wissenschaftlich gestützten 
Beurteilung der technischen und der technologi-
schen Entwicklung. Neue Schwerpunkte sind 
hochauflösendes Fernsehen (HDTV), optoelektro-
nische Bauelemente (Integrierte Optik) und die Er-
schließung neuer Frequenzbereiche für Mobil- 
und Satellitenfunk. 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Anwendung der Mikrosystemtechnik (einschl. 
Mikroelektronik, Mikroperipherik) 

Mikroperipherik 
In den stark exportorientierten Bereichen Maschinen-
bau, Kfz-Industrie, Industrieelektronik, Meß- und Re-
gelungseinrichtungen für Labor und Anlagenbau ge-
wann die Verfügbarkeit moderner Mikroperipherik-
Komponenten, d. h. Sensoren und Aktoren/Leistungs-
elektronik, zunehmend an Bedeutung. Als notwen-
dige Komponenten zur Aaskopplung der Mikroelek-
tronik an einen zu regelnden oder zu überwachenden 
Prozeß bestimmen sie wesentlich die Leistungsfähig-
keit und die Kosten eines Gesamtsystems. 

Neben steigendem Bedarf und neuen Anforderungen 
kennzeichnet ein tiefgreifender technologischer Wan-
del die Mikroperipherik. Deshalb wurde im Rahmen 
des Regierungsberichts „Informationstechnik" der 
Förderungsschwerpunkt „Mikroperipherik" (1985 bis 
1989) eingerichtet. Die indirekt-spezifische Förde-
rung konzentrierte sich auf Entwicklung moderner 
Mikrosensoren mit integrie rter Signalvorverarbei-
tung. Gleichzeitig sollte der breite Einsatz der dazu 
notwendigen Miniaturisierungstechniken (Halblei-
ter-, Dünnfilm-, Dickschicht-, Hyb rid-, Oberflächen-
montagetechnik) beschleunigt werden. Im Mittel-
punkt der Förderung standen kleine und mittlere Un-
ternehmen, denn 90 % der geförderten Vorhaben ka-
men aus Unternehmen mit weniger als 200 Mio DM 
Umsatz. Die wesentliche technologische Verände-
rung zwischen 1985 und 1988 bestand für den Großteil 
der geförderten Unternehmen im Einstieg in die Ober-

flächenmontage-Technik als Verfahren, Bauteile und 
Elektronikkomponenten soweit zu miniaturisieren, 
daß eine Integra tion der Signalvorverarbeitung er-
möglicht wird. Die damit erreichte Verkleinerung der 
Produkte bei höherer Leistungsfähigkeit, Präzision 
und Meßgenauigkeit stellt einen deutlichen Erfolg im 
Betrachtungszeitraum dar. 

Bei der Förderung von Verbundprojekten, die in Zu-
sammenarbeit von Industrieunternehmen und For-
schungseinrichtungen durchgeführt wurden, stand 
der Auf- und Ausbau einer international konkurrenz-
fähigen Know-how-Basis für die Techniken der Mi-
kroperipherik (Sensorik und Aktorik) sowie die Auf-
bau- und Verbindungstechnik zum industriellen Ein-
satz im Vordergrund. Gefördert wurden vorwettbe-
werbliche FuE-Arbeiten, die sich durch ein hohes Ent-
wicklungsrisiko und hohen finanziellen Aufwand aus-
zeichneten. 

Zum Technologietransfer gehörte die Förderung von 
Zentren für Information und Beratung zu Techniken 
der Mikroperipherik und für Aufbau- und Verbin-
dungstechnik sowie die Informa tion und Beratung 
durch das VDI/VDE Technologiezentrum Informa-
tionstechnik. 

Mikrosystemtechnik 

Die Erfahrungen bei der Abwicklung des Förderungs-
schwerpunktes Mikroperipherik und der Durchfüh-
rung der Maßnahmen zum Technologietransfer wur-
den bei der Konzeption des neuen Förderungsschwer-
punktes Mikrosystemtechnik berücksichtigt, der am 
5. Februar 1990 der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. 
Hier sollen z. B. die Mikromechanik, Mikroelektronik, 
die faser- und integriertoptischen Sensoren und Auf-
bau- und Verbindungstechnik in abgestimmtem Ein-
satz mit intelligenter Verknüpfung unter Anwendung 
der Systemtechniken für neuartige Produktentwick-
lungen im Bereich der Sensorik, Aktorik und Signal-
verarbeitung nutzbar gemacht werden, die in minia-
turisierter Bauweise eine erhöhte bzw. verbesserte 
Leistungsfähigkeit aufweisen. 

In diesem neuen Förderschwerpunkt wird besonders 
beachtet, daß bei der wi rtschaftlichen Nutzung von 
Miniaturisierungstechnologien dem Innovationsma-
nagement der Unternehmen die zentrale Rolle zu-
kommt. Die Fördermaßnahmen sind auf die Belange 
der Meinen und mittleren Unternehmen (KMU) aus-
gerichtet, um diese anhand konkreter Entwicklungen 
dazu in die Lage zu versetzen, die technischen und 
organisatorischen Herausforderungen zu bewäl tigen, 
die durch Miniaturisierung und wachsende Komplexi-
tät der Mikrosystemlösungen bedingt sind. 

Zur Minderung der Risiken für KMU bei der Einfüh-
rung mehrerer Mikrotechniken dient eine indirekt

-

spezifische Förderung der Entwicklung von Proto-
typen. 

Im Bereich der Verbundförderung wird i. d. R. eine 
bestimmte Output-Struktur erwartet. Ihre Ergebnisse 
sollen so beschaffen sein, daß sie Voraussetzungen für 
Prototypentwicklungen in kleineren und mittleren 
Unternehmen sein können. Wichtig ist, daß sich mög- 
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fichst viele KMU's an solchen Verbundprojekten von 
vornherein beteiligen. 

Im Bereich des Transfers soll ein Transfernetz für die 
spezifischen Belange von KMU's entstehen; es soll 
sich dort  nach einigen Jahren selbst tragen, wo dann 
kommerzielle Dienstleistungen angeboten werden 
bzw. die Transferstellen sinnvollerweise von anderen 
übernommen wurden. 

Zur Verbesserung des Technologietransfers, des In-
novationsmanagements und der Kooperationsfähig-
keit sind die Förderung von Verbundprojekten und 
Querschnittsuntersuchungen beabsichtigt. Für den 
Zeitraum 1990 — 1993 sind Fördermittel von insge-
samt rd. 400 Mio DM für das Förderkonzept Mikrosy-
stemtechnik und die Abwicklung des 1989 ausgelau-
fenen Förderschwerpunkts „Mikroperipherik" vorge-
sehen. 

Fertigungstechnik 

Rechtzeitige Produkt- und Prozeßinnovationen und 
die Bewältigung der damit verbundenen Prozesse der 
Strukturanpassung bestimmen ganz wesentlich die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und damit 
auch den Erhalt von Arbeitsplätzen. 

Der zunehmende W andel vom Anbieter- zum Käufer-
markt zwingt Industrieunternehmen, verstärkt auf 
Kundenwünsche einzugehen. Produzierende Unter-
nehmen stehen vor der Aufgabe, Merkmale eines 
Dienstleistungsbetriebes bei sich zu verwirklichen 
und die Fähigkeit zur Optimierung zwischen folgen-
den, teils gegenläufigen Zielen zu erwerben: 

— schnelles Umrüsten von Fertigungseinrichtungen 

— hohe Auslastung der Betriebsmittel 

— Verkürzung von Durchlauf- und damit Lieferzei-
ten 

— Verbesserung der Termintreue 

— Verringerung von Lagerbeständen 

— rasche Anwendung moderner Fertigungstechnolo-
gien 

— Gewährleistung gleichbleibender, hoher Produkt-
qualität 

— Reduktion der Kosten. 

Zu einer bedeutenden Produktionskomponente wird 
die Informationstechnik, die Information als wichtiger 
Produktionsfaktor erhält eine neue Qualität und Be-
deutung. Die Anstrengungen und Aufwendungen der 
Industrieunternehmen für diese Modernisierungspro-
zesse sind erheblich. 

Zur Stärkung der fertigungstechnischen Indust rie, die 
Lieferant von Produktivität für die gesamte Indust rie 
ist, hat der BMFT im April 1988 das Programm Ferti-
gungstechnik 1988 — 1992 bekanntgegeben. 

Das Programm ist gekennzeichnet durch eine starke 
Orientierung auf die Bel ange kleiner und mittlerer 
Unternehmen und durch kooperative Verbundpro-
jekte, wobei die Kooperation im europäischen Rah-
men ein wichtiges Element ist. Im Mittelpunkt stehen 
Maßnahmen im Bereich „Rechnerintegrierte Ferti-
gung" (Computer Integrated M anufacturing = CIM); 
ein Teil dieser Maßnahme ist die indirekt-spezifische 
Förderung von Entwicklungsvorhaben zur Einfüh-
rung von rechnerintegrierter Fertigung im eigenen 
Betrieb. Das Programm besteht aus mehreren Tei-
len: 

Rechnerintegrierte Fertigung (CIM) 

In diesem Bereich laufen folgende Maßnahmen: 

Breitenwirksamer CIM-Technologietransfer 

Ziel dieser Maßnahme ist es, Vorteile, Probleme sowie 
Gestaltungs- und Lösungsmöglichkeiten von CIM po-
tentiellen Anwendern — vor allem kleinen und mi tt

-leren Unternehmen — praxisnah und anschaulich vor-
zutragen und zu demonstrieren, damit diese ihre Un-
ternehmensentscheidungen auf der Basis eines soli-
den Grundwissens vorbereiten können. 

Zu diesem Zweck wurde vom BMFT eine Initiative 
angestoßen, mit der das Sach- und Erfahrungswissen 
von einschlägigen Forschungsinstituten im Bereich 
CIM beschleunigt in die industrielle Anwendung ge-
bracht werden soll. 

Inzwischen haben Institute an 16 Standorten die 
Funktion von CIM-Technologietransferstellen über-
nommen (s. Schaubild II/2). 

Standardisierung im CIM-Bereich 

Da bei CIM sehr unterschiedliche fertigungstechni-
sche Komponenten und Einrichtungen, die von ver-
schiedenen Herstellern angeboten werden, integ riert 

 werden müssen, hat die Standardisierung einen be-
sonders hohen Stellenwert. Eine wichtige Vorausset-
zung für das reibungslose Zusammenwirken von Pro-
duktionseinrichtungen ist die Kommunikationsfähig-
keit der einzelnen Automatisierungskomponenten 
untereinander und zu den rechnerunterstützten Sy-
stemen im technischen Büro. Die schnelle Entwick-
lung in der Informationstechnik verlangt eine ent-
wicklungsbegleitende Normungsarbeit. Den poten-
tiellen Anwendern müssen jedoch auch kurzfristig 
Handlungsanleitungen gegeben werden. 

Die Kommission CIM im Deutschen Institut für Nor

-

mung hat ein Konzept zur CIM-Normung erstellt. Da- 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Schaubild II/2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

nach sind für die notwendigen Entwicklungs- und 
Normungsarbeiten erhebliche Aufwendungen in den 
nächsten Jahren erforderlich. Die Indust rie wendet 
hier beträchtliche Mittel auf für Entwicklungsarbei-
ten, für ehrenamtliche Normungsarbeiten sowie zur 
Prüfung und Erprobung von Arbeitsergebnissen. 

Um in der Bundesrepublik Deutschland über eine fun-
dierte wissenschaftliche Basis für die CIM-Standardi-
sierung zu verfügen, wurde mit Mitteln des BMFT 
eine spezielle CIM-Arbeitsgruppe geschaffen. Diese 
Gruppe wirkt bei der entwicklungsbegleitenden Nor-
mung und sachverständigen Vertretung Deutsch-
lands bei internationalen Aktionen mit. Beim DIN 
wurde mit Unterstützung des BMWi eine Stabstelle 
CIM-Normung aufgebaut. 

Indirekt-spezifische Förderung 

Diese Maßnahme dient dem Ziel, einen Anstoß zur 
beschleunigten Entwicklung und Anwendung der 
rechnerintegrierten Fertigung zu geben. Hiermit soll 
die Eigeninitiative der Unternehmen gestärkt werden, 
rechtzeitig in den Prozeß der rechnerunterstützten 
Fertigungsintegration und damit in eine zukunfts-
orientierte Strukturverbesserung einzusteigen. Vor 

allem kleine und mittlere Unternehmen werden ange-
sprochen. 

Es werden Entwicklungsarbeiten zur eigenen Anwen-
dung von CIM in fertigungstechnischen Unterneh-
men gefördert. Diese haben als Lieferanten von Pro-
duktivität für die Indust rie insgesamt eine besondere 
Schlüsselfunktion. Sie sind außerdem stark expo rt

-orientiert und überwiegend mittelständisch struktu-
riert. 

Für die indirekt-spezifische Förderung wird ein ver-
einfachtes Verfahren zur Antragstellung, Bewil ligung 
und Abrechnung angewendet. Hiermit wird den klei-
nen und mittleren Unternehmen der Zugang zur För-
derung erleichtert. 

Dieses Förderangebot wurde von der Indust rie breit 
aufgegriffen: insgesamt gingen Anträge von 1 785 
Unternehmen ein. Die für diese Maßnahme zur Ver-
fügung stehende Summe von 300 Mio DM für den 
Zeitraum 1988 bis 1992 ist seit Juli 1989 ausgeschöpft, 
die Bewilligungsphase für dieses Teilprogramm somit 
abgeschlossen. 

Mit den bereitgestellten Förderungsmitteln werden 
jetzt Vorhaben bei 1 231 Unternehmen gefördert. Es 

Schaubild 1I/3 
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gelang, überwiegend die kleinen und mittleren Un-
ternehmen der fertigungstechnischen Industrie anzu-
sprechen: 

Anzahl der Mitarbeiter Anzahl der geförderten 
Unternehmen (in %) 

bis  100   44 
101 bis  500   39 
501 bis 1 000   9 

1 001 bis 2 000   5 
über 2 000   3 

100 

Etwa 92 % der geförderten Unternehmen haben we-
niger als 1 000 Beschäftigte. 

Neue Fertigungstechnologien, Montage 
Neue Fertigungstechnologien und Maschinen-Sy-
steme sind erforderlich, um die Leistungsfähigkeit 
von Be- und Verarbeitungsprozessen zu steigern. 
Fortschrittliche Fertigungstechnologien werden in 
neuen Verbundprojekten entwickelt. Mit Verbund-
projekten werden übergreifende zukunftsorientierte 
Fragestellungen kooperativ gelöst. Die Schwerpunkte 
sind umformende Fertigungsverfahren, Fertigungs-
verfahren für Verbundwerkstoffe und Hochleistungs-
keramiken sowie die Hochpräzisionsfertigungstech-
nik. 
Im Rahmen von EUREKA werden Kooperationspro-
jekte auf dem Gebiet „Flexibel Automatisierte Monta-
gesysteme" (FAMOS) durchgeführt. Die Montage ist 
in der industriellen Fertigung der Bereich mit dem 
größten Modernisierungspotential. Die Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen Industrie wird wesentlich 
bestimmt durch eine beschleunigte zukunftsorien-
tierte Lösung der Montageprobleme. In multilateralen 
Gesprächen, Untersuchungen und Studien wurden 
wichtige Entwicklungsschwerpunkte festgestellt. Mit 
deutscher Beteiligung laufen gegenwärtig die Pro-
jekte: 
— Montage von Komponenten für fle xible Ferti-

gungssysteme 
— Sensorgestützte Montagesysteme mit Industrie-

robotern 
— Montage von Werkzeugmaschinen 
— Montage von Klein- und Mittelserien 
— Montage feinmechanischer Komponenten. 

Bei den folgenden Projekten wird die Kooperation 
durch laufende Definitionsphasen vorbereitet: 

— Integrierte Produktentwicklung und Montagepla-
nung 

— Montage und Justierung von Meßgeräten 

— Integriertes Montage- und Logistiksystem. 

Weitere Maßnahmen 

Grundlagenforschung 

Die mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge

-

troffene Vereinbarung zur verstärkten Förderung der 

Grundlagenforschung in der Fertigungstechnik 
wurde 1989 wie vorgesehen abgeschlossen. 

Handwerk 

Die Aus- und Weiterbildung in der Informationstech-
nik ist auch für Berufe des Handwerks sehr wich tig. In 
einem Modellprojekt im „Metallzentrum" der Hand-
werkskammer Koblenz werden daher die entspre-
chenden Schulungskonzepte entwickelt und im prak-
tischen Einsatz erprobt. Dies erfolgt in enger Koope-
ration mit der RWTH Aachen. Hierbei wird auch un-
tersucht, wie Ergebnisse aus Forschung und Entwick-
lung künftig beschleunigt in die handwerkliche Pra xis 
transferiert werden können. 

Bilaterale Kooperationen 

Entwicklungsländer haben ein großes Interesse, mit 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet der 
Fertigungstechnik zusammenzuarbeiten. Eine wis-
senschaftlich-technische Zusammenarbeit liegt vor 
allem dann in beiderseitigem Interesse, wenn hierbei 
realistische Perspektiven für eine indust rielle Koope-
ration eröffnet werden. 

Kooperationen mit Brasilien, der VR China, Indone-
sien und der Republik Korea laufen z. Z. schon oder 
werden vorbereitet. Eine Kooperation mit der DDR 
aufgrund des Abkommens über wissenschaftlich

-

technische Zusammenarbeit wurde 1989 begonnen. 
Vorschläge zur Zusammenarbeit liegen auch aus an

-deren RGW-Staaten vor. 

Evaluation und Technologiefolgenabschätzung 

Wie bei jeder technischen Entwicklung, stehen den 
mit der Anwendung der Informationstechnik verbun-
denen Chancen auch Risiken gegenüber. Der BMFT 
wird daher Untersuchungen über Folgewirkungen 
der Informationstechnik fördern mit dem Ziel, Risiken 
frühzeitig zu erkennen und nega tive Auswirkungen 
möglichst zu vermeiden. Dies dient auch dem, für den 
Abbau von Hemmnissen für die Anwendung von In-
formationstechnik notwendigen, permanenten Dialog 
zwischen allen betroffenen und interessie rten gesell-
schaftlichen Gruppen. 
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— In einer Wirkungsanalyse zur indirekt-spezifi-
schen Förderung der CIM-Anwendung im Rah-
men des Programms Fertigungstechnik wird deren 
Effizienz und Auswirkung untersucht, ebenso die 
Zusammenhänge zwischen der Einführung rech-
nerunterstützter Systeme in der Fertigung und der 
betrieblichen Organisation, Arbeitsbelastungen 
und Qualifikationsanforderungen. Daraus sollen 
auch Empfehlungen zur Gestaltung von Technik, 
Organisation und Struktur in Industriebetrieben 
abgeleitet werden. 

— Die Meta-Studie „Arbeitsmarktwirkungen moder-
ner Technologien" wie auch weitere Untersuchun-
gen der Wirtschaftswissenschaftlichen For-
schungsinstitute im Rahmen der Strukturbericht-
erstattung für den BMWi haben deutlich gemacht, 
daß Arbeitsplätze nicht durch den Einsatz neuer 
Informationstechniken verloren gehen, sondern im 
Gegenteil dann gefährdet sind, wenn es nicht ge-
lingt, durch innovative Nutzung der Informations-
technik an  Wachstumsmärkten teilzunehmen, so 
neue Arbeitsplätze zu schaffen und bestehende 
Arbeitsplätze durch Modernisierung zukunftssi-
cherer zu machen. 

— Im Rahmen des Zukunftskonzepts sind eine Reihe 
weiterer Untersuchungen vorgesehen: u. a. zu den 
Fragekomplexen Arbeitsplatzgestaltung, Daten-
schutz, Sicherheit von Informationssystemen 
(Computerkriminalität) und Folgewirkungen der 
Künstlichen Intelligenz. Wesentliche IT-relevante 
Themenstellungen werden im Programm „Arbeit 
und Technik" behandelt werden (s. Ab-
schnitt 2.8). 

Das außerordentlich rasche Innovationstempo der In-
formationstechnik und die Veränderung der weltwei-
ten Strukturen in Forschung und Indust rie begrenzen 
die zeitliche Reichweite des Rahmenprogramms und 
seiner Maßnahmen, die die Bereiche der Wirtschafts-
politik und der Forschungs- und Technologiepolitik 
sowie die Gebiete der Telekommunikation, der Aus-
und Weiterbildung und der internationalen Zusam-
menarbeit umfassen. Die Bundesregierung wird des-
halb das Zukunftskonzept von Zeit zu Zeit überprüfen 
und gegebenenfalls an  veränderte Bedingungen an

-passen. 

Internationale Aktivitäten 

Neben der Marktgröße sind im internationalen Wett-
bewerb vor allem Spitzenpositionen in Schlüsseltech-
nologien der Informationstechnik entscheidende Fak-
toren. Die Mitgliedsstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft haben daher beschlossen, eine europäi-
sche Technologiegemeinschaft zu schaffen. Konkre-
ter Ausdruck dieser Absicht sind im Bereich der Infor-
mationstechnik die europäischen Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme ESPRIT und RACE. Sie ver-
folgen das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Industrie im Bereich der Informationstech-
nik zu erhalten und zu verbessern. 

Mit dem Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
auf dem Gebiet der Informationstechnologie — 

ESPRIT I (Europe an  Strategic Programme for Re-
search and Development in Information Technolo-
gies) — war 1984 das bis dahin größte industrierele-
vante Technologieprogramm der Gemeinschaft be-
schlossen worden. Gegenstand dieses Programms war 
die Förderung der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit bei der Forschung und Entwicklung im 
Vorfeld des Wettbewerbs auf den Gebieten Mikro-
elektronik, Software-Technologie, fortgeschrittene 
Informationsverarbeitung, Bürosysteme und compu-
terintegrierte Fertigung. Nach Auslaufen dieses Pro-
gramms schloß sich 1988 ESPRIT II mit ähnlichen För-
derschwerpunkten (Mikroelektronik und Peripherie-
geräte, Info rmationsverarbeitungssysteme, IT-An-
wendungstechnologien) an. Dafür stehen bis 1992 
Fördermittel in Höhe von 1,6 Mrd ECU zur Verfü-
gung. Sowohl bei ESPRIT I als auch bei ESPRIT II wird 
in grenzüberschreitend zusammengesetzten Konsor-
tien gearbeitet, die Unternehmen und Forschungsein-
richtungen in der gesamten Gemeinschaft in engeren 
Kontakt zueinander bringen und europaweit ange-
legte Forschungs- und Entwicklungsarbeiten in der 
Informationstechnik anstoßen. 

Auf dem Gebiet der Telekommunikation wurde 1987 
das Gemeinschaftsprogramm RACE (Research and 
Development in Advanced Communications Techno-
logies in Europe) mit einer Mittelausstattung von 
550 Mio ECU beschlossen. Zielsetzung von RACE ist 
die Bereitstellung der technischen Grundlagen für ein 
künftiges integriertes europäisches Breitbandkom-
munikationsnetz. Gemeinsame Dienste sollen ab 1995 
angeboten werden können. 

ESPRIT und RACE bieten ein breit angelegtes Förder-
angebot, das nahezu alle relevanten Informa tions-
technologien abdeckt. Diese europäischen Technolo-
gieprogramme stellen eine sinnvolle Ergänzung na-
tionaler Förderprogramme auf europäischer Ebene 
dar. 

Die EUREKA-Initiative bietet einen im wesentlichen 
komplementären Ansatz zu den thematisch breit an

-gelegten Förderprogrammen der Europäischen Ge-
meinschaft. Während Gemeinschaftsprogramme im-
mer auch darauf abzielen müssen, den europäischen 
Zusammenhalt zu stärken und technologisch bisher 
weniger entwickelte Regionen oder Industrien auf das 
Niveau der stärker entwickelten anzuheben, verfolgt 
EUREKA einen projektbezogenen Ansatz und schließt 
zusätzlich die EFTA-Länder und die Türkei ein. EU-
REKA ist so angelegt, daß von den Beteiligten strate-
gische Schwerpunkte gesetzt werden. Dies ist gerade 
für strategische Initiatven auf dem Gebiet der Infor-
mationstechnik immer dann von Bedeutung, wenn 
anspruchsvolle Ziele verfolgt werden, die mit Aussicht 
auf Erfolg nur von einigen wenigen, besonders lei-
stungsfähigen europäischen Firmen gemeinsam auf-
gegriffen werden können. EUREKA ist darauf ange-
legt, daß die wesentlichen Impulse von den Koopera-
tionspartnern in Industrie und Wissenschaft ausge-
hen. Im Rahmen der EUREKA-Initiative dominieren 
mit knapp 50 % des gesamten Fördervolumens Pro-
jekte der Informationstechnik. Beispiele für solche 
Projekte sind die Schaffung einer Norm für das Groß-
bildfernsehen der Zukunft (HDTV), die Initiative zum 
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Aufbau eines europäischen Know-How-Verbundes 
im Bereich der Mikroelektronik (JESSI) und die 
„EUREKA Software Factory" (ESF). 

2.10 Biotechnologie 
(Förderbereich K) 

Die Bedeutung der Biotechnologie ergibt sich aus ih-
rer Rolle als Basiswissenschaft und Querschnittstech-
nologie. Sie berührt viele Bereiche der technologi-
schen bis hin zur gesellschaftlichen Entwicklung ei-
nes modernen Industriestaates: 

Im Bereich des Gesundheitswesens liefert sie die 
Grundlage zum Verständnis von Krankheiten, für de-
ren Erkennung (Diagnose) und, darauf aufbauend, für 
gezielte Behandlungen (Therapie). Durch biotechni-
sche Verfahren und Anwendung der Gentechnik kön-
nen Wirkstoffe zur medizinischen Versorgung der Be-
völkerung gewonnen werden. 

Im Bereich der Ökologie und Umwelttechnologie trägt 
sie dazu bei, das System Natur und Umwelt in seinen 
Zusammenhängen zu verstehen, natürliche Kreis-
läufe in ihrer Bedeutung zu erfassen und vom Men-
schen beeinflußte Eingriffe in die Umwelt (z. B. Indu-
strieprozesse, Produkte) in die natürlichen Kreisläufe 
wieder zu integrieren. Die Übertragung von Eigen-
schaften eines Organismus zum Abbau von z. B. Di-
oxinen auf einen Organismus, der in der Umgebung 
verseuchter Böden wachsen und wirken kann, ist 
hierbei von großem wissenschaftlichen und prakti-
schen Wert. 

Bei der Rohstoff- und Energieversorgung helfen bio-
technische Verfahren und Produkte, Lagerstätten bes-
ser auszunutzen (tertiäre Erdölförderung, mikrobielle 
Erzlaugung) und die einzige ausdauernde Energie-
quelle für das Leben auf dieser Erde — die Sonnen-
energie — permanent durch Photosynthese zur Erzeu-
gung von Biomasse und Speicherstoffen zu nutzen. 
Durch die mit der Photosynthese verbundene Fixie-
rung von Kohlendioxid kann auch ein Beitrag zur Lö-
sung des Treibhauseffektes geleistet werden. 

Im Bereich Ernährung und Landwirtschaft trägt die 
Biotechnologie dazu bei, Pflanzen mit höherer Pro-
duktqualität in ausreichender Menge für eine wach-
sende Erdbevölkerung zu züchten. Daneben eröffnet 
sich der Landwirtschaft durch die Produktion von In-
dustriepflanzen ein Produktions- und Verwendungs-
potential für den Bedarf der industriellen Nutzung von 

Stärke, Ölen und Fetten oder anderen pflanzlichen 
Inhaltsstoffen. 

Mit der Förderung der Biotechnologie nimmt die Bun-
desregierung öffentliche Aufgaben wahr. Diese lie-
gen auf den Gebieten der 

— Förderung der Grundlagenforschung: 

In der zurückliegenden Programmperiode lag der 
Anteil der Grundlagenforschung an der Förderung 
der Biotechnologie bei rd. einem Drittel. 

— Förderung der Vorsorgeforschung: 

Hierzu zählen die Aufwendungen für die biolo-
gisch/biotechnische Vorlaufforschung für eine An-
wendung im medizinischen oder Umweltsektor. 

— Definition von Rahmenbedingungen für technolo-
gische Innovation: 

Für den Bereich der biotechnischen Innovation be-
deutet dies die Förderung der Kooperation zwi-
schen Hochschul- und hochschulfreier Forschung 
auf der einen Seite und der industriellen For-
schung auf der anderen Seite, die Förderung der 
Einführungsphase biologischer Techniken in die 
Produktionsprozesse der Industrie und die Förde-
rung von Unternehmensgründungen auf dem Ge-
biet der Biotechnologie. 

Förderprogramm „Angewandte Biologie und 
Biotechnologie" 

Mit dem im Juli 1985 veröffentlichten Programm zur 
Förderung der „Angewandten Biologie und Biotech-
nologie" hatte die Bundesregierung den Rahmen für 
eine verstärkte Förderung biologischer und biotechni-
scher Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
abgesteckt. Über die erste Förderperiode (1985 bis 
1988) berichtet der „Programmreport Biotechnologie" 
(März 1989). Er belegt, daß die deutsche Forschung 
seit Anfang der 80er Jahre wieder eine Spitzenstel-
lung auf den herausragenden Gebieten moderner bio-
logischer Forschung, darunter Molekularbiologie, 
Zellbiologie, Gentechnologie sowie anwendungsnahe 
Gebiete wie Pflanzenzüchtung, Entwicklung von Dia-
gnostika/Therapeutika und apparative Instrumentie-
rung zurückgewonnen hat und die Bundesrepublik 
Deutschland ein erstklassiger Standort für die wissen-
schaftliche Forschung und technologische Entwick-
lung in der Biotechnologie ist. Es sind jedoch noch 
erhebliche gemeinsame Anstrengungen der Wissen-
schaft, der Wirtschaft und des Staates erforderlich, 
damit die Bundesrepublik auch für die Produktion ein 
hervorragender Standort bleibt. Einerseits müssen — 
als Grundvoraussetzung für eine größere Akzeptanz 
— die Kenntnisse über die moderne Biotechnologie in 
der Öffentlichkeit verbessert, andererseits verläßliche 
Rahmenbedingungen für die Unternehmen geschaf-
fen werden. 

Ethische und rechtliche Fragen 

Die Bundesregierung hält eine umfassende gesetzli

-

che Regelung zur Anwendung gentechnischer Me

-

thoden in Forschung und Produktion zum Umgang 
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mit gentechnisch veränderten Organismen sowie zu 
deren Freisetzung für notwendig; sie hat daher einen 
Gesetzentwurf für ein Gentechnik-Gesetz einge-
bracht mit dem Ziel, den rechtlichen Rahmen für die 
Erforschung, Entwicklung und Nutzung der wissen-
schaftlichen und technischen Möglichkeiten der Gen-
technik zu setzen und gleichzeitig Leben und Ge-
sundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen und 
Sachgütern sowie die sonstige Umwelt in ihrem Wir-
kungsgefüge vor möglichen Gefahren gentechnischer 
Verfahren und Produkte zu schützen und dem Entste-
hen solcher Gefahren vorzubeugen. Unabhängig vom 
Gentechnik-Gesetz soll im Rahmen des Embryonen-
schutzgesetzes, dessen Entwurf der Bundesregierung 
z. Z. noch im Parlament beraten wird, jeglicher gen-
technische Eingriff in menschliche Keimbahnzellen 
mit dem Ziel einer Keimbahntherapie strafrechtlich 
verboten werden. 
Nationale Regelungen müssen jedoch durch interna-
tionale Regelungen ergänzt und möglichst in Ein-
klang gebracht werden, um auch hier die notwendige 
Sicherheit zu erzielen und andererseits den For-
schungs- und Produktionsstandort Bundesrepublik 
Deutschland zu erhalten. Hierbei ist die Bundesregie-
rung bemüht, den Abstimmungsprozeß in internatio-
nalen Organisationen aktiv mitzugestalten und die 
internationale Verantwortungsgemeinschaft zu stär-
ken. 
Im November 1988 hat — unter Federführung des 
BMJ — eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe ihre Bera-
tungen zum Thema „Genomanalyse" aufgenommen. 
Ziel ist dabei, etwaigen Handlungs- und Regelungs-
bedarf in diesem Bereich möglichst frühzeitig festzu-
stellen. 
Der BMFT hat im Sommer 1989 einen interdiszipli-
nären „Arbeitskreis Genforschung" eingerichtet, der 
sich mit den ethischen und sozialen Aspekten befaßt, 
die sich aus den Ergebnissen der Erforschung des 
menschlichen Genoms ableiten lassen. Ziel dieses Ar-
beitskreises ist es, möglichst frühzeitig eventuelle Fol-
gen zu erkennen und Konsequenzen zu formulie-
ren. 

Bisherige Ergebnisse 
In weiten Teilen der Bevölkerung ist heute bekannt, 
daß die Biotechnologie, gerade unter Zuhilfenahme 
der modernen molekularbiologischen Methoden, 
echte Fortschritte verspricht: 
— In der biologischen Grundlagenforschung ist die 

Strukturaufklärung eines Gens gelungen, das bei 
der Alzheimer'schen Krankheit eine wesentliche 
Rolle spielt. Grundlagenforschung brachte die 
Voraussetzungen für die Erforschung neuartiger 
Arzneimittel oder Therapieverfahren gegen bisher 
nur schwer zu behandelnde Krankheiten (z. B. He-
patitis, Malaria). 

— In der Tumorbiologie wurde der Wirkstoff 
„Mesna" entwickelt, der die toxischen Nebenwir-
kungen bei der Chemotherapie von Krebs herab-
setzt und damit eine effizientere Dosierung von 
Zytostatika erlaubt. In Essen und Freiburg wurde 
jeweils eine Tumorbank menschlicher Tumore an-
gelegt, um ein Spektrum unterschiedlichster Tu-
more zur Testung, besonders zur Untersuchung 
von Späteffekten zur Verfügung zu haben. 

— Für den Ersatz von Tierversuchen wurden 

O In-vitro-Testmethoden auf der Basis glatter 
Muskelzellkulturen aus Arterienwänden zur 
Untersuchung von Substanzen gegen Arterio-
sklerose entwickelt 

O der Einsatz von Nervenzellen zur Testung von 
neuen Substanzen erprobt 

O isolierte Leberzellen eingesetzt, um die Aktivi-
täten von Arzneistoffen zu bestimmen 

O modellhaft Zellen der Magenschleimhaut ver-
wendet, um die Abhängigkeit der Produktion 
von Magensäure von pharmakologischen Sub-
stanzen zu ermitteln und 

O In-vitro-Methoden für den Fiebertest auf der 
Basis von synthetischen Peptiden erprobt. 

Die bisherige Förderung des BMFT hat gezeigt, 
daß Ersatzmethoden zum Tierversuch prinzipiell 
möglich sind; dabei wurden vornehmlich Frage-
stellungen erfaßt, die sich durch In-vitro-Metho-
den bearbeiten ließen. Das künftige Förderkon-
zept des BMFT wird sich neben dem Bemühen, die 
bisherigen Ergebnisse umzusetzen, auf eine von 
ihm in Auftrag gegebene umfangreiche „Datener-
hebung über den Einsatz von Tieren in Forschung 
und Entwicklung" stützen und bevorzugt die Ent-
wicklung von Ersatzmethoden für Tierversuchs-
modelle fördern, bei denen Tiere stark belastet 
oder besonders viele Tiere verwendet werden. 

— Wissenschaftlern in Hamburg gelang es, Abbau-
wege bei modifizierten Mikroorganismen für be-
stimmte, den sehr giftigen Dioxinarten ähnliche 
Modellsubstanzen zu finden; dies ist ein erster 
Schritt zur späteren Entwicklung von Sanierungs-
verfahren für hochbelastete Böden und Depo-
nien. 

— Chancen für die Pflanzenzüchtung und den Pflan-
zenschutz ergeben sich aus Untersuchungen über 
die Mechanismen, wie Pflanzen dem Befall  von 
Pilzkrankheiten widerstehen. Hierzu gehören 
auch die Entwicklung von biotechnischen Metho-
den der Pflanzenzüchtung, wie Zellfusion, Gen-
transfer und Zell- oder Gewebekulturtechnik, uni 
Züchtungszeiten, die bislang zwischen 10 und 20 
Jahren liegen, auf vielleicht 6 bis 10 Jahre zu ver-
kürzen. Auch ist es heute möglich, Gene über A rt

-grenzen hinaus zu übertragen. Damit erhalten 
Pflanzen bisher nicht vorhandene Fähigkeiten zur 
qualitativ hochstehenden und gefragten Stoffpro-
duktion (z. B. hochwertige Eiweisse, Kohlenhy-
drate, wegen ihrer Eigenschaften besonders nach-
gefragte Öle und Fette). Auf diesem Wege soll es 
ermöglicht werden, für eine wachsende Weltbe-
völkerung ausreichend Nahrung und für die Indu-
strie erneuerbare Rohstoffe bereitzustellen. 

— In der biologischen Sicherheitsforschung wurde 
z. B. der Anstoß zur Einrichtung einer Forschungs- 
und Prüfstelle für Freilandexperimente bei der Bio-
logischen Bundesanstalt in Braunschweig gege-
ben. Im Rahmen des Konzeptes zur biologischen 
Sicherheitsforschung, das fortgeschrieben wird, 
wurden und werden Forschungsprojekte zum Ab-
schätzen möglicher Risiken beim Einsatz gentech- 
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nisch veränderter resistenter Pflanzen, zur Bewer-
tung der Freisetzung gentechnisch veränderter 
Mikroorganismen in die Umwelt und zum Gen-
transfer von modifizierten Mikroorganismen im 
Boden einschließlich Auswirkungen auf das 
Grundwasser aufgegriffen. Ein verstärkter Erfah-
rungsaustausch auf internationaler Ebene soll zu 
einer einheitlichen Bewe rtung von Risiken und der 
Harmonisierung von Maßnahmen führen. 

In der Wissenschaft hat die Bundesrepublik Deutsch-
land eine eigenständige Position in der Biotechnolo-
gie erreicht. Nachdem Ende der 70er Jahre ein Nach-
holbedarf in der wissenschaftlichen Forschung hierzu 
festgestellt worden war, kann man nun nach nur we-
nigen Jahren sagen, daß der Anschluß an die Spitzen-
forschung in der Welt wieder gefunden ist. Dazu ha-
ben auch ausgedehnte Forschungsstipendienpro-
gramme flankierend beigetragen, die gezielt einge-
setzt wurden, um die ursprünglich ungünstige Nach-
wuchssituation zu verbessern, z. B. bei der molekula-
ren Parasitologie. 

Durch das Förderprogramm „Angewandte Biologie 
und Biotechnologie" sind in Wissenschaft und Wi rt

-schaft unmittelbar rd. 2 200 Arbeitsplätze für die 
durchschnittliche Projektlaufzeit von drei Jahren ge-
schaffen worden, darunter 800 Arbeitsplätze für Aka-
demiker zuzüglich 200 Stipendiaten. Allein im Gen-
zentrum Köln konnte beispielsweise die Zahl der auf 
dem Gebiet der Molekularbiologie tätigen Diploman-
den und Doktoranden von 76 zu Beginn der Förder-
maßnahmen auf 196 im Jahre 1988 erhöht werden. 

Die öffentliche Förderung hat dazu beigetragen, daß 
sich eine vielfältige und hervorragend qualifizierte 
Forschungsstruktur in der Bundesrepublik Deutsch-
land in den Hochschulen, p rivaten Forschungsinstitu-
tionen und in der Industrie aufgebaut hat. Mit der 
Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH 
(GBF) in Braunschweig (vgl. Teil V, Abschnitt 4.2.5), 
den Genzentren in Berlin, Heidelberg, Köln und Mün-
chen und weiteren zentralen Schwerpunktprojekten 
haben sich nationale Knotenpunkte der modernen 
biologisch/biotechnischen Forschung gebildet, die 
den Vergleich mit anderen Einrichtungen innerhalb 
Europas und darüber hinaus nicht zu scheuen brau-
chen. Diese Erfolge sind auch Ergebnis eines wir-
kungsvollen Zusammenspiels des BMFT mit anderen 
Institutionen der Forschungsförderung, wie den für 
die Hochschulförderung zuständigen Länderministe-
rien, der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der 
Max-Planck-Gesellschaft und dem Fonds der Chemi-
schen Industrie. 
Gemeinsam mit 12 weiteren europäischen Staaten 
und mit Israel wird das Europäische Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBL) in Heidelberg (vgl. auch 
Teil IV, Abschnitt 3.3) gefördert. Es hat sich zu einem 
Spitzenforschungsinstitut entwickelt, vor allem auf 
den Gebieten biologische Strukturforschung, Zellbio-
logie und bei Datenbanken zu gene tischen Informa-
tionen. Wesentliche Erfolge der Programmdurchfüh-
rung liegen bei strukturellen Verbesserungen in der 
Forschung, wie die durch den BMFT angeregte Grün-
dung wissenschaftlich/technisch orientierter Zentren 
gemeinsam durch Universitäten, Max-Pl anck-Gesell-
schaft, Fraunhofer-Gesellschaft und Wi rtschaft. Die 
Attraktivität des Forschungsstandorts Bundesrepu

-

blik Deutschland ist durch die erwähnten Maßnah-
men in den letzten 5 Jahren wesentlich gesteigert 
worden. 

Eine Verbesserung der Rahmenbedingungen für In-
novationen wurde durch die Beteiligung von 220 Fir-
men an der Verbundforschung zwischen Indust rie 
und Forschungsinstituten auf den Arbeitsgebieten der 
Biotechnologie erreicht, wie beispielsweise Umwelt

-

Biotechnologie, Pflanzenzüchtung oder methodische 
und verfahrenstechnische Entwicklungen. Eine hohe 
Beteiligung von 85 % kleiner und mittlerer Unterneh-
men (KMU) ist im indirekt-spezifischen Teil des För-
derprogramms festzustellen; dies bedeutet eine wirk-
same Hilfe zur Selbsthilfe für die mittelständische 
Wirtschaft. Die Förderung zeigt auch einen hohen 
Mobilisierungseffekt: Bei 25 To  der geförderten Un-
ternehmen waren zuvor biotechnische Methoden in 
der Produktion oder Verfahrenstechnik noch nicht 
eingesetzt worden. Ein hoher Anteil der geförderten 
Unternehmen ist auch noch relativ jung: Etwa 48 To 
der geförderten Unternehmen wurde erst nach 1980 
gegründet, darunter 34 mit Hilfe der Fördermaß-
nahme für technologie-orientierte Unternehmens-
gründungen des BMFT. 

Insgesamt gingen im Vierjahreszeitraum rd. zwei 
Drittel des Fördervolumens von rd. 800 Mio DM an 
wissenschaftliche Forschungsinstitute und das ver-
bleibende Drittel zu etwa gleichen Teilen an Großun-
ternehmen und mittelständische Firmen. Die Eigen-
leistungen der Industrie haben demgegenüber einen 
geschätzten Wert von ca. 1 Mrd DM jährlich erreicht. 
Die vom BMFT aufgebrachten Fördermittel sind von 
123 Mio DM im Jahr 1984 auf 261 Mio DM für 1988 
mehr als verdoppelt worden. 

Für die Zukunft ist eine Fortschreibung des Biotech-
nologie-Programms vorgesehen. Dies ist insbeson-
dere deshalb erforderlich, um die gut angelaufenen 
Fördermaßnahmen in der Grundlagenforschung voll 
zur Wirkung zu bringen und nach Abschluß grundle-
gender methodischer und verfahrenstechnischer Ent-
wicklungen vor allem auf den Gebieten Bioreaktor

-

bau und Bioverfahrenstechnik neue Ansätze, z. B. der 
Neurowissenschaften (Bio-Computing), der Biosenso-
rik und Strukturforschung aufgreifen zu können. 

Neben der Förderung der Innovation sollen auch ver-
stärkt Fragen der Sicherheit im Umgang mit biologi-
schem Material und der Technikfolgen aufgegriffen 
werden. Eine entsprechend angelegte Forschung soll 
die Fakten für die gesellschaftlich und politisch zu 
führenden Erörterungen liefern. Zudem ist für die Ein-
führung von Rechtsnormen eine durch Fakten abgesi-
cherte Basis erforderlich. 

Wie im „Programmreport Biotechnologie" deutlich 
wird, befindet sich die Biotechnologie noch am An-
fang ihrer technischen Nutzungsmöglichkeiten. Welt-
weit bekannte spektakuläre Einzelentwicklungen 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß ihre Er-
folge vornehmlich noch in einem breiten Voranschrei-
ten des gesamten Forschungsgebietes liegen. Die For-
schungsförderung ist insgesamt darauf angelegt, die 
Bedingungen so zu gestalten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland als Industrieland international Anschluß 
auf einem so wichtigen Schlüsselgebiet behält. 
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„Förderschwerpunkt Nachwachsende Rohstoffe" 

Die Förderung im Bereich Nachwachsende Rohstoffe 
wurde 1985 aufgegriffen, um der Agrar- und Forst-
wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland neue 
Märkte für Produkte im Nicht- Nahrungsmittelbe-
reich zu eröffnen und die Versorgung der Indust rie mit 
Rohstoffen auf der Basis heimischer Ressourcen zu 
diversifizieren. Zielsetzung ist es dabei, neue biologi-
sche Methoden der angewandten Pflanzenzüchtung, 
neue chemische und biotechnische Verfahren der 
Stoffumwandlung (Konversion) sowie neue Konzepte, 
Biomasse vielseitig und vollständig zu nutzen, bis zur 
Anwendungsreife zu entwickeln. Dabei sollten auch 
die Auswirkungen auf die Umwelt und die derzeitige 
und künftig mögliche Marktsituation für nachwach-
sende Rohstoffe berücksichtigt werden. 

Auf vielen dieser Gebiete fehlt es an  Grundlagenfor-
schung, vor allem auf den Gebieten Kohlenhydrat- 
und Fettchemie. Die nationalen Forschungsanstren-
gungen sollen daher das Defizit im Bereich der 
Grundlagenforschung auf diesen Gebieten besei tigen 
helfen und von der angewandten Forschung bis zur 
technischen Entwicklung Wege für neue Produkte aus 
landwirtschaftlichen Rohstoffen aufzeigen. 

Expertenkolloquien 

In den letzten vier Jahren wurden verschiedene Ex-
pertenkolloquien gemeinsam vom BMFT und vom 
BML veranstaltet. Sie hatten zum Ziel, den H and-
lungsbedarf für Forschungs- und Entwicklungsaktivi-
täten aufzuzeigen, die bei verstärkter Förderung mit-
tel- und längerfristig Erfolg versprechen. Die Veran-
staltungen haben den Dialog zwischen der Industrie, 
Landwirtschaft und Politik weiter vertieft. Der St and 
und die Perspektiven agrarischer Rohstoffe für die 
Industrie- und Energiewi rtschaft  wurden sowohl un-
ter technischen und ökonomischen Aspekten als auch 
unter agrarstrukturellen, sozialen, politischen und 
umweltpolitischen Gesichtspunkten be trachtet. 

Die Ergebnisse des Expertenkolloquiums „Nach-
wachsende Rohstoffe" im Oktober 1986 führten zu 
dem „Förderkonzept Nachwachsende Rohstoffe" mit 
den Themenfeldern: 

— Erzeugung von Biomasse 

— Biokonversion zu industriell interessanten Grund-
stoffen 

— Nutzung von landwirtschaftlichen Rohstoffen für 
neue Produkte 

— Potentialanalyse und Technikfolgenabschätzung. 

Ein weiteres Kolloquium wurde im Oktober 1987 auf 
dem Sektor Holz gemeinsam mit dem BML durchge-
führt. Möglichkeiten und Grenzen, die sich für die 
Produktion und Verwendung von Holz als Rohstoff in 
technischer, ökonomischer und ökologischer Sicht 
bieten, wurden diskutiert und auch hier der Hand-
lungsbedarf für Forschungsarbeiten aufgezeigt. 

Im November 1988 standen Körnerleguminosen (Ak

-

kerbohnen, Erbsen, Lupinen) im Mittelpunkt einer 

Tagung des BML, die als Statusseminar diese Pro-
duktlinie vom Anbau bis zur Verwendung zum Thema 
hatte. Aus einer Zwischenbilanz nach mehreren Jah-
ren intensiver Forschung wurden Prioritäten für wei-
tere Aktivitäten gesetzt. „Stärke und Stärkederivate 
als Industrierohstoff" war das Thema, das im Septem-
ber 1989 vom BML in Zusammenarbeit mit dem BMFT 
aufgegriffen wurde. Auch hier be trachtete man  die 
gesamte Produktlinie von Anbau der Stärketräger Ge-
treide, Kartoffeln, Erbsen über die Stärkegewinnung 
und Verarbeitung bis zum industriellen Einsatz, z. B. 
in den Bereichen Papier oder Klebstoffe. Ein Schwer-
punkt waren neue Anwendungen, insbesondere bio

-

abbaubare Kunststoffe (Folien, Formkörper, Träger-
stoffe, etc.). Aus den diskutierten Themenkreisen 
wurde der künftige Forschungsbedarf konkretisiert. 

Erzeugung und Nutzung von Biomasse 

Von verschiedenen Universitäten und hochschul-
freien Forschungseinrichtungen wird ein Verbund-
vorhaben „Schnellwachsende Baumarten zur Biomas-
seproduktion im Kurzumtrieb " durchgeführt. Die Un-
tersuchungen sollen vor allem dazu dienen, die Bedin-
gungen für eine Nutzung landwirtschaftlicher Flä-
chen zur Biomasseerzeugung zu ermitteln, wobei die 
gewonnenen Hölzer (Pappeln, Weiden, Aspen, Bir-
ken) u. a. auf ihre Verwendbarkeit in der Spanplatten-
erzeugung, in anderen Anwendungsbereichen (Zell-
stoffherstellung) oder auch für energetische Zwecke 
geprüft werden. 

In der Erzeugung nachwachsender Rohstoffe mit 
schnellwachsenden, in Umtriebszeiten von 3 bis 
5 Jahren zu bewirtschaftenden Baumarten wird nur 
dann eine Alternative zu den herkömmlichen Flä-
chennutzungsarten gesehen, wenn die Aussicht auf 
wirtschaftliche Nutzung besteht. Dabei ist neben der 
Kultivierungs- und Erntetechnik sowie der Vermark-
tungsfähigkeit des Erntegutes und der aktuellen Lage 
auf dem Energie- und Rohstoffmarkt vor allem das 
Produktionsvermögen der Forstpflanzen entschei-
dend. Die bislang erzielten Ergebnisse weisen einen 
Ertrag von 12 bis 14 atro/ha/Jahr auf durchschnittli-
chen landwirtschaftlichen Böden aus. 

Eine kostengünstige Herstellung von Sperrholz und 
Faserplatten sowie insbesondere die Herstellung von 
Papierzellstoff aus Pappelholz hat sich als möglich 
erwiesen. Der geringe Selbstversorgungsgrad der 
Bundesrepublik im Bereich Papierzellstoff von nur 
20 % beruht allerdings nicht auf Rohstoffmangel. Die 
hochwertigen Sulfatzellstoffe müssen auf dem Welt-
markt eingekauft werden, weil das im Herstellungs-
prozeß verwendete Sulfatverfahren in der Bundesre-
publik Deutschland wegen hoher Umweltschutzaufla-
gen nicht eingesetzt wird. 

Inzwischen konnte mit Hilfe der Förderung des BMFT 
ein umweltschonendes Aufschlußverfahren für Holz-
fasern zu Papierzellstoff (ASAM-Verfahren) entwik-
kelt werden, das dazu beitragen wird, verstärkt ein-
heimische Hölzer für die Zellstoffgewinnung in der 
Bundesrepublik einzusetzen. 
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Bei der Fasergewinnung aus nachwachsenden Roh-
stoffen konzentriert sich das Interesse in erster Linie 
auf den Flachs. In Anlehnung an die „Gesamtkonzep-
tion Flachs" des BML besteht der Forschungs- und 
Entwicklungsbedarf bei der Gewinnung der Kurzfa-
ser und der Qualitätsbestimmung. 

Im Januar 1988 ist im Rahmen einer vom BMFT orga-
nisierten wissenschaftlichen Fachtagung die For-
schungskonzeption für die Entwicklung von umwelt-
freundlichen Entholzungsverfahren für die Flachsf a

-

ser aufgezeigt und in Verbundprojekten mit Indust rie 
und Hochschulen konkretisiert worden. 

Ölpflanzenzüchtung 

Die Aufklärung der Biosynthesewege bei Pflanzen 
und deren Beeinflussung durch gene tische Methoden 
sind die Voraussetzung, um speziellen Verwendungs-
anforderungen im Bereich Nachwachsende Rohstoffe, 
z. B. auf dem Gebiet pflanzliche Öle und Fette, nach-
kommen zu können. 

Das Verbundprojekt „Biotechnologie für die Züch-
tung von Ölpflanzen" befaßt sich neben dem pflan-
zenzüchterischen Teil auch mit notwendigen Arbei-
ten zur Biochemie der pflanzlichen Lipidsynthese. Be-
sondere Aufmerksamkeit gilt den mittelkettigen so-
wie den ungesättigten und mehrfach ungesättigten 
Fettsäuren, wie Linolsäure, Ölsäure und Erukasäure. 
Untersuchungen sind von Bedeutung z. B. für die 
Pflanzen Cuphea, Euphorbie, Raps, Öllein und Son-
nenblume. 

Konversion von nachwachsenden Rohstoffen zu 
chemischen Rohstoffen 

Die Förderung orientiert sich an  den Verbrauchszah-
len der in diesem Bereich eingesetzten Rohstoffe. An 
erster Stelle liegen pflanzliche Öle und Fette, bei de-
nen ein hoher Importbedarf besteht, gefolgt vom Stär-
keverbrauch und dem Bedarf von Zellulose und Sac-
chariden. Diese Rangordnung zeigt die Prioritäten 
auf, unter denen die Wiederbelebung der Grundla-
genforschung im Bereich der Fettchemie, der Poly-
saccharidchemie und der Zuckerchemie eingeleitet 
wurde. 

Seit Mitte 1987 haben Forschergruppen aus 7 deut-
schen Universitäten ihre Arbeit zur Entwicklung 
neuer Einsatzmöglichkeiten natürlicher Öle und Fe tte 
als Grundstoffe der chemischen Industrie aufgenom-
men. Die Fette sind entweder für den Ernährungssek-
tor nicht geeignet, wie z. B. Rindertalg aus Schlacht-
hofabfällen, oder es h andelt sich um landwirtschaftli-
che Produkte, wie erukasäurereicher „Industrieraps". 
Ziel der Forschungsarbeiten ist es, durch Anwendung 
moderner Methoden der organischen Synthese, der 
Petrochemie und der Biotechnologie neuartige Um-
setzungen von natürlichen Fettstoffen zu finden und 
darauf aufbauend bisher nicht genutzte Möglichkei-
ten zu Überführung von Fetten und Ölen in hochwer-
tige technische Produkte wie Spezialtenside, Hoch- 

leistungsschmieröle, Wirkungsstoffe usw. zu erfor-
schen. 

Erste Erfolge sind in den Bereichen Katalysatorent-
wicklung, Flüssigkristalle aus Fettsäuren und der Bio-
synthese von mittelkettigen Fettsäuren erzielt wor-
den. Im „Programmreport Biotechnologie 1989" wird 
hierüber ausführlich berichtet. 

Energieträger 

Die Herstellung von Energieträgern als Hauptpro-
dukte aus Pflanzen scheint in absehbarer Zeit in der 
Bundesrepublik nicht zu den ökonomisch attraktiven 
Möglichkeiten der Nutzung Nachwachsender Roh-
stoffe zu gehören (niedriger Ölpreis). Dagegen wird 
die energetische Nutzung von Nebenprodukten sehr 
wohl als ökonomisch, teilweise auch ökologisch at-
traktiv eingeschätzt. 

Die Nutzung von Lignozellulose als feste Brennstoffe, 
ggf. nach Vorkonditionierung (z. B. Holzhackschnit-
zel, pelletierte Einjahrespflanzen) gilt jedoch in Aus-
nahmefällen (standortgünstige, mittelgroße Anlagen) 
als wirtschaftlich attraktiv. Die Möglichkeit, Pflanzen-
öle (z. B. Rapsöl), direkt als Dieselkraftstoff in dafür 
geeignete Dieselmotoren einzusetzen, wobei größere 
Ölmengen in Betracht kommen, wird derzeit noch 
untersucht. Die Frage der Wirtschaftlichkeit einer in-
tegralen Nutzung spezieller Ölpflanzen (z. B. Raps) 
wird ebenfalls in der Bundesrepublik noch geklärt. 

Die Alkoholgewinnung aus nachwachsenden Roh-
stoffen und die Nutzung als Benzinbeimischung gilt 
technisch als weitgehend geklärt. Im Auftrag des 
BMFT hat der Dachverband Agrarforschung, Fr ank-
furt/M., 1988 die Ergebnisse einer Bestandsaufnahme 
und Wertung aller abgeschlossenen und laufenden 
Projektförderung auf dem Gebiet „Gärungsalkohole" 
vorgelegt. Danach sind in der Bundesrepublik bis 
1988 über 200 Forschungsvorhaben durchgeführt 
worden, die sich mit der Herstellung von Alkohol aus 
zucker- und stärkehaltigen Pflanzen bzw. mit Auf-
schlußverfahren und Fermentation von Lignozellulose 
befassen. Für die untersuchte Energieträgerlinie „Bio-
ethanol" wird in der Studie festgestellt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschl and nach langjähriger För-
derung kein wesentliches Defizit in der Forschung 
und Entwicklung zur Bioethanolgewinnung erkenn-
bar sei. 
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2.11 Materialforschung; physikalische und 
chemische Technologien 
(Förderbereich L) 

Materialforschung 

Das im Herbst 1985 begonnene Programm Mate rial-
forschung soll in einem Schlüsselbereich der techno-
logischen Entwicklung der deutschen Indust rie hel-
fen, auch langfristig mit hoch entwickeltem Know-
how und moderner Technik auf den Weltmärkten 
konkurrenzfähig zu sein. 

Unberührt  bleibt dabei die originäre Eigenverantwor-
tung der Wirtschaft für die zur Sicherung ihrer Wett-
bewerbsfähigkeit notwendige Forschung. Die Bun-
desregierung verfolgt mit diesem Programm vielmehr 
Ziele, die über die Förderung von Projekten hinaus-
weisen: In der Forschungslandschaft der Bundesrepu-
blik Deutschland — sowohl in der p rivaten Wirtschaft 
als auch im öffentlichen Bereich — sollen auf diesem 
wichtigen Feld gezielt Forschungsaktivitäten ausge-
löst oder verstärkt werden, die langfristig zu einer 
stärkeren Koordinierung der Kräfte und zu einer 
neuen Orientierung auf gemeinsam als wich tig er-
kannte Forschungsschwerpunkte führen. 

Maßnahmen zur Erreichung dieser übergeordneten 
Ziele sind: 
— Mobilisierung des wissenschaftlich-technischen 

Potentials im Verbund 
Das Konzept der Verbundforschung als bevorzug-
tes Fördermodell soll Forschungskapazitäten der 
Unternehmen, Hochschulen und Forschungsein-
richtungen bündeln, um thema tisch-funktionell 

 zusammenhängende FuE-Probleme gemeinsam, 
arbeitsteilig und im gegenseitigen Erfahrungsaus-
tausch zu bearbeiten. Die konkreten Verbünde 
werden jeweils abhängig von Problemstellung, 
Partnern und Wettbewerbssituation rea lisiert. 

— Stärkung der Grundlagenforschung bei gleichzei-
tiger Förderung der Spitzenforschung 

— Verstärkung der Informa tion und des Technolo-
gietransfers insbesondere zum Nutzen kleiner und 
mittlerer Unternehmen. 

Förderschwerpunkte: 

Keramik 

Generelles Entwicklungsziel sind technisch zuverläs-
sige Keramiken und Komponenten mit hoher Lei-
stungsfähigkeit für den industriellen Einsatz. Für 
neue Hochleistungskeramiken zeichnen sich zahlrei-
che Anwendungsbereiche im allgemeinen Maschi-
nenbau, im Motorenbau, im Apparatebau, der Che-
mie und der Metallurgie ab. 

Dabei gilt es vor allem, die nachteiligen Eigenschaften 
zu verbessern, die den Keramikeinsatz bisher begren-
zen. Insbesondere die Sprödigkeit der keramischen 
Werkstoffe soll über die Auswahl geeigneter Aus-
gangsmaterialien, die Erhöhung der Reinheit sowie 
die gezielte Dotierung und die Erzeugung von spe-
ziellen Gefügen mit geringer Korngrößenstreubreite 
positiv beeinflußt werden. 

Ein Beispiel für eine erfolgreiche Prototypentwick-
lung zeigt das Verbundprojekt „Entwicklung von ke-
ramischen Abgasturboladerrotoren" : 

In dem Projekt wird der Abgasturbolader-Rotor aus 
den keramischen Werkstoffen Siliziumcarbid (SiC) 
und Siliziumnitrid (Si3N4) entwickelt. Beide Werk-
stoffe haben verglichen mit den metallischen Rotoren 
ein geringeres Gewicht und widerstehen sehr hohen 
Temperaturen. Das Entwicklungsprogramm umfaßt 
die Arbeitsschritte Pulveraufbereitung, Spritzgießen 
und Entwachsen, Sintern, Bearbeitung sowie die zer-
störungsfreie Prüfung als prozeßbegleitende Untersu-
chung. Das Testprogramm umfaßt die Prüfung der 
Temperaturwechselbeständigkeit, Festigkeitsprüfun-
gen sowie anschließende Fahrzeugtests. Die Qualität 
der Bauteile wird nach jedem Verfahrensschritt durch 
zerstörungsfreie Methoden überprüft. 

Die gesinterten und bearbeiteten Rotoren wurden im 
Schleuderstand bei 1 030 °C bis zum Bruch geschleu-
dert. Mit Si3N4 -Rotoren konnten Umfangsgeschwin-
digkeiten von mehr als 500 m/s erreicht werden. Im 
Fahrzeugtest bestand ein SiC-Rotor 10 000 Fahrkilo-
meter mit Drehzahlen bis 96 000 Upm bei einem La-
dedruck bis max. 1 bar und Abgastemperaturen bis 
1 030 °C. Bei den Fahrversuchen bestätigte sich das 
erwartete schnelle Ansprechen des keramischen Tur-
boladers im Vergleich zu dem fast dreimal so schwe-
ren metallischen Serienrotor. Bisher wurden ca. 7 000 
Rotoren durch Spritzgußtechnik hergestellt. Es beste-
hen gute Aussichten, das gesteckte Ziel 500 m/s Um-
fangsgeschwindigkeit bei 1 230 °C Gastemperatur 
und einer Ausfallwahrscheinlichkeit von weniger als 
0,1 zu erreichen. 
Die BMFT-Verbundprojekte werden über ein vom 
BMFT finanziertes Schwerpunktprogramm der DFG 
„Keramische Hochleistungswerkstoffe", das von 1988 
bis 1993 läuft, durch grundlagenorientierte FuE-Ar-
beiten ergänzt. 
Dabei ist es ein besonderes Anliegen auch dieses 
Schwerpunktprogramms, Chemiker, Physiker, Kera-
miker, Mineralogen, Werkstoffwissenschaftler, aber 
auch Verfahrenstechniker und Werkstoffprüfer zu ge-
meinsamen grundlagenorientierten Projekten anzu-
regen. Die unterschiedlichen Denkweisen, Methoden 
und Erfahrungen tragen im interdisziplinären Zusam-
menwirken oft wesentlich wirkungsvoller zur Pro-
blemlösung bei, als bei nach Disziplinen getrenntem 
Vorgehen. Wissenschaftliches Ziel ist es, die zur Her-
stellung und Charakterisierung von Keramiken mit 
definierten Eigenschaften notwendigen Prozesse und 
die Verknüpfung von Werkstoffgefüge und makro-
skopischen Eigenschaften besser zu verstehen. 

Pulvermetallurgie 

Übergeordnetes technisches Ziel ist die Entwicklung 
neuer Werkstoffe, Halbzeuge und Bauteile mit maß-
geschneiderten, außergewöhnlichen Eigenschaften, 
die sich auf anderem Weg nicht oder nicht wirtschaft-
lich erreichen lassen. Hierbei haben die folgenden 
Teilziele besondere Bedeutung: 

— Entwicklung von Verfahren zur Herstellung von 
Pulvern, die es erlauben, definie rte, hohe Abkühl- 
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geschwindigkeiten einzustellen, um schmelzme-
tallurgisch „unmögliche" Legierungen bis hin zu 
amorphen Pulvern herzustellen. Dabei ist gleich-
zeitig reproduzierbar eine hohe Reinheit der Pul-
ver und eine steuerbare Teilchengrößenverteilung 
zu erreichen. Hieraus resultiert die Notwendigkeit 
zur Bereitstellung von zuverlässigen Pulvercha-
rakterisierungsverfahren. 

— Entwicklung neuer Pulververarbeitungsverfahren, 
die es ermöglichen, definie rte außerordentliche 
Bauteil- und Halbzeugeigenschaften einzustellen, 
z. B.: örtlich unterschiedliche Eigenschaften, höch-
ste Festigkeit und Zähigkeit bzw. Warmfestigkeit, 
Seigerungsfreiheit, außergewöhnliche Verbund-
systeme. 

— Entwicklung von Herstellungsverfahren, die es er-
lauben, unter Nutzung der Vorteile der Pulverme-
tallurgie (z. B. Seigerungsfreiheit, Feinstverteilung 
von Einschlüssen) auch große Bauteile und Halb-
fertigprodukte kostengünstig zu erzeugen. 

Dies hat z. B. bei der Entwicklung von neuen Alumi-
niumlegierungen zu bemerkenswe rten Erfolgen ge-
führt: 

— Es wurde ein Legierungstyp für höchste Festigkei-
ten auf der Basis Al-9Zn-3Mg-1,5Cu-X entwickelt, 
der Streckgrenzenwerte von 750 MPa und Wech-
selfestigkeiten von 300 MPa erreicht. Anwen-
dungsziele: Luft- und Raumfahrt, Maschinenbau. 

— Ein zweiter Legierungstyp zielt auf hohe Festigkei-
ten bei gleichzeitig guter Korrosionsbeständigkeit. 
Auf der Basis A1-4Mg-X werden Streckgrenzen 
von 470 MPa und Wechselfestigkeiten von 
240 MPa erreicht. Anwendungsziele: Teile des 
Maschinenbaus, die korrosiven Angriffen ausge-
setzt sind. 

— Auf der Basis Al-Si20-X wurde eine Legierung ent-
wickelt, die bei 150 °C noch Schwingfestigkeiten 
von 190 MPa bei gleichzei tig kleinem Wärmeaus-
dehnungskoeffizienten von 15 x 10-6K-1 zeigt. 
Anwendungsziel: Kfz-Pleuel. 

— Im System Al-Mn10-X-Y wurde eine Legierung 
entwickelt, die bei 300 °C eine Streckgrenze von 
230 MPa und eine Schwingfestigkeit von 90 MPa 
aufweist. Anwendungsziel: Verdichterrad einer 
Flugturbine. 

Die genannten Zwischenergebnisse zeigen, daß die 
deutsche Forschung und Entwicklung im Bereich der 
pulvermetallurgisch hergestellten Aluminium-Legie-
rungen in kurzer Zeit wieder internationales Spitzen-
niveau erreicht hat. 

Metallische Hochtemperatur- und Sonderwerkstoffe 

Ziel der FuE-Arbeiten ist es, für Anwendungen vor 
allem im Kraftwerks-, Triebwerks- und Flugzeugbau 
die z. Z. gültigen Obergrenzen für die Einsatztempe-
raturen metallischer Werkstoffe wesentlich nach oben 
zu verschieben, und zwar unter Erhöhung des Nut-
zen/Kostenverhältnisses. Die Verbundprojekte dieses 
Bereichs konzentrieren sich auf Superlegierungen 

und metallische Leichtbauwerkstoffe (wie z. B. Alumi-
nium-Legierungen und Titan-Legierungen). 

Das Verbundprojekt „Intermetallische Phasen", das 
zum Ziel hat, eine neue Klasse metallischer Werk-
stoffe für Einsatztemperaturen zwischen 800 und 
1 500 °C zu entwickeln, zeigt beachtliche Ergebnisse: 
So konnten Legierungssysteme entwickelt werden, 
die bei 1 200 °C noch 0,2 %-Dehngrenzen zwischen 
300 und 800 MPa zeigen. Die zweite Dreijahres-Phase 
dieses Verbundprojektes ist z. Z. in Vorbereitung. 
Aufgrund der guten Ergebnisse der 1. Phase haben 
mehrere Industriepartner ihr Interesse an einer Mitar-
beit signalisiert. 

Neue Polymere 

Die Entwicklung der Kunststoffe von reinen Konsum-
güterrohstoffen zu anspruchsvollen Konstruktions-
und Funktionswerkstoffen ist nicht zuletzt ein Ergeb-
nis zielgerichteter Polymerforschung, aber auch eine 
Herausforderung für diese. 

So wurden in den letzten Jahren die Entwicklung 
neuer Polymere durch eine Fülle neuer Erkenntnisse 
aus der Grundlagenforschung befruchtet, die aus in-
terdisziplinärer Zusammenarbeit von Chemikern, 
Physikern, Elektronikern und Ingenieuren resultie-
ren. Hierzu zählt das bessere Verständnis des Mole-
külaufbaus, der molekularen Wechselwirkungen und 
der molekularen Architektur von Polymeren, das teil-
weise in Verbindung mit den heutigen Möglichkeiten 
der Computersimulation sowie der Informa tions- und 
Datenverarbeitung erarbeitet wurde. Weiter spielen 
neue Methoden zur Klärung der Polymerstruktur eine 
Schlüsselrolle. 

Das Materialforschungsprogramm mit dem Schwer-
punkt „Neue Polymere" war mit dem Ziel angetreten, 
der deutschen Forschung in Industrie und Instituten 
zu helfen, mit der enormen internationalen Entwick-
lungsgeschwindigkeit der Polymerforschung mitzu-
halten und einen Spitzenplatz zu behaupten. Die För-
derung konzentrierte sich zunächst auf die FuE-The-
men: 

— Polymere mit extremer Belastbarkeit 

— Polymerlegierungen und Copolymere 

— Polymere mit besonderen Eigenschaften, z. B. 
elektrischen, elektronischen, magne tischen und 
optischen 

— Polymere als Informationsträger. 

Während zu Beginn des Programms mit über 50 % der 
Projektmittel das Gebiet der Strukturpolymere stärke-
res Gewicht besaß, ist ein Trend zur Gewichtsverlage-
rung in das Gebiet der Funktionspolymere unver-
kennbar. Dies ist richtig und begründet in der inter-
national verbreiteten Einschätzung, daß Funktionspo-
lymere über ein besonders hohes Innovationspotential 
verfügen und vor einem gewaltigen Innovationsschub 
stehen. 

Beispielhaft für die FuE-Verbundprojekte im Bereich 
„Neue Polymere" soll die Entwicklung von polymeren 
Lichtleitern genannt werden. 
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Während als Lichtwellenleiter wegen der günstigen 
geringen Lichtdämpfung bis in die frühen 80er Jahre 
praktisch nur Glasfasern in Be tracht kamen, sind 
heute auch neue Polymermaterialien dabei, in be-
stimmte Bereiche dieser Technik vorzudringen. Poly-
mere mit geringer Lichtdämpfung sind heute soweit 
entwickelt, daß im Nah-Kommunikationsbereich 
Lichtwellenleiter aus Quarzglas substituiert werden 
können. Obwohl die heute erreichbare Lichtdämp-
fung bei polymeren Lichtwellenleitern wie z. B. Poly-
methylmethacrylat (PMMA) noch immer um ein viel-
faches über der von Glasfasern liegt, zeichnet sich 
dennoch wegen interessanter Vorteile bei der Verar-
beitung und den Systemkosten ein wachsender Markt 
ab. In einem Anfang 1985 begonnenen Vorhaben 
wurden bislang etwa 60 fluor- und chlorhaltige Mono-
mere synthetisiert und ihr Homo- und Copolymerisa-
tionsverhalten untersucht. Die hierzu unverzichtbare 
spezielle Reinraumtechnik wurde erarbeitet und opti-
miert. Mit einer neu konzipierten Laborspinnanlage 
konnten polymere Lichtwellenleiter mit Dämpfungs-
werten von kleiner als 200 dB/km (Glas: 1 dB/km) 
hergestellt werden. Es wurde der Nachweis erbracht, 
daß mit polymeren Lichtwellenleitfasern überra-
schend hohe Bitraten von rd. 1 GBit/s auf 24 m erzielt 
werden können. Berechnungen haben gezeigt, daß 
optimale Kombinationen von Ke rn- und Mantelpoly-
meren für Bikomponentenfasern erzielt werden kön-
nen. 

Verbundwerkstoffe 

Aufgrund ihrer Vielseitigkeit eröffnet sich den Faser-
verbundwerkstoffen ein breites Spektrum von An-
wendungsmöglichkeiten, das die Grenzen der klassi-
schen Materialien erweitert. Die hohe Steifigkeit und 
Festigkeit, das hervorragende Ermüdungsverhalten 
sowie die Beständigkeit bei Temperaturwechselbela-
stungen und korrosiven Einflüssen sind weitere Vor-
teile. Bei den Fertigungsverfahren zeigt sich, daß so-
gar geometrisch äußerst komplexe Teile mit relativ 
einfachen Preßverfahren produziert werden können. 
Allerdings müssen noch Werkstofferfahrung und Fer-
tigungs-Know-how gesammelt werden, um kosten-
günstige automatisierte Fertigungsverfahren für die 
Serienanwendung reif zu machen. Durch Großserien-
technik werden die Fasern auch preisgünstiger wer-
den. So hat z. B. die Carbonfaser vor zwanzig Jahren 
noch zwanzigmal soviel gekostet wie heute, obwohl 
sich ihre Leistung deutlich verbessert hat. 

Beispiele für die Substitution herkömmlicher Werk-
stoffe durch Faserverbundwerkstoffe sind Roboter-
arme, Luftleitelemente für Lokomotiven, Blattfedern, 
Handhabungseinrichtungen, Zahnräder, Pleuel, Kar-
danwellen, Führungen, Tische. Auch in der Sportarti-
kelbranche sind die ultraleichten Kunstfasern nicht 
mehr wegzudenken: Tennis-, Golfschläger, Skier, 
Fahrradrahmen, Bootsrümpfe, Surfbretter usw. 

Um die hervorragenden Materialeigenschaften der 
Faserverbundwerkstoffe für eine breite Produktpa-
lette nutzen zu können, bedarf es noch verstärkter 
FuE-Anstrengungen auf folgenden Gebieten: 

— Auswahl und Herstellung kostengünstiger und lei-
stungsfähiger Verstärkungsfasern 

— Entwicklung von kostengünstigen und reprodu-
zierbaren Fertigungs- und Verarbeitungsverfah-
ren für Matrixwerkstoffe, Bauteile und Halb-
zeuge 

— Zuverlässige, möglichst zerstörungsfreie Fehlerer-
kennung und Qualitätssicherung in Halbzeugen 
und Bauteilen. 

Hierzu haben sich innerhalb des Materialforschungs-
programms mehrere erfolgversprechende Verbund-
projekte gebildet. 

Technologie-Transfer Verbundwerkstoffe: BMFT 
fördert Entwicklungs- und Demonstrationszentren 

Für Faserverbundwerkstoffe existieren bisher noch 
keine eingespielten Transferketten von der Grundla-
genforschung zur Anwendung. Um das Poten tial der 
neuen Werkstoffe ausschöpfen zu können, hat der 
BMFT sieben Entwicklungs- und Demonstrationszen-
tren gegründet. Diese an  erfahrenen Instituten ange-
gliederten Demonstrationszentren sollen insbeson-
dere mittelständische Unternehmen bei der Planung, 
Entwicklung, Fertigung und Qualitätssicherung un-
terstützen. Sie werden ihre Hilfe bei allen Fragen der 
Verbundwerkstoffe anbieten, so z. B. bezüglich der 
Werkstoffauswahl, der Konstruktion und Bearbeitung 
von Bauteilen, der Verbindungs- und Reparaturtech-
nik und nicht zuletzt bei Fragen der Wi rtschaftlichkeit 
und des Umweltschutzes. 

Das Leistungsangebot in Demonstrationszentren 
reicht von der reinen Beratungs- und Informationstä-
tigkeit über Seminarveranstaltungen bis zur Bearbei-
tung von speziellen Problemstellungen in Projekten. 
Kleine und mittlere Unternehmen können für be-
grenzte Zeit Mitarbeiter in die Demons trations zen-
tren entsenden, damit diese dort den Umgang mit für 
sie neuen Werkstoffen lernen. Hiermit wird ein viel-
seitiger Technologietransfer zu potentiellen Interes-
senten aus dem Bereich der mittelständischen Unter-
nehmen ermöglicht. 

Die Demonstrationszentren befinden sich in Aachen, 
Berlin, Bremen, Braunschweig, Darmstadt, Stuttgart 
und Würzburg (s. Schaubild II/4). 

Korrosion und Tribologie 

Korrosion, Reibung und Verschleiß (T ribologie) verur-
sachen hohe volkswirtschaftliche Schäden. Allein in 
der Bundesrepublik Deutschl and entstehen jährlich 
durch die Instandhaltung und Reparatur industrieller 
Anlagen bedingte Kosten von etwa 200 Mrd DM. Die 
Förderung von FuE auf den Gebieten Korrosion und 
Tribologie durch den BMFT verfolgt das Ziel, Scha-
densursachen aufzuklären, den Schadensumfang zu 
verringern und damit auch zur Einsparung von Ener-
gie und Werkstoffen beizutragen. 

Schon eine richtige Verbreitung und sorgfältigere 
Umsetzung der Kenntnisse über Korrosion und Korro-
sionsschutz in die Praxis kann schwere Unfälle und 
andere Schäden vermeiden helfen. Daher besteht gro-
ßes Interesse, das gesamte Korrosionsfachwissen, das 
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Schaubild II/4 
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sich in den letzten Jahrzehnten angesammelt hat, zu 
bündeln, aufzuarbeiten und über ein EDV-Experten-
system einer großen Zahl von Nutzern zugänglich zu 
machen. 

Das BMFT beteiligt sich daher seit Ende 1988 an dem 
Aufbau eines rechnergestützten „Informationssy-
stems Korrosion und Korrosionsschutz", mit dem sich 
das im Laufe der letzten Jahre gesammelte Korro-
sionswissen leicht abfragen läßt. An dem Projekt sind 
Partner aus Industrie und Wissenschaft beteiligt, die 
damit einen reichen Erfahrungsschatz aus ihren Be-
trieben und der Anwendung ihrer Werkstoffe und Pro-
dukte zugänglich machen. 

Durch Datenbanken und Expertensysteme werden für 
Fragen der Werkstoffauswahl, Schadensaufklärung, 
korrosionsschutzgerechte Konstruktion und die Aus- 

bildung von Korrosionsfachleuten — um nur einige 
Beispiele der Anwendung zu nennen — die Erfahrun-
gen großer Firmen besonders für die kleine und mit-
telständische Industrie nutzbar. 

Ein freier Zugang zu den Daten wird gewährleistet 
sein. Damit kommt das „Informationssystem Korro-
sion und Korrosionsschutz" jedem zugute, der Pro-
bleme dieser Art  zu lösen hat. 

Im Schwerpunkt „Tribologie" fördert der BMFT ne-
ben Verbundprojekten zur Erforschung von Rei

-

bungs- und Verschleißmechanismen auch den Bet rieb 
einer „Tribologie-Beratungsstelle". Diese Institution 
berät kleine und mittelständische Unternehmen bei 
der Lösung von Reibungs- und Verschleißproblemen 
und sorgt so für eine möglichst rasche und effiziente 
Umsetzung der Ergebnisse der Forschungsprojekte. 

Internationale Zusammenarbeit 
Internationale Zusammenarbeit im Programm Materialforschung 

Thema Partnerländer 

COST 501: Werkstoffe für die Energie- 
erzeugung Belgien, Dänemark, Frankreich 

COST 502: Korrosion in der Bauforschung Großbritannien, Italien 
COST 503: Pulvermetallurgie Finnland, Norwegen, Schweden 
COST 504: Gießereitechnologie Schweiz, Gemeinsame Forschungsstellen 
COST 505: Werkstoffe für Dampfturbinen der Europäischen Gemeinschaft 

COST 507: Rechnergestützte Phasendiagramme 
von Leichtmetalllegierungen 

EUREKA-Projekte 
EU 13 CARMAT 2000 Niederlande, Großbritannien, Frankreich, 

Spanien 
EU 22  Automatisches integriertes System für die 

Neutronenradiographie (DIANE) Frankreich, Spanien 
EU 33  Einsatz von Keramik in Gasturbinen Frankreich, Italien, Schweden 
EU 42  Leichte Werkstoffe für Transportsysteme Frankreich 
EU 47  Entwicklung von keramischen 

Werkstoffen für Dieselmotoren Frankreich 
EU 337 Hochfeste Stähle für den Automobilbau Schweden 
EU 339 Aluminium-Pulvermetallurgie Frankreich 

Charakterisierung und Prüfung von keramischen 
Pulvern und Werkstoffen (IEA-Abkommen) USA, Schweden 

Polymerforschung, Verbundwerkstoffentwicklung, 
Pulvermetallurgie Israel 

Hochtemperatur-Titanlegierungen, Titanschichten, 
Thermomechanische Behandlung von Stählen VR China 

Optimierung von Hochleistungs-Schweißverfahren 
für Stähle Finnland, Norwegen 

Keramik, Korrosionsforschung DDR 

VAMAS-Versailles Project on Advanced Kanada, Frankreich, Japan, USA, Italien, 
Materials and Standards Großbritannien, Kommission der Europäischen 

Gemeinschaft 

Quelle: BMFT 
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Grenzüberschreitende Kooperation hat in der Materi-
alforschung Tradition. Sie gewinnt zunehmend an Be-
deutung, je komplexer und umfangreicher die Anfor-
derungen an eine Technik sind. Die bis heute erreich-
ten Fortschritte z. B. in der Energietechnik, der Luft-
und Raumfahrt aber auch in der Wehrtechnik wären 
ohne eine interna tionale arbeitsteilige Kooperation in 
der Materialforschung nicht möglich gewesen. Dabei 
hat sich das Kooperationsbewußtsein vor dem Hinter-
grund des bevorstehenden gemeinsamen Marktes vor 
allem auch bei den Mitgliedsländern der Europäi-
schen Gemeinschaft durchgesetzt. Durch das wirt-
schaftliche Zusammenrücken und durch Verflechtun-
gen internationaler Konzerne kommt es zwangsläufig 
auch zu einer Verstärkung der Zusammenarbeit in der 
Forschung und Entwicklung. 

Neben bilateralen Projekten haben sich im Programm 
Materialforschung zwei Formen der Zusammenarbeit 
durchgesetzt (s. Tabelle): 

— Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung 
(Konzertierte Aktionen COST). 

Hierbei handelt es sich um vorwettbewerbliche 
Forschung und Entwicklung, bei der die Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaft Koordinie-
rungsfunktionen hat. Die Projekte haben einen re-
lativ kleinen finanziellen Umfang. Durch eine 
sorgfältig abgestimmte Arbeitsteilung und eine ra-
sche Ergebnisverbreitung ergibt sich jedoch ein 
erheblicher Mehrwert für den einzelnen Pa rtner. 
Die Finanzierung liegt bei den Partnern und Mit-
gliedsstaaten. Sechs COST-Aktionen werden der-
zeit durchgeführt. 

— EUREKA 

Mit der EUREKA-Initiative soll durch verstärkte 
Zusammenarbeit von Unternehmen und For-
schungsinstituten auf dem Gebiet der Hochtech-
nologie u. a. die Produktivität und Wettbewerbsfä-
higkeit der Industrien und Volkswirtschaften Eu-
ropas auf dem Weltmarkt gesteigert werden. Es 
handelt sich dabei überwiegend um marktnahe 
Forschung bei umfangreicheren Projekten. In der 
Materialforschung haben sich bisher sieben Ver-
bundprojekte gebildet. Insgesamt gesehen zeigt 
das Interesse für eine Beteiligung an EUREKA-
Projekten eine ansteigende Tendenz. 

Darüber hinaus sind deutsche Forschungseinrichtun-
gen in erheblichem Umfang an  dem EG-Forschungs-
und Entwicklungsprogramm EURAMBRITE betei-
ligt. 

Physikalische und chemische Technologien 

Physikalische Technologien 

Förderpolitische Zielsetzungen: 

Zielsetzungen im Bereich Physikalische Technologien 
sind: 

— Ergebnisse der physikalischen Forschung auf ihre 
industrielle Verwertbarkeit zu untersuchen (Ana-
lyse zukünftiger Technologien) 

— technische, wirtschaftliche, ökologische, humane, 
gesundheitliche und soziale Folgen neuer Tech-
nikgebiete und möglicher Alternativen abzuschät-
zen, aufgrund definierter Ziele und Werte diese 
Folgen zu beurteilen sowie Handlungs- und Ge-
staltungsmöglichkeiten zu eröffnen (Technikfol-
genabschätzung) 

— Technologien mit volkswirtschaftlichem Poten tial 
zur industriellen Umsetzung zu führen (Förderung 
als Initialzündung) 

— die gewonnenen FuE-Ergebnisse aktiv und syste-
matisch zu verbreiten (Technologietransfer) 

— die Wirkung der Förderung auf ihre technisch

-

wirtschaftliche Effizienz hin zu analysieren (Evalu-
ierung der Förderaktivitäten). 

Im Rahmen der Fördermaßnahmen wird grundsätz-
lich das Modell der Verbundforschung angewendet. 
Ein wesentliches Element der Verbundforschung ist 
die Organisation der interdisziplinären Zusammenar-
beit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft  sowie der 
Ausnutzung von Synergieeffekten. Die originäre Ver-
antwortung der Wirtschaft für die Sicherung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit bleibt durch die Fördermaß-
nahmen unberührt. 

Fördergebiete: 

Zukünftige Technologien 
Durch einen Such- und Evaluierungsprozeß werden 
Technologieansätze frühzeitig aufgegriffen und be-
wertet. Das Suchfeld, aus dem rechtzeitig Technolo-
giekandidaten identifiziert werden sollen, umfaßt da-
bei im wesentlichen physikalische Forschungsberei-
che. 

In der Analyse- und Bewertungsphase befinden sich 
derzeit die folgenden neuen wissenschaftlichen Fra-
gestellungen und Technologien: 

— Nichtlineare Dynamik 

— Nichtlineare Optik 

— Cluster 

— Röntgenstrahltechnik. 
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Die Förderprogramme innerhalb der Physikalischen 
Technologien konzentrieren sich auf solche Technolo-
giefelder, die eine breitere industrielle Bedeutung er-
warten lassen. Diese Teilbereiche werden über einen 
begrenzten Zeitraum — ca. 5 Jahre — gezielt und 
direkt gefördert, wobei Verbundvorhaben zwischen 
Forschungsinstituten und Industrieunternehmen Vor-
rang haben. Derzeit werden hier die Bereiche Dünn-
schichttechnologien, Supraleitung, Plasmatechnik 
und Lasertechnik gefördert. 

Dünnschichtechnologien 

Die wesentliche Basis zur Weiterentwicklung der 
Oberflächen- und Dünnschichttechnik sind die Ver-
fahrenserforschung und deren Übertragung auf neue 
innovative Anwendungsbereiche sowie die Entwick-
lung neuer Methoden, Meßtechniken und Geräte zur 
Oberflächen- und Strukturanalyse. 

Die Reduktion von Reibung und Verschleiß ist von 
grundlegender technischer und wirtschaftlicher Be-
deutung. Im Rahmen von Verbundvorhaben erfolgt 
u. a. die Erschließung der Ionenstrahlverfahren zur 
Oberflächenvergütung, die Synthese von neuen me-
tallorganischen Ausgangsverbindungen für CVD-Be-
schichtungsverfahren sowie die Untersuchung geeig-
neter Verfahrensvarianten der PVD-Technik zur Rea-
lisierung komplexer Schichtsysteme. Zur Unterstüt-
zung der frühzeitigen anwendungsorientierten Um-
setzung wird die Hochskalierung der verfahrenstech-
nischen Grundlagen zunehmend zum Forschungsge-
genstand. 

Die Massenspektrometrie von neutralen Zerstäu-
bungsprodukten, die durch Laseranregung nachioni-
siert werden, entwickelt sich derzeit zu einem neuen 
außergewöhnlich leistungsfähigen Verfahren der 
Oberflächen-, Dünnschicht- und Mikrobereichsana-
lyse. Diese Entwicklungen werden ergänzt durch Mi-
kroanalyseverfahren und -geräte mit höchster Struk-
turauflösung wie z. B. Rastertunnelmikroskopie. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Erarbeitung 
neuartiger, modifizierter Mikro- und Nanostrukturie-
rungstechniken und -geräte und deren Anwendung 
auf funktionelle Oberflächen. Dies schafft die Voraus-
setzung für die Entwicklung von Mehrkomponenten- 
und Multischichtsystemen für verschiedenste Bauele-
mente, die z. B. in der Röntgenoptik oder Holographie 
zukünftig eingesetzt werden. 

Statusseminare zum BMFT-Förderschwerpunkt 
„Oberflächen- und Dünnschichttechnologien" sowie 
eine Kolloquienreihe zum Thema „Oberflächen- und 
Dünnschichttechnologien — Verfahren und Anwen-
dungen" verstärken den Informationsaustausch zwi-
schen Grundlagenforscher, Entwickler und Anwen-
der. 

Supraleitung 

Die Entdeckung einer neuen Klasse von Supraleitem 
mit Übergangstemperaturen bis zu 125 Kelvin bedeu-
tet einen wissenschaftlich-technischen Durchbruch 
und ermöglicht eine enorme Ausweitung des wirt- 

schaftlichen Marktpotentials für die Supraleitungs-
technologie. Der Ersatz der Helium-Kühlung durch 
die Stickstoff-Kühlung mit den daraus resultierenden 
Vorteilen wie hoher Wirkungsgrad, hohe Zuverlässig-
keit und Verfügbarkeit, niedrige Kosten für Kältean-
lagen und das Kältemittel verbessert die Marktchan-
cen in angestammten Bereichen und bietet die Mög-
lichkeit zur Marktausweitung. Zudem können neue 
Anwendungsfelder, die spezifisch für die Hochtempe-
ratur-Supraleiter sind, völlig neue Marktbereiche er-
öffnen. 

Zur Erschließung des technischen Poten tials der 
neuen Materialien müssen komplexe Aufgaben bei 
der Erarbeitung von Grundlagenwissen und dessen 
Umsetzung in Verfahren und Produkte gelöst werden, 
die nur durch eine Erweiterung der personellen Kapa-
zitäten auf der wissenschaftlichen Seite, Interdiszipli-
narität in der Forschung und durch eine Intensivie-
rung der Zusammenarbeit zwischen Forschung und 
Industrie bewältigt werden können. 

Für eine erfolgreiche Beteiligung am internationalen 
Wettbewerb zur Entwicklung der neuen Hochtem-
peratur-Supraleiter lagen in der Bundesrepublik 
Deutschland sowohl in den Forschungseinrichtungen 
als auch in den Industrieunternehmen ausgezeichnete 
Voraussetzungen vor. Für grundlagenorientierte Ar-
beiten in der Supraleitungsforschung hat der BMFT in 
den Jahren 1976 bis 1986 ca. 14 Mio DM bereitge-
stellt. Wegen der zunehmenden Bedeutung der sich 
abzeichnenden Anwendungen in Wissenschaft, Tech-
nik und Medizin und als Folge der Entdeckung der 
Hochtemperatur-Supraleitung wurden die Finanzmit-
tel in den folgenden Jahren noch gesteigert. Für das 
Jahr 1988 wurden neben den laufenden Aufwen-
dungen in den Großforschungseinrichtungen (For-
schungszentrum Jülich (KFA), Kernforschungszen-
trum Karlsruhe (KfK)) zusätzlich als Sofortmaßnahme 
12 Mio DM Fördermittel zur Verfügung gestellt. 

Der BMFT hat im April 1989 ein Konzept zur Förde-
rung der Hochtemperatur-Supraleitung in der Bun-
desrepublik Deutschland vorgestellt. 

Fachliche Schwerpunkte der Fördermaßnahmen 
sind: 

— Synthese neuer Supraleiter 

— Untersuchungen, die zu einem besseren Verständ-
nis des Mechanismus der Hochtemperatur-Supra-
leitung beitragen 

— Präparation und Charakterisierung von chemisch 
stabilem Massivmaterial und dünnen Schichten 

— Arbeiten zur Formgebung und Mikrostrukturie-
rung stromtragender Elemente 

— Verbesserung der spezifischen Eigenschaften von 
Supraleitern im Hinblick auf technische Anwen-
dungen 

— Pilotanwendungen der Supraleitung 

— Meßtechnik auf der Basis von Supraleitern 

— Neue Einsatzfelder der Supraleitung 

— Abschätzung der technischen und wirtschaftlichen 
Folgen der Supraleitungstechnologie. 
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Die Integration aller an der Erforschung der Supralei-
tung beteiligten Arbeitsgruppen wird angestrebt. 
Dies gilt auch für die Großforschungseinrichtungen. 
In großen Hochschulkooperationen wird hier interdis-
ziplinär und fächerübergreifend mit Anbindung an 
Industrievorhaben gearbeitet. Die überwiegende 
Mehrzahl der Projekte arbeitet seit Beginn 1988 mit 
Fördermitteln des BMFT: Bis Mitte 1989 werden ins-
gesamt 58 Vorhaben an Hochschulen und in der Indu-
strie gefördert. Von den beteiligten 85 Hochschul-
gruppen arbeitet ein überwiegender Anteil (90 %) in-
nerhalb 12 interdisziplinärer, lokaler Verbände. Der 
Fachaustausch wird innerhalb der Verbände durch 
regelmäßige Arbeitstreffen, zwischen den Verbänden 
durch jährliche Statusseminare unter Einbeziehung 
der Großforschungseinrichtungen und externer Sach-
verständiger organisiert. 

Als begleitende Maßnahme werden für Sonderfälle 
Finanzmittel für den nationalen und internationalen 
Informationsaustausch auf Tagungen, für Stipendien 
und Forschungsaufenthalte bereitgestellt. 

Die Arbeit in den Koordinationsausschüssen der euro-
päischen Gemeinschaft wird unterstützt. 

Zusätzlich zu den Maßnahmen der Verbundforschung 
werden folgende Maßnahmen ergriffen: 

— Evaluierung der Fördermaßnahmen 

— Technikfolgenabschätzung 

— Beobachtung der Patentsituation 

— Unterstützung der internationalen Zusammenar-
beit. 

Plasmatechnik 

Entsprechend der Zielsetzung, in diesem Förderbe-
reich neue Technologieansätze aufzuspüren und zu 
bewerten, werden Entwicklungsprojekte in ausge-
wählten und exemplarischen Bereichen der Plasma-
technik gefördert. 

Das Ziel der Maßnahmen ist, die Plasmatechnik in 
stärkerem Ausmaß für die Lösung technischer Aufga-
ben heranzuziehen. Berührt werden wesentliche In-
dustriezweige wie Elektronik, Chemie, Maschinen-
bau, Energietechnik, Informations- und Kommunika-
tionstechnik. 

Die Umsetzung erfolgt in Form von industriellen Ver-
bundprojekten und hat zu konkreten Erfolgen ge-
führt: 

— der Bau eines neuartigen Laborröntgenmikro-
skops steht vor seiner Vollendung 

— Plasmaspektroskopische Verfahren verhelfen der 
industriellen Stoffsynthese zu besserem Prozeß-
verständnis 

— Gasentladungsmechanismen werden für neuar-
tige großflächige UV-Strahler ausgenutzt. 

Verstärkt gefördert werden die Arbeiten zur Erzeu-
gung von intensiver Röntgenstrahlung aus heißen 
Plasmen. 

Lasertechnik 

Die Lasertechnik hat sich weltweit zu einem bedeu-
tenden Wirtschaftsfaktor und Wachstumsträger ent-
wickelt. Sie ist zu einer Schlüsseltechnologie gewor-
den, deren Anwendungsbreite und -potential sich 
über die Fertigungstechnik, die Meßtechnik, die Me-
dizin, die Drucktechnik, die Nachrichten- und Infor-
mationstechnik und viele andere Bereiche erstreckt. 
Die Beherrschung dieser Schlüsseltechnologie ist für 
die Bundesrepublik Deutschland unverzichtbar ge-
worden. 

Der BMFT unterstützt die Anstrengungen der deut-
schen Industrie und der Forschungseinrichtungen in-
tensiv in dem Bemühen, eine inte rnational vergleich-
bare und für die wissenschaftlich-technologische 
Fortentwicklung notwendige Forschung durchzufüh-
ren. Innerhalb des Förderschwerpunktes „Laserfor-
schung und Lasertechnik" sind für die Jahre 1987 bis 
1993 Fördermittel in Höhe von rd. 194 Mio DM vorge-
sehen. 

Das Technologiepotential des Lasers ermöglicht in In-
dustriezweigen wie dem Fahrzeugbau (besonders Au-
tomobilindustrie), der Elektrotechnik, dem Maschi-
nen- und Schiffsbau und der Elektronik eine verbes-
serte internationale Wettbewerbsfähigkeit z. B. bei 
neuen Bearbeitungsverfahren und neuen Produkten. 
Die Vorteile des Lasers führen überall do rt  zu einem 
wirtschaftlichen Einsatz, wo Präzision, Flexibilität und 
Qualität entscheidende Faktoren sind. Voraussetzun-
gen für einen erfolgreichen Einsatz des Lasers im Ein-
zelfall sind die Verfügbarkeit geeigneter Lasersy-
steme sowie eine breite Wissens- und Erfahrungsba-
sis, die durch industrielle Grundlagenforschung und 
angewandte Forschung geschaffen werden muß. 

Gegenstand der Forschungsvorhaben sind: 

— Verfahrensgrundlagen für die Materialbearbei-
tung mit 

O CO2-Hochleistungslasern (Trennen, Fügen, 
Oberflächenbearbeitung, Abtragen, 3D-Bear-
beiten) 

O Festkörperlasern (Trennen, Fügen, Oberflä-
chenbearbeitung, Abfragen und Bohren, Ver-
fahrenskombinationen) 

O Excimerlasern (Grundlagen der Wechselwir-
kung Strahlung/Materie, Abtragen, struktur-
wandelnde Prozesse) 

— Neue Verfahren der Materialbearbeitung 

O Abscheidungsverfahren 

O Strukturierung von Oberflächen durch Laser-
CVD 

O Laser-Galvanik 

— Grundlagen lasergerechter Konstruktion und Fer-
tigung 

— Untersuchungen sicherheitstechnischer und medi-
zinischer Aspekte bei Prozessen und Verfahren der 
Lasermaterialbearbeitung 
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— Laser in der Meßtechnik und Analytik 

O Laser-Holographie und -Interferometrie 

O Laser-Massenspektrometrie 

O Präzisionsmeßverfahren 

O Oberflächenanalytik 

O Prozeßanalytik, Spurengas- und Schadstoffana-
lyse 

— Lasertechnik für die Medizin 

O Therapie 

O Diagnostik 

— Grundlagen der Lasergerätetechnik 
O Laserstrahlquellen (Leistungserhöhung und 

Prozeßanpassung bei bestehenden Laserty-
pen) 

O Neue Lasertypen und -konzepte (Röntgenlaser, 
neue Anregungsmechanismen) 

O Laserkomponenten (Optik, aktive Mate rialien, 
neuartige Schaltsysteme) 

O Systemintegration (für die Bereiche Meßtech-
nik, Fertigungstechnik, Medizintechnik). 

Der expandierende Markt der Lasertechnik wird von 
der Konkurrenz amerikanischer, japanischer und eu-
ropäischer Firmen bestimmt. Die Konkurrenzfähig-
keit und Marktposition deutscher Firmen konnte 
durch die Fördermaßnahmen des BMFT erhalten und 
auf Teilgebieten verbessert werden. 

Besonderes Gewicht für die technologische Kompe-
tenz und Innovationsfähigkeit werden der Ausbau 
und die Stärkung der internationalen Zusammenar-
beit in Wissenschaft und Technik haben. Hier ist in 
erster Linie die Zusammenarbeit in Europa im Rah-
men von EUREKA (vgl. auch Teil IV, Abschnitt 4.1) zu 
intensivieren. In den EUROLASER-Projekten werden 
anspruchsvolle Ziele bei der Entwicklung von indu-
striell nutzbaren Höchstleistungslasern sowie deren 
Anwendungs- und Systemintegration verfolgt. Der-
zeit sind Unternehmen und Forschungs einrichtungen 
aus der Bundesrepublik Deutschland an neun von 
elf EUREKA-Laserprojekten beteiligt. Der BMFT för-
dert aufgrund des überwiegenden Grundlagenfor-
schungsanteils und des hohen Entwicklungsrisikos 
deutsche Teilvorhaben an fünf EUREKA-Projekten. 

Die geförderten Vorhaben sind als Verbundprojekte 
organisiert und zeichnen sich aus durch übergrei-
fende und zukunftsorientierte Fragestellungen, be-
sondere Komplexität, multidisziplinäres Vorgehen 
und ein arbeitsteiliges Zusammenwirken der For-
schungsstellen. Die Ergebnisse versprechen eine 
breite Wirkung, die weit über die unmittelbar Betei-
ligten hinausgeht. 

Im Hinblick auf den gemeinschaftlichen Binnenmarkt 
sollen frühzeitig europäische Vornormen vereinbart 
werden. Mit dem neuen Instrument der entwicklungs-
begleitenden Normung sollen rechtzeitig Schnittstel-
lenprobleme erkannt und gelöst werden. Der BMFT 
unterstützt hier die Aufgabe des Deutschen Instituts 
für Normung (DIN). 

Die laufenden Fördermaßnahmen haben zum Ziel: 

— Auf- und Ausbau einer FuE-Infrastruktur in Insti-
tuten auf dem Gebiet der anwendungsorientierten 
Laserforschung 

— Unterstützung von Initiativen und Impulsen zur 
Schaffung einer eigenständigen und international 
wettbewerbsfähigen deutschen Laserindustrie 

— Unterstützung und Intensivierung des Informa-
tions- und Know-how-Transfers zwischen Laser-
herstellern, Forschern und Anwendern mit dem 
Ziel, die Lasertechnik insbesondere auch in klei-
nen und mittleren Betrieben einzuführen. 

Die Weiterentwicklung der Fördermaßnahmen wird 
wesentlich von den Ergebnissen einer Evaluierung 
des Förderschwerpunktes abhängen, deren Ergeb-
nisse Anfang 1991 vorliegen sollen. 

Begleitende Maßnahmen 

Die Förderung in den genannten Gebieten wird er-
gänzt durch Maßnahmen zur Unterstützung des Tech-
nologietransfers, der Technikfolgenabschätzung und 
der Evaluierung. 

Die Forcierung des gezielten Transfers von anwen-
dungsorientierten Ergebnissen der Technikentwick-
lung in die Praxis, insbesondere in kleine und mittlere 
Unternehmen (Schwerpunkt z. Z.: Lasertechnik und 
Oberflächentechnik) geschieht durch Seminare und 
Workshops zu aktuellen Problemen, durch Informa-
tionsveranstaltungen sowie durch die Bereitstellung 
von Arbeitshilfen (Handbücher, Richtlinien). Darüber 
hinaus trägt die Darbietung von Ergebnissen auf Mes-
sen und Kongressen sowie die Durchführung von In-
formationsbörsen zum Know-how-Transfer zwischen 
Forschern, Herstellern und Anwendern bei. 

Vielfach beklagte Hemmnisse der Entwicklung und 
Diffusion der Lasertechnik werden z. Z. systema tisch 
analysiert. Hierzu gehören insbesondere Qualifika-
tionsengpässe, Fragen der Sicherheit und Arbeitsor-
ganisation (Technikfolgenabschätzung). 

Begleitend zur Technikförderung wird die Effizienz 
der Förderung analysiert. Ziel ist, Förderziele und 
-maßnahmen rechtzeitig zu überprüfen und weiterzu-
entwickeln. 

Chemische Technologien 

Im Bereich Chemische Technologien werden schwer-
punktmäßig zwei besonders zukunftsträchtige Felder 
gefördert, die Katalyse- und die Membranforschung. 
Darüber hinaus werden Verfahren entwickelt, um den 
viele Bibliotheksbestände gefährdenden Säurefraß 
an Büchern und Archivmaterial zu reduzieren und 
grundlegende Untersuchungen zur Analyse und Be-
wertung neuer Entwicklungen der chemischen 
Grundlagenforschung mit hohem technischen Ent-
wicklungspotential durchgeführt. 

Katalysatoren und katalytische Verfahren nehmen 
eine Schlüsselfunktion bei der Herstellung von Pro

-

dukten in der chemischen Indust rie ein. Gut 2/3 aller 
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chemischen Produkte werden durch Verfahren mit 
mindestens einem katalytischen Schritt hergestellt, 
mehr als 90 % aller chemischen Anlagen arbeiten 
nach katalytischen Verfahren. Katalysatoren kontrol-
lieren chemische Reaktionen. Sie beeinflussen die Re-
aktionsgeschwindigkeit sowie die Reaktionsbedin-
gungen und lenken die Reaktion selektiv und damit 
rohstoff- und energiesparend in Richtung der ge-
wünschten Zielprodukte. Die Bildung unerwünschter 
Nebenprodukte kann vermieden oder zumindest 
deutlich reduziert werden. Unvermeidbare Neben-
produkte können umweltverträglich weiterbehandelt 
und verwertet werden. Hieraus ergibt sich auch die 
zunehmende Bedeutung der Katalyse für den Um-
weltschutz. Weltweit wird daher Katalyseforschung 
mit hoher Intensität bet rieben. 

Ziel der Katalyseforschung ist es, neue oder verbes-
serte Katalysatoren und katalytische Verfahren zu 
entwickeln zur 

— Verbesserung der Rohstoffausnutzung durch Er-
höhung der Selektivität 

— Vermeidung oder zumindest Verringerung der Bil-
dung unerwünschter Nebenprodukte 

— Senkung des Energiebedarfs und der Kosten für 
chemische Anlagen durch hohe Raum-Zeit-Aus-
beuten und milde Reaktionsbedingungen 

— umweltverträgliche Weiterverarbeitung, Behand-
lung und/oder Beseitigung unerwünschter Neben-
produkte und Abfälle, soweit diese unvermeid lich 
sind 

— Entwicklung neuer Synthesewege zur Vermei-
dung gefährlicher Ausgangs- und Zwischenpro-
dukte und damit Erhöhung der inhärenten Sicher-
heit bei Synthesen 

— Erhöhung der Lebensdauer der häufig wertvolle 
Metalle enthaltenden Katalysatoren. 

Erfolge in diesem Forschungsbereich können über 
den Bereich der Katalyse hinaus Innovationen bei der 
Werkstoffveredelung in G ang setzen, bei der Korro-
sionsbekämpfung und allgemein bei Materialent-
wicklungen, die von den Oberflächeneigenschaften 
beeinflußt werden. Schließlich lassen Forschungser-
gebnisse aus dem Bereich der homogenen Katalyse 
Rückschlüsse auf biochemische und biotechnologi-
sche Vorgänge zu. 

Eine rasche Nutzung der erzielten Forschungsergeb-
nisse ist insbesondere dann möglich, wenn interdis-
ziplinäre Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in 
enger Kooperation gemeinsam von Industrie und For-
schungsinstituten durchgeführt werden. Aus diesem 
Grunde erhalten Verbundprojekte hohe Priorität. 

Neue Membranen und Membranverfahren für die 
Stofftrennung und -anreicherung sowie die Weiter-
entwicklung und Verbesserung bereits technisch ge-
nutzter Verfahren werden aufgrund ihrer Umwelt-
freundlichkeit zu den Schlüsseltechnologien des 
nächsten Jahrzehnts gerechnet. Wichtige Innovatio-
nen im Bereich der chemischen Technik, der Biotech-
nologie, der Umwelttechnik und der Erdöl- und Erd-
gasförderung hängen vom Einsatz neuartiger oder 
verbesserter Membranen und Membranverfahren ab, 

ganz abgesehen vom medizinischen Bereich mit Ent-
wicklungen zur kontrollierten Wirkstoffabgabe oder 
auch künstlichen Organen (z. B. künstliche Niere). 
Während einige klassische Verfahren bereits zum 
Stand der Technik zählen, befinden sich andere Pro-
zesse mit besonders hohem Entwicklungs- und 
Marktpotential wie Gastrennung, Pervaporation und 
Flüssigmembrantechnik noch im Forschungsstadium. 
Hier soll durch Förderung von Verbundprojekten vor 
allem die Zusammenarbeit von Instituten mit eher 
anwendungsorientierter Grundlagenforschung und 
der mehr anwendungsbezogenen Industrieforschung 
intensiviert werden. 

Forschungs- und Entwicklungsziele auf dem Gebiet 
der Membranentwicklung sind 

— Entwicklung von neuen organischen und anorga-
nischen Membranmaterialien mit hoher thermi-
scher und chemischer Beständigkeit sowie deut-
lich verbesserten Selektivitäts- und Flußeigen-
schaften, 

— Entwicklung neuer Membranverfahren für die 
Stofftrennung und -anreicherung zur Erhöhung 
des Umsatzgrades bei technischen Synthesen, zur 
selektiven Aufkonzentrierung von Wertprodukten 
sowie Reinigung von flüssigen Abläufen und gas-
förmigen Emissionen. 

Der durch Säure verursachte Zerfall von Büchern und 
Archivmaterial wird in einem geschlossenen Konzept 
von insgesamt fünf Vorhaben untersucht mit dem Ziel, 
die technischen Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung werterhaltender Maßnahmen an den gefährde-
ten Beständen der Bibliotheken und Archive zu schaf-
fen und darüber hinaus dazu beizutragen, daß in sei-
ner Alterungsbeständigkeit definiertes Papier auf 
dem Markt erhältlich ist. Die laufenden Projekte um-
fassen auch Vorarbeiten zur Rea lisierung von Erpro-
bungsanlagen zur Massenkonservierung von Büchern 
und Archivgut. 

Auf Basis einer umfassenden Untersuchung in Zusam-
menarbeit mit Fachleuten aus Wissenschaft und Tech-
nik wurden Entwicklungslinien der Chemischen 
Grundlagenforschung mit hohem technischem Inno-
vationspotential definiert. Entscheidende Problem-
stellungen für zukünftige Wachstumsbereiche der 
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Wirtschaft und der Vorsorgeforschung sollen in einem 
zukünftigen Schwerpunkt gefördert werden. Die För-
dermaßnahmen werden sich auf die Grundlagenfor-
schung an  Instituten konzentrieren. 

2.12 Luftfahrtforschung und 
Hyperschalltechnologie 
(Förderbereich M) 

Luftfahrtforschung 

Die Bundesregierung fördert die Luftfahrtforschung, 
um 

— die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Luft-
fahrtindustrie zu festigen, interna tionale Koopera-
tion auszubauen 

— die Teilhabe an anspruchsvollen Technologien zu 
sichern 

— eine angemessene deutsche Beteiligung an der zi-
vilen Luftfahrt sicherzustellen 

— die industrielle Basis für eine Beteiligung an der 
Bedarfsdeckung der Luftstreitkräfte zu erhalten. 

Die Luftfahrtforschung wird von den Bundesministe-
rien für Forschung und Technologie, für Verkehr 
(BMV), für Wirtschaft (BMWi) und der Verteidigung 
(BMVg) 1 ), gefördert. 

Die Fördermaßnahmen des BMFT konzentrieren sich 
auf 

— die Verbesserung der technologischen Basis für 
künftige Projekte durch Forschungsarbeiten der 
Deutschen Forschungsanstalt für Luft- und Raum-
fahrt e. V. (DLR) 

— die Vorentwicklung kritischer Komponenten für 
Zivilflugzeuge 

1 ) Die BMVg-Ausgaben für Luftfahrtforschung sind in den Aus-
gaben für Wehrforschung und -technik (Förderbereich X, vgl. 
Abschnitt 2.23) enthalten. 

— die Entwicklung und Erprobung von Technologien 
der Luftfahrtelektronik und Flugführung/Flugsi-
cherung 

— die Planung und Errichtung von Großversuchsan-
lagen. 

Durch Aufträge fördert der BMV Maßnahmen zur 
Verbesserung der Luftverkehrssicherheit, zur Flug-
lärmreduzierung und zur Verbesserung von Bau-, 
Prüf- und Betriebsvorschriften. Wesentliche Maßnah-
men in diesem Bereich sind: 
— Erhöhung der Brandsicherheit von Flugzeugkabi-

nen 

— Möglichkeiten zur Erhöhung der technischen 
Flugsicherheit 

— Sicherheit von Flugzeugstrukturen 

— Erarbeitung von Prüf- und Zulassungskriterien für 
softwareabhängige Systeme in Luftfahrzeugen 

— Untersuchungen zur Verbesserung der Kollisions-
warnung im Luftfahrzeug. 

Durch bedingt rückzahlbare Entwicklungskosten-Zu-
schüsse fördert der BMWi den zivilen Flugzeug- und 
Triebwerksbau. Die Förderung soll vor allem die Be-
teiligung der deutschen Luftfahrtindustrie an  techno-
logisch bedeutsamen und wirtschaftlich aussichtsrei-
chen zivilen Vorhaben unterstützen. Sie soll die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Luft-
fahrtindustrie stärken und die Abhängigkeit von mili-
tärischen Aufträgen mindern. 

Im Vordergrund der Entwicklungsförderung steht das 
Airbus-Programm als wichtigstes europäisches Ko-
operationsprojekt. Der Airbus ist die europäische Al-
ternative zu den US-Herstellern Boeing und McDon-
nell-Douglas im Bereich großer Zivilflugzeuge und 
hat dank seiner fortschrittlichen Technologie maß-
geblich den Standard in diesem Bereich mitgeprägt. 

Die Luftfahrtforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist überwiegend darauf ausgerichtet, in 
gemeinsame Entwicklungsprojekte mit unseren west-
lichen Partnern einzufließen sowie zur Lösung der 
Probleme des Luftverkehrs beizutragen. 

Als wichtiger Erfolg für eine arbeits- und kostenteilige 
Kooperation sind die Errichtung und der Betrieb des 
gemeinsamen Deutsch-Niederländischen Windka-
nals (DNW) in den Niederlanden und der 1989 begon-
nene Bau des Großprojektes Europäischer Tr ans-
schall-Windkanal (ETW) in der Bundesrepublik 
Deutschland (vgl. Teil IV, Abschnitt 3.8 und 3.9) zu 
nennen. Der ETW — die mit Abstand anspruchsvollste 
und teuerste Versuchsanlage der Luftfahrtforschung 
und -technik in Europa — wird in Köln-Porz errichtet 
und voraussichtlich ab 1995 für Industriemessungen 
zur Verfügung stehen. 

Bei den zivilen Entwicklungsprogrammen ist die eu-
ropäische Zusammenarbeit im Airbus-Programm be-
sonders hervorzuheben, an  dem außer der Bundesre-
publik Deutschland, Frankreich, Großbritannien und 
Spanien beteiligt sind. Daneben besteht eine Vielzahl 
bilateraler Kooperationen. 
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Hyperschalltechnologie 

Zielsetzung, Maßnahmen und Organisa tion der För-
derung der Hyperschalltechnologie sind zusammen-
gestellt im BMFT-Förderkonzept Hyperschalltechno-
logie (verabschiedet und herausgegeben 1988). 

Strategische Zielsetzung ist die Erlangung einer Füh-
rungsposition bei der Entwicklung künftiger Raum-
fahrttransportsysteme in europäischer Kooperation. 

Leitkonzept SÄNGER 

Leitkonzept ist der Raumtransportsystem-Vorschlag 
SANGER, bestehend aus einer horizontal startenden 
geflügelten Unterstufe und einem aufgesetzten 
Raumgleiter HORUS (bemannt) bzw. einer Laststufe 
CARGUS (unbemannt). Die Bezeichnung SÄNGER 
wurde in Würdigung der Verdienste des Raumfahrt-
pioniers Eugen Sänger (1905 bis 1964) gewählt, der 
das Konzept des geflügelten Raumtransporters erst-
mals propagierte und maßgeblich an der Entwicklung 
der Raketentriebwerke und des Staustrahlantriebs 
beteiligt war. Für Technologieaufgaben ist die Unter-
stufe des Leitkonzepts maßgebend. 

Es wird erwartet, daß mit SÄNGER eine wesentliche 
Senkung der Transportkosten und eine Steigerung 
der Zuverlässigkeit erreicht werden können. 

Für die Wahl des Leitkonzepts SÄNGER spricht auch 
die wachsende Überlappung von Luft- und Raum-
fahrttechnologien bei Fluggeschwindigkeiten ober-
halb der Machzahl 4. Für die Luft- und Raumfahrtin-
dustrie gehört die Beherrschung dieses Technologie-
bereichs zu den Voraussetzungen für ihre Wettbe-
werbsfähigkeit in den 90er Jahren. 

Struktur des Förderkonzepts/Maßnahmen 

Das Gesamtkonzept beginnt mit der Technologie-
phase (Phase I, 1988 bis 1992), in deren Verlauf die 
zunächst noch erforderlichen vertiefenden Konzept-
studien in zunehmendem Maße von Technologiear-
beiten ergänzt werden. 

In der anschließenden Phase II (1993 bis 2000) soll in 
europäischer Kooperation ein Flugerprobungsträger 
entwickelt werden, mit dessen Hilfe gegen Ende die-
ser Phase der bis dahin am Boden erprobte experi-
mentelle Turboramjet-Antrieb im Fluge erprobt wer-
den soll. In der Phase HI (2000 bis 2003/5) soll sich die 
Flugerprobung des endgültigen SANGER-Antriebs 
anschließen. 

Beteiligte der Phase I 

Die wesentlichen Träger des Hyperschall-Förderkon-
zepts sind die Luft- und Raumfahrt-Firmen: 

— Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH (MBB) mit 
den Unternehmensbereichen: 

O Kommunikationssysteme und Antriebe (UK) 

O Flugzeuge  (UF) 

O Transport- und Verkehrsflugzeuge  (UT) 
— Motoren- und Turbinen-Union München GmbH 

(MTU) 

— Dornier GmbH und Dornier-Luftfahrt GmbH 
(DORNIER) 

und die DLR. 

Die oben genannten Firmen haben auch die Rolle von 
Technologieleitfirmen auf den Sektoren Antriebs-
technologie, Aero thermodynamik, Werkstoffe/Bau-
weisen und Flugführung/Systeme übernommen. 

In der DLR werden Prüfstände der Antriebstechnik 
und Hyperschall-Windkanäle modernisiert bzw. neu 
errichtet. Sie trägt daneben mit Entwurfsgrundlagen 
und Basistechnologien bei. Grundlagenbeiträge wer-
den außerdem von den Hyperschall-Sonderfor-
schungsbereichen der Technischen Hochschulen 
bzw. Universitäten in Aachen, München und Braun-
schweig erwartet. 

Finanzierung 

Das BMFT beabsichtigt, für die Einzelförderung der 
Phase I bis zu 220 Mio DM in folgender Aufteilung zur 
Verfügung zu stellen: 

Jahr  1988 1989 1990 1991 1992 
Mio DM  20 25 45 60 70 

Daneben ist mit Ergebnisbeiträgen aus dem Mate rial-
forschungsprogramm des BMFT zu rechnen. 

Die als Aufträge durchzuführenden Konzeptstudien 
für Gesamtsystem und Antrieb werden zu 100 % ge-
fördert, die Technologie-Einzelvorhaben grundsätz-
lich zu 80 %. Die Forderung einer 20 %igen Eigenbe-
teiligung der Industrie bei Technologievorhaben ist 
durch die erhebliche Stärkung des Technologiepoten-
tials für „klassische" Luftfahrtprodukte und andere 
Raumfahrtanwendungen begründet. Die BMFT-För-
dermittel sollen vorrangig für Konzeptstudien und 
Technologien des Antriebs eingesetzt werden. 

Die DLR wi ll  sich im Rahmen grund-(GF) und ertrags-
(EF)finanzierter Beiträge mit rd. 86 Mio DM am Hy-
perschall-Förderkonzept beteiligen durch Bereitstel-
lung von Personal einerseits und von Investitionsmit-
teln andererseits. Diese Beiträge verteilen sich folgen-
dermaßen: 

1988 1989 1990 1991 1992 

— Mio DM — 

 

Personal  (GE)   

 

(EF)   

 

Investitionen   

9,1 
— 
2,1 

11,3 
1,2 
3,6 

11,7 
2,7 
3,5 

12,3 
4,7 
3,0 

12,7 
5,5 
2,2 

Gesamt   11,2 16,1 17,9 20,0 20,4 
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2.13 Forschung und Technologie für 
bodengebundenen Transport und Verkehr; 
Verkehrssicherheit 
(Förderbereich N) 

Fernverkehr — Schnellbahnsysteme 

Magnetschnellbahn TRANSRAPID 

Die Entwicklung der Magnetschnellbahn TRANSRA-
PID zielt darauf ab, im Geschwindigkeitsbereich zwi-
schen Bahn und Flugzeug ein neues leistungsfähiges, 
wirtschaftliches Fernverkehrssystem mit vergleichs-
weise geringeren Auswirkungen auf die Umwelt zu 
schaffen. 

Seit Fertigstellung des zweiten Bauabschnitts der 
TRANSRAPID-Versuchsanlage im Emsland (TVE) 
Ende 1987 steht die Anlage mit einer Gesamtlänge 
von 31 km für Dauerversuche zum Nachweis der Ein-
satzreife zur Verfügung. 

Im Januar 1988 gelang es, mit dem für 200 Perso-
nen konzipierten Versuchsfahrzeug TRANSRAPID 06 
(TR06) mit 412,6 km/h einen neuen Weltrekord für 
Personenzüge aufzustellen. Anläßlich der Internatio-
nalen Verkehrsausstellung IVA 1988 wurde mit die-
sem Fahrzeug vom 1. bis 30. Juni 1988 mit 16 650 
Fahrgästen und 14 350 Strecken-km Dauerbetrieb er-
folgreich demonstriert. Die Gesamtfahrleistung be-
trug Ende 1989 69 000 km. Bis zum Nachweis der 
Einsatzreife, die für Mitte 1990 geplant ist, wird eine 
Geamtkilometerleistung von 125 000 km angestrebt. 

Ein weiterentwickeltes zweites Fahrzeug, der 
TRANSRAPID 07 (TR 07) ist als Prototyp eines späte-
ren Anwendungsfahrzeuges seit Anfang 1989 in der 
Erprobung auf der TVE. Er ist für 500 km/h ausgelegt, 
kann auf der Versuchsanlage wegen der beschränk-
ten Länge der Strecke aber nur 450 km/h erreichen. 
Mit diesem Fahrzeug wurden bereits am 18. Dezem-
ber 1989 435 km/h erreicht, ein neuer Weltrekord für 
Magnetbahnen. 

Parallel zur technischen Erprobung des TRANSRAPID 
wurden von der Versuchs- und Planungsgesellschaft 
für Magnetbahnsysteme (MVP) im Rahmen der soge-
nannten Einsatzfelder-Studie und in einer weiteren 
Studie der Industrie, in Zusammenarbeit mit Banken 
und Verbänden, Trassenuntersuchungen für eine er-
ste Anwendungsstrecke bzw. Referenzstrecke in der 
Bundesrepublik Deutschland durchgeführt. Das Bun-
deskabinett hat am 20. Dezember 1989 auf der Grund- 

lage dieser Untersuchungen beschlossen, daß, vorbe-
haltlich der Klärung noch offener Fragen zur Gesamt-
finanzierung, zum Bauherren- und Betreibermodell 
sowie zur Sicherstellung eines positiven Wirtschafts-
ergebnisses für den Betreiber, eine Pilotanwendungs-
strecke für den TRANSRAPID gebaut werden soll. Sie 
soll zwischen Köln/Bonn Flughafen und Essen Hbf, 
mit den Zwischenhalten Köln-Mülheim, Düsseldorf

-

Eller und Düsseldorf Flughafen verlaufen und an den 
beiden Endpunkten mit dem ICE-Netz verbunden 
werden. Als erste Baustufe soll die reine Flughafen-
verbindung realisiert werden. Das Bundeskabinett 
hat BMV und BMFT beauftragt, die noch offenen Fra-
gen zu klären. 

Mit den Ländern Frankreich und Italien wird zusam-
mengearbeitet. Mit anderen Ländern besteht ein In-
formationsaustausch. 

Rad/Schiene-Schnellbahnsysteme (ICE) 

Die Versuche mit dem ICE (Intercity Experimental) 
sind weitgehend abgeschlossen. Sie brachten wich-
tige Erfahrungen über die neuen Komponenten 
und die Brauchbarkeit der Prototypen. Mit der am 
1. Mai 1988 erzielten Rekordgeschwindigkeit von 
406,9 km/h wurde der hohe St and deutscher Rad/ 
Schiene-Technologie unter Beweis gestellt. Dieser 
Rekord konnte ohne besondere technische Änderun-
gen am Fahrzeug erzielt werden. Neben dem Nach-
weis der Serientauglichkeit zahlreicher Komponenten 
und Systeme haben die Versuchsergebnisse auch ge-
zeigt, in welchen Bereichen weitere Entwicklungen 
erforderlich sind. Die z. Z. im Bau befind lichen Serien-
ICE-Züge, deren Auslieferung begonnen hat und die 
ab 1991 auf den Schnellstrecken der Bundesbahn in 
Betrieb gehen sollen, stützen sich in weiteren Berei-
chen auf die erprobten Komponenten ab. 

Der ständige Ausbau der nationalen Schnellfahrnetze 
bis hin zu internationalen Verknüpfungen und das 
Zusammenwachsen der europäischen Gemeinschaft 
erfordern auch entsprechende Fahrzeuge für den 
grenzüberschreitenden Verkehr. Unterschiedliche 
Spannungs- und Signalsysteme sowie andere von den 
nationalen Vorgaben abweichende Randbedingun-
gen zwingen zur Entwicklung europaweit einsetzba-
rer Fahrzeuge. Die hierzu erforderliche industriesei-
tige Grundlagenforschung ist z. Z. in dem Projekt des 
Mehrsystem-Hochgeschwindigkeitstriebzuges ICE-M 
ein Schwerpunkt der Rad/Schiene-Forschung. Die 
Entwicklung erfolgt dabei nach dem Konzept des 
ICE. 

Im betriebsleittechnischen Bereich besteht sowohl na-
tional wie international ein erheblicher Nachholbe-
darf. Die bisher bei den Bahnen eingesetzten Systeme 
übernehmen im wesentlichen sicherheitsrelevante 
Aufgaben. Eine das Gesamtsystem Bahn umfassende 
Leittechnik steht bis heute nicht zur Verfügung. Der 
heutige Stand der Entwicklung der Mikroelektronik 
eröffnet Perspektiven für eine solche Entwicklung mit 
den damit verbundenen wirtschaftlichen und betrieb-
lichen Vorteilen. Die Förderung dieser Entwicklung 
nimmt im Rahmen der Rad/Schiene-Forschung einen 
breiten Raum ein. Durch gegenseitige Abstimmung ist 
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die Nutzung der Ergebnisse auch in anderen Förder-
schwerpunkten sichergestellt. 

Im Fahrwegbereich wurden einige große Versuchsab-
schnitte mit „Fester Fahrbahn" rea lisiert, deren Be-
währung im planmäßigen Betrieb nachzuweisen ist. 
Da es keinerlei Zweifel an der Lagebeständigkeit der 
„Festen Fahrbahn" gibt, wird z. Z. die Förderung wirt-
schaftlicher Einbauverfahren betrieben. Darüber hin-
aus wird auch an wirtschaft licheren Instandhaltungs-
strategien gearbeitet. 

Öffentlicher Nahverkehr 

Dem öffentlichen Personennahverkehr, der bei ent-
sprechender Wartung im Vergleich zum motorisierten 
Individualverkehr als emissionsarm, ressourcenscho-
nend und sicher anerkannt ist, kommt aufgrund der 
sich verschärfenden Umwelt- wie auch städtebauli-
chen Problematik zunehmend ein größerer Stellen-
wert zu. Den Anteil des Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV) am Gesamtverkehr zu steigern, ist des-
halb von übergeordnetem Interesse. Die Forschungs-
förderung der Bundesregierung liefert hierzu notwen-
dige Beiträge. 

Im Rahmen des „Forschungsprogramms Stadtver-
kehr" fördert der BMV aus Mitteln des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) Forschungs- und 
Untersuchungsaufträge mit dem Ziel, Planungs- und 
Entscheidungshilfen bei der Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse der Gemeinden zur Verfügung zu 
stellen. Dabei werden u. a. Modellvorhaben zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen des ÖPNV sowie 
Einzeluntersuchungen zur Angebotsgestaltung, zum 
Nutzerverhalten und zur Reduzierung der Kosten 
durchgeführt. 

Der BMFT fördert im Rahmen der „Nahverkehrsfor-
schung" die technologische Verbesserung und Wei-
terentwicklung bestehender Nahverkehrssysteme 
und die Entwicklung neuartiger Nahverkehrstechno-
logien bis zum Nachweis der technischen Betriebs-
reife. 

Im Bereich des schienengebundenen öffentlichen Per-
sonennahverkehrs bilden die Aktivitäten für künftige 
Nahverkehrsbahnen einen wesentlichen Schwer-
punkt (Stadtbahnwagen, S-Bahn und Regionalfahr-
zeuge der Deutschen Bundesbahn). Gegenwärtig 
werden Prototypen von Niederflurstadtbahnwagen 
gefertigt, die mit ihrer geringen Einstiegs- und Fußbo-
denhöhe einen erheblichen Attraktivitätsvorteil gege-
nüber den konventionellen Fahrzeugen aufweisen. 

Des weiteren werden neue Fahrzeugkomponenten 
unter Berücksichtigung modernster Technologien 
und neue Wartungs- und Instandhaltungssysteme 
entwickelt. Mit der H-Bahn in Dortmund wird erst-
mals in Deutschland eine automatische Kabinenbahn 
mit GVFG-Förderung in ein bestehendes ÖPNV-Netz 
integriert. Für die automatische Kabinenbahn M

-

Bahn in Berlin wurde inzwischen die Betriebssicher-
heit durch Abnahme nach Bau- und Betriebsordnung 
für Straßenbahnen (BOStrab) nachgewiesen. 

Im Bereich Bussysteme werden die Antriebssysteme 
hinsichtlich ihres Energieverbrauchs und ihrer Um

-

weltverträglichkeit weiter stark verbessert. Der Ein-
satz neuer Werkstoffe und Bauweisen im Busbau wird 
exemplarisch untersucht. 

Der Spurbus in Essen wird seit Herbst 1988 auch im 
Tunnelbetrieb erfolgreich eingesetzt, um die Lei-
stungsfähigkeit dieses Nahverkehrssystems bis hin 
zum linienmäßigen Mischbetrieb Straßenbahn/Bus 
nachzuweisen. 

Im Bereich dispositiver Betriebsleitsysteme sind BON 
(Betriebsleitsystem öffentlicher Nahverkehr) und BFB 
(Betriebsleitsystem flexible Betriebsweisen) fertigge-
stellt; sie werden in der Pra xis der Verkehrsbetriebe 
zunehmend eingesetzt. Bei der opera tiven Betriebs-
leittechnik im ÖPNV sollen aufbauend auf den zu-
gelassenen Automatisierungssystemen SELTRAC/ 
PUSH im Rahmen des Projektes MASON (Modulare 
Automatisierung mit Sicherheitsverantwortung im 
ÖPNV) die Voraussetzungen für den fahrerlosen Be-
trieb geschaffen werden. 

Im Rahmen der Betriebsführungstechnik zur Erzie-
lung eines rationellen Betriebsablaufes wurden die 
ersten BISON-Bausteine fertiggestellt und in den Ver-
kehrsbetrieben erfolgreich eingeführt. 

Auch in Zukunft werden der BMV und der BMFT bei 
übergreifenden Fragestellungen gemeinsam For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben im Bereich Nah-
verkehr durchführen. Mit dem Ruf-Bus-Projekt und 
dem Busverkehrssystem Lübeck sind hier positive Er-
fahrungen gemacht worden. Schwerpunkte solcher 
Projekte sollen Themen im Bereich Nahverkehrsma-
nagement in Ballungsräumen sein. 

Güterverkehr und Transportketten 

Das gestiegene gesellschaftliche Bewußtsein für Um-
weltschutz und Ressourcenschonung, ebenso aber 
auch finanzielle Restriktionen, setzen dem weiteren 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur Grenzen. Gefor-
dert sind einerseits größere Sicherheit, Schnelligkeit, 
Zuverlässigkeit und Produktivität im Güterverkehr, 
zum anderen Verbesserungen im Bereich der Organi-
sation und Logistik sowie der Durchlässigkeit zwi-
schen den Verkehrsträgern im Sinne kombinierter 
Verkehre. 

Mit der Förderung von Forschung und Entwicklung 
für Güterverkehr und Transportketten verfolgt die 
Bundesregierung das Ziel, neue Wege im Güterver-
kehr aufzuzeigen und Impulse für die notwendigen 
innovativen Prozesse zu geben. 

Im „Strategieprogramm Kombinierter Verkehr" wird 
die zukünftige Rolle des Kombinierten Verkehrs in 
unserem Gütertransportsystem unter langfristigen 
Aspekten untersucht. Die Arbeiten stehen vor dem 
Abschluß. Mit der Entwicklung neuer Organisa tions-
formen und angepaßter neuer Umschlagtechniken 
sollen im Projekt „Modellterminal" neue Wege zur 
verbesserten Effizienz und Wirtschaftlichkeit in Ter-
minals des Kombinierten Verkehrs aufgezeigt wer-
den. Erste Komponenten wurden im Bahnhof Rheine 
realisiert. Mit „CARGO 2000" verfolgt die Deutsche 
Bundesbahn das Ziel, auf neuer technologischer Basis 
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ein attraktives Leistungsangebot für den Kleingut-
und Teilladungsverkehr zu entwickeln. 

Der warenbegleitende Informationsfluß ist auch heute 
noch eine wesentliche Schwachstelle in der Logi-
stik. Die Kooperationsmöglichkeiten mittelständi-
scher Unternehmen sollen durch die Informa tions- 
und Kommunikationssysteme des Güterverkehrs 
LOG, INTAKT und ISIS gestärkt werden. Der Pilotbe-
trieb in allen Entwicklungen wurde erfolgreich aufge-
nommen. 

Das Verbundvorhaben „Integ rierte Materialflußsy-
steme (IMS) " zielt darauf ab, die innerbetriebliche 
Logistik weiterzuentwickeln und hier insbesondere 
im Verbund von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen Innovationsimpulse zu geben. Die Phase I 
wurde erfolgreich abgeschlossen und mit der Phase II 
in 1989 begonnen. 

Mit dem Schwerpunkt „Innova tive Seehafentechno-
logien" soll die Entwicklung neuer Techniken und die 
Verbesserung der Kommunikationssysteme auch im 
Hafenbereich entscheidend vorangebracht werden. 
Nachdem bislang Entwicklungen für die Universal-
häfen Bremen und Hamburg im Vordergrund stan-
den, wurden inzwischen auch FuE-Vorhaben für die 
spezifischen Belange der Häfen in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein begonnen. 

Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr 

Prognosen bis zum Jahr 2000 zeigen, daß das Kraft-
fahrzeug auch in Zukunft ein bedeutsames Verkehrs-
mittel sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr 
darstellen und damit ein wesentlicher Faktor im Wi rt

-schaftssystem bleiben wird. Während dessen Weiter-
entwicklung, auch hinsichtlich der Erfüllung von 
staatlichen Rahmendaten im Sinne des Gemeinwohls, 
vorrangig Sache der Industrie ist, gibt es im Bereich 
der Verkehrssicherheit, der Umweltbelastung und der 
Kraftstoffversorgung auch Aspekte, die die staatliche 
Vorsorge direkt berühren. In diesem Rahmen kommt 
auch eine Förderung ausgewählter Maßnahmen in 
Frage, vor allen Dingen solcher mit Grundlagencha-
rakter. 

Die Erprobung alternativer Energien für den Straßen-
verkehr umfaßt zukünftig auch die Überprüfung der 
Möglichkeiten, die sich aus nachwachsenden Roh-
stoffen ergeben. Die Versuchsprogramme mit Metha-
nolkraftstoff und mit Fahrzeugen für den Wasserstoff-
betrieb werden mit ausgewählten Fragestellungen 
fortgesetzt. 

Zur grundlegenden Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit werden die Aktivitäten der europäischen In-
dustrie und wissenschaftlichen Ins titute im EUREKA-
Projekt PROMETHEUS unterstützt. Diese Aktivitäten 
umfassen auch Infrastrukturbereiche des Straßensy-
stems und dessen zukünftiger Ausrüstung mit Leit- 
und Informationssystemen. 

Im Bereich der Minderung der Schadstoffemissionen 
werden Verbundkonzepte fortgeführt, die sich mit der 
Rußminderung bei Dieselantrieben, speziell für Nutz-
fahrzeuge, befassen, und die die Abgasentgiftung von 
Ottomotoren, auch im Magerbetrieb, einschließen. 

Verstärkt werden sollen die FE-Aktivitäten auf dem 
Gebiet der Sicherheit von Nutzfahrzeugen, insbeson-
dere von Fahrzeugen zum Transport  gefährlicher 
Stoffe auf der Straße. Grundlagenuntersuchungen auf 
dem Gebiet des Crashverhaltens von Tankfahrzeugen 
gehören ebenso dazu wie die Weiterentwicklung ein-
zelner Sicherheitskomponenten und deren Erpro-
bung. 

2.14 Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 
(Förderbereich O) 

Geowissenschaften, insbesondere Tiefbohrungen 

Unsere Kenntnisse über die Erde haben in den letzten 
zwei Jahrzehnten revolutionierende Änderungen er-
fahren und zu einem neuen Verständnis des Aufbaus 
und der Entwicklung der Erdkruste geführt. Das Kon-
zept der Plattentektonik brachte eine völlig neue Deu-
tung der Prozesse des Werdens und Vergehens von 
Gebirgen und von der Umgestaltung der Kontinente. 
Die erfolgreichen Untersuchungen des internationa-
len Deep Sea Drilling Project werden weiterhin mit 
deutscher Beteiligung vom Ocean Drilling Project 
fortgesetzt. Aufgrund dieser Ergebnisse wendet sich 
die geowissenschaftliche Forschung verstärkt der Er-
forschung der kompliziert aufgebauten, bis etwa 
4 Mrd Jahre alten Kontinente zu. 

Weltweit sind die zahlreichen nationalen Aktivitäten 
zur Erforschung der Erdkruste im „Internationalen 
Lithosphärenprogramm" zusammengefaßt, das vom 
„International Council of Scien tific Unions" getragen 
wird. 

Die zwei deutschen geowissenschaftlichen Vorhaben 
tragen wesentlich zum Lithosphärenprogramm bei: 

Das Kontinentale Tiefbohrprogramm der 
Bundesrepublik Deutschland (KTB) 

Das KTB als Großprojekt der geowissenschaftlichen 
Grundlagenforschung hat zum Ziel, die chemischen 
und physikalischen Zustandsbedingungen und Pro-
zesse der tiefen Erdkruste zu erforschen und zur Klä-
rung des Aufbaues und der geologischen Entwick-
lung der europäischen Erdkruste beizutragen. 
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In einem breit angelegten, interdisziplinären For-
schungsprogramm untersuchen fast 300 Wissen-
schaftler aus allen Disziplinen der Geowissenschaf-
ten, wie Geologie, Geophy sik, Geochemie und Mine-
ralogie, aber auch der Physik, Chemie und der Inge-
nieurwissenschaften, in etwa 100 Einzelprojekten die 
aus der Bohrung gewonnenen kristallinen Gesteine, 
Flüssigkeiten und Gase sowie das Umfeld der Boh-
rung. 

Für die Durchführung des Programms wurde beim 
Niedersächsischen Landesamt für Bodenforschung in 
Hannover die Projektgruppe KTB aufgebaut, der die 
wissenschaftliche, opera tive und technische Durch-
führung obliegt. 

Vorbereitende technische Untersuchungen sowie 
geowissenschaftliche Vorerkundungen möglicher 
Bohrlokationen, die 12 Flachbohrungen und etwa 
800 km seismische Profile einschlossen, führten 1986 
zu der Entscheidung, die Tiefbohrung in Windische-
schenbach (Oberpfalz) niederzubringen. 

Im September 1987 wurde mit dem Abteufen der KTB-
Vorbohrung Oberpfalz begonnen. Die Pilotbohrung 
wurde nach 560 Bohrtagen (Anfang April 1989) bei 
4 000,1 m erfolgreich abgeschlossen, nachdem die 
wissenschaftlichen und technischen Ziele voll erreicht 
wurden. 
Die Ergebnisse dieser fast vollständig gekernten Boh-
rung fließen jetzt in die Planung der Hauptbohrung 
ein, die im Herbst 1990 beginnt und zunächst für eine 
Zielteufe von 10 000 m entsprechend einer Zieltem-
peratur von etwa 300 °C geplant ist, die Ende 1994 
erreicht werden soll. Die technische Auslegung der 
Hauptbohrung läßt eine Vertiefung auf 12 000 m zu. 
Über die Möglichkeit einer Vertiefung soll 1993/94 
anhand der bis dahin erzielten Ergebnisse entschie-
den werden. 
Bis zum Beginn der Hauptbohrung steht die wissen-
schaftlich-technische Auswertung der Vorbohrung 
und der in ihrem unmittelbaren Umfeld durchgeführ-
ten geophysikalischen Experimente im Mittelpunkt 
der Arbeiten. 

Das gewonnene Material wird in einem Feldlabor di-
rekt an der Bohrung untersucht, während weiterfüh-
rende Untersu chungen an  Universitätsinstituten und 
anderen Forschungseinrichtungen durchgeführt wer-
den. Mit einem umfangreichen Bohrlochmeßpro-
gramm wurde das Gestein in der unmittelbaren Um-
gebung des Bohrlochs vermessen. In einem geophysi-
kalischen Großexperiment im Rahmen des Projektes 
DEKORP wurde im 2. Halbjahr 1989 das weitere Um-
feld der Bohrung seismisch untersucht. 

Bereits in der Vorbohrung wurde eine neue Bohrtech-
nik, eine Kombination von Erdöl- und Bergbaubohr-
technik, angewandt. Die Hauptbohrung wird in die 
Grenzbereiche der Bohrtechnik bei Temperaturen 
von etwa 300 °C vorstoßen. Zum Abteufen dieser Boh-
rung wird eine speziell entwickelte Bohranlage ge-
baut, um die große Bohrtiefe im Kristallin und die wis-
senschaftliche Probengewinnung zu erreichen. Ent-
wicklungsarbeiten werden in enger Zusammenarbeit 
mit der deutschen Industrie durchgeführt. Technolo-
gischer Schwerpunkt ist die Entwicklung eines Senk-
rechtbohrsystems für große Bohrdurchmesser. 

Das Deutsche Kontinentale Reflexionsseismische 
Programm (DEKORP) 

Im Rahmen von DEKORP wird der Untergrund des 
deutschen Mittelgebirgsraumes bis zu ca. 40 km Tiefe 
systematisch geophysikalisch untersucht. Die um-
fangreichen seismischen Messungen für das KTB wer-
den von der DEKORP-Organisation durchgeführt und 
bearbeitet in enger Abstimmung mit dem KTB. 

1988 wurden gemeinsam mit dem vergleichbaren 
französischen Geophysikprojekt ECORS zwei Quer-
profile über den Oberrheintalgraben aufgenommen, 
um grundlegende neue Kenntnisse über die Entste-
hungsprozesse solcher Grabenstrukturen und über 
die Lage der Erdbebenherde in bezug auf den Kru-
stenaufbau zu gewinnen. Ein Großexperiment „Inte-
grierte Seismik Oberpfalz " in einer 20 x 20 km-Um-
gebung der KTB-Bohrung wurde sorgfältig vorberei-
tet und wird im 2. Halbjahr 1989 durchgeführt. Die 
Daten dieses Experimentes wer den die seismische 
Erkundung der kristallinen Erdkruste durch direkten 
Vergleich der physikalischen Beobachtungen mit den 
KTB-Bohrergebnissen auf eine solide neue Basis stel-
len. 

Die Interpretation der beiden Profile links und rechts 
des Rheins, die in den vergangenen Jahren prozes-
siert und bearbeitet wurden, hat zu wesentlich verbes-
serten Vorstellungen über den Gebirgsbau der Erd-
kruste im Rheinischen Schiefergebirge geführt. 

Rohstoffsicherung 

Eine gesicherte Rohstoffversorgung ist für die Bun-
desrepublik Deutschland unverzichtbar, da sie zwar 
etwa 10 T.  der jährlich weltweit geförderten minerali-
schen Rohstoffe verbraucht, aber nur mit weniger als 
1 % an  der Weltförderung beteiligt ist. 

Eine ausreichende Eigenversorgung besteht nur bei 
Kali- und Steinsalzen sowie bei einigen Steine- und 
Erden-Rohstoffen. Deutsche Bergwerke sichern eine 
teilweise Eigenversorgung bei Blei, Zink, Schwerspat 
und Flußspat. Die Förderung von Blei und Zink aus 
den deutschen Bergwerken dürfte bei der heutigen 
Bergbaukapazität und den heute bekannten Lager-
stättenvorräten in den nächsten Jahren auslaufen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

Mineralische Rohstoffe 

Die Fördermaßnahmen des BMFT konzentrieren sich 
auf wenige ausgewählte Projekte zur Metallgewin-
nung. Sie zielen darauf ab, neue Verfahren der Auf-
bereitung von armen und komplexen Erzen vor allem 
in Zusammenarbeit mit Rohstoffländern zu entwik-
keln und Sekundärrohstoffe wie z. B. Industrieabfälle 
zu verarbeiten. Dazu zählen auch marine Rohstoffe. 
Die Verfahren müssen den schwierigen Erzen und 
Rückständen angepaßt sein, mit hoher Produktivität 
arbeiten und den Umweltschutzbestimmungen ge-
recht werden. Beispielhaft ist ein Projekt zur Rückge-
winnung von Edelmetallen aus verbrauchten Abgas-
katalysatoren zu nennen. Die Maßnahmen sollen 
dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit des stark ex-
portorientierten Anlagenbaus zu erhalten und die 
Spitzenstellung der deutschen metallurgischen Tech-
nik zu sichern. 

Als internationaler Partner ist vor allem die VR China 
zu nennen. Weiterhin sind deutsche Forschungsstel-
len in erheblichem Umfang an dem EG-Forschungs- 
und Entwicklungsprogramm „Rohstoffe und Rückge-
winnung" beteiligt. Eine Zusammenarbeit mit Pa rt

-nern in der DDR wird demnächst aufgenommen. 

Der BMWi unterstützt im Rahmen seines Förderpro-
gramms zur Aufsuchung von mineralischen Rohstof-
fen Projekte der deutschen Indust rie zur Erschließung 
neuer Rohstoffquellen im In- und Ausland, sofern von 
diesen Vorhaben ein Beitrag zur Verbesserung der 
Rohstoffversorgung der Bundesrepublik Deutschland 
oder der Europäischen Gemeinschaft zu erwarten 
ist. 

Gefördert wird das Aufsuchen solcher mineralischer 
Rohstoffe, die auf lange Sicht, auch unter Berücksich-
tigung der Substitutionsmöglichkeiten, für die deut-
sche Wirtschaft von erheblicher Bedeutung sind und 
bei denen mittel- oder langfristig mit länger anhalten-
den Versorgungsschwierigkeiten zu rechnen ist. 

Die für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mittel 
werden aber nicht als Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung angesehen und sind deshalb auch nicht 
in den Zahlenangaben dieses Berichts enthalten. Das 
Förderprogramm wird Ende 1990 eingestellt wer-
den. 

Internationale Zusammenarbeit 

Im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern fördert der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) Vorhaben der 
Rohstofferkundung und -gewinnung. Hierzu gehören 
die Prospektion und Exploration von Lagerstätten, die 
rechnergestützte Verarbeitung von Labor- und Ge-
ländedaten, die Erstellung von Studien sowie berg-
bauliche und aufbereitungstechnische Maßnahmen. 
In zunehmendem Maße werden die lagerstättenkund-
lichen Untersuchungen durch Umweltverträglich-
keitsprinzipien ergänzt. 

Geowissenschaftliche Institutionen, vor allem die na-
tionalen Geologischen Dienste und Bergbaubehör-
den, werden bei der Erkundung und Entwicklung von 
Rohstoffen unterstützt. 

Methodische Grundlagen werden hierfür erarbeitet 
und im Rahmen des Know-how-Transfers den Fach-
kräften aus Entwicklungsländern zugänglich ge-
macht, z. B. isotopenchemische Untersuchungen für 
die Kohlenwasserstoffprospektion und aerogeophysi-
kalische Messungen für die Erzprospektion oder 
Grundwassersuche. 

Die Satellitenbildinterpretation gewinnt bei geowis-
senschaftlichen Projekten zunehmend an Bedeu-
tung. 

In den ariden und semiariden Entwicklungsländern 
werden hydrogeologische Forschungen durchgeführt, 
um die Grundwasservorräte und die Grundwasserum-
bildung berechnen zu können. Die Ergebnisse dieser 
Arbeiten sind Voraussetzung für eine angemessene, 
umweltverträgliche Grundwassernutzung. 

Bei den meisten Vorhaben ist die fachliche und insti-
tutionelle Stärkung der Partnerbehörden das wichtig-
ste Ziel. Die Vermittlung von modernem Fachwissen 
spielt dabei eine besonders wichtige Rolle. 

2.15 Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 
(Förderbereich P) 

Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

Die Raumordnungs-, Städtebau- und Wohnungspoli-
tik ist in besonderer Weise abhängig von allgemeinen 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklun-
gen. Vor allem wegen der unmittelbaren Bedeutung 
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für die Wohn- und Lebensverhältnisse der Bevölke-
rung, die Umwelt und die Entwicklungsmöglichkei-
ten m den Regionen ist eine breite Fundierung und 
Qualifizierung durch wissenschaftliche Politikbera-
tung besonders wichtig. Diese Aufgabe wird ange-
sichts der europäischen Integra tion immer wichtiger, 
zumal die Auswirkungen auf die raumstrukturellen 
und städtebaulichen Entwicklungen noch weitge-
hend unbekannt sind. 

Forschung dient dem Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) als Ent-
scheidungshilfe für seine Fachaufgaben (Ressortfor-
schung). Dies geschieht zum einen durch die Vergabe 
von Forschungsprojekten (Auftragsforschung) und 
zum anderen durch angewandte Forschung im Rah-
men des Experimentellen Wohnungs- und Städte-
baus. Daneben erarbeiten die dem Bundesbaumini-
ster nachgeordnete Bundesforschungsanstalt für Lan-
deskunde und Raumordnung (vgl. Teil V, Ab-
schnitt 6.11.1) sowie einige institutionell geförderte 
Forschungseinrichtungen wissenschaftliche und in-
formative Grundlagen für Ressortaufgaben in den Be-
reichen Raumordnung und Städtebau. 

Aktuelle Forschungen umfassen: 

— im Bereich der Raumordnung Fragen des Ausbaus 
einer leistungsfähigen Infrastruktur, der Sicherung 
und Funktionsfähigkeit der ländlichen Räume, der 
regionalen Arbeitsplatz- und Bevölkerungsent-
wicklung sowie nicht zuletzt der räumlichen Aus-
wirkungen des EG-Binnenmarktes, 

— im Bereich des Städtebaus Fragen der Bedeutung 
ökologischer Ziele und Maßnahmen, der Ge-
werbe- und Stadtentwicklung, der Nachbesserung 
von Großsiedlungen der 60er und 70er Jahre, der 
Entwicklung des Grundstücksmarktes und die 
Rechtstatsachenforschung zum Baugesetzbuch, 

— im Bereich des Wohnungswesens Fragen der 
Struktur des Wohnungsbestandes und der do rt 

 stattfindenden Transaktionen, der aktuellen Ent-
wicklungen auf den Wohnungsmärkten, der Funk-
tion und Entwicklung des Sozialwohnungsbestan-
des, der Leistungsfähigkeit des Wohngeldes, der 
Probleme von Wohnungsumwandlungen und 
Zwangsversteigerungen und der Verbesserung 
der wohnungsstatistischen Grundlagen. 

Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 

Das Forschungsprogramm „Experimenteller Woh-
nungs- und Städtebau" nimmt — insbesondere mit 
seinen Modellvorhaben — als Programm der ange-
wandten Ressortforschung unter den Forschungsin-
strumenten des Bundesbauministers einen besonde-
ren Platz ein. Sein experimenteller Ansatz, Entschei-
dungshilfen durch angewandte Forschung, durch die 
Erprobung innovativer Lösungen zu gewinnen, hat 
sich in der Wohnungs- und Städtebaupolitik der letz-
ten Jahre bewährt. 

Das Verfahren ist in Richtlinien geregelt, die auf der 
im Jahre 1987/88 erarbeiteten neuen Konzeption des 
Programms basieren. Wichtige aktuelle Forschungs-

felder des Expe rimentellen Wohnungs- und Städte-
baus sind: 

— Stadtökologie und umweltgerechtes Bauen 

— Städtebauliche Erneuerung von Dörfern und Orts-
teilen 

— Ältere Menschen und ihr Wohnquartier 

— Städtebau und Verkehr 

— Städtebau und Wirtschaft. 

In den in der folgenden Graphik ausgewiesenen Bun-
desausgaben für Raumordnung, Städtebau und Woh-
nungswesen sind auch — geringere — Mittel des Bun-
desministers für Verkehr enthalten, mit denen ver-
kehrswissenschaftliche Untersuchungen zu Raumord-
nungsfragen gefördert werden. 

Bauforschung und -technik, Straßenbauforschung 

Bauforschung und -technik 
Die 1986/87 aus dem Rahmenprogramm '80 zur Inno-
vationsbeschleunigung im Bauwesen noch verbliebe-
nen Rest-Förderaktivitäten des BMFT laufen stetig 
aus. Sie galten der beschleunigten Praxiseinführung 
insbesondere Computer-gestützter Systeme zur Auf-
wandssenkung und Qualitätssteigerung bei Planung 
und Ausführung von Bauprojekten. 

Zum jetzigen dominierenden Schwerpunkt der 
BMFT-Förderaktivitäten „Bauforschung und -tech-
nik" ausgeweitet wurden Untersuchungen der Ent-
stehung und Eindämmung rapide zunehmender kom-
plexer Materialschäden an erhaltenswerter histori-
scher Bausubstanz. 

Untersuchungen dieser Art sind grundsätzlich Dau-
eraufgaben. Ihre Ergebnisse, die sich wandeln in Ab-
hängigkeit von den sich ändernden Umweltbelastun-
gen und Nutzungsgewohnheiten des Menschen, müs-
sen — immer wieder aktualisiert — die Entschei-
dungsbasis bilden für „richtige" Dauerpflegemaß-
nahmen an unseren Baudenkmälern. 

Die in der Bundesrepublik nach föderalistischen Re-
gelungen organisierten Stellen der Denkmalpflege

-

praxis  sind mehr als ausgelastet mit den eigentlichen 
Pflegemaßnahmen. Für ge zielte Grundlagenfor-
schung sind Personal- und Laborkapazitäten do rt  nur 
unzureichend verfügbar. 

Einschlägige Fachinstitute mit wissenschaftlich inter

-

disziplinärer Ausrichtung auf Forschungen zur Erhal

-

tung historischer Bausubstanz existierten zu Beginn 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

der BMFT-Förderaktivitäten praktisch nicht. Baustoff-
kundliche Untersuchungen befaßten sich vornehm-
lich mit modernen Neubaustoffen. 

Der Versuch, die Erfahrungen mit Betonimprägnier-
stoffen zur Lösung von Problemen bei alten Naturstei-
nen zu nutzen, gelang nur vereinzelt oder nicht dau-
erhaft. Die in diesen porösen mineralischen Materia-
lien ablaufenden komplexen Zerfallsmechanismen 
waren weitestgehend unerforscht. BMFT-geförderte 
Untersuchungen zeigten erstmals eine bis dahin völlig 
unbeachtete Mitwirkung von Mikrobengesellschaf-
ten an der Materialzersetzung. 

Aus der Vielfalt historischer Bausubstanzen wurde 
daher zuerst der Komplex „Natursteine, Mörtel und 
ihre Verbände" — beschränkt auf ca. 15 Gesteinsar-
ten — gefördert. Einbezogen sind auch Materialpar-
tien bzw. -prüfkörper, die mit verfügbaren Imprägnie-
rungsstoffen zur Steinkonservierung behandelt wur-
den. Ihre Schutzwirkung ist in Dauerwirksamkeits-
prüfungen zu untersuchen. 

In Kooperation mit den zuständigen Stellen der Denk-
malpflege hat der FuE-Verbund „Steinzerfall/-Kon-
servierung" inzwischen in Freilandversuchen und in 
Labors sowie an realen Baudenkmälern mit Hilfe von 
zwei Labormobilen „vor Ort" mit Vergleichsuntersu-
chungen begonnen. Beispielhaft für die Alltagspraxis 
der Schadensdiagnose, Therapieplanung und -kon-
trolle sollen bis 1992/93 an  ca. 40 Baudenkmälern der 
Bundesrepublik Pilotanwendung und Optimierung 
der jeweils notwendigen Erhaltungseingriffe abge-
schlossen sein. 

Darüber hinaus werden z. Z. kleinere interdiszipli-
näre FuE-Verbundprojekte für Schadenserkennung/ 
-eindämmung in folgenden Bereichen eingerichtet: 

— Holztragwerke und Ausfachungsmaterialien mo-
dern genutzter historischer Fachwerkbauten 

— Standsicherheitskontrollen/-sanierungen von Bau-
denkmälern und ihren Gründungssystemen 

— historische Glasfenster/-malereien 

— Farbfassungen und Untergrundschichten histori-
scher Wandmalereien. 

Straßenbauforschung 

Gesellschaftspolitisch veränderte Einstellungen zu 
einzelnen Verkehrsträgem, die Gewichtung des Stra-
ßenverkehrs in der Öffentlichkeit sowie auch die fi-
nanzielle Lage der öffentlichen Haushalte verlangen 
mehr Effizienz bei der Verwirklichung verkehrspoliti-
scher Ziele, insbesondere verstärkten Umweltschutz, 
Verbesserung der Verkehrssicherheit und des Ver-
kehrsablaufs sowie Verminderung des Reparaturauf-
wandes des Straßennetzes und seiner Bauwerke. 

Wissenschaftliche Untersuchungen der straßenbau-
und straßenverkehrstechnischen Forschung sowie 
brücken- und ingenieurbautechnische Forschung — 
auch ausgerichtet nach dem Bundesverkehrswege-
plan  (BVWP) — sollen die Verkehrspolitik durch Erar-
beitung und Aufbereitung von Fachwissen unterstüt-

zen. Der technische und wissenschaftliche Bedarf er-
gibt sich aus der Fortentwicklung der Straßenbau-/ 
Straßenverkehrstechnik und des konstruktiven Inge-
nieurbaues, der optimalen Nutzung der vorhandenen 
Ressourcen, des Umweltschutzes, der Erhaltung des 
vorhandenen Straßennetzes einschließlich seiner 
Bauwerke, der Erhöhung der Wi rtschaftlichkeit und 
der Qualitätssicherung, der technischen Innova tion 
und der Notwendigkeit, das nationale Qualitätsni-
veau der Bauprodukte und Bauweisen bei der Harmo-
nisierung technischer Normen in der EG zu sichern 
und zu verbessern. Auch sind die Sicherheit und die 
Leistungsfähigkeit der Straßen im erheblichen Maße 
von der zweckgerechten verkehrstechnischen Stra-
ßeninfrastruktur abhängig. 

Durch eine gezielte Planung und Koordinierung der 
Forschungsaktivitäten in mittelfristigen Jahres- und 
Schwerpunktprogrammen wird die straßenbau- und 
straßenverkehrstechnische sowie brücken- und inge-
nieurbautechnische Forschung mit den Zielen der 
Verkehrspolitik abgestimmt. 

Schwerpunkte der Forschungsaktivitäten des BMV 
liegen z. Z. entsprechend den aktuellen verkehrspoli-
tischen Zielsetzungen: 

— im Bereich von Planung und Entwurf: 

O veränderte Grundlagen für den Straßenbedarf 

O Umweltschutz und Umweltverträglichkeit 

O Straßengestaltung in Ortsdurchfahrten 

— im Bereich Straßenverkehrstechnik: 

O Auswirkungen neuer technischer Entwicklun-
gen für die Verkehrssicherheit und die Ver-
kehrsleistungen 

O Verkehrsbeeinflussung auf Fernstraßen 

— im Bereich der Straßenbautechnik: 

O Qualitätssicherung und Weiterentwicklung von 
Baustoffen und Bauweisen mit Berücksichti-
gung der EG-Harmonisierung 

O Maßnahmen zur Optimierung der Straßener-
haltung 

O Recycling-Baustoffe und indust rielle Nebenpro-
dukte 

O Rationalisierung von Straßenunterhaltung und 
Straßenbetrieb 

— im Bereich Brücken- und Ingenieurbau: 

O Qualitätssicherung und Weiterentwicklung von 
Baustoffen, Bauweisen, Baukonstruktionen und 
Beanspruchungsmodellen mit Berücksichti-
gung der EG-Harmonisierung 

O Weiterentwicklung von Bauwerksprüfungen 
und Erhaltungsstrategien. 

Die Ergebnisse der Untersuchungen dienen der 
Schaffung fachlicher Voraussetzungen für die effi-
ziente Wahrnehmung der dem BMV vom Grundge-
setz gestellten Aufgaben sowie der Verbesserung der 
Regelwerke zur bundeseinheitlichen Anwendung von 
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bauvorbereitenden, baudurchführenden und betrieb-
lichen Maßnahmen im Fernstraßenbereich. Ferner er-
möglichen sie die Nutzung des aktuellen technischen 
Wissensstandes bei der Wahrnehmung politischer 
Aufgaben. Zur effizienten Auswertung der For-
schungsergebnisse und deren schneller Umsetzung in 
die Praxis werden kritische Schlußauswertungen 
nach praxisrelevanten Gesichtspunkten durchgeführt 
und die zu veranlassenden administrativen Maßnah-
men festgelegt. 

(Zur Straßenbauforschung vgl. auch Teil V, Ab-
schnitt 6.8) 

Harmonisierung europäischer Baubestimmungen 

Im Rahmen der Ressortforschung des Bundesbaumi-
nisters werden neben Projekten aus den Bereichen 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen auch 
Bauforschungsprojekte vergeben. Sie betreffen vor al-
lem die Harmonisierung bautechnischer Normen auf 
EG-Ebene, die für Planung und Ausführung von 
Hochbautragwerken (Eurocodes) relevant sind. 

Zu den zentralen Aufgaben bei ihren Bemühungen 
um die Schaffung eines einheitlichen europäischen 
Binnenmarktes rechnen der Rat und die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften die Errichtung ei-
nes europäischen Baumarktes. Grundlage für den Ab-
bau technischer Handelshemmnisse im Baubereich 
bildet die EG-Richtlinie „Bauprodukte" vom 21. De-
zember 1988. Bauprodukte a ller Art  sollen ungehin-
dert auf dem Binnenmarkt der Gemeinschaft ver-
marktet und angewandt werden können. Einheitliche 
bautechnische Regeln sind das Hauptinstrumenta-
rium für die Schaffung dieses Teilmarktes. Die Richt-
linie formuliert dabei nur global und allgemein die 
Schutzziele, während die technischen Einzelheiten in 
harmonisierten europäischen Regeln festgelegt wer-
den sollen, die von Fachleuten erarbeitet werden. 

Der Deutsche Bundestag hat bereits in seinem Be-
schluß am 21. Januar 1988 den Bundesbauminister 
aufgefordert, alle notwendigen Voraussetzungen für 
eine reibungslose Umsetzung der Richtlinie zu schaf-
fen und dafür zu sorgen, daß bei der Erarbeitung euro-
päischer technischer Regeln der Sachverstand der 
einschlägigen technischen Fachkreise koordiniert, 
vorbereitet und eingebracht wird. 

Zur Untermauerung der deutschen Verhandlungspo-
sition auf europäischer Ebene werden dabei beglei-
tende Forschungsarbeiten erforderlich. 

Bauforschung auf dem Gebiet des Wohnungsbaues 

Die vom BMBau aufgrund § 91 Abs. 1 Zweites Woh-
nungsbaugesetz geförderte Bauforschung und techni-
sche Entwicklung, insbesondere auf dem Gebiet des 
Wohnungsbaues, dienen dazu, Baukosten zu senken 
und Bauvorgänge zu rationalisieren. Das Baufor-
schungsprogramm wird jährlich durch eine Aus-
schreibung in der Fachwelt bekannt gemacht (An-
tragsforschung), in der die jewei ligen Forschungs-
schwerpunkte, die auch im Zusammenhang mit bau- 

politischen Erfordernissen stehen sollen, genannt 
sind. Die Projektanträge werden in den Fachgremien 
der Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung, in der 
Bundesressorts, Länderressorts, wissenschaftlich

-

technische Vereinigungen sowie Wirtschaftsver-
bände vertreten sind, erörtert. 

Aktuelle Schwerpunktthemen der Bauforschung auf 
dem Gebiet des Wohnungsbaues mit dem Ziel der 
Baukostensenkung und der Rationalisierung der Bau-
vorgänge sind vor allem: 

— Fragen zur Begrenzung von Bauschäden und de-
ren finanziellen Auswirkungen 

— Fragen zum alten- und behindertengerechten 
Wohnungsbau 

— Fragen zum gesunden Bauen und Wohnen 

— Fragen zur Heizenergieeinsparung 

— Fragen der Ressourceneinsparung beim Bauen 

— Fragen des ökologischen Bauens. 

Diese zweckgerichtete Förderung von Baufor-
schungsinitiativen von Hochschulen, Forschungsin-
stituten, Planern, Unternehmen und anderen soll in-
novative Entwicklungen im Bauwesen anstoßen und 
gleichzeitig die strukturellen Anpassungsprozesse in 
der Bauwirtschaft erleichtern. Die Ergebnisberichte 
der geförderten Forschungsarbeiten stehen über das 
Informationszentrum Raum und Bau der Fraunhofer

-

Gesellschaft in Stuttgart  jedermann zur Verfü-
gung. 1 ) 

Baulicher Zivilschutz 

Die Forschung lin Bereich des baulichen Zivil- und 
Katastrophenschutzes ist ein eigenes Feld bautechni-
scher Forschung des BMBau. Sie dient der Erarbei-
tung und Weiterentwicklung technischer Grundlagen 
zum baulichen Schutz der Zivilbevölkerung. Dazu 
zählen 

— materialkundliche Untersuchungen am Baustoff 
unter hohen Temperaturen und schnellablaufen-
den Belastungen 

— Verhalten von Bauteilen und Baukonstruktionen 
bei hohen Temperaturen und unter dynamischer 
Belastung 

— Versuche zur Ermittlung der raumklimatischen 
Bedingungen im Klimalandbereich 

— theoretische Untersuchungen über Katastrophen-
beanspruchungen 

— technisch-physikalische  Grundlagenerprobun

-

gen. 

In diesem Rahmen werden praktische Untersuchun-
gen, Entwicklungen und Erprobungen sowie auch Er-
probungsbauten und beispielhafte Instandsetzungen 
zum Zwecke des Zivilschutzes durchgeführt. Die Er-
gebnisse fließen in entsprechende technische Regel-
werke ein und dienen darüber hinaus der Vorberei-
tung von Konzeptionen im Schutzraumbau. 

1 ) Ausgewählte Ergebnisberichte werden in der Schriftenreihe 
des BMBau veröffentlicht. 
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2.16 Forschung und Entwicklung im 
Ernährungsbereich 
(Förderbereich Q) 

Die ressortbezogene Forschung im Ernährungsbe-
reich orientiert sich an den ernährungspolitischen 
Zielsetzungen der Bundesregierung, die sich im we-
sentlichen wie folgt definieren lassen: 

— Gewährleistung ernährungsphysiologisch optima-
ler sowie hygienisch einwandfreier Nahrungsgü-
ter 

— Verbesserung des Gebrauchs- und Genußwertes 
der Lebensmittel 

— Vermeidung unerwünschter Stoffe, die durch Pro-
duktion, Be- und Verarbeitung sowie Handel, La-
gerung und Transport  in Lebensmittel gelangen 

— Gewährleistung angemessener Verbraucher-
preise 

— Verbesserung der Stellung des Verbrauchers 

— Verbesserung des Konsum- und Ernährungsver-
haltens 

— Versorgungssicherung für Krisen- und Notzeiten. 

Diesen Zielen entsprechend befaßt sich die Ernäh-
rungsforschung insbesondere mit 

— der Entwicklung objektiver Kriterien und Normen 
zum Nähr-, Genuß- und Eignungswert von Le-
bensmitteln 

— der ernährungsphysiologischen Bewertung von 
Lebensmitteln und ihren Inhaltsstoffen sowie von 
Zusatzstoffen und Verfahren 

— Untersuchungen des Nährstoffbedarfs und der 
Stoffwechselvorgänge des Menschen 

— Untersuchungen zu Gehalt und Verteilung uner-
wünschter Stoffe in Lebensmitteln sowie zur Ver-
meidung, Beseitigung oder Verminderung solcher 
Stoffe 

— Untersuchungen zur Entwicklung neuer Produkte 
sowie von Verfahren zur Verbesserung der Wi rt

-schaftlichkeit in der Be- und Verarbeitung, bei La-
gerung, Transport  und Vermarktung 

— Untersuchungen zur Verbesserung küchentechni-
scher Verfahren sowie zur Beurteilung verschie-
dener Verpflegungssysteme 

— Untersuchungen über Verzehrs- und Ernährungs-
gewohnheiten und Entwicklung von Informations-
systemen für eine bedarfsgerechte und kostengün-
stige Ernährung. 

Die Ernährungsforschung hat ganz sicher dazu beige-
tragen, daß die Qualität der Lebensmittel einen hohen 
Standard erreicht hat und ihre gesundheitliche Unbe-
denklichkeit in einem nie gekannten Maße gewähr-
leistet ist. Daran ändern auch hin und wieder auftre-
tende Lebensmittelskandale nichts; sie sind zumeist 
auf unerlaubte Praktiken oder gar kriminelle Hand-
lungen zurückzuführen. 

Was nach wie vor zu wünschen übrig läßt, ist die (ge-
schmackliche sensorische) Qualität mancher Lebens-
mittel. Hier müssen die Ernährungsforschung, aber 
auch die produktionsorientierte Agrarforschung noch 
erhebliche Anstrengungen unternehmen, um den 
Herstellern und Verarbeitern von Lebensmitteln 
Wege für eine kostengünstige Verbesserung aufzu-
zeigen. 

Das bei weitem größte Problem ist die unausgewo-
gene und nicht bedarfsgerechte Ernährung eines 
Großteils unserer Bevölkerung. Deshalb muß die Ver-
braucheraufklärung auf der Basis entsprechender 
Forschung und Beratung weiter intensiviert und opti-
miert werden. 

Die Ernährungsforschung wird insbesondere von den 
Bundesministerien für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (BML) und für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit (BMJFFG), aber auch für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit (BMZ) gefördert und finan-
ziert. 
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Instrumente der Forschungsförderung sind: 

— Unterhaltung (institutionelle Finanzierung) fol-
gender Einrichtungen (vgl. auch Teil V, Ab-
schnitt 6.4) 

O BML: 
Bundesforschungsanstalt für Ernährung 
Bundesanstalt für Milchforschung 
Bundesanstalt für Fleischforschung 
Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 
Kartoffelverarbeitung 
Bundesanstalt für Fettforschung 
Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

O BMJFFG: 
Bundesgesundheitsamt mit dem Max von Pet-
tenkofer-Institut, dem Institut für Sozialmedizin 
und Epidemiologie und dem Ins titut für Veteri-
närmedizin (Robert  von Ostertag-Institut) 

— Beteiligung an der institutionellen Förderung fol-
gender Forschungseinrichtungen 

O im Geschäftsbereich des BML: 
Fraunhofer-Institut für Lebensmitteltechnolo-
gie und Verpackung 
Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittel-
chemie 

O im Geschäftsbereich des BMJFFG: 
Forschungsinstitut für Kinderernährung Do rt

-mund 
Diabetes-Forschungsinstitut Düsseldorf 
Deutsche Gesellschaft für Ernährung 

— Finanzierung von Forschungsaufträgen insbeson-
dere durch BML, BMJFFG und BMZ. 

2.17 Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 
(Förderbereich R) 

Aufgabe der Agrarforschung im Geschäftsbereich des 
BML ist es, der Bundesregierung wissenschaftliche 
Entscheidungshilfen zur Verfügung zu stellen und da-
mit zugleich die wissenschaftlichen Erkenntnisse im 
Agrarbereich zum Nutzen der Allgemeinheit und der 
agrarpolitischen Zielgruppen (insbesondere Land-
und Forstwirtschaft, Wein- und Gartenbau, Fischerei 
sowie Verbraucher) zu erweitern. 

Die Rahmenbedingungen der Agrarforschung haben 
sich in den letzten Jahren wesentlich geändert. Ange-
sichts der Probleme, die sich aus der Überschußsitua-
tion auf den Agrarmärkten, aus der sich verschlech-
ternden Einkommenslage vieler Landwirte und aus 
den Belastungen unserer Umwelt ergeben, stehen 
nicht länger Forschungsbeiträge zur Produktionsstei-
gerung im Mittelpunkt des Interesses, sondern Aktivi-
täten mit dem Ziel einer kostengünstigen und um-
weltverträglichen Agrarproduktion, die mit Erzeug-
nissen von hoher Qualität und gesundheitlicher Unbe-
denklichkeit aufwarten kann. 

Um den neuen Anforderungen — auch in Anbetracht 
knapper finanzieller und personeller Ressourcen — 
gerecht werden zu können, wurde der gesamte For

-

schungsbereich des BML aus der Sicht der agrarpoli-
tischen Aufgabenplanung mit dem Ziel überprüft, 
prioritäre und posterioritäre Forschungsfelder auf zu-
zeigen und danach die vordringlichen Bereiche zu 
Lasten nachrangiger Gebiete zu verstärken. 

Als Ergebnis der im Frühsommer 1989 abgeschlosse-
nen Überprüfung ergeben sich für die nächsten Jahre 
folgende Schwerpunktverlagerungen: 

Verstärkt oder neu aufgebaut werden sollen die Berei-
che 
— Produktions- und Ökotoxikologie 

— Sicherung und Erhaltung der Funktionsfähigkeit 
von Agrarökosystemen 

— Erhaltung der Produktionsgrundlagen einschließ-
lich Produktionsalternativen 

— Biotechnologie/Gentechnik (einschließlich Tech-
nikfolgenabschätzung) 

— Sammlung und Erhaltung pflanzengenetischer 
(einschließlich forstgenetischer) Ressourcen. 

Reduziert oder umorientiert werden sollen die Berei-
che 

— Milcherzeugung 

— Landtechnik 

— Tierproduktion 

— Pflanzliche Produktion 

— Weinforschung 

— Fischereiforschung. 

Diese Neuausrichtung bestimmt auch den aus dem 
Agrarbericht der Bundesregierung abgeleiteten For-
schungsrahmenplan des BML für die Jahre 1988 —
1991. Er besteht jetzt aus 12 Forschungsprogrammen. 
Gegenüber dem letzten Forschungsrahmenplan sind 
die beiden Programme „Produktions- und Verwen-
dungsalternativen" (Nachwachsende Rohstoffe) und 
„Biotechnologie" hinzugekommen: 

— Im Programm „Produktions- und Verwendungsal-
ternativen" werden schwerpunktmäßig folgende 
Bereiche erforscht: 

O Auswahl und züchterische Bearbeitung geeig-
neter Pflanzen 

O Optimierung von Anbau-, Ernte- und Lager-
techniken 

O Entwicklung energie- und kapitalsparender 
Verfahren für Aufschluß und Umwandlung der 
Pflanzen bzw. Pflanzenbestandteile 

O kostengünstige und umweltfreundliche Verar-
beitung von Reststoffen 

O ökonomische Untersuchungen zur Wettbe-
werbsfähigkeit, Marktanalysen sowie Standort-
untersuchungen. 

An Produktlinien stehen dabei im Vordergrund: 
Stärke und Zucker, pflanzliche Öle und Fette, 
Holz, Pflanzenfasern und — mit geringerer P riori

-tät, weil inzwischen bereits umfangreiche For-
schungsergebnisse vorliegen — Ethanol. 
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— Die Forschungsaktivitäten im Programm „Biotech-
nologie" (vgl. hierzu auch Abschnitt 2.10) richten 
sich vor dem Hintergrund der allgemeinen agrar-
politischen Situation primär auf Kostensenkung 
und Verbesserung der Ertrags-Aufwands-Bezie-
hungen aus, so etwa durch Möglichkeiten zur Re-
duzierung des Einsatzes von Pflanzenschutz-, 
Dünge-, Tierarznei- und Futtermitteln. Ferner wer-
den die qualitative Produktverbesserung und die 
Entwicklung von neuen Produkten für neue 
Märkte angestrebt. Hauptanwendungsfelder sind 

O Pflanzenzüchtung und Pflanzenschutz 

O Tiergesundheit und Tierzucht 
O Be- und Verarbeitung land- und forstwirtschaft-

licher Produkte einschließlich Rest- und Abfall-
stoffe 

O Umwelt- und Verbraucherschutz 

O Nutzung genetischer Ressourcen von Tieren, 
Pflanzen und Mikroorganismen. 

Darüber hinaus erfordern die noch weitgehend un-
bekannten, mit der Anwendung der Gentechnik 
möglicherweise verbundenen gesundheitlichen 
und ökologischen Risiken eine auf weite Bereiche 
ausgerichtete Sicherheitsforschung. Die vielfälti-
gen Anwendungsmöglichkeiten der Biotechnolo-
gie in der Agrar- und Ernährungswirtschaft kön-
nen auch erhebliche Auswirkungen auf die Agrar-
märkte und Agrarstrukturen zur Folge haben, für 
deren Abschätzung eine möglichst frühzeitig 
ansetzende sozio-ökonomische Begleitforschung 
notwendig ist. 

— Innerhalb des Programms „Erhaltung der natürli-
chen Lebensgrundlagen" wurden die ökologische 
Forschung sowie die Forschung für eine umwelt-
verträgliche Land- und Forstwirtschaft verstärkt, 
ferner wurde das Teilprogramm „Sicherung pflan-
zengenetischer Ressourcen" neu aufgenommen. 

O Die Sicherung pflanzengenetischer Ressourcen 
ist eine Aufgabe von zentraler Bedeutung. Sie 
trägt ganz wesentlich zur Erhaltung unserer na-
türlichen Lebensgrundlagen bei, dient aber 
gleichzeitig auch den Interessen der Pflanzen-
züchtung, die auf gesundes und artenreiches 
Ausgangsmaterial angewiesen ist. Zu den Si-
cherungsmaßnahmen gehören insbesondere 
die Sammlung, die Lagerung, die Evaluierung 
(d. h. die Charakterisierung und Bewertung) so-
wie die Vermehrung des gene tischen Materials, 
die Erhaltung ganzer Pflanzen in Botanischen 
Gärten, in Reservaten, an natürlichen oder 
fremden Standorten, der Austausch und die 
Nutzbarmachung des Mate rials für die Pflan-
zenzüchtung sowie nicht zuletzt die Dokumen-
tation und Information. 

Die Förderung der Forschung im Agrarbereich erfolgt 
weiterhin instrumentell durch (vgl. auch Teil V, Ab-
schnitt 6.4): 
— Unterhaltung (institutionelle Finanzierung) fol-

gender  Einrichtungen im Geschäftsbereich des 
BML: 
O Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 

Braunschweig-Völkenrode (FAL) 

O Biologische Bundesanstalt für L and- und Forst-
wirtschaft 

O Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere 

O Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof 

O Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche 
Pflanzenzüchtung 

O Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holz-
wirtschaft 

O Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

— Beteiligung an der institutionellen Förderung im 
Geschäftsbereich des BML: 

O Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und 
Agrarsoziologie e. V. 

im Geschäftsbereich des BMZ: 

O 13 internationale Agrarforschungszentren im 
Rahmen der Weltbankberatungsgruppe für In-
ternationale Agrarforschung 

— die Finanzierung von Forschungsaufträgen. 

Zur Förderung der Internationalen Agrarforschung 
hat der BMZ zwischen 1971 und 1988 einen Beitrag 
von insgesamt etwa 300 Mio DM (1988: 31,5 Mio DM) 
geleistet. 

Die Internationale Agrarforschung setzt die entschei-
denden Voraussetzungen für Fortschritte in der länd-
lichen und landwirtschaftlichen Entwicklung vieler 
Entwicklungsländer. Sie ist Grundlage einer langfri-
stigen Ernährungssicherung. 

Die Bundesregierung ist Mitglied der Consulta tive 
Group on International Agricultural Research, CGIAR 
(vgl. auch Teil IV, Abschnitt 4.4), einem losen Zusam-
menschluß von Regierungen, internationalen und re-
gionalen Organisationen sowie privaten Stiftungen 
bei der Weltbank, der ein System von derzeit 13 l and-
wirtschaftlichen Forschungsinstituten und -zentren in 
der ganzen Welt unterstützt. 

2.18 Bildungs- und Berufsbildungsforschung 
(Förderbereich S) 

Die Förderung der Bildungs- und Berufsbildungsfor

-

schung durch die Bundesregierung dient in erster Li

-

nie der Erfüllung der Ressortaufgaben des BMBW. Die 
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Forschung soll im Rahmen der gegebenen Zuständig-
keiten bildungspolitische Entscheidungen des Bun-
des sowie die Zusammenarbeit mit den Ländern, z. B. 
bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben nach 
Art. 91a und 91b GG, wissenschaftlich vorbereiten 
und begründen, indem sie 

— die Kenntnisse über das Bildungswesen und seine 
Beziehungen zu anderen Lebens- und Politikbe-
reichen — auch durch internationale Vergleiche — 
verbessert 

— qualitative und quantitative Planungs- und Ent-
scheidungsgrundlagen bereitstellt und 

— die Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen 
untersucht. 

Allgemeine Aufgaben der Bildungsforschung des 
Bundes 

Mit Veränderungen der gesamtwirtschaftlichen Si-
tuation, der Weiterentwicklung des Beschäftigungs-
systems und der Lage auf dem Arbeitsmarkt, mit 
neuen ökologischen Fragestellungen sowie dem tech-
nologischen Fortschritt ändern sich wichtige Rahmen-
bedingungen für die Bildungsentscheidungen, für die 
Ausgestaltung der Bildungsangebote und für die 
Möglichkeiten des Übergangs ins Berufsleben. Hier-
auf muß sich das Bildungswesen fortlaufend einstel-
len. Zudem ergeben sich aus der Bevölkerungsent-
wicklung große Schwierigkeiten für das Bildungswe-
sen. Die Weiterbildung soll die Erhaltung der berufli-
chen Qualifikation gewährleisten und zur Persönlich-
keitsentwicklung beitragen. Weiterhin bleibt es eine 
wesentliche Aufgabe der Bildungspolitik, durch so-
ziale und regionale Gegebenheiten bedingte Beein-
trächtigungen auszugleichen. 

Angesichts dieser Probleme erfordert die Qualitätssi-
cherung der Bildung erhebliche Anstrengungen. Bil-
dungsforschung wird auch in dieser Hinsicht wich tige 
Voraussetzungen für die notwendigen bildungspoliti-
schen Entscheidungen schaffen. 

Berufsbild ungsforsch ung 

Ausgehend von den vorstehend genannten allgemei-
nen Zielen der Bildungsforschung untersucht die Be-
rufsbildungsforschung die Arbeitswelt in ihren direk-
ten und indirekten Wirkungen auf die Berufsbildung 
insgesamt sowie die Strukturen und Inhalte der beruf-
lichen Aus- und Weiterbildung in ihrer Beziehung zur 
Arbeitswelt und zu den beruflichen Tätigkeitsanfor-
derungen. Hierzu werden die Veränderungen der Be-
rufsstrukturen analysiert, die Qualifikationsverwer-
tung am Arbeitsplatz erforscht und Lerninhalte, -me-
thoden und -materialien für einzelne Berufszweige 
und Berufe erarbeitet. Ausbildungsplatzangebot, 
Ausbildungsqualität, Grundlagen für die Neurege-
lung der Berufsausbildungsordnungen, berufliche 
Weiterbildung, berufliches Lernen, Lehr- und Lern-
materialien sowie die Ausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen stellen konkrete Aufgaben der Berufs-
bildungsforschung dar, denen sich im wesentlichen 

auch das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB, vgl. 
im einzelnen Teil V, Abschnitt 6.13.1) widmet. 

Die Projektförderung umfaßt neben der Ressortfor-
schung auch die Förderung von Modellversuchen im 
beruflichen Schulwesen und in der ausbildenden 
Wirtschaft. Modellversuche in beruflichen Schulen 
werden auf der Grundlage des A rt. 91b GG im Rah-
men der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung durchgeführt, ihre 
Kosten werden vom Bund in der Regel zur Hälfte ge-
tragen. Wirtschaftsmodellversuche werden gemäß 
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 d Berufsbildungsförderungsgesetz 
(BerBiFG) auf der Basis besonderer Förderrichtlinien 
des BMBW vom BIBB durch Zuwendungen aus dem 
Haushalt des BMBW gefördert. 

Im Rahmen der institutionellen Förderung finanziert 
der BMBW sieben Einrichtungen, die Forschung und 
Entwicklung für den Bildungsbereich be treiben, aber 
auch Serviceaufgaben wahrnehmen. Dazu gehören 
das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB, vgl. 
Teil V, Abschnitt 6.13.1) und als Institute der Blauen 
Liste das Institut für die Pädagogik der Naturwissen-
schaften an  der Universität Kiel (IPN) und die Pädago-
gische Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschul-
verbandes (PAS, Frankfu rt/M.; vgl. Teil V, Kapitel 5). 
Der BMFT fördert das für die Bildungsforschung zu-
ständige gleichnamige Max-Pl anck-Institut in Berlin 
(vgl. im einzelnen Teil V, Abschnitt 3.1). 

Im Rahmen des Programms „Arbeit und Technik" 
(vgl. im einzelnen Teil II, Abschnitt 2.8) bilden die 
Qualifikationsforschung und die Berufsbildungsfor-
schung im weiteren Sinne einen Schwerpunkt der 
Förderung. 

Die Förderung der Bildungs- und Berufsbildungsfor-
schung durch den Bund richtet sich nicht nur auf all-
gemeine Erkenntnisfortschritte der Wissenschaft, son-
dern auch auf die Gewinnung von Basisdaten über 
das Bildungswesen und über die Teilnahme am Bil-
dungsgeschehen, die Entwicklung und Erprobung 
von neuen Aus- und Weiterbildungsangeboten sowie 
die Untersuchung von Strukturfragen des Bildungs-
wesens. Die laufend neuen Anforderungen an das Bil-
dungswesen, die auf technischen, wirtschaftlichen, 
ökologischen und sozialen Entwicklungen und auf ei-
ner Veränderung von Werthaltungen beruhen, ver-
langen nach Reaktionen. Diese neuen Anforderungen 
sind ggf. bei der quantitativen, qualitativen und me-
thodischen Ausgestaltung der Bildungsangebote zu 
berücksichtigen. 

Zu den Schwerpunkten der Bildungs- und Berufsbil-
dungsforschung gehören: 

— Stärkung und Fortentwicklung der beruflichen Bil-
dung 

Die Entwicklung der beruflichen Bildung muß den 
technischen, wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Anforderungen entsprechen. Der For-
schungsbedarf zur Vorbereitung der Entscheidun-
gen, die der Bund zu treffen hat, wird vor allem 
vom BIBB abgedeckt. Dessen Forschungspro-
gramm ist mit dem BMBW abgestimmt und wird 
von ihm genehmigt. 
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Ergänzend werden in diesem Bereich folgende Sach-
gebiete bearbeitet: 

— Verbesserung von Inhalt und Methodik der beruf-
lichen Bildung insbesondere mit Blick auf den 
technischen und wirtschaft lichen Strukturwandel 

— Stütz- und Fördermaßnahmen in der beruflichen 
Bildung für Abbrecher und poten tielle Abbrecher 
der beruflichen Bildung, die von der Arbeitslosig-
keit besonders betroffen sind 

— Informations-, Beratungs- und Stützmaßnahmen 
für Mädchen und Frauen, insbesondere zur Quali-
fizierung in technikorientierten Berufsbereichen. 

Sicherung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 

Durch Forschungsvorhaben sowie wissenschaftliche 
Tagungen sollen Erkenntnisse gewonnen werden, die 
für die Wahrnehmung der Zuständigkeiten des Bun-
des im tertiären Bereich des Bildungswesens von Be-
deutung sind, insbesondere im Zusammenhang mit 
der Rahmenplanung und Rahmengesetzgebung. 
Hierzu gehören auch Untersuchungen zur neueren 
Geschichte der Hochschulen, soweit sie von überre-
gionaler Bedeutung sind. 

Veranschlagt sind Ausgaben (einschl. Entwicklung 
und Erprobung) insbesondere auf folgenden Gebie-
ten: 
— Neuordnung des tertiären Bereichs, insbesondere 

O Studienreform (Struktur des Studiensystems, 
Neuordnung einzelner Studiengänge, Hoch-
schulzugang, Berufsfelder, Postgraduiertenstu-
dien und wissenschaftliche Weiterbildung, Prü-
fungen im Hochschulbereich) 

O Einsatz neuer Informations- und Kommunika-
tionstechniken 

O Grundsatzfragen der Hochschulorganisation 
und einzelner Aufgabenbereiche, Probleme 
einzelner Gruppen 

— Quantitative Entwicklung im Hochschulbereich, 
regionales Angebot und Fächerstruktur, Nach-
frage nach Studienplätzen, Nutzung der Hoch-
schulen, Hochschulfinanzierung und Hochschul-
ökonomie 

— Organisation, Struktur und Situation der For-
schung und des wissenschaftlichen Nachwuchses 
an Hochschulen, Fragen des Wissens- und Tech-
nologietransfers zwischen Hochschule und Wi rt

-schaft 
— Förderung der Differenzierung und des Wettbe-

werbs zwischen den Hochschulen, insbesondere 
spezielle Angebote 

— Verbreitung der Studienbeteiligung von Frauen in 
den Bereichen Mathema tik, Natur- und Ingenieur-
wissenschaften, Informatik 

— Entwicklung von wissenschaftlichen Weiterbil-
dungsangeboten zur Unterstützung der berufli-
chen Wiedereingliederung von Frauen 

— Abbau von Benachteiligungen für Frauen im Be-
reich Wissenschaft und Forschung. 

Ausbau der Weiterbildung 

Die Bundesregierung fördert Projekte auf dem Gebiet 
der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung. 
Schwerpunkte dieser Förderung sind die Entwicklung 
von neuen Weiterbildungsangeboten für besondere 
Zielgruppen oder für neue Sachgebiete sowie die Ent-
wicklung und Erprobung neuer Methoden zur Erhö-
hung der Effizienz von Weiterbildungsmaßnahmen. 

Darüber hinaus untersucht die Bundesregierung die 
Auswirkungen des Beschäftigungssystems auf die 
Qualifikationsanforderungen und strukturelle Ver-
schiebungen im Qualifikationsbedarf. 

Übergänge zwischen Bildungswesen und 
Beschäftigungssystem 

Die Analyse und Projektion des Arbeitskräfteange-
bots und der Arbeitskräftenachfrage nach den vom 
Bildungswesen vermittelten Ausbildungsqualifikatio-
nen sollen dazu beitragen, die Zugänge zum Beschäf-
tigungssystem sowie die Beschäftigungschancen der 
Absolventen des Bildungswesens präziser zu erf as-
sen. 
Hierbei wird den Substitutionsvorgängen bei der Be-
setzung von Arbeitsplätzen durch Erwerbspersonen 
mit unterschiedlichen Ausbildungsniveaus wach-
sende Bedeutung zugemessen. Letzteres ist insbeson-
dere wegen des raschen Strukturwandels der Wirt

-schaft und der mit ihm verbundenen Änderungen der 
Qualifikationsanforderungen notwendig. 

Die Analysen und Projektionen des Arbeitskräftean-
gebots und der Arbeitskräftenachfrage dienen bil-
dungspolitisch im wesentlichen dazu, günstige Vor-
aussetzungen für einen möglichst reibungslosen 
Übergang des einzelnen in das Beschäftigungssystem 
zu schaffen und damit auch die Beschäftigungschan-
cen zu sichern und zu verbessern. 
Besondere Beachtung gilt dabei der Bildungs- und 
Berufsbiographie von Frauen. 

Neue Technologien und Medien im Bildungswesen 

Die neuen Informations- und Kommunikationstechni-
ken sind für das Bildungswesen als Gegenstand von 
Lernprozessen und als Mittel für die Gestaltung des 
Lehrens und Lernens sowie für die Informationsbe-
schaffung, -speicherung und -verbreitung von hoher 
Bedeutung. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Neue Informationstechniken einschließlich An-
wendungen der Mikroelektronik; sie verlangen 
vor allem grundlegende Kenntnisse und Fähigkei-
ten und darauf aufbauende berufliche Qualifika-
tionen 

— Nutzung von Medien im Bildungswesen bei der 
Informationsbeschaffung und -verarbeitung, zur 
Unterstützung des Lernens; Untersuchung der 
sinnvollen Verwendbarkeit von Medien in Bil-
dungsprozessen und Entwicklung beispielhafter 
Medienangebote 
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— Medienerziehung von Kindern und Jugendlichen 
zu einem vernünftigen Umgang mit den Angebo-
ten der Medien; Leseförderung, Leseerziehung 

— Untersuchungen und Modellvorhaben zu neuen 
Verfahren der Bibliotheksarbeit, Unterstützung 
bei der Zielgruppenarbeit und der Benutzerbera-
tung, Einsatz neuer Medien im Zusammenhang 
mit Aufgaben aus dem Bibliotheksbereich 

— Verbesserung der Bildungsangebote im Bereich 
der Informationstechnologie zur gezielten Unter-
stützung von Mädchen und Frauen zum Abbau 
bestehender Erfahrungs- und Handlungsdefizite. 

Begabtenförderung 

Auf der Grundlage des bildungspolitischen Ziels, je-
dem eine seiner Begabung und seinen Fähigkeiten 
gemäße Förderung zu ermöglichen, hat der BMBW 
seine Aktivitäten auf dem Gebiet der Begabtenförde-
rung bei Anwendung eines offenen und flexiblen Be-
gabungsbegriffs auf drei Förderkonzepte konzen-
triert: 

— An den inzwischen 11 bundesweiten Leistungs-
wettbewerben (u. a. „Jugend forscht", „Fremd-
sprachen", „Mathematik") nehmen jährlich mehr 
als 100 000 Jugendliche teil. 

— Im Herbst 1988 wurde die erste Schülerakademie 
veranstaltet. Zusätzlich erweisen sich zahlreiche 
außerschulische Förderkurse und Förderangebote 
als besonders geeignet, begabte Schüler zu för-
dern. Sie dienen auch der Überprüfung und Wei-
terentwicklung von Auswahlverfahren und inhalt-
lichen Angeboten. 

— Die Erprobung von Beratungsformen bildet den 
dritten Schwerpunkt der Förderung. Die offenen 
Fragen zur Identifizierung von Hochbegabung 
werden in umsetzungsorientierten Forschungsvor-
haben untersucht. Besondere Schwerpunkte wur-
den hier im Bereich der „technischen Kreativität" 
und der Frage der zu geringen Teilnahme der 
Mädchen an  naturwissenschaftlich/technischen 
Wettbewerben und Förderangeboten gesetzt. 

Um dem erheblichen Bedarf an Sachinformation zur 
Begabtenförderung nachzukommen, wurde 1988 mit 
der Entwicklung und Erprobung einer zentralen Infor-
mationsstelle zur Begabtenförderung begonnen. 
Nach erfolgreicher Beendigung der Anlaufphase wird 
eine deutliche Verbesserung der informellen Infra-
struktur im Bereich der Begabtenförderung erreicht 
sein. 

Der BMBW beabsichtigt, besonders Begabte im Be-
reich der beruflichen Bildung in Zukunft in ähnlicher 
Weise wie im Hochschulbereich verstärkt zu för-
dern. 

Die bewährte Förderung von besonders begabten und 
befähigten Studierenden wird fortgeführt und mit ei-
nem Ausbauschwerpunkt im Fachhochschulbereich 
verstärkt sowie durch einschlägige Forschungsvorha-
ben ergänzt. 

Umweltbildung 

Der hohe Stellenwert des Umweltschutzes erfordert 
konzentrierte Forschung zur Erstellung von Konzep-
ten umweltspezifischer Bildung in allen Bildungsbe-
reichen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Qualifikation des Personals im Bildungswesen für 
ökologische Fragestellungen 

— Erforschung praxisnaher, interdisziplinärer und 
handlungsorientierter Curricula, Medien, Lehr-
und Lernmaterialien für Kinderga rten, Schule, be-
rufliche Bildung, Hochschule und Weiterbildung 

— Entwicklung von Kooperationsmodellen zwischen 
institutionellen und außerinstitutionellen Berei-
chen, Verbesserung des Transfers von Umweltfor-
schung sowie Umweltpraxis in Umweltbildungs-
aktivitäten 

— Analyse und Konzeption von Modellen praxis-
orientierter Umsetzung von Umweltforschung und 
Umweltbildung 

— Auswertung internationaler Erfahrungen für die 
Umweltbildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Mehr Chancengerechtigkeit bei der 
Bildungsbeteiligung und Berufsvorbereitung 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Förderung der Teilnahme an Qualifikationspro-
zessen (Ausbildungsförderung, wissenschaftlicher 
Nachwuchs, Auslandsaufenthalte) 

— Berücksichtigung der besonderen Bel ange auslän-
discher Mädchen und Frauen 

— Bildungsangebote zur Förderung der Integra tion 
von Aussiedlern 

— Angebote für Behinderte 
— Bildungsangebote für bestimmte Lebenssituatio-

nen (frühe Kindheit, Alter). 

Chancengleichheit von Frauen und Mädchen 

Zur Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen 
und Mädchen in allen Bildungsbereichen sowie im 
Beruf bedarf es nach wie vor großer Anstrengungen. 
Aufgabe ist es daher, die Forschung voranzutreiben, 
auf deren Grundlage konkrete Maßnahmen und Pro-
gramme zu folgenden Schwerpunkten erarbeitet und 
in Gang gesetzt werden: 

— Entwicklung besonderer Bildungsangebote für 
Frauen, insbesondere Weiterbildungsangebote 
während einer Familienphase zur beruflichen 
Qualifikationssicherung und Angebote zur Wie-
dereingliederung in das Berufsleben nach einer 
Familienphase 
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— Maßnahmen zur Nachqualifizierung und Umschu-
lung für Frauen ohne bzw. ohne auf dem Arbeits-
markt verwertbare Berufsqualifikation 

— Verringerung der Unterrepräsentanz von Mäd-
chen und Frauen in Naturwissenschaften und 
Technik durch frühzeitiges Wecken von Begabun-
gen und deren Förderung in Schule und berufli-
cher Bildung, informationstechnische Bildungsan-
gebote, Entwicklung neuer zukunftsorientierter 
Tätigkeitsfelder im Bereich der Informa tions- und 
Kommunikationstechniken 

— Abbau von Benachteiligungen von Frauen im Be-
reich Wissenschaft und Forschung 

— Verbesserung der beruflichen Weiterbildung/Auf-
stiegschancen für Frauen 

— verstärkte Berücksichtigung der besonderen Be-
lange weiblicher Bildungs-, Berufs- und Lebens-
biographien in allen Bereichen des Bildungswe-
sens. 

Kunst und Kultur im Bildungswesen, Sport 

Bildung soll nicht nur Grundlagenwissen und berufli-
che Qualifikation, sondern dem einzelnen auch die 
Fähigkeit vermitteln, sein Leben und seine Umwelt 
verantwortungsvoll zu gestalten und kooperativ zu 
handeln. Die Verbesserung des kulturellen Angebo-
tes im Bildungswesen, die Entwicklung kulturpoli-
tisch bedeutsamer Modelle im Bereich der kulturellen 
Jugend- und Erwachsenenbildung sowie die Zusam-
menarbeit zwischen Schule und kulturellen Einrich-
tungen sind hierbei wichtige Voraussetzung. Gleiches 
gilt für den Sport  im Bildungswesen und in der Frei-
zeit. 

Im Bereich dieses Schwerpunktes werden z. B. die fol-
genden Sachgebiete im Rahmen von Modellversu-
chen, Forschungsvorhaben und Expertentagungen 
bearbeitet: 

— Ausbildung und Beruf der Künstler, Chancen-
gleichheit der Künstlerin 

— Verbesserung der kulturellen Bildung 

— freie kulturelle Bildungsarbeit, studentische Kul-
turarbeit 

— Auswirkungen technologischer Entwicklungen 
auf die künstlerische und kulturelle Entwicklung 

— kulturelle Weiterbildung, insbesondere Kulturma-
nagement 

— kulturwissenschaftliche Grunddaten und -inf or-
mationen. 

Grunddaten zum Bildungswesen, Beratung 

Grundlage jeder Bildungspolitik ist eine ausreichende 
Information über die Situation der Bildungseinrich-
tungen und der in ihnen lehrenden und lernenden 
Personen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Teilnahme an Bildung und ihre Verknüpfung mit 
anderen Lebensbereichen 

— Vergleichende Untersuchungen u. a. über die Tä-
tigkeit der multilateralen europäischen Organisa-
tionen im Bildungsbereich und das Bildungswesen 
in anderen Staaten 

— Übergänge im Bildungswesen. Sie bilden zusam-
men mit den Bildungsverläufen das Grundgerüst 
für das Qualifikationsgefüge der Bevölkerung 

— Beratung im Bildungswesen 

— Situation von Mädchen und Frauen in den ver-
schiedenen Bereichen des Bildungswesens. 

Bei der internationalen Zusammenarbeit in der Bil-
dungs- und Berufsbildungsforschung werden vom 
Europarat, von der OECD und von der EG Projekte in 
internationaler Kooperation gefördert. Der Aufbau ei-
nes europäischen Dokumentations- und Informa tions-
systems für das Bildungswesen geht voran. Die Bun-
desregierung wird interna tionale Vorhaben dieser A rt 

 auch künftig im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter-
stützen und fördern. 

In den Ausgaben sind neben den Mitteln des BMBW 
auch Wissenschaftsausgaben anderer Resso rts enthal-
ten. 

2.19 Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen 
(Förderbereich T) 

Ein Schwerpunkt der Forschungs- und Technologie-
politik der Bundesregierung ist die Verbesserung der 
Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer Unterneh-
men. In Teil I (Kapitel 9) findet sich eine geschlossene 
Darstellung der FuE-Förderung in kleinen und mittle-
ren Unternehmen. Im Förderbereich T werden insbe-
sondere die indirekten Fördermaßnahmen näher be-
schrieben. Diese Maßnahmen zielen vor allem darauf 
ab, den Ausbau der unternehmensinternen FuE in 
kleinen und mittleren Unternehmen voranzutreiben, 
die Zusammenarbeit zwischen mittelständischer Wi rt

-schaft und der Wissenschaft zu verbessern und tech-
nologieorientierte Unternehmensgründungen zu sti-
mulieren. 

Die Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren Unternehmen 
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werden im Förderbereich T nur z. T. erfaßt, da die 
indirekt-spezifischen BMFT-Programme, die Förde-
rung von kleinen und mittleren Unternehmen im Rah-
men der fachprogrammbezogenen Projektförderung 
des BMFT sowie der Aufbau von Zentren für Informa-
tion und Beratung in neuen Technologiefeldern (De-
monstrationszentren) durch den BMFT (vgl. hierzu die 
Ausführungen zu den einzelnen Förderbereichen in 
Teil I) hier nicht enthalten sind. 

Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

Das 1979 ins Leben gerufene und von vornherein be-
fristete Personalkostenzuschuß-Programm des BMWi 
ist inzwischen ausgelaufen. Die Forschungspersonal-
Zuwachsförderung (BMFT), bei der Zuschüsse für in 
der Zeit vom 1. September 1984 bis 31. Dezember 
1987 neu eingestelltes FuE-Personal beantragt wer-
den konnten, wird wie geplant abgewickelt (letzte 
Antragsrunde war 1989). Beide Programme haben 
eine positive Entwicklung in großer Breite erfolgreich 
angestoßen. Sie haben insbesondere dazu beigetra-
gen, daß die FuE-Kapazitäten in mittelständischen 
Unternehmen erheblich ausgeweitet wurden. Fast 
20 000 kleine und mittlere Unternehmen erhielten al-
lein aus dem Personalkostenzuschuß-Programm des 
BMWi zwischen 1979 und 1987 rd. 3,3 Mrd DM. 

Die wissenschaftliche Begleitforschung belegt, daß 
die erwünschte allgemeine Ausweitung von FuE in 
kleinen und mittleren Unternehmen inzwischen statt-
gefunden hat. Die Unternehmen, die Zuschüsse aus 
dem Programm zur Förderung des Forschungs- und 
Entwicklungspersonals erhalten haben, erhöhten zwi-
schen 1980 und 1987 die Zahl ihrer ausschließlich in 
Forschung und Entwicklung beschäftigten Personen 
im Durchschnitt von 2,7 auf 4,4, also um 63 %. Die 
Zahl der teilweise in FuE Beschäftigten stieg durch-
schnittlich von 4,6 auf 6,4 Personen, d. h. um 39 %. 
Hinzu kommen rd. 20 000 Personen, deren Neuein-
stellung im FuE-Bereich in den Jahren 1985 bis 1988 
durch die Forschungspersonal-Zuwachsförderung be-
günstigt wurde. Mit der auf den Ausbau der For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten gerichteten 
Forschungspersonal-Zuwachsförderung wurde es vor 
allem technologieintensiven, wachstums- und expo rt

-starken mittelständischen Unternehmen erleichtert, 
sich neue Technologiefelder zu erschließen. 1990 er- 

halten diese Unternehmen noch 60 Mio DM aus der 
Forschungspersonal-Zuwachsförderung des BMFT. 

Kleine und mittlere Unternehmen werden auch zu-
künftig darauf zu achten haben, daß sie über eine lei-
stungsfähige inte rne FuE verfügen. Aufgabe der For-
schungs- und Technologiepolitik ist es, zu prüfen, in-
wieweit die Unternehmen die dafür notwendigen Be-
dingungen vorfinden, und inwieweit diese zu verbes-
sern sind. 

Verbesserung des Technologie- und 
Wissenstransfers 

Forschungskooperation zwischen Wirtschaft und Wis-
senschaft 

Ziel der Fördermaßnahme „Forschungskooperation 
zwischen Wirtschaft und Wissenschaft" ist es, den 
Technologietransfer „über Köpfe" zu stärken und da-
durch Brücken zwischen Wissenschaft und vor allem 
der mittelständischen Wirtschaft zu schlagen, damit 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse schnell und effi-
zient für industrielle Innovationen nutzbar gemacht 
werden können. 

Unternehmen können aus diesem Programm einen 
degressiv gestalteten, pauschalen Zuschuß (von max. 
90 000 DM) durch den BMFT erhalten, wenn sie 
Nachwuchswissenschaftler für eine bestimmte Frist 
(max. 3 Jahre) an Forschungseinrichtungen zur 
Durchführung von unternehmensbezogener For-
schung und Entwicklung entsenden (s. Schaubild II5).  

Hierdurch soll die bef ristete Entsendung von Wissen-
schaftlern aus der Indust rie in Forschungseinrichtun-
gen als Modell für die Wirtschaft interessant werden, 
damit die Bereiche Wissenschaft und Wirtschaft  offe-
ner und durchlässiger werden. 

Die Förderung nutzen insbesondere kleine und mitt-
lere Unternehmen. Mehr als zwei Drittel der Förde-
rungen gehen an  Unternehmen mit weniger als 500 
Beschäftigten. Vielfach wurde die Förderung zum 
Einstieg in ein neues Technologiefeld ge nutzt. Gut 
zwei Fünftel der Kooperationen erfolgen auf dem Ge-
biet der Informationstechnik, rd. 10 % in der Ferti-
gungstechnik. Weitere Schwerpunkte liegen in der 
Biotechnologie, der Materialforschung und bei den 
Umwelt- und Recyclingtechnologien. Zu gut drei 
Vierteln sind die Kooperationspartner Universitäten, 
Technische Hochschulen und Fachhochschulen. 
Knapp ein Viertel entfällt auf Kooperationen mit In-
stituten der Max-Planck-Gesellschaft, der Großfor-
schungseinrichtungen, der Fraunhofer- Gesellschaft 
sowie der Industriellen Gemeinschaftsforschung (s. 
Schaubild). Angesichts der nach wie vor bestehenden 
Barrieren zwischen mittelständischer Wi rtschaft und 
Wissenschaft sowie der — in der wissenschaftlichen 
Begleitforschung festgestellten — positiven Erfahrun-
gen mit der Fördermaßnahme hat die Bundesregie-
rung deren Verlängerung bis Ende 1991 beschlossen. 
Dabei wurde die Mehrfachförderung auf max. 6 Fälle 
je Unternehmen begrenzt, um die Anstoßwirkung zu 
steigern. Gleichzeitig wurde ein zusätzlicher Anreiz 
geschaffen, zur Vorbereitung von Forschungskoope-
rationen Datenbankrecherchen durchzuführen. 
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Schaubild II/5 
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Bisher wurden seit 1984 rd. 1 100 Bewilligungen für 
Forschungskooperationen ausgesprochen. Die Unter-
nehmen erhielten rd. 100 Mio DM an Fördermitteln 
bewilligt, wobei sie selbst über 250 Mio DM an eige-
nen Mitteln für die Forschungskooperationen auf-
wandten. 1990 hat der BMFT für die Förderung von 
Forschungskooperationen zwischen mittelständischer 
Wirtschaft und Wissenschaft rd. 21 Mio DM vorgese-
hen ... 

Auftragsforschung und -entwicklung für 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 

Im Februar 1984 wurde die seit 1978 bestehende Maß-
nahme zur Förderung von Unternehmen, die For-
schungs- und Entwicklungsaufträge an exte rne Dritte 
vergeben, erheblich ausgeweitet. Die Summe der be-
willigten Fördermittel wuchs von 14 Mio DM im Jahre 
1983 auf 66 Mio DM im Jahre 1988. 

Die Förderung wurde inzwischen von über 5 000 Un-
ternehmen, auch mehrfach, in Anspruch genommen. 
Sie hat damit einen nicht unbeträcht lichen Teil der für 
Forschung und Entwicklung in Frage kommenden 
Zielgruppe erreicht. Der Anteil der Vertragsforschung 
an den gesamten FuE-Ausgaben der gewerblichen 
Wirtschaft hat sich in den letzten zehn Jahren verdop-
pelt. Zu dieser Entwicklung hat das Programm beige-
tragen, da die anteilige Bezuschussung von 30/40 % 
ein Vertragsforschungsvolumen von über 900 Mio DM 
ausgelöst hat. 

Eine Änderung der Förderung ab 1988 trägt dem 
Rechnung und konzentriert die Förderung auf bisher 
noch nicht erreichte Unternehmen und auf die Inten-
sivierung des Technologietransfers zwischen For-
schungseinrichtungen und KMU bei der externen 
Auftragsvergabe. 

Modellvorhaben zur Verbesserung des 
Technologietransfers 

Kleine und mittlere Unternehmen des Handwerks, 
des Handels und des produzierenden Gewerbes ha-
ben strukturbedingt besondere Schwierigkeiten, sich 
technisches Wissen zu beschaffen und es in Produkt- 
und Verfahrensinnovationen umzusetzen. Anderer-
seits sind aber gerade sie in starkem Maße auf die 
Nutzung externen technischen Wissens angewiesen, 
weil sie eigene Forschung und Entwicklung zumeist 
nicht betreiben können. 

Um kleinen und mittleren Unternehmen die Nutzung 
externen technischen Wissens in stärkerem Umfang 
als bisher zu ermöglichen, sind daher Verbesserungen 
des Technologietransfers bei Erzeugern, Mittlern und 
Nachfragern technischer Informationen erforderlich. 
Zu diesem Zweck fördert der BMWi Modellvorhaben, 
die dazu beitragen, Aufbereitung, Bereitstellung, Be-
arbeitung und Umsetzung technischen Wissens zu 
verbessern. Unternehmensübergreifende Ansätze, 
die auf eine Stärkung der technologischen Infrastruk-
tur abzielen, werden bevorzugt. Projekte, die geeig-
net sind, die Transferbedingungen in strukturschwa-
chen Gebieten und Regionen mit strukturellen Anpas-
sungsproblemen zu verbessern, sind von besonderem 
Interesse. 

Der BMWi hat hierfür im Jahr 1990 7 Mio DM vorge-
sehen. Hierin sind 2 Mio DM enthalten, die der Lei-
stungssteigerung des deutschen Patentinformations-
wesens dienen. 

Förderung technologieorientierter 
Unternehmensgründungen (TOU) 

Die Bundesregierung hat diesen Modellversuch im 
Sommer 1983 gestartet, um technologieorientierte 
Unternehmensgründungen und junge Unternehmen 
besonders zu fördern. Ziel des Versuchs war es, her-
auszufinden, mit welchen Förderinstrumenten derar-
tige Unternehmen bestmöglich gefördert werden kön-
nen, um privates Risikokapital zu Engagements in sol-
chen Firmen anzuregen. 

Bis 30. Juni 1989 wurden in den verschiedenen Pha-
sen des Modellversuchs 433 Unternehmen und Unter-
nehmenskonzepte mit insgesamt 308 Mio DM geför-
dert. 

Die Antragsfrist für den Modellversuch TOU endete 
1988. Als wichtigstes Ergebnis ist festzuhalten, daß 
die Mobilisierung von privatem Risikokapital, insbe-
sondere in der FuE-Phase, nur unzureichend gelun-
gen ist. Dies war auch das Resultat eines Gutachtens 
unabhängiger Experten; sie haben Fortsetzung der 
Förderung von jungen Technologie-Unternehmen 
empfohlen. Dabei sollten die bisherigen Instrumente 
Zuwendungen und Bürgschaften durch Beteiligun-
gen ersetzt werden. Aus diesen Gründen hat die Bun-
desregierung am 1. Juli 1989 einen zweiten Modell-
versuch gestartet mit dem Ziel, bis 1994 die Bereitstel-
lung von 300 Mio DM Beteiligungskapital anzure-
gen. 

Bei dem neuen Modellversuch geht es nicht mehr ein-
fach darum, für weitere 6 Jahre ca. 300 jungen Tech-
nologie-Unternehmen eine Finanzierung zukommen 
zu lassen, die vom Risikokapitalmarkt z. Z. nicht ge-
leistet wird. Vielmehr muß vor allem das Engagement 
von Risikokapitalgebern bei jungen Technologieun-
ternehmen erhöht werden. Die Bundesregierung er-
wartet, daß die Risiken eines frühzeitigen Engage-
ments für Beteiligungsgeber tragbar werden, wenn 
sie Gelegenheit gehabt haben, optimale Betreuungs-
strategien zu entwickeln. Ziel des Modellversuchs ist 
es daher, die Entwicklung eines Risikokapitalmarktes 
anzuregen, der sich auch bei der Finanzierung von 
jungen Technologie-Unternehmen später weitge-
hend ohne staatliche Hilfen trägt. 
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— der Bundesanstalt für Materialforschung und -prü-
fung (BAM) 

zur Verfügung gestellt (vgl. auch Teil V, Ab-
schnitte 6.3.1 und 6.3.3). 

Übrige indirekte Fördermaßnahmen 

Die Angaben in der folgenden Graphik beziehen sich 
auf die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forchungs-
vereinigungen (AIF). Nähere Erläuterungen hierzu 
siehe Teil V, Abschnitt 2.6. 

Rationalisierung und wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen (BMWi) 

Rationalisierung, Forschung, Entwicklung und Inno-
vation sind für die Leistungs- und Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wi rtschaft von großer Bedeutung. 
Im Rahmen institutioneller Förderung unterstützt der 
BMWi — z. T. in Kooperation mit den Ländern — diese 
Zielsetzung durch Zuwendungen an  das Rationali-
sierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V. 
(RKW).  
Mit diesen und ähnlichen Hilfen werden Unterneh-
mensberatungen, Informations- und Schulungsveran-
staltungen, Untersuchungen wirtschaftlicher, techni-
scher, arbeits- und sozialwissenschaftlicher Art sowie 
Umsetzung von Rationalisierungserkenntnissen ge-
fördert. 
Darüber hinaus trägt der BMWi durch Publikation von 
Forschungsergebnissen zu Fragestellungen aus dem 
Bereich der kleinen und mittleren Unternehmen so-
wie der freien Berufe zur Verbesserung der Leistungs-
und Wettbewerbsfähigkeit in der mittelständischen 
Wirtschaft bei. 
Wissenschaftlich-technische Ressortdienstleistungen 
werden vor allem von 

— der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
(PTB) und 

Übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

Technische Entwicklung in Berlin 
Mit diesem Programm werden im Wege der Direktför-
derung Forschungs- und Entwicklungsprojekte von 
kleinen und mittleren Unternehmen in Berlin geför-
dert. Mehr als die Hälfte a ller FuE-betreibenden Ber-
liner Unternehmen haben bisher an dem Programm 
partizipiert. Entsprechend der Berliner Wirtschafts-
struktur entfallen rd. 80 To  der Fördermittel auf die 
Wirtschaftszweige Elektrotechnik, Feinmechanik/ 
Optik sowie Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau. 

Von 1969 bis 1988 wurden 833 Produkt- und Verfah-
rensentwicklungen mit insgesamt rd. 131 Mio DM ge-
fördert. Dadurch wurden zusätzliche Eigenleistungen 
der mittelständischen Berliner Wirtschaft in Höhe von 
rd. 180 Mio DM mobilisiert. Im Bundeshaushalt 1990 
sind 6,0 Mio DM vorgesehen. Mit der Einstellung ei-
nes jährlichen Betrages in gleicher Höhe in die mittel-
fristige Finanzplanung bis 1993 hat die Bundesregie-
rung zu erkennen gegeben, daß diese Fördermaß-
nahme fortgeführt werden soll. Gleichzeitig wurde ein 
neues Förderkonzept entwickelt, das insbesondere 
eine betonte Förderung von Schlüsseltechnologien 
und der Verbundforschung sowie eine Konzentration 
der Mittel auf kleine Unternehmen vorsieht. Die 
neuen Richtlinien sollen sobald wie möglich in Kraft 
treten. 
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2.20 Fachinformation 
(Förderbereich U) 

Die Bundesregierung hat ihre marktorientierte Fach-
informationspolitik mit der Zielsetzung fortgesetzt 

— die Produktion und das Angebot wissenschaftli-
cher und technischer sowie ressortspezifischer In-
formation weiterzuentwickeln und zu stärken 

— die Nutzung von Fachinformation in Wissenschaft, 
Wirtschaft, Staat und Gesellschaft zu erhöhen 

— Forschung und Entwicklung sowie Aus- und Wei-
terbildung für die Fachinformation zu verbessern 

— die europäische und internationale Zusammenar-
beit bei Produktion und Angebot von Fachinforma-
tion zu intensivieren, die Rahmenbedingungen des 
Fachinformationsmarktes zu verbessern und den 
ungehinderten Zugang zum weltweiten Fachinfor-
mationsmarkt zu sichern. 

Produktion und Angebot elektronischer 
Fachinformation 

Wissenschaftliche und technische Fachinformation 

Die wichtige Weltmarktposition der deutschen Che-
mieinformation konnte durch das öffentliche Angebot 
der Faktenbank BEILSTEIN ONLINE wesentlich ge-
stärkt werden. Aus dem traditionsreichen Fr ankfurter 
Handbuch für organische Chemie mit z. Z. 350 Bän-
den stehen seit Frühjahr 1989 bewertete Fakteninfor-
mationen über 1,7 Mio Substanzen über das wissen-
schaftlich-technische Informationsverbundnetz STN 
International zur Verfügung (s. unten S. 170). Auch 
das umfangreiche Gmelin-Handbuch der anorgani-
schen Chemie wird auf elektronische Medien umge-
stellt. 

Auf der Basis des gedruckten Informationsdienstes 
Chemlnform ist beim Fachinformationszentrum Che-
mie in Berlin unter Beteiligung der Indust rie die Pro-
duktion einer Reaktionendatenbank angelaufen. 
Ebenfalls zusammen mit der Industrie sowie einem 
Verlag wurde mit dem Aufbau eines integrierten 
Spektren-Struktur-Systems begonnen. 

Eine neue internationale Datenbank COMPU

-

SCIENCE über Informatik und Computertechnik ist 

seit Juni 1989 beim Fachinformationszentrum Karls-
ruhe mit zunächst 100 000 Literaturhinweisen verfüg-
bar, darunter die gesamte deutschsprachige Literatur 
seit 1972. 

Die industriepolitisch bedeutungsvollen deutschen 
Patentdatenbanken PATDPA und PATOS mit vielfäl-
tigen neuen Erschließungsmöglichkeiten von Patent-
veröffentlichungen des Deutschen Patentamtes wur-
den ergänzt durch die Datenbank PATGRAPH. Sie 
enthält 120 000 Grafiken als Patentzeichnungen, che-
mische Strukturen und komplexe mathematische For-
meln der Titelseiten deutscher Patent-Offenlegungs-
schriften. Informationstechnisch wurde hiermit erst-
mals die kombinierte Speicherung sowie das Ret rieval 
von Text und Grafik in einer umfangreichen Daten-
bank realisiert . 

Der fachliche Schwerpunkt der Förderung durch den 
BMWi lag bei Literaturhinweis- und Faktendatenban-
ken in den Bereichen Technik, Werkstoffe, Rohstoffe 
und Wirtschaftsinformationen im engeren Sinn, wobei 
die Durchführung der Projekte in enger Zusammenar-
beit mit Hochschulen, Forschungsinstituten und tech-
nisch-wissenschaftlichen Einrichtungen der Wirt-
schaft erfolgte, die im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zur Mitfinanzierung herangezogen wurden. Im ein-
zelnen wurden folgende Aufbauvorhaben gefördert: 

— Informationsdatenbanken im Bereich Technik und 
technische Regeln des In- und Auslands (allge-
meine Ingenieurwissenschaft, Maschinenbau, 
Feinwerktechnik, Elektrotechnik; Normen und 
Normenerschließung zur direkten Anwendung in 
rechnergestützten Konstruktions- und Fertigungs-
prozessen) 

— Literaturhinweis- und Faktendatenbanken im Be-
reich Werkstoffe (Fachinformationszentrum [FIZ] 
Werkstoffe e. V., Datenbank mit Werkstoffwerten 
für die numerische Simulation heterogener Pro-
duktionsprozesse, Werkzeugdatenbanken und de-
ren Kooperation) 

— eine Wirtschaftsdatenbank der wissenschaftlichen 
Forschungsinstitute sowie eine Rohstoffdaten-
bank. 

Insbesondere unter dem Aspekt der Zugangsverbes-
serung für kleine und mittlere Unternehmen zu Fak-
tendatenbanken förderte der BMWi Projekte mit 
übergreifendem Inhalt (Informationsdatenbanken für 
das Handwerk, Entwicklung von Nachweisen und Be-
stellsystemen in einzelnen Branchen für mittelständi-
sche Produktions- und Handelsunternehmen, Werk-
stoffdatenbanken). 

Die Gründung der Gesellschaft Sozialwissenschaftli-
cher Infrastruktureinrichtungen (GESIS) ermöglichte 
ein einheitliches Daten- und Serviceangebot der deut-
schen Sozialforschung an  Nutzer in Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verwaltung, intensivierte die wissen-
schaftliche Zusammenarbeit und unterstützte die zu-
nehmenden internationalen Kooperationen. GESIS 
faßte sozialwissenschaftliche Infrastruktureinrichtun-
gen für Methoden- und Datenforschung an den 
Standorten Mannheim, Bonn und Köln mit rd. 100 Mit-
arbeitern zusammen. 
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Ressortspezifische Fachinformation 

Im Rahmen der Weiterentwicklung des Fachinforma-
tionssystems Ernährung, Land- und Forstwirtschaft 
wurde von der Landwirtschaftskammer Schleswig-
Holstein ein mit Bundesmitteln anfinanziertes Markt-
informationssystem für Landwirte entwickelt. Über 
Bildschirmtext geben inzwischen über 1 000 Land-
wirte die erzielten bzw. bezahlten Preise für Erzeug-
nisse und Betriebsmittel selbständig in das System ein 
und erhalten dafür auf gleichem Wege auf Anfrage 
die jeweils aktuellen und regional differenzierten 
Preisspannen und Mittelwerte für interessierende 
Produkte. Andere Landwirtschaftskammern bzw. 
Länderministerien werden das System in Kürze über-
nehmen. 

Im Rahmen einer Koordinierungs- und Beratungs-
stelle für Umweltschäden an Denkmälern wurde im 
Umweltbundesamt die Pilotversion einer Faktenda-
tenbank erstellt, die der Informa tion und Beratung 
von Behörden, Forschungseinrichtungen, Bet rieben 
und allen in der Denkmalpflege Tätigen zu Fragen der 
Behebung oder Vermeidung von Umweltschäden an 

 Denkmälern und der damit verknüpften Maßnahmen 
dient. Hierzu sind in Wo rt  und Bild geeignete Infor-
mationen und Fakten zu Schadensbeschreibungen, 
Methoden und Verfahren für Sanierung, Restaurie-
rung und Konservierung sowie zu Einrichtungen auf 
dem Gebiet der Forschung und der Denkmalpflege 
sowie des Handwerks gespeichert. 

Dem neugebildeten IuD-Verbund „Verkehr" gehören 
13 Partner aus sämtlichen Verkehrsbereichen an. Sie 
wollen durch fachliche Geschlossenheit, Arbeitstei-
lung und Einsatz moderner Datenverarbeitungstech-
nik die Effizienz ihrer Einrichtungen steigern und ei-
nen möglichst großen Nutzen der vorhandenen Kapa-
zitäten im In- und Ausland gewährleisten. Derzeit 
sind insgesamt sieben Literatur- und Faktendaten-
banken mit 2 Mio Dokumentationseinheiten zugriff-
bereit. 

Zum Thema Hochbegabung und Begabungsfor-
schung wurde eine Datenbank über Literatur, Test-
verfahren, Forschungsprojekte, Institutionen vom 
Deutschen Ins titut für Internationale Pädagogische 
Forschung in Frankfurt  am Main aufgebaut. Die Da-
tensammlung dient der Informationsvermittlung für 
und der Beratung von Bildungspolitik, Administra-
tion, Bildungs- und anderer Forschung, sie wendet 
sich an Lehrer und Erzieher, Eltern und die interes-
sierte Allgemeinheit. 

Das Rechtsinformationssystem JURIS GmbH in Saar-
brücken kann seit 1986 — dem ersten Geschäftsjahr 
— auf eine der positivsten Umsatzentwicklungen in 
der Geschichte der deutschen Fachinformation zu-
rückblicken. JURIS dokumentiert vor allem das Bun-
desrecht und die Rechtsprechung der Bundesgerichte 
und wird kontinuierlich vervollständigt; die Deckung 
der Ausgaben durch die Einnahmen wird für 1993 
angestrebt. Eine Beteiligung privatwirtschaftlicher 
Verlage, die für JURIS offen ist, konnte erreicht wer-
den. 

Nutzung elektronischer Fachinformation 

In einem dreijährigen Modellversuch des BMFT wur-
den bis Ende 1989 Auf- und Ausbau sowie Bet rieb von 
134 Informationsvermittlungsstellen (IVS) gefördert. 
85 beteiligte IVS waren p rivate kleine und mittlere 
Dienstleistungsunternehmen, die mittels integrier-
ter Datenbankrecherchen Unternehmensberatungen 
qualitativ verbesserten oder traditionelle Patentre-
cherchen ra tioneller und effizienter gestalteten. Zu 
einer erheblichen Steigerung der Zahl der Recher-
chen führten vor allem 24 verschiedene Pilotvorhaben 
in Hochschulinstituten, Fachhochschulen und For-
schungseinrichtungen. 

Zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen wird 
der „Aufbau einer handwerklichen Informations-Ser-
vice-Agentur (ISA) unter Einbeziehung einer Markt-
datenbank (MADA) " von der Handwerkskammer 
Trier mit Förderungen des BMWi und des Landes 
Rheinland-Pfalz als Pilotprojekt seit Anfang August 
1987 realisiert. 

Das Informationszentrum RAUM und BAU (IRB) der 
Fraunhofer-Gesellschaft in Stuttgart bereitete einen 
völlig neuartigen Informationsservice ARCONIS vor. 
Kleine und mittlere Bauunternehmen sowie Architek-
ten sollen aus einer Hand schnell und umfassend alle 
benötigten Informationen aus allen verfügbaren 
Quellen erhalten. Das IRB baut hierfür ein internatio-
nales Netz von Pa rtnern auf (s. auch S. 170). 

Mit dem GRIPS-Menue können seit Anfang 1989 
beim Deutschen Ins titut für medizinische Dokumenta-
tion und Information in Köln mit einfachem, Menüge-
steuertem Dialog, der in deutscher oder englischer 
Sprache geführt werden kann, wich tige medizinische 
Datenbanken wie MEDLINE und AIDSLINE sowie 
später auch alle übrigen biowissenschaftlichen und 
psycho-sozialen Datenbanken abgefragt werden. Es 
wird erwartet, daß hierdurch die Nutzung ressortspe-
zifischer Fachinformation seitens Forschung, Praxis 
und Verwaltung erheblich zunehmen wird. Das inter-
aktive Trainings-Programm GRIPS-Learn dient eben-
falls der Zugangserleichterung zu den DIMDI-Daten-
banken seit Mitte 1989, es ermöglicht das Selbststu-
dium auf dem Personalcomputer. 

Mit Unterstützung der Westdeutschen Rektorenkon-
ferenz wurde eine umfassende Untersuchung über die 
Nutzung externer Datenbanken in den Hochschulen 
durchgeführt, die zu konkreten Verbesserungsvor-
schlägen zur Beseitigung bestehender Hemmnisse 
führen soll. 

Forschung und Entwicklung in der Fachinformation 

Zum Abbau einer Nutzungsbarriere, die in der Vielfalt 
der Kommandosprachen von Datenbanken besteht, 
wurde die Entwicklung der prototypischen Software 
BENHUR (Benutzeroberfläche von Hosts mit unter-
schiedlichen Retrievalsprachen) unterstützt. BEN

-

HUR erleichtert in benutzerfreundlicher Weise sowohl 
dem unerfahrenen, gelegentlichen Nutzer als auch 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

dem Retrieval-Profi den Zugang zu verschiedenen 
Hostrechnern. 
Einem leichteren Zugang zu Werkstoffdaten dient die 
Entwicklung eines Werkstoffinformationssystems mit 
natürlichsprachlicher/graphischer Oberfläche an der 
Universität Regensburg, das aus Mitteln des BMWi 
gefördert wird. 

In der maschinellen Übersetzung beteiligt sich der 
BMFT an der Entwicklung des computergestützten 
Übersetzungssystems EUROTRA der Europäischen 
Gemeinschaften, das für sämtliche Amtssprachen von 
einem unabhängigen Expertenteam evaluie rt  wurde. 
Gleichzeitig fördert der BMFT eine Untersuchung 
über die zukünftige Entwicklung der maschinellen 
Übersetzung und der Computerlinguistik bei einem 
privaten Beratungsunternehmen. 

Internationale Zusammenarbeit 

Das internationale Verbundsystem STN Inte rnational 
(Scientific and Technical Information Network) zwi-
schen dem Fachinformationszentrum Karlsruhe, Che-
mical Abstract Service (CAS) in den USA und dem 
Japan  Information Center for Science and Technology 
(JICST) in Tokio hat inzwischen eine führende Posi-
tion auf dem weltweiten Markt für wissenschaftliche 
und technische Fachinformation erreicht. Im Oktober 
1989 wurden bereits 85 Datenbanken mit mehr als 
56 Mio Literaturhinweisen, 11 Mio chemischen Struk-
turen bzw. numerischen Datensätzen sowie 16 Mio 
Daten über Patent- und Gebrauchmusterschriften an-
geboten. Die Zuwachsraten der Nutzung betragen 
jährlich über 20 %. 

Das Fachwissen und die Leistungsfähigkeit der bun-
desdeutschen Bauwirtschaft wird mit Förderung des 
BMFT in der internationalen Literatur-Datenbank 
ICONDA dokumentiert. Als ICONDA-Agency sam-
melt das Informationszentrum RAUM und BAU (IRB) 
der Fraunhofer-Gesellschaft in Stuttga rt  die Input-
beiträge aus anderen Ländern. Mit insgesamt 250 000 
Literaturhinweisen wird der internationale Erfah-
rungsaustausch unterstützt. Vom IRB wurde außer-
dem in Zusammenarbeit mit dem United Nations Cen-
ter for Human Settlements in Nairobi die Datenbank 
HABIDOC aufgebaut und daraus der HABITAT-Di-
rectory mit Beschreibungen von 1 784 Institutionen 
hergestellt, die in Entwicklungsländern bei der Sied-
lungsentwicklung tätig sind. 

2.21 Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 
(Förderbereich V) 

Geisteswissenschaften 
Mit dem raschen Wandel der gesellschaftlichen Ent-
wicklung sind Fragestellungen und Erkenntnisse der 
Geisteswissenschaften zunehmend in den Mittel-
punkt forschungspolitischen Interesses gerückt. Dies 
wird deutlich sowohl in der Zunahme interdisziplinä-
rer Fragestellungen, die geistes- und naturwissen-
schaftliche Forschungsansätze zusammenbringen, als 
auch in dem steigenden Interesse der Öffentlichkeit 
an geisteswissenschaftlichen Themen. 

Den Hauptteil der Förderung der Geisteswissenschaf-
ten tragen die Bundesländer, da Geisteswissenschaf-
ten in erster Linie an  den Hochschulen betrieben wer-
den. 

Gemeinsam mit den Ländern fördert der Bund — auf 
der Basis der Rahmenvereinbarung zwischen Bund 
und Ländern über die gemeinsame Förderung der 
Forschung nach Art. 91 b GG (Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung) von 1975 — Einrichtungen und 
Vorhaben von überregionaler Bedeutung und ge-
samtstaatlichem wissenschaftspolitischem Interesse. 

Grundlegende Bedeutung hat hier die Förderung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG, vgl. 
Teil V, Abschnitt 2.1). Von den von Bund und Ländern 
zur Verfügung gestellten Fördermitteln der DFG wer-
den 16 % für die Geistes- und Sozialwissenschaften 
aufgewendet. Hierbei werden die Geisteswissen-
schaften in allen ihren Disziplinen — von der Theolo-
gie über die Philosophie, die Altertumswissenschaf ten 
und die Geschichte bis hin zu den Sprachwissenschaf-
ten, Literaturwissenschaften und Kunstwissenschaf-
ten — erfaßt. 

Die gemeinsame institutionelle Forschungsförderung 
durch Bund und Länder erstreckt sich auf drei geistes-
wissenschaftliche Ins titute der Max-Planck-Gesell-
schaft (Institute für Geschichte in Göttingen und für 
Bildungsforschung in Berlin sowie Bibliotheca Hertzi-
ana in Rom) und auf neun der Geisteswissenschaften 
zuzurechnende außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen der „Blauen Liste": Ins titut für Deutsche Spra-
che, Mannheim; Ins titut für Zeitgeschichte, München; 
Stiftung deutsches Überseeinstitut, Hamburg; Jo-
hann-Gottfried-Herder-Forschungsrat, Marburg; For-
schungsinstitut bei der Hochschule für Verwaltungs-
wissenschaften, Speyer, vier Einrichtungen auf dem 
Gebiet Erziehungswissenschaften sowie die For-
schungsanteile des Germanischen Nationalmuseums, 
Nürnberg, und des Römisch-Germanischen Zentral-
museums, Mainz. Die Verantwortlichkeit für diese 
Einrichtungen verteilt sich bundesseitig auf 4 Bundes-
ministerien: Auswärtiges Amt (AA), Bundesministe-
rien des Innern (BMI), für innerdeutsche Beziehungen 
(BMB) und für Forschung und Technologie (BMFT) — 
vgl. auch Teil V, Abschnitt 3.1 und Kapitel 5. 

Abgerundet wird der Kreis der gemeinsamen Förde-
rung der Geisteswissenschaften durch Bund und Län-
der durch die Finanzierung des Akademienpro-
gramms. Dieses umfaßt neben 11 naturwissenschaftli-
chen Vorhaben 91 Vorhaben auf dem Gebiet der Gei- 
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steswissenschaften. Gefördert werden langfristige 
Forschungsvorhaben, die in der Regel die Arbeitskraft 
und die Lebensdauer eines einzelnen Forschers über-
steigen und deshalb nicht an den Hochschulen bear-
beitet werden können. Mit diesen Akademienvorha-
ben werden für viele geisteswissenschaftliche Fächer 
grundlegende Voraussetzungen für künftige For-
schungsarbeiten geschaffen. Sie werden von der Kon-
ferenz der Akademien der Wissenschaften, der die 
Akademien in Düsseldorf, Göttingen, Heidelberg, 
Mainz und München angehören, koordiniert und be-
treut. Inhaltlich erstrecken sich die Projekte — für 
deren Betreuung auf Bundesseite allein der BMFT 
verantwortlich ist — auf Wörterbücher, Editionen der 
Literatur- und Sprachforschung, Philosophie, Theolo-
gie, Geschichte sowie Kunst- und Musikwissen-
schaft. 

Ferner wird von Bund und Ländern gemeinsam die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz ge tragen. Sie be-
treibt geisteswissenschaftliche Forschung in allen ih-
ren Einrichtungen: die Staatlichen Museen Preußi-
scher Kulturbesitz arbeiten auf sämtlichen Gebieten 
der abendländischen Kunstwissenschaft sowie auf 
den Gebieten der Archäologie, der indischen, ostasia-
tischen und islamischen Kunstwissenschaft und der 
Ethnologie; in der Staatsbibliothek Preußischer Kul-
turbesitz werden Handschriften-, Musik-, Karten- und 
Orientsammlungen erforscht und publiziert; daneben 
stehen die Forschungsarbeiten des Geheimen Staats-
archivs, des Ibero-Amerikanischen Ins tituts und des 
Staatlichen Ins tituts für Musikforschung. Die Finan-
zierung liegt bundesseitig beim BMI. 

Der BMI fördert ferner — teils mit dem jeweiligen Sitz-
land, teils mit allen Ländern — institutionell die im 
Arbeitskreis selbständiger Kulturinstitute (ASKI) zu-
sammengeschlossenen Einrichtungen. Als For-
schungsaktivitäten sind hier die vor allem anhand von 
Nachlässen betriebenen Quellenforschungen im 
Deutschen Literaturarchiv der Deutschen Schillerge-
sellschaft, im Freien Deutschen Hochstift/Frankfurter 
Goethe-Museum und im Beethoven-Archiv des Ver-
eins Beethoven-Haus sowie die sprachwissenschaftli-
chen Untersuchungen der Gesellschaft für deutsche 
Sprache herauszustellen. 

Ohne Beteiligung der Lander fördert der Bund dane-
ben wichtige geisteswissenschaftliche Einrichtungen 
von gesamtstaatlicher Bedeutung, vor allem mit Aus-
landsbezug. 

Das Auswärtige Amt fördert das Deutsche Archäo-
logische Institut in Berlin mit zahlreichen Arbeitsstel-
len in verschiedenen Ländern (vgl. Teil V, Ab-
schnitt 6.1.1). Daneben steht die Förderung geistes-
wissenschaftlicher Forschung über die verschiedenen 
Programme der Alexander von Humboldt-Stiftung 
(AvH) und des Deutschen Akademischen Austausch-
dienstes (DAAD) (vgl. Teil V, Abschnitte 2.2 und 
2.3). 

Der BMI fördert das Bundesinstitut für ostdeutsche 
Kultur und Geschichte (vgl. Teil V, Abschnitt 6.2.5) 
sowie Einrichtungen der politischen Bildung (Stiftung 
„Konrad-Adenauer-Haus" und Stiftung „Reichspräsi-
dent Friedrich-Ebert-Gedenkstätte"). 

Für 7 deutsche Forschungseinrichtungen im Ausland 
ist der BMFT verantwortlich: Die Deutschen Histori-
schen Institute in London, Paris, Rom und Washing-
ton, das — 1988 gegründete — Deutsche Ins titut für 
Japanstudien in Tokio, das Kunsthistorische Institut in 
Florenz, das Orient-Institut in Beirut (z. Z. Ausweich-
stelle Istanbul — vgl. auch Teil V, Abschnitt 6.12). Sie 
haben gemeinsam die Aufgabe, der deutschen Wis-
senschaft den Zugang zu den Quellen und der For-
schung des Gastlandes zu erleichtern, die deutsche 
Forschung im Ausland bekannt zu machen und die 
internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit zu 
verstärken. Gemeinsam mit der israelischen Seite hat 
der BMFT 1989 die Errichtung eines Forschungszen-
trums für Deutsche Sprache, Literatur- und Kulturwis-
senschaft an der Hebräischen Universität Jerusalem 
finanziell sichergestellt und organisatorisch in G ang 
gebracht. Das zugrundeliegende Fachkonzept wurde 
von der israelischen und der deutschen Germanistik 
gemeinsam erarbeitet. 

Von verschiedenen Bundesministerien (vor allem AA, 
BMI, BMB und BMFT) werden — insbesondere als 
Ressortforschung — Vorhaben gefördert, die aus un-
terschiedlichen Gesichtspunkten — z. B. gesamtstaat-
lichem Charakter, Auslandsbezug — im besonderen 
Bundesinteresse liegen. 

Der BMI fördert Untersuchungen zur Klärung der Be

-

dingungen und Wirkung von Entscheidungen, Ver-
fahren und Handlungen im Bereich der Kulturpolitik. 
Die Fördermaßnahmen dienen dem Ziel, qualifizierte 
Entscheidungsgrundlagen für die wachsenden Anfor-
derungen an  die Kulturpolitik zu gewinnen. 

Der BMB fördert Vorhaben auf dem Gebiet der 
Deutschlandforschung (s. hierzu den folgenden Ab-
schnitt Deutschlandforschung). 

Der BMFT fördert mit steigendem finanziellen En-
gagement Projekte auf den Gebieten des Kultur-
güterschutzes und des Einsatzes neuer Technologien 
in den Geisteswissenschaften. Der im Rahmen der 
52. deutsch-französischen Konsultationen 1988 ein-
gerichtete deutsch-französische Forschungsschwer-
punkt „Umweltbedingte Schäden an  Kulturdenkmä-
lem" nahm seine Arbeit auf. Das gemeinsame Sekre-
tariat wurde in Champs-sur-Ma rne östlich von Paris 
eingerichtet. Mit dem „Statusbericht Geisteswissen-
schaften" wird die Bundesregierung voraussichtlich 
noch in diesem Jahr eine grundlegende Untersu-
chung über Stand und Perspektiven der Geisteswis-
senschaften in der Bundesrepublik Deutschland vor-
legen. 

Deutschlandforschung 

Deutschlandforschung ist die Gesamtheit a ller For-
schungen zur deutschen Frage und zur Deutschl and-
politik, über die DDR und über den Vergleich zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR. 
Sie zielt auf die Analyse der deutschen Frage in ihren 
vielfältigen Aspekten und ist dadurch relev ant für 
eine konzeptionelle Deutschlandpolitik. Ihre aktuelle 
Bedeutung erhöht sich angesichts eines beschleunig-
ten historischen Wandels, der die Strukturen in Eu-
ropa und die Wiederherstellung der staatlichen Ein- 
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heit Deutschlands in eine kurzfristige Perspektive 
rückt. 
Die Bundesregierung setzt daher ihre Bemühungen 
fort , vor allem durch gezielte Projektförderungen die 
Deutschlandforschung zu intensivieren und ihre Er-
träge als Faktengrundlagen politischer Problemlösun-
gen fruchtbar zu machen. Diese Bemühungen zielen 
auf folgende Schwerpunkte: 

— die Deutschlandpolitik in ihrem internationalen 
und europäischen Kontext 

— systematische und vergleichende Analyse des po-
litisch-gesellschaftlichen Systems und der Lebens-
wirklichkeit in der DDR, insbesondere im Hinblick 
auf laufende Veränderungsprozesse und Probleme 
der Umgestaltung 

— das Problem der Einheit und Teilung Deutschlands 
und der Deutschen unter historischen, politischen, 
rechtlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und an

-deren relevanten Aspekten. 

Die erforderliche Akzentuierung der Deutschlandfor-
schung setzt ihre Verankerung an  den Universitäten 
und Hochschulen und die verstärkte Heranführung 
wissenschaftlichen Nachwuchses voraus. Zur wissen-
schaftlichen Beratung aller einschlägigen Fragen 
hat 1988 der aus zwölf namhaften Vertretern betei-
ligter Disziplinen zusammengesetzte „Arbeitskreis 
Deutschlandforschung beim Bundesminister für in-
nerdeutsche Beziehungen" seine Tätigkeit aufge-
nommen. 

Wirtschaftswissenschaften 

Die Wirtschaftspolitik nutzt die Arbeiten der empiri-
schen Wirtschaftsforschung als Entscheidungshilfe für 
wirtschaftspolitische Maßnahmen und Vorhaben. Die 
Nachfrage der Politik und auch der Wirtschaft nach 
aktuellen wirtschaftlichen Informationen und Daten 
erfordert laufende empirische und statistische Unter-
suchungen über Interdependenzen und Entwick-
lungstendenzen im nationalen und internationalen 
Bereich. Dies gilt für alle wesentlichen Bereiche der 
Wirtschaftswissenschaften. Die Arbeit umfaßt auch 
die Einordnung der empirischen Ergebnisse in ein 
umfassendes theore tisches Konzept der Ordnungs-, 
Wettbewerbs-, Struktur- und Regionalpo litik. 

Diese Aufgaben werden von den wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschungsinstituten wahrgenommen, 
die angewandte und praxisorientierte Wirtschaftsfor-
schung betreiben und auch entsprechende For-
schungsaufträge übernehmen. 

Die wirtschaftswissenschaftliche Forschung wird ge-
fördert durch 

— die institutionelle Förderung von überregionalen 
Wirtschaftsforschungsinstituten (vgl. Teil V, Kapi-
tel 5) 

O Institut für Weltwirtschaft an  der Universität, 
Kiel 

O HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Ham-
burg 

O Deutsches Ins titut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin 

O Ifo-Institut für Wi rtschaftsforschung, München 

O Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts-
forschung, Essen 

— Auftragsforschung zu speziellen Themen. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten der Ins titute werden 
grundsätzlich veröffentlicht. Sie stehen damit nicht 
nur den Bundesressorts, sondern auch allen Wi rt

-schaftskreisen, Sozialpartnern sowie der interessier-
ten Öffentlichkeit als Ins trument der Meinungsbil-
dung und als Entscheidungshilfe zur Verfügung. 

Sozialwissenschaften 

Stärker als je zuvor ist die Entwicklung unserer Ge-
sellschaft durch naturwissenschaftliche Forschung 
und technische Entwicklung geprägt. Diese Entwick-
lung umfaßt alle Lebensbereiche. Der damit verbun-
dene zivilisatorische Wandel erfordert einen erhebli-
chen Bedarf an treffender sozialwissenschaftlicher 
Analyse. Die Bundesregierung mißt daher der Förde-
rung der Sozialwissenschaften hohe Bedeutung im 
Hinblick auf technikorientierte Grundlagen- und an

-gewandte Forschung somit die Gewinnung von 
Orientierungswissen bei. So wurden mit dem BMFT

-

Förderschwerpunkt Sozialwissenschaften vom Januar 
1986 erstmals die relevanten Förderziele, -maßnah

-

men und -instrumente zusammengefaßt und ein Rah-
men für die Förderung der technikorientierten Sozial-
forschung geschaffen. 

Die Basisförderung der sozialwissenschaftlichen For-
schung erfolgt in der Bundesrepublik Deutschl and 
überwiegend durch die Länder an  den Hochschulen. 
Diese Förderung wird durch Maßnahmen in mehreren 
Bundesressorts und durch das Zusammenwirken von 
Bund und Ländern ergänzt. Im Rahmen der gemein-
samen Bund-Länder-Förderung werden neben der 
Förderung der Gesellschaftswissenschaften über die 
DFG insbesondere das Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB), die Gesellschaft Sozial-
wissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen (GE

-

SIS) und das Max-Planck-Institut für Gesellschaftsfor-
schung in Köln gefördert. 

Die thematischen Schwerpunkte des Förderkonzepts 
des BMFT wurden auf drei Gebiete konzentriert: 

— Forschung über die Wechselwirkungen zwischen 
sozialem Wandel und technischer Entwicklung. 
Sie ist grundlagenorientiert und mit längerfristiger 
Perspektive angelegt. Der Ressortbezug liegt hier 
insbesondere in sozialwissenschaftlichen Beiträ-
gen zur Forschungs- und Technologiepolitik. 

— Technikbezogene Sozialforschung, die sich exem-
plarisch mit einzelnen Bereichen der technischen 
Entwicklung befaßt und anwendungsorientiert ar-
beitet. Die Sozialwissenschaften sollen möglichst 
früh in die Diskussion um sich abzeichnende tech-
nische Entwicklungen einbezogen werden, damit 
rechtzeitig wichtige Fragen behandelt und Chan

-cen zur sozialen Gestaltung dieser Entwicklungen 
genutzt werden können. 

— Sozialwissenschaftliche Begleitforschung zu Pro-
jekten des BMFT, die mit Blick auf eine auch ge- 
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sellschaftspolitisch erfolgreiche Durchführung von 
Fachprogrammen zu sehen ist. In diesen Zusam-
menhang gehören auch Bemühungen um Tech-
nikfolgenabschätzung, soweit die Sozialwissen-
schaften dazu beitragen können. 

Wechselwirkungen zwischen Technik und Gesell-
schaft werden vorrangig im 1985 gegründeten „Ver-
bund Sozialwissenschaftliche Technikforschung" un-
tersucht, der inzwischen Forschungsvorhaben von 
zwölf Einrichtungen koordiniert, in einem gemeinsa-
men Konzept definiert  und Erfahrungen sowie Be-
funde auswertet. Als Querschnittstechnik wurden die 
neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
ausgewählt, die in ihrer Wechselwirkung auf Fami lie, 
Erziehung, Arbeitsplatz, Wirtschaft und Gesellschaft 
erforscht werden. Die schrittweise Verbunderweite-
rung hat die Leitkonzeption insofern verstärkt, als Pro-
jekte aufgenommen wurden, die eine Art „Brücken-
funktion" zwischen den Themenschwerpunkten 
„Technik, Produktion und Arbeit" und „Technisie-
rung des Alltags" bilden und die Forschungsansätze 
um Aspekte der Technikgenese bereichern. Der Ver-
bund hat 1988 und 1989 zwei vielbeachtete internatio-
nale Fachtagungen durchgeführt, die in den gesam-
ten Bereich der sozialwissenschaftlichen Technikfor-
schung hineinwirken. Er veröffentlicht regelmäßig 
Zwischenberichte, die sich außerordentlich großer 
Nachfrage erfreuen. Die internationalen Beziehungen 
des Verbundes werden weiter ausgebaut, um den Lei-
stungsvergleich mit der ausländischen Technikfor-
schung zu erweitern. 

Die Fördervorhaben der technikbezogenen Sozialfor-
schung konzentrieren sich auf Methodenprojekte zur 
Leistungsfähigkeit und Evalua tion der (Sozial-)Wis-
senschaften, zu Frühwarn- und Partizipationsmetho-
dik und zur Wirkungs- und Akzeptanzforschung. 
Zwei Vorhaben des Verbundprojekts „Medien und 
Technik", je eine Untersuchung über die Situa tion des 
deutschen Wissenschaftsjournalismus sowie über 
Wirkungszusammenhänge von großtechnischen Er-
eignissen und Berichterstattung, haben in publizierter 
Form breites Interesse und weiterführende For-
schungsanregungen bewirkt. Die internationale Stu-
die „Einstellungen der jüngeren Genera tionen zum 
technischen Fortschritt" wurde ein Pilotprojekt für 
vergleichende empirische Untersuchungen. Das 1990 
auslaufende, BMFT-finanzierte „Sonderförderungs-
programm für empirische Sozialforschung" der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) ergänzt diese 
anwendungsbezogenen Projekte durch Vorhaben der 
Grundlagenforschung, wobei Begutachtung, Durch-
führung und Evaluation in der Verantwortung der 
DFG liegen. Das „Sozio-ökonomische Panel" - bisher 
ein Teilprojekt des DFG-Sonderforschungsbereichs 3 
— wird ab 1990 im Rahmen einer Projektförderung bei 
der DFG gemeinsam von Bund (BMFT) und Ländern 
weitergeführt werden. Beim P anel handelt es sich um 
eine empirische Langzeituntersuchung von rd. 6 000 
Haushalten zur repräsentativen Erfassung und Inter-
pretation der objektiven Lebensbedingungen sowie 
der subjektiv wahrgenommenen Lebensqualität der 
in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Menschen und ihre Veränderungen im Zeitablauf. 
Schließlich werden in einer Reihe von fachspezifi-
schen und interdisziplinären Projekten auch ethische 

Probleme des wissenschaftlich-technischen Wandels 
untersucht. 

Vor allem in den Fachprogrammen „Arbeit und Tech-
nik" und „Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit" sowie in Bereichen der Biotechnologie 
gibt es sozialwissenschaftliche Schwerpunktbildun-
gen z. B. bei der benutzerfreundlichen Einführung 
neuer Informations- und Kommunikationstechniken 
oder bei der Einführung neuer Formen der Arbeitsor-
ganisation. Neue Themen der sozialwissenschaftli-
chen Begleitforschung haben sich durch Probleme der 
AIDS-Prävention und -Bekämpfung, des Verständnis-
ses der Umweltbelastungen als sozio-ökologischer 
Gesamtkomplex und ethischer Fragen in Verbindung 
mit der Genforschung und der Medizin ergeben. 
Diese Themen werden in Verbindung mit den Fach-
referaten aufgegriffen, wobei die Exper tise des WZB 
und die Informationspools von GESIS genutzt werden 
können. 

Sozialwissenschaftliche Grundlagenforschung in aus-
gewählten Problemfeldern und die Vermittlung der 
Ergebnisse an  Wissenschaft und Pra xis ist die Auf-
gabe des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialfor-
schung (WZB). Übergreifendes Leitthema für die wis-
senschaftlichen Arbeiten des WZB sind die Entwick-
lungstendenzen, Anpassungsprobleme und Innova-
tionschancen moderner demokratischer Gesellschaf-
ten. In den vergangenen Jahren hat das WZB mit einer 
Fülle wissenschaftlicher Buch- und Zeitschriftenpu-
blikationen sowie Forschungsberichten und mit je-
weils auch an  Vertreter der be treffenden Praxisberei-
che gerichteten Konferenzen seine langjährigen For-
schungsprogramme in den früheren Schwerpunkten 
Arbeitsmarktpolitik, Strukturpolitik, Arbeitspolitik, 
Umweltpolitik sowie Globale Entwicklungen abge-
schlossen. Gleichzeitig ist mit dem Aufbau neuer For-
schungseinheiten im Rahmen einer Struktur- und Pro-
grammreform begonnen worden. 

Folgende Themen werden in den nächsten Jahren 
vom WZB in dafür gebildeten Forschungseinheiten 
behandelt werden: 

Schwerpunkt I: Arbeitsmarkt und Beschäftigung, in 
den Abteilungen 

— Organisation und Beschäftigung 

— Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigung 

— Wirtschaftswandel und Beschäftigung 

Schwerpunkt II: Technik-Arbeit-Umwelt, in den 
Abteilungen 

— Organisation und Technikgenese 

— Regulierung von Arbeit 

— Normbildung und Umwelt 

— Forschungsprofessur „Umweltpolitik, 
Technikentwicklung, 
Arbeitsformen " 

— Forschungsgruppe „Große technische Systeme? 
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Schwerpunkt III: Sozialer Wandel, Institutionen und 
Vermittlungsprozesse, in den Abteilungen 

— Öffentlichkeit und soziale Bewegung 

— Institutionen und sozialer W andel 

Schwerpunkt IV: Marktprozeß und 
Unternehmensentwicklung 

(Integriert  geführter Schwerpunkt, der insbesondere 
zu Fragen der Industrieökonomik, der staatlichen Re-
gulierung von Märkten und der Innovationsforschung 
arbeitet. Auch ein Forschungsprofessor ist in diesem 
Schwerpunkt tätig.) 

sowie beim Präsidenten: 

— Internationale Beziehungen (Forschungsgruppe) 

— Gesundheitsrisiken und Präventionspolitik (For-
schungsgruppe) 

— Sozialberichterstattung (Arbeitsgruppe). 

In den internationale Vergleiche einschließenden Pro-
jekten der Forschungsfelder des WZB arbeiten Wis-
senschaftler verschiedener Disziplinen zusammen. 
Vielfältige Zusammenarbeit besteht mit den Berliner 
Universitäten und Institutionen im In- und Ausland. 

Bei der 1986 gegründeten Gesellschaft Sozialwissen-
schaftlicher Infrastruktureinrichtungen (GESIS, vgl. 
auch Abschnitt 2.20) handelt es sich um einen Zusam-
menschluß von drei Institutionen der Sozialforschung, 
die auf eine dauerhafte Grundlage gestellt und in die 
Bund-Länder-Förderung der Blauen Liste aufgenom-
men worden sind (vgl. auch Teil V, Kapitel 5) : dem 
Zentralarchiv für empirische Sozialforschung an der 
Universität zu Köln (ZA), dem Informationszentrum 
Sozialwissenschaften (IZ) in Bonn sowie dem Zentrum 
für Umfragen, Methoden und Analysen e. V. (ZUMA) 
in Mannheim. Zu den Aufgaben dieser Einrichtungen 
gehören die Archivierung und Dokumentation von 
sozialwissenschaftlichen Untersuchungen, die Samm-
lung und Auswertung von Informationen zu sozialwis-
senschaftlichen Forschungen, die Beratung und Un-
terstützung von Forschungsprojekten. Darüber hinaus 
dienen sie auch der Erforschung und Entwicklung von 
sozialwissenschaftlichen Methoden sowie der Ab-
wicklung von regelmäßig bundesweit durchgeführten 
Umfragen, über die der Wissenschaft und der Politik 
Daten zu den verschiedensten Bereichen des sozialen 
und kulturellen Lebens zur Verfügung gestellt wer-
den können. Mit der Gründung von GESIS wurde 
nicht nur einer Empfehlung des Wissenschaftsrates 
aus dem Jahre 1981 und seiner erneuten Befürwor-
tung vom Januar 1986 entsprochen, sondern vor allem 
eine wirkungsvolle Serviceeinrichtung für die deut-
sche empirische Sozialforschung geschaffen, die auch 
international kooperations- und konkurrenzfähig ist. 

Die Schwerpunktförderung der Friedens- und Kon-
fliktforschung, die seit 1984 im Rahmen der DFG er-
folgt, wurde weitergeführt. Inhaltliche Schwerpunkte 
sind bisher die Institutionen und Methoden der f ried

-

lichen Behandlung internationaler Konflikte und die 
Entstehung militanter Konflikte in Staaten der Dritten 
Welt. Als Zwischenergebnis läßt sich festhalten, daß 
die Förderung der Friedens- und Konfliktforschung, 
die vor 1984 zunehmend Gegenstand politischer Aus-
einandersetzungen und öffentlicher Diskussionen ge-
worden war, in ein forschungsdienlicheres ruhiges 
Arbeitsklima überführt werden konnte. Die 1984 ein-
gerichtete „Arbeitsstelle Friedensforschung Bonn" 
(AFB) nimmt entsprechend den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrats Auskunfts-, Beratungs- und Ver-
mittlungsfunktionen im Bereich der Friedens- und 
Konfliktforschung auf nationaler wie internationaler 
Ebene wahr. Die Zusammenarbeit der AFB mit Inter-
essenten im außen- und sicherheitspolitischen Be-
reich, einschließlich der zuständigen Bundesministe-
rien, hat sich positiv entwickelt. 

In zunehmenden Maße werden grundlegende gesell-
schaftliche Entwicklungen im Zusammenhang mit 
den Veränderungen des Selbstverständnisses und der 
Stellung von Frauen in Ausbildung, Wirtschaft und 
Wissenschaft und der wachsenden Bedeutung des 
Anteils älterer Menschen Gegenstand intensiver so-
zialwissenschaftlicher Forschung. Diese Entwicklung 
hat zu organisatorischen Initiativen im Bereich der 
Bundesregierung und der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung — zur 
Bildung von z. B. Arbeitsgruppen für Frauenfor-
schung — geführt und verstärkten Bedarf nach Al-
ternsforschung geweckt. Es ist absehbar, daß für das 
BMFT daraus ein erweitertes Aufgaben- und Förder-
profil erwächst, das für die mehrjährige Fortschrei-
bung des BMFT-Förderschwerpunkts Sozialwissen-
schaften ab 1990 zu berücksichtigen ist. 

Für die künftige Entwicklung der Sozialwissenschaf-
ten in der Bundesrepublik Deutschl and ist es ent-
scheidend, die Ausbildungs- und Forschungsstruk-
turen in Hochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen in der Weise weiterzuentwik-
keln, daß die personelle und organisatorische Lei-
stungsfähigkeit sowohl im Bereich der Methoden und 
Techniken der empirischen Sozialforschung als auch 
im Bereich der Theoriebildung dauerhaft gesichert 
wird. Dazu bedarf es einer engen Kooperation von 
universitärer und außeruniversitärer Forschung und 
der Forschungsförderer in Bund und Ländern. 

Familienforschung 

Unsere Gesellschaft verändert sich in einem bisher 
kaum gekannten Ausmaß und Tempo. Dieser Wandel 
umfaßt die Rahmenbedingungen menschlicher Exi-
stenz ebenso wie die Wertvorstellungen. Sichtbar 
werden diese Veränderungen in einer veränderten 
Bevölkerungsstruktur, die durch niedrige Geburten-
ziffern und einen wachsenden Anteil älterer Men-
schen gekennzeichnet ist. Die Zahl der Haushalte, in 
denen mehrere Generationen zusammenleben und 
ihre Erfahrungen und Anschauungen teilen, hat abge-
nommen. Die neuen Medien, Kommunikationstech-
nologie und neue Produktionstechnologien, prägen 
und verändern die Arbeitswelt entscheidend und las-
sen auch das Leben in der Familie nicht unberührt . 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

Die Familien befinden sich in einem Prozeß des Wan-
dels, der äußeren und inneren Umstrukturierung so-
wie einer zunehmenden Pluralisierung. Die Stellung 
des einzelnen in der Familie ist selbständiger gewor-
den, die Rollenverteilung zwischen den Geschlech-
tern  verliert zunehmend an  Verbindlichkeit, die Fami-
lien sind partnerschaftlicher strukturiert. Diese Ent-
wicklungen werden z. T. als Signal einer für die Fami-
lien bedrohlichen Entwicklung angesehen. Auf der 
anderen Seite zeigen Umfragen aber nachdrücklich, 
daß der Stellenwert, der der Familie beigemessen 
wird, ungebrochen hoch ist. Die Menschen streben 
weiter nach einer gesicherten Beständigkeit der Be-
ziehungen, die auch Belastungen übersteht und Kin-
dern das notwendige Vertrauen in die Zukunft gibt. 

Allerdings bedarf die Familie entsprechend dem Auf-
trag des Grundgesetzes des Schutzes und der Förde-
rung durch den Staat. 

Die Bundesregierung trägt mit ihrer Familienpolitik 
dazu bei, daß 
— gesellschaftliche Rahmenbedingungen geschaffen 

werden, di9 eine Entscheidung für eine Familie 
und für 61.6 Leben mit Kindern leichter machen 

— Familien gesellschaftlich anerkannt und gestärkt 
werden 

— Kinder sich persönlich und sozial gut entwickeln 
können. 

Entsprechend den unterschiedlichen Ausgangssitua-
tionen von Familien und unterschiedlichen Formen 
von Lebensplanungen und -gestaltungen in den Fa-
milien verfolgt die Bundesregierung 

— ein differenzie rtes System familienpolitischer Ent-
lastungen, das unterschiedlichen Erfordernissen 
der Familien je nach Einkommenslage und Fami-
liensituation Rechnung trägt 

— Wahlfreiheit für Familien, d. h. Verbesserung der 
Möglichkeiten für Frauen und M anner, sich für 
unterschiedliche Formen der Lebensplanung in 
Familie und Beruf partnerschaft lich zu entschei-
den. 

Um bei ihrer Politik zur Unterstützung und Förderung 
der Familien gezielt ansetzen zu können, hat die Bun-
desregierung ein breitangelegtes, am mittelfristigen 
Handlungsbedarf orientiertes Forschungs- und 
-Modellprogramm entwickelt, das laufend fortge-
schrieben wird, mit vier Schwerpunkten: 

— Die soziale Situation von Familien, Strukturverän-
derungen und neue Lebensformen 

Wichtigstes Projekt ist der Aufbau eines umfassen-
den Systems zur fortlaufenden Beobachtung der 
Situation von Familien. Ziel dieses Projektes ist 
es: 
O mit Repräsentativerhebungen und unter Aus-

schöpfung der Möglichkeiten der amtlichen 
Statistik eine regelmäßig aktualisierte Be-
standsaufnahme der Familiensituation zu er-
möglichen 

O mit Hilfe von Zeitreihenanalysen längerfristige 
Veränderungen und Entwicklungstendenzen in 
der Situation von Familien aufzuzeigen 

O eine Datenbank zu erstellen, mit deren Hilfe 
jederzeit ein aktuelles Situationsbild der Fami-
lien entworfen werden kann. 

Ein weiteres Projekt, das Aufschluß über familiäre 
Leistungen, aber auch besondere Belastungssitua-
tionen in Familien geben soll, ist eine umfassende 
Zeitbudgetstudie. Diese soll einmal Grundlage 
sein für die Entwicklung eines Satellitensystems 
zur Bewertung der Leistungen in Haushalt und 
Familie im Rahmen der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung und zum anderen zeigen, wo be-
sondere Belastungssituationen auftreten, die staat-
liche Unterstützung erfordern. 

Zu einer ergänzenden Reihe von Untersuchungen, 
die sich mit den Strukturveränderungen beschäfti-
gen, liegen z. T. bereits Ergebnisse vor: 

O Die erste für die Bundesrepublik Deutschland 
repräsentative Untersuchung über nichteheli-
che Lebensgemeinschaften (veröffentlicht in 
der Schriftenreihe des BMJFFG) zeigt in den 
letzten 10 Jahren einen starken Anstieg dieser 
Lebensgemeinschaften, die insbesondere bei 
den jüngeren Jahrgängen jedoch zumeist als 
voreheliches Zusammenleben verstanden wer-
den. 

O Eine Studie über Verwitwung in der Bundesre-
publik Deutschland hat gezeigt, daß vor allem 
Frauen betroffen sind und daß sie die Umstel-
lung ihrer Lebenssituation relativ gut meistern, 
desto besser, je mehr eigenständige Lebensbe-
reiche sie für sich entwickeln konnten. 

O Kurz vor dem Abschluß steht eine umfassende 
Studie über Scheidungsursachen, die sowohl 
juristische und verfahrensmäßige Aspekte wie 
auch die sozialen Bedingungen und Hauptpro-
bleme für den Bestand von Ehen untersucht. 

O In weiteren Studien werden die Bedingungen 
für das generative Verhalten untersucht. 
Stichworte: Übergang von der Ehe zur Eltern-
schaft, freiwillige und unfreiwil lige Kinderlosig-
keit. 

— Familie und Arbeit, neue Technologien 

Mit der zunehmenden Erwerbstätigkeit von ver-
heirateten Frauen und Müttern und dem zuneh-
menden Interesse der Manner an der Entwicklung 
und Erziehung ihrer Kinder kommt dem Komplex 
„Familie und Arbeitswelt" hohe Bedeutung zu. Die 
Entwicklung neuer Technologien kann zu einer 
weitgehenden Umgestaltung der Arbeitsplatzsi-
tuation führen, sie kann Möglichkeiten der Dezen-
tralisierung von Arbeit und eine größere Flexibili-
sierung von Arbeitszeit eröffnen, und somit Chan-
cen zur Umgestaltung des Verhältnisses von Fami-
lie und Arbeitswelt mit partnerschaftlicher Aufga-
benverteilung zwischen Eltern und mehr Zeit für 
die Kinder vermitteln. 

Neben einer umfassenden gutachterlichen Äuße-
rung des Wissenschaftlichen Beirats für Familien-
fragen sind eine Reihe von wissenschaftlichen Un-
tersuchungen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf abgeschlossen bzw. in Auftrag gegeben wor- 
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den. Sie richten sich sowohl auf die Bedingungen 
für Eltern und ihre Kinder als auch die Bedingun-
gen für die Bet riebe. Modellhafte Formen von Ar-
beitszeitflexibilisierung und Teilzeitarbeit werden 
auf ihren Beitrag hin zu einer größeren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf untersucht, ebenso die 
Organisation der Kinderbetreuung und die Unter-
stützung der Eltern dabei durch Kinderga rten, Kin-
derhort, Kinderkrippe und andere Betreuungsfor-
men. 
Bereits abgeschlossene Projekte befassen sich mit 
den Auswirkungen neuer Technologien auf die 
Familie, mit Möglichkeiten der Dezentralisierung 
von Arbeit, mit den Bedingungen für eine einge-
schränkte Erwerbsarbeit von Familienvätern, mit 
Wünschen nach Teilzeitarbeit und der Möglichkeit 
ihrer Realisierung im Zeitvergleich sowie mit der 
Wiedereingliederung von Frauen in das Erwerbs-
leben nach der Familienphase. 

— Veränderungen der sozialen Umwelt von Fami-
lien 
Familien leben heute in einer weitgehend funktio-
nal differenzierten Industriegesellschaft. Mit dem 
Wandel des familiären Aufgabenspektrums ging 
eine Auftrennung der Lebensbereiche — von um-
friedeten Spielbezirken für Kinder bis zu Altenzen-
tren — einher, die nicht den menschlichen Bedürf-
nissen nach einer ganzheitlichen Lebensführung, 
nach Partnerschaft, Zuneigung und Verantwort-
lichkeit in Ehe und Familie und nach Austausch 
von Lebenserfahrungen und emotionaler Zuwen-
dung zwischen den Generationen entspricht. Sie 
hat die Ausbildung von Expertentum gefördert, 
das dem einzelnen die Kompetenz für seinen eige-
nen Lebensbereich nur beschränkt zugesteht und 
zu immer größeren und anonymen Organisa tions-
formen führte. 

Dieses Problemfeld, dem für die Gestaltung der 
Rahmenbedingungen des Lebens in der Familie in 
unserer Gesellschaft erhebliche Bedeutung zu-
kommt, soll durch ein breit gefächertes For-
schungsspektrum abgedeckt werden. 

O In einem Modellprojekt „Familien helfen Fami-
lien" werden derzeit Wege erprobt, wie gezielt 
Hilfe zur Selbsthilfe geleistet werden kann, die 
Lebensumwelt von Familien verbessert und Fa-
milien in ihren Leistungen gestärkt und unter-
stützt werden können. 

Die erhöhten Anforderungen einer modernen In-
dustriegesellschaft an die Mobilität der Menschen 
haben auch Auswirkungen auf die soziale Integra-
tion und die sozialen Netze der Familien. 

O Untersuchungen zur regionalen Mobilität von 
Familien sollen umfassende und verläßliche Da-
ten über das Mobilitätsverhalten von Familien 
erbringen und das Spannungsfeld zwischen 
Mobilitätsanforderungen der modernen Gesell-
schaft und die Möglichkeit zum Aufbau eines 
beständigen Beziehungsgefüges der Familien 
aufzeigen. 

O Weitere Untersuchungen sollen Aufschluß ge-
ben über die Tragfähigkeit von Verwandt-
schaftsnetzen. 

Die Entwicklung der neuen Informationstechnolo-
gien vor allem auf dem Gebiet der Medien stellt 
Familien vor neue Aufgaben, bei deren Bewälti-
gung sie der Unterstützung bedürfen. Hier wird 
ein weiterer Untersuchungs- und Modellschwer-
punkt zu entwickeln sein. 

— Förderung und Schutz von Kindern, Schutz des 
ungeborenen Lebens 

Mit diesem Forschungsschwerpunkt sollen die 
Voraussetzungen für eine bessere Förderung der 
Kinder und für ihren Schutz erfaßt werden. Fami-
lienpolitik hat die Rahmenbedingungen dafür zu 
schaffen, daß die Eltern ihr Recht und ihre Pflicht 
auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder nach Art. 6 
Abs. 2 GG verantwortlich wahrnehmen können. 

Zu dem Problem, Kinder vor Gewalt und Mißhand-
lung zu schützen, wurden und werden eine Reihe 
von Projekten beim BMJFFG durchgeführt. Im 
Rahmen der Prävention und Interven tion sind ne-
ben dem Bewußtmachen der Probleme, dem Auf-
klären der Öffentlichkeit und der Qualifizierung 
des Helfersystems in Verbänden und Institutionen 
verstärkte Anstrengungen nötig, um Gewalt mög-
lichst zu vermeiden und Hilfen frühzeitig anzuset-
zen. Durch Modellprojekte werden Ansätze der 
adäquaten Umsetzung von Beratung und Hilfe in 
der Praxis gefördert. 

Zum Bereich der Gefährdung von Kindern im Au-
toverkehr — in der Bundesrepublik Deutschland 
ist sie besonders hoch — sind besonders zu unter-
suchen: die Ursachen für das Verhalten der Auto-
fahrer; der Einfluß der hohen Gefährdung auf das 
Verhalten von Kindern und Eltern; die Möglich-
keiten, eine Veränderung des Verhaltens der Au-
tofahrer zu erreichen. 

Zum Thema Schutz des ungeborenen Lebens sieht 
die Bundesregierung ihre vordringliche Aufgabe 
darin, die Ursachen zu beseitigen, die werdende 
Mütter vor die Frage des Schwangerschaftsabbru-
ches stellen. 

Dazu wurde folgendes Forschungsprogramm auf-
gestellt: 

O In einem Modellprojekt wurden natürliche Me-
thoden der Empfängnisregelung wissenschaft-
lich überprüft und kontrolliert vermittelt. 

O Eine weitere Untersuchung befaßt sich mit der 
sozialen und pädagogischen Arbeit in Mutter-
Kind-Einrichtungen. 

O Ein ärztliches Fortbildungsprogramm zu The-
men der Schwangerschaftskonfliktberatung 
und Familienplanung und 

O sexualpädagogische Arbeitshilfen für die Ju-
gendarbeit und Materialien zur Sexualaufklä-
rung, die die Achtung vor dem menschlichen 
Leben stärken und Sexualität in den Zusam-
menhang mit Liebe, Ehe und Familie stellen, 
wurden entwickelt. 

Weitere familienpolitische Forschungsprojekte: 

O Mit verschiedenen Modellvorhaben sollen 
Hilfs- und Beratungsformen für Familien ent- 
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wickelt werden, die den gewandelten Bedin-
gungen des Familienlebens und der entspre-
chenden Förderung von Kindern in Familie und 
ihrer Mit- und Umwelt Rechnung tragen, z. B. 
Erziehungsberatung im familialen Wandel. 

Jugendforschung 

Die größte Einrichtung der Kinder-, Jugend- und Fa-
milienforschung in der Bundesrepublik Deutschland 
außerhalb der Universitäten ist das Deutsche Jugend-
institut e. V. (DJI) mit ca. 90 wissenschaftlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern. Es hat seit den 70er 
Jahren mit zahlreichen Modellprojekten neue Ent-
wicklungen in der Familien- und Jugendhilfe mitiniti-
iert und wissenschaftlich begleitet. In den 80er Jahren 
mit der Sozialberichterstattung über den Wandel der 
Lebensverhältnisse von Familien und Jugendlichen 
hat es seine anwendungsorientierte Grundlagenfor-
schung verstärkt. In den Themen seiner Forschungs-
projekte greift es seit den frühen 80er Jahren die öf-
fentlichen und wissenschaftlichen Diskussionen auf 
—etwa „Krise der Arbeitsgesellschaft", „Grenzen des 
Sozialstaats", „Entstrukturierung der Jugendphase" 
— und untersucht z. B. neue Formen der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, die Bedeutung von Selbst-
hilfepotentialen für die Jugend- und Familienhilfe 
oder auch die Einschnitte und neuen Wege im Über-
gang Jugendlicher von der Schule in den Beruf. 

Das Deutsche Jugendinstitut wird vom BMJFFG mit 
jährlich ca. 11 Mio DM institutionell gefördert, der 
BMBW, die Bundesländer und Institutionen der Wis-
senschaftsförderung finanzieren Einzelprojekte. Dem 
Trägerverein gehören Vertreter von Institutionen, 
Vereinigungen und Verbänden der behördlichen und 
privaten Jugendhilfe, zentraler Gremien der Politik-
beratung und Wissenschaftler an. 

Neue Forschungsergebnisse wie die Arbeiten des 
Deutschen Jugendinstitutes und anderer Ins titute so-
wie an  Wissenschaftler vergebene Forschungsauf-
träge verdeutlichen zunehmend, daß das überkom-
mene Bild der Lebensphase Jugend revidiert werden 
muß. Wenn Jugend früher als die kurze und klar abge-
grenzte Phase des Übergangs von der Kindheit in das 
Leben der Erwachsenen angesehen wurde, muß 
heute von einer deutlichen Ausdehnung der Jugend-
phase ausgegangen werden; gleichzeitig werden Be-
ginn und Ende dieser Lebensphase unscharf, und es 
ist eine zunehmende Vielfalt der Lebensentwürfe in 
dieser Phase festzustellen. 

Unter dem Einfluß der quantitativ und qualitativ ver-
änderten Medienlandschaft beginnt Jugend heute 
früher. Unter dem Einfluß gestiegener Qualifikations-
ansprüche an  Arbeitnehmer wurde die Phase der Bil-
dung und Ausbildung weiter differenzie rt  und erheb-
lich verlängert. 

Die Shell-Jugend-Studie von 1981 hat erstmals eine 
Phase der „Postadoleszenz" diagnostiziert, in der sich 
für junge Heranwachsende über Jahre hin Formen 
eigenständiger gesellschaftlicher Partizipation mit 
weiter andauernder ökonomischer Abhängigkeit mi-
schen. 

Des weiteren hat die Jugendforschung nach wie vor 
bestehende erhebliche regionale Unterschiede der 
Lebensmilieus und der ihnen zuzuordnenden Rand-
bedingungen des Aufwachsens aufgezeigt. Korre-
spondierend zu dieser Auffächerung der Jugend-
phase und dem damit einhergehenden Verlust über-
kommener Lebensmuster für Jugendliche besteht die 
Gefahr, daß benachteiligte Jugendliche immer weni-
ger Chancen haben, sich in den Arbeitsmarkt der 
Bundesrepublik Deutschl and integrieren zu können. 
Es gilt der Herausbildung einer für die Dauer ihres 
Lebens benachteiligten neuen Gruppe durch die Ent-
wicklung neuer Qualifizierungs- und Beschäftigungs-
formen im Rahmen der Jugendhilfe entgegenzuwir-
ken. 

Die Jugendforschung des BMJFFG diente deshalb ei-
nerseits der Erkundung von Wegen, auf denen erfah-
rene Benachteiligungen in Kindheit und Jugend nicht 
verfestigt werden, sondern aufgelöst werden können 
in der Entdeckung neuer Lebenschancen, anderer-
seits der Erforschung sich verändernder Lebens- und 
Partizipationsbedingungen der Heranwachsenden 
und der Eruierung neuer Chancen der Integra tion in 
die Gesellschaft unter Nutzung der durch die neuen 
Technologien sich ergebenden Möglichkeiten. 

Die beobachtete angewachsene Pluralität und Indivi-
dualisierung der Lebensphase Jugend vermehrt auch 
die Anfälligkeiten für Krisen, bei deren Bewäl tigung 
immer mehr Verantwortung auf den einzelnen Ju-
gendlichen selbst zukommt. Deshalb galt auch ein 
wesentliches Interesse des BMJFFG der Aufklärung 
der Ursachen selbstschädigenden Verhaltens von jun-
gen Menschen. 

Die im Zusammenhang mit Jugendarbeitslosigkeit 
und Ausbildungsknappheit auftretenden Probleme, 
insbesondere von benachteiligten jungen Menschen, 
sind durch zahlreiche wissenschaftlich begleitete Mo-
dellvorhaben zur arbeitsweltbezogenen Jugendso-
zialarbeit im Rahmen des Bundesjugendplans bear-
beifet worden. Diese Projekte werden in enger Zu-
sammenarbeit mit Ländern, Trägern der Wohlfahrts-
pflege und Gemeinden durchgeführt. 

Alle Forschungsvorhaben stehen im Dienst der Ent-
wicklung einer Jugendpolitik, die neue Formen der 
Förderung der Entwicklung junger Menschen finden 
und andererseits vor Einflüssen schützen muß, die die 
Entwicklung junger Menschen schädigen. 

Frauenforschung 

Ziel der Frauenpolitik der Bundesregierung ist die 
Umsetzung der Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen in die soziale Wirklichkeit. Damit zielt die 
Frauenpolitik auf eine gerechtere Gesellschaft, die 
Frauen und Männern gleichermaßen eigenverant-
wortete Freiräume zugesteht. Die Bundesregierung 
hat neben der organisatorischen Stärkung dieses Be-
reiches durch Erweiterung des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit (BMJFG) zum 
Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit (BMJFFG) auch die Mittel für frauenbe-
zogene Forschung erhöht. 
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Allein beim BMJFFG wurden die Mittel für Maßnah-
men auf dem Gebiet der rechtlichen und sozialen Stel-
lung der Frau von 3,2 Mio DM im Jahr 19,85 auf 
6,2 Mio DM 1987 und 10,5 Mio DM für 1990 erhöht. 

Zusätzlich wurden 25 Mio DM an Sondermitteln für 
das Modellprogramm „Zweiter Start  in den Beruf" zur 
Verfügung gestellt. 

Kernanliegen der Frauenpolitik ist die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Mit ihren Maßnahmen zur För-
derung der Teilzeitarbeit und dem Sonderprogramm 
zur Wiedereingliederung von Frauen in den Beruf hat 
die Bundesregierung eine deutliche Priorität ge-
setzt. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Das Sonderprogramm zur Wiedereingliederung von 
Frauen in den Beruf umfaßt 

— die Einrichtung von 17 Beratungsstellen für drei 
Jahre mit insgesamt rund 5 Mio DM. Die Bundes-
länder — auch Kommunen und Träger — beteili-
gen sich ebenfalls an der Finanzierung durch Zu-
schüsse oder Sachmittel. Modellhaft soll erprobt 
werden, wie in Zukunft Frauen die Rückkehr in 
den Beruf erleichtert werden kann. Die Beratungs-
stellen sollen hierfür Erkenntnisse liefern. 

— ein Modellprogramm zur Rückkehr von Frauen in 
qualifizierte Arbeitsplätze. Vorgesehen ist die 
Durchführung von Einarbeitungsmaßnahmen für 
Berufsrückkehrerinnen. Arbeitgeber erhalten un-
ter der Voraussetzung, daß sie Berufsrückkehre-
rinnen unbefristet einstellen, einen Zuschuß für 
die berufliche Qualifizierung der Frauen am Ar-
beitsplatz, die in der Regel bis zu 6 Monaten dau-
ern soll. 

Darüber hinaus tragen verschiedene Untersuchungen 
und weitere Modellvorhaben dem Ziel der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf für Frauen und Männer 
Rechnung, so z. B. 

— eine Untersuchung über familienfreundliche Ar-
beitszeiten — Bestandsaufnahme und Analyse 
neuer Arbeitszeitformen 

— eine Untersuchung über bet riebliche Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur 
Förderung der Berufsrückkehr nach Zeiten aus-
schließlicher Familientätigkeit 

— ein Modellvorhaben zur Verbesserung der Le-
bens- und Erwerbssituation der Bäuerinnen nach 
Hofaufgabe durch Qualifizierung und Wiederein-
gliederung in das Erwerbsleben. 

Die Bundesregierung hat zur Förderung der Teilzeit-
arbeit verschiedene Initiativen ergriffen. Zu den ge-
setzlichen Aktivitäten gehören das Beschäftigungs-
förderungsgesetz, das Teilzeitarbeit der Vollzeitarbeit 
rechtlich gleichstellt und der Gesetzentwurf zur An-
derung dienstrechtlicher Vorschriften von 1989, der 
eine Erweiterung der Teilzeit- und Beurlaubungs-
möglichkeiten für den öffentlichen Dienst vorsieht. 
Untersucht hat die Bundesregierung im Bereich der 
Teilzeitarbeit u. a. 

— die eingeschränkte Erwerbsarbeit bei Frauen und 
Männern — Fakten, Wünsche, Realisierungschan-

cen unter besonderer Berücksichtigung der Motive 
und Konsequenzen einer eingeschränkten Er-
werbstätigkeit von Männern 

— Regelungen und Förderprogramme zur Teilzeit-
arbeit im europäischen Ausland. 

Eine Untersuchung zur „Teilzeitarbeit im öffentlichen 
Dienst, insbesondere bei höheren Dienstposten" wird 
derzeit durchgeführt. Im Rahmen dieser Untersu-
chung werden organisatorische, personalrechtliche, 
haushaltsrechtliche und finanzpolitische Aspekte be-
rücksichtigt. 

Die Frauenforschung der Bundesregierung umfaßt 
insgesamt ein breites inhaltliches Spektrum. Über den 
Kernbereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
hinaus fördert sie Forschungsvorhaben und ergreift 
Maßnahmen in folgenden Bereichen: 

Frau und Beruf 

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen, insbesondere 
von verheirateten Frauen nimmt kontinuierlich zu. 
57 % der verheirateten Frauen im Alter zwischen 30-
45 Jahren sind erwerbstätig. Dabei ist das Qualifika-
tionsniveau der jüngeren Frauen im Vergleich zu den 
älteren Frauen im Durchschnitt höher. Andererseits 
wird die dauerhafte Eingliederung von Frauen in das 
Erwerbsleben durch eine hohe Konzentration auf 
frauenspezifische Berufe, den strukturellen Wandel 
insbesondere in bezug auf den wachsenden Einsatz 
neuer Technologien und einem — familiär bedingten 
— diskontinuierlichen Erwerbsverlauf erschwert. Un-
tersuchungen zielen daher auf eine Verbreiterung des 
Berufsspektrums und auf eine gezielte Förderung der 
EDV-Bildung. Hierzu zählen u. a. 

— ein Modellversuch „Multifunktionale Bürokom-
munikation — EDV-Ausbildung von Frauen für 
Frauen" 

— eine Untersuchung über Möglichkeiten zur Erhö-
hung des Studienanteils von Frauen in den Inge-
nieurwissenschaften. 

Eine weitere Untersuchung wird zu den Beschäfti-
gungswirkungen des EG-Binnenmarktes auf Frauen 
durchgeführt. 

Schutz von Frauen vor Gewalt 

Gewalt gegen Frauen — insbesondere sexuelle Ge-
walthandlungen bis hin zur Ausbeutung von Zwangs-
prostituierten — gehört zu den besonders dunklen 
Kapiteln im gesellschaftlichen Alltag. Um diesen Er-
scheinungen entgegenzuwirken, fördert (und plant) 
das BMJFFG z. Z. u. a. folgende Vorhaben: 

— Verbesserung der Beratungsarbeit für mißhan-
delte Frauen und gewalttätige Männer 

— Erstellung von Kursmaterialien zur „Fortbildung 
von Mitarbeiterinnen im Frauenhaus" 

— Entwicklung einer Lehrgangskonzeption für Lan-
despolizeischulen zur Durchführung von Fortbil-
dungsveranstaltungen über das Thema „Gewalt 
gegen Frauen" sowie die Entwicklung eines Orga- 
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nisationsmodells für die örtliche Zusammenarbeit 
zwischen der Polizei und den für die Opferhilfe 
zuständigen sozialen Fachstellen 

— ein Forschungsvorhaben zu Menschenhandel mit 
ausländischen Frauen einschließlich Heiratshan-
del und Prostitutionstourismus; darüber hinaus 
wird unter Kostenbeteiligung des Landes Baden-
Württemberg seit Mitte 1988 das wissenschaftlich 
begleitete Modell einer „Beratungsstelle für aus-
ländische Frauen als Opfer des Menschenhandels" 
in Stuttgart gefördert. 

Frauen und Medien 

Mit Sorgfalt muß die Programmgestaltung im Medien-
bereich beobachtet werden. Mit dem Aufkommen der 
privaten Rundfunksender hat sich z. B. der Aufkauf 
jener amerikanischen Medienware verstärkt, die 
nicht selten geschlechtsspezifische Rollenstereotypen 
transportiert und entsprechende Einstellungen und 
Verhaltensweisen bei Zuschauerinnen und Zuschau-
ern möglicherweise verstärkt. Das BMJFFG wird eine 
empirische Untersuchung vergeben, die Aufschluß 
darüber geben soll, ob und in welchem Ausmaß der-
artige Rollenstereotypen in den Unterhaltungsserien 
für das Selbstverständnis insbesondere jüngerer Men-
schen wirksam werden. 

Frauen und Gesundheit 

In den letzten Jahren hat es in der Bundesrepublik 
Deutschland eine zunehmend breitere Diskussion um 
neue Forschungsansätze und praktische Projekte zum 
Thema Frauen und Gesundheit gegeben. Mit der Ver-
ankerung des Schwerpunktes „Frauenspezifische Be-
lastungen und Gesundheitsverhalten" im Programm 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund-
heit 1983 bis 1986" der Bundesregierung wurde der 
förderungspolitische Wille bekundet, Frauenfragen in 
gesundheitspolitische Belange mit einzubeziehen. 

Darüber hinaus werden u. a. eine Untersuchung zum 
Projekt „Gesundheitshandeln und Lebensweisen von 
Frauen aus unteren und mittleren sozialen Schichten" 
und ein Modellprojekt „Aufsuchende und beglei-
tende Hilfen in der Müttergenesung " durchgeführt, 
das Müttergenesungskuren in ein Vor- und Nachsor-
gekonzept einbinden soll. 

Frauen in Familie, Politik und Gesellschaft 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebungen, 
die zu einer Verbesserung der Teilhabe von Frauen 
am politischen und gesellschaftlichen Leben führen. 
So hat sie z. B. das Wahlverhalten junger Frauen un-
tersuchen lassen, da diese sich in den letzten Jahren 
immer weniger an Wahlen in Bund, Ländern und Ge-
meinden beteiligten. Daneben hat sie Studien und 
Veröffentlichungen gefördert, die sich mit der zuneh-
menden Institutionalisierung der Frauenpolitik bef as-
sen. Sie hat dem Deutschen Bundestag eine umfas-
sende Bestandsaufnahme über Gleichstellungsstellen 
in Bund, Ländern und Gemeinden vorgelegt (BT-

Drs. 11/4893) und hat die Ergebnisse eines Seminars 
über die institutionellen Voraussetzungen der Gleich-
berechtigung in den Mitgliedstaaten der EG, das sie 
zusammen mit der EG-Kommission durchgeführt 
hatte, in einer Dokumentation zusammengefaßt. 

Im Januar 1988 wurde eine Interministerielle Arbeits-
gruppe „Frauen in Forschung und Technik" gegrün-
det, die eine Bestandsaufnahme der frauenrelevanten 
Forschungsvorhaben der Bundesministerien 1985 bis 
1988 vorlegen wird. Darüber hinaus erstellen Bund 
und Länder z. Z. eine Bestandsaufnahme der Situation 
von Frauen im Bereich der Wissenschaft. 

Die Ergebnisse der Frauen- und frauenrelevanten 
Forschung bilden eine wesentliche Grundlage für die 
Initiativen der Bundesregierung zur Verwirklichung 
der Gleichberechtigung. Gleichberechtigung ist aber 
nicht ausschließlich Sache des Gesetzgebers und der 
staatlichen Verwaltung; Abbau von Benachteiligun-
gen der Frau und ein gleichberech tigtes Miteinander 
der Geschlechter lassen sich nicht allein durch Ge-
setze herbeiführen, sondern brauchen einen Bewußt-
seinswandel der öffentlichen Meinung. 

Alternsforschung 

Politik für ältere Menschen gehört angesichts der tief-
greifenden demographischen Veränderungen in den. 
kommenden Jahrzehnten zu den aktuellen Aufga-
benschwerpunkten der Bundesregierung. Zur Bewäl-
tigung des demographischen Wandels werden um-
fangreiche Anpassungsleistungen unserer Gesell-
schaft und Wirtschaft erforderlich sein. Dies verlangt 
auch eine deutliche Intensivierung der Alternsfor-
schung, um wissenschaftlich abgesicherte Entschei-
dungsgrundlagen für die Politikgestaltung zu erhal-
ten. 

Schwerpunkte in diesem Bereich liegen somit zu-
nächst auf der vielschichtigen Situa tions- und Be-
darfsanalyse. Darauf aufbauend werden bestehende 
und alternative Hilfen und Einrichtungen empirisch 
untersucht und modellhaft erprobt. Das Interesse kon-
zentriert sich insbesondere auf die Möglichkeiten am-
bulanter und mobiler Hilfsdienste, auf die Verhält-
nisse und Bedürfnisse im Wohnbereich, auf Eigenak-
tivitäten in den Sektoren Gesundheit, Pa rtnerschaft, 
Sport, Freizeit, Bildung, Kultur sowie auf die Selbsthil-
fepotentiale älterer Menschen, auf die Lage der Fami-
lienangehörigen und der professionellen Pflege- und 
Betreuungspersonen, hier vor allem der Frauen. 

Empirische Rechtsforschung des BMJ 

Die empirische Rechtsforschung des Bundesministeri-
ums der Justiz (BMJ) stellt einen wesentlichen Beitrag 
zur Kultur der Bundesrepublik dar; denn Rechtskultur 
umfaßt nicht nur die soziologischen Elemente des 
Rechts, sondern verweist auch unmittelbar auf die 
Kultur, d. h. die Lebensform einer Gesellschaft. Sie 
wird nicht unwesentlich durch das Recht bestimmt. 
Dabei hängt das kulturelle Niveau des Rechts nicht 
nur von dem Normensystem selbst oder den rechtsan-
wendenden Organen ab, sondern vor allem von Bil- 
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dung, Medien und Alltagswelt. Sie formen das Rechts-
bewußtsein des Bürgers ganz entscheidend, wovon 
wieder sein soziales und rechtliches Verhalten be-
stimmt wird. Recht und Kultur hängen somit eng mit-
einander zusammen. 

Mit Hilfe der Rechtstatsachenforschung werden nach 
sozialwissenschaftlichen Methoden die sozialen, poli-
tischen und tatsächlichen Bedingungen der Entste-
hung und der Wirkung der Rechtsnormen untersucht. 
Neben der Vorbereitung und Evaluierung laufender 
Gesetzgebungsvorhaben (z. B. in den Bereichen Ver-
braucherschutz, Insolvenz, Familienrecht, Verfah-
rensrecht) geht es in einem Forschungsschwerpunkt 
vor allem um strukturelle Fragen der Justiz, d. h. ihre 
Organisation und ihre Prozeduren sowie das Zusam-
menspiel außer- und innergerichtlicher Konfliktlö-
sung. Gerade diese Forschungen dienen dem gesell-
schaftspolitisch wichtigen Bemühen, zu einem ausge-
wogenen Verhältnis von formeller und informeller Ju-
stiz zu gelangen. 

Die Kriminologie stellt dementsprechend empirisches 
und theoretisches Wissen für den speziellen straf-
rechtlichen Bereich zur Verfügung. Ra tionale Straf-
rechtspolitik ist auf empirische Erkenntnisse über die 
Wirklichkeit des Strafrechts, von den Erscheinungs-
formen, Ursachen und Entwicklungen der Kriminali-
tät bis hin zu Strafvollstreckung und Strafvollzug, an-
gewiesen. Solche Erkenntnisse werden benötigt, da-
mit Problemlagen, die sich aus gesellschaftlichen Ent-
wicklungen ergeben, rechtzeitig erkannt, die Erfor-
derlichkeit und Eignung strafrechtspolitischer Maß-
nahmen beurteilt und ihre Auswirkungen überprüft 
werden können. Die Forschungsmaßnahmen er-
streckten sich in den letzten Jahren vor allem auf die 
Gebiete des Terrorismus und des Extremismus, der 
Wirtschaftskriminalität, der Jugendstrafrechtspflege 
sowie des Täter-Opfer-Ausgleichs im Rahmen des 
Strafverfahrens. 

2.22 Querschnittsaktivitäten, 
Technikfolgenabschätzung 
(Förderbereich W) 

Technikfolgenabschätzung (TA) 

Um verantwortliche politische Entscheidungen zu er-
möglichen und Vertrauen zu begründen, kommt der 
Erforschung und Klärung von Chancen und Risiken 
neuer Technologien große Bedeutung zu. Aber auch 
unternehmerische Entscheidungen über den prakti

-

schen Einsatz neuer technischer Methoden und Ver-
fahren sowie über die Einführung neuer Produkte er-
fordern immer häufiger umfangreiche TA-Untersu-
chungen. 
Aufgrund möglicher kurz- oder langfristiger Auswir-
kungen technischer Innovationen auf das menschli-
che Individuum, auf Gesellschaft und Umwelt sind vor 
der praktischen Anwendung Chancen und Risiken 
nicht nur unter wissenschaftlich-technischen und 
ökonomischen Gesichtspunkten, sondern auch unter 
sozialen, ökologischen und ethischen Aspekten abzu-
schätzen und verantwortungsbewußt gegeneinander 
abzuwägen. 

Die TA ist dabei nur ein, allerdings wichtiges, Hilfs-
mittel für einen rationalen und sachgerechten Diskus-
sions- und Entscheidungsprozeß, der auf wissen-
schaftlich fundierten Erkenntnissen und Urteilen auf-
bauen muß. 
Die Bundesregierung hat die Arbeiten der Enquête-
Kommission Technikfolgenabschätzung mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgt; sie mißt, auch in Kenntnis 
der vorgelegten Ergebnisse, der TA nach wie vor eine 
hohe Bedeutung bei und trägt dafür Sorge, 
— daß eine breite methodische Grundlage gelegt 

wird, um TA-orientiertes Wissen erarbeiten zu 
können 

— daß dieses Wissen für öffentliche Diskussionen 
verfügbar gemacht wird und 

— daß der innerwissenschaftliche und öffentliche 
Dialog über politisch aktuelle TA-Fragen in Gang 
gesetzt wird. 

Sie hat seit 1982 eine ganze Reihe von Forschungsthe-
men, die diesen Aufgaben gerecht werden, in ihre 
Förderprogramme — z. B. Fertigungstechnik, Fachin-
formation, Biotechnologie, Informations- und Kommu-
nikationstechnik sowie Lasertechnik — aufgenom-
men. 

Sie hat ferner mehrere Maßnahmen ergriffen, um ih-
ren Beitrag zur umfassenden TA-Diskussion politisch 
wichtiger Themen wie „Saurer Regen und Waldschä-
den", „In-vitro-Fertilisation, Genomanalyse und Gen-
therapie" sowie „Informationstechnik" zu leisten. 

In der Broschüre „Technikfolgenabschätzung" vom 
Juli 1987 hat der BMFT eine Zwischenbilanz seiner 
TA-Förderung seit 1982 gezogen. 

Auf der Basis der bis dahin gewonnenen Ergebnisse 
und Erfahrungen hat der BMFT sein Förderkonzept 
zur Technikfolgenabschätzung seit 1988 neu ausge-
richtet. Die Grundzüge dieses Konzeptes wurden in 
der Antwort der Bundesregierung zur Großen An-
frage Technikfolgenabschätzung formuliert. 

So soll — neben der Fortführung vom BMFT vorgege-
bener sog. „politiknaher" Themen — verstärkt auch 
die TA-Forschung gefördert werden, wobei im letzte-
ren Fall  auch Fragestellungen von der Wissenschaft 
selbst vorgeschlagen werden können. Ziele dieser 
Förderung sind die Verbreiterung der theore tischen 
TA-Basis und die Verbesserung der TA-Infrastruktur. 
Grundlage für die Förderung der TA-Forschung sind 
die von einem hochrangig besetzten Sachverständi-
genausschuß „Grundsatzfragen und Programmper- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

spektiven der Technikfolgenabschätzung" erarbeite-
ten Empfehlungen, die dieser im Juli 1989 in Form 
eines Memorandums dem BMFT übergeben hat. Die-
ses Memorandum wurde ebenfalls als Broschüre ver-
öffentlicht. 

Das Memorandum bildet eine wich tige Grundlage für 
die Formulierung eines neuen TA-Programms des 
BMFT, das 1990 veröffentlicht werden soll. 

Konzertierungsgremien, die Empfehlungen bezüglich 
neuer technologischer Entwicklungen geben sollen, 
sind wie bisher ein wich tiger Bestandteil der TA-Akti-
vitäten. Für 1990 ist die Einberufung von weiteren 
Gremien beabsichtigt: 

— Eine Experten-Kommission zur CIM-Bewertung 
(CIM = „Computer Integrated Manufacturing", 
d. h. durch Computer gesteuerte Fertigung) soll 
versuchen, zu einer Abschätzung der Auswirkun-
gen der CIM-Technologie in ihren verschiedenen 
Reife- und Einführungsstadien zu gelangen. 

Sie soll auf der Basis der vorgenommenen Bewer-
tungen einen Katalog von Handlungsempfehlun-
gen erarbeiten, der sich an die Tarifpartner, den 
BMFT und die Exekutive insgesamt richten 
kann. 

— Eine Kommission „Neurobiologie / Hirnforschung-
Neuroinformatik, Künstliche Intelligenz (KI) " soll 
auf der Basis einer Bewe rtung des derzeitigen Wis-
senstands in der Hirn- und KI-Forschung u. a eine 
Gegenüberstellung von Hirn- und KI-Leistungen 
vornehmen, die mittelfristigen Perspektiven der 
Hirn- und KI-Forschung aufzeigen und Vorschläge 
entwickeln, wie die Erkenntnisse der Neurobiolo-
gie in die Grundlagenforschung zur Informatik 
kontinuierlich eingebracht und sinnvoll nach ih-
rem technischen Poten tial untersucht werden kön-
nen. 
Sie soll ferner Orientierungswissen über die ge-
nannten Forschungsbereiche für eine Öffentlich-
keit erarbeiten, die vom Bild der weitgehenden 
Ersetzbarkeit von Hirnleistungen durch maschi-
nelle Intelligenz ausgeht. Dabei soll aufgezeigt 
werden, an welchen Stellen und in welcher Form 
die Ergebnisse beider Wissenschaftsdisziplinen in 
Wirtschaft und Gesellschaft mittelfristig wirksam 
werden können und wo dabei ethische und mora-
lische Fragen berührt werden. 

Im neuen TA-Konzept des BMFT werden auch einige 
am langfristigen Bedarf unserer Gesellschaft orien-
tierte „Zukunftsaufgaben" als neue Themen aufge-
griffen, die mehr oder weniger eng mit dem Bereich 
TA verbunden sind. Folgende Themen wurden struk-
turiert und in Angriff genommen: 

— Bewältigung des demographischen Wandels, For-
schung und Entwicklung für ein aktives Alter 

Die Auswirkungen des demographischen Wandels 
auf die Lebensbedingungen der älteren Genera-
tion und auf unsere Gesellschaft insgesamt stellen 
eine besondere Herausforderung an die For-
schungs- und Technologiepolitik dar. Mit einem 
neuen Förderkonzept „Forschung und Entwick-
lung für ein aktives Alter" hat der BMFT diese 
Herausforderung angenommen. 

Die geplanten Forschungsvorhaben des BMFT ha-
ben zum Ziel, die grundlagenorientierte For-
schung über Situa tion alter Menschen, Ablauf von 
Alternsprozessen und Strategien erfolgreichen Al-
terns durch die Förderung von Projekten und neue 
Förderinstrumente zu stärken. Hinzu kommen res-
sortspezifische Vorhaben im Bereich „Gesundheit 
im Alter" (im Rahmen der Gesundheitsforschung) 
und im geplanten Förderschwerpunkt „Altersge-
rechte Technik". 

— Verhältnis von Arbeit, Technik und Freizeit 
Angesichts der fortschreitenden Arbeitszeitver-
kürzung einerseits und der Entwicklung neuer 
Produktionskonzepte und Beschäftigungsformen 
andererseits zeichnet sich ein Wandel ab im Ver-
hältnis von Arbeit und Freizeit. Die A rt , wie Frei-
zeit genutzt und erlebt wird, und der Stellenwert, 
der Aktivitäten außerhalb der Erwerbsarbeit bei-
gemessen wird, stehen in einem wechselseitigen 
Spannungsverhältnis zu den Anforderungen am 
Arbeitsplatz und den sich do rt  vollziehenden tech-
nologischen und organisatorischen Veränderun-
gen. Die Forschungspolitik wird zukünftig ver-
stärkt die Wechselwirkungen zwischen Arbeit und 
Freizeit beachten, um die gesellschaftlichen Kon-
sequenzen einer Individualisierung von Lebenssti-
len zu erfassen, die einhergeht mit einer Neube-
stimmung der Wertigkeiten von Erwerbsarbeit und 
Freizeit. 

Neben der eingangs erwähnten Stärkung der TA

-

Infrastruktur durch Förderung der TA-Grundlagen-
forschung leistet der BMFT weiterhin einen wich tigen 
Beitrag zum Ausbau der Kapazitäten für TA-For-
schung durch weitere Förderung der TA-Arbeitsein-
heiten in den Großforschungseinrichtungen. 
In einer Wechselwirkung zu den TA-Aktivitäten ste-
hen die Arbeiten zur Früherkennung von Chancen 
und Risiken sowie der Vorsorge- und Wirkungsfor-
schung. 
In den letzten Jahren wurde die Methodenentwick-
lung zur Früherkennung technologischer Chancen 
und Entwicklungen wie auch zur Früherkennung von 
Umweltrisiken weitergeführt. Die Zwischenergeb-
nisse wurden im Januar 1989 in einem Sachverständi-
genkreis diskutiert und in einem Bericht dokumen-
tiert. Dabei wurden auch die grundsätzlichen Schwie-
rigkeiten und die Grenzen der Früherkennung deut-
lich. 
Arbeiten zur Vorsorge- und Wirkungsforschung wer-
den im wesentlichen als integraler Bestandteil der 
Fachprogramme des BMFT vorgenommen. 
Die TA-Aktivitäten der Bundesregierung sind im Zu-
sammenhang zu sehen mit den entsprechenden Ar-
beiten anderer Länder und internationaler Organisa-
tionen. Hierbei sind vor allem das Programm MONI-
TOR/FAST der EG-Kommission und die Untersu-
chungen des amerikanischen Office of Technology 
Assessment (OTA) für die Bundesregierung von Inter-
esse. So wurde im Oktober 1988 eine gemeinsame 
Tagung mit Experten des OTA in Bonn durchgeführt, 
weitere internationale Tagungen sind vom BMFT ge-
plant. Das MONITOR-Programm der EG wird von der 
Bundesregierung soweit wie möglich mitgestaltet und 
die Beteiligung deutscher Forschungsstellen daran 
unterstützt. 
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Sonderprogramm zur Förderung ausgewählter 
Forscher und Forschergruppen 

Stand und Qualität wissenschaftlicher und techni-
scher Entwicklung eines Landes werden, im interna-
tionalen Vergleich und in der Rückwirkung auf Wis-
senschaft und Forschung des L andes selbst, wesent-
lich mitgeprägt durch die besonderen Leistungen 
einzelner Forscher und Forschergruppen. Zur weite-
ren Intensivierung herausragender Forschung in 
Deutschland haben Bund und Länder auf Ini tiative 
des BMFT 1985 ein Sonderprogramm zur Förderung 
ausgewählter Forscher und Forschergruppen be-
schlossen. Sein Ziel ist es, die Arbeitsmöglichkeiten 
hervorragender Forscher und Forschergruppen zu 
verbessern, sie von administrativem Arbeitsaufwand 
zu entlasten und die Mitarbeit besonders qualifizierter 
jüngerer Wissenschaftler zu erleichtern. Durch diese 
besondere Förderung sollen zugleich hervorragende 
Forschungsleistungen anerkannt werden. Bund und 
Länder finanzieren das Programm im Verhältnis 
75 : 25. Das zunächst auf ein Gesamtvolumen von 
rund 150 Mio DM — verteilt über 9 Jahre — angelegte 
Programm steht 1991 zur Verlängerung an . 

Das Programm wird von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG) in eigener Verantwortung durch-
geführt. Sie vergibt hierzu seit 1986 den „Förderpreis 
für deutsche Wissenschaftler im Gottf ried-Wilhelm-
Leibniz-Programm". Es werden jährlich etwa 10 For-
scher oder Forschergruppen ausgezeichnet. Die Preis-
träger können besonders flexibel einsetzbare Förder-
mittel in Höhe von bis zu 3 Mio DM, verteilt auf 
5 Jahre, erhalten. 

Austausch von Wissenschaftlern 

Die Bundesregierung mißt dem Wissenstransfer auf 
dem Wege des Austausches von Wissenschaftlern 
nach wie vor hohe Bedeutung bei. 

Die Programme des Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienstes (DAAD) und der Alexander von Hum-
boldt-Stiftung (AvH) — vgl. auch Teil V, Ab-
schnitte 2.2 und 2.3 — , finanziert insbesondere vom 
Auswärtigen Amt bzw. vom BMBW, werden durch fol-
gende Programme des BMFT im Bereich der Natur- 
und Ingenieurwissenschaften sowie der Medizin 
(1989 rund 13 Mio DM) ergänzt: 

— Sonderforschungsstipendien und Forschungs-
preise auf Gegenseitigkeit für hochqualifizierte 
ausländische Wissenschaftler zur Durchführung 
von Forschungsvorhaben an deutschen For-
schungseinrichtungen (ca. 50 Stipendiaten und 
ca. 10 Forschungspreise pro Jahr) über die Alexan-
der von Humboldt-Stiftung 

— Forschungskooperation Europa, 60 bis 80 For-
schungsstipendien an junge hochqualifizierte aus-
ländische Wissenschaftler aus westeuropäischen, 
insbesondere kleineren EG-Staaten zur Durchfüh-
rung konkreter Forschungsvorhaben an deutschen 
Forschungseinrichtungen u. a. auch im Rahmen 
von zeitlich bef risteten Partnerschaften, ebenfa lls 
über die Alexander von Humboldt-Stiftung 

— USA-Sonderprogramm, Verleihung des „ Hum-
boldtpreises " an anerkannte Natur- und Inge-
nieurwissenschaftler sowie Mediziner verbunden 
mit einer Einladung an ein deutsches Forschungs-
institut zu einer längerfristigen Mitarbeit (ca. 90 
Preisträger pro Jahr über die AvH) 

— „Max-Planck-Forschungspreis" an international 
anerkannte ausländische und deutsche Wissen-
schaftler für hervorragende wissenschaftliche 
Leistungen. Im Endausbau sollen jährlich bis zu 
30 Preise zur Förderung projektorientierter Koope-
rationen und langfristig angelegter Institutspart-
nerschaften zwischen diesen Wissenschaftlern 
vergeben werden, um durch dauerhafte und inten-
sivierte Zusammenarbeit internationale Spitzen-
leistungen zu ermöglichen. Die Vergabe erfolgt 
durch AvH und MPG. 

— Förderung der wissenschaftlichen Beziehungen 
mit der Akademie der Wissenschaften sowie dem 
Gesundheitsministerium der UdSSR durch den 
Austausch von deutschen und sowjetischen Wis-
senschaftlern auch im Rahmen gemeinsamer Pro-
jekte über die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(insgesamt ca. 400 deutsche bzw. sowjetische Wis-
senschaftler) 

— Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Wissenschaftlern in den beiden deutschen Staaten 
durch Austausch von Wissenschaftlern, gemein-
same Forschungsprojekte usw. auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung zwischen der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Aka-
demie der Wissenschaften der DDR vom Dezember 
1988. Außerhalb dieser Vereinbarung kann die 
DFG auch Einladungen von Wissenschaftlern aus 
dem jeweiligen anderen Staat zu Kontakt- und 
Vortragsreisen oder zu kurzfristigen Forschungs-
aufenthalten sowie wissenschaftliche Literatur für 
wissenschaftliche Einrichtungen in der DDR finan-
zieren. 

— Zusammenarbeit deutscher und chinesischer Wis-
senschaftler bei gemeinsamen Forschungsprojek-
ten im Rahmen der Zusammenarbeit der Max-
Planck-Gesellschaft und der Academia Sinica (ca. 
40 chinesische und ca. 40 deutsche Wissenschaft-
ler und 8 bis 10 Wissenschaftlergruppen). 

Unter dem Aspekt der Förderung der wissenschaftli-
chen Leistungsfähigkeit der Entwicklungsländer ar-
beitet der BMZ mit AvH, DAAD und DFG in folgen-
den Programmen zusammen: 

— Sonderforschungstipendien für Wissenschaftler 
aus Entwicklungsländern über die AvH (1988: 
69 Stipendien) 

— Stipendien für postgraduale entwicklungsbezo-
gene Aufbaustudien an deutschen Hochschulen 
über den DAAD (1988: 157 Stipendien) 

— Stipendien für Sur-place-Studien an Hochschulen 
in Entwicklungsländern im postgradualen Bereich 
über den DAAD (1988: über 700 Stipendien) 

— Förderung von Forschungskooperationen zwi-
schen deutschen Wissenschaftlern und solchen aus 
Entwicklungsländern zusammen mit der DFG 
(1988: 18 Projekte). 
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Sondermittel zur internationalen Zusammenarbeit 

Der BMFT ergänzt damit die entwicklungspolitischen 
Maßnahmen des BMZ (vgl. im einzelnen Teil IV, Ka-
pitel 5 und Teil V, Abschnitt 6.14.1), die u. a. den Auf-
und Ausbau der wissenschaftlich-technologischen In-
frastruktur (Technologiezentren, Forschungsinstitute, 
wissenschaftliche Untersuchungsdienste) in den Ent-
wicklungsländern unterstützen. Beide Ministerien ar-
beiten bei der Förderung von Forschung und Techno-
logie für die Dritte Welt eng zusammen. Sie werden 
dabei vor allem von der Arbeitseinheit Gate (German 
Appropriate Technology Exchange) der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit unter-
stützt. 

2.23 Wehrforschung und -technik 
(Förderbereich X) 

Umfeld wehrtechnischer Forschung und Entwicklung 
(FuE) 

Wehrtechnische Forschung und Entwicklung sind in 
die nationale Forschungs- und Entwicklungs-Politik 
eingebettet. Eine Analyse staatlichen Handelns in 
diesem Umfeld zeigt Unterschiede zu unseren Alli-
anzpartnern: 

— FuE in der Bundesrepublik Deutschland wird zu 
weniger als 40 % (ca. 22 Mrd DM) aus staatlichen 
Kassen finanziert, die Wirtschaft trägt über 60 % 
als eigene Aufgabe selbst. Bei den Partnern liegt 
der staatliche FuE-Finanzierungs-Prozentsatz da-
gegen erheblich höher. 

— Von den staatlichen FuE-Aufwendungen der Bun-
desrepublik Deutschland dienen dagegen nur 
etwa 3 Mrd DM, d. h. rd. 13 %, wehrtechnischer 
Forschung und Entwicklung. 

In den USA dagegen gingen 1988 68 %, in Groß-
britannien 49 % und in Frankreich 38 % der staat-
lichen FuE-Aufwendungen in die Verteidigung: 
Dies bedeutet, daß in den Partnerländern damit 
„ziviler" FuE-Bedarf häufig in Form von „ add-on "- 
Maßnahmen zu wehrtechnischen Programmen ge-
deckt wird. 

In der Bundesrepublik Deutschland zielen staatli-
che FuE-Anstrengungen vorrangig auf zivile FuE

-

Förderung und hier insbesondere auf die Förde-
rung der Grundlagenforschung und eine breit an

-

gelegte Vorsorge für die Entfaltung menschlicher 
Lebenschancen und die Sicherung des sozialen 
Fortschritts. 

Die ressortspezifischen FuE-Anstrengungen des 
BMVg setzen, wie die übrige Ressortforschung 
auch, ihrerseits auf diese breite wissenschaftliche 
Basis in Form von „add-on"-Programmen oder er-
gänzenden Programmen auf. 

— Die Bundesregierung verzichtete beim Aufbau der 
Bundeswehr weitgehend auf eigene wehrtechni-
sche Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
und stützt sich im wesentlichen auf externe wis-
senschaftliche Exper tise. 

Gründe für nationale wehrtechnische FuE 

Für die Aufrechterhaltung der Verteidigungsbereit-
schaft wie für eine aktive Entspannungspolitik sind 
wehrtechnische FuE unverzichtbar. 

— Akzeptanz und Glaubwürdigkeit unserer Sicher-
heitspolitik hängen gleichermaßen von technolo-
gisch hochwertiger Deckung des Bedarfs an Rü-
stungsgütern im Bündnis, wie von der Verfügbar-
keit der Technologie zur Ve rifikation von Abrü-
stungsmaßnahmen ab. 

— Beides stellt hohe Anforderungen an die techni-
sche Urteilsfähigkeit des BMVg. Für die Fortent-
wicklung sicherheitspolitischer Konzepte wird 
wissenschaftlich abgesicherte Urteilsfähigkeit be-
nötigt; Urteilsfähigkeit ist gleichzei tig wesentliche 
Voraussetzung für kritisches Beschaffungsverhal-
ten. 

— Auch für unsere Bündnisfähigkeit gilt: Nur Partner 
mit abgesicherter technologischer Grundlage kön-
nen ihre Positionen zur Fortentwicklung der Si-
cherheitspolitik in der Allianz durchsetzen. 

— Ressourcenknappheit bei komplexer werdender 
Technik zwingt zunehmend zur Ressourcenbün-
delung. Kooperation stellt hohe Anforderungen an 
die Partner: Nur wer inte rnational wettbewerbsfä-
hige Technik einbringt, kann sich in der Koopera-
tion durchsetzen. Fehlende technische Kompetenz 
führt im Ergebnis häufig zu einer Zunahme der 
Auslandskäufe. Das BMVg setzt auf Kooperation: 
70 % der Großprojekte sollen in internationaler 
Zusammenarbeit realisiert werden. Kooperations-
und Wettbewerbsfähigkeit sind damit zentrale 
Gründe für eigene FuE-Anstrengungen. 

Wegen der ständig wachsenden Komplexität der 
Technik wird die Kooperation in Zukunft früher zu 
beginnen haben — und sie wird ihren Charakter 
ändern: 

— Nicht erst zu Beginn von Produktentwicklungen, 
sondern bereits zur Erschließung und spätestens 
zur Bewertung neuer Techniken ist Ressourcen-
bündelung notwendig. 

Dabei wird sich Kooperation — über die internatio-
nale Zusammenarbeit bei großen Entwicklungs-
programmen hinaus — auch in der eigentlichen 
Forschung selbst nicht wie bisher auf den Aus-
tausch von Informationen und Fachleuten be- 
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schränken können. Die Zahl der Programme, die 
grenzübergreifend integ riert geplant und durch-
geführt werden, wird wachsen. Erste bilaterale 
Vorhaben mit den USA und mit Frankreich, aber 
auch die IEPG-Initiative EUCLID, weisen den Weg 
(IEPG = Independent European Programme 
Group, EUCLID = European Coopera tion for the 
Long Term in Defence). 

— Ein weiterer Grund für eigene FuE ist, daß die 
Bedarfsdeckung nicht die Folge industrieller Be-
darfsweckung sein darf. 

Inhalte wehrtechnischer FuE 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers der Vertei-
digung wird das Feld der Forschung und Entwicklung 
(FuE) abweichend von der üblichen und dem Bericht 
sonst zugrundeliegenden Terminologie (vgl. Teil VI, 
Abschnitt 1.4) unterschieden zwischen 
— der Forschung im engeren Sinne (im folgenden 

abgekürzt F) 

— der Technologie, unter der hier nur die Aufwen-
dungen für die Vorphase der Entwicklung z. B. 
Studien etc. verstanden werden (im folgenden ab-
gekürzt T) und 

— der eigentlichen Entwicklung. 
Die Inhalte wehrtechnischer Forschung und Techno-
logien in dem dargestellten Sinne konzentrieren sich 
auf die Gewinnung externer und möglichst interes-
senneutraler Expertise sowie die Verbesserung des 
technischen Leistungsstandards: 

— Externe interessenneutrale Expertise: 

Für die Fortentwicklung der FuT-Konzeption zur 
Vorbereitung von Entwicklungs- und Beschaf-
fungsentscheidungen ist das Bundesministerium 
für Verteidigung wie bereits erwähnt weitgehend 
auf externe Expertise angewiesen und wendet sich 
daher an  institutionelle Forschungseinrichtungen, 
an Dienstleistungsunternehmen oder an  Inge-
nieurbüros. Für externe interessenneutrale Exper-
tise wurde aufgewandt: 

Mio DM Ist 1987 Ist 1988 Soll 1989 Soll 1990 

Dienstleistungs- 
unternehmen   156 161 144 135 
Ingenieurbüros   28 30 35 30 
Grundfinanzierte Ins titute   188 191 193 206 

Summe   372 382 372 371 

— Verbesserung des technischen Leistungsstan-
dards: 
Neben den Bedarf an  Urteilsfähigkeit tritt der Be

-

darf an  technischen Spitzenleistungen in Schwer

-

punktbereichen. Ohne sie verliert die Bundesrepu

-

blik Deutschland inte rnationale Kooperations- und 
Wettbewerbsfähigkeit; ohne sie büßt sie aber auch 
die Fähigkeit ein, sich auf Änderung des Bedro-
hungspotentials einzustellen. Hierfür wurden auf-
gewandt bei: 

Mio DM Ist 1987 Ist 1988 Soll 1989 Soll 1990 

Hochschulen/Universitäten 40 31 33 29 
Sonstige Forschungs- 
einrichtungen   46 53 50 49 
Industrie   479 432 383 350 

Summe   565 516 466 426 

Für wehrtechnische Forschung und Technologie wer-
den vom Bundesministerium der Verteidigung damit 
insgesamt eingesetzt: 

Mio DM Ist 1987 Ist 1988 Soll 1989 Soll 1990 

Summe FuT   937 898 838 797 

Ziel der wehrtechnischen Entwicklung ist es, aufbau-
end auf den Ergebnissen der wehrtechnischen For-
schung und Technologie die Modernisierung der Bun-
deswehrausrüstung auf der Grundlage der Konzep-
tion der Bundeswehr und daraus abgeleiteter konzep-
tioneller Forderungen durch Bereitstellung einfüh-
rungsreifen Materials — in weitgehender Zusammen-
arbeit mit den Bündnispartnern — vorzubereiten. 

Im Vorfeld der Entwicklung von Waffensystemen und 
Geräten tragen Technologie- und Realisierbarkeits-
studien sowie Komponenten- und Experimentalent-
wicklungen dazu bei, das technische, zeitliche und 
finanzielle Risiko künftiger Vorhaben zu begrenzen. 

Der Bereich „Waffensystem und Geräte" umfaßt die 
Entwicklung und Erprobung konkret geforderten 
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Wehrmaterials vom Konzept bis zum technisch reifen, 
truppenverwendbaren und in Serie beschaffbaren 
Produkt. 

Aus Gründen der Standardisierung/Interoperabilität 
und zur Vermeidung von Doppelarbeit ist die Zusam-
menarbeit im Nordatlantischen Bündnis (NATO) stän-
dige Praxis (siehe hierzu auch Teil IV, Ab-
schnitt 2.4). 

Nur wenige Entwicklungsvorhaben werden aus-
schließlich national durchgeführt. 

FuT im Verteidigungshaushalt 

— Die langfristige Grundlage der Planung bildet die 
Teilkonzeption-FuT; sie leitet aus der Konzeption 
der Bundeswehr und den allgemeinen FuT-Vorga-
ben die Ziele wehrtechnischen FuT-Handelns ab, 
setzt Prioritäten und definiert Vorgaben zur Errei-
chung der Ziele. Dabei berücksichtigt sie den der-
zeitigen Grad der Erfüllung von Verteidigungsauf-
gaben, die erkennbaren naturwissenschaftlich-
technischen Trends und die gesamtwirtschaftli-
chen Folgewirkungen wehrtechnischer FuT. Die 
Teilkonzeption-FuT wird bei Bedarf fortgeschrie-
ben. 

— Die mittelfristige FuT-Planung wird im Planungs-
vorschlag-FuT zum Bundeswehr-(Bw)Plan festge-
schrieben. Er aktualisiert jährlich die Aussagen der 
Teilkonzeption-FuT und setzt Schwerpunkte nach 
Dringlichkeit; er ordnet damit der Erfüllung be-
stimmter Schwerpunktaufgaben Finanzmittel zu. 
Der durch die ,,Planungs-Konferenz" im BMVg 
verabschiedete Planungsvorschlag wird im Wo rt

-laut in den Textteil des Bw-Planes als FuT-Leitlinie 
aufgenommen. 

FuT-Schwerpunkte 

— Die Schwerpunkte unserer wehrtechnischen For-
schung und Technologie werden unter Beachtung 
folgender Überlegungen festgelegt: 

O ausgeprägter Eigenbedarf 

O nur die Bundesrepublik Deutschland hat einen 
solchen Bedarf 

O Zugang zu Partnerwissen ist verschlossen 

O drohende Abhängigkeit begrenzt unsere Fähig-
keit zur Entwicklung neuer Systeme 

O eigene technologische Kompetenz erleichtert 
die Entwicklungskooperation. 

— Zu unterscheiden sind grundsätzlich: Forschungs-
vorhaben, Studien zum Erhalt der Urteilsfähigkeit, 
Programme zur Realisierung von Verfahren und 
Techniken, Experimentalprogramme zur Validie-
rung von Komponenten und Baugruppen. 

— Die Anstrengungen zu wehrtechnischer For-
schung und Technologie sind auf folgende Ziele 
auszurichten: 

O Verbesserung der Fähigkeit zur Erarbeitung 
konzeptioneller Alternativen 

O Schaffung der Voraussetzungen für langfristig 
benötigte Entwicklungsfähigkeiten 

O termingerechte Bereitstellung der Technologie 
zur Deckung des geplanten Ausrüstungsbe-
darfs der Bundeswehr. 

Aktivitäten im Hinblick auf die ersten beiden Ziele 
werden der Forschung und der Zukunftstechnologie 
zugeordnet; solche, die dem dritten Ziel dienen, gehö-
ren zur Systemtechnologie, sofern sie die Entwicklung 
von Waffensystemen vorbereiten, deren Nutzung im 
Bedarfszeitraum des Bw-Planes vorgesehen ist. 

— Nach den Vorgaben der Teilkonzeption-FuT und 
unter Berücksichtigung der engen Wechselwir-
kung zwischen den konzeptionellen Vorstellun-
gen der Streitkräfte und dem absehbaren techno-
logischen Fortschritt sind folgende FuT-Schwer-
punkte festgelegt worden: 

O Verbesserung der Führungsinformations-, Auf-
klärungs- und Feuerleitsysteme 

O Untersuchungen zum Einsatz von Robottechni-
ken zur Personaleinsparung 

O Sensoren und Sensorkombinationen zur Ver-
besserung der Aufklärung, Zielerfassung, Ziel-
identifikation und Zielverfolgung 

O Konzipierung eines modularen Avionikkonzep-
tes 

O neue oder verbesserte Werkstoffe, Verbund

-

werkstoffe und Bauweisen für Wehrmaterial 

O Fahrzeugführung und -naviga tion unter Ver-
wendung neuester Sensoren und Techniken der 
Informationsverarbeitung und -übertragung 

O Optimierung von Triebwerken 

O Verbesserung der Lenkflugkörpertechnologie 

O Arbeiten an  neuen Waffen- und Munitionssy-
stemen 

O Verbesserung der Schutzmaßnahmen gegen 
konventionelle und atomare Muni tion 

O Elektronische Schutz- und Gegenmaßnahmen 
im Bereich Kommunikation, Radar, Optronik 
und Navigation 

O Arbeiten zur Lärmminderung bei Fluggerät. 

Wehrmedizin 

Zur Erfüllung des Auftrages des Sanitäts- und Ge-
sundheitswesens der Bundeswehr ist die wehrmedizi-
nische Forschung unerläßlich. 

Sie ist eine angewandte Forschung mit dem Ziel, 

— Mittel und Wege zu finden, die Gesundheit der 
Angehörigen der Streitkräfte im Frieden und Krieg 
zu schützen, zu erhalten und wiederherzustellen 

— die Widerstandskraft gegen besondere Umwelt-
einflüsse zu erhöhen 

— durch Ermittlung von Leistungs- und Belastungs-
profilen eine bessere Integra tion des Menschen in 
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die hochtechnisierte Umwelt zu ermöglichen und 
Gesundheitsstörungen frühzeitig erkennen und 
optimal behandeln zu können. 

Da der Anpassungsfähigkeit des Menschen an seine 
Umwelt enge Grenzen gesetzt sind, muß sich die 
wehrmedizinische Forschung intensiv mit gesund-
heitsbelastenden Einwirkungen der militärischen 
Umwelt auseinandersetzen und eine weitestgehende 
Reduzierung anstreben. 
Klar definiertes Ziel der wehrmedizinischen For-
schung ist der Schutz, der Erhalt und die Wiederher-
stellung der Gesundheit der Angehörigen der Streit-
kräfte unter allen denkbaren Bedingungen. Dies ist 
eine ausschließlich humanitäre Zielsetzung. 
Neben den sich aus dem Friedensauftrag des Sanitäts-
dienstes ergebenden wehrmedizinischen Fragestel-
lungen gilt die besondere Aufmerksamkeit der fach-
lich-wissenschaftlichen Vorbereitung der Versorgung 
kranker, verletzter und verwundeter Soldaten im 
Kriege. Hierzu sind die möglichen Bedrohungen zu 
analysieren und Mittel und Wege zu finden, diesen 
wirkungsvoll zu begegnen. 

Im Mittelpunkt stehen hierbei die konventionellen 
Waffen, zusätzlich ist besondere Aufmerksamkeit den 
ABC-Waffen zu widmen. 

Das Spektrum wehrmedizinischer Forschung umfaßt 
die gesamte Bandbreite der Medizin und ihrer Rand-
gebiete. 
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Teil Ill 

Forschungs- und Technologiepolitik in den Ländern 

1. Vorbemerkung 

Wie seit dem Bundesbericht Forschung 1984 üblich, 
enthält auch dieser Bericht Selbstdarstellungen der 
Länder zu ihrer Forschungs- und Technologiepoli-
tik. 

Neben den Grundsätzen und Schwerpunkten der For-
schungspolitik stellen die Länder ihre Hochschul- und 
außeruniversitäre Forschung sowie Maßnahmen der 
Technologieförderung und des Technologietransfers 
und besondere landesspezifische Förderungen dar. 

In ihren Berichten haben einige Länder darauf hinge-
wiesen, daß sie zur Verbesserung ihrer Forschungs-
struktur, z. T. unter Beratung von Fachkommissionen, 
Bestandsaufnahmen ihrer Forschungskapazitäten er-
stellt haben. 

Hieran anschließend haben die Landesregierungen 
Konzepte zur Stärkung der Forschung, der For-
schungsaktivitäten der Wirtschaft sowie zum Wis-
sens- und Technologietransfer entwickelt und z. T. 
bereits umgesetzt. 

Besondere Bemühungen gelten der verstärkten Zu-
sammenarbeit und dem Austausch zwischen Hoch-
schulforschung und Wirtschaft. Die Länder bemühen 
sich intensiv um die Förderung von Zukunftstechnolo-
gien, um die Wirtschaftsstruktur langfristig zu verbes-
sern. 

2. Forschungsförderung in den einzelnen 
Ländern: 

2.1 Baden-Württemberg 

1. Baden-Württemberg gehört, auch international ge-
sehen, zu den forschungsintensiven Regionen. Im 
Land haben 9 Universitäten, 6 Pädagogische Hoch-
schulen, 7 Kunsthochschulen und 38 Fachhoch-
schulen sowie 14 Institute der Max-Planck-Gesell-
schaft, 14 Forschungsinstitute, Arbeitsgruppen und 
Dienstleistungseinrichtungen der Fraunhofer-Ge-
sellschaft, 3 Großforschungseinrichtungen, 2 inter-
nationale Forschungseinrichtungen und 49 weitere 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen (ohne 
Museen) ihren Sitz. Hinzu kommen 10 Institute der 
industriellen Gemeinschaftsforschung. 1985 arbei-
teten 16,7 % des wissenschaftlichen Personals aller 
Hochschulen, 19,3 % des wissenschaftlichen Perso-
nals aller außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und 23 % des gesamten Forschungs- und 
Entwicklungspersonals der deutschen Industrie in 
Baden-Württemberg; der Bevölkerungsanteil liegt 
bei 15 %. Für Wissenschaft und Forschung hat 
Baden-Württemberg im Jahr 1988 4,6 Mrd DM auf-

gewandt (Nettoausgaben). Hiervon entfielen 
4,01 Mrd DM auf die Hochschulen und 630 Mio DM 
auf Wissenschaft und Forschung außerhalb der 
Hochschulen. An den Hochschulen Baden-Würt-
tembergs waren 1988 55 444 Personen beschäftigt, 
die Zahl der Stellen betrug 39 354; davon waren 
13 241 Stellen für Wissenschaftler und 26 113 Stel-
len für nichtwissenschaftliche Mitarbeiter. Die 
Drittmitteleinnahmen der Universitäten des Lan-
des lagen 1985 bei 360 Mio DM. 1987 bei 
439 Mio DM. Außerhalb der Hochschulen waren 
insgesamt 10 788 Personen (in Vollzeitäquivalen-
ten angegeben) in Forschung und Entwicklung tä-
tig, hiervon 4 193 Beschäftigte mit wissenschaftli-
cher Ausbildung. Knapp die Hälfte dieses FuE-Per-
sonals entfällt auf Großforschungseinrichtungen. 

In Baden-Württemberg waren 1987 in Forschungs-
stätten der Wirtschaft (ohne Institutionen der indu-
striellen Gemeinschaftsforschung) 67 867 Perso-
nen (Vollzeitäquivalente, also Mann-Jahre) tätig. 
Die gesamten internen Forschungs- und Entwick-
lungsaufwendungen der Wirtschaft betrugen 1987 
über 9 Mrd DM. Der Anteil der Patentanmeldun-
gen beim Deutschen Patentamt in München, der 
auf Anmelder aus Baden-Württemberg entfällt, 
liegt bei jährlich 22 bis 23 %. 

2. Der baden-württembergischen Wissenschafts- und 
Forschungspolitik stehen wirksame Förderinstru-
mente zur Verfügung: 

— das Forschungsschwerpunkteprogramm, das in 
den vergangenen Jahren mit jeweils 30 Mio DM 
ausgestattet wurde; 

— der Forschungspool mit jährlich ca. 10 Mio 
DM; 

— der kw-Stellenpool, der sich noch im Aufbau 
befindet und 1989 5,2 Mio DM sowie 1990 
6,5 Mio DM umfaßt; 

— das Fiebiger-Programm des Landes mit 200 
Stellen für den Zeitraum 1985 bis 1989. 

Nicht nur die Forschungsschwerpunkte, sondern 
auch das Instrumentarium der Förderpolitik bedarf 
einer ständigen Entwicklung. Um konzeptionelle 
Vorschläge für die Weiterentwicklung der For-
schung an den Universitäten mit einer längerfristi-
gen Perspektive zu erarbeiten und auf diese Weise 
günstige Entwicklungsbedingungen für die For-
schung an den neun Landesuniversitäten zu si-
chern, hat der Ministerrat eine Expertenkommis-
sion „Forschung Baden-Württemberg" beauftragt, 
die Universitätsstruktur des Landes vornehmlich 
unter dem Gesichtspunkt der Forschung zu über-
prüfen und Vorschläge für deren Weiterentwick- 
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Tabelle III/1 
(vgl. auch Tabelle VI/15) 

Wissenschaftsausgaben der Länderl) (ohne Gemeinden) 

Wissenschaftsausgaben 1985 Wissenschaftsausgaben 1987 Wissenschaftsausgaben 1988 
(Ist) (Ist) 

- 

(Soll) 
- - Land 

Mio DM % BIP 2) 

DM 
je Einw % Mio DM BIP z) DM je Einw. % Mio DM 

% BIP 2) DM je 
Einw 

% 

Baden-Württemberg   3 801,7 1,32 411 15,9 4 332,6 1,34 467 16,4 4 570,9 1,35 487 16,6 
Bayern   3 726,0 1,15 340 15,6 4 254,0 1,18 390 16,1 4 433,2 1,17 403 16,1 
Berlin (West)   1 952,1 2,79 1 054 8,2 2 241,1 2,94 1 113 8,5 2 477,1 3,11 1 210 9,0 
Bremen   213,7 0,83 322 0,9 231,0 0,84 350 0,9 234,1 0,81 355 0,8 
Hamburg   1032,0 1,20 651 4,3 1 160,5 1,27 729 4,4 1218,9 1,28 763 4,4 
Hessen   2 258,3 1,24 408 9,5 2 473,2 1,22 449 9,3 2 492,8 1,16 450 9,0 
Niedersachsen   2 404,1 1,34 334 10,1 2 767,5 1,41 386 10,4 2 737,2 1,32 382 9,9 
Nordrhein-Westfalen   6 147,8 1,26 368 25,8 6 207,9 1,18 371 23,4 6 471,3 1,18 385 23,5 
Rheinland-Pfalz   1007,0 1,05 278 4,2 1 146,3 1,08 316 4,3 1 142,4 1,03 314 4,1 
Saarland   461,4 1,65 440 1,9 562,8 1,86 533 2,1 569,9 1,79 541 2,1 
Schleswig-Holstein   869,3 1,36 333 3,6 1118,4 1,59 438 4,2 1235,0 1,69 482 4,5 

Bundesgebiet   23 873,4 1,30 391 100 26 495,2 1,32 434 100 27 582,8 1,31 449 100 

1) Einschließlich der unmittelbaren Ländereinnahmen, insbesondere Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an Hoch-
schulkliniken. 

2) Anteil am Bruttoinlandsprodukt des jewei ligen Landes. 
Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen des BMFT 
Anmerkung: 
Diese Wissenschaftsausgaben wurden von den Länderfinanzministerien bzw. den Statistischen Landesämtern im Rahmen der 
Finanzstatistik gemeldet. Die Wissenschaftsausgaben umfassen die gesamten Ausgaben der Hochschulen und Hochschulkliniken 
sowie die Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen. Vgl. auch Tabe lle VI/15. 
Zur regionalen Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes, der Länder sowie der Wirtschaft vgl. Teil VI, Tab VI/39 bis VI/41. 

lung zu erarbeiten. Die Kommission hat im Juni 
1989 ihren umfangreichen Abschlußbericht vorge-
legt (dieser kann vom Ministerium für Wissenschaft 
und Kunst Baden-Württemberg bezogen werden) 
und Empfehlungen sowohl zu den allgemeinen 
Rahmenbedingungen der Forschung und ihrer För-
derung als auch Aussagen zur fachlichen Weiter-
entwicklung der Universitäten und zur Förderung 
besonders zukunftsträchtiger Fachgebiete vorge-
legt. Von den zahlreichen allgemeinen und spe-
ziellen Empfehlungen werden hier nur genannt: 

- Einrichtung eines Landesforschungsbeirats, der 
unter Beachtung längerfristiger Perspektiven 
und übergreifende Gesichtspunkte die Landes-
regierung und die Universitäten berät. 

- Umverteilung der Ressourcen in den Universi-
täten mit dem Ziel, besonders qualitätsvolle und 
zukunftsträchtige Forschung bevorzugt zu för-
dern, weniger ergiebiger Arbeit zu beschnei-
den. 

- Weiterentwicklung und teilweise Aufstockung 
des in seiner Grundstruktur bewährten und 
oben dargestellten Forschungsförderinstru-
mentariums des Landes. 

- Anreizsysteme sollen die Einwerbung von Dritt-
mitteln und Anstrengungen zur Verkürzung der 
Studienzeit unterstützen. 

- Die Initiierung eines „Sonderprogramms For-
schung Baden-Württemberg 2000", das die 

Grundausstattung der Universitäten den Erfor-
dernissen der Forschung anpaßt. 

- Im Rahmen eines „Bau-Sanierungs-Programms 
Forschung" sollen Altbauten saniert und erwei-
tert, vorrangig aber Verfügungsgebäude und 
deren Erstausstattung zur befristeten und fle-
xiblen Nutzung erstellt werden. 

3. Schwerpunkte der Forschung 

Das wissenschaftliche Potential des Landes Baden

-
Württemberg ist auch in qualitativer Hinsicht be-
achtlich. Die Zahl der Sonderforschungsbereiche 
konnte 1989 auf 41 gesteigert werden. Neu einge-
richtet wurden die Sonderforschungsbereiche 
„Wasserstoff als speicherbarer Energieträger" 
(Stuttgart/Tübingen), „Sprechen und Sprachver-
stehen im sozialen Kontext" und „Organisation 
und Reorganisation von pi-Systemen mit Metallen" 
(beide Heidelberg/Mannheim) sowie „Korrelierte 
Dynamik hochangeregter atomarer und molekula-
rer Systeme" (Freiburg). 

Von den weiteren thematischen Schwerpunkten 
der Forschung können hier nur wenige exempla-
risch erwähnt werden: 

3.1 In den Geistes- und Sozialwissenschaften 

Einrichtung eines Zentrums für Alternsfor

-

schung. Die Landesregierung hat Ende 1988 
ein Aktionsprogramm für ältere Menschen be- 
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raten und neben anderen Maßnahmen be-
schlossen, ein Zentrum für Alternsforschung 
einzurichten und daneben auch auf eine Ver-
stärkung der gerontologischen und geriatri-
schen Forschung an den Hochschulen des Lan-
des hinzuwirken. Eine Beteiligung des Bundes 
ist vorgesehen. Gegenwärtig erarbeitet eine 
wissenschaftliche Kommission eine Konzep-
tion, auf deren Grundlage Aufgaben, Arbeits-
gebiete. Forschungsschwerpunkte und die 
Struktur des Zentrums festzulegen sind. 

Familienforschung: Im Oktober 1989 wird an 
der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Konstanz, Fachgruppe Soziologie, ein 
Forschungsschwerpunkt „Gesellschaft und Fa-
milie" eingerichtet. 

Frauenforschung: Nach einer Grundsatzent-
scheidung des Ministerrats wurde ein Förder-
programm Frauenforschung in Baden-Würt-
temberg aufgebaut. 

Mit einer baden-württembergischen Akade-
mie für Technikfolgenabschätzung wird ein 
neuer institutioneller Schwerpunkt im Pro-
blemfeld Wissenschaft, Technik und Gesell-
schaft gesetzt. 

3.2 Naturwissenschaften 
Supraleitung: Das Land Baden-Württemberg 
fördert an den Universitäten Karlsruhe, Kon-
stanz, Stuttgart  und Tübingen ein Verbundpro-
jekt zur Supraleitungs-Forschung. Es geht um 
die Aufklärung der physikalischen Mechanis-
men der Supraleitung und um das Verständnis 
der Materialeigenschaften von Supraleitern. 
Daneben werden Verfahren zur Herstellung 
von dünnen Schichten durch Elektronenstrahl-
verdampfung bearbeitet sowie durch Magne-
tron-Sputtern weiterentwickelt. 

An den Universitäten Freiburg, Stuttga rt  und 
Tübingen werden Materialforschungszentren 
als zentrale wissenschaftliche Einrichtung auf-
gebaut, die von den Fakultäten für Physik, für 
Geowissenschaften sowie für Chemie und 
Pharmazie ge tragen wird. Ziel der Forschungs-
zentren ist es, ein verbessertes Verständnis der 
Zusammenhänge zwischen Reaktivität, Syn-
these, Prozeßabläufen, Struktur und Eigen-
schaften fester Stoffe auf molekularer Basis zu 
erarbeiten. Ein Schwerpunkt der Arbeiten wird 
bei den Hochpolymeren liegen. Eine schon be-
stehende Zusammenarbeit mit den Fraunho-
fer-Instituten, der Max-Planck-Gesellschaft 
und privaten Unternehmen wird dazu weiter 
ausgebaut. 

Im „Keramikverbund Karlsruhe-Stuttgart " 
werden vertieft werkstoffwissenschaftlich

-

technologische Zusammenhänge durch fach-
übergreifende Kooperation von Instituten der 
Universitäten Stuttga rt  und Karlsruhe, dem 
Max-Planck-Institut für Metallforschung, der 
wissenschaftlichen Arbeitsgruppe für Hochlei-
stungskeramik der Fraunhofer-Gesellschaft 
Freiburg und dem Institut für Bauweisen und 

Konstruktionsforschung der Deutschen For-
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DLR) 
in Stuttgart erforscht. Schwerpunkte werden 
gesetzt auf Herstellungsverfahren (keramische 
Materialien aus Elementorganika); Tribologie, 
Konstruktion und Fügen (Qualifizierung von 
Keramik für tribologische Anwendungen); Le-
bensdauer und Verstärkung (Festigkeits- und 
Bruchverhalten von Sonderwerkstoffen); La-
dungs- und Wärmetransport (Materialien mit 
optimierten Transporteigenschaften). Ferner 
ist die Einrichtung eines Instituts für Fertigen in 
und mit Keramik in der Universität Stuttgart 
sowie eines Graduiertenkollegs in Karlsruhe 
vorgesehen. 

3.3 Medizin- und Biowissenschaften 

Erhebliche Mittel hat das Land für die Erfor-
schung immunologischer Fragen aufgewandt. 
Neben einem Forschungsschwerpunkt Leuk-
ämieforschung und Immungenetik an der Uni-
versität Tübingen, der einen entsprechenden 
Sonderforschungsbereich der DFG ergänzt, 
hat das Land durch eine Sonderfinanzierung 
den Ausbau des Max-Planck-Ins tituts für Im-
munbiologie Freiburg um zwei weitere Abtei-
lungen (Entwicklungsbiologie des Immunsy-
stems und angewandte Immunologie) unter-
stützt und seinen Ausbau zu einem nationalen 
und internationalen Zentrum vorangetrieben. 
Für die AIDS-Forschung hat das Land zahlrei-
che Forschungsprojekte, deren Schwerpunkt 
an der Universität Heidelberg liegt, zwischen 
1986 und 1990 finanziert. Der virologischen 
Forschung kommt eine umfangreiche Baumaß-
nahme an der Universität Freiburg zugute. 

Umwelttoxikologie: Zur Verstärkung der inter-
disziplinären Forschung auf umweltmedizini-
schem, insbesondere umwelthygienischem 
und humantoxikologischem sowie auf ökotoxi-
kologischem Gebiet baut die Universität Tü-
bingen einen Schwerpunkt Toxikologie auf. 
Die Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf 
das Ökosystem als ganzes sowie auf den Men-
schen sollen hier im Zusammenhang erforscht 
werden. 

4. Technologiepolitik 

Angesichts der überdurchschnittlichen Präsenz des 
verarbeitenden Gewerbes in Baden-Württemberg 
(Beitrag zur Bruttowertschöpfung 50%, Bundes-
durchschnitt 43 %), des Schwerpunktes im Investi-
tionsgüterbereich (Anteil am Industrieumsatz 
57 %, Bundesdurchschnitt 42 %) und des besonde-
ren Engagements mittelständischer Unternehmen 
in technologischen Schlüsselbereichen kommt der 
Technologiepolitik in Baden-Württemberg großes 
Gewicht zu; sie ist darauf ausgerichtet, die Koope-
ration zwischen Wirtschaft und Wissenschaft zu 
fördern und den Unternehmen den Zugang zu den 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und Einrichtun-
gen für eine Umsetzung in die bet riebliche Praxis 
zu erleichtern. Ihre wesentlichen Merkmale sind: 
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4.1 Sicherung und Ausbau der Technologie — In-
frastruktur 

Baden-Württemberg verfügt über eine große 
Zahl von außeruniversitären anwendungs-
orientierten Forschungs- und Entwicklungs-
einrichtungen. Damit können wesentliche Be-
dürfnisse der Indust rie nach anwendungsna-
hen FuE-Leistungen und kompetenter Bera-
tung befriedigt werden. Hier sind vor allem zu 
nennen die zahlreichen Fraunhofer-Institute 
und die Einrichtungen der industriellen Ge-
meinschaftsforschung. Schwerpunkte sind z. B. 
die Produktionstechnik, die Biotechnologie, 
die Sensorik und die Textiltechnik. 

Neue Aufgabenstellungen in einzelnen Fach-
gebieten, vor allem in den jungen Schlüssel-
technologien wie z. B. der Mikroelektronik und 
der Mikrotechnik lassen seitens der Indust rie 
neue Bedarfsfelder für wissenschaftlich-tech-
nologische Hilfestellung auftreten. Die Lan-
desregierung hat deshalb in den vergangenen 
Jahren im Sinne einer Partnerschaft zwischen 
Wirtschaft, Wissenschaft und Staat zahlreiche 
neue anwendungsorientierte Forschungsein-
richtungen gegründet. Dabei kommt im Hin-
blick auf die Interessen der Wirtschaft der 
direkten Beteiligung an der Indust rie an der 
Finanzierung von Errichtung und Betrieb der 
Institute besondere Bedeutung zu. 

So wurden in den Vorjahren gegründet: Das 
Institut für Mikroelektronik Stuttgart, das For-
schungszentrum Informatik an der Universität 
Karlsruhe, das Forschungsinstitut für Anwen-
dungsorientierte Wissensverarbeitung in Ulm, 
das Institut für Lasertechnologien in der Medi-
zin an der Universität Ulm, das Naturwissen-
schaftlich und Medizinische Institut an der 
Universität Tübingen in Reutlingen. 

Allein 1988 und 1989 wurden vier weitere In-
itiativen ergriffen: 

— Zentrum für Fertigungstechnik in Stutt-
gart: Angebot einer „Fertigungstechnik 
aus einer Hand" für fachübergreifende 
Problemlösungen unter Beteiligung von 
sieben Fachrichtungen der Universität 
Stuttgart. 

— Institut für Mikro- und Informationstechnik 
in Villingen-Schwenningen: Unterstützung 
der Wirtschaftsstruktur einer Region mit 
spezifischen Schwerpunkten. 

— Zentrum für Sonnenenergie- und Wasser-
stofforschung in Stuttgart und Ulm: Verbin-
dung der Grundlagenforschung in den 
Energietechnik-Fachbereichen von Hoch-
schulen, der DLR und Industrie-For-
schungseinrichtungen. 

— Gesellschaft für Angewandte Supraleitung 
in Karlsruhe: Koordinierung der vorwettbe-
werblichen Forschung in Unternehmen. 

4.2 Ausbau und Verbesserung des Technologie-
transfers 

Eine produktive Kooperation zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft macht es notwendig, 
insbesonderen kleinen und mittleren Unter-
nehmen, die oftmals nicht über eigene For-
schungs- und Entwicklungsbereiche verfügen, 
den Zugang zu Forschungseinrichtungen zu 
erleichtern. Baden-Württemberg hat hierfür 
seit Jahren ein zweistufiges Technologietrans-
fersystem aufgebaut. 

— In der Anlaufebene stehen in 34 dezentra-
len Kontakt- und Vermittlungsstellen bei 
Wirtschaftsorganisationen (Innovationsbe-
rater) und Fachhochschulen (technische Be-
ratungsdienste) • flächendeckend und orts-
nah Berater zur Verfügung. 

— Auf der Fachberatungsebene finden die 
Unternehmen Partner bei den außeruniver-
sitären Forschungsinstituten und bei etwa 
80 Transferzentren der Steinbeis-Stiftung 
an Fachhochschulen. 

Die Leistungsfähigkeit dieses Systems wird 
durch ca. 18 000 Industriekontakte allein im 
Jahr 1988 dokumentiert. 

Auch an allen Universitäten des Landes wur-
den Technologietransferstellen eingerichtet, 
die als Anlaufstationen für Wirtschaftsunter-
nehmen dienen und geeignete Ansprech- und 
Kooperationspartner in den Universitätsinstitu-
ten vermitteln. Um ein in der Vergangenheit 
spürbares Defizit bei der Beratung der Wissen-
schaftler über den Schutz der Ergebnisse ihrer 
wissenschaftlich-technologischen Forschung 
und deren Vermarktung abzubauen, fördert 
die Landesregierung im Rahmen einer dreijäh-
rigen Probezeit zwei Patentberatungsstellen an 
den Universitäten Karlsruhe und Stuttgart, die 
zugleich die Betreuung der übrigen Universitä-
ten übernehmen. Die Erfahrungen dieses Mo-
dellversuchs, der 1989 ausläuft, werden sorg-
fältig analysiert und im Hinblick auf eine Dau-
erlösung geprüft werden. 

Existenzgründer haben in Baden-Württem-
berg die Möglichkeit, in zehn Technologiezen-
tren zu verbilligten Mieten und in räumlicher 
Nähe zu Hochschuleinrichtungen bef ristete 
Starthilfe in der schwierigen Phase der Produk-
tentwicklung und -einführung zu erlangen. Be-
sondere Erwähnung verdient der neuartige 
Science-Park in Ulm, wo im Rahmen des Auf-
baus der Wissenschaftsstadt Ulm mittelständi-
sche Unternehmen die Möglichkeit haben, ihre 
FuE-Abteilung auszugliedern und in räumli-
cher Nähe zur Universität und Fachhochschule 
anzusiedeln, um die sich hieraus ergebenden 
Fühlungsvorteile unmittelbar nutzen zu kön-
nen. 

4.3 Einzelbetriebliche Technologieförderung 

Zur Unterstützung des strukturellen Wandels 
der Wirtschaft gibt die Landesregierung ein- 
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zelbetriebliche Hilfen in Form von zinsverbil-
ligten Darlehen oder Zuschüssen zur Entwick-
lung neuer Produkte oder Verfahren und zur 
Einführung moderner Technologien. Damit 
wird ein zusätzliches Innovationspotential, ins-
besondere bei kleinen und mittleren Unterneh-
men, aktiviert und deren Größen bedingt höhe-
res Entwicklungsrisiko gemindert. Das Land 
hat 1988 für die Förderung von Entwicklungs-
vorhaben 20 Mio DM und für die Einführung 
moderner Technologien 60 Mio DM zur Verfü-
gung gestellt. 

4.4 Künftige Technologieentwicklungen 

Hinweise und Anregungen für die künftigen 
Entwicklungsstrategien der Unternehmen und 
die Technologiepolitik des Landes gibt der von 
einer Arbeitsgruppe aus kompetenten Vertre-
tern der Wirtschaft und wirtschaftsnahen For-
schung im August 1988 vorgelegte Bericht 
„Schwerpunkte künftiger Technologieent-
wicklungen". Er analysiert den mittelfristigen 
Technologiebedarf insbesondere der mittel-
ständigen Unternehmen des Landes auf den 
für diese besonders relevanten Handlungsfel-
dern und empfiehlt, Verbundprojekten von In-
stituten mit mehreren Unternehmen künftig 
Vorrang zu gewähren. Die Landesregierung 
sieht in der Umsetzung dieser Empfehlungen 
eine kontinuierliche Weiterentwicklung ihrer 
mittelstandsorientierten Technologiepolitik 
der Partnerschaft zwischen Wirtschaft, Wissen-
schaft und Staat. 

2.2 Freistaat Bayern 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Die Förderung wissenschaftlicher Grundlagenfor-
schung an Universitäten und Einrichtungen außer-
halb der Hochschulen zählt ebenso wie eine zielge-
führte Stimulierung angewandter Forschung zu 
den Voraussetzungen einer langfristigen bayeri-
schen Technologiepolitik. 

Fördermaßnahmen werden ergriffen zur Erhöhung 
der Flexibilität, zur Verbesserung der Forschungs-
struktur und zur Förderung von Forschungs- und 
Entwicklungsschwerpunkten. Von der Flexibilität 
etwa des staatlichen Haushaltsvollzugs ist ein 
schnelles und effizientes Eingehen der Forscher 
auf die jeweiligen Herausforderungen neuer For-
schungsgebiete zu erwarten. Der Verbesserung 
der Forschungsstruktur dient unmittelbar ein zen-
traler Stellenfonds für die Startfinanzierung neuer 
Forschungsvorhaben; mittelbar wird die For-
schungsstruktur gestützt durch das Bayerische 
Reinvestitionsprogramm mit dessen Hilfe veraltete 
Forschungsgeräte, aber auch Praktikumseinrich-
tungen bedarfsgemäß und fristgerecht erneuert 
werden können; Maßnahmen zur Verstärkung der 
Infrastruktur, wie die Verbesserung der Biblio-
theksausstattung, eine verstärkte Rechnerversor-
gung u. ä. zielen auf die Ertüchtigung der inneren 

Forschungsstruktur. Die Förderung ausgewiesener 
Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkte ga-
rantiert für den Einsatz knapper öffentlicher Res-
sourcen die beste und nutzbringendste Anwen-
dung. 
Die Arbeiten zur Fortschreibung des Hochschulge-
samtplans 1985 sind angelaufen. Bei der Fort-
schreibung des Hochschulgesamtplans wird insbe-
sondere auch darauf geachtet, die weitere Ent-
wicklung der Hochschulen verstärkt in Bahnen zu 
leiten, die eine leistungsfähige und zukunftsorien-
tierte Forschung gewährleisten. 
Bei seiner Forschungs- und Technologiepolitik war 
und ist der Freistaat Bayern insbesondere bemüht, 
Qualifizierte Forschung in allen Landesteilen anzu-
siedeln. Neben der mit Forschungseinrichtungen 
gut versorgten Region München wird gezielt der 
nordbayerische Raum ausgebaut: Zugleich mit 
dem universitären Schwerpunkt Mikroelektronik 
an der Universität Erlangen-Nürnberg wurde die 
Arbeitsgruppe Integ rierte Schaltungen der Fraun-
hofer-Gesellschaft eingerichtet, die 1990 zu einem 
eigenen Institut verfestigt werden so ll ; auf der 
Grundlage einer Kooperationsvereinbarung zwi-
schen den Universitäten Bayreuth und Erlangen-
Nürnberg wird die Material- und Werkstoffor-
schung — z. T. im Verbund mit dem Institut der 
Fraunhofer-Gesellschaft für Silicatforschung in 
Würzburg — ausgebaut; die Technische Fakultät 
der Universität Erlangen-Nürnberg wird im Rah-
men eines mittelfristigen Abrundungskonzeptes 
erheblich erweitert; die an der Universität Würz-
burg besonders effektiven biologischen For-
schungsleistungen werden im Rahmen des Biologi-
kums vorrangig gefördert. Daneben hat die Ver-
stärkung von Forschungsaktivitäten im westbaye-
rischen Raum an Bedeutung gewonnen. Mit der 
Einrichtung der Materialphysik an der Universität 
Augsburg werden im bayerisch-schwäbischen 
Raum zusätzliche Technologieentwicklungen ein-
geleitet werden. 
Der Freistaat Bayern hat 1988 insgesamt 
3,03 Mrd DM für die Hochschulen und 
328,8 Mio DM für die wissenschaftlichen Einrich-
tungen ausgegeben; zusammen sind dies 7,8 % des 
gesamten Staatshaushalts 1 ). Die Personalausstat-
tung der bayerischen Hochschulen konnte weiter 
verbessert werden. Der Doppelhaushalt 1989/1990 
sieht die Schaffung von 1 555 zusätzlichen Stellen 
für die Universitäten vor, darunter 1 368 Stellen für 
den Klinikbereich. Überproportionale Mittelerhö-
hungen konnten für die spezifischen Aufgaben in 
Lehre und Forschung erzielt werden, deren Haus-
haltsansätze (Titelgruppen 73, 74, 76 und 99) von 
1988 bis 1990 um 31,7 Mio DM auf 215 Mio DM 
erhöht wurden, was einer durchschnittlichen jähr-
lichen Steigerungsrate von 8,6 To  entspricht. In die-
ser Steigerung ist ein Betrag von 15 Mio DM für das 
Bayerische Reinvestitionsprogramm enthalten. An 
diesem Programm partizipieren vor allem die alten 
Universitäten, die von dem Schwund ihrer wissen- 

1 ) Aufgrund einer geänderten Veranschlagung im Staatshaus-
halt sind diese Zahlen nicht mit denen im Bundesbericht For-
schung 1988 vergleichbar. 
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schaftlichen Geräte im besonderem Maße betrof-
fen sind, wobei diese Mittel gezielt dort eingesetzt 
werden sollen, wo der reinvestive Nachholbedarf 
am höchsten ist und wo sich gleichzeitig günstige 
Forschungsmöglichkeiten abzeichnen. 

Aus dem Haushalt des Staatsministeriums für Wirt-
schaft und Verkehr hat der Freistaat Bayern 1988 
rd. 108,11 Mio DM für die Förderung von ange-
wandter Forschung, Entwicklung, Technologie 
und Fachinformation ausgegeben. 

2. Hochschulforschung und a ußeruniversitäre For-
schung 

2.1 Schwerpunkt 

Der Freistaat Bayern fördert entsprechend den 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates die Bil-
dung von Forschungsschwerpunkten an den 
Hochschulen, die über herausragende. Wis-
senschaftler vielfach mit Einrichtungen der au-
ßeruniversitären Forschung verbunden sind. 
Eine Bestandsaufnahme dieser Forschungsak-
tivitäten zusammen mit den Hochschulen hat 
Prioritätsentscheidungen für eine große An-
zahl von Bereichen erbracht, die hier nur aus-
schnittsweise wiedergegeben werden kön-
nen: 

— An erster Stelle stehen Erweiterungskon-
zepte mit Forschungsrelevanz, wie das be-
reits erwähnte Abrundungskonzept für die 
Technische Fakultät der Universität Erlan-
gen-Nürnberg, der Ausbau der Material-
wissenschaften an der Universität Bay-
reuth, der Aufbau der Materialphysik an 
der Universität Augsburg, der Ausbau des 
Bayerischen Forschungsinstituts für Experi-
mentelle Geochemie und Geophysik Bay-
reuth, der weitere Aufbau des Bayerischen 
Forschungszentrums für Wissensbasierte 
Systeme in Erlangen sowie der Informatik-
ausbau an den Landesuniversitäten. 

— Daneben gilt es, die etablierten For-
schungsschwerpunkte ihrer besonderen 
Bedeutung entsprechend zu fördern. Zu ih-
nen zählt u. a. 

O die Mikrostrukturforschung, einschließ-
lich der Mikroelektronik, an den Univer-
sitäten Erlangen-Nürnberg, München, 
Würzburg sowie bei der Fraunhofer-Ar-
beitsgruppe (künftig Fraunhofer-Insti-
tut) für Integrierte Schaltungen in Erlan-
gen und am Fraunhofer-Institut für Fest-
körpertechnologie in München 

O die Festkörperphysik, insbesondere die 
Oberflächenphysik an den Standorten 
München, Erlangen-Nürnberg, Regens-
burg, Würzburg und Bayreuth 

O die Metallorganische Chemie, insbeson-
dere an der Technischen Universität 

München, darüber hinaus auch in Würz-
burg, Erlangen-Nürnberg, Bayreuth und 
Regensburg 

O die Biophysik mit ihren vielfältigen For-
schungseinrichtungen an der Techni-
schen Universität München, an der Uni-
versität München sowie am Max-Planck-
Institut für Biochemie 

O die Biochemie, Archaebakterienfor-
schung sowie Gentechnologie in Mün-
chen, Würzburg, Regensburg und Bay-
reuth, wobei vor allem das Gen-Zentrum 
an der Universität München und am 
Max-Planck-Institut für Biochemie in 
Martinsried und das Archaebakterien-
zentrum in Regensburg zu nennen sind 

O Umweltforschung, insbesondere Luft-
schadstofforschung innerhalb des Ar-
beitsprogramms der Gesellschaft für 
Strahlen- und Umweltforschung (GSF), 
die eng mit den Hochschulen zusam-
menarbeitet sowie am Fraunhofer-Insti-
tut für atmosphärische Umweltforschung 
und am Institut für Physik der Atmo-
sphäre der Deutschen Forschungsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt (DLR) 

O die Robotertechnologie an der Techni-
schen Universität München und der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg 

O die Werkstoff- und Materialforschung an 
den Universitäten Erlangen-Nürnberg, 
München, Würzburg und Bayreuth so-
wie am Fraunhofer-Institut für Silicatfor-
schung in Würzburg 

O die Kernfusion am Max-Planck-Institut 
für Plasmaphysik Garching in Zusam-
menarbeit vor allem mit den beiden 
Münchner Universitäten und der Univer-
sität Bayreuth 

O die Moderne Optik- und Laserforschung 
an den Universitäten München, Erlan-
gen-Nürnberg und Würzburg und am 
Max-Planck-Institut für Quantenoptik 
Garching 

O die durch einen neuen Sonderfor-
schungsbereich gestärkte Luft- und 
Raumfahrttechnik an der Technischen 
Universität München und bei der DLR in 
Oberpfaffenhofen 

O im Bereich der Wirtschafts- und Gesell-
schaftswissenschaften sowie der histori-
schen Forschung entsprechend Aktivitä-
ten an den Universitäten Augsburg, Er-
langen-Nürnberg und München, die mit 
außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen eng zusammenarbeiten, wobei in 
München vor allem die Monumenta Ger-
maniae Historica, die Historische Korn-
mission und das Institut für Zeitge-
schichte zu nennen sind. 

— Darüber hinaus gilt es, Forschungsschwer-
punkten mit besonderen Entwicklungsper- 
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spektiven Vorrang einzuräumen. Neben 
vielen anderen Gebieten wie der Energie-
erzeugung und -speicherung, der Umwelt-
schutz- und Entsorgungstechnik sowie der 
Alternsforschung seien hier nur zwei Berei-
che herausgegriffen: 

O Im Rahmen gegenwartsbezogener Area-
Studies wird disziplinübergreifend an 
der Universität Bayreuth der afrikani-
sche Raum, an den Universitäten Erlan-
gen-Nürnberg und Bamberg der Vor-
dere und Mittlere Orient erforscht; die 
Ost- und Südostkunde, an der auch au-
ßeruniversitäre Ins titute zusammenwir-
ken, ist vor allem in München beheima-
tet. 

O Innerhalb eines Bayerischen Klimafor-
schungsprogramms werden insbeson-
dere regionalspezifische Auswirkungen 
möglicher Klimaänderungen einschließ-
lich der Folgen in der Biosphäre unter-
sucht. 

2.2 Sonderforschungsbereiche 

Nach einem Genera tionswechsel sind wieder 
28 Sonderforschungsbereiche an bayerischen 
Universitäten etabliert, davon drei an der Uni-
versität Bayreuth, zwei an der Universität Er-
langen-Nürnberg, acht an der Universität 
München, sieben an der Technischen Universi-
tät München, drei an der Universität Regens-
burg und fünf an der Universität Würzburg. 
Dabei hat sich die Fächerrelation nur unwe-
sentlich verschoben: 3 der 28 Sonderfor-
schungsbereiche sind den Geisteswissenschaf-
ten, 17 den Biowissenschaften, 4 den Naturwis-
senschaften und weitere 4 den Ingenieurwis-
senschaften zuzuordnen. 

2.3 Drittmittel 

Den bayerischen Universitäten flossen allein 
von den beiden größten Drittmittelgebern, der 
DFG und dem BMFT, 1988 rd. 234 Mio DM 
Drittmittel zu. Damit hat sich der Umfang der 
eingeworbenen Drittmittel gegenüber den 
Jahren 1986 (rund 200 Mio DM) und 1987 (rd. 
221 Mio DM) wiederum erhöht. 

2.4 Kooperation mit der Wirtschaft 

Die Zusammenarbeit zwischen den bayeri-
schen Hochschulen und der Wirtschaft hat sich 
dank eines stetig gewachsenen Vertrauensver-
hältnisses und vielfacher Kontakte verdichtet 
und ist dabei z. T. auch neue Wege gegan-
gen: 

— Die bestehenden Kooperationsvereinba-
rungen wurden erfolgreich fortgeführt und 
mit Leben erfüllt. So konnte 1989 als Zen-
trales Institut für Physikalische Grundlagen 
der Halbleiterelektronik der Technischen 
Universität München das Walter-Schottky- 

Institut in Betrieb genommen werden; 
Grundlage dafür war die Kooperationsver-
einbarung zwischen der Technischen Uni-
versität München und der Firma Sie-
mens AG. Eine Vereinbarung dieser Firma 
mit der Universität Erlangen-Nürnberg 
machte eine Fortsetzung des „Projekts Au-
tomatisierte Produktionssysteme (PAP) " um 
weitere fünf Jahre möglich. Neue Koopera-
tionsvereinbarungen zwischen Universitä-
ten und Industriefirmen, wie z. B. zwischen 
der Universität der Bundeswehr und der 
Firma Wacker Chemie AG, aber auch sol-
che zwischen mittleren und kleineren Fir-
men und Universitätsinstituten sind hinzu-
gekommen. 

— Aufgrund von Vereinbarungen wurden in-
zwischen drei Stiftungslehrstühle bzw. 
-professuren besetzt, zwei Berufungsver-
fahren sind noch im Gange. 

— Der mit der Errichtung des Bayerischen For-
schungszentrums für Wissensbasierte Sy-
steme zum 1. Oktober 1988 eingeschlagene 
Weg eines universitätsübergreifenden Ver-
bundes kompetenter Forschungsgruppen 
unter Einschluß der Wirtschaft hat sich be-
währt und die erwarteten Synergie-Effekte 
geweckt. Aufgrund dieser positiven Erfah-
rungen wurde inzwischen ein „Bayerischer 
Forschungsverbund Systemtechnik" ins Le-
ben gerufen, der in einem festen For-
schungsverbund mit Partnerfirmen und un-
ter ähnlichen Bedingungen, jedoch in ei-
nem engeren zeitlichen Rahmen praxisrele-
vante Probleme der Systemtechnik er-
forscht. Für weitere aktuelle Bereiche ist 
eine ähnliche Konzentration der For-
schungsaktivitäten beabsichtigt. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 
Mit vielfachen Formen fördert der Freistaat Baye rn 

 wirtschaftsnahe Forschung und Entwicklung, In-
novation und neue Technologien. Aus ihnen sind 
hervorzuheben: 

— Der Forschungs- und Technologietransfer über 
Kontaktstellen der Universitäten. Neben die be-
stehenden Einrichtungen an den Universitäten 
Erlangen-Nürnberg und Bayreuth ist der „For-
schungs- und Technologietransfer Universität 
Regensburg" (FUTUR) getreten. 

— Den Universitäten angegliederte Anwender-
zentren für Fertigungsautomatisierung und In-
dustrieroboter sowie für Lasertechnologie in Er-
langen und ein solches für Robotik an der Tech-
nischen Universität München stehen mit ihren 
langjährigen wissenschaftlichen und prakti-
schen Erfahrungen im Umgang mit diesen 
Technologien für Ratsuchende vor allem aus 
mittleren und kleineren Unternehmen zur Ver-
fügung. 

Dies gilt auch für die Anwenderzentren für Be

-

schichtungen beim Fraunhofer-Institut für Sill
-catforschung in Würzburg, für Maskentechnik 
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beim Fraunhofer-Institut für Festkörpertechno-
logie in München sowie für innovative Werk-
stofftechniken in Vilseck. 

— Das „Zentrum für Angewandte Mikroelektro-
nik und neue Technologien der bayerischen 
Fachhochschulen (ZAM) e. V."  mit Sitz in Nürn-
berg und Institutsräumen in Burghausen ver-
bindet nach seiner satzungsmäßigen Aufgaben-
stellung aktuelle Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von Ingenieuren mit dem Technologietransfer 
zugunsten vor allem mittelständischer Unter-
nehmen; diesem Ziel dienen auch die ZAM-
Anwenderzentren in Nürnberg, in Schweinfurt 
und neuerdings in Memmingen. 

— Gut entwickelt hat sich der Technologietransfer 
über die Innovations- und Gründerzentren in 
München, Nürnberg-Erlangen und Würzburg. 
In ihnen haben junge, innovativ orientierte Un-
ternehmen, die vielfach auch von ehemaligen 
Hochschulangehörigen gegründet wurden, 
eine besonders günstige Basis zur Entfaltung 
ihrer oft risikobehafteten Aktivitäten gefun-
den. 

— Zusätzliche Anreize für den Wissens- und Tech-
nologietransfer bietet die Beteiligung bayeri-
scher Hochschulen auf den großen Messen 
ebenso wie an den regionalen Messeplätzen. 
Auf einem „Gemeinschaftsstand Bayern" wer-
den zusammen mit Ausstellern aus der bayeri-
schen Wirtschaft innovative Exponate z. B. auf 
der „CeBIT" oder der „Bio technica" in Hanno-
ver, in München auf der „Laser" oder „Systec" 
gezeigt. 

— Zur Verbesserung der Fachinformations-Infra-
struktur wurde bei wirtschaftsnahen Institutio-
nen ein landesweites Netz von regionalen Infor-
mationsvermittlungsstellen geschaffen. Um den 
Know-how-Transfer zu optimieren, ist darüber 
hinaus die Gründung eines „Info-Netzes Bay-
ern" initiiert worden. In dieses Netz sind derzeit 
37 staatlich geförderte und private Informa-
tionsvermittler eingebunden, davon auch ein 
Großteil der vom Bundesminister für Forschung 
und Technologie im Rahmen eines Modellver-
suchs geförderten Informationsvermittlungs-
stellen. 

— Als Hilfe zur Selbsthilfe für die gewerbliche 
Wirtschaft unterstützt der Freistaat Bayern da-
neben den Aufbau mittelstandsspezifischer Da-
tenbanken. Im einzelnen handelt es sich um fol-
gende Projekte: 

O Auf- und Ausbau der Datenbank Druck und 
Papier als Modellprojekt in der Bundesrepu-
blik Deutschland 

O Aufbau einer Datenbank für die Brauwirt-
schaft 

O Aufbau eines Informationspools über alle 
Förderprogramme der EG, des Bundes und 
der Länder. 

— Bestandteil des Bayerischen Technologie-Bera-
tungs-Programms ist ein Technologietransfer-
Verbund-System, dem neben den Kontaktstel-

len an den Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen auch Kontaktstellen 
bei den Industrie- und Handelskammern, den 
Handwerkskammern und der Landesgewerbe-
anstalt Bayern angehören. 

Jährlich werden ca. 800 Beratungen aus dem 
Programm bezuschußt. 

— Einen weiteren Grundpfeiler staatlicher Tech-
nologie- und Innovationsförderung stellt das 
Bayerische Innovationsförderungsprogramm 
dar. Im Rahmen dieses Programms werden risi-
koreiche Erstinnovationen mittelständischer 
Unternehmen bis zur Entwicklung eines Proto-
typs geför dert. Förderkriterien sind insbeson-
dere Neuheit, Innovationshöhe und Risikoum-
fang. Das Programm, in dem auch Professoren 
der Hochschulen als Gutachter und Projektlei-
ter eingeschaltet werde, wird von der Wirtschaft 
voll angenommen. 

— Das Bayerische Innovationsförderungs-Pro-
gramm wird seit 1985 durch das Bayerische 
Technologie-Einführungs-Programm ergänzt. 
Mit ihm soll mittelständischen Unternehmen 
der Einsatz zukunftsträchtiger Technologien in 
neuen Produkten oder neuen Produktionsver-
fahren erleichtert werden. 

— Um der mittelständischen Wirtschaft den An-
schluß an die technische Entwicklung zu er

-

leichtern, fördert der Freistaat Bayern Vorhaben 
der industriellen Gemeinschaftsforschung mit 
Zuwendungen. Diese Vorhaben werden vor al-
lem in branchenbezogenen Einrichtungen der 
industriellen Gemeinschaftsforschung oder in 
hochschulfreien, anwendungsorientierten For-
schungsinstituten durchgeführt. 

— Nach dem Programm zur Förderung der ratio-
nellen Energiegewinnung und -verwendung 
werden u. a. Vorhaben zur Entwicklung und 
Einführung neuer Energietechnologien geför-
dert. Zur Begutachtung und wissenschaftlichen 
Begleitung von Fördervorhaben werden auch 
Hochschulinstitute eingeschaltet. Auf diese 
Weise und durch Informationsaustausch mit 
Hochschulen wird der Technologietransfer auf 
diesem Gebiet gepflegt. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan-
des 

4.1 Graduiertenkollegs 

Bayern bemüht sich, das vom Wissenschaftsrat 
vorgeschlagene Programm der Graduierten-
kollegs möglichst bald einzurichten. Mit die-
sem Programm soll herausragenden Einrich-
tungen der Forschung an den bayerischen 
Hochschulen die Möglichkeit gegeben wer-
den, unter guten Bedingungen quali fizierte 
Nachwuchswissenschaftler zusammenzufas-
sen. Ziel der Graduiertenkollegs ist es, Nach-
wuchswissenschaftlern durch konzentrierte 
Arbeit in der Forschung die Möglichkeiten zu 
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einer weiteren wissenschaftlichen Laufbahn insbe-
sondere in den Hochschulen zu eröffnen. 

4.2 Programme zur Verbesserung und Stärkung 
der Infrastruktur auf dem Gebiet der Ange-
wandten Forschung 

Auf verschiedenen Feldern der angewandten 
Forschung hat das Bayerische Staatsministe-
rium für Wirtschaft und Verkehr Maßnahmen 
zur Stärkung der Infrastruktur getroffen. Dabei 
wird vor allem das Ziel verfolgt, kleinen und 
mittleren Unternehmen die Anwendung neuer 
Technologien zu erleichtern. Zu nennen sind 
insbesondere: 

— Aufbau und Betrieb der „Arbeitsgruppe für 
Integrierte Schaltungen" der Fraunhofer

-

Gesellschaft in Erlangen, die ab 1990 stu-
fenweise in die Fraunhofer-Gesellschaft 
voll integriert wird. Für diese Maßnahme ist 
für einen Zeitraum von knapp 12 Jahren 
vom Bayerischen Staatsministerium für 
Wirtschaft und Verkehr ein Betrag von rd. 
100 Mio DM bereitgestellt worden. 

— Ausbau der Einrichtungen und Teilfinan-
zierung des Neubaus des Fraunhofer-Insti-
tuts für Festkörpertechnologie in Mün-
chen 

— Verbundforschungsvorhaben auf dem Ge-
biet der neuen Werkstoffe am Fraunhofer

-

Institut für Silicatforschung in Würzburg 
gemeinsam mit den Universitäten Erlan-
gen-Nürnberg und Würzburg sowie der 
Wirtschaft 

— Verbundforschungsvorhaben auf dem Ge-
biet der Biotechnologie am Fraunhofer-In-
stitut für Lebensmitteltechnologie und Ver-
packung unter Beteiligung der Techni-
schen Universität München und der Wirt

-schaft 

— Teilfinanzierung von Grunderwerb, Bau 
und Erstausstattung für das Fraunhofer-In-
stitut für Lebensmitteltechnologie und Ver-
packung im Rahmen von dessen Verlage-
rung von München nach Weihenstephan 
sowie für das Fraunhofer-Ins titut für atmo-
sphärische Umweltforschung in Garmisch

-

Partenkirchen 

— Anteilige Finanzierung der Investitionen 
für bayerische Einrichtungen des Zentrums 
der Europäischen Raumfahrt bei der Deut-
schen Forschungsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt in Oberpfaffenhofen. 

Für diese Maßnahmen wurden aus Haus-
haltsmitteln des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wirtschaft und Verkehr für einen 
Zeitraum von etwa 10 Jahren rd. 200 Mio 
DM bereitgestellt. 

2.3 Berlin 
1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 

und Technologiepolitik 
Dem Abzug industrieller Kapazitäten und zentraler 
Dienstleistungen aus Ber lin in der Nachkriegszeit 
und nach dem Mauerbau sind die Berliner Senate 
in den 70er Jahren gemeinsam mit der Bundesre-
gierung durch den Ausbau Berlins als Wissen-
schafts- und Kulturzentrum begegnet. Ein dichtes 
Ausbildungssystem mit zwei großen Universitäten 
und zahlreichen Fachhochschulen und Fachschu-
len, ein differenziertes institutionelles Forschungs-
system mit über 200 Forschungseinrichtungen so-
wie ein gut ausgebautes Wissens- und Technolo-
gietransfersystem unterstützen den wirtschaftli-
chen Strukturwandel. Dabei muß das öffentliche 
Forschungspotential ein geringer entwickeltes in-
dustrielles Forschungspotential kompensieren. 
Der Ausbau von Forschung und Entwicklung, der 
vom Senat kontinuierlich fortgesetzt und intensi-
viert wird, stellt eine gute Basis dar, den Wi rt

-schafts- und Forschungsstandort Berlin auch in die 
sich jetzt entwickelnden Ost-West-Beziehungen 
einzubringen. Das setzt aber voraus, daß in den 
70er Jahren aufgebaute Forschungskapazitäten 
auch mit den Finanzierungspartnern gemeinsam 
weiterentwickelt werden. 
So wichtig auch der Gesichtspunkt ist, durch For-
schung den wirtschaftlichen Strukturwandel zu 
flankieren, so muß die Wissenschaftspolitik des 
Landes künftig nicht nur Technologieförderung 
betreiben, sondern diese an ökologischen und so-
zialen Entwicklungen orientieren. Darüber hinaus 
bedeutet Wissenschaftspolitik unabhängig von lo-
kalen Besonderheiten immer auch die Vermehrung 
des Wissens, die Grundlagenforschung mit P riori

-tät zu fördern. 

— Sie wird auch der Förderung der Sozial- und 
Geisteswissenschaften verstärkt Aufmerksam-
keit schenken. Zahlreiche technologische Pro-
bleme sind Akzeptanzprobleme geworden, zu 
deren Lösung z. B. die Geistes- und Sozialwis-
senschaften einen größeren Anteil leisten kön-
nen. Denn erst die teilweise Ausgliederung 
technologischer Entwicklungen aus dem allge-
meinen kulturellen Zusammenhang hat die 
Entstehung von Technikfeindlichkeit begün-
stigt. Dabei haben die Geisteswissenschaften 
keineswegs nur eine Funktion „lebensweltliche 
Verluste zu kompensieren". 
Naturwissenschaft und Technik müssen sich 
dieser gesellschaftlichen Kritik stellen und ge-
meinsam mit anderen Disziplinen an einer Neu-
bewertung der Rolle der technischen Entwick-
lung arbeiten. 
In diesen Zusammenhang gehören auch die 
Förderung der Wissenschafts- und Technikge-
schichte, die sozialwissenschaftliche Technik-
forschung und die Technikfolgenabschätzung, 
auf die ein Akzent gelegt wird. 
Einen wichtigen Rang genießt die Pflege der 
sogenannten kleinen Fächer mit ihrem Beitrag 
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zum Verständnis fremder Kulturen und zum 
Gewahrwerden der eigenen kulturellen Ent-
wicklung, dies gerade auf dem Hintergrund der 
zahlreichen Sammlungen und Museen in Ber-
lin. 

Ein Beispiel für einen standortadäquaten För-
derakzent von zugleich nationaler Relevanz ist 
die Förderung der Historischen Kommission zu 
Berlin als Forschungszentrum für die Bezie-
hungsgeschichte Ostmitteleuropas und der 
ehemaligen preußischen Ostprovinzen — im 
Vergleich zur politischen Diskussion ein auff al-
lendes wissenschaftliches Desiderat. 

— Berlin verfügt über zwei große Universitätskli-
nika. Mit der Verlagerung des bisherigen Uni-
versitätskrankenhauses Westend in das neue 
Universitätsklinikum Rudolf Virchow werden 
auch strukturelle Maßnahmen erfolgen, die kli-
nische Forschung im Sinne der Empfehlungen 
des Wissenschaftsrats zu stärken. Der Bau eines 
Forschungshauses ist geplant, in dem for-
schungsintensive Arbeitsgruppen auf Zeit bei 
Gewährung entsprechender Grundausstattung 
untergebracht werden sollen. 

— Mit dem Aufbau des Ins tituts für Genbiologi-
sche Forschung Berlin GmbH, einer Gemein-
schaftsgründung des Landes Berlin und der 
Schering Aktiengesellschaft, hat Berlin neue 
Wege in der Forschungsförderung beschritten. 
Gleichzeitig sind durch Neuberufungen die mo-
lekularbiologischen Fachgebiete in den Univer-
sitäten gestärkt worden. Beispielhaft wird die 
genetisch orientierte Mikrobiologie der Freien 
Universität genannt. Dieser konsequente Auf-
bau hat zur Gründung eines vom BMFT geför-
derten Genzentrums und zu zahlreichen For-
schungsaktivitäten in der Molekularbiologie 
und Biotechnologie, einschließlich der Berlin 
Summer School — Topics in Molecular Biology 
— geführt. In Zukunft gilt es, die stärker tech-
nologische Komponente der Biotechnologie zu 
fördern. Hier wird der Technischen Mikrobiolo-
gie eine Schlüsselfunktion zukommen. Selbst-
verständlich werden bei der Umsetzung der Er-
gebnisse die entsprechenden Sicherheitskrite-
rien hoch bewertet. Die Genbiologische For-
schung muß sich allerdings ihren Kritikern 
mehr als bisher stellen können. 

— Die Technische Universität hatte als erste Uni-
versität Deutschlands einen Studiengang Um-
welttechnik eingerichtet. Umweltforschung 
kann erfolgversprechend nur multidisziplinär 
betrieben werden. Es gilt die Ansätze in den 
verschiedensten Fachgebieten der Natur-, In-
genieur-, Geistes- und Sozialwissenschaften zu 
unterstützen, die den Umweltgesichtspunkt 
stärker in den Vordergrund bei ihrer wissen-
schaftlichen Untersuchung stellen. Langfristig 
kann darauf eine interdisziplinäre Forschungs-
strategie aufgebaut werden, die sich nicht im 
Sammeln von Daten erschöpft, sondern auch 
die Entwicklung theore tischer Konzepte in den 
Vordergrund stellt. Ungeachtet dieser Lang-
fristperspektive ist es unerläßlich, in den Hoch-

schulen die Schlüsseldisziplinen wie Mikrobio-
logie, Umweltanalytik, Luftchemie, zu stärken 
oder erst zu etablieren. 

— Aus allem wird deutlich, daß es dem Senat 
heute darum geht, die Leistungen des Wissen-
schaftssystems für die wirtschaft liche Entwick-
lung der Stadt zu nutzen, daß er aber eine Wis-
senschaftsförderung in einem gesamtkulturel-
len Zusammenhang betreiben und an einer 
Verbesserung der Lebensqualität ausrichten 
wird: nicht nur Modernisierung und Beschleu-
nigung der technologischen Entwicklung sind 
das Ziel, sondern Erkenntnisgewinn durch 
Grundlagenforschung, sozial- und umweltver-
trägliche Technologiegestaltung und Vorsorge. 
Dieses bedingt auch thematische Umorientie-
rungen. 

Der Problemdruck eines stark belasteten Bal-
lungsraums läßt auch regionale Erwartungen an 
die Wissenschaft entstehen. Dies darf aber nicht 
als Provinzialisierung im Sinne einer Veren-
gung auf regionale Fragestellungen mißver-
standen werden. Wissenschaft ist interna tional; 
die regionale Vermittlung ist Teil ihrer Anmer-
kung und eine besondere Aufgabe des Trans-
fers. 

— Die internationale Vernetzung der Ber liner Wis-
senschaftseinrichtungen, die auf zahlreichen 
Partnerschaften und Kooperationen beruht und 
unmittelbare und mit Erfolg bet riebene Auf-
gabe des Wissenschaftskollegs ist, soll insbe-
sondere auch dadurch unterstützt werden, daß 
die international angesehenen „Dahlem-Konfe-
renzen", aus deren Finanzierung sich der Stif-
terverband zurückzieht, künftig vom Land Ber-
lin finanziell gewährleistet werden. 

— Durch Stipendien, Projektförderung und Infra-
strukturmaßnahmen soll die Chancengleichheit 
von Frauen in der Wissenschaft gefördert wer-
den. 

2. Die Wissenschaftspolitik des Landes wird sich im 
institutionellen Bereich auf folgende Maßnahmen 
konzentrieren: 

— Stärkung der Hochschulforschung, auch unter 
dem Aspekt der Interdisziplinarität 

— Bau eines Speicherringes für Synchrotronstrah-
lung der dritten Generation „BESSY II" mit ei-
ner Elektronenenergie von 1,5 GeV einschließ-
lich der Ausrichtung der Forschung der korre-
spondierenden Fachbereiche der Hochschulen 
auf Arbeiten an diesem Großgerät. 

Die Bedeutung der Forschung mit Synchrotron-
strahlung nimmt weltweit ständig zu. Um die 
Anforderungen an Intensität, Leuchtdichte und 
spektraler Auflösung erfüllen zu können, ist der 
Einsatz einer neuen Technologie, nämlich die 
Verwendung spezieller Magnetstrukturen (Un-
dulatoren) notwendig. Die neue, dritte Genera-
tion der Speicherringe zur Erzeugung von Syn-
chrotronstrahlung wird durch den Einsatz die-
ser Technologie geprägt. 
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— Umsetzung der Planung zum Ausbau der Mate-
rial- und Werkstoff-Forschung am HMI, Schaf-
fung der Voraussetzungen zur atomrechtlichen 
Genehmigung zum Bet rieb des Forschungsre-
aktors BER II. 

Aufgrund von Vorarbeiten und Empfehlungen 
einer Expertenkommission wird die Aufgaben-
umorientierung am HMI z. Z. vorangetrieben. 
Danach sollen sich die FuE-Arbeiten des HMI 
überwiegend auf die Schwerpunkte Struktur-
forschung und Photochemische Energieum-
wandlung konzentrieren. 

Dabei sollen auch zwei neue Vorhaben 

O „Biomolekulare Strukturen" im Schwer-
punkt Strukturforschung und 

O „Materialentwicklung" im Schwerpunkt 
Photochemische Energieumwandlung 

eingerichtet werden. 

Gegenwärtig ist das Verfahren zur Berufung 
leitender Wissenschaftler eingeleitet worden. 

Leider ist es bisher nicht gelungen, am HMI die 
Mikroelektronik auszubauen. 

— Erhaltung und Ausbau der Aktivitäten im Be-
reich der Mikroelektronik am Standort Berlin, 
Beteiligung an dem Programm JESSI. Dabei 
müssen begangene Fehler bei der Bewe rtung 
der Mikroelektronik für Ber lin kompensiert 
werden. 

Mit Unterstützung des Landes und des Bundes 
hat die TU Berlin ihre mikroelektronischen Ak-
tivitäten in den letzten Jahren konsequent aus-
gebaut. Nach der bereits erfolgten Besetzung 
mit drei Lehrstühlen im Bereich der Mikroelek-
tronik hat sie mit 2 weiteren Professuren den 
neuen Schwerpunkt — Technologien der Mi-
kroperipherik — aufgebaut. Die TU Ber lin ver-
fügt damit über eine Technologielinie, die ihr 
grundlagen- und anwendungsorientierte For-
schung z. T. in enger Zusammenarbeit mit der 
Industrie auf einem technologierelevanten Feld 
ermöglicht, wie sie an kaum einer anderen 
deutschen Universität etabliert sein dürfte. Die 
Forschung auf dem Gebiet der Mikroperipherik 
umfaßt die „Aufbau- und Verbindungstechnik" 
und „Sensorik" . Die Forschung untersucht 
durch Systembetrachtungen die Techniken und 
Technologien, die zur Realisierung von elektro-
nischen Multi-IC Systemen notwendig sind. Die 
Problemstellungen des Systementwurfs, des 
Chipentwurfs in Zusammenhang mit der Sy-
stemrealisierung, z. B. hinsichtlich der Signal-
ein- und -ausgänge auf dem Chip, der Chip-
montage, -kontaktierung, der Gehäusung, der 
Hybridintegration, der Multilayerverdrahtung, 
der Wärmeabfuhr und der Zuverlässigkeitser-
höhung sind darin eingeschlossen. 

Gemeinsam mit dem Fraunhofer-Ins titut für Mi-
krostrukturtechnik unter der Leitung von Pro-
fessor Heuberger soll in Berlin ein Schwerpunkt 
in der Mikrosystemtechnik gegründet werden. 

Dabei muß geprüft werden, in welchem Umfang 
bei der Neustrukturierung des Hahn-Meitner-
Instituts zusätzliche mikroelektronische Aktivi-
täten dort aufgebaut werden können. Berlin 
versucht damit auf die Herausforderungen zu 
reagieren, die durch die interna tionale Zusam-
menarbeit im Rahmen des europäischen Ge-
meinschaftsprogramms JESSI auch für die Wis-
senschaft entstehen. Eine leistungsfähige For-
schungsinfrastruktur im universitären und au-
ßeruniversitären Bereich einschließlich der 
Ausbildung eines qualifizierten Nachwuchses 
dürfte eine entscheidende Voraussetzung für 
die Bundesrepublik sein, sich in diesem hoch-
kompetitiven Bereich zu behaupten. 

— Aufbau der Forschergruppe „Kognitive Anthro-
pologie" der MPG mit einer Sonderfinanzie-
rung des Landes. Sie wird sich mit der Erfor-
schung kultureller Einflüsse auf Erwerb und 
Verwendung von Wissen sowie Entscheidungs-
prozesse, insbesondere durch interkulturelle 
Vergleiche befassen. 

— Förderung der interdisziplinären Verbundfor-
schung (siehe im folgenden). 

Hochschulforschung 
Die Hochschulen als Einrichtungen der Grundla-
genforschung und der Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses stehen am Anfang der 
Innovationskette. Die Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates und der „Graue Plan" der DFG bele-
gen, daß Maßnahmen zur Stärkung der Hochschul-
forschung und damit vor allem der Grundlagenfor-
schung dringend sind. Der Senat macht sich diese 
Empfehlungen zu eigen. Das von den Berliner Uni-
versitäten sehr früh entwickelte inneruniversitäre 
Förderungssystem von Forschungsschwerpunkten 
aus zentralen Mitteln zur Vorbereitung von Dritt-
mittelanträgen, Sonderforschungsbereichen und 
kooperativen interdisziplinären Arbeitsformen soll 
weiterentwickelt werden u. a. durch die Einrich-
tung von Stellenpools zur bef risteten personellen 
Ausstattung von Schwerpunkten. Dafür werden 
Sondermittel bereitgestellt. 

Z. Z. werden an der FU Ber lin ca. 50 Forschungs-
schwerpunkte einschließlich einer DFG Forscher-
gruppe gefördert. 

Die Technische Universität fördert etwa die gleiche 
Anzahl inneruniversitärer Schwerpunkte aus zen-
tralen Mitteln mit ca. 8 Mio DM jährlich (Personal-
und Sachmittel). 

Sogenannte „universitäre Schwerpunkte" dienen 
der Vorbereitung von Sonderforschungsbereichen 
und der Förderung interdisziplinärer Forschungs-
ansätze. Gegenwärtig werden zwei dieser Schwer-
punkte gefördert. 

Hinzuweisen ist ferner auf die Forschergruppe 
„Nichttechnische Komponenten des Konstruk-
tionshandelns bei zunehmendem CAD-Einsatz" 
und die Forschungsbereiche Fertigungstechnik 
und Mikroperipherik. 
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Mit Hilfe der universitären Förderung werden 
diese Schwerpunkte soweit entwickelt, daß sie An-
träge auf Drittmittel stellen können. 

Z. Z. werden 10 Sonderforschungsbereiche an den 
Berliner Universitäten gefördert. Ein weiterer Son-
derforschungsbereich befindet sich gerade in der 
Begutachtung. 

Förderung von Graduiertenkollegs durch die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft 
Aufgrund der guten Erfahrungen, die Berlin bereits 
mit den derzeit bestehenden Graduiertenkollegs 
an den Hochschulen 

— Graduiertenkolleg zur Entwicklungspsycholo-
gie an der Freien Universität Berlin in Zusam-
menarbeit mit der Universität Trier und dem 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 

— Graduiertenkolleg zur angewandten Mikroöko-
nomik an der Freien Universität Berlin 

— Graduiertenkolleg zur Synthese und Struktur 
niedermolekularer Verbindungen an der Freien 
Universität und an der Technischen Universität 
Berlin 

gemacht hat, werden sich die Berliner Hochschu-
len an dem von Bund und Ländern getragenen För-
derungsprogramm zur Einrichtung weiterer Gra-
duiertenkollegs aktiv beteiligen. 

Vom besonderen Interesse ist es für die Berliner 
Hochschulen, den Graduiertenkollegs eine inter-
disziplinäre Ausrichtung des Forschungs- und Stu-
dienprogramms zu geben, den beteiligten Hoch-
schullehrern neue Formen der Kooperation zu er-
öffnen und den Nachwuchswissenschaftlern die 
besten Ausbildungsmöglichkeiten im Rahmen ei-
nes forschungsorientierten Studienprogramms zu 
bieten. Eine anteilige Finanzierung von Graduier-
tenkollegs ist ab dem Haushaltsjahr 1990 in Berlin 
sichergestellt. 

3. Drittmittel 
Nach dem 1989 vorgelegten 5. Forschungsbericht 
der Freien Universität sind die Drittmittel von 
45,5 Mio DM im Jahr 1983 auf 75,9 Mio DM im Jahr 
1987 gestiegen, das ist eine Steigerung um ca. 
67 %. Während die Drittmittel aus den Bereichen 
der öffentlichen Hand für Forschungsvorhaben nur 
geringe Steigerungsraten aufweisen, stiegen ins-
besondere die Drittmittel aus Indust rie und Wirt-
schaft, was belegt, daß die Öffnung der Universität 
für Kooperationen mit der Wirtschaft außerordent-
lich erfolgreich war. 

Die Drittmittel der TU Berlin betrugen 1987 
108,7 Mio DM und 1988 — 108,3 Mio DM. 

FU und TU honorieren die Einwerbung von Dritt-
mitteln durch Verbesserungen in der Grundaus-
stattung. 

Berlinforschung 
Seit 1979 werden der FU Berlin Sondermittel für die 
Durchführung eines regionalbezogenen und an-
wendungsorientierten Stadtforschungsprogramms 
unter dem Titel „Berlin-Forschung" zur Verfügung 
gestellt. Das Programm dient der Förderung an-
wendungsbezogener Forschung und steht generell 
Absolventen der Berliner Hochschulen aus allen 
Wissenschaftsbereichen, mit Schwerpunkt aller-
dings im sozialwissenschaftlichen Bereich, offen. 
Hochschulabsolvent(en)innen bietet es die Mög-
lichkeit zur weiteren Qualifikation durch wissen-
schaftliche Arbeit und zugleich die Gelegenheit, 
praktische Erfahrungen für eine spätere Berufstä-
tigkeit innerhalb oder außerhalb der Hochschule 
zu erwerben. Die Förderempfehlung trifft eine 
Auswahlkommission aus Wissenschaftlern auf der 
Basis externer Begutachtung. Auf diese Weise ent-
steht ein wichtiger und äußerst sinnvoller Wissens-
transfer. Das Programm wird jährlich ausgeschrie-
ben. Ab 1990 stehen für das Programm 3 Mio DM 
jährlich zur Verfügung. Das Programm ist ein un-
verzichtbarer Bestandteil der Nachwuchsförde-
rung und ergänzt sinnvollerweise die überregiona-
len Fördermöglichkeiten. 

Die Fachhochschulen sollen mit ihrer Charakteri-
stik stärker in das Forschungssystem der Hoch-
schulen integ riert werden. 

Neben der eigentlichen Aufgabe der Fachhoch-
schulen, einer möglichst praxisnahen Ausbildung 
auf wissenschaftlicher Grundlage, haben sich mit 
der Berufung profilierter Wissenschaftler in einzel-
nen Disziplinen anwendungsorientierte For-
schungsschwerpunkte entwickelt. Die Projekte 
werden meist in Kooperation mit Unternehmen, mit 
Bundeseinrichtungen, mit anderen Berliner Hoch-
schulen und auch mit ausländischen Partnern 
durchgeführt. 

4. An-Institute 
An-Institute sind von einer oder mehreren Firmen 
privatwirtschaftlich finanzierten Institute (z. B. in 
Form von GmbH's), die nicht in sondern an der 
Universität arbeiten. Die An-Institute sind mit der 
Hochschule durch einen Kooperationsvertrag und 
durch Personalunion auf der Leitungsebene mit 
dem korrespondierenden Hochschulinstitut ver-
bunden. Vorteile ergeben sich für die Wissen-
schaftler durch das Erschließen neuer finanzieller 
Ressourcen, die Nutzung oft neuester Geräteent-
wicklung der beteiligten Firmen, flexible Organi-
sationsformen; für die Firmen ergibt sich ein un-
komplizierter und direkter Zugang zu einer großen 
Anzahl wissenschaftlicher Arbeitsgruppen und da-
mit zu Forschungskapazitäten in weiten Bereichen 
der Grundlagenforschung. Im Rahmen der auch 
vom Wissenschaftsrat vorgegebenen Kriterien sind 
die Institute an Universitäten ein sehr erfolgreiches 
Instrument des Transfers. Wichtig für die Weiter-
entwicklung der An-Institute wird sein, daß öffent-
liche und private Träger gleichermaßen an den 
Kosten und den Nutzen beteiligt sind. 
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Weiterhin ist wesentlich, daß An-Institute Aufga-
ben der Lehre (z. B. Doktoranden) wahrnehmen 
und deren Forschungsergebnisse öffentlich sind. 
Z. Z. sind tätig: 

— Ingenieurgesellschaft für Aggregatetechnik 
und Verkehrsfahrzeuge mbH (IAV) an der 
Technischen Universität Berlin 

— Institut für Bahntechnik GmbH (IFB) an der 
Technischen Universität Berlin 

— Berlin (LMZ) an der Freien Universität Berlin 

— Festkörper-Laser-Institut Berlin GmbH (FLI) an 
der Technischen Universität Berlin 

— Weltraum-Institut-Berlin GmbH (WIB) an der 
Freien Universität Berlin. 

Unter neueren wichtigen Kooperationen sind das 
in Vorbereitung befindliche Institut für Finanz-
dienstleistungen und das Institut für Management 
und Technologie zu nennen, ferner 

— die Teleskopie Gesellschaft für Fernsehzu-
schauerforschung GmbH 

— und die Arbeitsgruppe Umweltstatistik e. V. 
(ARGUS). 

5. Technologieförderung und Technologietransfer 
Die Technologieförderung in Berlin besteht aus der 
industriellen Technologieförderung und der Tech-
nologieforschung. 

Im Rahmen der industriellen Technologieförde-
rung soll die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der Berliner Wirtschaft (Industrieunternehmen, 
Handwerksbetriebe, produktionsnah und überre-
gional tätige Dienstleistungsunternehmen) gestei-
gert, dauerhafte und qualifizierte Arbeitsplätze ge-
schaffen, umweltverträgliche Technologien geför-
dert bzw. Berlin für Wachstumsindustrien anzie-
hender gemacht werden, die ökologisch verträg-
lich sind. 

Durch die Technologieforschung sollen Entwick-
lungsvorhab en  universitärer und außeruniversitä-
rer Forschungseinrichtungen in Berlin gefördert 
werden. Hierbei werden Vorhaben, die die inter-
disziplinäre Zusammenarbeit von Forschungsein-
richtungen verschiedener Fachrichtungen fördern, 
bevorzugt. 

Das finanzielle Volumen beträgt 20 Mio DM pro 
Jahr. 

Die Technologieforschung soll künftig in Anknüp-
lung an die Forschungsprogramme des Bundes, 
etwa zum Umweltschutz und zur Sicherheitsfor-
schung, von der Forschungsseite her stärker zur 
Politik des ökologischen Stadtumbaus beitragen. 
Dazu sind u. a. vorhandene Forschungskapazitäten 
zu vernetzen und der Transfer von Forschungser-
gebnissen in die Praxis zu intensivieren. 

Die Bedeutung der Forschungsförderung für eine 
ökologische Industriepolitik muß sich auch in der 
Projektförderung niederschlagen, die sich nicht auf 
„Mitnahmeeffekte" beschränken darf. 

Transfer 
In den Berliner Hochschulen wurden die ersten 
Transferstellen an bundesdeutschen Hochschulen 
errichtet. Deren Aufgabe ist es, Kontakte zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft herzustellen, um die 
Übertragung von Forschungsergebnissen in die 
Praxis zu erleichtern. 

Bei der Technischen Universität Berlin hat sich die 
bereits seit 1977 bestehende Agentur „TU Trans-
fer" bewährt. Die Freie Universität Berlin hat Mitte 
1984 eine „FU-Forschungsvermittlungsstelle" ein-
gerichtet, die Technische Fachhochschule Berlin 
verfügt seit Mitte 1985 ebenfalls über eine Trans-
fereinrichtung. Anfang 1987 hat die Hochschule 
der Künste eine Design-Transferstelle eingerichtet. 
Die außeruniversitären Institute verfügen z. T. über 
eigene Transferbeauftragte. 

Den Hochschultransferagenturen steht auf der 
Seite der Wirtschaft die Technologievermittlungs-
agentur (TVA e. V.) gegenüber. Dieser Organisa-
tion obliegt es, Kooperationswünsche der Indust rie 
mit der Wissenschaft zu koordinieren und insbe-
sondere den kleinen und mittelständischen Betrie-
ben bei der Umsetzung konkreter Leistungspakete 
zu helfen. 

Als sehr erfolgreich hat sich die Beteiligung der 
Universitäten an Messen und Ausstellungen erwie-
sen, z. B. der sogenannte Treffpunkt Medizintech-
nik, insbesondere aber die Gemeinschaftsinitiative 
der Berliner Hochschulen und Forschungsinstitu-
tionen im Rahmen des „Forschungsmarktes" Berlin 
auf der Hannover-Messe. 

Die Technologietransferorganisation wird z. Z. ei-
ner Wirkungsanalyse unterzogen. In der Zukunft 
werden Ost-West-Kooperationen und die Entwick-
lung von Dienstleistungsangeboten verstärkt zu 
fördern sein. Der Transfer soll sich auch stärker ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen mit Bera-
tungsbedarf öffnen. 

Forschung im europäischen Rahmen 
An den Forschungs- und Entwicklungsprogram-
men der Europäischen Gemeinschaften haben sich 
Berliner Einrichtungen insbesondere durch Vorha-
ben der Informations- und Kommunikationstech-
nologien (ESPRIT, RACE), der Verkehrs- und Ener-
gietechnik sowie im Bereich der Geowissenschaf-
ten beteiligt. Angesichts der wachsenden Bedeu-
tung der europäischen Forschungsprogramme 
werden alle Bemühungen darauf gerichtet sein, 
eine stärkere Beteiligung der Berliner Forschung 
entsprechend ihrem Potential zu erreichen. 

Seiner Mittlerfunktion zwischen West- und Osteu-
ropa entsprechend wird Berlin sich dafür einsetzen, 
daß im Wege von Kooperationsvereinbarungen 
sich auch die Staaten des RGW an Forschungs- und 
Entwicklungsprogrammen der Europäischen Ge-
meinschaften beteiligen können. 
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6. Neue Maßnahmen 
Eine wichtige Weiterentwicklung der Förderungs-
instrumente liegt in der Einrichtung des sogenann-
ten „Interdisziplinären Forschungsverbundes". Es 
schließt die Lücke zwischen der Projektförderung 
und der institutionellen Finanzierung. Für einen 
bestimmten Zeitraum, maximal für fünf Jahre, wird 
die Zusammenarbeit von verschiedenen Diszipli-
nen, Institutionen und Personen auf einem über-
greifenden Themenbereich gefördert, in dem der 
Koordinationsaufwand in der Regel eine Koordina-
tionsstelle finanziert wird. Die Kooperation ist ver-
bindlich in einem gemeinsamen Antrag festgelegt. 
Ziel ist die Vernetzung der Disziplinen, die Weiter-
entwicklung der Erkenntnisse über die diszipli-
nären Beiträge hinaus. Unterstützt durch die Koor-
dinierungsstelle sollen gemeinsame Drittmittelpro-
jekte zur Antragsreife gebracht werden. 

Als erster interdisziplinärer Forschungsverbund 
hat der „Verbund Wissenschaftsgeschichte " seine 
Arbeit aufgenommen, in dem Wissenschaftszen-
trum, Wissenschaftskolleg, Freie Universität, Tech-
nische Universität, Historische Kommission, Archiv 
der Max-Planck-Gesellschaft und Museum für 
Verkehr und Technik zusammenarbeiten. Der Ver-
bund führt gemeinsam mit den Universitäten in 
Stanford und Tel Aviv ein Postdoktorandenpro-
gramm (Walter-Rathenau-S tipendien) durch, das 
von der Volkswagenstiftung finanziert wird. 

Als nächstes Vorhaben dieser Art wird ein Forum 
für sozialwissenschaftliche Technikfolgenabschät-
zung vorbereitet, das nicht nur den Dialog zwi-
schen den Disziplinen und Wissenschaft und Öf-
fentlichkeit fördern, sondern auch Möglichkeiten 
der Technologiegestaltung aufzeigen und Vorga-
ben für die weitere Forschungspolitik geben so ll . 

Weitere Gründungen in den Bereichen 

— Oberflächentechnik 

— Keramische Werkstoffe 

— IuK-Technik 

— Lebensraum Stadt 

stehen an. 

AIDS-Forschung 
Ein mit 400 000 DM jährlich ausgestattetes Sofort-
programm „Sozialwissenschaftliche AIDS-For-
schung" soll vor allem die Entwicklung von Prä-
ventionsstrategien fördern. Bei dem gegenwärti-
gen Stand des medizinischen Wissens ist die Prä-
vention die erfolgreichste und kostensparendste 
Intervention. Die Projekte erstrecken sich auf Pri-
mär-, Sekundär- und Tertiärprävention und sollen 
Handlungskonzepte für staatliche und nichtstaatli-
che Akteure entwickeln und transferieren. 

Es handelt sich bisher um das einzige sozialwissen-
schaftliche Forschungsprogramm auf diesem Ge-
biet mit einer bemerkenswerten Akzeptanz. Die 
geförderten Vorhaben reichen von der Prävention 
bei ethnischen Minderheiten bis zu Betreuungsmo-
dellen bei Infizierten. 

Sozio-ökonomisches Panel 

Im Rahmen dieses Panels werden in regelmäßigen 
Erhebungswellen repräsentative Mikro-Längs-
schnittdaten für Personen, Haushalte und Familien 
untersucht als Grundlage einer repräsentativen So-
zialberichterstattung für die Bundesrepublik. Das 
bisher vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) für den SFB 3 in Frankfurt  durchge-
führte Projekte, wird ab 1. Januar 1990 als von 
Bund und Ländern über die DFG finanziertes Vor-
haben am DIW durchgeführt. 

7. Sonstige Maßnahmen des Landes 
Mit einer Reihe von Initiativen unterstützt das Land 
Berlin die Wirtschaft bei ihrer Anpassung an den 
Strukturwandel. Besonderes Gewicht erhält die 
Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, die Verbes-
serung der Unternehmensinfrastruktur und die 
Qualifizierung der Firmen für den Einsatz neuer 
Technologien. 

— Mit der Einrichtung eines Personaltransferpro-
gramms hat Berlin den Eintritt von Hochschul-
bzw. Fachhochschulabsolventen als Fach- und 
Führungskräfte in Meinen und mittleren Unter-
nehmen auf eine neue Grundlage gestellt. Bei 
der Einstellung von Innova tions- und Mittel-
standsassistenten erhalten kleine und mittlere 
Unternehmen für die Dauer von 12 Monaten 
eine Förderung in Höhe von 40 % bzw. 25 % des 
steuerpflichtigen Bruttogehalts. 

— Eine Vorreiterrolle wurde auch auf dem Gebiet 
der Gründerzentren übernommen. Im Berliner 
Innovations- und Gründerzentrum (BIG) und im 
Technologie- und Innovationspark Berlin (TIB) 
arbeiten junge Technologieunternehmen in un-
mittelbarer Nachbarschaft von Forschungsinsti-
tuten. Daneben können die Unternehmen auf 
eine ausgebaute Verwaltungsinfrastruktur zu-
rückgreifen, deren Inanspruchnahme durch Zu-
schüsse zeitlich befristet gefördert wird. Aus-
strahlungs- und Anziehungskraft des Zentrums 
erleichtern den jungen Firmen ihre Marketing-
aktivitäten und die Einbindung in das regionale 
und überregionale Netz von Informa tion, Bera-
tung und Finanzierung. So hat auch die 1988 
gegründete Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Technologie- und Gründerzentren e. V. (ADT) 
ihren Sitz im BIG. 

— Ebenfalls mit der Zielsetzung, neue Engage-
ments in wichtigen Technologiebereichen zu 
unterstützen, wurde der Innovationsfonds ein-
gerichtet. Aus ihm werden Kredite, Beteiligun-
gen oder bedingt rückzahlbare Zuschüsse ver-
geben, um bei Gründung, Ansiedlung und 
Wachstum technologieorientierter Unterneh-
men Finanzierungslücken in allen Phasen des 
Innovationsprozesses zu decken. 

— Das neue Beratungsprogramm für Umwelttech-
nik und Umweltschutz ergänzt die Beratungs-
maßnahmen in Berlin für die beschleunigte Ein-
führung neuer Technologien in den Unterneh-
men. Weitere Schwerpunkte sind in der Ferti- 
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gungstechnik, der Mikroelektronik und den 
Kommunikations- und Informationstechnolo-
gien gesetzt. Forschungsergebnisse sollen da-
durch zügiger in marktfähige Produkte und 
Verfahren übertragen werden. 

— Die immer kürzer werdenden Innovationszyklen 
zwingen Führungskräfte und Unternehmer, sich 
häufiger über die Potentiale neuer Technologien 
zu informieren und den Bezug zu ihrer betriebli-
chen Situation herzustellen. Aus diesem Grund 
wurde 1988 in Berlin ein „Institut für Manage-
ment und Technologie" gegründet, das in enger 
Kooperation mit der Technischen Universität 
Berlin und der Freien Universität Berlin sowie 
erstrangigen Repräsentanten der Wi rtschaft ent-
sprechendes Managementwissen vermittelt. Da-
mit sollen auch die Rahmenbedingungen für eine 
stabile Zusammenarbeit der Führungskräfte mit 
Berliner Einrichtungen der Wissenschaft und 
Forschung verbessert werden. 

2.4 Freie Hansestadt Bremen 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 
Im Hochschulgesamtplan 1987 — 1991 und im For-
schungsinfrastrukturplan 1987 — 1995 (beide vom 
Senat der Freien Hansestadt Bremen im Mai 1987 
beschlossen) sind die Ziele, Leitlinien und Schwer-
punkte der Wissenschafts- und Forschungspolitik 
der Freien Hansestadt Bremen dargelegt, insbe-
sondere mit der Beschlußfassung über den For-
schungsinfrastrukturplan, der für den Ausbau der 
Forschungsinfrastruktur im Lande Bremen mit ei-
nem Zeit- und Planungshorizont bis 1995 ein zu-
sätzliches Mittelvolumen von 400 Mio DM vorsieht, 
hat der Senat die Priorität und den zentralen Stel-
lenwert unterstrichen, die er — angesichts erhebli-
cher Wirtschaftsstrukturprobleme — auch unter 
schwierigsten Haushaltsbedingungen dem weite-
ren Ausbau der Forschungsinfrastruktur für die 
künftige ökonomische und soziale Entwicklung 
Bremens beimißt. 

Ausgehend davon, daß die klassischen Metropolen 
und Oberzentren als Trendführer vom gegenwär-
tig ablaufenden Prozeß schneller ökonomischer 
und technischer Veränderungen besonders betrof-
fen sind, da sie einen ökonomisch bedeutsamen 
Teil ihrer herkömmlichen Funktionen verlieren 
und insoweit eine Neupositionierung im Gefüge 
der interregionalen Arbeitsteilung vornehmen 
müssen, hält die Bremer Forschungspolitik eine 
solche Neupositionierung angesichts der veränder-
ten weltweiten Rahmenbedingungen nur auf der 
Basis einer leistungsfähigen Wissenschafts- und 
Forschungsinfrastruktur für möglich, da diese zu 
einem entscheidenden, an Bedeutung noch weiter 
zunehmenden Standortfaktor geworden ist, der in 
wachsendem Maße die Wettbewerbsfähigkeit von 
Regionen und Oberzentren bestimmt. 

Unter Berücksichtigung des Nachholbedarfs Bre-
mens konzentrieren sich deshalb die forschungs-
politischen Anstrengungen des Senats in den 

nächsten Jahren in erster Linie auf die Schaffung 
leistungsfähiger, zukunftsorientierter und hin-
reichend ausdifferenzierter wissenschaftlicher 
Grundstrukturen (durch Umstrukturierung, Mo-
dernisierung und Ausbau des Bestandes im univer-
sitären und außeruniversitären Bereich), die zu-
gleich — auch unter Berücksichtigung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur und daraus abgeleiteter 
Anforderungen — Schwerpunktbildungen und die 
Ansiedlung weiterer außeruniversitärer For-
schungseinrichtungen ermöglichen. Langfristig 
verfolgtes Ziel ist dabei der Aufbau einer wissen-
schaftlichen Infrastruktur, die auch im Hinblick auf 
zukünftige Entwicklungen und Anforderungen der 
oberzentralen Funktion Bremens in jeder Hinsicht 
— sowohl qualitativ als auch quantitativ — Rech-
nung trägt. 

Schwerpunkte für den weiteren Ausbau des Hoch-
schul- und des außeruniversitären Forschungsbe-
reichs sind nach dem Forschungsinfrastrukturplan 
folgende Bereiche (einschließlich der jeweils kom-
plementären Fachrichtungen) : 

— Meeresforschung/Polarforschung/Meerestech-
nik 

— Umweltforschung/-technik,  Biotechnologie, 
Gesundheit 

— Informationstechnik und Mikroelektronik 

— Werkstoff- und Produktionstechnik 

— Luft- und Raumfahrttechnik 

— Zentren für interdisziplinäre Studien 

— Forschung zur Regulation und Gestaltung von 
Staat und Ökonomie 

— Forschung zur Entwicklung und Differenzie-
rung kultureller Identität. 

2. Forschung in den Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen 
Träger der institutionell geförderten Forschung in 
der Freien Hansestadt Bremen sind die Universität 
Bremen, die Hochschule für Künste Bremen und je 
eine Fachhochschule in Bremen und Bremerhaven 
sowie eine größere Zahl, z. T. kleinerer, außeruni-
versitärer Forschungseinrichtungen. 

Mit dem Alfred-Wegener-Institut für Polar- und 
Meeresforschung Bremerhaven (Großforschungs-
einrichtung) und dem Deutschen Schiffahrtsmu-
seum Bremerhaven (Forschungsmuseum der 
Blauen Liste) sind zwei Einrichtungen in die ge-
meinsame Forschungsförderung durch Bund und 
Länder nach Artikel 91b GG einbezogen. Inzwi-
schen verstärkt auch die von Bund und Ländern 
gemeinsam finanzierte Max-Planck-Gesellschaft 
ihre Bemühungen um eine Institutsgründung in 
Bremen. 

Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
sind in der Regel über Kooperationsverträge mit 
der Universität Bremen verbunden; die leitenden 
Wissenschaftler dieser Einrichtungen sind in die- 
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sem Rahmen zugleich Professoren der Universität 
(gemeinsames Berufungsverfahren). 

Zu den oben erwähnten Ausbauschwerpunkten 
des Forschungsinfrastrukturplans sind folgende 
Einzelmaßnahmen hervorzuheben: 

— im Rahmen des weiteren Ausbaues der Meeres- 
und Polarforschung, dem bedeutendsten 
Schwerpunkt im Lande Bremen, sind (neben 
weiteren Berufungen von Professoren an die 
Universität Bremen) insbesondere der Aufbau 
der Nordpolarforschung am Alfred-Wegener-
Institut, die Einrichtung eines marin-geo-
wissenschaftlich ausgerichteten Sonderfor-
schungsbereichs und der Aufbau eines 
(Erd-)Fernerkundungsschwerpunkts an der 
Universität zu nennen; 

— in der Umweltforschung und -technik wurden 
die in der Vergangenheit insbesondere in der 
Universität, daneben aber auch in den Fach-
hochschulen vielfältig und breit gestreut vor-
handenen Ansätze mit Hilfe von Fördermitteln 
aus dem mehrere Politikbereiche umfassenden 
Programm „Arbeit und Umwelt" konzentriert 
und zu interdisziplinären Kooperationen zu-
sammengeführt; diese Schwerpunktbildung 
wird in der Universität durch die Einrichtung 
einer Stiftungsprofessur für Umwelttechnik 
flankiert; 

— die zweite Ausbaustufe des Hallen- und Labor-
gebäudes des Fachbereichs Produktionstechnik 
der Universität ist inzwischen abgeschlossen; 

— der Ausbau des Forschungsschwerpunktes 
Raumfahrttechnik/Weltraumforschung an der 
Universität hat seinen sichtbaren Ausdruck in 
dem Fallturm für Kurzzeitexperimente unter 
Schwerelosigkeit sowie in dem Institutsge-
bäude des „Zentrums für angewandte Raum-
fahrttechnik und Mikrogravitation" gefunden; 
der Umfang der Forschungsaktivitäten dieses 
Zentrums, vorrangig die Grundlagenforschung 
unter Schwerelosigkeit auf den Gebieten der 
Materialforschung, der Fluidphysik sowie der 
Verfahrens- und Verbrennungstechnik erfor-
dern bereits einen weiteren Ausbau, mit dem 
inzwischen begonnen wurde; 

— als gemeinsame Einrichtung mehrerer Ins titute 
des Studiengangs Elektrotechnik und unter Be-
teiligung weiterer anwendungsorientierter In-
stitute anderer Studiengänge plant die Univer-
sität die Einrichtung eines Zentrums für Infor-
mationstechnik, Mikroelektronik und Aktorik; 
hierzu werden die entsprechenden baulichen 
Voraussetzungen geschaffen; 

— im außeruniversitären Bereich erfolgte die Kon-
zentration und der Ausbau der Werkstofftech-
nik/Oberflächentechnik/Lasertechnik/Zerstö-
rungsfreie Werkstoffprüfung/Qualitätssiche-
rungstechnik im engen (auch räumlichen) Ver-
bund mit dem Fachbereich Produktionstechnik 
der Universität Bremen im Rahmen des For-
schungszentrums für Oberflächentechnik, das 

durch den Aufbau eines Laseranwendungszen-
trums ergänzt werden soll; 

— im Rahmen des weiteren Ausbaues der Informa-
tions- und Produktionstechnik kommt dem Bre-
mer Institut für Betriebstechnik und ange-
wandte Arbeitswissenschaften mit dem CAD/ 
CAM-Labor Nord und dem CIM-Integrations-
zentrum eine bedeutende Ro lle zu; dem wird 
durch den Bau eines neuen Institutsgebäudes 
Rechnung getragen; 

— als Schwerpunktsetzungen an der Nahtstelle 
von Ingenieur- und Sozial-/Geisteswissenschaf-
ten wurden in der Universität das Zentrum für 
Arbeit und Technik, in dem über die Grenzen 
der Disziplinen hinweg Ingenieurwissenschaft-
ler, Informatiker und Sozialwissenschaftler ko-
operieren, und das Ins titut Technik und Bildung 
eingerichtet, das sich in erster Linie mit den 
Auswirkungen der Informa tions- und Kommu-
nikationstechnik auf alle Bereiche des Bil-
dungswesens beschäftigt; 

— in den Sozialwissenschaften wurden mit der 
Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs 
und des Zentrums für Sozialpolitik in der Uni-
versität besondere Schwerpunkte gesetzt; 

— speziell für die beiden Fachhochschulen und 
die Hochschule für Künste wird das Landespro-
gramm zur Förderung von Forschungs- sowie 
künstlerischen und technologischen Entwick-
lungsvorhaben von Professor(inn)en dieser 
Hochschulen mit 500 000 DM/Jahr fortge-
führt. 

In der Universität Bremen sind inzwischen die bei-
den ersten Sonderforschungsbereiche (SFB) einge-
richtet worden: 

— SFB 186, Statuspassagen und Risikolagen im 
Lebensverlauf (seit 1988) 

— SFB 261, Der Südatlantik im Spätquartär: Re-
konstruktion von Stoffhaushalt und Stromsyste-
men (seit 1989). 

Die Drittmittelentwicklung aller bremischen 
Forschungseinrichtungen wies in den letzten 
Jahren eine deutlich steigende Tendenz auf. So 
stiegen die IstAusgaben der Universität aus 
Drittmitteln von 1986 auf 1988 von 13,7 Mio DM 
auf 25,0 Mio DM; dies entspricht einer Steige-
rungsrate von 82 % innerhalb von drei Jah-
ren. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 
Die Maßnahmen zur Modernisierung, zur Um-
strukturierung und zum Ausbau der wissenschaft-
lichen Infrastruktur und zur Ansiedlung weiterer 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen wer-
den ergänzt durch Maßnahmen des 1987 fortge-
schriebenen Bremischen Innovationsprogramms 
zur Förderung von Forschung und Entwicklung, 
Innovation und Technologietransfer. Hierfür sind 
im Bremischen Innovationsprogramm für den Zeit-
raum 1988 — 1991 67 Mio DM und ab 1992 jährlich 
28 Mio DM vorgesehen. Das Programm 1988 — 
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1995 hat folgende Ziele bzw. enthält folgende Maß-
nahmen: 

— Verstärkung der Kooperation zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft, z. B. durch die Förde-
rung von gemeinsamen FuE-Vorhaben der ge-
werblichen Wirtschaft mit Forschungseinrich-
tungen bzw. Hochschulen, durch Einrichtung 
von Transferstellen in Hochschulen als An-
sprechpartner für die Wi rtschaft sowie durch die 
Einrichtung eines Technologietransferzentrums 
an der Hochschule Bremerhaven im Hinblick 
auf die besonders schwierige regionale Wirt-
schaftsstruktur 

— Förderung des Personaltransfers, z. B. durch die 
Programme „Innovationspraktikum" für Stu-
denten, „Innovationsassistent" für Hochschul-
absolventen sowie „Forscher in die Industrie" 
für das wissenschaftliche Personal in Hochschu-
len 

— Förderung technologieorientierter Unterneh-
mensgründungen, z. B. durch den Ausbau des 
erfolgreich arbeitenden Bremer Innova tions-
und Technologiezentrums (RITZ) in unmittelba-
rer Nachbarschaft zur Universität Bremen, 
durch den Aufbau eines Technologieparks im 
Umfeld der Universität Bremen sowie durch die 
Einrichtung des Bremerhavener Innova tions-
und Gründerzentrums (BRIG) nach dem Modell 
des BITZ 

— Verbesserung der Informationen über neue 
Technologien, z. B. durch die Förderung der 
Patentschriftenauslegestelle in der Hochschule 
Bremen, durch die Verbesserung des Techni-
schen Beratungsdienstes im Lande Bremen, 
durch die Fortführung der bremischen Ge-
schäftsstelle des VDI/VDE-Technologiezen-
trums Informationstechnik sowie durch die Ver-
stärkung der Förderung von Messen und Mes-
sebeteiligungen 

— Förderung neuer Schlüsseltechnologien durch 
technologiespezifische Transferstellen für Um-
welttechnologie, Meerestechnik, Biotechnolo-
gie und Werkstofftechnik 

— Förderung der Anwendung moderner Informa-
tions- und Kommunikationstechniken, z. B. 
durch die Einrichtung eines Transferzentrums 
für Projektmanagement und Wirtschaftsinfor-
matik sowie die Förderung eines PC-Labors in 
der Universität Bremen. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan-
des 
Vor allem auch zur Stärkung der Forschungsin-
frastruktur hat der Senat der Freien Hansestadt 
Bremen im März 1989 ein Sonderprogramm zur 
Förderung des weiblichen wissenschaftlichen 
Nachwuchses beschlossen, das insbesondere zu-
sätzliche Mittel von 9,4 Mio DM vorsieht für 

— die Beschäftigung von Studentinnen als studen-
tische Hilfskräfte 

— 21 auf fünf Jahre bef ristete Stellen für wissen-
schaftliche Mitarbeiter, die mit Frauen als Dok-
torandinnen oder Postdoktorandinnen besetzt 
werden sollen 

— Wiedereinstiegsstipendien für Frauen, die ihre 
wissenschaftliche Laufbahn aus familiären 
Gründen unterbrochen haben. 

2.5 Freie und Hansestadt Hamburg 

1. Wissenschaftliche Forschung bildet eine wesentli-
che Voraussetzung für die gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und kulturelle Dynamik. Die Bedeu-
tung von Wissenschaft und Forschung für die re-
gionale Entwicklung erfordert Flexibilität und An-
passung an wirtschaftliche Bedingungen. In der 
Konkurrenz des Wissenschaftsetats zu anderen öf-
fentlichen Aufgaben wird verstärkt die Frage nach 
dem Beitrag der Forschung zur Lösung aktueller 
Probleme gestellt. Unter diesem Aspekt konzen-
triert sich die Hamburger Forschungs- und Techno-
logiepolitik auf den Ausbau und die Förderung ein-
zelner Bereiche, die zur Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Region beitragen und 
die finanzielle Leistungskraft fördern. 
Die Hamburger Schwerpunktsetzung in der staatli-
chen Forschungspolitik richtet sich insbesondere 
auf die Gebiete der Biotechnologie, der Meeresfor-
schung, der Klimaforschung und der Entwicklung 
neuer Technologien, die für Hamburg zukunfts-
trächtig sind. Wichtigste Träger der öffentlich ge-
förderten Forschung sind die Hochschulen. Zu-
gleich verbinden sie Forschung mit der Ausbildung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses und der 
Lehre. Die Zukunft Hamburgs wird entscheidend 
von der qualitativen Entwicklung der Hochschulen 
und der Heranbildung qualifizierten Nachwuch-
ses, der insbesondere auch für zukunftsorientierte 
Wirtschaftszweige von Interesse ist, abhängen. 

2. Zum Hamburger Hochschulbereich gehören die 
Universität Hamburg mit dem Universitäts-Kran-
kenhaus Eppendorf, die Technische Universität 
Hamburg-Harburg, die Fachhochschule Hamburg, 
die Hochschule für Wirtschaft und Politik, die 
Hochschule für bildende Künste, die Hochschule 
für Musik und darstellende Kunst, die Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung, die Universität 
der Bundeswehr Hamburg sowie die Evangelische 
Fachhochschule für Sozialpädagogik. 
Die Forschungsgebiete der Hamburger Hochschu-
len sind breit gefächert. Die Schwerpunkte knüp-
fen zum einen an wissenschaftliche Traditionen an 
und betreffen zum anderen aktuelle Forschungs-
aufgaben. Als wesentliche Forschungsschwer-
punkte sind zu nennen: 

Biotechnologie 
An der Universität Hamburg wird z. Z. die Errich-
tung eines Forschungsschwerpunktes Molekular-
biologie mit 
— dem Zentrum für Molekulare Neurobiologie im 

Fachbereich Medizin 
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— dem Schwerpunkt für Angewandte Molekular-
biologie der Pflanzen im Fachbereich Biologie 

zügig vorangetrieben. Ziel dieses neuen For-
schungsschwerpunktes ist die Integra tion von For-
schung, Wirtschaft und Ausbildung. Er ist daher 
sowohl auf Grundlagenforschung als auch auf an-
wendungsbezogene Forschung angelegt und 
strebt die Zusammenarbeit mit Partnern aus der 
Wirtschaft an. Ziel soll dabei nicht nur die Koope-
ration mit bereits vorhandenen Wirtschaftsunter-
nehmen, sondern auch die Initiierung neuer unter-
nehmerischer Aktivitäten in unmi ttelbarer Nähe 
der wissenschaftlichen Zentren sein. 

Dem Zentrum für Molekulare Neurobiologie sollen 
vier noch zu errichtende Zentrumsinstitute ange-
hören. Sie sollen sich mit den Forschungsthemen 

— Struktur und Funktion neuraler Membranpro-
teine, 

— Neurale Entwicklung und Regenera tion, 

— Neurale Signalverarbeitung und 

— Molekulare Neuroanatomie 

befassen. Diesem Zentrum ist außerdem das seit 
1985 bestehende Ins titut für Zellbiochemie und kli-
nische Neurobiologie angegliedert. 

Außerdem werden fünf zeitlich bef ristete vom 
Bund finanzierte Forschergruppen eingerichtet, in 
denen wissenschaftlichen Nachwuchskräften Ge-
legenheit zur Bearbeitung von speziellen For-
schungsaufgaben innerhalb dieses Bereiches ge-
geben wird. 

Der Schwerpunkt für Angewandte Molekularbio-
logie der Pflanzen sieht drei ständige Arbeitsberei-
che mit den Gebieten 

— Zellbiologie/Zellkultur 

— Molekulargenetische Phytopathalogie und 

— Molekulare Genetik/Gentechnologie 

vor. 

Dazu sollen ebenfalls drei projektgebundene, zeit-
lich befristete Forschergruppen eingerichtet wer-
den, in denen Nachwuchswissenschaftler arbeiten 
sollen. Außerdem sind diesem Forschungsschwer-
punkt noch fünf weitere, bef ristet arbeitende Pro-
jektgruppen assoziiert. 

AIDS-Forschungsverbund projekt 
Auf Anregung des Bundesministers für Forschung 
und Technologie sind die Forschungsvorhaben 
verschiedener wissenschaftlich medizinischer Ein-
richtungen innerhalb und außerhalb Hamburgs 
zum Krankheitsbild AIDS in einem Forschungsver-
bundprojekt „Pathomorphologie und Pathophysio-
logie von Zellsystemen bei HIV-Infektion" inte-
griert worden. 

Dieses Verbundprojekt vereinigt 12 Arbeitsgrup-
pen und wird zunächst für zwei Jahre durch das 
Bundesministerium für Forschung und Technolo-
gie gefördert. 

Neuordnung der Meeres- und Klimaforschung 
Das Hamburger Konzept zur Neuordnung der 
Meeresforschung, das vom Wissenschaftsrat in sei-
ner Stellungnahme zur Förderung der Meeresfor-
schung in den norddeutschen Ländern positiv be-
gutachtet worden ist, sieht vor, die in Hamburg in 
der Meeres- und Klimaforschung arbeitenden Ein-
richtungen schrittweise zu einem Zentrum für Ma-
rine und Atmosphärische Wissenschaften zusam-
menzuführen. Im einzelnen handelt es sich dabei 
um die räumliche und organisatorische Zusam-
menfassung der meeresbezogenen Einrichtungen 
der Universität Hamburg; es sind dies das Meteoro-
logische Institut, das Ins titut für Meereskunde das 
Institut für Geophysik, das Institut für Hydrobiolo-
gie und Fischereiwissenschaft sowie das Ins titut für 
Biogeochemie und Meereschemie mit der ihm an-
gegliederten selbständigen Abteilung für Meeres-
chemie des Ins tituts für Biochemie und Lebensmit-
telchemie. 

Außerdem sollen das Max-Planck-Ins titut für Me-
teorologie und des Deutsche Klimarechenzentrum 
in den räumlichen Verbund einbezogen werden. 
Eine möglichst enge Kooperation mit der Biologi-
schen Anstalt Helgoland soll erfolgen. Mit dem 
Zentrum für Marine und Atmosphäre Wissenschaf-
ten soll eine Einrichtung geschaffen werden, die in 
der Lage ist, unter Nutzung der vorhandenen Ka-
pazitäten langfristige Forschungsprogramme zu 
verfolgen und die zugleich für neue wissenschaftli-
che Fragen, wie z. B. den Tiefseeumweltschutz of-
fenbleibt. 

Mikroelektronik 
Der ständig zunehmenden Bedeutung der Mikro-
elektronik wird durch die Einrichtung eines ent-
sprechenden Arbeitsschwerpunktes beim Aufbau 
der Technischen Universität Hamburg-Harburg 
Rechnung getragen. 

Damit zusammenhängend — aber außerhalb des 
Hochschulbereichs angesiedelt — laufen Vorarbei-
ten für die Ansiedlung eines Mikroelektronik-Ap-
plikationszentrums in Hamburg. Ziel dieses Zen-
trums ist im Zusammenhang mit der JESSI-Initia-
tive im Rahmen einer norddeutschen Ini tiative die 
Durchführung von anwendungsbezogenen For-
schungs- und Entwicklungsaufgaben 

— zum Aufbau von Verfahren und Werkzeugen 
für die Entwicklung hochkomplexer integrierter 
Schaltungen und deren Integra tion in Systeme 

sowie 

— zur Entwicklung von Prototypen mikroelektro-
nischer Systeme in s trategisch technischen An-
wendungsbereichen in enger Kooperation mit 
der Wirtschaft. 

Labor für Künstliche Intelligenz (KI) 
Das Hamburger KI-Labor wurde 1988 auf der Basis 
der bestehenden KI-Gruppen an der Universität 
Hamburg im Fachbereich Informatik aufgebaut 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

und arbeitet insbesondere in folgenden Diszipli-
nen 

— Natürlichsprachlich Systeme 

— Bildverarbeitung und Bildverstehen 

— Robotik 

— Expertensysteme 

— Wissensrepräsentation und Lernen. 

Im Hamburger KI-Labor werden Transfer-Projekte 
bearbeitet, die sowohl aus industrieller als auch 
universitärer Sicht bedeutsam sind. Dadurch soll 
erreicht werden, daß wissenschaftliche Grundla-
gen für Anwendungsentwicklungen der umliegen-
den Industrie erarbeitet werden sowie KI-Metho-
den und Kenntnisse aus der universitären For-
schung zu den Anwendern fließen können. Das KI-
Labor hat im Januar 1989 seine wissenschaftliche 
Arbeit aufgenommen. 

Biomechanik 
Es soll ein Zentrum für Biomechanik eingerichtet 
werden, das der interdisziplinären Verknüpfung 
von ingenieurwissenschaftlicher und medizinisch-
biologischer Forschung dienen soll. Das Zentrum 
soll sich mit der Verbesserung von Implantaten aus 
verschiedenen Mate rialien sowie knochenchirur-
gischer Verfahren und Behandlungsmethoden be-
schäftigen. Zu diesem Zweck sollen Erkenntnisse 
aus Werkstofftechnik, Meßtechnik, Fertigungs-
technik und Biotechnologie mit solchen aus der 
theoretisch-medizinischen und patientenbezoge-
nen Forschung verknüpft werden. Die Technische 
Universität Hamburg-Harburg (TUHH) und die 
Universität Hamburg (Fachbereich Medizin — 
UKE H haben dementsprechend Anfang des Jah-
res eine Vereinbarung beschlossen, die vorsieht, 
daß das Zentrum aus je einer Arbeitseinheit in der 
TUHH und im UKE bestehen soll und von einer 
gemeinsamen Geschäftsführung geleitet werden 
soll. Außerdem ist eine enge Kooperation mit den 
unfallchirurgischen und orthopädischen Abteilun-
gen der Hamburger Krankenhäuser vorgesehen. 

Neben der wissenschaftlichen Bedeutung werden 
von dem Zentrum insbesondere positive Auswir-
kungen auf die Hamburger Wirtschaft im Bereich 
der Medizintechnik erwartet. 

Beschleuniger und Tomographie-Zentrum 
Das im Aufbau befindliche forschungsorientierte 
„Beschleuniger und Tomographie-Zentrum" wird 
gemeinsam mit Unternehmen der Indust rie betrie-
ben. Es handelt sich um eines von vier Zentren in 
der Bundesrepublik Deutschland. Der Anwen-
dungsbereich des Zentrums wird die breit einsetz-
bare Positronen-Emissions-Tomographie beinhal-
ten, bei der es sich um eine verletzungsfreie Me-
thode zur regionalen und zeitlichen Verfolgung 
von Prozessen, die in nicht zugänglichen lebenden 
Organismen bzw. weiterlaufenden technischen 
Apparaten ablaufen, handelt. Die Bandbreite der 
Nutzungsmöglichkeiten reicht von Anwendungen 

in den Lebenswissenschaften (z. B. Pharmakologie, 
klinische Forschung) über Anwendungen in den 
Geo- und Umweltwissenschaften (z. B. Mineralo-
gie) und Anwendungen in der Technik (z. B. Ver-
schleißforschung) bis in die Informatik, die ange-
wandte Mathematik und die Fortentwicklung bild-
gebender Verfahren. 

Technologiezentrum Finkenwerder 
Hamburg hat sich in den letzten Jahrzehnten zu 
einem bedeutsamen Standort im Flugzeugbau ent-
wickelt. Hamburger Hochschulen leisten schon 
jetzt wichtige Beiträge für Problemstellungen und 
Aufgaben aus der Luft- und Raumfahrt. Dies gilt für 
Werkstoffkunde und Raumfahrtmedizin, den Stu-
diengang Flugzeugbau der Fachhochschule, die 
Bereiche Hochleistungswerkstoffe, Meß-, Steue-
rungs- und Regelungstechnik und Flugzeugentsor-
gung. Es ist jedoch ein bisher nicht ausreichend 
abgedeckter Bedarf an Forschung, Entwicklung 
und Ausbildung im Bereich der Flugzeugsystem

-

technik festgestellt worden. Es sollen daher in 
Hamburg an der Technischen Universität Ham-
burg-Harburg 

— ein Arbeitsbereich Flugzeugsystemtechnik 

— eine Studienrichtung Flugzeugsystemtechnik 

— ein Zentrum für Fort- und Weiterbildung für die 
Anwendung von CAD/CAM im Flugzeugbau 

eingerichtet werden. 

Hierfür soll in Zusammenarbeit mit der Indust rie 
ein gemeinsames Technologiezentrum errichtet 
werden. 

Sonderforschungsbereiche 
Neben der Einrichtung und dem Ausbau der vor-
genannten Forschungsschwerpunkte ist Hamburg 
bemüht, die Rahmenbedingungen an den Hoch-
schulen zur Einrichtung neuer Sonderforschungs-
bereiche zu verbessern, denn sie sind innerhalb des 
letzten Jahrzehnts zu einem unentbehrlichen Be-
standteil der Forschung an den Hochschulen und 
anderen Einrichtungen geworden. An den Ham-
burger Hochschulen sind z. Z. 5 Sonderforschungs-
bereiche angesiedelt: 

— SFB 232 

Funktion und Defekte von Rezeptorsystemen 
(Universität Hamburg und Medizinische Uni-
versität Lübeck) 

— SFB 238 

Prozeßnahe Meßtechnik und systemdynami-
sche Modellbildung für mehrphasige Systeme 
(Technische Universität Hamburg-Harburg) 

— SFB 318 

Klimarelevante Prozesse im System-Ozean-At-
mosphäre-Kryosphäre (Universität Hamburg) 

— SFB 327 
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Wechselwirkung zwischen abiotischen und bio

-

tischen Prozessen in der Tide-Elbe (Universität 
Hamburg) 

— SFB 188 
Reinigung kontaminierter Böden (Technische 
Universität Hamburg-Harburg). 

Die Einrichtung eines weiteren Sonderforschungs-
bereiches für zerebrale Funktionsdiagnostik (Uni-
versität Hamburg) ist bei der DFG beantragt. 

Drittmittel 
Der Einwerbung von Drittmitteln wird eine erheb-
liche Bedeutung zugemessen. Dementsprechend 
haben die Hamburger Hochschulen bei der Ein-
werbung von Drittmitteln eine weitere Steigerung 
erreichen können. Im Jahr 1988 standen den Ham-
burger Hochschulen rd. 88 Mio DM (1987: rd. 
75 Mio DM) an Drittmitteln zur Verfügung. 

3. Neben den Hochschulen gibt es in Hamburg eine 
Reihe weiterer Einrichtungen, die Forschung be-
treiben oder forschungsbezogene Dienstleistungen 
erbringen und die direkt oder indirekt mit öffentli-
chen Mitteln gefördert werden. Dabei handelt es 
sich um eine Großforschungseinrichtung (Deut-
sches Elektronen-Synchrotron), zwei Max-Planck-
Institute (Max-Planck-Ins titut für Meteorologie, 
Max-Planck-Institut für ausländisches und interna-
tionales Privatrecht), vier Einrichtungen der Blauen 
Liste (Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tro-
penkrankheiten, Heinrich-Pette-Institut für Expe-
rimentelle Virologie und Immunologie an der Uni-
versität Hamburg, HWWA — Ins titut für Wirt

-schaftsforschung — Hamburg, Stiftung Deutsches 
Überseeinstitut, Hamburg) und neun sonstige Ein-
richtungen (Hans-Bredow-Institut für Rundfunk 
und Fernsehen an der Universität Hamburg, Insti-
tut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg, Institut für die Ge-
schichte der deutschen Juden, Joachim-Jungius-
Gesellschaft für Wissenschaft e. V., Hamburg, UN-
ESCO-Institut für Pädagogik, Institut für Integra-
tionsforschung der Stiftung Europakollegs, Ham-
burgische Schiffbau-Versuchsanstalt GmbH, For-
schungsstelle für die Geschichte des Nationalsozia-
lismus in Hamburg und Hamburger Bibliothek für 
Sozialgeschichte und Arbeiterbewegung, Geologi-
sches Landesamt) die z. T. untereinander und mit 
den Hochschulen eng zusammenarbeiten. 

4. Die Aktivitäten auf dem Gebiet des Technologie-
transfers konzentrieren sich auf den Wissenstrans-
fer von den wissenschaftlichen Einrichtungen hin 
in die Wirtschaft und einen „Rücktransfer" von 
Bedarf und Anforderungen aus der Wirtschaft in 
die Hochschulen. 

Damit soll sowohl ein Beitrag zur Praxisorientie-
rung technologisch bedeutsamer Forschung gelei-
stet als auch technisch naturwissenschaftliche Er-
kenntnisse zur Anwendung in der Praxis vermittelt 
werden. 

An der Universität Hamburg, der Technischen Uni

-

versität Hamburg-Harburg und der Fachhoch

-

schule Hamburg sind Technologieberatungstellen 
als zentrale Kontaktstellen zur Wirtschaft, zu Kam-
mern und Verbänden eingerichtet worden. Damit 
stehen in den genanntan Hochschulen ständig an-
sprechbare, allerdings unterschiedlich struktu-
rierte und ausgestattete Einrichtungen für den 
Technologietransfer zur Verfügung. Die Zahl der 
Kontakte, Beratungswünsche und Kooperationen 
hat in den letzten Jahren erheblich zugenommen, 
daß die personelle Kapazität verstärkt werden 
mußte, ein Zeichen dafür, daß sich die Beratungs-
stellen bewährt  haben. Die Tätigkeit umfaßt fol-
gende Bereiche 

— Information der interessierten Öffentlichkeit 
über das Leistungsangebot der Hochschule in 
Forschung und Entwicklung durch Informa-
tionsmaterial und Veranstaltungen 

— berufliche Weiterbildung von Arbeitnehmern 
aus der Region in Seminaren, durch Personal-
transfer und Informationsveranstaltungen für 
Betriebe 

— Vermittlung von Kontakten für eine Beratung 
und ggf. Kooperation zwischen Hochschulen 
und Wirtschaft 

— Vorbereitung und Durchführung von Koopera-
tionsprojekten zwischen Hochschule und Wi rt

-schaft; gemeinsame Entwicklung neuer Tech-
nologien. 

Neben den vorgenannten Kontaktstellen der 
Hochschulen gibt es in Hamburg noch weitere Ein-
richtungen: 

— Das Technologieberatungszentrum Hamburg 
(rechtlich selbständige Stiftung) als Partner der 
Wirtschaft und Mittler zwischen Bet rieben, For-
schungsinstituten, Behörden und Kapitalge-
bern. Die Stiftung hat den Zweck, durch Tech-
nologieberatung Maßnahmen zur technologi-
schen Akzeptanz zu fördern und durch Darstel-
lung der technologischen Kompetenz Ham-
burgs zur Erhaltung der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit vor allem kleiner und mittlerer 
Unternehmen in Hamburg, für Sicherung und 
Qualifizierung vorhandener sowie zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze beizutragen; 

— das Hamburger Institut für Technologieförde-
rung e. V. (HIT), das Beratung und Unterstüt-
zung bei Gründung und Aufbau technologie-
orientierter Unternehmen im Hamburger Raum 
anbietet 

— Das Innovations- und Patent-Centrum der Han-
delskammer Hamburg (IPC). 
Das IPC berät und fördert in folgenden Punk-
ten: 
O Innovationseinzelberatung 
O Fördermittelberatung 
O Informationserschließung 
O Patentschriftenauslegungsstelle 
O Kooperationsvermittlung 
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— Die Betriebsberatung der Handwerkskammer 
Hamburg. 

Die Betriebsberatung ist eine Abteilung der 
Handwerkskammer Hamburg mit der Aufgabe, 
Hamburger Handwerksbetriebe und Existenz-
gründer zu beraten oder entsprechende Berater 
und Informationen zu vermitteln. 

Technologiepark Hamburg 
Es ist geplant, auf einem ca. 6,3 ha großen Gewer-
begebiet einen Technologiepark zu errichten. 

Ca. die Hälfte der Fläche soll an grundstückssu-
chende, technologieorientierte Unternehmen ver-
pachtet oder verkauft werden. Auf der übrigen Flä-
che sollen von einer p rivaten Gesellschaft Gebäude 
für die Unterbringung von technologieorientierten 
Unternehmen errichtet werden, die es vorziehen, 
ihre Betriebsfläche anzumieten. Die Baukosten 
werden von Hamburg mit rd. 6,5 Mio DM subven-
tioniert. 

5. Die Wechselwirkungen zwischen wissenschaft-
lich-technischen Innovationen und gesellschaft-
lich-ökonomischen Entwicklungen stellen immer 
komplexere Anforderungen an das politische Sy-
stem, die Rahmenbedingungen für wissenschaft-
lich-technische Entwicklungen verantwortlich zu 
gestalten. Dieses Strukturproblem tritt wegen der 
Reichweite der Innovationen insbesondere im Be-
reich Molekularbiologie/Biotechnologie zutage. 
Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat 
deshalb mit der Entscheidung für den Aufbau der 
biotechnologischen Forschungsschwerpunkte be-
schlossen, eine Technikfolgenforschung für diesen 
Bereich zu institutionalisieren. 

Bereits im Jahre 1986 wurde an der Universität 
Hamburg ein Gesprächskreis ins Leben gerufen, in 
dem Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaftler ge-
meinsam einen konzeptionellen Rahmen für eine 
interdisziplinäre Technikfolgenabschätzung ent-
wickelten. 

1988 wurde eine Arbeitsstelle eingerichtet zur Ko-
ordination des Aufbaus eines Forschungsschwer-
punktes „Technikfolgen-Abschätzung und -Bewer-
tung". Der Senat der Freien und Hansestadt Ham-
burg beschloß 1989 die Institutionalisierung dieses 
Forschungsschwerpunktes, der 3 wissenschaftliche 
Einrichtungen umfassen wird. 

— Projektgruppen, die den Forschungsprogram-
men der Zentren für Neurobiologie und für An-
gewandte Molekularbiologie der Pflanzen the-
matisch zugeordnet sind 

— einen Ständigen Arbeitskreis als Basiseinrich-
tung für den kontinuierlichen Dialog zwischen 
Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaftlern 

— einen Wissenschaftlichen Beirat, dem auswär-
tige Experten angehören werden. 

Die Forschungsaufgaben werden sich um zwei Pro-
blembereiche gruppieren: 

— Untersuchungen zu Problemen der medizini-
schen und biologischen Sicherheit und 

— Untersuchungen zu den Voraussetzungen und 
Folgen der Entwicklung und des Einsatzes bio-
technologischer Innovationen. 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie wird dieses Forschungsvorhaben mit der 
Finanzierung von zwei Projektgruppen fördern. 

2.6 Hessen 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 
Forschungs- und Technologieförderung ist ein er-
klärter politischer Schwerpunkt der Hessischen 
Landesregierung. Die seit 1987 an den Hochschu-
len eingeleiteten Maßnahmen 

— deutliche Erhöhung der Förderungsmittel zur 
Schwerpunktbildung 

— Absicherung der Forschungsschwerpunkte 
durch Stellenzuweisung 

— Einbeziehung aller Disziplinen, insbesondere 
auch der Geisteswissenschaften, in die Schwer-
punktförderung 

— Einbeziehung der Fachhochschulen in die 
Schwerpunktförderung 

wurden fortgesetzt und intensiviert. Die allgemei-
nen Rahmenbedingungen für die Forschung konn-
ten durch nachhaltige Erhöhungen der Haushalts-
ansätze für Lehre und Forschung (Zuwachs 1989 im 
Vergleich zu 1988: 5,9 %) sowie für wissenschaftli-
che und studentische Hilfskräfte und Tutoren (Zu-
wachs 1989 im Vergleich zu 1988: 8,9 %) verbessert 
werden; für die Haushaltsjahre 1990/91 sieht der 
Landeshaushaltsplan weitere Zuwächse in erhebli-
chem Umfang vor. Stellenabzüge konnten auch 
weiterhin vermieden werden; es gab im Gegenteil 
Stellenzuwächse, die die Arbeitsfähigkeit der 
Hochschulen auch in der Forschung verbessern. 

Die in den letzten Jahren erreichte deutliche Erhö-
hung der Investitionsraten des Landes Hessen für 
den Hochschulbau wird mit dem 18. Rahmenplan 
fortgesetzt. Für die Jahre 1989 bis 1992 sind Inve-
stitionen mit durchschnittlichen Jahresraten von 
über 200 Mio DM vorgesehen; die räumlichen und 
apparativen Voraussetzungen für Forschung auf 
hohem Niveau werden damit in vielen Bereichen 
deutlich verbessert. Die Planungen für Forschungs-
zentren in den Biowissenschaften an der Universi-
tät Frankfurt, für Materialwissenschaften, an der 
Technischen Hochschule Darmstadt und für Um-
weltforschung an der Universität Gießen wur-
den weitergeführt; das biowissenschaftliche For-
schungszentrum an der Universität Frankfurt 
wurde mit der Kategorie I in den Rahmenplan auf-
genommen. 

Die Förderung von Forschungsschwerpunkten an 
den Hochschulen aus zentral veranschlagten 
Haushaltsmitteln hat sich — als Hilfe zur Selbst-
hilfe — bewährt. St rikte Orientierung an Leistungs- 
und Qualifikationskriterien und die Vermeidung 
von fachlichen Einseitigkeiten sind die kennzeich- 
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nenden Merkmale der Förderkonzeption. Die För-
derung motiviert die Hochschulen, aus eigener 
Kraft die finanziellen Hilfen des Landes durch Res-
sourcenumwidmung innerhalb der Hochschule zu 
ergänzen und durch Bündelung von Ressourcen 
leistungsfähige Schwerpunkte zu bilden, die sich 
erfolgreich dem Wettbewerb um Drittmittel stellen. 
Die Bereitschaft der Hochschulen, ihrerseits P riori

-tätenentscheidungen für Forschungsschwerpunkte 
innerhalb der pauschal zugewiesenen regulären 
Haushaltsmittel zu fällen, ist um so mehr hervorzu-
heben, als die Belastung der Hochschulen durch 
starke Studienanfängerjahrgänge auch an den 
hessischen Hochschulen weiter anhält und teil-
weise sogar steigende Tendenz aufweist. 

Die Technologiepolitik nimmt für die Landesregie-
rung eine herausragende Stellung ein, weil der 
strukturelle Wandel unserer Wirtschaft zuneh-
mend von technologischen Veränderungen beein-
flußt wird, deren Art  und Umfang von dem vorhan-
denen Forschungs- und Entwicklungspoten tial 
und der schnellen Umsetzung von innovativen 
Ideen in marktfähige Produkte und Verfahren ab-
hängen. Im Interesse einer verstärkten Koopera-
tion von Wissenschaft und Wirtschaft besteht eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Ministerien 
für Wissenschaft und Kunst sowie für Wirtschaft 
und Technik. Durch eine gemeinsame Arbeits-
gruppe beider Ressorts auf dem Gebiet der Tech-
nologieförderung werden die Maßnahmen beider 
Häuser koordiniert. 

Die Landesregierung sieht dabei Wissens- und 
Technologietransfer nicht als Einbahnstraße, son-
dern als wechselseitigen Prozeß, aus dem heraus 
auch die Forschung zu neuen Fragestellungen ge-
führt wird. Die Intensivierung des Wissens- und 
Technologietransfers erfordert jedoch eine K lima-
veränderung, damit sowohl auf seiten der Wi rt

-schaft als auch auf seiten der Hochschulen die Be-
reitschaft zur Zusammenarbeit wächst. Die Lan-
desregierung ist bemüht, insbesondere bei kleinen 
und mittleren Unternehmen immer noch beste-
hende Hemmschwellen dazu abzubauen. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre For-
schung 
Bei der Förderung der Forschung aus zentral ver-
anschlagten Haushaltsmitteln werden die 1985 mit 
den Universitäten vereinbarten hochschulüber-
greifenden Forschungsschwerpunkte 

— Molekularbiologie/Biotechnologie 

— Umweltforschung 

— Materialwissenschaften 

— Technikforschung 

— Nord-Süd-Problematik/Dritte Welt 

sowie der Schwerpunkt Informatik, bei dem der 
Ausbau eines neuen bedeutsamen Fachgebiets im 
Vordergrund steht, weiter gefördert. 

Als weiterer hochschulübergreifender Schwer-
punkt wurde 1989 erstmals die Schwerionenphysik 

in die Förderung einbezogen. Mit den Förderungs-
maßnahmen soll die Zusammenar beit von Arbeits-
gruppen an allen hessischen Universitäten mit der 
Gesellschaft für Schwerionenforschung (GSI), der 
einzigen Großforschungseinrichtung mit Sitz in 
Hessen, verstärkt werden. Für den Schwerpunkt 
hat das Ministerium für Wissenschaft und Kunst in 
Abstimmung mit den hessischen Universitäten und 
der GSI ein Förderkonzept erarbeitet, das auf drei 
Jahre angelegt ist und ein Fördervolumen von fast 
4 Mio DM vorsieht. 

Die GSI hat die Aufgabe, Grundlagenforschung 
mit Schwerionen, insbesondere auf den Gebieten 
Kernphysik und Atomphysik, durchzuführen. Zu-
sätzlich zu dem schon bestehenden Linearbe-
schleuniger (UNILAC) erhält die GSI bis 1990 zu-
sätzlich ein Schwerionensynchrotron (SIS) sowie 
einen an das SIS angeschlossenen Experimentier-
speicherring (ESR). Dabei handelt es sich um das 
größte Bauvorhaben und die mit Abstand höchste 
Investition des Bundes für Zwecke der Grundla-
genforschung in Hessen. Im internationalen Ver-
gleich ist das GSI-Ausbauprojekt einzigartig, es 
wird auf Jahre konkurrenzlos bleiben. 

Die GSI führt ihr wissenschaftliches Programm nur 
zum kleinen Teil mit eigenem Personal durch. Den 
größeren Teil bearbeitet sie gemeinsam mit aus-
wärtigen Forschergruppen. Mit Wissenschaftlern 
hessischer Universitäten besteht eine besonders 
enge Kooperation. Angesichts der breiten Palette 
der mit SIS/ESR neu erschließbaren Experimen-
tiermöglichkeiten und deren herausragender inter-
nationaler Bedeutung für die Kern- und Atomphy-
sik, und angesichts der beträchtlichen finanziellen 
Mittel, die Hessen dafür verwendet, liegt es im In-
teresse des Landes, die neuen technischen Einrich-
tungen sowohl für die Forschung der an der GSI 
beschäftigten Wissenschaftler, als auch für die der 
Wissenschaftler hessischer Universitäten op timal 
einzusetzen und die bestehende Zusammenarbeit 
zu vertiefen. 

Die durch die Erhöhung der Förderungsmittel be-
wirkte Erweiterung der Förderungsmöglichkeiten 
kommt insbesondere auch den Geisteswissen-
schaften zugute, für die seit 1988 ein eigener För-
derbereich innerhalb des Schwerpunktprogramms 
ausgewiesen ist. Geisteswissenschaftliche Vorha-
ben werden darüber hinaus innerhalb der Schwer-
punkte „Technikforschung" und „Nord-Süd-Pro-
blematik/Dritte Welt" gefördert. Die Vorhaben 
weisen insgesamt eine große fachliche Breite auf 
und werden vielfach interdisziplinär und/oder 
hochschulübergreifend durchgeführt. Aus den För-
dermitteln des Landes wird auch die Grundausstat-
tung für ein wissenschaftliches Zentrum Japanolo-
gie an der Universität Marburg mitfinanziert; an 
diesem Zentrum werden neben Sprachen und lite-
raturwissenschaftlichen Inhalten auch Kenntnisse 
in Landeskunde über das mode rne Japan, seine 
Wirtschaft und seine Geschichte vermittelt. 

Bei der Förderung der naturwissenschaftlich ge-
prägten Förderschwerpunkte haben die „Mate rial-
wissenschaften" eine besondere Bedeutung er-
langt, nachdem die Förderung des Schwerpunktes 
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„Molekularbiologie/Biotechnologie", die in den er-
sten Jahren den relativ größten Teil der Förde-
rungsmittel beansprucht hatte, rückläufig ist, da 
die Förderungsziele inzwischen zum großen Teil 
verwirklicht sind. Der Auf- und Ausbau des neuen 
Fachbereichs Materialwissenschaften an der Tech-
nischen Hochschule Darmstadt wurde planmäßig 
fortgesetzt. Schwerpunkte seiner Arbeit sollen die 
Entwicklung von Hochleistungswerkstoffen sowie 
die Erforschung und Weiterentwicklung von Mate-
rialien mit besonderen elektronischen Eigenschaf-
ten sein. Im Endausbau sollen dem Fachbereich 
neun C 4-Professuren angehören; insgesamt soll er 
67 Stellen umfassen. Jeweils 7 Stellen werden in 
jedem Jahr bis zum Abschluß des Ausbaus durch 
den Landeshaushalt und durch Umwidmung inner-
halb der Hochschule bereitgestellt. 

Nachhaltig gefördert werden die Materialwissen-
schaften auch an der Universität Marburg. Dort 
wurde 1988 ein wissenschaftliches Zentrum für 
Materialwissenschaften eingerichtet, in dem Ar-
beitsgruppen aus der Physik, der Physikalischen 
Chemie, der Chemie und der Mineralogie zusam-
menarbeiten; die Materialforschung umfaßt hier 
das Gebiet der „Ungeordneten Festkörper" mit 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten dieser Ma-
terialien in der Elektronik, Optoelektronik und So-
larenergietechnik sowie das Gebiet der „Anorgani-
schen und polymeren Materialien", bei dem die 
Synthesen neuer Mate rialien mit ungewöhnlichen, 
für die Anwendung bedeutsamen Eigenschaften, 
z. B. fotoaktiver Mate rialien, polymerer Verbund-
werkstoffe, flüssigkristalliner Polymere, angestrebt 
wird. 

Im Bereich der Forschungsförderung außerhalb der 
Hochschulen sind die bereits 1987 und 1988 neu 
gesetzten Akzente fortgeführt und durch weitere 
ergänzt worden: 

— Das Forschungsinstitut für Solare Energiever-
sorgungstechnik in Kassel wurde weiter ausge-
baut. 

— Der Ausbau des Fraunhofer-Institutes für Be-
triebsfestigkeit in Darmstadt steht vor dem Ab-
schluß. 

— Die Projektfinanzierung für die Arbeitsgruppe 
für Graphische Datenverarbeitung der Fraun-
hofer-Gesellschaft in Darmstadt wurde von 
10,2 Mio DM um 4,4 Mio DM auf insgesamt 
14,6 Mio DM erhöht, um durch eine Verdoppe-
lung des Personalbestandes die für 1992 vorge-
sehene Umwandlung in ein Fraunhofer-Institut 
zu erleichtern. 

— Das Land fördert ab 1990 mit einer Zuwendung 
von jährlich ca. 1,2 Mio DM die neu errichtete 
Kommission für Hessische Landesarchäologie, 
deren Aufgabe es ist, besondere Themen der 
Vor- und Frühgeschichte in Hessen systema-
tisch zu erforschen und die hierzu das „For-
schungsinstitut für Hessische Landesarchäolo-
gie " unterhält. 

— Zusammen mit den Ländern Rheinland-Pfalz 
und Saarland wird ebenfalls ab 1990 das Institut 

für Steinkonservierung institutionell gefördert. 
Das Institut hat die Aufgabe, durch konkrete, 
praxisbezogene, steinkonservatorische Fachbe-
ratung die Denkmalpflege in den beteiligten 
Ländern zu unterstützen sowie Dokumenta-
tions- und Untersuchungsaufgaben zu über-
nehmen. Es soll die Arbeit in Einrichtungen der 
Landesdenkmalpflege und den Universitäten 
koordinieren und die einschlägige, interdiszi-
plinäre Forschung anregen. Das Ins titut erhält 
hierzu einen Zuschuß von 0,5 Mio DM. 

— Die Klinische Forschungsgruppe für Blutgerin-
nung und Thrombose der Max-Planck-Gesell-
schaft wird als organisatorisch selbständiger 
Teil in die Kerckhoff-Klinik in Bad Nauheim, 
deren Träger die MINERVA GmbH ist, einge-
gliedert. Das Land übernimmt ab 1991 die 
Grundfinanzierung dieser Forschungsgruppe in 
Höhe von jährlich ca. 2,4 Mio DM. 

— Ab 1990 werden zusätzlich Fördermittel in 
Höhe von jährlich 1 Mio DM zur Verfügung 
gestellt, um die Kooperation von Forschungs-
einrichtungen außerhalb der Hochschulen mit 
Hochschulen zugunsten neuer technologischer 
Schwerpunktsetzungen, von denen auch Im-
pulse für die Zusammenarbeit mit der Wirt-
schaft ausgehen, zu ermöglichen. Die Mittel 
sollen zur Unterstützung einschlägiger For-
schungsvorhaben bereitgestellt werden. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 
Der Aufbau von Technologietransferstellen an den 
hessischen Hochschulen ist mit der Einrichtung der 
Transferstelle an der Fachhochschule Fulda abge-
schlossen. Mit der Einrichtung von Transferstellen 
an den Hochschulen, den Innova tions- und Tech-
nologieberatungsstellen der hessischen Industrie- 
und Handelskammern, den Beratungsstellen der 
Handwerkskammern, der Hessischen Landesent-
wicklungs- und Treuhand-Gesellschaft mbH, dem 
VDI/VDE-Technologiezentrum in Kassel, dessen 
Aufbauphase vom Land unterstützt wurde, den Be-
ratungsangeboten von Verbänden — und anderen 
privaten Trägern, wie z. B. die Dr. Jürgen-Schnei-
der-Stiftung für Technologietransfer in Darmstadt, 
sowie den Technologieberatungsstellen der Ge-
werkschaften in Frankfurt und Kassel besteht ein 
dezentral und pluralistisch organisiertes Netz. Es 
entspricht dem an vielen Stellen und mit unter-
schiedlichen Akzenten auftretenden Beratungsbe-
darf. 

Mit der Arbeit der Wissens- und Technologietrans-
ferstellen stehen folgende Förderungsmaßnahmen 
der Landesregierung in einem engen Zusammen-
hang: 

— das Technologie- und Innovationsberatungs-
programm zugunsten kleiner und mittlerer Un-
ternehmen, das auch die Zusammenarbeit zwi-
schen diesen Unternehmen und den Hochschu-
len fördert 

— das Umwelttechnologieberatungsprogramm 
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— die Förderung von Einzelprojekten zur Verstär-
kung des Technologietransfers, wodurch insbe-
sondere Maßnahmen zur Verbesserung der Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschulen und Wirt-
schaft, auch hier insbesondere mit kleinen und 
mittleren Unternehmen, finanziell unterstützt 
werden 

— die Förderung der Beteiligung von Hochschu-
len auf Industrie- und Fachmessen. 

Weitere Fördermaßnahmen der Landesregierung 
unterstützen die Gründung von Instituten, so das 
Institut für Mikrostrukturtechnologie und Opto-
elektronik in Wetzlar, das Telematik-Institut in 
Kassel und der Aufbau des Demonstrationszen-
trums für Faserverbundbauteile am Laboratorium 
für Betriebsfestigkeit der Fraunhofer-Gesellschaft 
in Darmstadt. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan-
des 
Im Rahmen der Ressortforschung bestehen weitere 
Schwerpunkte zur Technologieförderung. Das 
hessische Energie-Technologie-Programm legt 
Schwerpunkte der Förderung von Forschung und 
Entwicklung, Pilot- und Demonstrationsanlagen im 
Energiebereich für die kommenden Jahre fest. Da-
mit sollen wesentliche technische Fortschritte in 
den Bereichen 

— rationelle Energieverwendung/Energieeinspa-
rung 

— Solarenergie und Photovoltaik 

— Wasserstofftechnologie 

— Windenergie und 

— Biomasse 

erzielt werden. 

Im Rahmen des abfallwirtschaftlichen Förderungs-
programms zur Fortentwicklung der Umwelttech-
nologie werden Projekte der 

— Reststoffvermeidung, 

— Deponiegasnutzung und 

— Kunststoffverwertung 

bezuschußt. Im Bereich der Wasserwirtschaft wer-
den Maßnahmen zur Entwicklung von Wasserbe-
handlungstechnologien, von Wurzelraumverfah-
ren und Trinkwasseraufbereitungsverfahren geför-
dert. 

2.7 Niedersachsen 

1. Ausbau der Forschung in Niedersachsen 
1.1 Die Niedersächsische Landesregierung be-

trachtet eine zukunftsbezogene Forschungs- 
und Technologiepolitik als wesentlichen Be-
standteil ihrer integ rierten Strukturpolitik. De-
ren Ziel ist es, die wechselseitig sich ergänzen-
den Beiträge der Wissenschaftspolitik, der 
Wirtschaftspolitik und der Kulturpolitik für 

eine Stärkung der niedersächsische Wi rt
-schaftskraft zu nutzen. 

Die ständige Weiterentwicklung des wissen-
schaftlichen und technischen Innovationspo-
tentials übt einen ganz wesentlichen Einfluß 
auf die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft gerade auch im internationalen 
Rahmen aus. Daher nimmt die Förderung der 
Zukunftstechnologien in Niedersachsen einen 
besonderen Rang ein. Es ist erklärte Absicht 
der Landesregierung, das in diesen liegende 
enorme wirtschaft liche Entwicklungspotential 
zu nutzen. 

Die Verdichtung der Forschungsinfrastruktur 
betrachtet das Land als wesentliche Vorausset-
zung für den notwendigen Strukturwandel und 
die wirtschaftliche Entwicklung in Niedersach-
sen. 

In diesen Überlegungen haben die niedersäch-
sischen Hochschulen einen zentralen Platz. 
Hochtechnologie nimmt ihren Ausgangspunkt 
in der Grundlagenforschung der Hochschulen. 
Nur die Hochschulen bieten die Voraussetzun-
gen, Forschung in einer umfassenden Breite 
und Interdisziplinarität durchzuführen, wie 
dies für eine zukunftsbezogene technologische 
Entwicklung notwendig ist. 

Die Landesregierung betreibt daher den weite-
ren Ausbau der Forschungsinfrastruktur durch 
zusätzliche Schwerpunktsetzungen in der 
Hochschulforschung, durch Ergänzung der 
Ausstattung mit außeruniversitären For-
schungseinrichtungen und durch die Intensi-
vierung der Zusammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft u. a. durch sog. Ver-
bundprojekte. Dabei mißt sie insbesondere der 
Verstärkung qualitativ hochwertiger Grundla-
genforschung eine herausragende Bedeutung 
bei. 

Beim Ausbau von Forschungs- und Entwick-
lungsschwerpunkten innerhalb und außerhalb 
der Hochschulen knüpft die Niedersächsische 
Landesregierung besonders dort an, wo bereits 
hervorragende Ausgangsbedingungen vorlie-
gen. Sie legt besonderen Wert darauf, daß 
durch eine enge Kooperation der Hochschulen 
mit außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen der schnelle Transfer technologischen 
Wissens in die Anwendung gefördert wird. Der 
Ausbau von Forschungsschwerpunkten in Nie-
dersachsen stellt daher in der Regel ein enges 
Miteinander inner- und außeruniversitärer 
Ausbauvorhaben dar. 

Gleichzeitig bemüht sich die Landesregierung 
darum, den niedersächsischen Hochschulen 
breitgefächerte Aufgaben mit der Zielrichtung 
zu sichern, Kristallisationspunkte geistiger In-
frastruktur in unserem Gemeinwesen zu sein. 
Innovative Hochschulen, die ihre naturwissen-
schaftlich-technischen Ideen mit ihrem gei-
steswissenschaftlichen Poten tial ethisch aufge-
arbeitet haben, sind und bleiben eine der 
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Hauptvoraussetzungen für neue technologi-
sche Entwicklungen. 

Das Land hat seit 1976 annähernd 30 For-
schungseinrichtungen auf- oder ausgebaut. 
Dadurch konnten rd. 1 500 Stellen (einschl. 
Drittmittelstellen) geschaffen werden. Zu den 
neuen Forschungseinrichtungen gehören u. a. 
neben dem größten Institut der Fraunhofer-
Gesellschaft, dem Institut für Toxikologie und 
Aerosolforschung in Hannover, die Neubauten 
des Deutschen Primatenzentrums in Göttin-
gen, des Instituts für Erdölforschung in Claus-
thal-Zellerfeld, des Max-Planck-Ins tituts für 
experimentelle Endokrinologie in Hannover, 
das Institut für Solarenergieforschung in Han-
nover, das Laser-Laboratorium in Göt tingen 
sowie die Deutsche Sammlung für Mikroorga-
nismen in Braunschweig. 

1.2 Darüber hinaus verfolgt die Niedersächsische 
Landesregierung das Ziel, die Rahmenbedin-
gungen für die Forschung, insbesondere auch 
für die Hochschulforschung zu verbessern. 

So sind in Niedersachsen z. B. für den Hoch-
schulbau und die Ausstattung der Hochschu-
len mit Großgeräten allein im Zeitraum von 
1976 bis 1988 rd. 2,8 Mrd DM aufgewendet 
worden. 

Der weitere Ausbau der Rechnerkapazität um-
faßt auch einen sog. Supercomputer für die 
Universität Hannover. 

Die Landesregierung hat die Chancen des wis-
senschaftlichen Nachwuchses, sich weiterzu-
qualifizieren, kontinuierlich verbessert. Dies ist 
z. B. durch Schaffung zusätzlicher „Fiebiger-
Professorenstellen", durch das niedersächsi-
sche Graduiertenförderungsgesetz, durch die 
Einrichtung eines Forschungspools sowie 
durch die große Zahl vorhandener Stellen für 
Professoren und akademische Räte auf Zeit ge-
schehen. 

Die niedersächsische Forschungspolitik des 
letzten Jahrzehnts hat eine posi tive Entwick-
lung zu verzeichnen. Dies belegen u. a. die fol-
genden Beispiele: 

— der niedersächsische Anteil an der direkten 
Projektförderung des BMFT (läßt man im 
Jahre 1988 aus der Förderzuständigkeit des 
BMFT ausgegliederte Bereiche außer Be-
tracht) hat sich von 2,8 % im Jahre 1974 
kontinuierlich auf über 9 % im Jahre 1988 
mehr als verdreifacht, 

— die Beteiligung Niedersachsens an der 
überregionalen Forschungsförderung hat 
sich von rd. 9,5 % in 1976 auf rd. 12,3 % in 
1988 erweitert, 

— im Jahre 1976 gab es in Niedersachsen 15 
Sonderforschungsbereiche mit einem Fi-
nanzvolumen von rd. 29 Mio DM, 1988 wa-
ren es 22 Sonderforschungsbereiche mit ei-
nem Volumen von rd. 42,6 Mio DM. 

2. Außeruniversitäre Forschungsinfrastruktur 
Das umfangreiche Forschungspotential der nieder-
sächsischen Hochschulen wird durch eine große 
Zahl von Landesinstituten und überregional finan-
zierten Forschungsinstituten sowie Bundesanstal-
ten und Bundesforschungseinrichtungen ergänzt. 
Dazu gehören: die Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR), das Niedersächsi-
sche Landesamt für Bodenforschung, die Hoch-
schulinformationssystem GmbH (HIS), die Techni-
sche Informationsbibliothek (TIB), das Fraunhofer

-

Institut für Toxikologie und Aerosolforschung so-
wie zahlreiche kleinere Institute in Hannover, 
die Physikalisch Technische Bundesanstalt (PTB), 
die Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig/Völkenrode (FAL), die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, das 
Fraunhofer-Institut für Holzforschung (Wilhelm-
Klauditz-Institut (WKI)) und die Gesellschaft für 
Biotechnologische Forschung (GBF) in Braun-
schweig, die Max-Planck-Ins titute für Biophysika-
lische Chemie, experimentelle Medizin, Strömun-
gsforschung und Geschichte, das Deutsche Prima-
tenzentrum (DPZ) sowie das Ins titut für den Wis-
senschaftlichen Film in Göttingen, ein weiteres 
Max-Planck-Institut für Aeronomie in Katlenburg-
Lindau sowie die beiden Forschungszentren 
Braunschweig und Göttingen der Deutschen For-
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DLR), 
schließlich das Max-Planck-Ins titut für experimen-
telle Endokrinologie in Hannover. 

3. Forschungsschwerpunkte 
Die Niedersächsische Landesregierung hat beim 
Ausbau von Forschungsschwerpunkten innerhalb 
und außerhalb der Hochschulen besonders do rt  an-
geknüpft, wo bereits hervorragende Ausgangsbe-
dingungen zu finden waren. Hier einige Bei-
spiele: 

— Biotechnologie 
Der weitere Ausbau und die Konsolidierung 
der Gesellschaft für Biotechnologische For-
schung mbH in Braunschweig-Stöckheim ist 
durch die Errichtung eines Biozentrums sowie 
die Einrichtung eines Studiengangs Biotechno-
logie an der TU Braunschweig ergänzt worden. 
Ein BMFT-Schwerpunkt „Bioverfahrenstech-
nik" wird z. Z. unter Beteiligung der Universitä-
ten Göttingen und Hannover sowie der TU 
Braunschweig durchgeführt. Die Errichtung ei-
nes Instituts für molekulare Genetik an der Uni-
versität Göttingen, der Aufbau einer Arbeits-
gruppe „Angewandte Gene tik und Mikroorga-
nismen" an der Universität Osnabrück sowie 
eine Sonderfinanzierung des Landes für das 
Max-Planck-Institut für Biophysikalische Che-
mie in Göttingen u. a. zum Ausbau der dortigen 
molekularbiologischen Forschung runden die-
sen Schwerpunkt ab. Von der im Oktober 1989 
erfolgten Gründung des Niedersächsischen In-
stituts für Peptid-Forschung verspricht sich die 
Niedersächsische Landesregierung neue The-
rapiemethoden mit Hilfe körpereigener Wirk- 
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Stoffe für bisher nicht zu behandelnde Krank-
heiten. 

— Mikroelektronik/Informationstechnologie 
Der Bau des Laboratoriums für Informa tions-
technologie sowie die Errichtung von Instituten 
und Abteilungen der Mikroelektronik und Mi-
krotechnologie und eine gemeinsam mit der In-
dustrie geschaffene „CIM-Fabrik" an der Uni-
versität Hannover werden ergänzt durch den 
Aufbau eines Instituts für Prozeßinformatik und 
Robotik der TU Braunschweig, durch Pro-
gramme zur Ausstattung der Hochschulen mit 
CAD/CAM-Arbeitsplätzen sowie mit Rechner-
kapazität, so z. B. einen „Superrechner" für die 
Universität Hannover. Des weiteren soll in Han-
nover ein wesentlicher institutioneller Beitrag 
zu dem EUREKA-Projekt JESSI geleistet wer-
den. Ein in der Planung befindliches For-
schungsinstitut für informatikbezogene Sy-
stemtechnik und ihre Anwendung (OFFIS) soll 
das wissenschaftliche Spektrum der Oldenbur-
ger Informatik sinnvoll ergänzen. 

— Umweltforschung/Umwelttechnik 
Die Umweltverfahrenstechnik ist in Clausthal 
zu einem Schwerpunkt ausgebaut worden, 
während die organische Seite der Abf allproble-
matik in dem Institut für Abfallanalytik der TU 
Braunschweig bearbeitet wird. Beide Hoch-
schulen haben ihre Umwelt- bzw. Abfallfor-
schungskapazitäten in interdisziplinären Zen-
tren zusammengefaßt. Der Aufbau eines Lan-
desinstituts für Umwelttechnik, dessen Teilin-
stitute der TU Clausthal, der TU Braunschweig 
und der Universität Hannover sowie der Fach-
hochschule Ostfriesland in Emden zugeordnet 
werden sollen, ist kürzlich vom Kabinett be-
schlossen worden. Dieser Beschluß beinhaltet 
als ersten Schritt den Aufbau des Clausthaler 
Umwelttechnikinstituts. Die Schaffung des 
Ökosystemforschungszentrums „Stabilitätsbe-
dingungen von Waldökosystemen" knüpft in 
Göttingen an die bundesweit führenden ökosy-
stemaren Forschungen der beiden Zentren 
„Waldökosysteme/Waldsterben" sowie „Land-
wirtschaft und Umwelt" an. Der weitere Ausbau 
des Fraunhofer-Instituts für Toxikologie und 
Aerosolforschung sowie das Niedersächsische 
Institut für Radioökologie sind Beispiele für 
wichtige institutionelle Forschungskapazitäten 
in diesem Bereich in Hannover. Die Kooperation 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft wird 
durch die vom Land neugeschaffene Fachkoor-
dinierungsstelle „Umwelttechnik" gefördert. 

— Laserforschung 
Die Gründung und der weitere Ausbau des La-
serzentrums Hannover sowie des Laser-Labora-
toriums Göttingen stellen zwei wichtige Schritte 
des institutionellen Ausbaus der Laserfor-
schung in Niedersachsen dar, die durch die 
Schaffung einer Arbeitsgruppe für Lasertechnik 
am Institut für Quantenoptik in Hannover und 
weitere Schwerpunkte in Clausthal (Laserober-
flächenbearbeitung), Göttingen (Laserchemie, 

Lasermaterialien), Hannover (Laserschneiden) 
und Braunschweig (Laserbearbeitung) ergänzt 
werden. 

— Nachwachsende Rohstoffe/Veredelungswirt-
schaft 
Auf diesem gerade für das agrarisch struktu-
rierte Land Niedersachsen hochinteressanten 
Gebiet soll der weitere Ausbau an die hervorra-
genden Forschungskapazitäten in Göt tingen 
sowie die beiden umfangreichen Projektpakete 
„Biotechnologie für die Züchtung von Ölpflan-
zen" und „biotechnologische Erzeugung und 
Verwertung von Industrieholz" anknüpfen. Der 
weitere Aufbau des Ins tituts für Veredelungs-
wirtschaft in Vechta wird mit Nachdruck ver-
folgt. 

— Luft- und Raumfahrtforschung, Hyperschall

-

technologie 
Mit den vorhandenen Schwerpunkten in der TU 
Braunschweig, der Deutschen Forschungsan-
stalt für Luft- und Raumfahrt mit ihren For-
schungszentren in Braunschweig und Göttin-
gen sowie den Max-Planck-Instituten für Aero-
nomie in Katlenburg-Lindau und für Strö-
mungsforschung in Göt tingen bestehen gute 
Chancen Niedersachsens für einen Einstieg in 
die Hyperschalltechnologie. Es ist das Ziel der 
TU Braunschweig, einen Sonderforschungsbe-
reich auf diesem Gebiet einzurichten. For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten sowie Er-
probungen auf dem Gebiet der Luft- und Raum-
fahrtelektronik wird das von der Landesregie-
rung beschlossene Avionikzentrum in Braun-
schweig durchführen. 

— Ma terialforschung 
Die führende Stellung, die die TU Braun-
schweig in der Plasmaoberflächentechnologie 
einnimmt, wird durch den Ausbau eines eigen-
ständigen Hochschulinstituts sowie die bereits 
beschlossene Ansiedlung des Fraunhofer-Insti-
tuts für Schicht- und Oberflächentechnik weiter 
gestärkt. Der Überführung dieser Schlüssel-
technologie in die praktische Anwendung die-
nen eine Einrichtung der Indust rie in Salzgitter 
sowie ein im Technologiepark Syke entstehen-
des Zentrum für moderne Oberflächentechnolo-
gien. Die vorhandenen wissenschaftlichen 
Schwerpunkte der Universität Göt tingen und 
der TU Clausthal in der Materialentwicklung 
und Materialforschung/Metallphysik, Werk-
stoffkunde und Werkstofftechnik werden durch 
ein Zentrum für Funktionswerkstoffe gestärkt. 
Ergänzend hierzu wird in Braunschweig bei der 
DLR ein Demonstrationszentrum für Faserver-
bundwerkstoffe eingerichtet, mit dessen Hilfe 
den kleineren und mittleren Unternehmen der 
Zugang zu diesen Werkstoffen erleichtert wer-
den soll. 

Aufbauend auf dem in Göt tingen bereits exi-
stierenden Schwerpunkt Hochtemperatursu-
praleitung (HTSL) haben sich die Hochschulen 
Göttingen, Clausthal, Braunschweig und Han- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

nover, die Physikalisch-Technische Bundesan-
stalt in Braunschweig und Unternehmen der 
niedersächsischen Wirtschaft zu der Nieder-
sächsischen Ini tiative HTSL zusammenge-
schlossen, um neben der Materialentwicklung 
auch anwendungsbezogen in den Gebieten der 
Elektronik und Energietechnik zu forschen, zu 
entwickeln und um die Ergebnisse in die indu-
strielle Praxis umzusetzen. 

Zur Intensivierung der Kooperation zwischen 
der Wirtschaft und der Wissenschaft speziell für 
den Bereich der modernen Oberflächentechno-
logien wird eine Fachkoordinierungsstelle ge-
fördert. Sie koordiniert u. a. die erforderlichen 
Aktivitäten zur Vorbereitung von Verbundfor-
schungsprojekten. 

— Medizinforschung 
Um die hervorragende Infrastruktur der Medizi-
nischen Hochschule und der Tierärztlichen 
Hochschule in Hannover sowie der regionalen 
außeruniversitären Forschungsinstitute für Un-
ternehmen der Medizintechnik, Biotechnologie, 
Pharmakologie und Chemie sowie artverwand-
ter Branchen zu nutzen, entsteht in Hannover 
der Medical Park Hannover. Dieser For-
schungs- und Entwicklungspark bietet interes-
sierten Unternehmen die Möglichkeit, zu-
kunftsweisende individuelle Modelle für For-
schungs- und Entwicklungseinrichtungen zu 
verwirklichen. Das Niedersächsische Ins titut für 
Peptid-Forschung soll eine der ersten For-
schungseinrichtungen im Medical Park Hanno-
ver sein. 

Aufbauend auf der führenden Posi tion in der 
Transplantationsmedizin der Medizinischen 
Hochschule Hannover entsteht hier ein Trans-
plantationszentrum mit hohem Forschungsan-
teil. Ein neues Zentrum für Positronenemis-
sionstomographie findet seine Basis in den Er-
fahrungen der MHH in der Nuklearmedizin und 
der Kernspintomographie. In enger Koopera-
tion zwischen der Universität Göt tingen und 
dem Laser-Laboratorium Göttingen wird das 
Ziel zur Einrichtung eines Medizinlaserinstituts 
verfolgt. 

— Meerestechnik 
Der Wissenschaftsrat hat im Dezember 1988 
dem Meeresforschungskonzept der vier nord-
deutschen Küstenländer zugestimmt. Im Sinne 
einer zwischen den norddeutschen Ländern ar-
beitsteilig abgestimmten dezentralen Konzen-
tration wird in Niedersachsen ein Ins titut für 
Chemie und Biologie des Meeres der Universi-
tät Oldenburg sowie ein Zentrum TERRAMARE 
errichtet, das auch eine Meeresforschungstech-
nikkomponente erhalten soll. Der Aufbau eines 
Unterwassertechnikums in Hannover steht in 
einem Zusammenhang mit dem 1988 eingerich-
teten Sonderforschungsbereich „Automati-
sierte Fertigung unter Wasser". Ein „Zentrum 
für rohstofforientierte Meeresforschung" in 
Clausthal-Zellerfeld befaßt sich mit den Techni-
ken zur Exploration und zur Gewinnung sowie 

Weiterverarbeitung von marinen mineralischen 
Rohstoffen. 

— Regenerative Energien 
Ein Forschungsverbund regenera tive Energie-
quellen faßt in Niedersachsen alle Schwer-
punkte dieser Forschung in den niedersächsi-
schen Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungsinstituten zusammen. Dazu gehören 
z. B. das Institut für Solarenergieforschung und 
das Deutsche Windenergieinstitut in Wilhelms-
haven. 

— Verkehrstechnologie 
An der TU Braunschweig sind die Grundlagen 
für ein Magnetbahnkonzept entwickelt worden. 
Die Bahn bietet für den Personennahverkehr 
und den innerbetrieblichen Güterverkehr ge-
genüber herkömmlichen Verkehrssystemen 
Vorteile. 

In einem in Braunschweig entstehenden Zen-
trum für Verkehrstechnologie werden zum ei-
nen Komponenten- und Abnahmetests für be-
stehende Systeme und Serienfahrzeuge unter-
nommen und gleichzeitig in Feldversuchen 
Weiterentwicklungen für neue Systeme der M-
Bahn-Technik bet rieben. Dies betrifft neben der 
Optimierung vorhandener Systeme auch die In-
tegration in das herkömmliche Rad-Schiene-Sy-
stem. 

— Geowissenschaf ten 
Mit mehr als 1 000 Wissenschaftlern ist Nieder-
sachsen die Hochburg der Geowissenschaften 
in der Bundesrepublik Deutschland. Die wis-
senschaftliche Leitung des Kontinentalen Tief-
bohrprojektes durch Wissenschaftler aus Göt-
tingen (Universität) und Hannover (Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe) sind 
nur ein Hinweis darauf. 

— Geisteswissenschaften 
Die Herzog August Bibliothek, Wolfenbüttel, 
mit ihrem großes interna tionales Ansehen ge-
nießenden Forschungsprogramm sowie die 
Göttinger Akademie der Wissenschaften und 
der Sonderforschungsbereich „die literarische 
Übersetzung" sind Beispiele für bedeutende 
geisteswissenschaftliche Forschung in Nieder-
sachsen. Ein vom Land beschlossenes Pro-
gramm zur Förderung der Geisteswissenschaf-
ten soll hier weitere Akzente setzen. 

4. Sonderforschungsbereiche 
Ein zentrales Ziel niedersächsischer Forschungs-
politik ist die Einrichtung und Förderung von Son-
derforschungsbereichen. 

Die Niedersächsische Landesregierung hat in der 
Vergangenheit erhebliche Anstrengungen unter-
nommen, um die Rahmenbedingungen an den 
Hochschulen auf Einrichtung neuer Sonderfor-
schungsbereiche zu verbessern. Dies hat dazu ge-
führt, daß die Anzahl der Sonderforschungsberei-
che an den niedersächsischen Hochschulen in den 
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Jahren 1976 bis 1988 von 15 auf 22 erhöht werden 
konnte. 1988 hat die Deutsche Forschungsgemein-
schaft die niedersächsischen Sonderforschungsbe-
reiche mit 42,6 Mio DM gefördert. Dies entspricht 
einem Anteil von 13,0 % der gesamten Fördermittel 
in Höhe von 335,6 Mio DM. 

5. Drittmittel 
Die Landesregierung mißt der Einwerbung von 
Drittmitteln eine erhebliche Bedeutung zu. Sie för-
dert daher systema tisch die Vorlaufkosten für Pro-
jektförderanträge und hilft, schwerpunktmäßig 
und gezielt, Fehlendes bei der Grundausstattung 
unverzüglich bereitzustellen. 

Die niedersächsischen Hochschulen haben bei der 
Einwerbung von Drittmitteln gute Erfolge erzielt. 
Das Volumen der von den niedersächsischen 
Hochschulen eingeworbenen Drittmittel hat sich in 
den Jahren 1978 (rd. 101 Mio DM) bis 1988 (rd. 
321 Mio DM) mehr als verdreifacht. Die Fachhoch-
schulen haben ihr Drittmittelaufkommen in dieser 
Zeit um das 7,3fache steigern können. 

6. Kooperationen mit der Wirtschaft 
Im Bereich der industrierelevanten Forschung hat 
die Landesregierung die „Grundstruktur eines nie-
dersächsischen Programms zur Förderung der wirt-
schaftsnahen Forschung und des Technologie-
transfers" verabschiedet. Dieses Programm trägt 
als wichtiger Teil einer marktwirtschaftlich orien-
tierten Wirtschaftspolitik zur Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur durch Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit insbesondere kleinerer und mittle-
rer Unternehmen und damit langfristig zu Wirt-
schaftswachstum in Niedersachen bei. Einer der 
Schwerpunkte des Technologieprogramms der 
Niedersächsischen Landesregierung ist die befri-
stete und degressive Anlauffinanzierung für die 
Errichtung wirtschaftsnaher Forschungsinstitute 
unter breiter Beteiligung der be troffenen Wirt-
schaft. Ein Teil der oben dargestellten Ins titute und 
Einrichtungen wird auf diese Weise geschaffen. 

Die in den niedersächsischen Fachhochschulen mit 
technischen Fachrichtungen eingerichteten Kon-
taktstellen für den Technologietransfer bedürfen 
zur Ausschöpfung des dort  vorhandenen Poten tials 
der Ergänzung durch ausschließlich dem Techno-
logietransfer dienende Ins titute, in denen Vorha-
ben der Forschungskooperation mit mittelständi-
schen Unternehmen durchgeführt werden können. 
Entsprechende Ins titute befinden sich an den Fach-
hochschulen in Osnabrück und Wilhelmshaven in 
Gründung. 

7. Technologieförderung und Technologietransfer 
Der Technologietransfer zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft ist ein wesentlicher Bestandteil der 
Forschungs- und Wirtschaftspolitik des Landes. Er 
soll 

— der beschleunigten Nutzung der Forschungser-
gebnisse der Hochschulen und er außeruniver-

sitären Forschungseinrichtungen für den indu-
striellen Fertigungsprozeß und für die Entwick-
lung neuer Produkte und Verfahren dienen 
und 

— zur Lösung von Fragestellungen der Wi rtschaft 
mit Hilfe des Forschungspotentials der Hoch-
schulen und der außeruniversitären For-
schungseinrichtungen beitragen. 

Entsprechend der Regierungserklärung vom 9. Juli 
1986 hat das Landesministerium am 28. Februar 
1989 einem gemeinsamen Konzept des Ministeri-
ums für Wirtschaft, Technologie und Verkehr und 
des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst zur 
Intensivierung des Technologietransfers in Nieder-
sachsen zugestimmt. Das Konzept umfaßt 3 we-
sentliche Punkte: 

— Die Gründung einer Arbeitsgemeinschaft der 
niedersächsischen Technologiemittler und In-
novationsberater verfolgt das Ziel, alle nieder-
sächsischen Technologiemittler und Innova-
tionsberater „an einen Tisch" zu bringen, um so 
den Informationsfluß zwischen ihnen zu erleich-
tern, ihre vielfältigen Aktivitäten abzustimmen 
und zu koordinieren sowie die trägerübergrei-
fende Information der Öffentlichkeit über das 
Technologiepotential in Niedersachsen zu ver-
stärken. 

— Die Einrichtung einer Niedersächsischen Agen-
tur für Technologietransfer und Innovationsför-
derung (NATI), die in der Rechtsform einer Ge-
sellschaft mit beschränkter Haltung gegründet 
wurde und im Herbst 1989 ihre Arbeit aufge-
nommen hat, soll in erster Linie die Funktion 
einer zentralen Geschäfts- und Leitstelle der 
Arbeitsgemeinschaft ausüben und als Logistik- 
und Dienstleistungseinrichtung die Arbeit der 
Mittler unterstützen sowie den gesamten Tech-
nologietransfer in Niedersachsen betreffende 
und deshalb am zweckmäßigsten überregional 
zu betreuende Aufgaben wahrnehmen. 

— Den weiteren Ausbau des Technologietransfer-
netzes der niedersächsischen Hochschulen auf 
insgesamt 6 hauptamtlich besetzte Technolo-
giekontaktstellen (Braunschweig, Clausthal, 
Hannover, Göttingen, Oldenburg, Osnabrück) 
und 13 nebenamtlich tätige Technologietrans-
ferbeauftragte zu sichern. 

8. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan-
des 
In Niedersachsen gibt es ein seit vielen Jahren lau-
fendes Programm zur Förderung von Forschungs-
projekten mit spezifisch niedersächsischem Bezug. 
Dieses bis 1986 aus Mitteln der Lotto-Konzessions-
abgabe finanzierte Programm wird seit 1987 aus 
Mitteln des Wissenschaftshaushalts fortgeführt. Zu 
den weiteren Sonderprogrammen zählen das Com-
puterinvestitionsprogramm, das CAD/CAM-Pro-
gramm, des Netzprogramm und das Programm zur 
Förderung der praxisnahen Forschung an Fach-
hochschulen. 
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2.8 Nordrhein-Westfalen 

Grundsätze der Forschungs- und Technologiepolitik 
Wissenschaft und Forschung erweitern und vertiefen 
die wissenschaftlichen Erkenntnisse. Forschung ist 
daher ein bedeutsames gesellschaftliches Gut, das es 
um seiner selbst Willen zu fördern gilt. Eine Förde-
rungspolitik, die auf eine aktive Rolle der wissen-
schaftlichen Forschung im Rahmen der ökonomischen 
und ökologischen Erneuerung des Landes abzielt, 
muß in Forschung und Lehre neben Natur- und 
Ingenieurwissenschaften auch leistungsfähige zum 
interdisziplinären Diskurs bereite Geistes-, Kultur- 
und Gesellschaftswissenschaften unterstützen sowie 
Kunst und Gestaltung in die Förderung einbezie-
hen. 

Grundlagenforschung, anwendungsnahe Forschung 
und experimentelle Entwicklung leisten einen unver-
zichtbaren Beitrag zur ökonomischen und ökologi-
schen Erneuerung des Landes. Die Forschungspolitik 
der Landesregierung ist daher darauf bedacht, sowohl 
eine umfassende, leistungsfähige Grundlagenfor-
schung in allen Bereichen der Wissenschaft zu erhal-
ten und auszubauen, als auch die anwendungsnahe 
Forschung nachhaltig zu fördern. 

Das Land befindet sich in einem Prozeß der wirtschaft-
lichen und technischen Umstrukturierung. Die tradi-
tionellen Industrien Kohle und Stahl haben an wirt-
schaftlicher Bedeutung verloren. Stärkster Industrie-
zweig ist heute die chemische Indust rie. Viele neue 
Unternehmen mit guten Entwicklungsmöglichkeiten 
sind im Bereich neuer Technologien entstanden. 

Die hohe Industriedichte hat zu Umweltbelastungen 
und zur Gefährdung der natürlichen Lebensgrundla-
gen beigetragen. Schon früh waren deshalb Umwelt-
forschung und -technik von großer Bedeutung. Der 
Erfolg ist heute offenkundig. Die Umweltbelastungen 
sind drastisch reduziert worden, und die Umweltindu-
strie ist heute ein florierender und wich tiger Wirt

-schaftsbereich, in dem Nordrhein-Westfalen führend 
in Europa ist. 

Für die Politik der ökonomischen Erneuerung ist ein 
gesellschaftlich politischer Grundkonsens in Fragen 
technisch-industrieller Entwicklungen erforderlich. 
Die Landesregierung bezieht deshalb alle Disziplinen 
in die Forschungsförderung für die ökonomische und 
ökologische Entwicklung des Landes ein. 

Hochschulforschung 
Die Hochschulen des Landes sind die Basis der wis-
senschaftlichen Forschung, insbesondere der Grund-
lagenforschung. Hier sind die vielseitigsten und am 
breitesten gefächerten Forschungseinrichtungen vor-
zufinden. Der Hochschulforschung gilt daher vor al-
lem das Interesse der Forschungsförderung. 

Nordrhein-Westfalen hat durch Umstrukturierungs-
maßnahmen, die Konzentration 1982 sowie die aktu-
ellen Maßnahmen zur Umsetzung der Hochschulpla-
nung 2001, zahlreiche Stellenverlagerungen vorge-
nommen, die strukturell dringend erforderlich waren. 
Die bis 1991 im Rahmen der aufgabenkritischen Über-
prüfung des Stellenbedarfs zu verlagernden Stellen 

bleiben ausnahmslos dem Hochschulbereich erhalten 
und werden — wie auch vom Wissenschaftsrat emp-
fohlen — über einen landesweiten Stellenpool neu 
verteilt. Bei der Stellenverteilung hat die weitere Aus-
prägung des Forschungsprofils nordrhein-westfäli-
scher Hochschulen eine besonders hohe Priorität. 

Sonderforschungsbereiche 

Die Hochschulen des Landes NW sind erfolgreich bei 
der Einrichtung von Sonderforschungsbereichen der 
DFG gewesen. So wurden 1989 acht von bundesweit 
21 neuen Sonderforschungsbereichen an nordrhein-
westfälischen Hochschulen eingerichtet. 

Die Landesregierung mißt den Sonderforschungsbe-
reichen zentrale Bedeutung bei der Bildung von For-
schungsschwerpunkten zu. Die Hochschulen werden 
daher bei der Beantragung neuer und der Betreuung 
laufender Sonderforschungsbereiche im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten mit höchster Priorität 
finanziell unterstützt. 

1989 waren 35 der insgesamt 167 bundesweiten Son-
derforschungsbereiche an den Hochschulen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen angesiedelt, davon 19 an 
neuen Hochschulen. Das zeigt auch, welches For-
schungspotential das Land mit den Hochschulneu-
gründungen geschaffen hat. Die Verteilung der Son-
derforschungsbereiche auf die verschiedenen Wis-
senschaftsbereiche ergibt folgendes Bild: 

— Geisteswissenschaften  6 SFB 

— Biowissenschaften  8 SFB 

— Naturwissenschaften  10 SFB 

— Ingenieurwissenschaften  11 SFB. 

Die Ausgaben für die Sonderforschungsbereiche stie-
gen 1989 im Vergleich zum Vorjahr um ca. 16 % von 
66,5 auf 77,2 Mio DM. Darin drückt sich nicht nur ein 
quantitativer Anstieg aus. Es ist vielmehr auch ein 
Beleg für die qualita tive Ausweitung der Forschungs-
aktivitäten an den nordrhein-westfälischen Hoch-
schulen. 

Drittmittel 

Das Drittmittelaufkommen der nordrhein-westfäli-
schen Hochschulen ist von 361,2 Mio DM im Jahre 
1982 auf 591,4 Mio DM in 1988 angestiegen. Der 
Trend „nach oben" ist auch für das Jahr 1989 zu beob-
achten. 

Dies ist das Ergebnis der Forschungserhebung, das im 
„Faktenteil Forschung 1990" demnächst veröffent-
licht wird. 

Das hohe Drittmittelaufkommen ist ein Beleg für die 
Leistungsfähigkeit und Praxisnähe der Forschungsin-
frastruktur an den nordrhein-westfälischen Hoch-
schulen, aber auch für das hohe Engagement der 
Drittmittelgeber. Mehr und mehr Unternehmen er-
kennen, welche innovativen Kräfte und welches 
know-how an den Hochschulen zu finden ist. Vor al-
lem Firmen, die in großem Maße auf die neuesten wis-
senschaftlichen Ergebnisse angewiesen sind, suchen 
die Kooperation mit den Hochschulen. In Nordrhein-
Westfalen ist es in den letzten Jahren zu einigen zen- 
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tralen, in die Zukunft weisenden Kooperationen zwi-
schen Hochschulen und Firmen gekommen. Im fol-
genden werden einige genannt, die für die Koopera-
tionsbemühungen vieler anderer stehen: 

— Die Universität — GH — Paderborn hat in enger 
Kooperation mit der Stiftung Westfalen ein inter-
disziplinäres Forschungszentrum für Informatik 
und Technik gegründet, das „Heinz Nixdorf-Insti-
tut" . Mit 53 Mio DM Stiftungsgeldern wird die 
Arbeit des Zentrums in den kommenden 20 Jahren 
unterstützt. Bund und Land werden in diesem Zeit-
raum knapp 111 Mio DM einbringen. Das „Heinz 
Nixdorf-Institut" ist eine zentrale wissenschaftli-
che Einrichtung der Hochschule und betreibt For-
schung und Lehre auf anwendungsnahen Gebie-
ten der Informatik und Technik. Dabei werden die 
Geistes- und Sozialwissenschaften von Anfang an 
institutionell und gleichberech tigt einbezogen. 

— An der Universität Bonn konnte in Kooperation mit 
IBM Deutschland das „Forschungsinstitut für dis-
krete Mathematik" gegründet werden. Der Koope-
rationsvertrag hat ein Volumen von 25 Mio DM. 
Ziel der Zusammenarbeit zwischen der Universität 
und IBM ist die Entwicklung fortgeschrittener 
Chips. Das Land gibt zusätzliche Wissenschaftler-
stellen in das Forschungsinstitut, die Fa. IBM stellt 
ein Großrechnersystem zur Verfügung. 

— Wie kleinere Kooperationen zwischen Universitä-
ten und Unternehmen aussehen können, zeigt das 
Beispiel der Düsseldorfer Universität: Das Hoch-
schulrechenzentrum kooperiert mit Siemens bei 
der Sammlung und Entwicklung von Anwender-
Software. 

Ebenfalls mit Nixdorf hat die Landesregierung in 
Duisburg ein „Informationssystem gefährlicher 
Stoffe" geschaffen. Auch für die Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und privaten Unternehmen 
gelten die gleichen Prinzipien wie für die Drittmit-
telforschung. Offenheit und klare Vereinbarung 
sind Grundlagen jeder Kooperation, die als ober-
stes Ziel immer den Nutzen von Lehre hat. 

Wissenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen 

Als Ausdruck der Bemühungen des Landes um Förde-
rung der kulturwissenschaftlichen Forschung im In-
teresse einer stärkeren Durchdringung der Wechsel-
wirkungen zwischen Kultur und Technik wurde 1988 
vom Minister für Wissenschaft und Forschung das 
Kulturwissenschaftliche Ins titut (KWI) des Landes 
Nordrhein-Westfalen in Essen errichtet. Es bildet ge-
meinsam mit dem Wissenschaftszentrum in Düssel-
dorf und dem Institut „Arbeit und Technik" in Gelsen-
kirchen das Wissenschaftszentrum Nordrhein-West-
falen. 

Außeruniversitäre Forschung 

Die Forschungsförderung ist eingebunden in den 
rechtlichen, finanziellen und organisatorischen Rah-
men, den Bund und Länder aufgrund Art. 91b GG 
vereinbart haben. Die gemeinsame Forschungsförde-
rung umschließt in NW die Deutsche Forschungsge-
meinschaft, elf Einrichtungen der Max-Planck-Ge- 

sellschaft, fünf Ins titute der Fraunhofer-Gesellschaft, 
drei Großforschungseinrichtungen, neun Einrichtun-
gen der „Blauen Liste" sowie Akademievorhaben. 

Die in NW ansässigen, gemeinsam geförderten Ins ti
-tute und Einrichtungen erforderten im Jahre 1988 

Bund-Länder-Ausgaben von 793,4 Mio. DM. Davon 
entfielen auf das Land NW 116,7 Mio DM. Einschließ-
lich der Finanzierungsanteile für die übrigen im Bun-
desgebiet ansässigen Forschungseinrichtungen und 
die DFG trägt das Land NW mit 337,5 Mio DM nach 
dem Bund die Hauptlast der gemeinsamen For-
schungsförderung. Bei der MPG zahlte das Land NW 
63,1 Mio DM mehr in die gemeinsame „Länderkasse" 
ein, als die in NW gelegenen Max-Planck-Ins titute die 
Ländergemeinschaft kosten. 

Außerhalb der Rahmenvereinbarung Forschungsför-
derung fördert das Land zum großen Teil mit p rivaten 
Finanzierungspartnern 17 Forschungseinrichtungen, 
zu denen z. B. das Landesinstitut Sozialforschungs-
stelle in Dortmund gehört. 

Damit verfügt das Land NW heute im außeruniversi-
tären Sektor über ein breites Fundament von öffent-
lich geförderten Forschungseinrichtungen. 

Neue Forschungspolitik 

Die bedeutsamen wissenschaftlichen Fragestellungen 
liegen zunehmend auf den Schnittstellen zwischen 
den wissenschaftlichen Disziplinen. Ihre Beantwor-
tung setzt interdisziplinäre Kooperationen unter-
schiedlichster Ausprägung voraus. Die staatliche For-
schungsförderung muß sich dieser Entwicklung in der 
Forschung stellen. 

Mit der Umsetzung des Wissenschaftsteils der Nord-
rhein-Westfalen-Ini tiative „Zukunftstechnologien" 
hat die Landesregierung gerade durch die Förderung 
hochschulübergreifender und interdisziplinärer Ko-
operationen Erfolge erzielt. 

Herausragende Beispiele sind: 

— das Forschungsnetz Abfallwirtschaft 

— der Forschungs- und Entwicklungsverbund — An

-

wendungen der Künstlichen Intelligenz in NW 

— das Zentrum für Expertensysteme, Dortmund 

— die Arbeitsgemeinschaft Robotik 

— die Arbeitsgruppen im Bereich Laseranwendun-
gen oder 

— das Verbundzentrum für Oberflächen- und Mikro-
analyse. 

In den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften wer-
den folgende interdisziplinäre Ansätze ausgebaut: 

— das Forschungsnetz Frauenforschung 

— Arbeitsgemeinschaft Europäisches Sozialrecht 

— Arbeitsgemeinschaft Bioethik 

— Arbeitsgemeinschaft Alternswissenschaf ten  

— Arbeitsgemeinschaft NW und der gemeinsame eu-
ropäische Markt. 
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Ausgehend von den guten Erfahrungen aus dieser 
Initiative hat die Landesregierung ihre Forschungspo-
litik mit den Fördergrundsätzen vom 22. Juni 1989 neu 
definiert. Die Landesregierung will ihre Forschungs-
politik auch in der Grundlagenforschung künftig dar-
auf ausrichten, Wissenschaftler miteinander in Kon-
takt zu bringen, Verbundnetze zu schaffen und Ko-
operationen zwischen Hochschulen und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen zu fördern. Sie wi ll 

 damit besonders 

— die Bildung und den Ausbau von Forschungs-
schwerpunkten in den Hochschulen flankieren 

— die Ansiedlung und den Ausbau vorhandener Ein-
richtungen von regionaler und überregionaler Be-
deutung für die Forschung initiieren 

— auf eine hochschulübergreifende Zusammenarbeit 
in der Forschung hinwirken und damit die For-
schung im Lande schrittweise interdisziplinär ver-
netzen 

— auf eine intensive Zusammenarbeit der Hochschu-
len und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen sowie öffentlichen wie auch p rivaten Einrich-
tungen und Unternehmen in NW und damit auf 
eine zeitnahe Umsetzung der Forschungsergeb-
nisse in die Praxis hinwirken 

— eine auf die Gewinnung von Spitzenforschern aus-
gerichtete Berufungspolitik stützen und 

— die Rahmenbedingungen für eine effiziente For-
schung im Lande weiterentwickeln. 

In immer kürzeren Zeitschüben schafft die Forschung 
immer neue für die Umstrukturierung des Landes be-
deutsame Technologiefelder, für die die Forschungs-
schwerpunkte in einem permanenten Prozeß neu zu 
definieren sind. Neben den bisher bereits stark geför-
derten Bereichen Umwelttechnologien, Biotechnolo-
gie, Mikroelektronik u. a. sind gegenwärtig folgende 
Themen neu aufzunehmen: Submikron (Membrane, 
Filter, neue Mate rialien), Optoelektronik, Neuroinfor-
matik, Sensorik (Biosensoren, Lasersensoren), Hoch-
leistungskeramik, Supraleiter (neue Mate rialien, hö-
here Temperaturen), Automation und Robotik im 
Weltraum, Industrie- und Leistungselektronik. Zur 
Forschungsförderung in den Feldern der neuen Tech-
nologien gehören auch die Forschungen zu den Be-
schränkungen dieser Technologien ebenso wie die 
Sicherheitsforschung. 

Aufgabe der geistes- und sozialwissenschaftlichen 
Forschung ist es, neben der Erkenntnis ihrer selbst 
willen, an einer verantwortlichen, sozial- und ökolo-
gisch verträglichen und friedenwahrenden Gestal-
tung der Zukunft mitzuwirken. 

Folgende Fragen sollen im Bereich der geistes- und 
sozialwissenschaftlichen Forschung schwerpunktmä-
ßig gefördert werden: 

— die Entwicklungs- und Friedensforschung (Stif-
tung und Institut „Entwicklung und Frieden") 

— die Auseinandersetzung mit der kulturellen, politi-
schen, sozialen, wirtschaftlichen und technologi-
schen Entwicklung moderner Industriegesell-
schaften und ihre künftige Ausprägung 

— die Erhaltung und Hebung der Kulturschätze des 
Landes, die Analyse des europäischen Binnen-
marktes als soziales, wirtschaftliches und kulturel-
les Ereignis, sozialwissenschaftliche Schwer-
punktsetzungen, z. B. Alterswissenschaften. 

Forschung im Europäischen Rahmen 
Die Forschungspolitik der Europäischen Gemein-
schaft ist heute zugleich Ausdruck und Herausforde-
rung des Willens zur europäischen Zusammenarbeit 
in Wissenschaft und Technik. Das Land NW hat diese 
Herausforderung angenommen. Bereits seit langem 
beteiligen sich nordrhein-westfälische Hochschulen 
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen an 
Forschungsvorhaben im Rahmen der verschiedenen 
Programme der EG. Der Minister für Wissenschaft 
und Forschung hat zusätzliche Maßnahmen ergriffen, 
um eine stärkere Ini tiative der Hochschulen hinsicht-
lich ihrer Beteiligung an EG-finanzierten Forschungs-
vorhaben zu ermöglichen. Einzelheiten des umfang-
reichen europäischen Engagements nordrhein-west-
fälischer Hochschul- und Forschungseinrichtungen 
sind der Antwort der Landesregierung auf die Große 
Anfrage 24 „Rahmenbedingungen nordrhein-westfä-
lischer Unternehmen im einheitlichen Binnenmarkt 
1992" (LT-Drs. 10/4174) zu entnehmen. 

Nach wie vor gilt dem Technologietransfer große Auf-
merksamkeit. Der Aufbau eines flächendeckenden 
Netzes von Technologietransferstellen an den nord-
rhein-westfälischen Hochschulen ist abgeschlossen. 
Alle Universitäten, die Technische Hochschule Aa-
chen, die Universitäten — Gesamthochschulen — und 
alle staatlichen Fachhochschulen haben jetzt eine 
Transferstelle. Die Transferstellen verfügen seit 1989 
über Dauerstellen und leisten mit rd. 70 Mitarbeitern 
durch die Vermittlung vor allem technisch-naturwis-
senschaftlicher Forschungsergebnisse an  interessierte 
Unternehmen und sonstige Anwender außerhalb der 
Hochschulen Hilfestellung bei der Lösung technischer 
Probleme in kleinen und mittleren Unternehmen. Die 
Tätigkeit der Transferstellen, die von der Wirtschaft in 
vielfältiger Form und steigender Zahl in Anspruch 
genommen wird, soll längerfristig noch ausgebaut 
werden, damit auch an Standorten ohne Hochschule 
ein wirksamer Technologietransfer gewährleistet ist. 

Die Transferstellen haben über die Datenbank For-
schung und Entwicklung NW, die 1989 eröffnet und 
vom Fachinformationszentrum in Karlsruhe in Zusam-
menarbeit mit den Hochschulen und Großforschungs-
einrichtungen in NW sowie mehreren Industrie- und 
Handelskammern aufgebaut wurde, die Möglichkeit 
erhalten, das Forschungspotential des Landes über 
elektronische Medien anzubieten. 

Technologieförderung 
Forschung und Entwicklung sind in Nordrhein-West-
falen inzwischen wichtige Voraussetzungen für ein 
langfristiges Wirtschaftswachstum geworden. Sie 
spielen eine entscheidende Rolle nicht nur im interna-
tionalen Wettbewerb, sondern auch im nationalen 
Wettbewerb zwischen den Regionen. Eine qualitativ 
und quantitativ gut ausgestattete Forschungsinfra-
struktur ist längst zu einem standortbestimmenden 
Faktor für Unternehmensentscheidungen geworden. 
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So spiegeln sich die wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Stärken der Region in den 20 Technolo-
giezentren und -parks mit rd. 500 Firmen wieder. 

Die „Technologieagenturen" sollen durch geeignete 
Maßnahmen ein Informationsgefälle auf einem be-
stimmten Fachgebiet ausgleichen. Auf folgenden Fel-
dern von Schlüsseltechnologien sind Technologie-
agenturen in NW gegründet bzw. CIM-Technologien 
in Vorbereitung: Meß- und Regeltechnik, Weltraum-
technik, Kunststofftechnik, Lichttechnik, Medizin-
technik, Lasertechnik, Keramik, Bio- und Chemosen-
sorik, Holz. 

Das Innovations-Praktikantenprogramm richtet sich 
an Unternehmen des produzierenden bzw. produk-
tionsnahen Gewerbes mit bis zu 500 Beschäftigten, 
die zeitlich terminierte Projekte auf dem Gebiet der 
Einführung oder Entwicklung neuer Technologien 
bzw. organisatorische Neuerungen definieren. Mit 
der Einführung des Euro-Assistenten und der Euro-
Assistentin zur Unterstützung des Managements in 
mittelständischen Unternehmen wird die Qualität der 
Produkte aus Nordrhein-Westfalen gesichert. Das ver-
bessert die Exportchancen auf dem EG-Markt und 
hilft Arbeitsplätze zu schaffen. 

Seit 1987 wird die Technologieberatungsstelle beim 
DGB-Landesbezirk in Oberhausen mit drei Regional-
stellen in Hagen, Bielefeld und Köln gefördert. Hier 
werden Betriebs- und Personalräte sowie gewerk-
schaftliche Funktionsträger beim Einsatz neuer Tech-
nologien beraten. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

— Die nordrhein-westfälische Landesregierung 
orientiert ihre Förderung der Entwicklung und des 
Einsatzes neuer Technologien nicht allein an rein 
wissenschaftlichen und wi rtschaftlichen Anforde-
rungen. Mit der „Nordrhein-Westfalen-Initiative 
Zukunftstechnologien" verfolgt sie vielmehr den 
bundesweit einmaligen Ansatz einer integrierten 
Forschungs-, Technologie-, Umwelt-, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik mit dem Anspruch, gleichzei tig 
und gleichrangig eine sozial- und umweltverträg-
liche Technikentwicklung zu fördern. Diesen An-
spruch hat die Landesregierung mit dem Landes-
programm „Mensch und Technik — Sozialverträg-
liche Technikgestaltung" umgesetzt und damit 
das eigenständige Profil der Technologiepolitik 
des Landes NW verdeutlicht. Das Programm soll 
dazu beitragen, daß Chancen und Risiken des 
Technikeinsatzes offengelegt und zugleich Hand-
lungsmöglichkeiten für eine sozialverträgliche 
Technikgestaltung aufgezeigt und entwickelt wer-
den können. 

Ein Schwerpunkt des Programms sind die Auswir-
kungen des Einsatzes der Mikroelektronik und der 
Informations- und Kommunikationstechniken. 

Für die Durchführung des Programms wurden seit 
1985 ca. 55 Mio DM bereitgestellt. In über 100 
Modell- und Gestaltungsprojekten entwickeln ne-
ben Wissenschaftlern unterschiedlicher Fachdiszi-
plinen Unternehmen, Verwaltungen, Gewerk-
schaften, Verbände sowie Aus- und Weiterbil-

dungseinrichtungen neue Ansätze und Verfahren 
zur sozialverträglichen Technikgestaltung, z. B. in 
Bereichen der Arbeitsorganisation, Qualifizierung, 
Mitarbeiterbeteiligung und Mitbestimmung. Zahl-
reiche Ergebnisse der Projektarbeiten sind inzwi-
schen in die Praxis übernommen worden. 

Ausgehend von der umweltpolitischen Zielset-
zung, Belastungen von Luft, Boden und Wasser zu 
vermindern, die Zerstörung der Wälder, der Tier-
und Pflanzenwelt und der Naturkreisläufe aufzu-
halten und zu verringern sowie gleichzeitig den 
Verbrauch an Energie, Rohstoffen und Landschaft 
einzuschränken, sieht die Landesregierung in der 
wissenschaftlichen Klärung umweltrelevanter Fra-
gestellungen einen Weg, Lösungsvorschläge zur 
Bewältigung bestehender und bereits erkennbarer 
zukünftiger Umweltbelastungen zu erhalten. 

Neben der Klärung überwiegend umweltrelevan-
ter Fragestellungen in Einzelforschungsprojekten 
werden komplexe Sachverhalte im Rahmen von 
Forschungsverbundprogrammen erarbeitet, z. B. 
im Programm „Luftverunreinigungen und Wald-
schäden", für das rd. 13 Mio DM bereitgestellt 
wurden. Für das Programm „Umweltverträgliche 
und standortgerechte Landwirtschaft" wurden 
Fördermittel von rd. 14 Mio DM aufgewandt. Drei 
Verbundprojekte im „Forschungsnetz Abfallwirt-
schaft und Altlasten" werden mit rd. 5 Mio DM 
gefördert. 

Die Förderung der Forschung in der Wirtschaft 
kann nur auf diejenigen Defizite gerichtet sein, die 
auszugleichen ordnungspolitisch gerechtfertigt ist. 
Das sind einmal industriepolitische Überlegungen 
mit dem Ziel des Erhalts der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit und der Schaffung und Siche-
rung von Arbeitsplätzen, das sind zum anderen 
Überlegungen zur Daseinsvorsorge auf den Ge-
bieten des Umweltschutzes, der Energieversor-
gung und der Medizintechnik. Das sind ferner 
strukturelle Gegebenheiten, die außerhalb der 
Sphäre unternehmerischer Entscheidungen lie-
gen, die standortbedingte Kooperationsmöglich-
keiten oder Zugriffschancen auf wissenschaftliche 
Potentiale und größenbedingte Ausstattung mit fi-
nanziellen und personellen Ressourcen. Forschung 
in der Wirtschaft begnügt sich nicht mit der Gewin-
nung geprüfter und getesteter neuer Erkenntnisse. 
Sie geht darüber hinaus auf die Erstellung funktio-
nierender marktfähiger Produkte. Forschung ist in 
der Wirtschaft daher immer interdisziplinär ausge-
richtet, um die Vielfalt fachwissenschaftlicher Er-
kenntnisse in die Produktherstellung integ rieren 
zu können. In diesem Zusammenspiel verschie-
dener Ansätze wird aus der einzelnen ingenieur-
wissenschaftlichen Technik die zu einem neuen, 
am Produkt orientierten System zusammengefaßte 
Technologie. 

Die Förderung der Forschung in der Wirtschaft ist 
somit Technologieförderung, die zwar die fachdis-
ziplinären Grenzen traditioneller Fakultäten über-
schreitet, sich aber auch auf die ordnungspolitisch 
zulässigen Felder beschränken und damit dem 
Universialitätsanspruch akademischer Forschung 
versagen muß. 
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— Vordringliches Ziel der Forschungsförderung für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr ist es, so-
ziale und ökologische Innovationen in den zentra-
len Bereichen der Infrastruktur mit engem Bezug 
zur technischen Entwicklung möglich zu machen. 
Die Schwerpunkte liegen in den Bereichen 

O erhaltende Stadterneuerung, Wohnumfeldver-
besserung, ökologisch orientierte Revitalisie-
rung der Städte 

O energiesparendes und umweltverträgliches 
Bauen 

O Bauschadensforschung und Bautechnik 

O umwelt- und sozialverträglicher Verkehr, Ver-
kehrssicherheit 

O Erarbeitung empirischer Grundlagen und Ent-
wicklung konzeptioneller Ansätze für eine woh-
nungsnahe Freizeitinfrastruktur. 

— Im Bereich der Justiz befaßt sich die Forschung vor 
allem mit der Frage, wie die Rechtspflege auf-
grund des wachsenden Geschäftsanfalls quantita-
tiv entlastet und qualitativ verbessert werden 
kann. In verschiedenen Gerichtszweigen und bei 
der Staatsanwaltschaft werden Verfahrensabläufe, 
das Prozeßverhalten und der Gebrauch prozessua-
ler Vorschriften in der Praxis erforscht; daneben 
werden Alternativen zur gerichtlichen Streit-
schlichtung und der verstärkte Einsatz sozialer In-
stitutionen als Mittel der Entlastung untersucht. 
Auch im Strafvollzug sollen durch Forschungsvor-
haben Wege aufgezeigt werden, die Effizienz der 
Aufgabenerledigung zu steigern. 

Forschungsbericht 

Mit dem Forschungsbericht NW 1988 informiert die 
nordrhein-westfälische Landesregierung nach 1980 
und 1984 ein drittes Mal über die Forschungsinfra-
struktur und die Forschungsschwerpunkte im Lande 
NW. Sie will  mit diesem Bericht ihren immensen Auf-
wand für Wissenschaft und Forschung dokumentieren 
und transparenter machen. 

2.9 Rheinland-Pfalz 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 
Die Forschungspolitik der Landesregierung kon-
zentriert sich zunächst auf die Hochschulen, in de-
nen Grundlagenforschung auf vielen Gebieten be-
trieben wird. Sie geht von Hochschulen mit diffe-
renzierter Aufgabenstellung aus, die auch freien 
Trägern eine Chance gibt. Sie begreift Wissen-
schaftsförderung als kulturstaatliche Aufgabe. 

Die Forschungspolitik verfolgt gleichzei tig wirt-
schafts- und strukturpolitische Ziele. Sie fördert 
deshalb Wissenschaftsgebiete schwerpunktmäßig, 
die nach allgemeiner Meinung als zukunftsträchtig 
anzusehen sind. 

Die Forschungspolitik sieht die Förderung der 
Grundlagenforschung, der angewandten und be

-

trieblichen Forschung sowie des Technologietrans-
fers als einheitliche Aufgabe. Es handelt sich dem-
nach nicht um unverbunden nebeneinander ste-
hende Politikfelder, sondern um einen Komplex 
nicht scharf voneinander abgegrenzter und ab-
grenzbarer Zwecke, die vielfach aufeinander bezo-
gen sind und zwischen den beteiligten Resso rts in 
einem ständigen Koordinationsprozeß abgestimmt 
werden. 

Die Forschungspolitik des Landes weiß sich ge-
samtstaatlich und interna tional eingebunden. 

Grundlegende Ziele der Forschungs- und Techno-
logiepolitik sind: 

— Stärkung der Leistungsfähigkeit der Grundla-
genforschung auf hohem Niveau und in größt-
möglicher Vielfalt durch Erhaltung und Verbes-
serung der Grundausstattung und weiteren 
Ausbau der Hochschulen 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch 
Schaffung zusätzlicher Flächen für die For-
schung und Modernisierung der apparativen 
Ausstattung 

— Erhöhung der Aufnahmekapazität der Fach-
hochschule Rheinland-Pfalz 

— Förderung von Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben in Wachstumsfeldern durch ein Tech-
nologieprogramm zur Erhöhung der wissen-
schaftlichen Leistungsfähigkeit auch im Inter-
esse der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wi rt

-schaft 

— Intensivierung des Technologie- und Wissens-
transfers in alle Zweige der Wi rtschaft, vor al-
lem in kleine und mittlere Unternehmen 
durch 

O Unterstützung schneller und umfassender 
Information der Wirtschaft des Landes über 
neue Technologien 

O direkte Unterstützung mittelständischer Un-
ternehmen bei der Entwicklung innovativer 
Produkte und Verfahren sowie bei der 
Markteinführung. 

— Ausbau einer anwendungsorientierten For-
schungsinfrastruktur 

— Neuerrichtung außeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen. 

Der Ausbau der Forschungsinfrastruktur umfaßt 
die Errichtung anwendungsorientierter For-
schungseinrichtungen an Standorten, die bereits 
strukturelle Voraussetzungen bieten und eine posi-
tive Entwicklung begünstigen. Begleitend werden 
die Rahmenbedingungen für Forschung und Ent-
wicklung verbessert. 

Dementsprechend hat das Land den Hochschulen 
in den vergangenen Jahren bei g rundsätzlich re-
striktiver Haushaltspolitik für die laufenden Finan-
zierungen stetig wachsende Mittel zur Verfügung 
gestellt. 
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Der Zuschußbedarf belief sich 1989 auf ca. 
625,5 Mio DM. In den Haushalten 1988/89 sind 222 
Personalstellen neu veranschlagt. 

Das Land hat zum 19. Rahmenplan für den Hoch-
schulbau Investitionskosten von rd. 2 Mrd DM an-
gemeldet. Darunter sind 16 neue Vorhaben mit ei-
nem Kostenvolumen von 101,7 Mio DM. Im Ge-
samtvolumen sind Neubauten für die Fachhoch-
schule mit 150 Mio DM und Forschungsgebäude 
für die Universitäten Kaiserslautern, Mainz (Medi-
zin) und Trier mit einem Aufwand von 87 Mio DM 
enthalten. Diese Baumaßnahmen sind wesentliche 
Beiträge zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen. 

Ein weiterer herausragender Ausbauschwerpunkt 
ist der Dauerstrich-Elektronen-Beschleuniger 
Mainzer Mikrotron, für den rd. 36 Mio DM aufge-
wendet werden. Diese Anlage wird im Sonderfor-
schungsbereich — Mittelenergie-Physik mit elek-
tromagnetischer Wechselwirkung — an der Johan-
nes-Gutenberg-Universität Mainz aufgebaut und 
steht als Forschungsinstrument auch auswärtigen 
Forschergruppen zur Verfügung. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre For-
schung Sonderforschungsbereiche, Schwerpunkte, 
Drittmittel, Kooperation mit der Wirtschaft 
Der hohe Leistungsstand der Forschung wird da-
durch unterstrichen, daß die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft z. Z. eine Reihe von Sonderfor-
schungsbereichen fördert, die an rheinland-pfälzi-
schen Hochschulen als sog. Sprecherhochschulen 
oder mit ihrer Beteiligung eingerichtet wurden, 
nämlich 

— Kontrollfaktoren der Tumorentstehung Mainz 

— Immunpathogenese Mainz 

— Struktur und Funktion membranständiger Pro-
teine Frankfurt, Mainz 

— Dynamik und Chemie der Hydrometeore 
Frankfurt, Darmstadt, Mainz 

— Mittelenergie-Physik mit elektromagnetischer 
Wechselwirkung Mainz 

— Energietransfer bei atomaren und molekularen 
Stoßprozessen Kaiserslautern 

— Künstliche Intelligenz — wissensbasierte Sy-
steme Karlsruhe, Kaiserslautern, Saarbrücken 

— VLSI — Entwurfsmethoden und Parallelität 
Saarbrücken, Kaiserslautern 

— Glaszustand und Glasübergang nicht metalli-
scher amorpher Mate rialien Mainz 

— Elektronisch hoch korrelierte metal lische Mate-
rialien Darmstadt, Frankfurt, Mainz 

— Zwischen Maas und Rhein — Beziehungen, Be-
gegnungen und Konflikte in einem europäi-
schen Kernraum von der Spätantike bis zum 
19. Jahrhundert Trier. 

Neben den Sonderforschungsbereichen und den 
unter 3. genannten technologieorientierten 
Schwerpunkten gibt es in den Hochschulen eine 
Fülle bedeutsamer Forschungsaktivitäten, die nur 
beispielhaft genannt werden können: 

— An der Universität Kaiserslautern sind Informa-
tik, Festkörperphysik, Lebensmittelchemie, 
Umwelttoxikologie, Technomathematik sowie 
Wirtschaftsingenieurwesen besondere Schwer-
punkte. 

— Neben der Atom- und Kernphysik sowie der 
Kernchemie spielen an der Johannes-Guten-
berg-Universität Mainz die chemischen und 
physikalischen, biologische und mikrobiologi-
sche, interdisziplinäre naturwissenschaftlich

-

medizinische Forschungen, Waldschadens- und 
Ökosystemforschung und die klinische Herz-
und Kreislaufforschung eine herausragende 
Rolle. In den Geistes- und Sozialwissenschaften 
sind besonders die Wirtschaftstheorie und -poli-
tik, Kantstudien, politikwissenschaftliche Eu-
ropa- und Lateinamerikaforschung, Afrikafor-
schung, Medienwirkungsforschung, psycholo-
gische Angst- und Streßforschung, der Bereich 
Drama und Theater, philologische Projekte und 
Editionen sowie die Amerikanistik zu erwäh-
nen. 

— An der Universität Trier wird das Forschungs-
profil neben dem oben genannten Sonderfor-
schungsbereich u. a. durch Wirtschaftsmathe-
matik, Betriebsinformatik, Linguistische Daten-
verarbeitung, Kanadische Studien, die geowis-
senschaftliche Fächergruppe, Romanistische 
Forschungen, die Ins titute für Arbeitsrecht und 
Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Ge-
meinschaft, für Umwelt- und Technikrecht, die 
Zentralstelle für Psychologische Informa tion 
und Dokumentation und eine Forschungsstelle 
für Arbeit und Soziales geprägt. Ein besonderer 
Forschungs- und Studienschwerpunkt liegt in 
der gegenwartsbezogenen Ostasienkunde (Si-
nologie, Japanologie). 

— An der Erziehungswissenschaftlichen Hoch-
schule des Landes liegen besondere Akzente 
auf der Angewandten Informatik mit den bishe-
rigen Schwerpunkten Sprachwissenschaft und 
Sozialwissenschaften (Abteilung Koblenz) so-
wie auf empirischer pädagogischer Forschung 
und Psychologie mit Schwerpunkten in pädago-
gischer und physiologischer Psychologie (Ab-
teilung Landau). Die Angewandte Informatik 
bemüht sich besonders um die Weiterentwick-
lung von Methoden des Software-Entwurfs 
(Computer Aided Software Enginee ring). 

— Die Fachhochschule des Landes baut ihre Stu-
dien- und Entwicklungsschwerpunkte vor-
nehmlich in den technischen Fächern aus. Hier 
spielen z. B. Laser- und Glasfasertechnik, Bio-
technologie, Abfalltechnik, Mikroelektronik, 
Datentechnik und Sonderwerkstoffe (Keramik) 
eine besondere Rolle. 

Die sogenannte Drittmittelforschung in den 
rheinland-pfälzischen Hochschulen ist in den 
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letzten Jahren erheblich ausgeweitet worden. 
Die Mittel haben sich von 1980 bis 1988 um 
mehr als drei Viertel erhöht. 

Im Zusammenhang mit der im folgenden Ab-
schnitt näher beschriebenen Technologieförde-
rung ist auch die Zusammenarbeit Hochschule 
— Wirtschaft von zunehmender Bedeutung. Die 
Hochschulen verfügen über Beratungs- und 
Kontaktstellen, sie machen ihr Leistungsange-
bot auf vielfältige Weise, wie z. B. durch ge-
meinsame Veranstaltungen mit berufsständi-
schen Kammern, Kontaktseminare, Tage der 
Offenen Tür, Vorträge, Ausstellungen, Teil-
nahme an Messen und schriftliches Informa-
tionsmaterial bekannt. 

— Im Geschäftsbereich des Kultusministers wurde 
das Deutsche Zentrum für Künstliche Intelli-
genz GmbH Kaiserslautern/Saarbrücken von 
Industriefirmen, der Gesellschaft für Mathema-
tik und Datenverarbeitung mbH und der Fraun-
hofer-Gesellschaft gegründet. Es arbeitet eng 
mit den Hochschulen an den Standorten Kai-
serslautern und Saarbrücken zusammen. Der 
Bund, die Länder Rheinland-Pfalz und Saarland 
sowie die beteiligten Unternehmen haben die 
notwendige materielle Arbeitsbasis geschaffen. 
Das Forschungsgebiet beschäftigt sich mit den 
intelligenten und kognitiven Eigenschaften des 
Menschen; es wird versucht, neuartige Compu-
terprogramme mit dem Menschen nachemp-
fundenen Problemlösungsfähigkeiten zu schaf-
fen (vgl. auch Abschnitt 2.10). 

Ein Institut für Verbundwerkstoffe an der Uni-
versität Kaiserslaute rn  ist geplant. Es hat zur 
Aufgabe, die technischen Anwendungen und 
Anwendungsmöglichkeiten von Verbundwerk-
stoffen zu erforschen und zu entwickeln. Im 
Rahmen dieses Tätigkeitsfeldes kann auch die 
Entwicklung neuartiger Verbundwerkstoffe 
von Bedeutung sein. Aufgabenschwerpunkte 
sind Bauteildimensionierung, Bearbeiten und 
Fügen mit anderen Werkstoffen, Bruchverhal-
ten, Entwicklung neuer und Weiterentwicklung 
bekannter Prüfmethoden sowie Kennwerter-
mittlung und -optimierung. 

— Im Geschäftsbereich des Ministers für Wirt-
schaft und Verkehr wurden anwendungsorien-
tierte Institute gegründet oder vorbereitet: 

O Das Forschungsinstitut für Anorganische 
Werkstoffe Glas/Keramik GmbH in Höhr-
Grenzhausen unterstützt insbesondere die 
im Westerwald ansässigen Unternehmen der 
Keramikindustrie bei der Einführung moder-
ner Fertigungstechniken, der Entwicklung 
neuer Produkte und Verfahren, der Erschlie-
ßung von Bereichen der technischen Kera-
mik und der Lösung anwendungsorientierter 
Probleme. Ein neues Institutsgebäude steht 
vor der Fertigstellung. 

O Eine Einrichtung mit sehr ähnlicher Aufga-
benstellung für die Edelsteinindustrie ist in 
Idar-Oberstein geplant. Dabei werden Erfah-
rungen genutzt, die im Rahmen der Förde-

rung unterschiedlicher Vorhaben von Unter-
nehmen sowie der Gemmologischen Gese ll

-schaft gewonnen wurden. Das Institut soll 
1989 gegründet, die Errichtung eines Insti-
tutsgebäudes gleichzeitig in Angriff genom-
men werden. 

O Ein Studiengang für Edelstein- und 
Schmuck-Design wurde an der Fachhoch-
schule eingeführt. 

O Dem Institut für Oberflächen- und Dünn-
schichtanalytik in Kaiserslaute rn, das 1989 
errichtet wurde, obliegen anwendungsorien-
tierte Forschung und Entwicklung sowie die 
für Qualitätskontrolle und Produktoptimie-
rung äußerst wichtige Service-Analytik, ins-
besondere im Interesse kleiner und mittlerer 
Unternehmen. Dieses Ins titut bietet die Mög-
lichkeit von Materialuntersuchungen und ar-
beitet eng mit dem Schwerpunkt Mate rial-
wissenschaften der Universität Kaiserslau-
tern zusammen. 

3. Sonstige Technologieförderung und Technologie-
transfer 
Seit 1985 gibt es spezielle Programme zur Techno-
logieförderung und zur gezielten Förderung des 
Technologietransfers durch den Kultusminister 
und den Wirtschaftsminister. In diesem Rahmen 
wird auch die oben beschriebene Gründung außer

-

hochschulischer Institute mit praxisnahen Aufga-
ben betrieben. 

An den Hochschulen werden seit 1986 interdiszi-
plinär angelegte Grundlagenarbeiten und anwen-
dungsnahe Forschung auf folgenden Gebieten 
durch den Kultusminister unterstützt: 

— Materialwissenschaften, Oberflächen- und 
Dünnschichttechnologien an der Universität 
Kaiserslautern 

— Zentrum für Mikroelektronik und Rechnerge-
stützte Ingenieursysteme an der Universität 
Kaiserslautern 

— Biotechnologie — Auffinden, Testen, Isolieren 
und Herstellen neuer Wirkstoffe — an der Uni-
versität Kaiserslautern 

— Naturwissenschaftlich-Medizinisches Zentrum 
an der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz: 
„Molekulare Aspekte biologisch aktiver Sy-
steme", mit wachsender Beteiligung klinischer 
Forschung 

— Materialwissenschaften — Amorphe nicht me-
tallische Werkstoffe, Polymer- und Verbund-
werkstoffe — an der Johannes-Gutenberg-Uni-
versität Mainz 

— Neue Studiengänge und Studienschwerpunkte 
an der Fachhochschule 

— Einrichtung von CAD/CAM-Laboratorien an 
der Fachhochschule 

— Forschungsinstitut Umwelt- und Technikrecht 
an der Universität Trier 
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— Betrieb eines Höchstleistungsrechners für die 
Hochschulforschung. 

Fördermaßnahmen des Wi rtschaftsministers: 

— Förderung wirtschaftsnaher Forschung, durch 
die Projekte an Hochschulen und Instituten der 
Gemeinschaftsforschung unterstützt werden, 
die von unternehmensübergreifendem Inter-
esse sind und deren Ergebnisse in einem weite-
ren Schritt von mittelständischen Unternehmen 
in Produkt- oder Verfahrensinnovationen um-
gesetzt werden können. Aus Projekten, die 
nach diesem Programm gefördert wurden, sind 
die Institute für anorganische Werkstoffe und 
das Edelsteininstitut hervorgegangen. Der Er-
folg des Programms ist auch an der Gründung 
von bisher fünf technologieorientierten Unter-
nehmen in Technologiezentren des Landes ab-
lesbar. 

— Ein Innovationsförderprogramm für Produkt- 
und Verfahrensentwicklungen in kleinen und 
mittleren Unternehmen wurde 1986 durch ein 
Technologie-Einführungsprogramm ergänzt. 
Die Förderung setzt dort  ein, wo die Verwen-
dung zukunftsträchtiger moderner Technolo-
gien über die Prototypen hinaus in Produkten 
und in der Produktion erleichtert und beschleu-
nigt wird. Mit Hilfe des Technologieprogramms 
können vorhandene Arbeitsplätze längerfristig 
gesichert und neue geschaffen werden. Einige 
geförderte Vorhaben werden dazu beitragen, 
neue Märkte zu erschließen oder dem Impo rt

-druck durch preisgünstige Qualitätsprodukte 
zu begegnen. 

— Die Unterstützung des Technologietransfers ist 
ein weiterer Schwerpunkt. Dadurch sollen die 
Zusammenarbeit zwischen anwendungsorien-
tierten Forschungseinrichtungen und der mit-
telständischen Wirtschaft sowie die Nutzung 
moderner Technologien insbesondere durch 
kleine und mittlere Unternehmen intensiviert 
werden. 

— Durch die Bereitstellung von Personalkostenzu-
schüssen wurde es ermöglicht, an den Hoch-
schulen, allen rheinland-pfälzischen Industrie- 
und Handelskammern und Handwerkskam-
mern Technologieberater einzustellen. Das 
Konzept wird durch die Förderung „Technolo-
gieorientierter Veranstaltungen" abgerundet. 
Sowohl die zunehmende Inanspruchnahme von 
technologieorientierten Beratungen und Daten-
bankrecherchen als auch die erfolgreiche 
Durchführung entsprechender Informationsver-
anstaltungen bzw. Seminare belegen eine deut-
liche Stärkung des Technologietransfers in die 
Unternehmen. 

— Bisher wurde die zügige Durchführung anwen-
dungsorientierter Entwicklungen in Zusam-
menarbeit von Hochschulen und Unternehmen 
häufig dadurch erschwert, daß die in erster Li-
nie der wissenschaftlichen Forschung und 
Lehre gewidmete Geräteausrüstung nicht ge-
nügend Kapazität für die Erledigung zusätzli-
cher Aufgaben bereitstellte. Der Aufbau neuer 

Transferstellen wird daher mit einer einmaligen 
Förderung für Grundausstattung und Einrich-
tungen sowie einem einmaligen Personalko-
stenzuschuß für die Dauer von drei Jahren be-
sonders gefördert. Nach der dreijährigen An-
laufphase sollen die Transferstellen kostendek-
kend arbeiten; die Entwicklung dieser Stellen 
zu kleinen Transfer-Instituten ist möglich. 

— Eine wesentliche Voraussetzung für die Nut-
zung der Mikroelektronik durch die mittelstän-
dische Industrie sind Entwurf und Fertigung an-
wenderspezifischer Schaltkreise (ASIC), da erst 
durch diese Technologie die wirtschaftliche 
Herstellung kleiner Stückzahlen möglich wird. 
Die 1989 angelaufene Förderung der Schaffung 
von ASIC-Arbeitsplätzen richtet sich an die 
Fachhochschule des Landes, deren Absolven-
ten für diese Form des Technologietransfers be-
sonders herangebildet werden sollen. 

— Ergänzend zu den bisher beschriebenen Maß-
nahmen können Technologieorientierte Pilot-
projekte gefördert werden. Dazu gehören z. B. 

O der Aufbau einer zentralen „Einrichtung für 
Informations- und Kommunikationstechno-
logien in Rheinland-Pfalz" im Rahmen eines 
Telekommunikations-Entwicklungsplanes ; 

O die Einführung neuer Technologien in spe-
ziellen Branchen und 

O die Verstärkung des Technologietransfers. 

— Die Technologiezentren in Kaiserslautern und 
Mainz arbeiten erfolgreich. Sie werden z. T. 
auch durch private Initiativen zusätzlich unter-
stützt. Für das Zentrum in T rier zeichnet sich 
eine verstärkte Nachfrage ab. Die Errichtung 
weiterer Zentren in Ludwigshafen und Koblenz 
ist vorgesehen. 

Mit dem Landeshaushalt 1988/89 wurden für diese 
Maßnahmen der beiden Ressorts rd. 102,1 Mio DM 
zur Verfügung gestellt, darunter sind 26 neue Stel-
len im Einzelplan des Kultusministeriums veran-
schlagt. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen 
Sonstige Maßnahmen und Planungen können hier 
nur stichwortartig genannt werden: 

— Der 1984 begonnene Ausbau einer Klinik für 
Herz-, Thorax- und Gefäßkrankheiten der Jo-
hannes-Gutenberg-Universität Mainz wird fort-
gesetzt. 

— Zur Förderung geisteswissenschaftlicher For-
schung außerhalb der Hochschulen werden die 
Institute für Europäische Geschichte, für Ge-
schichtliche Landeskunde und die Akademie 
der Wissenschaften und der Literatur in Mainz 
sowie das Cusanus-Institut in T rier laufend fi-
nanziell unterstützt. Die Akademie der Wissen-
schaften und der Literatur erhält in den Jahren 
1990/91 einen Erweiterungsbau zur besseren 
räumlichen Versorgung der von ihr betreuten 
Forschungsvorhaben. 
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— Das Römisch-Germanische Zentralmuseum in 
Mainz — Forschungsinstitut für Vor- und Früh-
geschichte — (Institut der sog. Blauen Liste), 
wurde um eine Abteilung für Steinzeitarchäolo-
gie erweitert. Eine neue Abteilung für Antike 
Schiffahrt ist im Aufbau; in diesem Zusammen-
hang wurden umfangreiche Baumaßnahmen 
eingeleitet, durch die auch Ausstellungsflächen 
für ein „Römerschiff-Museum" geschaffen wer-
den sollen. 

— Für die Gemeinsame Forschungsförderung 
nach Art. 91b des Grundgesetzes hat der Lan-
deshaushalt 1988/89 rd. 138,5 Mio DM bereitge-
stellt. 

— Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
hat in Rheinland-Pfalz Verfassungsrang. Das 
Land hat daher mit dem Haushalt 1989 (Nach-
trag) erstmals besondere Mittel für die gezielte 
Förderung wissenschaftlicher Grundlagenar-
beiten und Einzelprojekte, die für den Umwelt-
schutz im allgemeinen und für die Erfüllung von 
Aufgaben des Ministe riums für Umwelt und 
Gesundheit im besonderen von Interesse sind, 
bereitgestellt. Die Förderung gilt allen Hoch-
schulen des Landes, die Bildung interdisziplinä-
rer Forschungsschwerpunkte wird angestrebt. 

Im Haushalt des Kultusministers wurden bisher 
2,41 Mio DM speziell für Umweltforschung zur 
Verfügung gestellt. 

— Das Ministerium für Umwelt und Gesundheit 
bereitet ein Ressortforschungsprogramm vor. 
Die veranschlagten Haushaltsmittel beliefen 
sich 1988/89 auf je 1,5 Mio DM. Die Mittel wer-
den vornehmlich an die Hochschulen des Lan-
des zur Deckung unmittelbaren Forschungsbe-
darfs des Ministe riums, in einigen Fällen auch 
an private Unternehmen zur Entwicklung um-
weltverträglicher Technologien vergeben. Bei 
der Projektauswahl stehen Landespflege, Na-
tur- und Biotopschutz, Abfallwirtschaft sowie 
Boden- und Gewässerschutz im Vordergrund. 

2.10 Saarland 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der FuT-Förde-
rung 
Die Grundsätze und Ziele der saarländischen For-
schungs- und Technologiepolitik wurden zuletzt in 
der Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 
vom 6. Mai 1987 dargelegt: 

— Ausbau und Verstärkung der bereits vorhande-
nen Innovationspotentiale in den Bereichen 
Wissenschaft und Wirtschaft, Verbesserung der 
Rahmenbedingungen und schwerpunktmäßige 
Einleitung weiterer Entwicklungen im For-
schungs- und Technologiebereich 

— umweltfreundliche Modernisierung der saar-
ländischen Kohle- und Energiegroßtechnologie 
des Montankerns und Erhalt seiner Arbeits-
plätze bei gleichzeitiger Überwindung der mon-
tangeprägten strukturellen Schwäche des Lan- 

des durch Förderung mittelständischer Innova-
tionen 

— Unterstützung kurzfristig erfolgreicher, markt-
naher Produktentwicklungen bei gleichzeiti-
ger Vermehrung hochtechnologischer Ansatz-
punkte im Rahmen einer auf einen mittleren 
und längeren Zeithorizont angelegten For-
schungs- und Technologiepolitik. 

Damit erhält die Forschungs- und Technologieför-
derung eine zentrale Bedeutung im Rahmen einer 
integrierten Wirtschaftsstrukturpolitik, in deren 
Mittelpunkt die Sicherung von Wettbewerbsfähig-
keit und Beschäftigung sowie die Schaffung neuer 
qualifizierter Arbeitsplätze insbesondere im mittel-
ständischen Unternehmensbereich stehen. 

Die Förderpolitik der Landesregierung im Wissen-
schaftsbereich gilt sowohl der Grundlagenfor-
schung als auch der anwendungsorientierten For-
schung, zumal deren Grenzen in vielen Bereichen 
nicht mehr eindeutig zu ziehen sind. Den Geistes-
wissenschaften wird dabei auch künftig eine ihrer 
Bedeutung für die kulturelle Entwicklung der Re-
gion und ihrer kritischen Verantwortung für eine 
philosophische und ethische Begleitung des tech-
nologischen Wandels angemessene Förderung zu 
Teil werden. 

Entsprechend der geographischen Lage des Lan-
des kommt der Förderung grenzüberschreitender 
europäischer Zusammenarbeit im Rahmen der For-
schungs- und Technologiepolitik ein besonderer 
Stellenwert zu. 

Die Landesregierung hat 1987 eine beratende un-
abhängige Sachverständigenkommission berufen 
mit dem Auftrag, praktikable Vorschläge für eine 
zukunftsorientierte FuT-Politik zu erarbeiten, von 
der entscheidende Impulse für eine Modernisie-
rung der saarländischen Wi rtschaftsstruktur erwar-
tet werden können. Der inzwischen vorliegende 
Bericht der Kommission zeichnet kurz-, mittel- und 
langfristige Entwicklungsperspektiven für das 
Land auf und enthält eine Vielzahl von Empfehlun-
gen zum Ausbau einer wirtschaftsnahen For-
schungsinfrastruktur, zur Förderung einzelner For-
schungsbereiche in den Schwerpunkten Informa-
tik und Kommunikationstechnologie, Materialfor-
schung, Umwelt- und Energietechnik, Elektrotech-
nik und Medizintechnik sowie Empfehlungen zur 
Verbesserung des Wissens- und Technologietrans-
fers und zur wissenschaftlich-technischen Aus- 
und Weiterbildung. Die Empfehlungen werden 
von der Landesregierung als entscheidende Orien-
tierungsgrundlage für die zukünftige Forschungs- 
und Technologiepolitik des Landes gewertet. 

Die Landesregierung hat die Aufwendungen für 
regionale und überregionale Forschungsförderung 
weiterhin erhöht. Die Wissenschaftsausgaben des 
Landes betrugen 1989 insgesamt 631,5 Mio DM. 
Die Ausgaben für den Hochschulbau (einschl. Kli-
niken) beliefen sich auf 107,8 Mio DM, während 
die forschungsbezogenen Hochschulausgaben für 
1989 230,1 Mio DM, die Forschungsausgaben au-
ßerhalb der Hochschulen 23,4 Mio DM betrugen. 
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2. Hochschulforschung und außeruniversitäre For-
schung 
Neben den 5 vorhandenen staatlichen bzw. staat-
lich anerkannten Hochschulen (Universität des 
Saarlandes einschließlich dem Universitätsklini-
kum Homburg, Fachhochschule, Musikhoch-
schule, Verwaltungsfachhochschule des Saarlan-
des, staatlich anerkannte Katholische Fachhoch-
schule für Sozialwesen) wurde 1989 mit der Grün-
dung der Hochschule der Bildenden Künste Saar 
die Anzahl der saarländischen Hochschulen auf 6 
erhöht. 

Der Personalbestand an den Hochschulen betrug 
1988 '7 994 Beschäftigte, davon 1 916 hauptberufli-
che Wissenschaftler. 

Der Einwerbung von Drittmitteln für die saarländi-
schen Hochschulen wird eine zunehmende Bedeu-
tung als Ergänzung der Forschungsförderung 
durch das Land sowie als wich tiges Element des 
Innovations- und Technologietransfers und der ge-
meinsamen Problemlösung im Verbund Hoch-
schule und Wirtschaft zugemessen. Die von der 
Universität des Saarlandes von 1985 bis 1988 ein-
geworbenen Drittmittel stiegen von 28,3 Mio DM 
auf 36,6 Mio DM an. Im gleichen Zeitraum erhöh-
ten sich die von der Fachhochschule des Saarlan-
des eingeworbenen Drittmittel von 272 TDM auf 
534 TDM. 

An der Universität arbeiten derzeit 3 Sonderfor-
schungsbereiche auf den Gebieten Informatik und 
Künstliche Intelligenz sowie auf dem Gebiet der 
Theoretischen Medizin. Die Arbeit des Sonderfor-
schungsbereichs Ferroelektrika wurde Ende 1988 
erfolgreich beendet. 

An den Hochschulen des Saarlandes wird die 
Schwerpunktverlagerung zugunsten der für die 
Landesentwicklung strategisch bedeutsamen Be-
reiche fortgesetzt. Dazu gehört auch die in der No-
vellierung des Gesetzes über die Universität veran-
kerte Einrichtung einer Technischen Fakultät, in 
der die bisherigen Fachbereiche Ingenieurwissen-
schaften (Fachrichtungen Werkstoffwissenschaf-
ten, Elektrotechnik sowie Konstruktions- und Ferti-
gungstechnik) und Informatik zusammengefaßt 
und schrittweise ausgebaut werden. Das Gesetz 
enthält ferner neue, forschungsfreundliche Rege-
lungen für 

— die Erleichterung der Drittmittelforschung, und 
für die Einrichtung sog. An-Ins titute 

— die Anbindung außeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen an die Universität 

— gemeinsame Berufungsverfahren der Universi-
tät und außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen 

— die_ befristete Freistellung von Professoren al-
lein für Aufgaben in der Forschung. 

Die Landesregierung verfolgt weiterhin das vor-
rangige Ziel, die bisher im wesentlichen auf die 
Hochschulen beschränkte wissenschaftliche Mo-
nostruktur zu überwinden und den weiteren Aus-

bau von qualifizierten Schwerpunkten an den 
Hochschulen durch die Gründung selbständiger 
Forschungseinrichtungen zu ergänzen. Dabei wird 
stets ein enger Arbeitszusammenhang mit den 
Hochschulen durch institutionelle und kooperati-
onsrechtliche Vorkehrungen sichergestellt. 

Diesem Muster waren bereits die Einrichtung einer 
Hauptabteilung Medizintechnik am Fraunhofer

-

Institut für zerstörungsfreie Prüfverfahren in Ko-
operation mit einer an der Medizinischen Fakultät 
der Universität neu eingerichteten Fachrichtung 
Medizintechnik und die Gründung des Instituts der 
Gesellschaft zur Förderung der Angewandten In-
formationsforschung e. V. an der Universität des 
Saarlandes (IAI) in Kooperation mit der Fachrich-
tung Informationswissenschaft und einem dort neu 
eingerichteten Studiengang für Informationswis-
senschaft verpflichtet. 

Weitere selbständige Forschungseinrichtungen 
wurden auf folgenden Schwerpunktgebieten neu 
eingerichtet bzw. befinden sich im Aufbau: 

— Informatik (Deutsches Forschungszentrum für 
Künstliche Intelligenz GmbH, Standort Saar-
brücken; Internationales Begegnungs- und For-
schungszentrum für Informatik GmbH; Max-
Planck-Institut für Informatik) 

— Materialforschung (Ins titut für Neue Materia-
lien GmbH), 

— Umweltforschung (Institut für Indust rielle Rest-
stoff- und Abfallwirtschaft GmbH) 

— Umweltinformatik (Institut für Umweltinforma-
tik an der Fachhochschule e. V.). 

In Vorbereitung befindet sich ein Arbeitsschwer-
punkt Mikrosystemtechnik im Verbund mit der 
Hauptabteilung Medizintechnik des Fraunhofer

-

Instituts, der Universität und der Fachhochschule 
des Saarlandes. Eigens hierfür wurde seitens der 
saarländischen Wirtschaft eine Stiftungsprofessur 
für Mikromechanik bereitgestellt. 

Schwerpunkte in dem Fach Werkstoffwissenschaf-
ten liegen in den Bereichen Mikro- und Defekt-
strukturen, metallische Gläser, Übergangsfließpo-
tentiale für metallische Werkstoffe zur Erzielung 
von Versagungskriterien und im Bereich der Werk-
stofftechnologie mit den Programmen Pulvermetal-
lurgie, Korrosion und Verschleiß. Diese Programme 
stehen in engem Zusammenhang mit Entwick-
lungslinien und Forschungseinrichtungen der 
saarländischen Industrie. 

Im Fachbereich Ingenieurwissenschaften wurde 
ein neuer Studiengang Konstruktions- und Ferti-
gungstechnik in Verbindung mit den Professuren 
für CAD, CAM und Prozeßautomatisierung einge-
richtet. 

Der Schwerpunkt Informatik im Saarland hat in 
den vergangenen Jahren sowohl in personeller als 
auch in infrastruktureller Hinsicht einen erhebli-
chen Ausbau erfahren. Im Mittelpunkt der Arbei-
ten stehen: Formale Systeme (formale Sprachen, 
VLSI-Entwicklung), Theo rie der Netze, Zuverläs- 
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sigkeitsfragen, Korrektheitsbeweise, effiziente 
Algorithmen, Komplexitätstheorie, Kommunika-
tionskomplexität, Rechnerarchitektur, natürlich-
sprachliche Systeme, Programmiersprachen, funk-
tionale Programmierung sowie in Netzen verteilte 
Aufgaben. Einen Schwerpunkt der Forschungsar-
beiten bilden nach wie die Sonderforschungsberei-
che „VLSI-Entwurfsmethoden und Parallelität" 
und „Künstliche Intelligenz". 

Eine entscheidende Erweiterung der Informatik-
forschung im Saarland wurde durch die Ansied-
lung des Deutschen Forschungszentrums für 
Künstliche Intelligenz GmbH (DFKI, Standorte 
Saarbrücken und Kaiserslautern, vgl. auch oben 
Abschnitt 2.9) und die Gründung des Max-Planck-
Instituts für Informatik erreicht. Schwerpunkt der 
Arbeiten des DFKI in Saarbrücken soll zunächst auf 
dem Gebiet der „Intelligenten Benutzerschnittstel-
len" liegen. Das Max-Planck-Institut soll sich vor-
wiegend Problemen „massiver Parallelität" zu-
wenden. 

Mit der Gründung des „Internationalen Begeg-
nungs- und Forschungszentrums für Informa-
tik, GmbH (IBFI) " in Schloß Dagstuhl/Wadern in 
1989 wurde ferner eine international bedeutsame 
Wissenschaftseinrichtung geschaffen zur Förde-
rung der Grundlagen- und angewandten For-
schung, der wissenschaftlichen Fort- und Weiter-
bildung sowie des Wissenstransfers zwischen For-
schung und Anwendung auf dem Gebiet der Infor-
matik. 

Im Bereich der Angewandten Informatik besteht 
neben dem Studienschwerpunkt „Wirtschaftsinfor-
matik" seit einigen Jahren das Ins titut für Wirt-
schaftsinformatik (IWI) am Ins titut für empirische 
Wirtschaftsforschung e. V. Die Forschungsaktivitä-
ten des Instituts im Schwerpunkt „CIM" führten 
1988 im Rahmen einer BMFT-Initiative zur Einrich-
tung des „CIM-Technologie-Transferzentrums 
(CIM-TTZ) am Saarbrücker Innovations- und 
Technologiezentrum. 

Die Einwirkungsvielfalt der Informatik in andere 
Wissenschaftsbereiche hat zu der Neueinrichtung 
von Professuren für Rechtsinformatik und Medizi-
nische Informatik geführt. Ebenso wurde die Com-
puterlinguistik durch Einrichtung einer neuen Pro-
fessur verstärkt. Es besteht ein interdisziplinär an-
gelegter, kognitiver Arbeitsschwerpunkt im Be-
reich sprachorientierter Forschung in Zusammen-
arbeit zwischen der Informatik, der neueingerich-
teten Professur für Computerlinguistik, der Sprach-
wissenschaft, der kognitiven Psychologie und 
Sprachpsychologie sowie der Sprachphilosophie. 

Der Bereich Umweltforschung wurde mit Einrich-
tung des Zentrums für Umweltforschung der Uni-
versität, des Ins tituts für Industrielle Reststoff- und 
Abfallwirtschaft und des Instituts für Umweltinfor-
matik zu einem fächerübergreifenden Schwer-
punkt mit den Arbeitsbereichen Ökotoxikologie 
und Rückstandsanalytik, Biochemie und Abfalla-
nalytik, Naturressourcen und Spurenanalytik, Bo-
denkunde und Bodenanalytik, Schadstoffabbau 
und Wasseranalytik, historische Umweltforschung 

und Materialanalytik, Strahlenschutz und Nuklid-
analytik sowie unter Einbeziehung geistes- und 
rechtswissenschaftlicher Disziplinen ausgebaut. 
Im Rahmen dieses übergreifenden Forschungsver-
bundes wurde ein erstes Großprojekt zur Erfor-
schung „urban-industrieller Ökosysteme" vorbe-
reitet, das im Rahmen der BMFT-Förderung zu ei-
nem der bundesdeutschen Ökosystemforschungs-
zentren entwickelt werden soll. 

Im Bereich der biologisch-medizinischen For-
schung stehen neben dem Ausbau der Medizin-
technik insbesondere eine Erweiterung auf den 
Gebieten der Virologie, Mikrobiologie, Immunolo-
gie und Molekularbiologie im Vordergrund. Im Be-
reich der Biowissenschaften der Universität wird 
eine stärker anwendungsorientierte Forschungs- 
und Ausbildungsstruktur mit technologischer Aus-
richtung entwickelt. 

In der europäischen Zusammenarbeit liegen nach 
Tradition und geographischer Lage Schwerpunkte 
der saarländischen Hochschulen, die in der Cha rte 
de Cooperation, einer vertraglich besiegelten 
Hochschulpartnerschaft innerhalb der Saar-Lor-
Lux-Region und der Westpfalz einen festen Rah-
men mit dem Ziel der Intensivierung und des um-
fassenden Ausbaus der europäischen Zusammen-
arbeit zwischen den Hochschulen gefunden haben. 
Hierauf gründen sich u. a. 

— das Centre d'Etudes Juridiques Francaises 

— das Institut d'Etudes Francaises 

— das Europa-Institut 

— das Institut für Europäisches Recht 

— die europäisch ausgerichtete Aufbaustudien-
gänge 

O „Europäische Integra tion" und 

O „Europäisches Umweltdiplom" in Zusam-
menarbeit mit Frankreich, Belgien und Lu-
xemburg 

— Europäisches Diplom in Umweltwissenschaf-
ten 

— sechs französische Studiengänge in den Berei-
chen Rechtswissenschaft, Germanistik, Neuere 
und Vergleichende Literaturwissenschaften so-
wie Übersetzen und Dolmetschen. 

Über Kooperationsverträge mit den Universitäten 
Metz und Nancy I bietet die Fachhochschule als 
zweitgrößte staatliche Hochschule des Saarlandes 
im Rahmen des Deutsch-Französischen Hoch-
schulinstituts binationale, zweisprachige Studien-
gänge in den Fachrichtungen Elektrotechnik, Ma-
schinenbau, Betriebswirtschaftslehre, Bauinge-
nieurwesen sowie in Informatik mit Schwerpunkt 
Künstliche Intelligenz an. 

Darüber hinaus besteht eine Vielzahl von gemein-
samen international ausgerichteten Studien- und 
Forschungsprojekten, insbesondere mit den be-
nachbarten Hochschulen in Nancy, Metz, Straß-
burg und dem Centre Universitaire in Luxem-
burg. 
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Im Rahmen des Förderungsprogramms „Montan-
region" des Bundesministers für Bildung und Wis-
senschaft werden zwei mehrjährige, bilateral vom 
Bund und Land geförderte Maßnahmen durchge-
führt: 

— Vorhaben „Stimulierung anwendungsbezoge-
ner Forschung an Fachhochschulen". Ziel ist die 
Untersuchung der spezifischen Voraussetzun-
gen und notwendigen Rahmenbedingungen für 
eine Intensivierung der Forschung an Fach-
hochschulen; 

— Vorhaben „Informationspraktikanten" zur Sti-
mulierung von Innovation und Technologie-
transfer im Bereich der Kommunikationstech-
nik. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 
Im Wissenschaftshaushalt des Landes für 1987 sind 
zusätzliche Mittel zur Förderung von Forschungs- 
und Entwicklungsschwerpunkten in Höhe von ins-
gesamt 1 Mio DM ausgebracht. Diese Mittel dienen 
vor allem auch der Anlauffinanzierung von struk-
turwirksamen Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben. 

Im Rahmen der Technologieförderung unterstützt 
das Wirtschaftsministe rium auf der Basis des „Pro-
gramms zur Förderung der Entwicklung technolo-
gisch neuer Produkte und Verfahren (Forschungs- 
und Technologieprogramm — FTP) " marktnahe 
Entwicklungsprojekte vor allem im Bereich der 
Produktinnovation, aber auch im Bereich der Ver-
fahrensinnovation. 

Dieses Förderprogramm, welches im Jahre 1989 
nach Auslaufen des Bundesprogramms zur Erstin-
novationsförderung als spezielles Landespro-
gramm aufgelegt wurde, ist ausgelegt auf kleine 
und mittlere Unternehmen und sucht eine spezi-
fisch saarländische Antwort auf die technologi-
schen und strukturpolitischen Herausforderungen, 
Im Vordergrund steht die Entwicklung und Einfüh-
rung neuer Produkte und Verfahren auf der Grund-
lage neuer technologischer Erkenntnisse zur Erhal-
tung und Verbesserung der Leistungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit der saarländischen Wirtschaft 
und damit zur Verbesserung der Arbeitsmarktsi-
tuation. Mit dieser Förderung will  die Landesregie-
rung dazu beitragen, für kleine und mittlere Unter-
nehmen das Finanzrisiko, das mit der Innova tions-
tätigkeit verbunden ist, zu vermindern. Auf diese 
Weise werden sie in den gesamtwirtschaftlich not-
wendigen Entwicklungsprozeß einbezogen. Dabei 
konzentriert sich die Technologieförderung 
(2,5 Mio DM in 1989) auf marktnahe Produktent-
wicklungen ohne Fixierung auf Basis-, Schlüssel-
oder Hochtechnologien. Im Vordergrund steht die 
rasche wirtschaftliche Verwertung neuer Produkte 
und Verfahren mit unmittelbarer Beschäftigungs-
wirksamkeit. 

Förderschwerpunkte im Rahmen des Forschungs- 
und Technologieprogramms liegen im Bereich der 
Energie- und Umwelttechnologien, der Lebensmit

-

teltechnologie, der Medizintechnik, der Verfah-
renstechnik sowie der „Neuen Werkstoffe". 

Neben der Projektförderung auf der Basis des For-
schungs- und Technologieprogramms gewährt die 
Landesregierung auch Zuschüsse zur Innovations-
förderung im Rahmen des EG-Programms zugun-
sten der Umstellung von Eisen- und Stahlrevieren 
(Programm Resider). Gefördert werden dabei 
Durchführbarkeitsstudien, die Innovationen im Be-
reich der Produkte und der Technologie durch 
kleine und mittlere Unternehmen be treffen. Die 
Studien können alle Aspekte zur Einführung von 
Innovationen umfassen. 

Im Saarland gibt es folgende Einrichtungen in und 
außerhalb der Hochschulen, die die Verbesserung 
des Wissens- und Technologietransfers zur Auf-
gabe haben: 

— Kontaktstelle für Wissens- und Technologie-
transfer der Universität des Saarlandes (KWT) 

— Fachhochschul-Institut für Technologietransfer 
an der Fachhochschule des Saarlandes (FITT) 

— Institut zur Förderung von Existenzgründungen 
an der Fachhochschule des Saarlandes (INEX) 

— Arbeitskreis Hochschule und Wirtschaft des 
Fachbereichs Betriebswirtschaft an der Fach-
hochschule des Saarlandes (AHW) 

— Arbeitskreis „Technologietransfer Saar" als Ko-
ordinierungsgremium 

— Zentrale für Produktivität und Technologie 
Saar e. V. (ZPT) 

— Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar 
mbH (GW-Saar) 

— Saarbrücker Innovations- und Technologiezen-
trum (SITZ) 

— CIM-Technologie-Transferzentrum (CIM-TTZ). 

2.11 Schleswig-Holstein 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 
Forschung und technologische Entwicklung und 
davon ausgehend Wissenstransfer in die Wirtschaft 
sind für ein Land wie Schleswig-Holstein, das sich 
im strukturellen Aufbau befindet, immer wich tiger 
werdende Investitionen in die Zukunft. Die gesell-
schaftliche Entwicklung eines Landes hängt zu-
nehmend vom Leistungsstand seiner Wissenschaft 
und Technik ab. Die schleswig-holsteinische Lan-
desregierung hat deshalb eine zielgerichtete und 
verstärkte Forschungs- und Technologieförderung 
als Beitrag für die strukturelle und wirtschaftliche 
Stärkung Schleswig-Holsteins im zunehmenden 
europäischen Verbund zu einem Schwerpunkt ih-
rer Aufgaben gemacht. 

1.1 Forschungspolitik 
Die neue Forschungspolitik zielt auf eine auf

-

gabengerechte Weiterentwicklung der Hoch- 
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schulen in Forschung, Lehre und Studium, ins-
besondere auf einen raschen und massiven 
Ausbau der Forschungsinfrastruktur und des 
Wissens- und Technologietransfers im Lande, 
vor allem im Bereich der anwendungsbezoge-
nen Forschung und Entwicklung an den Fach-
hochschulen. 

Der Ausbau und die Ergänzung der bereits vor-
handenen Innovationspotentiale wird über die 
schon bestehenden Schwerpunkte wie z. B. die 
Meeres- und Medizinforschung und -technik 
hinaus vorrangig folgende Bereiche umfas-
sen: 

— wissenschaftlich-technische Fächer im Ver-
bund einer ingenieurwissenschaftlichen 
Fakultät; vorgesehen sind die Fächer Elek-
trotechnik und Werkstofftechnologie ein-
schließlich Fertigungstechnologie und Ge-
rätebau sowie das Fach Informatik; ergän-
zend wird die Technikfolgenabschätzung 
verstärkt gefördert werden 

— bestimmte Bereiche der Geistes- und So-
zialwissenschaften wie insbesondere die 
Friedensforschung und die Frauenfor-
schung. 

Als Grundlage für die weitere Entwicklung 
verfügt Schleswig-Holstein über eine Reihe 
namhafter Hochschulen und Forschungsein-
richtungen, an denen über 35 000 Studentin-
nen und Studenten studieren (WS 1988/89) : 

— Die Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 
(CAU) als größte Hochschule des Landes 
(18 000 Studierende) deckt in sieben Fakul-
täten ein breites Spektrum der Geistes- und 
Naturwissenschaften ab. 

— Die Medizinische Universität zu Lübeck 
(MUL) mit zwei Fakultäten bietet den Stu-
diengang Humanmedizin, den Zusatzstu-
diengang Zellbiologie und gemeinsam mit 
der Fachhochschule Lübeck das Zusatzstu-
dium Technisches Gesundheitswesen an 
(1 200 Studierende). 

— Der Universität Kiel sind vier überregional 
bedeutende Forschungsinstitute angeglie-
dert: Das Institut für Weltwirtschaft (IfW) 
mit der Zentralbibliothek der Wirtschafts-
wissenschaften, das Ins titut für Meeres-
kunde (IfM), das Institut für die Pädagogik 
der Naturwissenschaften (IPN) und das For-
schungszentrum für Ma rine Geowissen-
schaften (GEOMAR). 

— Der MUL angegliedert ist das Medizinische 
Laserzentrum Lübeck (MLL). Beide Univer-
sitäten — MUL und CAU — arbeiten eng 
zusammen mit dem Überregionalen For-
schungsinstitut für Expe rimentelle Biologie 
und Medizin in Borstel (FIB). Die Ins titute 
IfW, IfM, IPN und FIB sind in die gemein-
same Forschungsförderung durch Bund 
und Länder nach Artikel 91b Grundgesetz 
einbezogen (Blaue Liste-Ins titute). 

— In Kiel und Flensburg bestehen zwei Päd-
agogische Hochschulen (insgesamt 2 300 
Studierende). 

— Die Musikhochschule in Lübeck (350 Stu-
dierende) widmet sich der Musikwissen-
schaft und der künstlerischen Ausbildung 
in den musikalischen Fächern. 

— In Schleswig-Holstein gibt es sechs Fach-
hochschulen: Staatliche Fachhochschulen 
bestehen in Flensburg (1 650 Studierende, 
Maschinenbau, Elektrotechnik, Wirtschaft 
und Mathematik), in Lübeck (2 500 Studie-
rende, Bauwesen, Technik, Angewandte 
Naturwissenschaft) und in Kiel mit Außen-
stellen in Eckernförde und Rendsburg 
(5 000 Studierende, Technik, Wirtschaft, So-
zialwesen, Gestaltung, Bauwesen, Land-
wirtschaft). Zu den p rivaten Fachhochschu-
len gehören die Fachhochschule Wedel 
(1 100 Studierende, Physikalische Technik 
und Informatik), die Fernfachhochschule 
für Berufstätige in Rendsburg (2 200 Studie-
rende) und die Fachhochschule für Verwal-
tung, Polizei und Steuerwesen in Altenholz 
bei Kiel (1 000 Studierende). 

— Zur Forschungsinfrastruktur in Schleswig

-

Holstein zählen weiterhin das Max-Planck-
Institut für Limnologie in Plön und als Groß-
forschungseinrichtung das GKSS-For-
schungszentrum in Geesthacht, dessen For-
schungsschwerpunkte in den Bereichen 
Umwelt- und Klimaforschung und -technik, 
Unterwassertechnik,  Materialforschung 
und Reaktorsicherheitsforschung liegen, 
sowie die Forschungsanstalten des Bundes 
für Milchforschung, für Wasserschall und 
Geophysik und für Gartenbauliche Pflan-
zenzüchtung. Im Rahmen des EUREKA

-

Projektes „JESSI" wird in Kürze in Itzehoe 
das Fraunhofer-Institut für Siliziumtechno-
logie (ISIT) errichtet. Die Landesregierung 
wird nachdrücklich auf die weitere Ver-
dichtung der Forschungsinfrastruktur in 
Schleswig-Holstein durch die Einrichtung 
weiterer großer Forschungseinrichtungen 
hinwirken. 

1.2 Technologiepolitik 
Die Technologiepolitik in Schleswig-Holstein 
ist vor allem darauf ausgerichtet, für kleine und 
mittlere Unternehmen ein möglichst innovati-
ves Umfeld zu schaffen, aktive Bestandspflege 
zu betreiben sowie Neu- und Ausgründungen 
zu ermutigen und zu unterstützen. In diesem 
Zusammenhang ist insbesondere die seit dem 
1. Januar 1990 geltende Neuordnung der 
schleswig-holsteinischen Mittelstandsförde-
rung durch ein Landesförderungsprogramm 
„Mittelstand, Technik und Innova tion — MiTI" 
von Bedeutung. Dieses Programm ist noch stär-
ker als in der Vergangenheit auf die kleinen 
und mittleren Unternehmen abgestellt und 
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setzt insbesondere im Bereich der Technolo-
gieförderung neue Akzente. 

Das Land Schleswig-Holstein hat erkannt, daß 
gerade die kleinen und mittleren Bet riebe eine 
gute Forschungsinfrastruktur sowie ein Netz-
werk für den Techniktransfer benötigen. Die 
neue Forschungspolitik berücksichtigt diese 
Anforderungen der Wirtschaft in besonderem 
Maße. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre For-
schung 
In den letzten Jahren wurden die Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
schwerpunktmäßig in den folgenden Forschungs-
bereichen gefördert: 
— Meeresforschung, insbesondere ma rine Geo-

wissenschaften 
— Informatik (der Aufbau einer wissenschaftlich-

technischen Fakultät ist in Vorbereitung) 
— Medizinforschung und -technik 
— Umweltforschung und -technik, insbesondere 

Ökosystemforschung 
— Stärkung der Forschungsmöglichkeiten an den 

Fachhochschulen 
— Aufbau von Kapazitäten für die Friedensfor-

schung und die Frauenforschung 

2.1 Meeresforschung 
Die Universität Kiel und das ihr angegliederte 
Institut für Meereskunde bieten ein breites 
Spektrum meereswissenschaftlicher For-
schung und Lehre. Beide Institutionen sind 
Träger der Sonderforschungsbereiche 133 
(Warmwassersphäre des Atlantik) und 313 
(Sedimentation im Europäischen Nordmeer). 
Beide sind auch am EUREKA-Forschungspro-
jekt „EUROMAR" beteiligt. Die Universität 
Kiel betreibt an der Nordsee in Büsum eine 
Außenstelle, das Forschungs- und Technolo-
giezentrum Westküste. Dort werden interdis-
ziplinäre Arbeiten der Küsten- und Watten-
meerforschung durchgeführt. Ein Neubau des 
FTZ steht kurz vor seiner Inbetriebnahme. Im 
Bereich der Wattenmeerforschung gibt es eine 
enge Kooperation mit dem Nationalpark 
„Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer" . 

Der Aufbau des 1987 gegründeten For-
schungszentrums GEOMAR (marine Geowis-
senschaften) geht zügig voran: Für eine Reihe 
größerer Forschungsprojekte wurden erhebli-
che Drittmittel eingeworben; auf einer speziel-
len Großrechneranlage ist der Aufbau eines 
seismischen Datenverarbeitungssystems ange-
laufen; ein Institutsneubau ist in Planung. 
GEOMAR arbeitet eng mit der GEOMAR 
Technologie GmbH (GTG) zusammen; die 
GTG ist eine von einschlägigen Firmen der 
Meerestechnik getragene Einrichtung für 
Technik, Entwicklung und Service auf dem 
Gebiet der marinen Geowissenschaften. 

2.2 Informatik, Planung einer wissenschaftlich

-

technischen Fakultät 
Das Institut für Informatik der Universität Kiel 
wird um einen Lehrstuhl für Softwaretechnolo-
gie und einen weiteren Lehrstuhl erweitert. 
Das Institut ist am ESPRIT-Programm der EG 
beteiligt. Es arbeitet außerdem auf dem Gebiet 
der „sicheren Software" mit drei anderen nord-
deutschen Universitäten zusammen. Auch an 
den Fachhochschulen des Landes ist vorgese-
hen, die Studien- und Forschungskapazitäten 
für technische Informatik zu vergrößern. 

Schleswig-Holstein verfügt bisher über keine 
wissenschaftlich-technischen Lehr- und For-
schungseinrichtungen. Um die in diesem Zu-
sammenhang bestehenden Strukturnachteile 
abzubauen, hat die Landesregierung beschlos-
sen, an der Universität Kiel eine ingenieurwis-
senschaftliche Fakultät zu errichten, für die die 
Fächer und Studiengänge Elektrotechnik und 
Werkstofftechnologie sowie Informatik vorge-
sehen sind. Diese zusätzlichen Strukturmaß-
nahmen sollen der Optimierung der wissen-
schaftlichen und wirtschaftlichen Kapazität 
des Landes dienen und die angestrebte Zusam-
menarbeit mit dem Fraunhofer-Ins titut für Sili-
ziumtechnologie (ISIT) in Itzehoe und mit der 
VEBA (Energiespar-Institut) sowie entspre-
chenden Unternehmen innerhalb und außer-
halb des Landes verbessern. 

2.3 Medizinforschung und -technik 
Schleswig-Holstein verfügt mit den Kliniken 
und Instituten der Universität Kiel (CAU), der 
Medizinischen Universität Lübeck (MUL) und 
dem Forschungsinstitut für Experimentelle 
Biologie und Medizin in Borstel (FIB) über drei 
bedeutende medizinische Forschungseinrich-
tungen. Die MUL ist zusammen mit der Univer-
sität Hamburg Träger des SFB 232 (Funktion 
und Defekte von Rezeptorsystemen); eine wis-
senschaftliche Kooperation besteht auch mit 
der großen Rheumaklinik in Bad Bramstedt. 

Der MUL ist das Medizinische Laserzentrum 
Lübeck (MLL) angegliedert, das Forschung, 
Entwicklung und Weiterbildung auf dem Ge-
biet des Lasereinsatzes in der Medizin betreibt. 
Zwischen MUL, MLL und der Fachhochschule 
Lübeck (FHL), die Lehr- und Forschungskapa-
zität auf dem Gebiet der Medizintechnik be-
reitstellt, besteht eine enge Zusammenarbeit. 
Eine Reihe wichtiger Forschungsprojekte, u. a. 
auch neue medizintechnische Entwicklungen 
wurden in diesen Forschungsstätten durchge-
führt. Die Landesregierung hat beschlossen, in 
der Universität Lübeck neue Lehrstühle für 
Medizintechnik, insbesondere an den Schnitt-
stellen von Medizin, Naturwissenschaften und 
Technik einzurichten. In Schleswig-Holstein 
hat sich eine Arbeitsgemeinschaft Medizin-
technik etabliert, in der unter Geschäftsfüh-
rung des Technikzentrums Lübeck die o. g. 
wissenschaftlichen Einrichtungen sowie ein-
schlägige Firmen zusammenarbeiten. 
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2.4 Umweltforschung und -technik, insbesondere 
Ökosystemforschung 
An der Universität Kiel (CAU) wird das Projekt 
„Ökosystemforschung im Bereich der Bornhö-
veder Seenkette" durchgeführt. Das Projekt 
wird vom BMFT als eines der fünf geplanten 
Ökologiezentren in der Bundesrepublik 
Deutschland gefördert. Mit dem Vorhaben sol-
len Ökosysteme langfristig untersucht werden. 
Die Forschungen haben inhaltlichen Bezug zu 
den Arbeiten des FTZ Büsum, den Forschun-
gen für das Nationalparkamt Tönning und an-
deren Forschungstätigkeiten der CAU, insbe-
sondere der Forschungsstelle für Ökosystem-
forschung. 

2.5 Stärkung der Forschungsmöglichkeiten an den 
Fachhochschulen 
Ein vordringliches Anliegen der Landesregie-
rung ist es, die Voraussetzungen dafür zu ver-
bessern, daß die besonderen Möglichkeiten 
der Fachhochschulen zu angewandter For-
schung, technischer Entwicklung und Techno-
logietransfer stärker genutzt werden können. 
Deshalb wird die Forschungsinfrastruktur an 
den Fachhochschulen weiter ausgebaut: 

— Die FH Flensburg erhält ein Labor für Wind-
energie. Sie ist wissenschaftlich eingebun-
den in die „Windtest Kaiser-Wilhelm-
Koog GmbH" . 

— Die FH Kiel hat kürzlich ein neues Techno-
logie-Transferzentrum für rechnerintegrier-
te Fertigung (CIMTT) im Rahmen eines 
BMFT-Programms erhalten und in Bet rieb 
genommen. 

— Die FH Lübeck baut ein neues Labor für 
Laser-Technik auf. Dies soll in enger kon-
zeptioneller und räumlicher Verbindung 
mit dem MLL arbeiten. 

— An der privaten FH Wedel, wird durch ei-
nen Landeszuschuß der Aufbau eines CIM-
Labors gefördert. 

Der Anteil der Fachhochschulen an den För-
dermitteln des Landes für besondere For-
schungsvorhaben ist in den letzten Jahren auf 
rund 50 % gesteigert worden. 

An der FH Lübeck wird eine Datenbank über 
das Forschungspotential im Lande erstellt 
( „Forschungsmarkt Schleswig-Holstein"). In 
ihr werden Daten über die Forschungseinrich-
tungen mit ihren Forschungsschwerpunkten, 
die Namen der Wissenschaftler und Kontakt-
adressen für Technologietransfer gespeichert. 

2.6 Aufbau von Kapazitäten für die Friedensfor-
schung und die Frauenförderung 
Die Friedensforschung hat konzeptionell und 
finanziell neue Impulse erhalten: Es wurde ein 
neuer Haushaltstitel für diesen Bereich einge-

richtet. An der CAU Kiel hat sich eine Gruppe 
von Wissenschaftlern abgestimmt, die interdis-
ziplinär auf diesem Gebiet arbeitet. 

Die Förderung der Frauenforschung ist ein 
besonderes Anliegen der Landesregierung 
Schleswig-Holstein: An der FH Kiel soll ein 
interdisziplinäres Institut für Frauenforschung 
errichtet werden. An der PH Flensburg besteht 
eine Koordinierungsstelle für Frauenstudien 
und Frauenforschung; hierfür ist eine Stif-
tungsprofessur beantragt. 1989 wurden insge-
samt bereits zehn Projekte der Frauenfor-
schung gefördert. 

2.7 Intensivierung der Forschungsförderung durch 
EG-Mittel 
Die Landesregierung unterstützt die verstärkte 
Beteiligung schleswig-holsteinischer For-
schungseinrichtungen an EG-Forschungs-
programmen. Im Wissenschaftsministerium 
wurde ein besonderes EG-Referat eingerichtet, 
das über die aktuellen Programme informiert 
und die Forschungseinrichtungen bei der An-
tragsstellung unterstützt. Besonderer Wert 
wird auf die Beteiligung der Fachhochschulen 
gelegt. 

Schwerpunkte der bisherigen Beteiligung 
und Antragstellung der Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen in Schleswig-Hol-
stein sind die EG-Programme ESPRIT (Bereich 
Informatik) und JOULE (nichtnukleare Ener-
gie) sowie das Meeresforschungsprogramm 
MAST. 

Darüber hinaus wird in Schleswig-Holstein un-
ter Federführung der FH Lübeck und unter 
Beteiligung aller Hochschulen und weiterer 
Einrichtungen im Lande eine Ausbildungs-
partnerschaft im Rahmen des EG-Programmes 
COMETT eingerichtet, die in Kooperation mit 
den anderen europäischen COMETT-Ausbil-
dungspartnerschaften insbesondere den EG

-

weiten Praktikantenaustausch auf technologi-
schem Gebiet fördert. Weitere Beteiligungen 
an dem Programm COMETT II sind vorgese-
hen. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 
Wesentliche Elemente der Technologieförderung 
sind in dem seit dem 1. Januar 1990 geltenden 
neuen Förderungsprogramm „Mittelstand, Tech-
nik und Innovation — MiTI" auf eine neue Basis 
gestellt worden. Dieses Programm enthält interes-
sante neue Förderfelder: 

— Im Rahmen des MiTI können auch allgemein 
nutzbare Marktanalysen und Technikstudien 
mit 50 %igen Zuschüssen gefördert werden. 

— Die MiTI-Beteiligungsförderung erhöht durch 
finanzielle Anreize die Bereitschaft zum Einsatz 
von Beteiligungskapital sowohl auf seiten der 
Kapitalgeber als auch der Beteiligungsneh-
mer. 
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— Die MiTI-Erfinderförderung stellt Zuschüsse 
und zinslose Darlehen bereit und wird um eine 
Erfinderberatungsstelle erweitert. 

— Die MiTI-Förderung von Produktionsinnovatio-
nen geht davon aus, daß kleinen und mittleren 
Unternehmen der Zugang zu den Bundesförde-
rungsprogrammen häufig besonders schwer 
fällt. Zur Minderung des Entwicklungsrisikos 
können deshalb projektbezogene Entwick-
lungskosten mit bis zu 40 % und mit einem 
Maximalbetrag von bis zu 200 000, — DM geför-
dert werden. 

— Neu ist auch die Förderung regionaler Koopera-
tionen im Rahmen des MiTI. Solche Kooperatio-
nen von mindestens 3 Unternehmen, die ge-
meinsam Produktdiversifikationen und deren 
Markterschließung betreiben, können 3 Jahre 
lang mit durchschnittlich 50 %igen Zuschüssen 
bis zu insgesamt maximal 900 000, — DM geför-
dert werden. 

— Die MiTI-Außenwirtschaftsförderung weitet 
schließlich die bestehende Förderung von Mes-
sebeteiligungen,  Außenhandelsberatungen 
usw. auf die zunehmend bedeutungsvolleren 
außenwirtschaftlichen Kooperationen aus. 

Im Rahmen der Förderung technologieorientierter 
Unternehmensgründung hat die schleswig-holstei-
nische Landesregierung das Angebot gemacht, 
jungen Unternehmensgründern, die in dem ausge-
laufenen TOU-Programm des Bundes nicht mehr 
berücksichtigt werden konnten, eine vergleichbare 
Förderung in Schleswig-Holstein zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Beratungsstelle für Innovation und Technolo-
gietransfer e. V. (BITT Schleswig-Holstein) wird 
durch Zuschüsse des Landes institutionell geför-
dert. Die Beratungsstelle hat die Aufgabe, mittel-
ständische Unternehmen bei der Findung und 
Nutzbarmachung von Verfahren und Produkten zu 

beraten, Kontakte zu Fachinstituten sowie zwi-
schen Erfindern und interessierten Firmen zu ver-
mitteln, Firmen und Erfinder in allen während des 
Innovationsprozesses bis zur Markteinführung auf-
tretenden Fragen zu beraten. 

Neben der BITT Schleswig-Holstein sind die Tech-
nikzentren in Lübeck und Flensburg, das Techno-
logie- und Gewerbezentrum in Eutin sowie die 
Technologiebeauftragten an  den Fachhochschulen 
und das neu geschaffene CIM-Technologie-Trans-
ferzentrum an  der Fachhochschule Kiel Teile eines 
Netzwerkes für den Technologietransfer, mit dem 
der Einsatz der neuen Techniken in Schleswig-
Holstein beschleunigt werden soll und ein wirksa-
mer Technologietransfer-Prozeß neu gestaltet 
wird. Im Bereich der Informa tions- und Kommuni-
kationstechnik hat der neu gegründete Verein In

-

Kom e. V. es sich zum Ziel gesetzt, kleine und mitt-
lere Unternehmen zu beraten und bei der Einfüh-
rung dieser Techniken zu unterstützen. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan-
des 
Die Landesregierung Schleswig-Holstein ist wei-
terhin darum bemüht, in Verhandlungen mit der 
Wirtschaft, dem Bund, den anderen norddeutschen 
Ländern und den überregionalen Wissenschaftsor-
ganisationen neue Forschungsinstitutionen in 
Schleswig-Holstein anzusiedeln und bestehende 
auszubauen. Als ein Beispiel für erfolgreiche Be-
mühungen um die Verbesserung der technologi-
schen Infrastruktur ist die CEM-GmbH Neumün-
ster zu nennen. Hier wird eine leistungsfähige und 
international anerkannte Forschungs- und Trans-
ferkapazität im Bereich der Mikroverbindungs-
technik aufgebaut, die einen Beitrag zur Verbesse-
rung des JESSI-Forschungsinstitutes ISIT leisten 
kann und Bestandteil eines umfassenden Koopera-
tionsnetzes von Wissenschaft und Wirtschaft wer-
den soll. 
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Teil IV 

Internationale und innerdeutsche Forschungs- und Technologiepolitik — 
Internationale  Organisationen und Forschungseinrichtungen mit Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland 

1. Einführung 

Ergebnisse von Wissenschaft, Forschung und Technik 
sind weltweites Gemeingut geworden. Wissenschaft-
liche und technologische Spitzenleistungen sind zu-
gleich eine wichtige Voraussetzung für Wirtschafts-
kraft und industrielle Wettbewerbsfähigkeit eines 
Landes. 

Die Bundesrepublik Deutschland engagiert sich da-
her — sowohl auf staatlicher Ebene als auch auf der 
von Unternehmen und Forschungseinrichtungen — in 
der zunehmenden internationalen Zusammenarbeit 
nach dem Maß ihrer großen wissenschaftlichen Tradi-
tion und ihrer Wirtschaftskraft. Austausch und ge-
meinsame Erarbeitung von neuem Wissen, Koopera-
tion bei aufwendigen Forschungs- und Technologie-
projekten sind heute Gegenstand vielfältiger zwi-
schenstaatlicher Beziehungen und entsprechender 
Abmachungen. Die Bundesregierung und ihr zuge-
ordnete Forschungsstellen haben mit Partnern in ca. 
50 Staaten Abkommen oder Vereinbarungen über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit abge-
schlossen. Forschungspolitische Ziele unserer inter-
nationalen und innerdeutschen FuE-Kooperation 
sind: 

(1) Vertiefung der Forschungskooperation innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft und mit den an-
deren westeuropäischen Ländern; 

(2) Stärkung der transatlantischen Kooperation; 

(3) Ausbau der wissenschaftlich-technischen Bezie-
hungen zu den Ländern der Dritten Welt, insbe-
sondere zu den sogenannten Schwellenländern; 

(4) Nutzung der Chancen zur Forschungskooperation 
mit den RGW-Staaten in Mittel- und Osteuropa. 

Über den naheliegenden Nutzen für Wissenschaft und 
technischen Fortschritt hinaus erhofft sich die Bundes-
regierung aus der FuE-Zusammenarbeit wichtige Bei-
träge für 

— die weitere wirtschaftliche und politische Integra-
tion Europas; 

— den notwendigen und von beiden Seiten ge-
wünschten transatlantischen Zusammenhalt; 

— die Sicherung des freien Austauschs wissenschaft-
licher Ideen, Kenntnisse und Erfahrungen; 

— die Zurückdrängung protektionistischer Tenden-
zen in der Weltwirtschaft; 

— die Lösung der existentiellen Probleme der Dritten 
Welt; 

— den Brückenschlag zu den RGW-Staaten in Mittel-
und Osteuropa; 

— die Stärkung der gemeinsamen Verantwortung im 
Hinblick auf das ökologische Gleichgewicht der 
Erde und schließlich 

— das Entstehen gemeinsamer und verbindender 
Zielvorstellungen durch gemeinsam erarbeitetes 
Wissen. 

Die zusammengefaßte Darstellung der internationa-
len Organisationen, Forschungseinrichtungen und 
Aktivitäten, an denen die Bundesrepublik Deutsch-
land beteiligt ist, folgt der Unterscheidung in 

— Internationale Organisationen 
Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied zahl-
reicher internationaler Organisationen, deren Auf-
gabe es ist, die politische, wirtschaftliche, wissen-
schaftlich-technische oder kulturelle Zusammen-
arbeit besonders in Westeuropa oder weltweit — 
etwa als Sonderorganisation der Vereinten Natio-
nen — zu fördern oder zu koordinieren. Ein mehr 
oder weniger großer Teil der Arbeit und der Mittel 
dieser Organisationen ist der Zusammenarbeit in 
Forschung und Technologie gewidmet, die im fol-
genden kurz skizziert wird. 

— Internationale Forschungseinrichtungen 
Neben internationalen Organisationen, die einen 
Teil ihrer Aktivitäten Forschung und Technologie 
widmen, gibt es eine Reihe von internationalen 
Einrichtungen, deren Hauptaufgabe die interna-
tionale Forschungskooperation ist. Hierbei handelt 
es sich überwiegend um europäische Einrichtun-
gen, an denen ein jeweils unterschiedlicher Kreis 
westeuropäischer Länder beteiligt ist. Anlaß für 
die Gründung dieser Einrichtungen war meistens 
der Bedarf an einem wissenschaftlichen Großge-
rät, dessen Bau und Bet rieb die haushaltsmäßigen 
Möglichkeiten eines einzelnen Landes überstei-
gen würde und das durch die Wissenschaftler 
eines Landes nicht optimal ausgelastet werden 
könnte. Typische Beispiele hierfür sind Hochener-
giebeschleuniger (bei CERN), Spiegelteleskope 
(bei ESO), Höchstflußreaktoren (bei ILL), Syn-
chrotronstrahlungsanlagen (bei ESRF), Windka-
näle (bei DNW, ETW). 
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— Sonstige internationale Zusammenarbeit 
In diesem Abschnitt sind forschungsbezogene in-
ternationale Programme oder Aktivitäten zusam-
mengefaßt, die durch zwischenstaatliche Verein-
barungen zustande gekommen sind. Die Koordi-
nierung der Zusammenarbeit obliegt internationa-
len Gremien, manchmal unterstützt durch ein ge-
meinsames Sekretariat der beteiligten Staaten. Als 
wichtigstes Ereignis in diesem Bereich während 
des Berichtszeitraums ist die EUREKA-Initiative zu 
nennen. 

— Bilaterale Zusammenarbeit. 

Stellenwert und Dimension der Einbindung der Bun-
desrepublik Deutschland in die interna tionale Zusam-
menarbeit sind vor allem durch folgendes gekenn-
zeichnet: 

— Für die internationale Zusammenarbeit in For-
schung und Technologie ebenso wie für die Aus-
richtung der nationalen Forschungspolitik der 
Bundesrepublik hat die Zusammenarbeit im Rah-
men der Europäischen Gemeinschaft eine überra-
gende Bedeutung. Die Finanzmittel, die die Euro-
päische Gemeinschaft zur Förderung von wissen-
schaftlicher Forschung und technologischer Ent-
wicklung zur Verfügung hat, sind beachtlich und 
haben im Berichtszeitraum weiter zugenommen. 
Mit der Verabschiedung des neuen Rahmenpro-
gramms Forschung und technologische Entwick-
lung 1990 bis 1994 ist sichergestellt, daß die ge-
meinschaftliche Forschungsförderung weiter aus-
gebaut werden kann. 

Die Bedeutung der Forschungszusammenarbeit 
für ein gemeinsames Europa geht dabei weit über 
das durch die reinen Finanzzahlen markierte Ge-
wicht hinaus. Diese sind — trotz beachtlicher abso-
luter Höhe und steigender Tendenz — in Rela tion 
zum Gesamthaushalt der EG oder zu den For-
schungshaushalten der Mitgliedstaaten eher noch 
gering. Die Forschungszusammenarbeit im Rah-
men der Europäischen Gemeinschaft leistet aber 
wichtige Beiträge zur Verwirklichung des europäi-
schen Binnenmarktes. Sie fördert über den Ausbau 
der wissenschaftlichen Infrastruktur auch den in-
neren Zusammenhalt der Gemeinschaft und trägt 
zu einer Koordinierung der nationalen For-
schungspolitiken bei. Sie hat damit eigenständige 
Bedeutung für die europäische Integra tion. Dies 
wird durch einen eigenen Abschnitt zur For-
schungspolitik im EWG-Vertrag unterstrichen, der 
im Juni 1987 mit der Einheitlichen Europäischen 
Akte in Kraft getreten war und seitdem die recht-
liche Grundlage der gemeinsamen Forschungspo-
litik ist. 

— In Weltraumforschung und -technologie spielt für 
die Bundesrepublik Deutschland die Beteiligung 
an der Europäischen Weltraumorganisation ESA 
eine entscheidende Rolle. Weltraumforschung und 
-technologie erfordern technische Großgeräte und 
komplexe Programme, die nur in internationaler 
Kooperation realisie rt  werden können. Auch im 
Berichtszeitraum war die Politik der Bundesregie-
rung darauf gerichtet, die deutschen Raumfahrtin-

teressen überwiegend im Rahmen der ESA zu ver-
folgen. Diese Politik, die 1989 auf eine 25 Jahre 
erfolgreiche Zusammenarbeit zurückblickte, ist 
ein positives Beispiel europäischer technisch-wis-
senschaftlicher Kooperation. 

Der langfristige europäische Weltraumplan bis 
zum Jahre 2000, den der ESA-Rat auf Minister-
ebene im November 1987 in Den Haag als Orien-
tierungsrahmen verabschiedet hatte, ist in sich ko-
härent und zielt auf europäische Autonomie, d. h. 
auf Leistungs-, Wettbewerbs- und Partnerschafts-
fähigkeit. Schwerpunkte der deutschen Beteili-
gung an der ESA sind der Aufbau und die Nutzung 
der europäischen Raumfahrtinfrastruktur, die Eu-
ropa die Option auf Eigenständigkeit in der be-
mannten Raumfahrt eröffnet. Gleichzeitig wurde 
mit der Unterzeichnung des multilateralen Regie-
rungsübereinkommens über die Errichtung der In-
ternationalen Raumstation am 29. September 1988 
in Washington die europäische Bereitschaft zur 
Partnerschaft mit den USA unterstrichen. Damit 
knüpft Europa an eine Zusammenarbeit an, die 
sich vor allem beim Projekt SPACELAB bereits 
bewährt hat. Im Verlauf des Jahres 1989 konnte 
die von der ESA entwickelte Europa-Rakete 
Ariane ihren Erfolgskurs fortsetzen und ihre Posi-
tion als Weltmarktführer bei kommerziellen Satel-
litenstarts weiter festigen. Zum Jahresende konnte 
auf eine Serie von insgesamt 16 erfolgreichen 
Starts zurückgeblickt werden. Ende 1989 wurde 
zwischen ESA und der Sowjetunion ein neues Ab-
kommen über die Zusammenarbeit in der Welt-
raumforschung abgeschlossen. Auf dieser Grund-
lage soll zwischen beiden Seiten in den nächsten 
Jahren die Kooperation verstärkt werden. Haupt-
partner der ESA bei der internationalen Zusam-
menarbeit wird jedoch auch künftig die USA blei-
ben, mit einem Schwergewicht der Kooperation 
beim gemeinsamen Aufbau der Internationalen 
Raumstation. 

— Die naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 
an Großgeräten ist ebenfa lls schon seit vielen Jah-
ren in vielfältiger Weise europäisch organisiert. 
Diese Forschungseinrichtungen haben nicht nur 
exzellente Wissenschaftler aus Europa, sondern 
aus allen Ländern der Welt angezogen. Europa hat 
dadurch seine führende Stellung auf vielen Gebie-
ten der naturwissenschaftlichen Grundlagenfor-
schung erhalten oder weiter ausbauen können. Ein 
hervorragendes Beispiel hierfür ist das Europäi-
sche Laboratorium für Elementarteilchenphysik 
CERN in Genf, dessen Elektron-Positron-Spei-
cherring LEP im August 1989 den Experimentier-
betrieb aufnahm (vgl. Teil II, Kapitel 2.2). 

In den letzten Jahren hat sich ein jeweils unter-
schiedlicher Kreis europäischer Länder über den 
Bau von zwei weiteren europäischen Forschungs-
einrichtungen verständigt: Die Synchrotronstrah-
lungsanlage ESRF in Grenoble und den Europäi-
schen Transschall-Windkanal ETW in Köln. 

— EUREKA, das auf eine deutsch-französische Ini tia-
tive aus dem Frühjahr 1985 zurückgeht und inner-
halb weniger Monate bis zur Ministerkonferenz in 
Hannover im November des gleichen Jahres zu 
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einem neuartigen zwischenstaatlichen Rahmen für 
grenzüberschreitende Projektzusammenarbeit ge-
führt hatte, ist inzwischen zu einem festen, aner-
kannten und unverwechselbaren Bestandteil euro-
päischer Forschungs- und Technologiepolitik ge-
worden: 

O Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen, auch unter kleinen 
und mittleren Unternehmen, sowie Forschungs-
einrichtungen der Mitgliedstaaten wurde er-
heblich ausgeweitet: annähernd 300 Projekte 
wurden gestartet, darunter etwa 100 mit deut-
scher Beteiligung. 

O Das Finanzvolumen (geschätzte Gesamtkosten) 
dieser Projekte kommt einer Summe von 
13 Mrd DM nahe. 

O EUREKA ist ein Bindeglied zwischen den bei-
den großen Wirtschaftszonen in Westeuropa; 
gleichberechtigte Mitglieder sind die 12 EG-
Staaten und die EG-Kommission sowie die 
6 EFTA-Staaten, ferner die Türkei. 

O Entscheidend ist aber letztlich nicht die Quanti-
tät, sondern die Qualität der Zusammenarbeit: 
Die Projekte tragen nicht nur zum Abbau der 
Wirtschaftsgrenzen und zum Zusammenwach-
sen national geprägter Einzelmärkte bei, son-
dern geben auch wichtige neue Impulse für eu-
ropäische Selbstbehauptung im internationalen 
Wettbewerb. 

O Möglich wurde dies vor allem durch eine neue 
Form der Zusammenarbeit, die als flexible, un-
bürokratische Ergänzung zu den Forschungs- 
und Entwicklungsprogrammen der Mitglied-
staaten und der Europäischen Gemeinschaften 
begann, mittlerweile aber ihren eigenen for-
schungspolitischen Stellenwert erlangt hat und 
auf jene Programme anregend zurückwirkt. 

— Neben der Zusammenarbeit im Rahmen von inter-
nationalen Forschungseinrichtungen und Organi-
sationen und neben der europäischen Zusammen-
arbeit ist die bilaterale Zusammenarbeit mit west-
lich orientierten Industrieländern und einer Reihe 
von Ländern der Dritten Welt von zunehmender 
Bedeutung. Nachdem es 1986 gelungen war, 
grundsätzliche politische Probleme auszuräumen, 
hat auch der Aufbau einer wissenschaftlich-tech-
nologischen Zusammenarbeit mit der DDR und 
den osteuropäischen Ländern begonnen. 

O Unter den außereuropäischen Industrieländern 
steht die deutsch-amerikanische Zusammenar-
beit hinsichtlich Umfang und Intensität an der 
Spitze. Sie ist Ausdruck der zunehmend dichter 
werdenden Verflechtung und Arbeitsteilung in 
Wissenschaft und Technik in der westlichen 
Welt, die sich in weiten Bereichen der Grundla-
genforschung, dem grenzüberschreitenden Da-
tenfluß, den globalen Aufgaben bei der Über-
windung der Rohstoff- und Energieprobleme, 
dem Umweltschutz und der Entwicklung von 
Schlüsseltechnologien zeigt. Sie ergänzt dar-
über hinaus die engen kulturellen und wirt-
schaftlichen Beziehungen. 

O Nachdem bereits in den letzten Jahren ein ver-
stärktes Interesse der osteuropäischen Länder 
an der wissenschaftlich-technischen Koopera-
tion mit der Bundesrepublik Deutschland sicht-
bar wurde, begrüßt und unterstützt die Bundes-
regierung nunmehr nachdrücklich die mit dem 
Reformprozeß in Osteuropa möglich gewordene 
neue Dimension der Zusammenarbeit. 

Das beherrschende politische Ereignis des Be-
richtszeitraumes ist die Chance zur Wiederher-
stellung der deutschen Einheit, die der Reform-
prozeß in Osteuropa eröffnet hat. Die Bundesre-
gierung strebt eine organische Entwicklung 
beim Zusammenwachsen der deutschen Staa-
ten an und hat zur Vorbereitung der notwendi-
gen Schritte einen Kabinettausschuß „Deutsche 
Einheit" eingesetzt. Auch im Bereich Forschung 
und Technologie bewegen sich die Dinge sehr 
schnell und befinden sich zum Redaktions-
schluß noch voll im Fluß. 

O In einer verstärkten wissenschaftlich-techni-
schen Kooperation mit Ländern der Dritten Welt 
sieht die Bundesregierung eine wich tige 
Chance, zur schnelleren Entwicklung und Stei-
gerung der Leistungsfähigkeit dieser Länder 
beizutragen. 

2. Internationale Organisationen 

2.1 Europäische Gemeinschaften (EWG, EGKS, 
EURATOM), Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Rue de la Loi 200, 
B-1049 Brüssel 

Mit der am 1. Juli 1987 in Kraft getretenen Einheitli-
chen Europäischen Akte ist eine spezifische Rechts-
grundlage für die Forschungspolitik der Europäischen 
Gemeinschaft geschaffen worden. Der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft 
(EWG-Vertrag) wurde um die Artikel 130 f — 130 q 
über Forschung und technologische Entwicklung er-
gänzt. 

Aufgaben 

Erklärtes Ziel der Forschungs- und Technologiepolitik 
der Gemeinschaft ist die Stärkung der wissenschaftli-
chen und technischen Grundlagen der europäischen 
Industrie und die Förderung der Entwicklung ihrer 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit, nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Bin-
nenmarktes. Sie dient weiter der Unterstützung ande-
rer Gemeinschaftspolitiken, wie beispielsweise der 
Energiepolitik, der Umweltpolitik oder der Regional-
entwicklungspolitik. 

Daneben gilt der Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Atomgemeinschaft (EURATOM-Vertrag), der 
speziell die Förderung der friedlichen Entwicklung 
und Anwendung der Kernenergie in der Gemein-
schaft zum Ziel hat, unverändert fort. Schließlich be-
treibt die Gemeinschaft weiterhin technische For-
schung im Bereich von Bergbau und Stahlerzeugung 
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auf der Grundlage von Art. 55 des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS-Vertrag). 

Inhaltlich müssen die Maßnahmen der Gemeinschaft 
die von den Mitgliedstaaten durchgeführten Maßnah-
men ergänzen. 

Die Gemeinschaft bedient sich zur Durchführung ih-
rer Forschungspolitik hauptsächlich folgender Mit-
tel: 

— der „indirekten Aktion", d. h. finanzielle Förde-
rung von Forschungsvorhaben von Unternehmen, 
Forschungseinrichtungen und Hochschulen der 
Mitgliedstaaten 

— der „konzertierten Aktion", d. h. Koordinierung 
der Forschung der Mitgliedstaaten in einzelnen 
Bereichen 

— der „direkten Aktion", d. h. Durchführung von For-
schungsvorhaben in den 4 Anstalten der Gemein-
samen Forschungsstelle (GFS) selbst. 

Struktur und Haushalt 

Das wichtigste Planungsinstrument für die For-
schungs- und Technologiepolitik ist das vom Rat der 
Gemeinschaft — in der Zusammensetzung der für die 
Forschung zuständigen Minister der 12 Mitgliedstaa-
ten — auf Vorschlag der Kommission und nach Stel-
lungnahme des Europäischen Parlaments einstimmig 
zu beschließende Mehrjahres-Rahmenprogramm. 
Das Rahmenprogramm legt u. a. die Grundzüge der 
geplanten Aktionen sowie eine Obergrenze für deren 
Finanzausstattung fest. Anhand der Vorgaben des 
Rahmenprogramms beschließt der Rat auf Vorschlag 

der Kommission und in Zusammenarbeit mit dem Eu-
ropäischen Parlament mit qualifizierter Mehrheit, wo-
bei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Maßgabe 
des Art. 148 EWG-Vertrags gewichtet werden, spezi-
fische Programme, welche die Einzelheiten der ge-
planten Förderung regeln. Erst diese spezifischen Pro-
gramme bilden die Rechtsgrundlage für die der Korn-
mission obliegende Programmdurchführung und die 
in ihrer Verantwortung erfolgende Vergabe von Pro-
jektfördermitteln. Dabei geht es vor allem darum, 

— Projekte auszuwählen, die für die Forschung und 
technologische Entwicklung in Europa von strate-
gischer Bedeutung sind und 

— durch Förderung der technologisch weniger ent-
wickelten Regionen den Zusammenhalt in Europa 
zu stärken. 

Diese Ziele der gemeinschaftlichen Forschungspolitik 
sind wichtige Bausteine bei der Verwirklichung des 
Binnenmarktes. Von nicht zu unterschätzender Be-
deutung auf dem Weg zum Binnenmarkt ist ferner der 
Umstand, daß Projekte im Rahmen der EG-For-
schungsprogramme von Projektteilnehmern aus meh-
reren EG-Mitgliedstaaten durchgeführt werden müs-
sen. 

Auch die frühzeitige entwicklungsbegleitende Nor-
mung spielt eine hervorragende Rolle bei der Vollen-
dung des Binnenmarktes für Hochtechnologiegüter. 
Ihr wird in allen industrieorientierten Forschungs-
programmen der EG Rechnung getragen. 

Zu dem derzeit geltenden Rahmenprogramm 1987 —
1991 zeigt die nachfolgende Übersicht die Verteilung 
der Finanzmittel auf die einzelnen Aktionslinien, nach 
denen die spezifischen Programme festgelegt wer-
den: 
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FuE -Rahmenprogramm 1987 - 1991 
in Mio ECU 1  

Bereich Lebensqualität  479 
(Gesundheit, Strahlenschutz, Umwelt) 

Bereich Auf dem Wege zu einem großen Informations- und Kommunikationsmarkt und einer infor-  2 465 
mierten und kommunizierenden Gesellschaft 
(Informationstechnologien, Telekommunikation, neue Dienstleistungen von gemeinsamem In-
teresse einschließlich Verkehrswesen) 

Bereich Industrielle Modernisierung  989 
(Wissenschaft und Technologie für die Verarbeitungsindustrie, für fortgeschrittene Werkstoffe; 
Rohstoffe und Wiederverwertung, technische Normen, Meßmethoden und Referenzmateria-
lien) 

Bereich Nutzung der biologischen Ressourcen  310 
(Biotechnologie, agroindustrielle Technologie, Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und 
Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Ressourcen) 

Bereich Energie  1 752 
(Kernspaltung: nukleare Sicherheit, kontrollierte thermonukleare Fusion, nichtnukleare Energie 
und rationelle Energienutzung) 

Bereich Wissenschaft und Technik im Dienste der Entwicklung  80 
Bereich Nutzung des Meeresbodens und der Meeresressourcen  80 

(Meereswissenschaften und -technologie, Fischerei) 
Bereich Verbesserung der W/T-Zusammenarbeit in Europa  325 

(Stimulierung, Valorisierung und Einsatz des menschlichen Potentials, Nutzung großer For-
schungseinrichtungen, Vorausschau sowie andere stützende Maßnahmen, Verbreitung und Nut-
zung der Ergebnisse der wissenschaftlichen und technischen Forschung) 

insgesamt:  6 480 2  

1  1 ECU = 2,03 DM (Stand 2. Januar 1990) 
2  Die Summe von 6 480 Mio ECU enthält 1 084 Mio ECU an Mitteln für bereits unter dem Rahmenprogramm 1984 —1987 beschlos-

sene und in Angriff genommene Forschungsprogramme. 
Damit verbleiben an neuen Programmitteln 5 396 Mio ECU. Von diesen dürfen 16% erst nach 1991 gebunden und verwendet 
werden. Hiernach stehen der Gemeinschaft im Zeitraum 1987-1991 durchschnittlich etwa 1,123 Mrd ECU pro Jahr für Zwecke 
der Forschungsförderung und Eigenforschung zur Verfügung. 

Quelle: BMFT 

Bis August 1989 hat der Rat 96,2 % der Mittel des 
Rahmenprogramms durch Beschlüsse über spezifi-
sche Forschungsprogramme gebunden. Auch die Tä-
tigkeiten der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS), 
einer rechtlich nicht selbständigen Einrichtung der 
EG-Kommission mit Anstalten in Ispra (Italien), Karls-
ruhe (Deutschland), Geel (Belgien) und Petten (Nie-
derlande), werden durch ein spezifisches Programm 
festgelegt. Der Generaldirektor der GFS mit Sitz in 
Brüssel ist der Kommission für die Programmdurch-
führung verantwortlich und gegenüber den einzelnen 
Anstalten weisungsberechtigt. Der Kommissionsvor-
schlag für das Mehrjahresprogramm 1988-1991 sieht 
vor, daß die GFS zur Ausführung des Rahmenpro-
gramms hauptsächlich durch Forschungsarbeiten auf 
den Gebieten Kernspaltung und nukleare Sicherheit, 
Umwelt, technische Normen, Meßmethoden und Re-
ferenzmaterialien, fortgeschrittene Werkstoffe und 
Kernfusion beiträgt. 

Die endgültige Verwendung der in den Beschlüssen 
für spezifische Programme veranschlagten Finanzmit-
tel steht unter dem Vorbehalt, daß der zur Programm-
durchführung jeweils erforderliche Betrag in den jähr-
lichen Haushaltsplan der Gemeinschaft eingesetzt 

wird, den die am Haushaltsverfahren beteiligten Insti-
tutionen (EG-Kommission, Rat/Finanzminister, Euro-
päisches Parlament) unter Berücksichtigung der ge-
nerellen Finanzsituation der Gemeinschaft erstellen. 

In den letzten Jahren hatte der Gemeinschaftshaus-
halt für den Bereich der Forschung und technologi-
schen Entwicklung jeweils folgendes Volumen: 

Ausgaben in Mio ECU 
Ist Soll 

1990 1987 1988 1989 

727  967  1 145 1 346 

darunter: GFS   196  223  225 222 

Personalbestand 
GFS   2 260  2 180  2 180 1 ) 2 180 1 ) 

1 ) Planstellen 
Quelle: BMFT 

Zum Vergleich: Insgesamt hat der Haushaltsplan 
1989 der EG ein Volumen von rd. 44 Mrd ECU. 
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Hervorzuhebendes Ereignis im Berichtszeitraum war 
die grundsätzliche politische Einigung über die Fort-
schreibung des FuE-Rahmenprogramms für die Jahre 
1990-1994. Diese Einigung auf der Tagung des Rates 
(Forschung) am 15. und 16. 12. 1989 sieht vor, daß die 
Gemeinschaft für ihre Forschungspolitik in den Jah-
ren 1990-1994 zusätzlich zu den Mitteln des lauf en-
den  Rahmenprogramms 1987-1991 Mittel in Höhe 
von 5,7 Mrd ECU zur Verfügung stellt. Von diesem 
Betrag entfallen 2,5 Mrd ECU auf die Jahre 1990-
1992, 3,2 Mrd ECU auf die Jahre 1993 und 1994. 

Forschungsschwerpunkte im Rahmen dieses Pro-
gramms sind die Bereiche Informations- und Kommu-
nikationstechnologie (ca. 2,2 Mrd ECU), indust rielle 
und Werkstofftechnologie (ca. 0,9 Mrd ECU), Umwelt, 
Biowissenschaften und -technologie (ca. 1,2 Mrd 
ECU), Energie (ca. 0,8 Mrd ECU). 

Wichtiges Anliegen der Bundesregierung bei den 
Verhandlungen zum neuen Rahmenprogramm war, 
die Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
sowie von Hochschulen an der EG-Forschungsförde-
rung zu erleichtern und die Verbindung zur europäi-
schen Forschungsinitiative EUREKA zu stärken (in 
diesem Zusammenhang wird die Kommission dem Rat 
eine Beteiligung am EUREKA-Programm JESSI vor-
schlagen). 

2.2 Europäische Weltraumorganisation 
(ESA = European Space Agency), 
Paris, 8-10 rue Mario Nikis, 
F-75738 Paris, Cedex 15 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritan-
nien, Irland, Italien, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Spanien, Schweden, 
Schweiz; Kanada beteiligt sich an einzel-
nen Programmen und ist sogen. Koopera-
tionsstaat, Finnland ist assoziiertes Mit-
glied 

Die Europäische Weltraumorganisation ESA ist am 
31. Mai 1975 u. a. durch den Zusammenschluß von 
Vorläufereinrichtungen gegründet worden, um die 
Zusammenarbeit europäischer Staaten zu ausschließ-
lich friedlichen Zwecken auf dem Gebiet der Welt-
raumforschung und Weltraumtechnologie sicherzu-
stellen und zu entwickeln. Alle großen weltraumtech-
nischen Programme der letzten Zeit wie die Entwick-
lung der Raketenfamilie ARIANE, des Weltraumla-
bors SPACELAB, aber auch die Beteiligung an der 
Internationalen Raumstation mit dem europäischen 
Beitrag COLUMBUS sowie die Vorbereitung für den 
Raumgleiter HERMES werden in der ESA europäisch 
organisiert und durchgeführt. Die ESA ist die größte 
europäische Forschungsorganisation. 

Aufgaben 

— Entwicklung und Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen europäischen Staaten für ausschließlich 
friedliche Zwecke auf den Gebieten 
O Weltraumforschung 
O Weltraumtechnik  

O Weltraumtechnische Anwendung 
— Ausarbeitung und Durchführung einer langfristi-

gen europäischen Weltraumpolitik 
— Ausarbeitung und Durchführung eines europäi-

schen Weltraumprogramms 
— Ausarbeitung und Durchführung einer Industrie-

politik. 

Hierzu führt die ESA durch: 
— ein wissenschaftliches Programm 
— Anwendungsprogramme in den Bereichen Mikro-

gravitation, Erdbeobachtung und Telekommuni-
kation 

— Technologieprogramme 
— Programme für Raumtransportsysteme, insbeson-

dere die Trägerprogramme ARIANE einschließlich 
ARIANE 5 (Vorbereitungsphase) und das Pro-
gramm für den Raumgleiter HERMES (Vorberei-
tungsphase) 

— Programme für orbitale Infrastruktur, insbeson-
dere das Programm COLUMBUS (Vorbereitungs-
phase) 

— im Rahmen des Allgemeinen Haushaltes die erfor

-

derlichen Basis- und Unterstützungsaktivitäten. 

Struktur und Haushalt der ESA 

Organe der Organisa tion sind der Rat und der Gene-
raldirektor. Der Rat besteht aus Vertretern der Mit-
gliedstaaten. Generaldirektor ist z. Z. mit Professor 
R. Lüst ein Deutscher. 

Die Hauptverwaltung der ESA befindet sich in Pa ris. 

Die ESA unterhält folgende Niederlassungen: 
— ESTEC, das Europäische Weltraumforschungs-

und Technologiezentrum in Nordwijk (Nieder-
lande). Hier sind vor allem die technischen For-
schungs- und Testeinrichtungen der ESA angesie-
delt. 

— ESOC, das Europäische Weltraumoperationszen-
trum in Darmstadt, mit dem Satellitenkontroll- und 
Rechenzentrum sowie den Bodenstationen in Mi-
chelstadt (Odenwald), Redu (Belgien), Villafranca 
(Spanien) und Kourou (Frz.-Guayana). Darüber 
hinaus werden Bodenstationen in Pe rth (Austra-
lien), Fucino (Italien), Malindi (Kenia), Ibaraki (Ja-
pan), Maspalomas (Kanarische Inseln/Spanien) 
und Kiruna (Schweden) benutzt. ESOC ist insbe-
sondere für die Kontrolle der europäischen Satelli-
ten zuständig und wird in Zukunft als „Zentrales 
Missionskontrollzentrum" für bemannte europäi-
sche Raumfahrtmissionen dienen. 

— ESRIN in Frascati  (Italien) mit seinen wissenschaft-
lichen und technischen Informationsdiensten (IRS) 
und dem „Earthnet"-Programmbüro, das mit Emp-
fang, Vorverarbeitung, Archivierung und Vertei-
lung von Fernerderkundungs-Satellitendaten be-
traut ist. 

— EAC, das Europäische Astronautenzentrum in 
Köln, das sich noch im Aufbau befindet und die 
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Gesamtleitung und Kontrolle der europäischen 
Astronautenausbildung übernehmen und „home 
basis" des europäischen Astronautencorps sein 
wird. Die ersten Mitarbeiter haben in dieser zwei-
ten selbständigen ESA-Niederlassung in der Bun-
desrepublik neben dem ESOC 1989 ihre Tätigkeit 
aufgenommen. 

— Die Startanlage für Trägerraketen in Kourou (Frz.-
Guayana). 

Der deutsche Anteil an den ESA-Haushalten betrug 
von 1987 —1989 im Durchschnitt jährlich zwischen 
22,7 % und 25,0 % (je nach deutscher Beteiligung an 
den Programmen). 

Ausgaben in Mio RE 
Ist Soll 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 1 052  1 294 1 740 
darunter: 

Personalausgaben .   (299)  (332) (473) 
Investitionen   153  215 291 

insgesamt   1 205  1 509 2 031 

Quelle: BMFT 

Personal 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   191 203 218 
Technisches Personal . 1 166 1 241 1 330 
Verwaltungspersonal   383 407 436 

insgesamt   1 740 1 851 1 984 

Quelle: BMFT 

2.3 Internationale Atomenergie-Organisation 
(IAEO), Wagramer Straße 5, Postfach 100, 
A-1400 Wien 

Mitglieder: 113 Staaten 

Die Internationale Atomenergie-Organisation wurde 
1957 im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen 
gegründet. 

Aufgaben 

— Weltweite Zusammenarbeit in Kernforschung und 
Kerntechnik durch Veranstaltung von Fachtagun-
gen, Abstimmung von Förderungsprogrammen, 
Ausarbeitung von Richtlinien und Empfehlungen 
für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz sowie 
eine umfassende Dokumentation zu fördern 

— Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex-
perten, Stipendien, Schulungskurse und Lieferung 
von Geräten zu helfen 

— Sicherungsmaßnahmen insbesondere unter dem 
Nichtverbreitungsvertrag durchzuführen, um der 
Abzweigung von Kernmaterial für Kernwaffen 
oder sonstige Kernsprengkörper vorzubeugen. 

Die IAEO betreibt ein Laboratorium in Seibersdorf bei 
Wien und unterhält gemeinsam mit der UNESCO das 
Internationale Zentrum für Theoretische Physik in 
Triest sowie das Internationale Laboratorium für Mee-
resradioaktivität in Monaco. 

Struktur und Haushalt 

Organe der IAEO sind die jährlich tagende General-
konferenz aller Mitgliedstaaten, der 35 Mitglieder 
umfassende Gouverneursrat sowie der Generaldi-
rektor. Die Bundesrepublik Deutschland ist seit 1972 
ständig im Gouverneursrat vertreten und hatte im 
Jahr 1987/88 den Vorsitz inne. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich inten-
siv an den Arbeiten der IAEO. Neben ihrem Anteil am 
IAEO-Haushalt und am Technische-Hilfe-Fonds der 
Organisation stellt sie zusätzliche Mittel zur Verfü-
gung, die sich auf die Bereiche Technische Hilfe, Si-
cherungsmaßnahmen und Reaktorsicherheit konzen-
trieren. 

Der Anteil der Bundesrepublik Deutschland am 
IAEO-Haushalt beträgt 8,297 % (1990). 

Haushalt 
(in Mio US-$) 

Ist Soll 
1990 1988 1989 

158  158 163 

Personal 1988 1989 1990 

1714  1739 1749 

Quelle: BMFT 

2.4 Nordatlantikpakt-Organisation (NATO), 
Boulevard Léopold III, 

B-1110 Brüssel 

Mitglieder: 16 Staaten in Europa und Nordamerika 

Aufgaben 

Neben der militärischen und politischen Verteidigung 
der Bündnisstaaten fördert die NATO als dritte Di-
mension die Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Umweltfragen. 

Struktur und Haushalt 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mitglied-
staaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilungen, dar-
unter die Wissenschaftsabteilung, die von einem Bei-
geordneten Generalsekretär geleitet wird. Die 
Gruppe für Verteidigungsforschung untersteht im 
Rahmen der Abteilung für Verteidigungsunterstüt-
zung einem anderen Beigeordneten Generalsekre-
tär. 
— Wissenschaftsausschuß (Science Committee): 

nichtmilitärische wissenschaftliche Programme 
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einschließlich Stipendien, Seminare und For-
schungsbeihilfen 

— Umweltausschuß (Committee on the Challenges of 
Modern Society = CCMS) : Studien zu Umweltpro-
blemen, Folge-Verfahren zur Umsetzung der Er-
gebnisse der Studien in die Praxis, Kolloquien und 
Seminare 

— Gruppe für Verteidigungsforschung (Defence Re-
search Group = DRG) : Informationsaustausch und 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten der Technik 
und Naturwissenschaften, die für die Verteidigung 
relevant sind. 

Ausgaben für die Aktivitäten des Wissenschaftsaus-
schusses (WA), des Umweltausschusses (CCMS) so-
wie der Gruppe für Verteidigungsforschung (DRG) 
werden im NATO-Zivilhaushalt veranschlagt, den die 
Bundesrepublik Deutschland zu 15,54 % aus dem 
Bundeshaushalt mitfinanziert. 

Ausgaben l) (für WA, CCMS und DRG) 
im NATO-Zivilhaushalt 

Ist Soll 
Mio bfr. - 

1987 1988 1989 1990 

WA   867,1 878,4 932,5 1 002,7 
CCMS   4,5 4,7 4,9 5,1 
DRG   1,6 2,0 2,1 2,2 

insgesamt . 873,2 885,1 939,5 1 010,0 

1 ) Der Deutsche Beitragsanteil an den o. g. Ansätzen beträgt 
15,54% 

Quelle: BMVg 

2.5 Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), 
2 rue Andre Pascal, F-75775 Paris, Cedex 16 

Mitglieder: 24 Staaten (Westeuropa, Nordamerika, 
Australien, Japan, Neuseeland) 

Hauptaufgabe der OECD ist es, zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten beizutragen. Zu die-
sem Zweck fördern die Mitglieder u. a. auf wissen-
schaftlichem und technischem Gebiet die Entwick-
lung ihrer Ressourcen und die Forschung. 

Das Direktorat für Wissenschaft, Technologie und In-
dustrie des OECD-Sekretariats befaßt sich mit Infor-
mationsaustausch, Studien wissenschaftspolitischen 
Charakters und mit der Koordinierung in ausgewähl-
ten Bereichen. Das Arbeitsprogramm wird in den Aus-
schüssen für Wissenschafts- und Technologiepolitik 
(CSTP) und für Informations-, Computer- und Kom-
munikationspolitik (CICCP) abgestimmt. Dem Direk-
torat standen für 1989 78 und stehen für 1990 79 Stel-
len zur Verfügung; der deutsche Beitragsanteil be-
trägt etwa 9 %. 

Der Kernenergie-Agentur (NEA) gehören außer Neu-
seeland alle OECD-Staaten an. Die NEA führt Kern-
energie-Studien durch, koordiniert in Sicherheitsfra-
gen, betreibt die NEA-Datenbank und fördert die 

technische Zusammenarbeit in ausgewählten Gebie-
ten sowie in gemeinsamen Projekten, darunter das 
Halden-Reaktorprojekt in Norwegen sowie die ge-
meinsame Nutzung der Reaktorsicherheitstestanlage 
LOFT in den USA (diese Projekte haben gesonderte 
Budgets). Der NEA stehen für 1990 rd. 62,2 Mio FF 
und 83 Stellen zur Verfügung. Für die Aufstellung von 
Budget und Programm ist der Direktionsausschuß zu-
ständig, der entsprechende Empfehlungen dem 
OECD-Rat vorlegt. 

Der Internationalen Energie-Agentur (IEA) gehören 
21 OECD-Staaten (alle außer Frankreich, Finnland 
und Island) an. 

Hauptaufgabe der IEA ist es, die Importabhängigkeit 
von Öl u. a. durch die Schaffung eines Krisenmecha-
nismus und langfristige Zusammenarbeit zur Ent-
wicklung von Ersatzenergiequellen zu vermindern. 
Das Komitee für Energieforschung und -entwicklung 
(CRD) koordiniert zahlreiche gemeinsame FuE-Arbei-
ten im nichtnuklearen Bereich. 

Das 1962 gegründete OECD-Entwicklungszentrum 
(„OECD-Development Centre") erarbeitet Studien zu 
grundlegenden Fragen entwicklungspolitischer Be-
deutung. Es führt seine Forschungsarbeiten primär im 
Interesse der OECD-Mitgliedstaaten durch. Die Inter-
dependenz der Probleme von Indust rie- und Entwick-
lungsländern bedeutet aber, daß auch Themen bear-
beitet werden, die von seiten der Entwicklungsländer 
als wichtig erachtet werden. Die gegenwärtigen 
Schwerpunkte der Arbeit sind einmal die Forschungs-
tätigkeit selbst, zum anderen die Herstellung interna-
tionaler Kontakte und der Politikdialog. Im Rahmen 
der Forschungsaktivitäten beschäftigt sich das Ent-
wicklungszentrum mit Aspekten des internationalen 
Handels, der Finanz- und Währungspolitik, der Wis-
senschaft und Technologie u. a. m. Das Zentrum ver-
fügt über 25 wissenschaftliche Mitarbeiter, seine Fi-
nanzierung erfolgt aus dem OECD-Haushalt (1989 rd. 
37,0 Mio FF, 1990 rd. 40 Mio FF) sowie aus freiwilligen 
Sonderzuwendungen verschiedener Mitgliedsländer 
für ausgewählte Themen. 

2.6 Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), 
7 Place de Fontenoy, 
F-75700 Paris 

Mitglieder: 158 Staaten 

Aufgaben 

Hauptaufgaben der UNESCO sind: Förderung des Er-
ziehungswesens, der Wissenschaft, der Kultur, der 
Kommunikation und der Sozialwissenschaften, Bil-
dungs- und Wissenschaftshilfe für Entwicklungs-
länder, Erhaltung und Bewahrung des Natur- und 
Kunsterbes der Welt. 

Schwerpunkte in den wissenschaftlichen Bereichen: 

— Studien zur Rolle und Entwicklung von Wissen-
schaft und Technologie, Verbreitung von Informa-
tionen zur Wissenschaftsplanung und -politik 
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— Informationssysteme und -dienste (Allgemeines 
Informationsprogramm — PGI und UNISIST) 

— Informationstechnologien (Intergovernmental In-
formatics Programme — IIP) 

— Förderung der grundlagen- und anwendungs-
orientierten Wissenschaften in ausgewählten Ge-
bieten 

— Ökologie, vor allem das Programm „Man and the 
Biosphere" (MAB) 

— Geologie, vor allem das „International Geological 
Correlation Programme" (IGCP) 

— Hydrologie, vor allem das „International Hydro-
logical Programme" (IHP) 

— Ozeanographie, vor allem durch die „International 
Oceanographic Commission" (IOC) 

— Kommunikationswissenschaften. 

Die 24. Generalkonferenz hat 1987 in Pa ris eine Pro-
grammplanung verabschiedet, in der interdisziplinär 
die Aufgaben zusammengefaßt sind, die sich die 
UNESCO bis 1989 stellt. 

Struktur und Haushalt 

Organe sind die Generalkonferenz (Mitgliederver-
sammlung), der Exekutivrat mit 51 Mitgliedern (dar-
unter die Bundesrepublik Deutschland) und der Ge-
neraldirektor. 

Die fachliche Beratung der Programme erfolgt durch 
wissenschaftliche Ausschüsse und zwischenstaatliche 
oder internationale Räte. 

Ausgaben für wichtige Programme 
aus dem regulären Budget der UNESCO 

Ausgaben in Mio US-$ 1984-85 1986-87 1988-89') 

Der Mensch und die 
Biosphäre (MAB)   9,005 9,530 7,951 
Internationales Geo- 
logisches Programm 
(IGCP)   4,243 3,002 3,026 
Internationales Hydro- 
logisches Programm 
(IHP)   5,301 6,600 5,374 
Zwischenstaatliche 
Ozeanographische 
Kommission (IOC) und 
sonstige Meeresfor- 
schung   10,735 7,988 7,449 
Allgemeines Informa- 
tionsprogramm ein- 
schließlich UNISIST 
(PGI)   12,194 9,265 10,117 

1) Haushaltsentwurf 
Quelle: AA 

3. Internationale Forschungseinrichtungen 

3.1 Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN), CH-1211 Genf 23 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe-
den, Schweiz, Spanien 

Aufgaben 

— Untersuchung der elementaren Bausteine der Ma-
terie mit Hilfe von Elementarteilchenbeschleuni-
gern 

— Kernphysik 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Hochenergiephysik 

— Betrieb des großen Elektron-Positron-Speicher-
rings (LEP), der 1989 eingeweiht worden ist und 
bereits erste wesentliche Entdeckungen ermög-
licht hat. 

Struktur und Haushalt 

Der CERN-Rat, dem je zwei Vertreter jedes Mitglied-
staates angehören, beschließt das Forschungspro-
gramm und den Haushalt. CERN wird z. Z. von dem 
italienischen Nobelpreisträger C. Rubbia geleitet. 

Neben rd. 3 350 Mitarbeitern sind am CERN noch 
etwa 5 600 Gastwissenschaftler und rd. 130 Stipendia-
ten tätig. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rd. 25 %. 

Ausgaben in Mio sfr. 
Ist Soll 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 519  541 568 
darunter: 

Personalausgaben .   (379)  (395) (408) 
Investitionen   270  256 241 

insgesamt   789  797 809 

Personal 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   871 866 857 
Technisches Personal . 2 013 1 922 1 848 
Verwaltungspersonal   575 584 572 

insgesamt   3 459 3 372 3 277 

Quelle: BMFT 
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3.2 Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung in der Südlichen Hemisphäre (ESO), 
Karl-Schwarzschild-Straße 2, 8046 Garching 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Nieder-
lande, Schweden, Schweiz 

Aufgaben 

— Bau und Betrieb von optischen Teleskopen auf der 
südlichen Halbkugel 

— Entwicklung neuer Teleskope (New Technology 
Telescope — NTT — im Bau, Very Large Telescope 
— VLT — in Vorbereitung) und Instrumente 

Im Dezember 1987 wurde beschlossen, das größte 
und modernste Teleskop der Welt, das VLT, in 
Chile zu errichten. Damit wird Europa weltweit die 
Führung in der optischen Astronomie überneh-
men. 

— Förderung der europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Astronomie 

— Betrieb der europäischen Koordinierungsstelle für 
das Weltraumteleskop. 

Struktur und Haushalt 

Der ESO-Rat, dem aus jedem Mitgliedsland je ein wis-
senschaftliches und ein administratives Mitglied an-
gehören, beschließt das Forschungsprogramm und 
den Haushalt. Die Organisation wird von einem Ge-
neraldirektor geleitet, seit 1988 von dem Holländer 
Prof. Dr. H. van der Laan. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rd. 26 %. 

Ausgaben in Mio DM 
Ist Soll 

1989 - 
1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 44  45 46 
darunter: 

Personalausgaben .   (27)  (28) (28) 1 ) 
Investitionen   11  12 28 

insgesamt   55  57 74 

1 ) ab 1989 ohne interne Steuern 

Personal 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   49 45 45 
Technisches Personal . 66 72 84 
Verwaltungspersonal   27 29 29 

insgesamt 2 )   142 146 158 

2) dazu Ortskräfte in Chile (126) 
Quelle: BMFT 

3.3 Europäische Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC) und Europäisches Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBL), Meyerhofstraße 1, 
6900 Heidelberg 

Mitglieder: 16 europäische Staaten und Israel 
(EMBC) 
13 europäische Staaten und Israel 
(EMBL) 

EMBC 

Aufgabe der EMBC ist die Förderung der europäi-
schen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der moleku-
larbiologischen Forschung, vor allem durch For-
schungsstipendien, Arbeitstagungen und Kurse. 
Oberstes Organ ist die Konferenz aus Vertretern aller 
Mitgliedstaaten. Sie beschließt den jährlichen Haus-
halt (1989: 5,5 Mio RE; deutscher Anteil: 22,17 %). Die 
Durchführung des Programms hat EMBC der privat-
rechtlichen Organisation für Molekularbiologie 
(EMBO) übertragen. Das EMBC-Abkommen wurde 
am 9. Dezember 1986 um weitere 8 Jahre bis 1996 
verlängert. 

EMBL 

Aufgaben 

— Zusammenarbeit europäischer Staaten in der bio-
logischen Grundlagenforschung 

— Entwicklung neuzeitlicher Instrumente 

— Molekularbiologische Forschung in ausgewählten 
Schwerpunktbereichen (Zellbiologie, Differenzie-
rung, biolog. Strukturen) 

— Molekularbiologische Expe rimente mit Synchro-
tronstrahlung (an der Außenstelle Hamburg bei 
DESY) und mit Neutronenstrahlen (an der Außen-
stelle Grenoble beim ILL) 

— ein neues wissenschaftliches Programm für die 
Jahre 1988-1991 mit starker Betonung auf Bio

-

computing ist verabschiedet. 

Struktur und Haushalt 

Der Rat des EMBL, dem je zwei Vertreter jedes Mit-
gliedslandes angehören, beschließt das Forschungs-
programm und den Haushalt. Das EMBL wird von 
einem Generaldirektor geleitet, z. Z. von dem Schwe-
den Prof. Philipson. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rd. 24 %. 
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Ausgaben in Mio DM 
Ist Soll 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben   46  47 51 
darunter: 

Personalausgaben   (31)  (33) (34) 
Investitionen   8  8 8 

insgesamt   54  55 59 

Personal 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   91 102 106 
Technisches Personal . 121 115 118 
Verwaltungspersonal   43 46 46 

insgesamt   255 263 270 

Quelle: BMFT 

3.4 Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL), 
Boite Postale 156, F-38042 Grenoble, Cedex 

Gesellschaft nach französischem Recht 
Gesellschafter: Kernforschungszentrum Karlsruhe 

GmbH, Centre National de la Recher-
che Scientifique, Commissa riat 
l'Energie Atomique, Science and En-
gineering Research Council 

Aufgaben 

— Betrieb des Höchstflußreaktors mit seinen Instru-
menten 

— Entwicklung und Bau neuartiger Experimentier-
einrichtungen 

— Wissenschaftliche und technische Unterstützung 
auswärtiger Gastgruppen bei Planung, Durchfüh-
rung und Auswertung ihrer Messungen 

— Förderung eigener wissenschaftlicher Aktivitä-
ten. 

Struktur und Haushalt 

Der Lenkungsausschuß des ILL, dem je 4 Vertreter aus 
der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien angehören, setzt die allgemeinen 
Richtlinien fest, überwacht die Geschäftsführung und 
beschließt Forschungsprogramme, Wirtschaftsplan 
u. a. 

Die Leitung des ILL wechselt turnusmäßig zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Großbritannien. 
Z. Z. wird das ILL von einem Engländer geleitet 
(Dr. P. Day). 

Deutscher Beitragsanteil 33 %. 

Ausgaben in Mio DM 
Ist Soll 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 230  260 265 
darunter: 

Personalausgaben .   (150)  (156) (162) 
Investitionen   48  44 37 
darunter: 

Bauten   (3)  (5) (3) 

insgesamt   278  304 302 

Personal 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   101 101 103 
Technisches Personal . 318 323 323 
Verwaltungspersonal   67 66 67 

insgesamt   486 490 493 

Quelle: BMFT 

3.5 Europäische Synchrotronstrahlungsanlage 
(ESRF = European Synchrotron Radiation 
Facility), Boîte Postale 220, 
F-38043 Grenoble Cédex 

Gesellschaft nach französischem Recht 

Mitgliedstaaten: Belgien, Bundesrepublik Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Spanien, Schweiz sowie eine 
Arbeitsgemeinschaft bestehend aus 
skandinavischen Staaten 

Aufgaben 

— Entwurf, Bau und Bet rieb der Europäischen Syn-
chrotronstrahlungsanlage 

— Bereitstellung von Synchrotronstrahlung für Wis-
senschaftler europäischer Staaten zur Forschung 
auf dem Gebiet der kondensierten Mate rie. 

Struktur und Haushalt 

Der Verwaltungsrat setzt sich aus Vertretern der Re-
gierungen der beteiligten Staaten sowie der nationa-
len Forschungseinrichtungen zusammen, die Gesell-
schafter der ESRF sind. 

Er setzt die allgemeinen Richtlinien fest, entscheidet 
wichtige Fragen der Politik der Gesellschaft, über-
wacht die Geschäftsführung und beschließt u. a. das 
wissenschaftliche Programm und den Haushalt. 

Die ESRF wird z. Z. von einem Deutschen geleitet 
(Prof. R. Haensel). 

Der derzeitige Terminplan sieht vor: 
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1988-1994 Bauphase (18 Strahlrohre) 

1994 —1997 Betrieb der ersten 18 Strahlrohre und Bau 
von weiteren 12 Strahlrohren 

ab 1998  Betrieb mit 30 Strahlrohren. 

Kosten für den Bau und Bet rieb für die Jahre 1988-
1998 nach derzeitigem Stand insgesamt rd. 3,6 Mrd FF 
(Preisstand Jan. 1987). Deutscher Anteil voraussicht-
lich 24 %. 

Ausgaben in Mio FF Ist 
1988 

Soll 
1989 

93 308 

Personal   84 153 

Quelle: BMFT 

3.6 Europäisches Hochschulinstitut (EHI), Badia 
Fiesolana, Via dei Roccettini, 5, 
I-50016 San Dominico di Fiesole (Florenz) 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Luxem-
burg, Niederlande, Spanien 

Aufgaben 

Das Europäische Hochschulinstitut (EHI) ist eine von 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 1972 
gegründete internationale Organisation. Leitende 
Gremien sind der Oberste Rat, der Präsident und der 
Akademische Rat. 

Struktur und Haushalt 

Das EHI wird von den Vertragsstaaten finanziert und 
erhält außerdem einen Zuschuß von der EG-Kommis-
sion für seinen Forschungsfonds (1989: umgerechnet 
ca. 4,97 Mio DM, 1988: ca. 3,94 Mio DM). Der Ge-
samthaushalt für 1989 beträgt umgerechnet ca. 
29,7 Mio DM (1988: ca. 25,3 Mio DM). 

Es hat vier Abteilungen: Geschichte und Kulturge-
schichte ; Wirtschaftswissenschaften; Rechtswissen-
schaften; Politikwissenschaft und Gesellschaftswis-
senschaften sowie 2 interdisziplinäre Forschergrup-
pen (Europäische Politik; Europäische Kulturfor-
schung). 

Den Stamm des Lehr- und Forschungspersonals bil-
den 38 vollzeitbeschäftigte Professoren und Assisten-
ten; hinzu kommen voll- und teilzeitbeschäftigte For-
schungsbeauftragte für einzelne Forschungsvorhaben 
sowie Gastprofessoren und externe Professoren. Fer-
ner arbeiten Forschungsstudenten (im akademischen 
Jahr 1988/89: 220 Personen) am Institut, die dort ihren 
Doktorgrad erwerben können. Sie erhalten in der Re-
gel für die ersten beiden Jahre ein Regierungsstipen-
dium aus ihrem Heimatland und im dritten Jahr ein 
Stipendium des Instituts. 

3.7 Europäisches Zentrum für mittelfristige 
Wettervorhersage (EZMW), Shinfield Park bei 
Reading (Großbritannien) 

Mitglieder: EG-Länder (außer Luxemburg); Finn-
land, Jugoslawien, Norwegen, Öster-
reich, Schweden, Schweiz, Türkei 

Die Gründung des Europäischen Zentrums für mittel-
fristige Wette rvorhersage ist das Ergebnis der euro-
päischen Zusammenarbeit im Rahmen von COST. 

Aufgaben 

— Regelmäßige Ausgabe von mittelfristigen Wetter-
vorhersagen (4 —10 Tage) 

— Verbesserung der Vorhersagetechniken durch 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 

— Fortbildung von Wissenschaftlern der nationalen 
meteorologischen Dienste 

— Aufbau und Unterhalt einer meteorologischen Da-
tenbank, die den meteorologischen Institutionen 
der Mitgliedstaaten für eigene Untersuchungen 
zur Verfügung steht. 

Struktur und Haushalt 

Das leitende Gremium des EZMW ist der Rat, dem je 
zwei Vertreter der Mitgliedstaaten angehören. Der 
Rat ernennt den Direktor, dem die Abteilungen Be-
trieb, Forschung und Verwaltung unterstehen. 

Der Rat wird unterstützt durch einen Finanzausschuß, 
einen wissenschaftlichen und einen technischen Be-
ratungsausschuß. 

Ausgaben in Mio £ 
Ist Soll 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 9,2  9,6 11,5 
darunter: 

Personalausgaben .   (5,8)  (6,3) (7,3) 
Investitionen   2,3  2,7 3,3 

insgesamt   11,5  12,3 14,8 

Deutscher Beitrag   2,073  2,258 2,64 

Quelle: BMV 

3.8 Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal 
(DNW), Voorsterweg 31, Gemeinde 
Noordoostpolder, NL-8300 AD Emmeloord 

Gesellschafter: Deutsche Forschungsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V. (DLR) 
Nationaal Lucht- en Ruimtevaartla-
boratorium (NLR) 
mit je 50 % Beteiligung 
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Aufgaben 

Betrieb und Weiterentwicklung des größten und mo-
dernsten Niedergeschwindigkeitswindkanals Euro-
pas. Für die europäische Luftfahrtindustrie und wei-
tere Interessenten werden auf Vertragsbasis Windka-
naluntersuchungen durchgeführt. 

Struktur und Haushalt 

Einziges Organ der Stiftung ist der paritätisch be-
setzte Lenkungsausschuß (je zwei Vertreter der Ge-
sellschafter und der zuständigen Ministe rien). Er wird 
von einem Beratungsausschuß, bestehend aus acht 
Vertretern aus Industrie und Wissenschaft, beraten. 

Ist Soll 
Ausgaben in Mio Hfl 

1986 1987 1988 1989 

Laufende Ausgaben   16,6 16,9 16,0 16,6 
darunter: 

Personalausgaben   (4,8) (5,3) (5,2) (5,4) 
Investitionen   1,2 2,0 1,8 1,7 

insgesamt   17,8 18,9 17,8 18,3 

Ist Soll 
Personal 

1986 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   8 8 9 9 
Technisches Personal . . 39 39 36 40 
Verwaltungspersonal . . 3 3 3 3 
Sonstiges Personal   2 2 2 2 

insgesamt   52 52 50 54 

Quelle: DLR 

3.9 Europäischer Transschall-Windkanal (ETW), 
5000 Köln 90 (Porz), Linder Höhe 

Beteiligte: Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Niederlande 

Rechtsform: GmbH (nach deutschem Recht) 

Vornehmlicher Zweck des ETW ist, die europäische 
Luftfahrtindustrie in die Lage zu versetzen, Reiseflug-
bedingungen für Großflugzeuge im Modellmaßstab 
vollständig zu simulieren und das technologische Ri-
siko schon im Entwurfsstadium neuer Projekte zu mi-
nimieren. 

Aufgaben 

Entwurf, Bau und Betrieb des ersten kryogenen 
Transschall-Windkanals in Europa. 

Struktur und Haushalt 

Die Projektgruppe ETW ist in der im April 1988 ge-
gründeten ETW GmbH aufgegangen. In der vierköp-
figen Geschäftsführung der ETW GmbH ist jedes Teil-
nehmerland vertreten. Der Aufsichtsrat setzt sich aus 
Vertretern der Regierungen und der nationalen For-
schungseinrichtungen der beteiligten Länder zusam-
men. 

Die Terminplanung beruht auf folgenden Phasen: 

1978-1985 Vorentwurf 

1986-1988 Hauptentwurf 

1988-1994 Bau, Inbetriebnahme, Eichung 

ab Mitte 1994 Betrieb. 

Die Entwurfskosten (Vorentwurf 24 Mio DM, Haupt-
entwurf 42 Mio DM) wurden im Verhältnis 
D : F : GB : NL = 31% : 31% : 31% : 7% aufge-
bracht. 

Die Baukosten betragen 597,7 Mio DM (Preisstand 
Januar 1989). Der Finanzierungsschlüssel lautet: 

D:F:GB:NL=38%:28%:28%:6% . 

Der deutsche Anteil setzt sich zusammen aus: 

Bund  24,2 % 

Nordrhein-Westfalen  10,0 % 

Deutsche Luftfahrtindustrie  3,8 %. 

Ausgaben in Mio DM 
Ist 1 ) 

1986 1987 1988 

8,0 17,8 17,3 

Personal   28 29 33 

1 ) Die Angaben beziehen sich auf die Hauptentwurfsphase 
(September 1985—August 1988) 

Quelle: ETW GmbH 

3.10 Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung 
und Forschung (UNITAR), 801 United Nations 
Plaza, New York, N.Y. 1017 

Mitglieder: Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 

Aufgaben 

— Ausbildung für Verwaltungsfachleute aus Ent-
wicklungsländern sowie für angehende VN-Diplo-
maten 

— Information in Symposien, Seminaren und Kursen 
über Verfahren und Techniken der Technischen 
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Zusammenarbeit der VN, VN-Dokumentation, in-
ternationales Recht sowie Finanzierung der VN 

— Forschung auf die Politik der VN ausgerichtet, z. B. 
multilaterale Kooperation, Technologietransfer, 
Völkerrecht und Entwicklungsmanagement. 

Struktur und Haushalt 

UNITAR ist ein Organ der Vereinten Nationen und 
insoweit der Generalversammlung berichtspflichtig. 
Oberstes Organ von UNITAR, das Politik und jährli-
ches Arbeitsprogramm bestimmt, ist der Treuhänder-
rat (Board of Trustees). Das Ins titut verfügt nur über 
ein kleines Sekretariat und ein Zweigbüro in Genf. 

UNITAR finanziert sich ausschließlich aus freiwilligen 
Beiträgen. Der Etat lag in den letzten Jahren bei etwa 
1,0 Mio US $. 

3.11 Internationales Institut für angewandte 
Systemanalyse (IIASA), Schloß Laxenburg, 
A-2361 Laxenburg, Österreich 

Mitglieder: Wissenschaftliche Institutionen aus fol-
genden Ländern: Bulgarien, DDR, Bun-
desrepublik Deutschland, Finnland, Ita-
lien, Japan, Kanada, Niederlande, Öster-
reich, Polen, Schweden, Tschechoslowa-
kei, Ungarn, USA, UdSSR 

Aufgaben 

Aufgabe des 1972 gegründeten IIASA ist die Weiter-
entwicklung der Systemanalyse und ihrer Anwen-
dung bei der Erforschung mittel- und langfristiger 
Probleme der modernen Industriegesellschaft. Aus 
der Bundesrepublik Deutschland ist die „Vereinigung 
zur Förderung des Internationalen Instituts für ange-
wandte Systemanalyse e. V. " beteiligt, der 11 deut-
sche Forschungseinrichtungen angehören. 

Hauptarbeitsgebiete des Ins tituts sind die Bereiche: 
Umweltforschung, Fragen der technologischen Ent-
wicklung, Bevölkerungsentwicklung, Grundlagen 
der Systemanalyse. 

Struktur und Haushalt 

Wichtigstes Leitungsorgan ist der Rat, der sich aus 
Vertretern der Mitgliedsorganisationen zusammen-
setzt. Das Ins titut wird von einem Direktor geleitet, 
der vom Rat ernannt wird. 

Neben den Mitgliedsbeiträgen erhält das Institut Zu-
wendungen von Wissenschaftsorganisationen, Regie-
rungen und internationalen Organisationen für die 
Durchführung bestimmter Forschungsvorhaben. 

Der Beitrag der deutschen Mitgliedsorganisation zum 
IIASA-Haushalt beläuft sich 1989 auf 6,6 Mio öS. Die-
ser Betrag wird der deutschen Mitgliedsorganisation 
vom BMFT zur Verfügung gestellt. 

Haushalt 
(in Mio öS) 

Ist Soll 
1990 1988 1989 

104  102 102 

Personal 1988 1989 1990 

232  220 198 

Quelle: BMFT 

3.12 Deutsch-französisches Forschungsinstitut 
Saint-Louis (ISL), Rue de l'industrie 12, 
F-68301 Saint Louis 
(Haut-Rhin/Elsaß/Frankreich) 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Verteidigung und des 
französischen Verteidigungsministeriums. 

I. Aufgaben und Rechtstellung des Instituts 

Das Institut (kurz ISL genannt) ist eine Forschungsein-
richtung, die gemeinsam von der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Frankreich entspre-
chend dem von den beiden Regierungen am 31. März 
1958 unterzeichneten Abkommen betrieben wird. 

Ein Verwaltungsrat, der aus je drei von ihren Regie-
rungen bestellten Mitgliedern besteht, legt auf Vor-
schlag des Wissenschaftlichen Beirats, dem je neun 
deutsche und französische Vertreter angehören, so-
wohl das kurzfristige als auch ein mittelfristiges For-
schungsprogramm fest. 

Im ISL sind z. Z. etwa 450 Bedienstete tätig (davon 
360 französische und 90 deutsche Staatsangehörige). 
Etwa die Hälfte arbeitet in 30 wissenschaftlichen Ar-
beitsgruppen, die in sieben Departments und zwei 
Projektgruppen zusammengefaßt sind. Die andere 
Hälfte verteilt sich auf technische Dienste (wie zen-
trale Werkstätten, Konstruktionsbüro, Rechenbüro, 
Versuchsgelände usw.), allgemeine Dienste (wie Be-
richtswesen, Übersetzungsgelände, Bibliothek, Kan-
tine, Wach- und Reinigungsdienst usw.) und Verwal-
tung. Die 94 Planstellen für Wissenschaftler sowie die 
104 Planstellen für Ingenieure und hochqualifizierte 
Techniker werden nach Möglichkeit paritätisch mit 
Angehörigen beider Staaten besetzt. 

II. Aufgaben und Arbeitsgebiete des Instituts 

Die Aufgabe und Zielsetzung des Ins tituts sind 
Grundlagenforschung sowie wissenschaftliche Unter-
suchungen und grundlegende Vorentwicklung auf 
dem Gebiet des Waffen- und Munitionswesens. 

Die Arbeiten gliedern sich in nachstehend aufge-
führte Schwerpunktaufgaben mit folgenden Kurzbe-
zeichnungen und Kapazitätsanteilen: 
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Ausbreitung und Wirkung von Luftwellen  6 % 

Turbulenz  13 

Laser  9 % 

Panzerdurchschlag/Panzerschutz  14 % 

Sprengköpfe/Detonik  6 % 

Innenballistik  7 cyo  

Elektromagnetische Beschleunigung  11 

Meßverfahren  14 

Vorfühlende Forschung  20 %. 

Als weitere, in die Programmplanung aufgenommene 
Schwerpunktaufgabe ist das Gebiet „Intelligente Mu-
nition" vorgesehen. 

III. Einnahmen und Ausgaben des Instituts 

Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von Frankreich und der Bundesrepublik je zur Hälfte 
zur Verfügung gestellt. 

Ausgaben in Mio DM 1 ) 
Ist Soll 

1987 1988 1989 1990 

Betriebsausgaben   
Investitionen   

23,8 
4,8 

26,8 
6,0 

28,1 
6,9 

28,4 
10,0 

insgesamt   28,6 32,8 35,0 38,4 

Personale) 1987 1988 1989 

Wissenschaftler   92 92 92 
Techniker   104 104 104 
Verwaltung   64 64 63 
Sonstiges Personal   198 198 197 

insgesamt   458 458 458 

1) deutscher Anteil 
2) deutsches und französisches Personal 
Quelle: BMVg 

4. Sonstige multilaterale Zusammenarbeit 

4.1 EUREKA 

Sekretariat: 19 H, Avenue des Arts, B-1040 Brüssel 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Großbritannien, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Türkei, Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

Auf Projektebene können auch Unternehmen und 
Forschungsinstitute aus Nicht-Mitgliedstaaten teil-
nehmen, wenn dies von den Projektbeteiligten ge-
wünscht wird. 

Aufgaben 

EUREKA ist ein zwischenstaatlicher Rahmen für tech-
nologische und wissenschaftliche Zusammenarbeit in 
Europa. Die EUREKA-Ministerkonferenz hat im No-
vember 1985 in Hannover in einer Grundsatzerklä-
rung die Ziele von EUREKA sowie Schwerpunkte, Kri-
terien und Organisation der Projekte festgelegt. 

Ziel von EUREKA ist es, durch verstärkte grenzüber-
schreitende Projektzusammenarbeit von Unterneh-
men und Forschungsinstituten zur Schaffung einer 
europäischen Technologiegemeinschaft beizutragen 
und auf diese Weise die Wettbewerbsfähigkeit Euro-
pas auf dem Weltmarkt im Bereich der Hochtechnolo-
gien zu steigern. EUREKA-Projekte sollen daher auf 
die Entwicklung von Produkten, Verfahren und 
Dienstleistungen mit einem weltweiten Marktpoten-
tial ausgerichtet sein. Eingeschlossen sind daneben 
auch Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die auf 
die Schaffung der technischen Voraussetzungen für 
eine moderne Infrastruktur oder auf die Lösung grenz-
überschreitender Probleme abzielen (beispielsweise 
im Umweltbereich). 

Die Dynamik, die über die ersten vier Jahre angehal-
ten hat, verdankt EUREKA seinem pragmatischen An-
satz und seiner flexiblen Organisationsstruktur: Pro-
jekte entstehen durch Ini tiative der Kooperationspart-
ner aus Indust rie und Wissenschaft und durch Zustim-
mung der Regierungen derjenigen Länder, aus denen 
diese Partner kommen. Hier liegt der grundlegende 
Unterschied zu nationalen oder EG-Forschungspro-
grammen: EUREKA ist kein vorab inhaltlich definier-
tes und im Konsens beschlossenes Programm, sondern 
ein offener Rahmen für die Initiativen von Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen. 

Damit ist EUREKA — mehr als herkömmliche Förder-
programme — eine Herausforderung an die Projekt-
partner, die hier nicht auf Programmausschreibungen 
„antworten", sondern in eigener Verantwortung 
Thema, Partner, Umfang, Regeln und Finanzierung 
der geplanten Zusammenarbeit selbst klären. Auf 
diese Weise können „weiße Flecken" zwischen beste-
henden Programmen ausgefüllt werden. Dies erklärt 
die Spannbreite der Projekte über nahezu das ge-
samte Spektrum anwendungsbezogener Forschung 
und Entwicklung und der entsprechenden wissen-
schaftlich-technischen Infrastruktur. 

Die Finanzierung der Beiträge wird jeweils im Her-
kunftsland der Einzelbeiträge, also ohne zentrale Pro-
jektbudgets, besorgt. 

Die Finanzierungsgrundlage der industriellen Koope-
ration liegt im Engagement der beteiligten Unterneh-
men selbst. Eine wachsende Zahl von ihnen führt die 
Projekte ohne Zuschüsse der öffentlichen Hand durch. 
Soweit deutsche Partner Zuschüsse benötigen, kom-
men Fördermittel von Bund und Ländern sowie der 
Europäischen Gemeinschaft in Frage. Damit sind die 
öffentlich mitfinanzierten Projekte auch den do rt  gel-
tenden Förderbedingungen und Qualitätskriterien 
unterworfen. 

Indem der EUREKA-Rahmen vollständig frei finan

-

zierte Projekte neben öffentlich geförderten Vorhaben 
erfaßt, illustriert er zugleich das Prinzip der Subsidia- 
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rität öffentlicher Förderung gegenüber den Anstren-
gungen der Wirtschaftsunternehmen. Erfreulich sind 
hier zwei Trends, die sich aus dem Vergleich der jüng-
sten Projektentwicklung mit der in den Anfangsjahren 
von EUREKA ablesen lassen: 

O steigender Anteil der privatwirtschaftlich finan-
zierten, also nicht mit öffentlichen Mitteln geför-
derten, Projekte; 

O steigender Anteil an mittelständischen Unterneh-
men bei den Projektbeteiligten. 

Für die Durchführung der Projekte sind flankierende 
Maßnahmen, insbesondere zur Beseitigung techni-
scher Handelshemmnisse und zur frühzeitigen Erar-
beitung gemeinsamer Industrie-Normen, von den be-
teiligten Regierungen in Aussicht gestellt. 

Zu den Programmen der Europäischen Gemeinschaft 
ist EUREKA nicht Konkurrenz, sondern schlüssige Er-
gänzung. 

Die EG-Kommission ist seit Beginn der Initiative ne-
ben den Regierungen der 19 Mitgliedstaaten gleich-
berechtigtes EUREKA-Mitglied. Sie hat maßgeblich 
an der Erarbeitung der grundlegenden Erklärung von 
Hannover mitgewirkt und zwischenzeitlich mehrfach 
auch in Dokumenten ihre Bereitschaft zu aktiver Mit-
arbeit, von der Projektförderung bis zu flankierenden 
Maßnahmen für die Umsetzung der Projektergeb-
nisse, versichert. In Einzelfällen hat sie dies auch 
schon verwirklicht, etwa bei der Mitfinanzierung der 
Projekte COSINE, EUROTRAC, PROMETHEUS oder 
bei der Unterstützung für die Durchsetzung europäi-
scher HDTV-Normen im Hinblick auf das EUREKA-
Projekt zum hochauflösenden Fernsehen. 

Im Hinblick auf den fortschreitenden Prozeß der euro-
päischen Einigung bewirkt EUREKA pragmatisch und 
fallweise die Vorwegnahme bzw. Vorbereitung auf 
den europäischen Binnenmarkt durch 

— wechselseitigen Marktzugang der Kooperations-
partner, 

— frühzeitige Erarbeitung einheitlicher Normen und 
Standards, 

— projektbezogene Beseitigung spezifischer Han-
delshemmnisse. 

Darüber hinaus hat EUREKA eine Brückenfunktion 
zwischen den Wirtschaftszonen von EG und EFTA im 
Vorfeld des Binnenmarktes dadurch, daß sich die Mit-
gliedschaft gleichberechtigt auf ganz West-Europa — 
über EG hinaus auf EFTA-Staaten und Türkei — er-
streckt. 

Struktur 

Höchstes Gremium ist die EUREKA-Ministerkonfe-
renz, deren Vorsitz turnusmäßig unter den Mitglie-
dern wechselt. Die Gruppe der Hohen Repräsentan-
ten ist politisches Entscheidungsgremium zwischen 
den Ministerkonferenzen. 

Ausführende Organe in den Mitgliedsländern sind die 
nationalen Koordinierungsstellen, in der Regel die für 
EUREKA zuständigen Referate in den federführenden 

Regierungsstellen (in der Bundesrepublik: EUREKA

-

Referat im BMFT). 

Als Dienstleistungszentrum für den raschen und 
gleichmäßigen Informationsfluß zwischen den EU-
REKA-Staaten und als Auskunftsstelle für einzelne 
Interessenten dient das EUREKA-Sekretariat in Brüs-
sel. Als kleine und flexible Einheit unterstützt es die 
Arbeit der politischen Gremien und der nationalen 
Koordinatoren. 

Das Sekretariat betreibt eine Projektdatenbank, die 
auch der Öffentlichkeit zugänglich ist. Es bedient sich 
dabei des von der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften in Luxemburg bet riebenen Informa-
tionssystems ECHO, das über das DATEX-P Netz an-
zuwählen ist. 

Daneben werden die gleichen Daten über das in 
Frankreich betriebene Minitel-System (ähnlich BTX) 
angeboten. Minitel wird über den Bildschirmtextver-
bund der europäischen Postverwaltungen, der z. Z. 
aufgebaut wird, anwählbar sein. 

EUREKA-Projekte 
(Stand: Ende 1989) 

Bis Ende 1989 sind 297 EUREKA-Projekte mit einem 
Finanzvolumen von rd. 13 Mrd DM und mit rd. 1 600 
beteiligten Unternehmen und Forschungseinrichtun-
gen vereinbart worden. 

An 104 der rd. 297 Projekte ist die Bundesrepublik 
beteiligt, und zwar mit etwa 130 Unternehmen und 55 
Forschungseinrichtungen einschl. Hochschulinstitu-
ten. Sie nimmt damit zusammen mit Frankreich den 
Spitzenplatz unter den Mitgliedstaaten ein. 

Die Projekte mit deutscher Beteiligung umfassen ins-
gesamt ein Finanzvolumen von rd. 6,6 Mrd DM. Die-
ses Finanzvolumen bezieht sich auf die privaten und 
öffentlichen Beiträge aller Länder, die an den Projek-
ten beteiligt sind. Der deutsche Finanzierungsanteil 
an diesen Projekten beträgt etwa 2,2 Mrd DM. 

Finanzierungsquellen der deutschen Beiträge 

45 Projekte: Kosten trägt Indust rie zu 100 v. H. 

49 Projekte: BMFT-Förderung für Industrie-Bei-
träge 

3 Projekte: mit Industrie-Förderung durch Baden

-

Württemberg 

1 Projekt: Kosten der Universitätsforschung trägt 
das Land Nordrhein-Westfalen 

1 Projekt: Förderung durch BMU. 

Bei weiteren 5 Projekten, davon drei Projekten der 
Umweltforschung und einem Projekt der Forschungs-
infrastruktur, gibt es z. Z. noch keine Industrie-Bei-
träge; die Beiträge der beteiligten Forschungseinrich-
tungen werden aus öffentlichen Mitteln finanziert. 

Zu den herausragenden Kooperationsvorhaben, die 
von deutscher Seite angeregt wurden und For-
schungs- und Entwicklungspotentiale aus mehreren 
europäischen Ländern zu einer „kritischen Masse" 
zusammengeführt haben, zählen: 
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— COSINE, ein Projekt, das die Vernetzung öffentli-
cher und privater Rechenanlagen über die Fern-
meldenetze mittels OSI-Normen zum Ziel hat und 
an dem inzwischen alle EUREKA-Mitgliedsländer 
und die EG-Kommission sowie Forschungseinrich-
tungen aus Jugoslawien teilnehmen. 

— HDTV: Entwicklung eines hochauflösenden Fern-
sehsystems mit gemeinsamen Produktions- und 
Sendestandards. Dieses Projekt hat weltweit die 
Diskussion über die nächste Genera tion der Fern-
sehtechnik mitbestimmt. 

— Digital Audio Broadcasting (DAB): Entwicklung 
eines europäischen Standards für ein terrestrisches 
digitales Hörfunksystem. 

— EUREKA SOFTWARE FACTORY (ESF): Mit Hilfe 
vereinbarter Leistungs- und Schnittstellenstan-
dards sollen Software-Pakete so flexibel und an-
passungsfähig gestaltet werden, daß sie sich als 
Bausteine in grenzüberschreitende Zusammenar-
beit und künftige Weiterentwicklungen einfügen 
lassen. 

— JESSI: Entwicklung einer Submikronprozeßtech-
nologie für höchstintegrierte Silizium-Schalt-
kreise. JESSI ist ein Projekt, das den europäischen 
Selbstbehauptungswillen in der Mikroelektronik 
geradezu symbolisiert und von seinem Anspruch 
her — ähnlich wie HDTV — die internationale Dis-
kussion in diesem Bereich schon in seiner ersten 
Phase mitbestimmt hat. 

Entsprechend ihrer Ro lle als Schlüsseltechnologien 
für industrielle und mittelbar auch für gesellschaftli-
che Veränderungen nahm die Informa tions- und 
Kommunikationstechnik von Anfang an einen heraus-
ragenden Platz in der Palette der EUREKA-Projekte 
ein. Erfolgreiche Initiativen von vergleichbarer Be-
deutung gab es jedoch auch auf anderen Sektoren: 

— in der Fertigungstechnik die Gruppe von FAMOS-
Projekten: Entwicklung von flexibel automatisier-
ten Montagesystemen für verschiedene Anwen-
dungsbereiche; 

— in der Lasertechnik die EUROLASER-Projekte: 
eine breite und differenzierte Palette künftiger 

Hochleistungssysteme aus technisch unterschied-
lichen Laserquellen für indust rielle Anwendung; 

— in der Verkehrstechnik das PROMETHEUS-Ver-
bundprojekt: Nutzung fortgeschrittener Technolo-
gien, insbesondere der Mikroelektronik, zur Ge-
staltung eines noch sichereren, umweltfreundli-
chereren und leistungsfähigeren Straßenverkehrs 
der Zukunft. 

Neben der industriellen Forschung und Entwicklung, 
die naturgemäß einen breiten Raum bei EUREKA ein-
nimmt, liegt ein weiterer Schwerpunkt in der Suche 
nach zeitgemäßen Lösungen für grenzüberschrei-
tende Probleme in Umwelt und Infrastruktur. Bis zur 
zweiten EUREKA-Ministerkonferenz Ende 1985 in 
Hannover war die Einbeziehung dieser von der Bun-
desrepublik Deutschland vorgeschlagene Zielsetzung 
heftig umstritten; heute sind die daraus hervorgegan-
genen Projekte allgemein anerkannt: 

— EUROTRAC — Untersuchung der Transportwege 
und Umwandlung von Umweltschadstoffen in der 
Troposphäre über Europa; 

— EUROMAR: Entwicklung und Anwendung moder-
ner Technologien zur Untersuchung und Überwa-
chung ökologischer Veränderungen in den euro-
päischen Meeren; 

— EUROCARE: Erforschung der Umweltschädigung 
an historischen Denkmälern mit dem Ziel der Ent-
wicklung geeigneter Verfahren zur Konservierung 
und Restaurierung. 

Das letztgenannte Projekt schlägt die Brücke von mo-
derner Technik nicht nur zum Umweltschutz, sondern 
auch zu Kultur und Geschichte. 

Wichtig für die europäische Zusammenarbeit ist, daß 
sich immer mehr Länder in diesem Bereich engagie-
ren, der sich wesentlich von Staatsaufgaben ableitet 
und dennoch den Initiativen von Forschungseinrich-
tungen und Unternehmen hinreichend Raum zur Ein-
bringung ihrer eigenständigen Beiträge läßt. 
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4.2 Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung — COST I) 

COST-Sekretariat beim Generalsekretär des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften, Rue de la Loi 170, 
B-1048 Brüssel 

Mitwirkende Staaten: die zwölf Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft 
sowie Finnland, Jugoslawien, 
Norwegen, Österreich, Schwe-
den, die Schweiz und die Tür-
kei 

An einzelnen COST-Vorhaben sind auch Island und 
die ESA beteiligt; ferner können wissenschaftliche 
Einrichtungen aus osteuropäischen Ländern unter ge-
wissen Voraussetzungen auf Einzelfallbasis beteiligt 
werden. 

COST wurde Anfang der 70er Jahre auf Initiative der 
Europäischen Gemeinschaft als Rahmen für die Zu-
sammenarbeit der Gemeinschaft mit westeuropäi-
schen Drittstaaten auf dem Gebiet der angewandten 
Forschung und als Anstoß für eine generelle For-
schungspolitik der Gemeinschaft ins Leben gerufen. 

Aufgaben und Struktur 

COST ist keine internationale Organisation, sondern 
ein institutioneller und Verfahrens-Rahmen für eine 
multilaterale FuE-Kooperation in Europa, die sich zu-
nehmend an den Förderprogrammen der Gemein-
schaft ausrichtet. COST-Vorhaben können in der Be-
teiligung mehrerer Drittstaaten an Förderprogram-
men der Gemeinschaft bestehen, mit konzertierten 
Aktionen der Gemeinschaft verknüpft sein oder ohne 
Bezug zu Gemeinschaftsaktionen gleichgerichtete 
Forschungsarbeiten in den Mitgliedstaaten und Dritt-
staaten koordinierend zusammenfassen. 

Die Drittstaaten nehmen generell, die Mitgliedstaaten 
bei den ohne Verknüpfung mit Gemeinschaftspro-
grammen ausgestalteten Aktionen nach dem „a la 
carte-Prinzip" teil, also nur an den Vorhaben ihrer 
Wahl. Die teilnehmenden Staaten legen ihre For-
schungsbeiträge einschließlich der erforderlichen na-
tionalen Finanzierung vorhabenweise in besonderen 
Vereinbarungen fest, die auch die Koordinierung und 
den Kenntnisaustausch auf europäischer Ebene re-
geln. 

COST bildet den Rahmen für gemeinsame Vorhaben, 
die gegenwärtig vor allem in folgenden Bereichen 
durchgeführt werden: 

— Informatik 

— Fernmeldewesen 

— Verkehr 

— Ozeanographie 

1 ) Coopération européenne dans le domaine de la recherche 
scientifique et technique 
Quelle: BMFT  

— Werkstoffe 

— Umweltschutz 

— Meteorologie 

— Landwirtschaft und Biotechnologie 

— Lebensmitteltechnologie 

— Sozialwissenschaften 

— Medizin. 

Das COST-Rahmenwerk für grenzüberschreitende 
FuE-Kooperationsprojekte ohne zentrale Finanzie-
rung steht allen interessierten Forschungseinrichtun-
gen und Unternehmen offen. In Frage kommen 
COST-Vorhaben in erster Linie dort, wo mangels ab-
sehbarer Marktperspektiven EUREKA-Projekte nicht 
angestrebt werden und wo eine finanzielle Grundlage 
(nationale Projektförderung, nationale institutionelle 
Förderung) für verhältnismäßig langfristige koopera-
tive Forschungsarbeiten, die im öffentlichen Interesse 
liegen, vorhanden ist. 

4.3 Zwischenstaatliche Ozeanographische 
Kommission (IOC) der UNESCO, 
Place de Fontenoy, F-75700 Paris 

Mitglieder: 117 Staaten 

Die IOC wurde im Jahre 1960 im Rahmen der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur (UNESCO) gegründet. 

Aufgaben 

Ihre Aufgabe ist die zwischenstaatliche Koordinie-
rung 

— der Meeresforschung mittels globaler und regiona-
ler Programme; dies schließt 5 Hauptprogramme 
ein 

O die Erforschung der Lebendressourcen 

O die Erforschung der mineralischen Ressourcen 

O die Erstellung bathymetrischer Karten 

O die Erforschung und Überwachung der Meeres-
verschmutzung 

O die Erforschung der Wechselbeziehung Ozean 
— Klima 

— mariner Dienste wie das weltweite System von 
Meßstationen im Meer, der internationale Aus-
tausch ozeanographischer Daten und das regio-
nale Flutwellen-(Tsunami)Warnsystem im Pazifik 

— der Ausbildung von Meereswissenschaftlern aus 
Entwicklungsländern. 

Struktur und Haushalt 

Organe der IOC sind die alle zwei Jahre tagende Voll

-

versammlung aller Mitgliedstaaten und der aus dem 
Vorsitzenden, seinen vier Vertretern sowie Delegier- 
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ten von 29 weiteren Staaten bestehende Exekutivrat, 
der zwischen den Generalversammlungen zusam-
mentritt. Das Sekretariat der IOC befindet sich im 
UNESCO-Gebäude in Paris. 

Ausgaben 
in Mio US-$ 

Soll (operational funds 1 )) 

1988/89 1990/91 

1 773 000  1 617 900 

1 ) ohne Personalkosten 
Quelle: BMFT 

Die oben genannten Mittel werden aus dem 
UNESCO-Haushalt zur Verfügung gestellt. Hinzu 
kommen freiwillige Beiträge zum IOC-Trust-Fund in 
variabler Höhe sowie Beiträge von anderen VN-Orga-
nisationen. 

4.4 Beratungsgruppe für internationale 
Agrarforschung (CGIAR), 1818 H. St., 
N. W. Washington, D.C. 20433, USA 

Mitglieder: 40 Donoren, darunter nahezu alle westli-
chen Industrieländer (einschließlich der 
Bundesrepublik Deutschland), einige 
OPEC-Länder, drei große amerikanische 
Stiftungen (Rockefeller, Ford, Kellog) so-
wie internationale Organisationen, wie 
Weltbank, UNDP und FAO 

Die CGIAR ist ein Zusammenschluß von Regierungen, 
internationalen und regionalen Organisationen sowie 
privaten Stiftungen bei der Weltbank, der derzeit 
13 landwirtschaftliche Forschungsinstitute und -zen-
tren in der ganzen Welt mit dem Ziel der verbesserten 
Nahrungsmittelproduktion in den Entwicklungslän-
dern unterstützt. 

Aufgaben 

Die wichtigsten Aufgaben der Beratungsgruppe 
sind: 

— Überprüfung der bestehenden nationalen, regio-
nalen und internationalen Forschungsarbeiten auf 
spezifische, bislang nicht abgedeckte Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer; 

— Verbesserung der Abstimmung und Vervollständi-
gung des Informationsaustausches zwischen natio-
nalen, regionalen und internationalen Zentren der 
Agrarforschung; 

— Sicherung von Finanzierung und Kontinuität vor-
rangiger Forschungsmaßnahmen. 

Struktur und Haushalt 

Die CGIAR hält eine jährliche Mitgliederversamm-
lung sowie eine Halbjahresbesprechung (Midyear 
meeting) ab. Hier werden u. a. das Programm der Zen-
tren beraten, Prioritäten diskutiert und die jewei ligen 
Beiträge zugesagt. 

Das Sekretariat der CGIAR wird von der Weltbank zur 
Verfügung gestellt. Es koordiniert die finanzielle Ab-
wicklung der Beiträge und befaßt sich mit übergeord-
neten Verwaltungsaufgaben (z. B. Organisation der 
Konferenzen und Überwachung des Managements 
der Zentren). 

Zur Abstimmung der Forschungs- und Programmin-
halte der Zentren steht der CGIAR ein Technical Ad-
visory Committee (TAC) zur Verfügung, dessen Se-
kretariat bei der FAO in Rom angesiedelt ist. 

Jedes einzelne Zentrum wird durch einen Aufsichtsrat 
autonom geführt, der in Zusammenarbeit mit TAC 
und Sekretariat die Institutspolitik bestimmt. 

Die CGIAR fördert folgende Zentren: 

O Centro Internacional de Agricultura Tropical 
(CIAT), Cali, Kolumbien, 

O Centro International de la Papa (CIP), Lima, 
Peru, 

O Centro Internacional de Majoramiente de Maiz y 
Trigo (CIMMYT), Mexico 6, D. F., Mexico, 

O International Board for Plant Genetic Resources 
(IBPGR), Rom, Italien, 

O International Center for Agricultural Research in 
the Dry Areas (ICARDA), Aleppa, Syrien, 

O International Crops Research Institute for the Semi

-

Arid Tropics (ICRISAT), Andhra Pradesh, Indien, 

O International Food Policy Research Institute (IF

-

PRI), Washington, D. C. 20036, USA, 

O International Institute of Tropical Ag riculture 
(IITA), Ibadan, Nige ria, 

O International Laboratory for Research on Animal 
Diseases (ILRAD), Nairobi, Kenia, 

O International Livestock Centre for Africa (ILCA), 
Addis Abeba, Äthiopien, 

O International Rice Research Institute (IRRI), Manila, 
Philippinen, 

O International Service for Na tional Agricultural Re-
search (ISNAR), 2509 AJ Den Haag, Niederlande, 

O West Africa Rice Development Associa tion 
(WARDA), Bouaké, Elfenbeinküste. 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den weni-
gen der 40 Geber dieser Gruppe, die alle 13 in diesem 
System zusammengefaßten internationalen Agrarfor-
schungszentren unterstützen. Die Höhe der Mittelzu-
weisungen zu den einzelnen Zentren erfolgt aufgrund 
der Priorität, die den verschiedenen Programmen von 
deutscher Seite zugemessen wird. 

Das Gesamtbudget der CGIAR belief sich 1988 auf 
215 Mio US $. Der Anteil der Bundesregierung hieran 
betrug ca. 13,8 Mio US $. 
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4.5 Das HUMAN FRONTIER SCIENCE-Programm 
Sekretariat: Human Frontier Science Program 
Organization, Tour Europe 
20., Place des Halles 
6700 Strasbourg/Frankreich 

Mitglieder: Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Italien, Japan, 
Kanada, USA und EG 

Aufgaben 

Das Programm dient der Förderung von Forschungs-
vorhaben, Wissenschaftleraustausch und wissen-
schaftlichen Veranstaltungen in der Grundlagenfor-
schung auf den Gebieten der Molekularbiologie und 
der Neurobiologie. 

Es wurde auf Ini tiative der japanischen Regierung im 
Herbst 1989 von den Teilnehmern des Weltwirt-
schaftsgipfels beschlossen. Für eine erste, dreijährige 
Phase wurde ein Kleines Sekretariat eingerichtet. Die 
Mitglieder unterstützen das Programm durch freiwil-
lige Finanz- oder Sachbeiträge. 

5. Innerdeutsche und bilaterale internationale 
Zusammenarbeit 

5.1 Innerdeutsche Zusammenarbeit 

Die Chance zur Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit — eröffnet durch den Reformprozeß in Osteuropa 
— ist das beherrschende politische Ereignis des Be-
richtszeitraumes. Die Bundesregierung strebt eine or-
ganische Entwicklung beim Zusammenwachsen der 
deutschen Staaten an und hat zur Vorbereitung der 
notwendigen Schritte einen Kabinettausschuß „Deut-
sche Einheit" eingesetzt. Zum Redaktionsschluß (und 
vor dem Wahltermin in der DDR) ist die weitere Ent-
wicklung noch völlig offen. Ausgehend von der kon-
struktiven Rolle des Abkommens zwischen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der DDR über die Zusammenarbeit auf den Ge-
bieten der Wissenschaft und Technik treten beide Sei-
ten dafür ein, die wissenschaftlich-technische Zusam-
menarbeit als ein wesentliches Element der Entwick-
lung zur deutschen Einheit fortzuentwickeln. 

Auch im Bereich von Forschung und Technologie be-
wegen sich die Dinge in der DDR sehr schnell, ganz 
abgesehen davon, daß sie von den politischen und 
wirtschaftlichen Änderungen in der DDR beeinflußt 
werden. In Abstimmung mit der Regierung der DDR 
hält es die Bundesregierung, unabhängig von den 
anstehenden politischen Rahmenentscheidungen für 
wichtig, das Zusammenrücken und die Kooperation 
zwischen Wissenschaftlern und Einrichtungen in bei-
den Staaten zu ermutigen und zu unterstützen. Fach-
liche Schwerpunkte bilden Ökologie, Energie, Trans-
port  und Verkehr, Kommunikationstechnik, Medizin 
und Gesundheit, Fertigungstechnik, Werkstoffe. 

Hierzu werden: 

— der Austausch von Wissenschaftlern, Experten und 
wissenschaftlichen Nachwuchskräften durch kurz- 

und langfristige Arbeitsaufenthalte verstärkt ge-
fördert 

— der Stärkung der Innovationskraft im mittelständi-
schen Bereich sowie der gerätetechnischen Aus-
stattung der an der Zusammenarbeit beteiligten 
wissenschaftlichen Einrichtungen besonderes Au-
genmerk gewidmet 

— engere fachliche Kontakte der Ministe rien beider 
Seiten aufgebaut 

— die wechselseitige Beteiligung an Projekten der 
EG und EUREKA bzw. des RGW geprüft. 

Die Großforschungseinrichtungen, die  Max-Planck-
Gesellschaft, die Fraunhofer-Gesellschaft sowie die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft tragen im Rahmen 
ihrer Aktivitäten und z. T. mit eigenen Programmen 
zu diesem Prozeß bei. 

5.2 Bilaterale Zusammenarbeit mit 
westeuropäischen Ländern 

Forschungs- und Technologiezusammenarbeit deut-
scher Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
mit Partnern aus anderen westeuropäischen Ländern 
gibt es in praktisch allen Programmbereichen des 
BMFT. Besonders hoch ist ihr Anteil in der Weltraum-
forschung und in der Grundlagenforschung. Auch in 
der nuklearen und nichtnuklearen Energieforschung, 
der Informationstechnologie, der technischen Kom-
munikation und der Biotechnologie gibt es große Pro-
jekte, die gemeinsam mit Einrichtungen in anderen 
westeuropäischen Ländern durchgeführt werden. 

Neben der gemeinsamen Arbeit in den zahlreichen 
wissenschaftlich-technischen Organisationen und 
Einrichtungen spielt in Westeuropa die projektbezo-
gene bilaterale Kooperation eine entscheidende Rolle, 
zumal sie nach wie vor die flexibelste Form der inter-
nationalen FuE-Zusammenarbeit darstellt. Die Ent-
scheidungsabläufe bei der Förderung internationaler 
FuE-Projekte sind denjenigen nationaler Projekte 
sehr ähnlich. Entscheidende Kriterien der Förderung 
sind auch hier die wissenschaftlich-technische Quali-
tät der Anträge und ihr zu erwartender Beitrag zu den 
Fachprogrammen. 

Die Förderung des BMFT erstreckt sich bei internatio-
nalen Kooperationsprojekten grundsätzlich nur auf 
die FuE-Aufwendungen des deutschen Partners. Par-
allel dazu wird der ausländische Partner in der Regel 
durch die öffentliche Hand seines Landes gefördert. 

Die Abstimmung mit den Forschungsministerien der 
westeuropäischen Länder über gemeinsame Förde-
rung von Projekten der Forschung und Entwicklung 
hat sich in den vergangenen Jahren be trächtlich aus-
geweitet. Mit den Ländern, mit denen zahlreiche ge-
meinsame Vorhaben vereinbart wurden, werden re-
gelmäßige Konsultationen geführt, so etwa mit Frank-
reich, Großbritannien und Spanien in relativ dichter 
Folge. Mit anderen westeuropäischen Ländern beste-
hen umfassende Abkommen über wissenschaftlich

-

technologische Zusammenarbeit, aufgrund derer ge-
meinsame, meist jährlich tagende Kommissionen ge-
schaffen wurden. 
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Die Schwerpunktverlagerung der BMFT-Aktivitäten 
hin zu staatlichen Langzeitprogrammen, zur Daseins-
vorsorge und zur Grundlagenforschung läßt sich auch 
an der Projektstruktur der internationalen Zusam-
menarbeit erkennen. Der größte Teil der bilateralen 
Zusammenarbeit — gemessen an der Zahl der Pro-
jekte — betrifft die Grundlagenforschung und hier vor 
allem gemeinsame Experimente von Universitäts-
und Max-Planck-Instituten mit ausländischen For-
schungseinrichtungen an europäischen Großgeräten, 
aber auch die Finanzierung von gemeinsamen Institu-
ten. 

Eine breit gefächerte Zusammenarbeit mit anderen 
europäischen Ländern gibt es auch in der Energiefor-
schung. Hier konzentriert sich die Zusammenarbeit 
vor allem auf folgende Gebiete: 

— FuE-Arbeiten zu Energiegewinnungssystemen der 
Zukunft (Fusion, Schneller Brüter und Techniken 
regenerativer Energiequellen) 

— Energie und Umwelt (schadstoffarme Verbren-
nung fossiler Energieträger) 

— Energie und Sicherheit (Reaktorsicherheit). 

Ein wichtiger Aspekt der bilateralen Zusammenarbeit 
ist die verstärkte Einbeziehung auch der kleineren 
westeuropäischen Staaten. Neben der projektbezoge-
nen Zusammenarbeit, z. B. in der nichtnuklearen 
Energieforschung, der Biotechnologie, der Meeresfor-
schung und -technik, spielen hier auch Partnerschaf-
ten zwischen Forschungsinstituten und Stipendien-
programme wie das Programm „Forschungskoopera-
tion in Europa" der Alexander-von-Humboldt-Stif-
tung eine besondere Rolle. 

Erfolgreiche bilaterale FuE-Projekte haben häufig 
den Anstoß zur Ausdehnung der Zusammenarbeit auf 
weitere Bereiche von Wissenschaft und Technik ge-
geben, ebenso zur Erweiterung von bilateraler auf tri- 
oder multilaterale Zusammenarbeit. Bilaterale Initiati-
ven werden auch an die EG-Kommission herangetra-
gen und münden in gemeinsame EG-Forschungs-
programme; aus bilateralen Projektideen entwickeln 
sich multilaterale Projekte, Initiativen für neue euro-
päische Großforschungsgeräte oder neue Mechanis-
men und Wege für die europäische FuE-Zusammen-
arbeit (EUREKA). Diese Ausstrahlung der bilateralen 
Zusammenarbeit auf weitere Felder und Formen eu-
ropäischer FuE-Zusammenarbeit ist vor allem für die 
Kooperation mit Frankreich charakteristisch, die da-
her häufig als Motor der europäischen Forschungszu-
sammenarbeit wirkt. 

5.3 Zusammenarbeit mit USA und Kanada 

Während in der wissenschaftlich-technischen Zusam-
menarbeit mit den westeuropäischen Nachbarländern 
neben bilateralen Projektvereinbarungen auch die im 
Rahmen von EG, COST, EUREKA und multilateralen 
Forschungsorganisationen eingebundenen Arbeiten 
eine ganz erhebliche Rolle spielen, beruht die Zusam-
menarbeit mit außereuropäischen Partnern ganz 
überwiegena auf bilateralen Vereinbarungen. 

Unter den Industrieländern stehen dabei die USA an 
erster Stelle. Schwerpunkte gemeinsamer Programme 
und Projekte sind die folgenden Bereiche: 

— Weltraumforschung und -technik: neben den 
europäisch-amerikanischen Programmen, an de-
nen die Bundesrepublik Deutschland als ESA-Mit-
glied maßgeblich beteiligt ist, steht eine Reihe bi-
lateraler Projekte, für die in der Regel Vereinba-
rungen zwischen BMFT und NASA die Grundlage 
bilden. Hier sind einerseits die D-Missionen zu 
nennen, in deren Rahmen die NASA für BMFT

-

geförderte Vorhaben mit dem unter deutscher Fe-
derführung entwickelten Weltraumlabor SPACE-
LAB Raumfähren-Transportkapazität gegen Ko-
stenerstattung zur Verfügung stellt. Daneben wer-
den gemeinsame Vorhaben der extraterrestrischen 
Forschung (z. B. Sonnensonde HELIOS, Röntgen-
satellit ROSAT, Gammastrahlungs-Observatorium 
GRO, Jupitersonde GALILEO, VOYAGER 2), der 
Weltraumtechnik und der Erdbeobachtung ar-
beits- und kostenteilig durchgeführt 

— Luftfahrttechnik mit Projekten der Luftverkehrssi-
cherung und der Tieftemperatur-Windkanaltech-
nik 

— Forschung und Entwicklung im Bereich der Ke rn
-energie (Reaktorsicherheit, neue Reaktorlinien), 

der fossilen und — teilweise über die OECD — der 
erneuerbaren Energiequellen 

— medizinische Forschung (z. B. Herz-Kreislauf-Er

-

krankungen, Krebsforschung, AIDS-Forschung) 

— ökologische und biologische Forschung (Ausbrei-
tung und biologische Wirkung von Luftschadstof-
fen, nachwachsende Rohstoffe) 

— geowissenschaftliche Forschung (beiderseitige 
Tiefbohrprogramme) 

— Verkehrsforschung (Nahverkehrs-, Schnellver-
kehrstechnologien). 

Z. Z. laufen Bemühungen, die hinter den Möglichkei-
ten beider Seiten zurückgebliebene Zusammenarbeit 
in den Bereichen Umwelttechnologie und Ökologie zu 
intensivieren. 

Mit der Gründung des Deutschen Historischen Insti-
tuts in Washington 1987 hat die Zusammenarbeit in 
der historischen Forschung einen wich tigen Impuls 
erhalten. 

In praktisch allen anderen Forschungsbereichen sor-
gen zahlreiche Wissenschaftlerkontakte (jährlich je 
ca. 2 600 öffentlich geförderte Wissenschaftleraufen-
thalte im jeweils anderen Land) und ein traditionell 
intensiver Informationsaustausch für eine fast unüber-
sehbare Vielzahl gemeinsamer oder einander ergän-
zender wissenschaftlicher Arbeiten. 

Seit der Unterzeichnung des Kooperationsabkom-
mens mit Kanada im Jahre 1971 hat sich die Zusam-
menarbeit beständig entwickelt. Sie erstreckt sich 
heute über die traditionellen Bereiche wie Land- und 
Forstwirtschaft hinaus auf Themen wie Hochener-
giephysik, Weltraumforschung und Informationstech

-

nologie. Z. Z. ist die Kooperation im Umweltbereich 
am umfangreichsten. Besonders erfolgreiche Projekte 
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befassen sich mit der gemeinsamen Entwicklung von 
Umweltmeßmethoden bis hin zu deren Vermark-
tung. 

Im Energiesektor geht es insbesondere um die Ver-
besserung von Kohleverflüssigungsprozessen und die 
Ölgewinnung aus Bitumen- bzw. Teersänden, die in 
Kanada reichlich vorhanden sind. Die gemeinschaftli-
chen Arbeiten sind teilweise soweit gediehen, daß 
über eine industrielle Kooperation verhandelt wird. 

Die Zusammenarbeit in den industriepolitisch beson-
ders wichtigen Sektoren Biotechnologie, Materialwis-
senschaft und Informationstechnik soll ausgebaut 
werden. 

5.4 Zusammenarbeit mit Japan 

Die Regierungen Japans und der Bundesrepublik 
Deutschland haben schon im Oktober 1974 ein Ab-
kommen über die Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Wissenschaft und Technologie geschlossen. Der 
Schwerpunkt der Zusammenarbeit liegt in den Berei-
chen Energieforschung und Lebenswissenschaften, 
neuerdings zunehmend in der Weltraumforschung. 

In der Nukleartechnologie sind Reaktorsicherheit, 
Hochtemperaturreaktoren, Schnelle Brutreaktoren 
und Fragen der Sicherheit des Brennstoffkreislaufs 
Gegenstände gemeinsamen Interesses. Im Bereich 
der Hochenergiephysik gibt es seit langem eine inten-
sive Kooperation zwischen Wissenschaftlern beider 
Länder. In der Weltraumforschung ist Japan ein sehr 
interessanter Partner geworden. Industriekonsortien 
beider Länder haben einen Zusammenarbeitsvertrag 
bezüglich der deutschen D2-Mission unterzeichnet, 
der insbesondere die indust rielle Nutzung der Mikro-
gravitation betrifft. Die Zusammenarbeit auf verschie-
denen Gebieten der Informationstechnologie hat 
durch das 5. deutsch-japanische Forum Informa tions-
technik im November 1988 weitere Impulse erhalten. 
Im Bereich der Biotechnologie und anderer Lebens-
wissenschaften ist Japan mit Vorschlägen zu einer 
weltweiten Zusammenarbeit in Gestalt des Human 
Frontier Science Program aktiv geworden. 

Insgesamt besteht in Japan und in der Bundesrepu-
blik die Bereitschaft, die wissenschaftlich-technologi-
sche Zusammenarbeit weiter zu intensivieren. Zwar 
ist Japan in der wissenschaftlich-technologischen Zu-
sammenarbeit nach wie vor vorwiegend auf die USA 
ausgerichtet. Es bemüht sich jedoch um eine Auswei-
tung seiner internationalen Kooperation, insbeson-
dere mit anderen fortgeschrittenen Industrieländern, 
aber auch mit Entwicklungslände rn  in Asien. 

5.5 Zusammenarbeit mit osteuropäischen Staaten 

Nachdem bereits in den letzten Jahren ein verstärktes 
Interesse der osteuropäischen Länder an der wissen-
schaftlich-technischen Kooperation mit der Bundesre-
publik Deutschland sichtbar wurde, begrüßt und un-
terstützt die Bundesregierung nunmehr nachdrück-
lich die mit dem Reformprozeß in Osteuropa möglich 
gewordene neue Dimension der Zusammenarbeit. 

Seit 1986 sind in rascher Folge Abkommen über wis-
senschaftlich-technische Zusammenarbeit mit der 
UdSSR (1986), der DDR (1987), Ungarn (1987), Bulga-
rien (1988) und Polen (1989) abgeschlossen worden. 
Zusammen mit Rumänien und der sich in der Ver-
handlung befindenden Vereinbarung mit der Tsche-
choslowakei bietet dieses Vertragsnetz eine gute Ba-
sis für den Ausbau der wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit im Zuge der Öffnungsbewegungen 
und der sich abzeichnenden gesamteuropäischen Ko-
operation. 

Für diesen Ausbau der wissenschaftlich-technischen 
Kooperation mit unseren östlichen Nachbarn spre-
chen insbesondere: 

— die Notwendigkeit, die gemeinsame Verantwor-
tung für Ökologie und Umwelt, nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Sicherheit technischer Systeme in 
Europa zu stärken sowie 

— die damit möglichen Beiträge zum Aufbau gut 
nachbarlicher Beziehungen zu leistungsfähigen 
und marktwirtschaftlich orientierten Volkswirt-
schaften. 

5.6 Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

In einer Welt, die einerseits durch zunehmende ge-
genseitige Abhängigkeiten sowie durch eine Globali-
sierung der Technologieentwicklung und anderer-
seits durch die starke Kluft zwischen Entwicklungs-
und Industrieländern geprägt ist, stehen Wissen-
schaft, Forschung und Technologie vor der Herausfor-
derung, über nationale Grenzen hinaus Beiträge zur 
Lösung von Problemen der Dritten Welt zu leisten. 
Dies entspricht nicht nur dem Gebot der Solidarität, 
sondern ergibt sich aus der gemeinsamen Verantwor-
tung für ein f riedliches Zusammenleben der Völker. 

Die Bundesregierung hat es sich deshalb zur Aufgabe 
gemacht, durch eine verstärkte wissenschaftlich-tech-
nologische Kooperation mit Ländern der Dritten Welt 
deren Leistungsfähigkeit und damit schnellere Ent-
wicklung und Prospe rität zu fördern. Die Aufwendun-
gen des BMFT für entwicklungsländerrelevante 
Vorhaben liegen nunmehr, nach kontinuierlichem 
Wachstum, in der Größenordnung von jährlich 
100 Mio DM. Sie ergänzen damit die entwicklungspo-
litischen Maßnahmen des BMZ, die u. a. den Auf- und 
Ausbau der wissenschaftlich-technologischen Infra-
struktur (Hochschulen, Technologiezentren, For-
schungsinstitute) in den Entwicklungslände rn  unter-
stützen. 

Die Aktivitäten des BMFT richten sich dabei vor allem 
auf die 

— Entwicklung und Erprobung neuer Technologien 
für den Einsatz in Entwicklungsländern; es geht 
beispielsweise um umweltfreundliche und roh-
stoffsparende Produktionsverfahren 

— Anpassung bei uns üblicher Verfahren und Tech-
niken an die Bedingungen des jewei ligen Partner-
landes, so werden z. B. solartechnische Pump- und 
Kühlaggregate an die Betriebs- und Wartungsbe-
dingungen in der Dritten Welt angepaßt 
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— Übertragung wissenschaftlich-technologischer 
Kenntnisse zur Stärkung der FuE-Kapazitäten und 
der wirtschaft lichen Leistungs- und Wettbewerbs-
fähigkeit der Entwicklungsländer. 

Partnerländer in diesem Sinne sind vorwiegend 
Schwellenländer, die zumindest in Teilbereichen ein 
annähernd gleiches wissenschaftlich-technologische 
Niveau haben. Schwerpunkte in Lateinamerika sind 
Brasilien, Argentinien und Mexiko, in Asien China, 
Indien, Indonesien, Israel und Korea, in Afrika und 
den arabischen Ländern Ägypten und Saudi-Ara-
bien. 
Sachlich im Mittelpunkt der Förderung von wissen-
schaftlich-technischer Zusammenarbeit mit Entwick-
lungsländern  stehen Umweltschutz, Energie (erneu-
erbare und fossile Energie bis zur Kernenergie), Bio-
technologie, Meeresforschung sowie Weltraumfor-
schung und -technologie. 
— Bei der Umweltforschung und -technik steht die 

Entwicklung und Anpassung von emissionsarmen 
Technologien für den Einsatz in der Dritten Welt 
im Vordergrund: umweltfreundliche Produktions-
verfahren, Abwasser- und Abfallbehandlung, Er-
haltung ökologisch bedeutsamer, bisher naturbe-
lassener Systeme sowie die Untersuchung von Bo-
denbelastung und -erosion. 

— Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Energie-
forschung betrifft in erster Linie die erneuerbaren 
Energiequellen. Die Entwicklung, Anpassung und 
Erprobung von solarthermischen und photovoltai-
schen Anlagen und Windgeneratoren zur Meeres-
wasserentsalzung, Trocknung, Kühlung, zum 
Pumpen von Wasser sowie zur dezentralen Elektri-
zitätsversorgung gewinnen zunehmendes Ge-
wicht. 

In der kerntechnischen Zusammenarbeit des 
BMFT geht es um Wissensvermittlung und Ausbil-
dung. Hier stehen die Themenbereiche Sicher-
heitstechnik und Qualitätssicherungssysteme, 
kleine Reaktoren und Energieplanungs- und Ver-
sorgungskonzepte im Vordergrund. 

— Auch die biotechnologische Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern  gewinnt rasch an Bedeu-
tung. Als Kooperationsschwerpunkte sind u. a. 
vorgesehen: Erforschung und Bekämpfung von 
Tropenkrankheiten, mikrobielle Abwasser- 
und Abfallaufbereitung, Pflanzenzüchtung und 
nachwachsende Rohstoffe, biochemische Her-
stellungsverfahren für Lebens- und Genußmittel, 
Gewinnung pflanzlicher Wirkstoffe für Arznei-
mittel. 

— In der Meeresforschung sollen durch die Koopera-
tion mit den Küstenstaaten der Dritten Welt vor 
allem die Voraussetzungen für die Nutzung der 
Meeresressourcen und die Probleme der marinen 
Umwelt erfaßt werden. 

— In der Rohstofferkundung und Rohstoffgewinnung 
werden geowissenschaftliche Untersuchungen zur 
Lagerstättenkunde — auch durch Fernerkundung 
— und bergbauliche Folgemaßnahmen in Ent-
wicklungsländern  gefördert. 

— Bei der Weltraumforschung und -technologie steht 
der Zugang zur Nutzung der Fernerkundungsda-
ten durch geeignete Empfangsanlagen und Aus-
wertungsmethoden sowie die Erweiterung und 
Verbesserung der Kommunikationssysteme im 
Mittelpunkt der Zusammenarbeit. 
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Teil V 

Förderorganisationen und Forschungseinrichtungen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1. Einführung 
Der Überblick über die Organisationen und For-
schungseinrichtungen, die aus Bundesmitteln mitfi-
nanziert werden oder mit denen der Bund in beson-
ders hohem Maße kooperiert, spiegelt das vielschich-
tige System der Forschungsförderung in der Bundes-
republik Deutschland wieder. Diese Vielfalt ermög-
licht ganz unterschiedliche Formen und Wege der 
Förderung, die der Unterschiedlichkeit von For-
schungsformen angemessen sind. Aufgrund ihrer ho-
hen Beweglichkeit bei der Förderung neuer Themen 
kommt den Stiftungen besondere Bedeutung zu. 

Ein Blick auf die Hauptgruppen der im folgenden dar-
gestellten Institutionen veranschaulicht die Vielseitig-
keit des deutschen Fördersystems: 
— Vielfältige Formen von Autonomie, Dezentralisa-

tion und Subsidiarität zeigen sich bei den großen 
Förderorganisationen (dazu unter 2.) und den zwei 
wesentlichen Trägerorganisationen von For-
schung in der Bundesrepublik Deutschl and (MPG 
und FhG, unter 3. dargestellt). 
Für die Hochschulforschung nimmt dabei die DFG 
eine herausragende Stellung ein. 

— Insbesondere bei der auf Dauer angelegten 
Grundfinanzierung von vielen der in Teil V be-
schriebenen Organisationen und Forschungsein-
richtungen zeigt sich das durch Artikel 91b Grund-
gesetz ermöglichte kontinuierliche und vertrau-
ensvolle Zusammenwirken von Bund und Ländern 
in der Forschungsförderung. In den Bereich der 
daraufhin 1975 abgeschlossenen Rahmenverein-
barung zwischen Bund und Ländern über die ge-
meinsame Förderung der Forschung gehören ins-
besondere folgende Institutionen: 
O die schon erwähnten Förder- bzw. Trägerorga-

nisationen DFG bzw. MPG und FhG 
O die von Bund und Ländern im Verhältnis 90 : 10 

geförderten  Großforschungseinrichtungen 
(dazu unter 4.) 

O die unter 5. aufgeführten Einrichtungen der sog. 
„Blauen Liste"), die überwiegend im Verhältnis 
50 : 50 finanziert werden. 

— Die unter 6. aufgeführten Bundesanstalten zeigen 
die Bedeutung der Forschung für die Erfüllung der 
Aufgaben einzelner Bundesressorts. 

— Die unter 7. eigens aufgelisteten Einrichtungen der 
Information und Dokumentation verdeutlichen die 
zunehmende Funktion dieser A rt  Infrastruktur für 
die Wissenschaft. 

— Die unter 8. aufgelisteten Projektträger weisen auf 
die dezentralisierte Abwicklung von Aufgaben der 
Projektförderung hin, die so in möglichst engem 
Verbund mit einschlägigen wissenschaftlichen 
Einrichtungen erfolgt. 

Der Wissenschaftsrat ist eine Einrichtung, die zwar 
nicht unmittelbar der Forschungsförderung zuzurech-
nen ist, aber gleichwohl wegen ihrer Bedeutung für 
die gesamte Forschungslandschaft erwähnt werden 
soll. Im Jahre 1957 von Bund und Ländern errichtet, 
erarbeitet er generelle Empfehlungen zur inhaltlichen 
und strukturellen Entwicklung von Wissenschaft und 
Forschung. Aufgrund der Bestimmungen des Hoch-
schulbauförderungsgesetzes (HBFG) hat er u. a. jähr-
lich Empfehlungen zum Rahmenplan für den Hoch-
schulbau auszusprechen. 

Darüber hinaus nimmt der Wissenschaftsrat auf An-
forderung insbesondere von Bund oder Ländern zu 
einzelnen Einrichtungen oder bestimmten Planungen 
oder Entwicklungen gutachtlich Stellung. Dies betrifft 
sowohl den Hochschulbereich wie außeruniversitäre 
Einrichtungen. Als Beispiele seien aus jüngerer Zeit 
genannt: Stellungnahmen bzw. Empfehlungen zu In-
vestitionen für Großgeräte an den Hochschulen, zur 
Ausstattung der Hochschulen mit Rechnerkapazität, 
zur klinischen Forschung an  den Hochschulen; zu 
medizinischen Forschungseinrichtungen außerhalb 
der Hochschulen und zur Errichtung eines deutschen 
geistes- und sozialwissenschaftlichen Forschungsin-
stituts in Japan . 

Der Wissenschaftsrat arbeitet mit einer wissenschaft-
lichen und einer Verwaltungskommission, die seine 
Beschlüsse unter wissenschaftlichen bzw. verwal-
tungsmäßigen Gesichtspunkten vorbereiten. Die 
Kommissionen werden in ihrer Arbeit von der Ge-
schäftsstelle des Wissenschaftsrats in Köln unter-
stützt. 

Die Bundesregierung mißt der Arbeit des Wissen-
schaftsrats auch weiterhin eine wegweisende Funk-
tion für Entwicklung von Wissenschaft und Forschung 
in der Bundesrepublik Deutschl and zu. 
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2. Förderorganisationen 

2.1 Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG), 
Kennedyallee 40, 5300 Bonn 2 

Mitglieder: 53 wissenschaftliche Hochschulen, 
13 außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen, 5 Akademien, 3 Wissen-
schaftsverbände 

Finanzierung: Bund (50 %) und Länder (50 %); für 
Sonderforschungsbereiche und Leib-
niz-Programm Bund (75 %) und Län-
der (25 %) sowie zusätzliche Stif-
tungsmittel und — für bestimmte 
Aufgaben — Sonderfinanzierung des 
Bundes 

Aufgaben 

— Forschungsförderung 

O durch finanzielle Unterstützung von For-
schungsvorhaben 

O durch Förderung der Zusammenarbeit unter 
den Forschern 

O durch Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses 

— Beratung von Parlamenten und Behörden in wis-
senschaftlichen Fragen 

— Pflege der Verbindungen der Forschung zur Wi rt
-schaft und zur ausländischen Wissenschaft. 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die DFG 
über folgende wesentliche Instrumente und Verfah-
ren: 

— Normalverfahren (1988: 42,0 % der DFG-Mittel) 
Im Normalverfahren kann jeder Forscher Mittel für 
eigene Forschungsprojekte erhalten; dieses Ver-
fahren läßt einen breiten Spielraum für den Einzel-
forscher, der nur einem qualifizierten, meist 
schriftlichen Begutachtungsverfahren unterliegt. 

— Sonderforschungsbereiche (1988: 29,4 % der DFG
-

Mittel) 
Sonderforschungsbereiche sind langfristig ange-
legte örtliche Forschungsschwerpunkte einer oder 
mehrerer Hochschulen, oftmals in Zusammenar-
beit mit außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen. 

— Schwerpunktverfahren (1988: 16,9 % der DFG

-

Mittel) 
Im Schwerpunktverfahren arbeiten Forscher ver-
schiedener Einrichtungen mit ihren Forschungs-
projekten im Rahmen eines Schwerpunktprogram-
mes für eine begrenzte Dauer überregional zusam-
men. 

— Forschergruppen (1988: 2,5 % der DFG-Mittel) 
Forschergruppen sind mittelfristig angelegte Zu

-

sammenschlüsse von jeweils wenigen Wissen

-

schaftlern zur gemeinsamen Bearbeitung beson-
ders innovationsträchtiger, meist an den Grenzen 
mehrerer Disziplinen liegender Spezialgebiete. 

— Heisenberg-Programm (1988: 1,8 % der DFG-Mit-
tel) 
Seit 1978 betreut die DFG das von den Regierungs-
chefs des Bundes und der Länder beschlossene 
Heisenberg-Programm zur Förderung des hoch

-q

alifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses. 

— Leibniz-Programm (1988: 1,8 % der DFG-Mittel) 
Mit dem Förderpreis für deutsche Wissenschaftler 
im Gottfried Wilhelm Leibniz-Programm der DFG 
werden hervorragende Wissenschaftler für heraus-
ragende wissenschaftliche Leistungen ausge-
zeichnet und gefördert. 

— Postdoktorandenprogramm (1988: 1,3 % der DFG

-

Mittel) 
Im Postdoktorandenprogramm, das seit 1985 be-
steht, werden promovierte junge Wissenschaftler/ 
innen gefördert, die sich durch die Qualität ihrer 
Promotion als besonders befähigt ausgewiesen ha-
ben. Sie sollen für eine begrenzte Zeit in der 
Grundlagenforschung mitarbeiten und sich damit 
auch für eine künftige Tätigkeit außerhalb der 
Hochschulen weiterqualifizieren. 

— Gerhard Hess-Programm (1988: 0,04 % der DFG

-

Mittel) 
Das 1987 eingerichtete Gerhard Hess-Programm 
soll dem hervorragend qualifizierten wissenschaft-
lichen Nachwuchs die Möglichkeit eröffnen, in ei-
ner Hochschule oder einem Forschungsinstitut 
seine Forschung auf der Grundlage einer mittelfri-
stig gesicherten Förderungszusage zu planen so-
wie bei flexiblem Mitteleinsatz eine eigene Ar-
beitsgruppe aufzubauen. 

— Förderung von Bibliotheken, Finanzierung von 
Großgeräten und die Errichtung von Hilfseinrich-
tungen der Forschung. 

Zur Beratung von Parlamenten und Behörden sowie 
zur Koordinierung von Forschungsvorhaben sind in 
der DFG 22 Senatskommissionen und -ausschüsse tä-
tig. Der Apparateausschuß befaßt sich mit allen Fra-
gen, die im Zusammenhang mit Großgeräten stehen, 
und erarbeitet die Empfehlungen zu den Großgeräte

-

Anmeldungen der Bundesländer im Rahmen des 
Hochschulbauförderungsgesetzes (HBFG). Für Re-
chenanlagen werden die gleichen Aufgaben von der 
Kommission für Rechenanlagen wahrgenommen. 

Struktur und Haushalt 

Die DFG ist eine wissenschaftliche Selbstverwal-
tungsorganisation, in der alle Einrichtungen der For-
schung von allgemeiner Bedeutung Mitglied werden 
und damit die Richtlinien für die Arbeit der DFG be-
stimmen können. 

Zentrales wissenschaftliches Entscheidungsgremium 
ist der Senat, dem 33 Wissenschaftler a ller Fachrich-
tungen angehören. Der Senat verabschiedet u. a. jähr-
lich das Schwerpunktprogramm der DFG und be-
schließt über die mittelfristige Aufgaben- und Finanz- 
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planung (Perspektiven der Forschung und ihrer För-
derung). Der Hauptausschuß der DFG beschließt über 
die finanzielle Förderung der Forschung, insbeson-
dere durch Entscheidungen über Einzelanträge. Er 
besteht aus 15 Wissenschaftlern, die zugleich Mitglie-
der des Senats sind, je sechs Vertretern des Bundes 

und der Länder und zwei Vertretern des Stifterver-
bandes für die Deutsche Wissenschaft. Über die Son-
derforschungsbereiche entscheidet ein Bewilligungs-
ausschuß, dem die Mitglieder des Senatsausschusses 
für die Sonderforschungsbereiche und Vertreter des 
Bundes und aller Länder angehören. 

Förderungsmittel der DFG 1987 bis 1989 

Ist Soll 

1987 1988 1989 

Mio DM % Mio DM % Mio DM % 

Ist(Soll)-Einnahmen 
Herkunft der Mittel 

Bund   644,6 60,0 680,2 60,6 727,2 61,2 

darunter: 
- für die Sonderforschungsbereiche   234,1 21,8 248,3 22,1 256,5 21,6 
- für das Heisenberg-Programm   6,7 0,6 5,8 0,6 7,0 0,6 
- für das Leibniz-Programm   9,8 0,9 13,5 1,2 18,0 1,5 
Länder   420,5 39,2 435,3 38,7 451,4 38,1 

darunter: 
- für die Sonderforschungsbereiche   78,0 7,3 82,8 7,3 85,5 7,2 
- für das Heisenberg-Programm   6,7 0,6 5,8 0,5 7,0 0,6 
- für das Leibniz-Programm   3,3 0,3 4,5 0,4 6,0 0,5 
Stiftungen   4,8 0,5 4,7 0,4 5,7 0,5 

Eigene Einnahmen   2,3 0,3 2,8 0,3 2,8 0,2 

insgesamt   1 072,7 100,0 1 123,0 100,0 1 188,1 100,0 

Quelle: DFG 

Bewilligungen der DFG in Mio DM in den Jahren 1986 bis 1988 

1986 1987 1988 
Bewilligungen 1 ) 

Mio DM % Mio DM % Mio DM 

Allgemeine Forschungsförderung 2 )   728,6 67,6 750,0 67,1 750,3 65,7 
Normalverfahren 3 )   475,4 44,1 443,4 39,7 479,9 42,0 
Forschergruppen   17,7 1,7 22,8 2,0 28,3 2,5 
Schwerpunktverfahren   181,4 16,8 205,2 18,4 192,6 16,9 
Wissenschaftliches Bibliothekswesen 4 )   21,6 2,0 19,5 1,7 20,2 1,8 
Pflege der wissenschaftlichen Beziehungen 
zum Ausland   20,7 1,9 20,9 1,9 21,6 1,9 
Hilfseinrichtungen der Forschung   6,7 0,6 31,2 2,8 0,4 0,04 
Sonstiges   5,1 0,5 7,0 0,6 7,3 0,6 
Sonderforschungsbereiche   315,2 29,2 324,8 29,1 335,6 29,4 
Heisenberg-Programm   14,6 1,4 15,6 1,4 20,7 1,8 
Postdoktoranden-Programm   13,2 1,2 12,1 1,1 14,5 1,3 
Leibniz-Programm   6,5 0,6 14,6 1,3 20,5 1,8 
Gerhard Hess-Programm   - - - - 0,5 0,04 

Insgesamt   1 078,1 100,0 1 117,1 100,0 1 142,1 100,0 

1) Bewilligungen in dem entsprechenden Jahr einschließlich Voraus- und Weiterbewilligungen für nachfolgende Jahre - ohne 
Berücksichtigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löschungen. 

2) Einschließlich Sondermittel, ohne Postdoktoranden-Programm und Gerhard Hess-Programm. 
3) Ohne Forschergruppen. 
4) Ausgaben. 
Quelle: DFG 
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Verteilung der Bewilligungen 1 ) der DFG nach Wissenschaftsbereichen 
und Fachgebieten 1986 bis 1988 in Mio DM 

1986 1987 1988 
Wissenschaftsbereich/Fachgebiet - 

Mio DM % Mio DM % Mio DM % 

Geistes- und Sozialwissenschaften 
Gesellschaftswissenschaften   54,4 5,5 54,7 5,3 51,3 4,9 
Geschichts- und Kunstwissenschaften   48,3 4,8 36,8 3,5 48,4 4,7 
Sprach- und Literaturwissenschaften   28,1 2,8 26,4 2,6 29,7 2,9 
Theologie, Philosophie, 
Psychologie, Pädagogik   26,8 2,7 26,4 2,6 28,4 2,7 

zusammen   157,6 15,8 144,3 14,0 157,8 15,2 

Biologie/Medizin 
Medizin   179,0 17,9 166,3 16,1 180,1 17,3 
Biologie   149,4 15,0 156,0 15,1 142,5 13,7 
Veterinärmedizin   4,1 0,4 16,8 1,6 3,3 0,3 
Agrar- und Forstwissenschaften   28,9 2,9 26,1 2,6 27,5 2,7 

zusammen   361,4 36,2 365,2 35,4 353,4 34,0 

Naturwissenschaften 
Mathematik   12,4 1,2 12,0 1,2 15,5 1,5 
Physik   73,2 7,4 94,4 9,1 95,8 9,2 
Chemie   66,0 6,6 69,7 6,8 74,4 7,2 
Geowissenschaften (feste Erde), Meeres- 
und Wasserforschung, Atmosphärische Wis- 
senschaften   96,1 9,6 112,1 10,9 98,2 9,4 

zusammen   247,7 24,8 288,2 28,0 283,9 27,3 

Ingenieurwissenschaften 
Allgemeine Ingenieurwissenschaften und 
Maschinenwesen   151,9 15,2 150,4 14,6 154,9 14,9 
Architektur, Städtebau, Bauingenieurwesen 20,1 2,0 16,4 1,6 21,6 2,0 

Bergbau und Hüttenwesen   17,3 1,7 15,0 1,5 18,5 1,8 
Elektrotechnik, Informatik   42,7 4,3 51,1 4,9 49,9 4,8 

zusammen   232,0 23,2 232,9 22,6 244,9 23,5 

Insgesamt 2 )   998,7 100,0 1 030,6 100,0 1 040,0 100,0 

1) Bewilligungen in dem betreffenden Jahr einschließlich Mehrjahresbewilligungen für nachfolgende Jahre - ohne Berücksich-
tigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löschungen. 

2) Normal- und Schwerpunktverfahren, Großgeräte (über 100 000 DM), Forschergruppen, Hilfseinrichtungen der Forschung, 
Arbeiten der Kommissionen und Sonderforschungsbereiche. Es sind für die Sonderforschungsbereiche nur die im Haushaltsjahr 
zur Verfügung gestellten Mittel enthalten. 
Ab 1986 einschließlich Rechenanlagen. - Ohne Stipendien der Postdoktoranden- und Heisenberg-Programme. 

Quelle: DFG 
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Förderung der Sonderforschungsbereiche 1 ) nach Bundesländern und Hochschulen 

1968-1988, seit Beginn 

Bundesland Universität 
1988 bewilligt der Förderung 

insgesamt bewi lligt 

Anzahl % Mio DM % Mio DM % 

Baden-Württemberg Freiburg 6 3,8 13,45 4,0 154,79 3,4 
Heidelberg 6 3,8 13,22 3,9 161,79 3,6 
Hohenheim 2 1,3 4,51 1,3 38,26 0,8 
Karlsruhe 7 4,5 17,99 5,4 168,76 3,7 
Konstanz 5 3,2 9,50 2,8 106,39 2,4 
Mannheim - - - 37,28 0,8 
Stuttgart 4 2,6 8,43 2,5 200,42 4,4 
Tübingen 5 3,2 9,07 2,7 138,69 3,1 
Ulm 3 1,9 4,97 1,5 89,25 2,0 
zusammen 38 24,3 81,14 24,1 1095,63 24,2 

Bayern Bayreuth 3 1,9 6,24 1,9 29,76 0,7 
Erlangen-Nürnberg 2 1,3 5,84 1,7 47,57 1,1 
München (Uni) 7 4,5 14,84 4,4 187,20 4,1 
München (TU) 6 3,8 11,43 3,4 208,65 4,6 
Regensburg 3 1,9 5,58 1,7 30,93 0,7 
Würzburg 4 2,6 10,63 3,2 92,20 2,0 
zusammen 25 16,0 54,56 16,3 596,31 13,2 

Berlin Freie Universität 4 2,6 8,89 2,6 136,18 3,0 
Techn. Universität 6 3,8 17,67 5,3 133,06 2,9 
zusammen 10 6,4 26,56 7,9 269,24 5,9 

Bremen Bremen 1 0,7 0,60 0,2 0,60 0,1 
Hamburg Hamburg 3 1,9 7,08 2,1 209,76 4,6 

Hamburg-Harburg 1 0,7 1,32 0,4 3,22 0,1 
zusammen 4 2,6 8,40 2,5 212,98 4,7 

Hessen Darmstadt 2 1,3 2,80 0,8 30,42 0,7 
Frankfurt 6 3,8 15,43 4,6 128,37 2,8 
Gießen 1 0,6 3,37 1,0 73,77 1,6 
Marburg 4 2,6 5,98 1,8 91,54 2,0 
zusammen 13 8,3 27,58 8,2 324,10 7,1 

Niedersachsen Braunschweig 3 1,9 6,80 2,0 94,62 2,1 
Clausthal-Zellerfeld 2 1,3 4,14 1,2 20,57 0,5 
Göttingen 6 3,8 10,94 3,3 185,26 4,1 
Hannover (TiHo) 1 0,7 1,42 0,4 57,28 1,3 
Hannover (TU) 8 5,1 14,05 4,2 232,39 5,1 
Osnabrück 2 1,3 5,27 1,6 14,28 0,3 
zusammen 22 14,1 42,62 12,7 604,40 13,4 

Nordrhein-Westfalen Aachen 6 3,8 14,69 4,4 301,66 6,7 
Bielefeld 4 2,6 8,29 2,5 32,26 0,7 
Bochum 2 1,3 4,50 1,3 102,67 2,3 
Bonn 3 1,9 3,87 1,2 129,37 2,9 
Dortmund 1 0,6 2,43 0,7 19,11 0,4 
Düsseldorf 3 1,9 4,82 1,4 78,24 1,7 
Duisburg 3 1,9 7,39 2,2 26,60 0,6 
Essen 3 1,9 4,67 1,4 29,00 0,6 
Köln 3 1,9 7,31 2,2 129,73 2,9 
Münster 2 1,3 3,70 1,1 117,14 2,6 
Siegen 1 0,7 1,36 0,4 3,79 0,1 
Wuppertal 1 0,7 1,05 0,3 11,41 0,3 
zusammen 32 20,5 64,08 19,1 980,98 21,8 

Rheinland-Pfalz Kaiserslautern 1 0,7 2,96 0,9 27,41 0,6 
Mainz 
Trier 

4 
1 

2,6 
0,6 

14,84 
1,04 

4,4 
0,3 

150,09 
1,51 

3,3 
0,1 

zusammen 6 3,9 18,84 5,6 179,01 4,0 
Saarland Saarbrücken 3 1,9 6,28 1,9 114,98 2,5 
Schleswig-Holstein Kiel 2 1,3 4,99 1,5 140,43 3,1 

Insgesamt 2) 156 100,0 335,65 100,0 4 518,66 100,0 
1) Zur Verfügung gestellte Mittel. 
2) Einschließlich Mittel für die Teilnahme der Gutachter an wissenschaftlichen Kolloquien sowie Kongreßreisen (Übersee und 

Osteuropa) von Mitarbeitern der Sonderforschungsbereiche (1988: 1 050 000 DM).  Quelle: DFG 
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2.2 Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH), 
Jean-Paul-Straße 12, 5300 Bonn 2 

Rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Aufgaben 

— Der Zweck der Stiftung besteht darin, wissen-
schaftlich hochqualifizierten Akademikern frem-
der Nationalität durch die Gewährung von For-
schungsstipendien und Forschungspreisen die 
Möglichkeit zu geben, ein Forschungsvorhaben in 
der Bundesrepublik Deutschland durchzuführen, 
und die sich ergebenden wissenschaftlichen Ver-
bindungen zu erhalten. 

— Förderungskriterium 

O wissenschaftliche Qualifikation der Bewerber, 
keine Quoten oder Kontingente für Länder bzw. 
Fachgebiete. 

Dieses Förderungsprogramm besteht seit 1953, die 
Geschichte der Stiftung reicht über 100 Jahre zu-
rück. 

Neuere Aufgaben 

— Vergabe von Feodor-Lynen-Forschungsstipendien 
an deutsche promovierte Nachwuchswissenschaft-
ler zur Forschungszusammenarbeit mit ehemali-
gen Humboldt-Gastwissenschaftlern im Ausland 

— Verleihung von Humboldt-Preisen an Natur- und 
Ingenieurwissenschaftler aus den USA 

— Verleihung von Forschungspreisen an hervorra-
gende ausländische Geisteswissenschaftler 

— Vergabe von Forschungsstipendien an junge 
hochqualifizierte Wissenschaftler westeuropäi-
scher Staaten insbesondere aus kleinen Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften zur Durchfüh-
rung konkreter Forschungsvorhaben in der Bun-
desrepublik Deutschland, auch im Rahmen zeitlich 
begrenzter Partnerschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Alexander von Humboldt-Stiftung ist eine rechts-
fähige Stiftung des bürgerlichen Rechts zur Förde-
rung der internationalen wissenschaftlichen Zusam-
menarbeit mit gemeinnützigem Charakter. S tifter ist 
die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den 
Bundesminister des Auswärtigen. Die Stiftung wird 
aus dem Einzelplan des Auswärtigen Amtes institutio-
nell gefördert. 

Organe der Stiftung: Vorstand, der Präsident und der 
Generalsekretär. 

Die Aufsicht (Staatsaufsicht nach dem Stiftungsgesetz 
NW) über die Stiftung führt der Regierungspräsident 
in Köln. 

Ausgaben in Mio DM 
Ist Soll 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 53,1  57,4 55,6 
darunter: 

Personalausgaben .   (4,0)  (4,4) (4,2) 
Investitionen   19,2  5,4 1,4 

insgesamt   72,3  62,8 57,0 

Personal 1987 1988 1989 

Wissenschaftliches 
Personal   — — — 
Technisches Personal . — — — 
Verwaltungspersonal . 54 54 54 

insgesamt   54 54 54 

Quelle: Alexander von Humboldt- Stiftung 

2.3 Deutscher Akademischer Austauschdienst 
(DAAD), Kennedyallee 50, 5300 Bonn 2 

Aufgaben 

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) 
dient der Pflege der akademischen Beziehung zum 
Ausland, insbesondere durch die Förderung des Aus-
tausches von Studenten und Wissenschaftlern. 

Dies geschieht durch: 

— Vergabe von Stipendien zur Förderung von Aus- 
und Fortbildung sowie von Forschungsarbeiten im 
Hochschulbereich an ausländische und deutsche 
Studenten, Praktikanten, jüngere Wissenschaftler 
und Hochschullehrer 

— Vermittlung und Förderung deutscher wissen-
schaftlicher Lehrkräfte aller Fachrichtungen (ein-
schließlich Lektoren der deutschen Sprache, Lite-
ratur und Landeskunde) zu Lang- oder Kurzzeitdo-
zenturen an ausländische Hochschulen 

— Information über Studien- und Forschungsmög-
lichkeiten im In- und Ausland durch Publikatio-
nen, mündliche und schriftliche Auskünfte sowie 
durch die Organisation und Förderung von Infor-
mationsaufenthalten deutscher und ausländischer 
Wissenschaftler und Studentengruppen 

— Betreuung der ehemaligen Stipendiaten vor allem 
im Ausland durch Wiedereinladungen, Nachkon-
taktveranstaltungen und Publikationen. 

Struktur und Haushalt 

Der DAAD hat die Rechtsform eines eingetragenen 
Vereins privaten Rechts. Seine Mitglieder sind die in 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz vertretenen 
wissenschaftlichen Hochschulen und Fachhochschu- 
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len sowie deren Studentenschaften. Die Mitglieder-
versammlung wählt einen Vorstand, der für die För-
derungspolitik verantwortlich ist. 

Die Geschäftsstelle des DAAD befindet sich in Bonn. 
Außenvertretungen werden in London, Paris, New 
York, Kairo, Neu-Delhi, Rio de Janeiro, Nairobi, Tokio 
und San José (Costa Rica) unterhalten. Ein Büro in 
Berlin (West) ist insbesondere für die Durchführung 
des Berliner Künstlerprogramms zuständig. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben stehen dem DAAD in 
erster Linie öffentliche Mittel zur Verfügung, vor-
nehmlich aus dem Auswärtigen Amt, daneben aus 
dem Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft, dem Bundesministerium für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit, dem Bundesministerium für For-
schung und Technologie sowie den Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland. Weitere finanzielle Zuwen-
dungen für besondere Vorhaben und Programme er-
hält der DAAD von nationalen, bi- bzw. internationa-
len Stiftungen, Institutionen und Einrichtungen. 

Ist 
Ausgaben in Mio DM 1989 

1987 1988 

Gesamtausgaben   181,5  198,2 219,6 

darunter: 
Verwaltungs- 
ausgaben   (20,8)  ( 22,6) ( 27,1) 

geförderte Personen . . 27 200  31 300 

Mitarbeiter des DAAD 247 im Inland 
60 im Ausland 

und im Büro Berlin 

Quelle: DAAD 

2.4 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, 
Brucker Holt 56-60, 4300 Essen 1, Bredeney 

Finanzierung: Mitgliedsbeiträge, Spenden, treuhän-
derisch verwaltete Stiftungen und Stif-
tungsfonds 

Aufgaben 

Der Stifterverband, die Gemeinschaftsaktion der 
Wirtschaft, fördert Wissenschaft und Technik in For-
schung und Lehre und den wissenschaftlich-techni-
schen Nachwuchs und regt die Öffentlichkeit zur För-
derung von Wissenschaft und Technik an. Er erfüllt 
seine Aufgabe in Zusammenarbeit mit den wissen-
schaftlichen Selbstverwaltungsorganisationen, denen 
er Mittel ohne Projektbindung und Mittel zur Finan-
zierung wissenschaftlicher Projekte in nicht oder nicht 
ausreichend geförderten Bereichen und zur Förde-
rung des Wissenschaftleraustausches zur Verfügung 
stellt. 

Förderungsschwerpunkte: 

— Internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit 

— Medizinische Forschung und biowissenschaftliche 
Forschung 

— Geisteswissenschaften 

— Struktur und Organisa tion der Wissenschaft 

— Wissenschaft und Öffentlichkeit 

— Wissenschaftlicher Nachwuchs. 

Dienstleistungen und Hilfseinrichtungen für Wissen-
schaft und Wissenschaftsförderung: 

— Stiftungszentrum 

— Treuhandverwaltung 

— Wissenschaftsstatistik 

— Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen 

— Wissenschaftszentrum in Bonn-Bad Godesberg. 

Struktur und Haushalt 

Die Mitglieder dieses gemeinnützigen eingetragenen 
Vereins (z. Z. rd. 5 100) sind Einzelpersonen, Unter-
nehmen und Verbände. 

Der Stifterverband erhält seine Mittel aus folgenden 
Quellen: 

— Zuwendungen für das Förderungsprogramm des 
Stifterverbandes (1988: 29,8 Mio DM) 

— Zuwendungen mit Zweckempfehlung für För-
derungsinitiativen von Mitgliedern (1988: 
11,5 Mio DM) 

— Ausschüttung treuhänderischer Stiftungen und 
Stiftungsfonds (1988: 139 Stiftungen und Stif-
tungsfonds mit einem Gesamtvermögen von 
705 Mio DM;  Ausschüttungen  1988: 
59,2 Mio DM). 

Fördermittel und Verwaltungsausgaben 
von 1986 bis 1988 

(in Mio DM) 

1986 1987 1988 

Förderungsmittel   74,2  107 100,4 
darunter: 

Verwaltungs- 
ausgaben   2,9 2,6 3,1 

Quelle: Stifterverband 

2.5 Volkswagen-Stiftung, Kastanienallee 35, 
Postfach 81 05 09, 3000 Hannover 81 

Finanzierung: Erträge aus Stiftungsvermögen und 
Dividenden auf Aktienbesitz von Bund 
und Land Niedersachsen an der Volks-
wagen AG 
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Aufgaben 

- Förderung von Wissenschaft und Technik in For-
schung und Lehre 

O Förderung kann für alle Ausgabearten in der 
Forschung und wissenschaftlichen Lehre ge-
währt werden. Die Mittel werden an wissen-
schaftliche Einrichtungen vergeben, nicht an 

 Einzelpersonen. Sie dürfen nicht zur Entlastung 
von Etatmitteln führen; Gewährung in der Re-
gel für höchstens fünf Jahre. 

- Förderungsprogramm der Stiftung 

O auf thematisch und zeitlich wechselnde 
Schwerpunkte begrenzt (1988: 18 Schwer-
punkte mit geistes- und gesellschaftswissen-
schaftlicher, natur-, ingenieur- und biowissen-
schaftlicher Themenstellung, z. T. auch fachof-
fen)  oder auch teilweise Einzelprojekte außer-
halb der Schwerpunkte. 

Struktur und Haushalt 

Vorstand: Kuratorium von 14 Mitgliedern (je 7 beru-
fen vom Bund und Land Niedersachsen für eine Amts-
zeit von fünf Jahren); Leitung der Geschäftsstelle 
(1988: 95 Mitarbeiter) durch den vom Kuratorium be-
stellten Generalsekretär. 

Stiftungskapital rd. 1,8 Mrd DM. Förderungsmittel 
(1987: 167,8 Mio DM Neubewilligungen) stammen 
aus der Anlage des Stiftungsvermögens, aus Dividen-
deneinnahmen auf Aktienbesitz des Bundes und des 
Landes Niedersachsen an der Volkswagen AG (je 
20 % des ursprünglichen Grundkapitals), die sat-
zungsgemäß der Stiftung zukommen, sowie aus son-
stigen Erträgen. Der Gegenwert auf den Anteil des 
Landes Niedersachsen an den obengenannten Divi-
denden sowie 10 % der übrigen Erträge sind vorab 
entsprechend den Vorschlägen der Niedersächsi-
schen Landesregierung zu vergeben („Niedersächsi-
sches Vorab"). 

Gesamtausgaben (in Mio DM) und Mitarbeiter 
1985-1987 

1985 1986 1987 

Bewilligungen   137,0 156,6 167,8 
darunter: 

Vorab 
Niedersachsen   (31,5) (56,9) (57,8) 

Auszahlungen 1 )   99,2 112,5 119,2 
Verwaltungskosten   7,4 10,5 9,5 
Anzahl der Mitarbeiter 94 95 95 

1 ) auch aus den Bewilligungen früherer Jahre 
Quelle: Volkswagen-Stiftung 

Bewilligungen der Volkswagen-Stiftung nach Wissenschaftsbereichen und Empfängergruppen 
1985 bis 1987 2 ) 

Bewilligte Mittel nach Wissenschaftsbereichen 

1985 1986 1987 

Mio DM % Mio DM % Mio DM % 

Geistes- und Gesellschaftswissenschaften   48,8 45,4 40,9 41,3 41,8 38,1 
Naturwissenschaften und Medizin   28,0 26,1 24,4 24,7 35,9 32,8 
Ingenieur- und 
Angewandte Wissenschaften   30,6 38,5 24,7 24,9 22,8 20,9 
Begegnungszentren   - - 9,0 9,1 9,0 8,2 

Insgesamt ... 107,4 100,0 99,0 100,0 109,5 100,0 

Bewilligte Mittel nach Empfängergruppen 

1985 1986 1987 

Mio DM % Mio DM % Mio DM % 

Wissenschaftliche Hochschulen   74,0 68,9 57,0 57,6 66,5 60,7 
Andere wissenschaftliche Einrichtungen .   16,2 15,1 28,2 28,4 31,6 28,8 
Ausländische wissenschaftliche 
Einrichtungen   17,2 16,0 13,8 14,0 11,5 10,5 

Insgesamt ... 107,4 100,0 99,0 100,0 109,6 100,0 

2) (Ohne Vorab Niedersachsen), einschließlich Freigaben aus Programmbewilligungen, auch früherer Jahre 
Quelle: Volkswagen-Stiftung 
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2.6 Arbeitsgemeinschaft industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AlF), 
Bayenthalgürtel 23, 5000 Köln 51 

Finanzierung: Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 
und Eigenaufwendungen der Indu-
strie 

Aufgaben 

Die im Jahr 1954 gegründete AIF ist ein Zusammen-
schluß von Forschungsvereinigungen, in denen mit 
Hilfe industrieller Gemeinschaftsforschung und 
-entwicklung die strukturbedingten Nachteile der 
kleinen und mittleren Unternehmen, die keine eige-
nen Forschungseinrichtungen unterhalten können, 
ausgeglichen werden sollen. Sie bietet damit diesen 
Unternehmen die Möglichkeit, durch Nutzung der 
Forschungsergebnisse ihre Produkt- und Verfahrens-
innovationen auf gesicherte wissenschaftliche Grund-
lagen zu stellen. Die AIF ist eine Selbstverwaltungs-
organisation der Wirtschaft und vertritt die gemein-
schaftlichen Interessen ihrer Mitgliedsvereinigun-
gen. 

Der BMWi fördert die industrielle Gemeinschaftsfor-
schung und -entwicklung und hat die AIF vertraglich 
mit der Abwicklung dieser Maßnahme betraut. 

Gefördert werden Projekte der anwendungsorientier-
ten Grundlagenforschung aus nahezu allen Bereichen 
der Wirtschaft, die an den FuE-Bedürfnissen der klei-
nen und mittleren Unternehmen ausgerichtet sind. 
Die Themen der Forschungsprojekte sind in der Regel 
branchenspezifisch orientiert. In letzter Zeit hat sich 
jedoch ein starker Bedarf an  branchenübergreifenden 
Projekten manifestiert. Diesem Bedarf trägt die AIF 
Rechnung dadurch, daß jetzt auch Querschnittsvorha-
ben — zunächst in den Bereichen Qualitätssicherung 
und Umweltschutz — durchgeführt werden. Diese 
Förderung wirkt, da sie einzelnen Unternehmen nicht 
unmittelbar zugute kommt und die Projekte sich im 
marktfernen Bereich bewegen, wettbewerbsneutral 
und indirekt. Die Forschungsergebnisse werden ver-
öffentlicht und stehen allen Wirtschaftszweigen zur 
Verfügung. Wegen der angestrebten Breitenwirkung 
werden bewußt keine Förderschwerpunkte gesetzt. 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Förderung 
der industriellen Gemeinschaftsforschung ist, daß die 
Forschungsvereinigungen insgesamt Mittel in minde-
stens der gleichen Höhe wie der BMWi für Zwecke 
der Gemeinschaftsforschung aufbringen. 

Die AIF berät darüber hinaus die deutsche Wi rtschaft 
in allen Fragen der industriellen Gemeinschaftsfor-
schung und -entwicklung, fördert den Erfahrungsaus-
tausch zwischen Wissenschaft und Indust rie auf natio-
naler und internationaler Ebene und dokumentiert 
ihre Forschungs- und Entwicklungsergebnisse. 

Unbeschadet ihrer originären Aufgaben auf dem Ge-
biet der industriellen Gemeinschaftsforschung ist die 
AIF vom Bundesminister für Forschung und Techno-

logie (BMFT) mit der Abwicklung der Maßnahmen 
„Förderung der Auftragsforschung und -entwick-
lung" und „FuE-Personalzuwachsförderung" beauf-
tragt. 

Struktur und Haushalt 

Die AIF hat die Rechtsform eines eingetragenen ge-
meinnützigen Vereins. Ihr gehören z. Z. 96 industri-
elle Forschungsvereinigungen aus 34 Industriespar-
ten an. Diese Forschungsvereinigungen unterhalten 
64 eigene Institute und arbeiten darüber hinaus mit 
Hochschulinstituten, Max-Planck-Instituten, Fraun-
hofer-Instituten, Bundesforschungsanstalten u. a. zu-
sammen. Entsprechend dem Gebot strikter Wettbe-
werbsneutralität können Förderanträge nicht von Un-
ternehmen, sondern nur von den Forschungsvereini-
gungen gestellt werden. Sie werden von ehrenamtlich 
tätigen AIF-Gutachtergruppen geprüft. Der Bewilli-
gungsausschuß der AIF, dem Wissenschaftler, Vertre-
ter des BMWi, der Länder und der Wirtschaft angehö-
ren, entscheidet auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Begutachtung darüber, welche Vorhaben der Ge-
meinschaftsforschung dem BMWi zur Förderung 
empfohlen werden. 

Ausgaben für Ist Soll Gemeinschaftsforschung 

in Mio DM 1987 1988 1989 

Zuwendungen 
des BMWi   101,8  102,0 109,0 

Neben diesen vom Bundesminister für Wirtschaft der 
AIF ausschließlich für die Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung zur Verfügung gestellten 
Mitteln erhalten einzelne AIF-Forschungsvereinigun-
gen oder -institute projektgebundene Zuschüsse im 
Rahmen von Fachprogrammen des BMFT. Für 1989 
betragen diese BMFT-Projektzuwendungen, die nur 
zu einem geringen Teil der industriellen Gemein-
schaftsforschung zuzurechnen sind, schätzungsweise 
30 Mio DM. 

Personal 
in AlF-Instituten 1986 1987 1988 

Wissenschaftliches 
Personal   1 056 1 109 1 603 
Technisches 
Personal l)   2 899 2 971 2 100 
Verwaltungs- 
personal 1 )   — — 1 166 

insgesamt   3 955 4 080 4 869 

1) Trennung ab 1988 
Quelle: BMWi 
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3. Trägerorganisationen 

3.1 Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften e. V. (MPG), 
Residenzstraße 1 a, 8000 München 1 

Institutionelle Förderung: Bund (50 %) und Länder 
(50 %) 

Aufgaben 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wis-
senschaften e. V. 

- ist eine Trägerorganisation für z. Z. rd. 60 hoch-
schulfreie Institute, Forschungsstellen und befri-
stete Klinische Forschungs- und Arbeitsgruppen 
unterschiedlicher Größe, Struktur und Aufgaben-
stellung 

- betreibt Grundlagenforschung in ausgewählten 
Bereichen der Natur-, Geistes- und Sozialwissen-
schaften 

- fördert neue Forschungsgebiete und ergänzt damit 
die Forschung an den Hochschulen 

- kooperiert mit den Hochschulen und stellt ihre 
Großgeräte auch der Hochschulforschung zur Ver-
fügung. 

Struktur und Haushalt 

Als Selbstverwaltungsorganisation der Wissenschaft 
gewährt die Max-Planck-Gesellschaft ihren leitenden 
Wissenschaftlern freie Hand bei der Wahl der For-
schungsthemen und der Durchführung der For-
schungsarbeiten. 

Zur Finanzierung ihrer Forschungseinrichtungen ste-
hen der Max-Planck-Gesellschaft neben den Mitteln 
der institutionellen Förderung auch Mittel aus der 
Projektförderung sowie private Mittel zur Verfü-
gung. 

Ausgaben in Mio DM Ist Soll 
Allgemeiner Haushalt 1) 1987 1988 1989 2 ) 

Laufende Ausgaben . . 856,0  889,3 901,4 
darunter: 

Personalausgaben .   (508,1)  (530,0) (543,5) 
Investitionen   184,4  194,5 177,6 
darunter: 

Bautenmaßnahmen . (83,0)  (73,9) (59,6) 

insgesamt   1 040,4  1 083,8 1 079,0 

Personal  1987 1988 
Ist 

30. Juni 
1989 

Forscher   1 826 1 842 1 815 
Techniker   2 647 2 655 2 597 
Übrige   2 546 2 547 2 495 

insgesamt   7 019 7 044 6 907 

1) Gesamthaushalt der MPG ohne Ausgaben des Max-Planck-
Instituts für Plasmaphysik, einschließlich der Projektförde-
rung und der Zuschüsse an die selbständigen MPI für Eisen-
forschung und MPI für Kohlenforschung 

2) Die Mittel zur Projektförderung sind entsprechend dem Be-
willigungsstand Haushaltsplanung 1989 berücksichtigt. 

Quelle: BMFT 

Förderung der Forschungsbereiche in der Max-Planck-Gesellschaft 
auf der Grundlage des Haushaltsplans 1989 unter Einbeziehung der Projektförderung 

Ausgaben Wissenschaftliches Personal 
Forschungsbereich - 

TDM in % Stellen in % 

Chemie   132 231,0 12,3 233  12,6 
Physik   247 313,0 22,9 413  22,2 
Astronomie und Astrophysik   122 974,5 11,4 240  12,9 
Atmosphärische Wissenschaften, 
Geowissenschaften   52 319,4 4,8 96  5,2 
Mathematik   4 602,6 0,4 4  0,2 
Informatik   7 408,0 0,7 8  0,4 
Biologisch orientierte Forschung   300 612,2 27,9 473  25,5 
Medizinisch orientierte Forschung   128 877,6 11,9 154  8,3 
Rechtswissenschaften   38 345,7 3,6 116  6,3 
Geschichtswissenschaften   11 237,8 1,0 30  1,6 
Gesellschaftswissenschaften   33107,7 3,1 90  4,8 

insgesamt   1 079 029,5 100,0 1 857  100,0 

Quelle: BMFT 
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Übersicht über die Institute, Forschungsstellen und Klinischen Forschungsgruppen 
der Max-Planck-Gesellschaft nach Bundesländern 

Baden-Württemberg 
Max-Planck-Institut für Astronomie 
Königstuhl 17 
6900 Heidelberg 1 
Max-Planck-Institut für Biologie 
Spemannstraße 32 
7400 Tübingen 1 
Max-Planck-Institut für Entwicklungsbiologie 
Spemannstraße 35 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 
Max-Planck-Institut für Festkörperforschung 
Heisenbergstraße 1 
Postfach 80 06 65 
7000 Stuttgart 80 
Friedrich-Miescher-Laboratorium 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Spemannstraße 37-39 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 
Max-Planck-Institut für Immunbiologie 
Stübeweg 51 
Postfach 11 69 
7800 Freiburg 
Max-Planck-Institut für Kernphysik 
Saupfercheckweg 1 
Postfach 10 39 80 
6900 Heidelberg 1 
Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik 
Spemannstraße 38 
7400 Tübingen 1 
Max-Planck-Institut für medizinische Forschung 
Jahnstraße 29 
Postfach 10 38 20 
6900 Heidelberg 1 
Max-Planck-Institut für Metallforschung 
Seestraße 92 
7000 Stuttgart 1 
Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht 
Günterstalstraße 73 
7800 Freiburg 
Max-Planck-Institut für ausländisches Recht und 
Völkerrecht 
Berliner Straße 48 
6900 Heidelberg 1 
Max-Planck-Institut für Zellbiologie 
Rosenhof 
6802 Ladenburg bei Heidelberg 

Bayern 
Arbeitsgruppe Afheldt in der 
Max-Planck-Gesellschaft 
Bahnhofplatz 4 
8130 Starnberg 
Max-Planck-Institut für Biochemie 
Am Klopferspitz 18a 
8033 Martinsried bei München 

Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Patent-, Urheber- und 
Wettbewerbsrecht 
Siebertstraße 3 
8000 München 80 
Max-Planck-Institut für Physik und Astrophysik 
Föhringer Ring 6 
Postfach 40 12 12 
8000 München 40 
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik 
Boltzmannstraße 2 
8046 Garching bei München 
Max-Planck-Institut für Psychiatrie 
(Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie) 
Kraepelinstraße 2 und 10 
Postfach 40 12 40 
8000 München 40 
Max-Planck-Institut für psychologische 
Forschung 
Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40 
Max-Planck-Institut für Quantenoptik 
Ludwig-Prandtl-Straße 10 
Postfach 15 13 
8046 Garching bei München 
Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Sozialrecht 
Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40 
Max-Planck-Institut für Verhaltensphysiologie 
8131 Seewiesen über Starnberg/Obb. 
Forschungsstelle Gottstein 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Frankfurter Ring 243 
Postfach 40 06 48 
8000 München 40 
Forschungsstelle für Humanethologie 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Von-der-Tann-Straße 3-5 
8138 Andechs 
Max-Planck-Gesellschaft 
Klinische Forschungsgruppe für Multiple 
Sklerose an der Neurologischen Klinik der 
Universität Würzburg 
(Hermann und Lilly Schilling-Forschungsgruppe) 
Josef-Schneider-Straße 11 
Postfach 61 20 
8700 Würzburg 
Max-Planck-Gesellschaft, Klinische Arbeits-
gruppen für Rheumatologie am Institut für 
Klinische Immunologie und Rheumatologie 
der Universität Erlangen-Nürnberg 
Schwabachanlage 10 
8520 Erlangen 
Berlin 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 
Lentzeallee 94 
1000 Berlin 33 
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Fritz-Haber-Ins titut der Max-Planck-Gesellschaft 
Faradayweg 4-6 
1000 Berlin 33 

Max-Planck-Institut für molekulare Gene tik 
Ihnestraße 73 
1000 Berlin 33 

Projektgruppe für Kognitive Anthropologie 
Frauenstraße 6 
1000 Berlin 45 

Hamburg 
Max-Planck-Institut für Meteorologie 
Bundesstraße 55 
2000 Hamburg 13 

Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Privatrecht 
Mittelweg 187 
2000 Hamburg 13 

Max-Planck-Gesellschaft 
Arbeitsgruppen für strukturelle Molekular-
biologie 
Gebäude 25b, c/o DESY 
Notkestraße 85 
2000 Hamburg 52 

Hessen 
Max-Planck-Institut für Biophysik 
Kennedyallee 70 
6000 Frankfurt/Main 70 

Gmelin-Institut für anorganische Chemie und 
Grenzgebiete der Max-Planck-Gesellschaft 
Varrentrappstraße 40-42 
Carl-Bosch-Haus 
Postfach 90 04 67 
6000 Frankfurt/Main 90 

Max-Planck-Ins titut für Hirnforschung 
Deutschordenstraße 46 
Postfach 71 06 62 
6000 Frankfurt/Main 71 

Max-Planck-Ins titut für physiologische und 
klinische Forschung, W. G. Kerckhoff-Institut 
Parkstraße 1 
6350 Bad Nauheim 

Max-Planck-Ins titut für europäische 
Rechtsgeschichte 
Friedrichstraße 2-6 
6000 Frankfurt/Main 1 

Max-Planck-Gesellschaft 
Klinische Forschungsgruppe für Blutgerinnung 
und Thrombose am Klinikum der Universität 
Gießen 
Gaffkystraße 11 
6300 Gießen 

Niedersachsen 
Max-Planck-Ins titut für Aeronomie 
Postfach 20 
3411 Katlenburg-Lindau 

Max-Planck-Ins titut für biophysikalische Chemie 
(Karl-Friedrich-Bonhoeffer-Institut) 
Am Faßberg 
Postfach 28 41 
3400 Göttingen-Nikolausberg 

Max-Planck-Ins titut für experimentelle 
Endokrinologie 
Feodor-Lynen-Straße 7 
Postfach 61 03 09 
3000 Hannover 61 

Max-Planck-Ins titut für Geschichte 
Hermann-Föge-Weg 11 
Postfach 28 33 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Ins titut für experimentelle Medizin 
Hermann-Rein-Straße 3 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Institut für Strömungsforschung 
Bunsenstraße 10 
Postfach 28 53 — 28 54 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Gesellschaft 
Klinische Arbeitsgruppe Biologische Regula tion 
der Wirt-Tumor-Interak tion 
an der Medizinischen Klinik der Universität 
Göttingen 
Goßlerstraße 10d 
3400 Göttingen 

Nordrhein- Westfalen 
Max-Delbrück-Laboratorium 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Carl-von-Linné-Weg 10 
5000 Köln 30 

Max-Planck-Ins titut für Eisenforschung GmbH 
Max-Planck-Straße 1 
Postfach 14 02 60 
4000 Düsseldorf 1 

Max-Planck-Institut für Ernährungsphysiologie 
Rheinlanddamm 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-Ins titut für Gesellschaftsforschung 
Lothringer Straße 78 
5000 Köln 1 

Max-Planck-Ins titut für Kohlenforschung 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1 
Postfach 01 13 53 
4330 Mülheim/Ruhr 1 

Max-Planck-Ins titut für Mathematik 
Gottfried-Claren-Straße 26 
5300 Bonn 3 

Max-Planck-Ins titut für neurologische Forschung 
Ostmerheimer Straße 200 
5000 Köln 91 

Max-Planck-Ins titut für Radioastronomie 
Auf dem Hügel 69 
5300 Bonn 1 
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Max-Planck-Ins titut für Strahlenchemie 
Stiftstraße 34-36 
4330 Mülheim/Ruhr 1 

Max-Planck-Institut für Systemphysiologie 
Rheinlanddamm 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-Institut für Züchtungsforschung 
(Erwin-Baur-Institut) 
Egelspfad 
5000 Köln 30 

Rheinland-Pfalz 
Max-Planck-Institut für Chemie 
(Otto-Hahn-Institut) 
Saarstraße 23 
Postfach 30 60 
6500 Mainz 

Max-Planck-Institut für Polymerforschung 
Ackermannweg 10 
Postfach 31 48 
6500 Mainz  

Saarland 
Max-Planck-Institut für Informatik 
6600 Saarbrücken 
(In Gründung) 

Schleswig-Holstein 
Max-Planck-Institut für Limnologie 
August-Thienemann-Straße 2 
Postfach 1 65 
2320 Plön/Holstein 

Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
gelegene Max-Planck-Institute 
Bibliotheca Hertziana — Max-Planck-Ins titut 
Palazzo Zuccari  
Via Gregoriana 28 
I-00187 Rom, Italien 

Max-Planck-Institut für Psycholinguistik 
Wundtlaan 1 
NL-6525 XD Nijmegen, Niederlande 

Quelle: BMFT 
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3.2 Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e. V. (FhG), 
Leonrodstraße 54, 8000 München 19 

Finanzierung: a) 27 Vertragsforschungsinstitute: 
70 % eigene Erträge, 30 % erfolgs-
abhängige institutionelle Förde-
rung — davon 90 % Bund/BMFT 
und 10 % sieben Länder 

b) sechs verteidigungsbezogene For-
schungsinstitute: 
100 % Förderung durch den Bund/ 
BMVg (institutionelle Förderung 
und Projektfinanzierung) 

b)

zwei  Dienstleistungseinrichtun 
gen: 
20 % eigene Erträge, 80 % institu-
tionelle Förderung — davon 90 
durch Bund/BMFT und 10 % sie-
ben Länder 

Aufgaben 

— Vertragsforschung 
O Auftragsforschung für Wi rtschaft 

O Projektforschung für staatliche Stellen 

O Verbundprojektforschung für Wirtschaftsunter-
nehmen und staatliche Institutionen 

O FuE-Vorhaben für kleinere und mittlere Unter-
nehmen 

O Eigenforschungsvorhaben (durch institutionelle 
Förderung) zur Erhaltung der wissenschaftli-
chen Qualität, Sicherung der Marktchancen 
und Erschließung neuer Forschungsbereiche 

— Verteidigungsforschung 
O Ressortforschung für den BMVg (Grund- und 

Projektfinanzierung zu 100 % durch den 
BMVg) 

— Dienstleistungen 
O Patentstelle für die Deutsche Forschung als 

Dienstleistungseinrichtung für öffentliche For-
schungseinrichtungen und freie Erfinder 

O Informationszentrum Raum und Bau als Daten-
bankanbieter für die Bereiche Raumordnung, 
Städtebau, Wohnungswesen und Bauwesen. 

Struktur und Haushalt 

Die Geschäfte der FhG führt der Vorstand; er wird 
dabei von der Zentralverwaltung unterstützt. Der Se-
nat wird von der Mitgliederversammlung gewählt und 
beschließt die Grundzüge der Forschungspolitik, die 
Forschungs- und Ausbauplanung und entscheidet 
über die Errichtung bzw. Auflösung oder fachliche 
Zusammenfassung der Ins titute. Der Wissenschaft-
lich-Technische Rat berät und unterstützt die übrigen 
Organe der Gesellschaft in wissenschaftlich-techni-
schen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung. Träger 
der Forschungsarbeit der FhG sind die Ins titute. Den 
Leitern der Institute und den Organen der Gese ll

-schaft stehen die Institutskuratorien, die vom Vor-
stand berufen werden, beratend zur Seite. 
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Fachbereiche der Fraunhofer-Gesellschaft 

Fachbereich Mitarbeiter 
1989 

Aufwand 
1989 

(in Mio DM) 
ohne Ausbau 

Mikroelektronik   509 73 
Informationstechnik   389 56 
Produktions- 
automatisierung   566 81 
Fertigungstechnologien   291 42 
Werkstoffe und Bauteile .   529 76 
Verfahrenstechnik   371 53 
Energie- und Bautechnik . 267 38 
Umwelt und Gesundheit . 421 60 
Technisch-wirtschaftliche 
Studien / Fachinformation 217 31 

Insgesamt   3 560 510 

Erlöse aus FuE 
in Mio DM 1) 

Ist 2) Soll 3) 
1989 1987 1988 

321  367 295 

Ausgaben in Mio DM 
Ist 3) Soll 3) 

1989 1987 1988 

Laufende Ausgaben . . 392  457 409 
darunter: 

Personalausgaben .   (251)  (282) (281) 
Investitionen   191  168 151 
darunter: 

Bauten   (93)  (55) (50) 

insgesamt   583  625 560 

Personal 4 ) 1987 1988 1989 

Forscher   1 316 1 484 1 602 
Techniker   697 752 816 
Übrige   1 288 1 333 1 354 

insgesamt   3 301 3 569 3 772 

1) Vertragsforschungseinnahmen der FhG von Bund, Ländern, 
Industrie, Wirtschaftsverbänden, Einrichtungen der For-
schungsförderung, Sonstigen 

2) Die Ist-Werte waren erheblich höher als das Soll des jeweili-
gen Wirtschaftsplans 

3) Soll lt. Wirtschaftsplan 
4) Ohne Hilfspersonal (Aushilfskräfte, studentische und wissen-

schaftliche Hilfskräfte, Praktikanten) 
Quelle: BMFT 

Institute der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V. 
nach Bundesländern 

Baden-Württemberg 

Fraunhofer-Institu4 für Bauphysik (IBP) 
Nobelstraße 12 
7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Ins titut für Angewandte 
Festkörperphysik (IAF) 
Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Kurzzeitdynamik 
„Ernst-Mach-Institut" (EMI) 
Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Ins titut für Chemische Technologie 
(ICT) 
Joseph-von-Fraunhofer-Straße 7 
7507 Pfinztal-Berghausen 

Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und 
Bioverfahrenstechnik (IGB) 
Nobelstraße 12 
7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Ins titut für Information- und 
Datenverarbeitung (IITB) 
Fraunhoferstraße 1 
7500 Karlsruhe 1 

Informationszentrum Raum und Bau 
der Fraunhofer-Gesellschaft (IRB) 
Nobelstraße 12 
7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Ins titut für Produktionstechnik 
und Automatisierung (IPA) 
Nobelstraße 12 
7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Institut für Physikalische 
Meßtechnik (IPM) 
Heidenhofstraße 8 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Ins titut für Werkstoffmechanik (IWM) 
Wöhlerstraße 11 
7800 Freiburg 
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Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und 
Innovationsforschung (ISI) 
Breslauer Straße 48 
7500 Karlsruhe 1 
Technologie-Entwicklungsgruppe Stu ttgart 

 (TEG) 
Institutszentrum Stuttga rt 

 Nobelstraße 12 
7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 
Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme 
(ISE) 
Oltmannstraße 22 
7800 Freiburg 
Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft 
und Organisation (IAO) 
Nobelstraße 12 
7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Bayern 
Fraunhofer-Institut für Atmosphärische Umwelt-
forschung (IFU) 
Kreuzeckbahnstraße 19 
8100 Garmisch-Partenkirchen 
Patentstelle für die Deutsche Forschung 
der Fraunhofer-Gesellschaft (PST) 
Leonrodstraße 68 
8000 München 19 
Fraunhofer-Institut für Silicatforschung (ISC) 
Neunerplatz 2 
8700 Würzburg 
Fraunhofer-Institut für Lebensmitteltechnologie 
und Verpackung (ILV) 
Schragenhofstraße 35 
8000 München 50 
Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnologie 
(IFT) 
Paul-Gerhard-Allee 42 
8000 München 60 
Fraunhofer-Forschungsgruppe für Hydroakustik 
(FHAK) 
Waldparkstraße 41 
8012 Ottobrunn b. München 
Fraunhofer-Institut für Integrierte 
Schaltungen (IIS) 
Am Wetterkreuz 13 
8520 Erlangen-Tennenlohe 

Berlin 
Fraunhofer-Institut für Produktionsanlagen und 
Konstruktionstechnik (IPK) 
Pascalstraße 8-9 
1000 Berlin 10 
Fraunhofer-Institut für Mikrostrukturtechnik 
(IMT) 
Dillenburger Straße 53 
1000 Berlin 33 

Bremen 
Fraunhofer-Institut für Angewandte Mate rial-
forschung (IFAM) 
Lesumer Heerstraße 36 
2820 Bremen-Lesum  

Hessen 
Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit (LBF) 
Bartringstraße 47 
6100 Darmstadt-Kranichstein 
Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Graphische Daten-
verarbeitung (AGD) 
Wilhelminenstraße 7  
6100 Darmstadt 

Niedersachsen 
Fraunhofer-Institut für Toxikologie und Aerosol-
forschung (ITA) 
Nikolai-Fuchs-Straße 1 
3000 Hannover 61 
Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Holzforschung 
,,Wilhelm-Klauditz-Institut" (WKI) 
Bienroder Weg 54 E 
3300 Braunschweig 
Fraunhofer-Institut für Schicht- 

 

und Oberflächentechnik (IST) 
Bienroder Weg 54 E 
3300 Braunschweig 

Nordrhein-Westfalen 
Fraunhofer-Institut für Umweltchemie 
und Ökotoxikologie (IUCT) 
5948 Schmallenberg/Grafschaft 

Fraunhofer-Institut für Naturwissenschaftlich 
Technische Trendanalyse (INT) 
Appelsgarten 2 
5350 Euskirchen 
Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie 
(IPT) 
Steinbachstraße 53 B 
5100 Aachen 
Fraunhofer-Institut für Transporttechnik 
und Warendistribution (ITW) 
Emil-Figge-Straße 75 
4600 Dortmund 50 
Fraunhofer-Institut für Mikroelektronische 
Schaltungen und Systeme (IMS) 
Finkenstraße 61 
4100 Duisburg 1 
Fraunhofer-Institut für Lasertechnik (ILT) 
Steinbachstraße 15 
5100 Aachen 

Saarland 
Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren (IZFP) 
Universität, Gebäude 37 
6600 Saarbrücken 11 

Schleswig-Holstein 
Fraunhofer-Institut für Siliziumtechnologie (ISIT) 
2210 Itzehoe 
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4. Großforschungseinrichtungen 

4.1 Aufgaben und Struktur der 
Großforschungseinrichtungen 1) 

Die 13 Großforschungseinrichtungen sind ein wesent-
licher Bestandteil der Forschungs- und Entwicklungs-
kapazität in der Bundesrepublik Deutschland. Sie be-
schäftigen derzeit (unter Einschluß von Projektstellen, 
Auszubildenden, Gastforschern etc.) mehr als 20 000 
Mitarbeiter und werden in ihrer Grundfinanzierung 
zu 90 % vom Bund und zu 10 % von einem oder meh-
reren Sitzländern ge tragen. Rechtlich sind sie mehr-
heitlich als Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH) organisiert, einige als Stiftung (AWI, DESY, 
DKFZ) und die DLR als eingetragener Verein. Die 
Führung der Geschäfte erfolgt durch die Vorstände, in 
denen in der Regel jeweils wissenschaftliche und ein 
kaufmännischer Geschäftsführer vertreten sind. Der 
Zuwendungsgeber Bund übt seinen Steuerungsein- 

1 ) Die Angaben über Haushalt und Personal sind dem Bundes-
haushaltsplan entnommen und enthalten die institutionelle 
Förderung (einschließlich eigene Mittel des Zuwendungs-
empfängers und Mittel nichtöffentlicher Stellen). Projektmit-
tel und -stellen wurden dabei nicht berücksichtigt. 

fluß u. a. in den Aufsichtsgremien aus, in denen neben 
den Bundes- und Ländervertretern externe Vertreter 
von Wissenschaft und Wirtschaft sowie wissenschaft-
liche Mitarbeiter der Einrichtungen mitwirken. Ein 
wesentliches weiteres Instrument der Steuerung sind 
die jährlichen Wirtschaftsplanverhandlungen der Zu-
wendungsgeber mit den Vorständen bzw. Geschäfts-
führungen der GFE. 

Die Gründung der Großforschungseinrichtungen mit 
Schwerpunkt in den 50er und 60er Jahren erfolgte 
hauptsächlich im Rahmen des Auf- und Ausbaus von 
Kernforschung und -technik, der Luft- und Raum-
fahrtforschung, der Datenverarbeitung und dann der 
biologisch-medizinischen Forschung. Heute leisten 
die Großforschungseinrichtungen Beiträge zur Erfül-
lung der forschungs- und technologiepolitischen Ziele 
der Bundesregierung in den Bereichen der staatlichen 
Langzeitprogramme (Meeresforschung, Polarfor-
schung, Weltraumforschung, Fusionsforschung), der 
Vorsorgeforschung (Umwelt-, Klima-, Gesundheits- 
und Sicherheitsforschung sowie Technikfolgenab-
schätzung), der naturwissenschaftlichen Grundlagen-
forschung, vor allem mit Großgeräten, sowie bei der 
Entwicklung marktorientierter Technologien (z. B. 
Materialforschung, biotechnologische Forschung, In-
formationstechnik, Energieforschung und -technik so-
wie Unterwassertechnik). 
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Gesamtaufwand der G'FE für Forschung und Entwicklung 1989 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 
(in Millionen Mark) 

AWI DESY DKFZ DLR GBF GKSS GMD GSF GSI HMI IPP KFA KfK Summe 

Kernfusion, Plasmaphysik und 
Plasmatechnologie - - - - - - - - - - 132,6 54,1 - 186,7 
Fusionstechnologie - - - - - - - - - 0,9 - 6,0 70,2 77,1 
Regenerative Energiesysteme - - - 34,3 - - - - - 11,2 - 8,4 - 53,9 
Schnelle Brüter - - - - - - - - - - - - 62,5 62,5 
Hochtemperaturreaktoren - - - - - - - - - - - 57,8 - 57,8 
Urananreicherung - - - - - - - - - - - - 2,7 2,7 
Wiederaufarbeitung, Endlagerung - - - - - - - 19,5 - 5,0 - 11,0 81,9 117,4 
Sicherheit kerntechnischer Anlagen - - - - - 11,0 - - - - - 12,9 14,1 38,0 

Energleforschung und 
Energietechnologle - - - 34,3 - 11,0 - 19,5 - 17,1 132,6 150,2 231,4 596,1 

Luftfahrttechnik - - - 160,6 - - - - - - - - - 160,6 
Landgebundene Transpo rt - und 
Verkehrssysteme - - - 6,0 - - - - - - - - - 6,0 

Transport- und Verkehrssysteme - - - 166,6 - - - - - - - - - 166,6 

Weltraumforschung - - - 85,2 - - - - - - - - - 85,2 
Weltraumtechnik - - - 146,3 - - - - - - - - - 146,3 

Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik - - - 231,5 - - - - - - - - - 231,5 

Techniken zur Nutzung des Meeres 1,0 - - 2,5 - 28,0 - - - - - - - 31,5 
Polarforschung 18,8 - - - - - - - - - - - - 18,8 

Meeresforschung und Meerestechnik, 
Polarforschung 19,8 - - 2,5 - 28,0 - - - - - - - 50,3 

Krebsforschung - - 96,9 - - - - 15,0 - - - - - 111,9 
Medizinische Forschung und Verfahren - - - - - - - 32,9 - 4,0 - 12,6 - 49,5 
Biotechnologie - - - - 39,6 - - - - - - 12,0 - 51,6 
Umweltanalyse und Klimaforschung 5,0 - - 10,5 - 22,5 - 24,3 - - - 28,8 15,6 106,7 
Umwelteinflüsse auf biologische Systeme 2,0 - - - - - - 38,9 - - - 4,2 9,6 54,7 
Techniken zum Schutz der Umwelt - - - 14,7 6,9 5,5 - 0,8 - - - 13,5 21,0 62,4 

Gesundheit, Umwelt, Biotechnologie 7,0 - 96,9 25,2 46,5 28,0 - 119,9 - 4,0 - 71,1 46,2 436,8 

Grundlagen der Informationstechnik - - - 7,4 - - 14,3 - - - - 1,3 - 23,0 
Technologien für die Informationstechnik - - - - - - 7,4 - - - - 36,3 - 43,7 
Systemtechnik - - - 5,1 - - 70,6 - - - - 1,3 - 77,0 
Anwendungen der Informationstechnik - - - 5,5 - - 61,5 - - 3,1 - 5,1 - 75,2 
Handhabungstechnik, Robotik - - - 3,0 - - - - - - - - 17,7 20,7 

Informations- und Kommunikations- 
technik, Fertigungstechnik - - - 21,0 - - 153,8 - - 3,1 - 44,0 17,7 239,6 

Tieftemperatur- und Supraleitungs- 
technologien - 19,0 - - - - - - - - - - 12,8 31,8 
Verfahren zur Rohstoffsicherung - - - - - - - - - 3,2 - 6,5 - 9,7 
Material- und Oberflächenforschung - - - 10,4 - 24,0 - - - - - 37,6 10,9 82,9 
Mikrostrukturtechnik - - - - - - - - - - - - 16,6 16,6 
Meß- und Verfahrenstechnik - - - - - - - - - - - 34,5 7,6 42,1 

Basistechnologien - 19,0 - 10,4 - 24,0 - - - 3,2 - 78,6 47,9 183,1 

Elementarteilchenphysik, Forschung 
mit Mesonen - 193,0 - - - - - - - - - - 16,6 209,6 
KernphysikundSchwerionenforschung - - - - - - - - 157,0 25,5 - 29,1 14,5 226,1 
Festkörperforschung - 26,0 - - - - - - - 46,2 - 58,1 - 130,3 
Nuklearchemie, Strahlen- und 
Photoelektrochemie - - - - - - - - - 7,1 - 6,4 - 13,5 

Erforschung der Grundlagen der Materie - 219,0 - - - - - - - 78,8 - 93,6 31,1 579,5 

Gesamt 26,8 238,0 96,9 491,5 46,5 91,0 153,8 131,4 157,0 106,2 132,6 437,5 374,3 2483,5 

Quelle: AGF 
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Personaleinsatz der G'FE für Forschung und Entwicklung 1989 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 
(in Mannjahren) 

AWI DESY DKFZ DLR GBF GKSS GMD GSF GSI HMI IPP KFA KfK Summe 

Kernfusion, Plasmaphysik und 
Plasmatechnologie - - - - - - - - - - 482 130 - 612 
Fusionstechnologie - - - - - - - - - 4 - 14 209 227 
Regenerative Energiesysteme - - - 116 - - - - - 54 - 40 - 210 
Schnelle Brüter - - - - - - - - - - - - 170 170 
Hochtemperaturreaktoren - - - - - - - - - - - 54 - 54 
Urananreicherung - - - - - - - - - - - - 10 10 
Wiederaufarbeitung, Endlagerung - - - - - - - 90 - 18 - 32 229 369 
Sicherheit kerntechnischer Anlagen - - - - - 11 - - - - - 40 45 96 

Energieforschung und 
Energietechnologie - - - 116 - 11 - 90 - 76 482 310 663 1 748 

Luftfahrttechnik - - - 750 - - - - - - - - - 750 
Landgebundene Transport- und 
Verkehrssysteme - - - 29 - - - - - - - - - 29 

Transport- undVerkehrssysteme - - - 779 - - - - - - - - - 779 

Weltraumforschung - - - 375 - - - - - - - - - 375 
Weltraumtechnik - - - 662 - - - - - - - - - 662 

Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik - - - 1,037 - - - - - - - - - 1 037 

Techniken zur Nutzung des Meeres 5 - - 12 - 102 - - - - - - - 119 
Polarforschung 177 - - - - - - - - - - - - 177 

Meeresforschung und Meerestechnik, 
Polarforschung 182 - - 12 - 102 - - - - - - - 296 

Krebsforschung - - 469 - - - - 74 - - - - - 543 
Medizinische Forschung und Verfahren - - - - - - - 151 - 13 - 49 - 213 
Biotechnologie - - - - 171 - - - - - - 64 - 235 
Umweltanalyse und Klimaforschung 34 - - 37 - 126 - 112 - - - 121 63 493 
Umwelteinflüsse auf biologische Systeme 11 - - - - - - 195 - - - 16 35 257 
Techniken zum Schutz der Umwelt - - - 49 20 37 - 3 - - - 61 61 231 

Gesundheit, Umwelt, Biotechnologie 45 - 469 86 191 163 - 535 - 13 - 311 159 1 972 

Grundlagen der Informationstechnik - - - 33 - - 65 - - - - 8 - 106 
Technologien für die Informationstechnik - - - - - - 36 - - - - 155 - 191 
Systemtechnik - - - 34 - - 318 - - - - 8 - 360 
Anwendungen der Informationstechnik - - - 25 - - 299 - - 13 - 30 - 367 
Handhabungstechnik, Robotik - - - 15 - - - - - - - - 62 77 

Informations- und Kommunikations- 
technik, Fertigungstechnik - - - 107 - - 718 - - 13 - 201 62 1 101 

Tieftemperatur- und Supraleitungs- 
technologien - 35 - - - - - - - - - - - 42 77 
Verfahren zur Rohstoffsicherung - - - - - - - - - 11 - 34 - 45 
Material- und Oberflächenforschung - - - 39 - 104 - - - - - 154 37 334 
Mikrostrukturtechnik - - - - - - - - - - - - 58 58 
Meß- und Verfahrenstechnik - - - - - - - - - - - 73 29 102 

Basistechnologien - 35 - 39 - 104 - - - 11 - 261 166 616 

Elementarteilchenphysik, Forschung 
mit Mesonen - 658 - - - - - - - - - - 29 687 
Kernphysik und Schwerionenforschung - - - - - - - - 221 42 - 113 39 415 
Festkörperforschung - 57 - - - - - - - 119 - 156 - 332 
Nuklearchemie, Strahlen- und 
Photoelektrochemie - - - - - - - - - 32 - 21 - 53 

Erforschung der Grundlagen der Materie - 715 - - - - - - 221 193 - 290 68 1 487 

Gesamt(ohne Infrastrukturpersonal) 227 750 469 2176 191 380 718 625 221 306 482 1373 1 118 9036 

Quelle: AGF 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache  11/6886  

4.2 Übersicht über die Großforschungseinrichtungen 

4.2.1 Stiftung Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeresforschung (AWI) 
Columbusstraße 2850 Bremerhaven 1 
Telefon: (04 71) 48 31-0 Telex: 2 38 695 (polar d) 

Forschung in den Bereichen der polar- und meeresbezogenen Bio- und Geowissenschaften, Ozeanographie, 
Meteorologie und Chemie in enger Koordination und Zusammenarbeit mit den anderen an der Polar- und 
Meeresforschung beteiligten Stellen des In- und Auslandes; dabei verstärkte Arktisforschung. 

Bewirtschaftung der Antarktisstation „Georg-von-Neumayer" und Feldstationen. Aufbau der Nachfolgestation 
für die voraussichtlich 1991 aufzugebende „Georg-von-Neumayer-Station". Einsatz des Polarforschungs- und 
Versorgungsschiffes „Polarstern", des Forschungsschiffes „Victor Hensen" und von 2 Polarflugzeugen. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

a) Grundsätzlich bei Betrieb und 73,1 70,0 73,1 152 157 160 
Investitionen: 
Bund (90 %) 
Bremen (10 %). 

b) Ausnahme bei Bauinvestitionen 
(ohne Erstausstattung) : 
Bund (50 %) 
Bremen (50 %). 

c) FS „Polarstern" und 
Forschungsstationen: 
Bund (100 %). 
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4.2.2 Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) 
Notkestraße 85 2000 Hamburg 52 
Telefon: (0 40) 89 98-0 • Telex: 2 15 124 (desy d) 
DESY ist ein Zentrum für die Grundlagenforschung. 
In der Elementarteilchenphysik wird neben dem Speicherring DORIS ab 1990/91 die neue Hadron-Elektron-
Ring-Anlage HERA zur Verfügung stehen. 
An DORIS wird das Synchrotronstrahlungslabor HASYLAB u. a. für Experimente zur Festkörperforschung und 
zur Strukturbiologie betrieben. 
Die Forschungsanlagen bei DESY werden überwiegend von Wissenschaftlern aus Hochschulen in enger inter-
nationaler Kooperation genutzt. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 385,6 363,4 261,8 1 087 1 096 1 088 
Hamburg (10 % ) 
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4.2.3 Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR) 
Linder Höhe 5000 Köln 90 
Telefon: (0 22 03) 6 01-1 Telex: 8 810-0 (dv d) 

Forschung auf den Gebieten der Luftfahrt, Raumfahrt und Energietechnik (aber auch weiterer Gebiete wie 
Kommunikationstechnik, Umwelt- und Klimaforschung, neue Technologien), Planung und Durchführung von 
Projekten, Technologietransfer, Errichtung und Bet rieb von Großversuchsanlagen, Weiterbildung wissen-
schaftlicher Nachwuchskräfte sowie Beratung. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 441,9 510,8 562,3 2 936 *) 2 898 *) 2 940 *) 
(BMFT, BMVg) 
ausgenommen: 
Ressortforschungsanteil des BMVg 
für Zwecke der wehrtechnischen 
Luftfahrtforschung von 
24 Mio DM. 
Länder (10 %) 
(Baden-Württemberg, Bayern, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-Westfalen) 

*) Grundfinanzierte BAT- und MTB-Stellen sowie Auszubildende 
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4.2.4 Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 
Im Neuenheimer Feld 280 • 6900 Heidelberg 1 
Telefon: (0 62 21) 4 84-1 • Telex: 4 61 562 (dkfz d) 

Erforschung der Ursachen und der Entstehung von Krebs, Entwicklung verbesserter Methoden zur Erkennung, 
Vorsorge sowie Behandlung der Krebskranken. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 120,0 128,4 134,9 676,5 667 708,5 
Baden-Württemberg (10 %) 
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4.2.5 Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH (GBF) 
Mascheroder Weg 1 • 3300 Braunschweig 
Telefon: (05 31) 61 81-0 • Telex: 9 52 667 (gebio d) 

Entwicklung biotechnologischer Produkte und Verfahren und dementsprechende Grundlagenforschung mit 
Mikroorganismen, tierischen Zellkulturen und Enzymsystemen in interdisziplinärer Kooperation von Biologie, 
Chemie und Verfahrenstechnik; Entwicklung neuer Technologien für die pharmazeutische, chemische und 
Nahrungsmittelindustrie sowie für Umwelttechnik 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 58,7 65,7 57,5 284 282 288 
Niedersachsen (10 %) 
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4.2.6 GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH (GKSS) 
Max-Planck-Straße • 2054 Geesthacht 
Telefon: (0 41 52) 87-0 • Telex: 02 18 712 (gkssd) 

Materialforschung, Umweltforschung/Klimaforschung/Umwelttechnik, Unterwassertechnik, Reaktorsicher-
heitsforschung 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 88,4 90,0 96,6 533 539 545 
Schleswig-Holstein (4 %) 
Niedersachsen ( 2,5 %) 
Hamburg (2,5 %) 
Bremen (1 %) 
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4.2.7 Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH (GMD) 
Schloß Birlinghoven • 5205 St. Augustin 1 
Telefon: (0 22 41) 14-0 • Telex: 8 89 469 (gmd d) 

Forschung, Entwicklung und Transfer im Bereich der Informationstechnik, Informatik und Fachinformation 
sowie in Bereichen der Mathematik, die für den Fortschritt der Informationstechnik von besonderer Bedeutung 
sind. 
Weitere Standorte der GMD sind Darmstadt, Berlin und Karlsruhe. 
Zusätzlich zur institutionellen Finanzierung werden Drittmittel von etwa 30 Mio DM eingeworben. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 (Y0) 98,4 120,6 119,5 552 721 706 
Nordrhein-Westfalen und Hessen 
(10 %) 
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4.2.8 Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH (GSF) 
Ingolstädter Landstraße 1 • 8042 Neuherberg bei München 
Telefon: (0 89) 31 87-0 Telex: 5 23 125 (strahl d) 
Die GSF ist ein Zentrum für Umweltwissenschaften, das mit einem breiten Fächerspektrum interdisziplinär 
angelegte Forschung zum Schutz des Menschen und seiner Umwelt betreibt. 
Die Forschungsschwerpunkte umfassen die Problemkreise 
— Schadstoffe in terrestrischen Ökosystemen 
— Wirkungen von Umweltnoxen auf Organismen 
— Gesundheit und Umwelt. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 144,4 141,6 143,5 1 143 1 111 1 116 
Bayern (10 %) 
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4.2.9 Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI) 
Planck-Straße 1 • 6100 Darmstadt 11 
Telefon: (0 61 51) 3 59-1 - Telex: 04 19 593 (gsi d) 

Grundlagenforschung mit beschleunigten schweren Ionen auf den wissenschaftlichen Gebieten: 
Kernphysik, Kernchemie, Atomphysik, Festkörperforschung und Biologie. Neue Forschungsmöglichkeiten 
wird die neue Beschleunigeranlage SIS/ESR erschließen, die 1989 fertiggestellt wurde und 1990 ihren Expe-
rimentierbetrieb aufnimmt. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 148,7 134,6 164,8 462 462 470 
Hessen (10 %) 
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4.2.10 Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH (HMI) 
Glienicker Straße 100 - 1000 Berlin 39 , 
Telefon: (0 30) 80 09-1 • Telex: 1 85 763 (hmi d) 

Forschung auf den Gebieten: Festkörperphysik, Schwerionenphysik, Strahlen- und Fotochemie, Datenverar-
beitung und Elektronik im wesentlichen bestimmt durch die Verfügbarkeit verschiedener Strahlungsquellen 
(u. a. Reaktor BER II als Neutronenquelle, Schwerionenbeschleuniger VICKSI). 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 109,8 104,8 110,0 505 499 498 
Berlin (10 %) 
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4.2.11 Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) 
Boltzmann-Straße 
8046 Garching bei München 
Telefon: (0 89) 32 99-1 • Telex: 5 215 808 (ipp d) 

Experimentelle Plasmaphysik, Erzeugung, Aufheizung und Einschluß von Plasmen, Oberflächenphysik. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 160,9 161,9 159,4 894 885 878 
Bayern (10 %) 
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4.2.12 Forschungszentrum Jülich GmbH (KFA) 
Wilhelm-Johnen-Straße • 5170 Jülich 1 
Telefon: (0 24 61) 61-0 • Telex: 8 33 556 (kfa d) 

Forschungsarbeiten zu Stoffeigenschaften und Materialforschung, Grundlagen der Informationstechnik, nu-
kleare Grundlagenforschung, Energieforschung und -technik, Gesundheit, Umwelt, Biotechnologie, Kemfu-
sion, Analysen und Methoden. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 513,6 524,9 546,8 3 664 3 601 3 581 
Nordrhein-Westfalen (10 %) 
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4.2.13 Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK) 
Weberstraße 5 - 7500 Karlsruhe 1 
Telefon: (0 72 47) 82-1 - Telex: 17 724 716 (kfk d) 

Kerntechnik: Nukleare Sicherheitsforschung und Entsorgung, Wiederaufarbeitung, Abfallbehandlung, Endla-
gerung; Fusionstechnologie, Schadstoffbeherrschung in der Umwelt, neue Technologien, Mikrotechnik, Hand-
habungstechnik, Festkörper- und Materialforschung, Kern- und Teilchenphysik. 

Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

Bund (90 %) 625,2 627,7 632,0 3 453 3 374 3 303 
Baden-Württemberg (10 %) 
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5. Gemeinsam geförderte Einrichtungen der „Blauen Liste " 

Neben den Großforschungseinrichtungen, der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft kön-
nen nach Art . 2 Abs. 1, Ziff. 5 und 6 der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemein-
same Förderung der Forschung nach A rt . 91 b GG vom 28. 11. 1975 selbständige Forschungseinrichtungen und 
Einrichtungen mit Service-Funktion für die Forschung gefördert werden, sofern sie von überregionaler Bedeu-
tung und gesamtstaatlichem wissenschaftlichem Interesse sind. Die danach gemeinsam geförderten Einrich-
tungen sind in der sog. Blauen Liste abschließend aufgeführt — einer in ihrer Erstfassung auf blauem Papier 
gedruckten Anlage zur sog. Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen vom 5./6. Mai 1977. 
Die insgesamt 35 Forschungs- und 13 Serviceeinrichtungen sind fachlich in 9 Sektoren gegliedert: Geistes- und 
Sozialwissenschaften, Wirtschaftswissenschaften, Erziehungswissenschaften, Medizin, Biologie, andere Na-
turwissenschaften, Informa tion und Dokumentation, Museen (nur hinsichtlich ihres Forschungsteils) sowie 
übrige Serviceeinrichtungen. 
In regionaler Gliederung handelt es sich um die folgenden Einrichtungen: 

Einrichtung 

Finanzie

-

rungsanteil 
Bund : Land 

(Länder) 
S = Service

-

einrichtung 

Ressortzu

-

ständigkeit 
beim Bund 

Ist 
1987 
TDM 

Soll 
1988 
TDM 

Soll 
1989 
TDM 

Baden-Württemberg 
1. Deutsches Institut für Fernstudien an der 

Universität Tübingen (DIFF), Tübingen 50 : 50 BMBW 9 912 10 505 10 519 
2. Fachinformationszentrum Karlsruhe GmbH 

(FIZ KA), Karlsruhe 85 : 15 S BMFT 26 380 27 427 28 753 
3. Gesellschaft sozialwissenschaftlicher Infra- 

struktureinrichtungen e. V. (GESIS), Mann- 
heim 80 : 20 S BMFT 11 780 13 278 13 365 

4. Institut für deutsche Sprache (IDS), Mann- 
heim 50 : 50 BMFT 7 533 7 601 7 930 

5. Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik 
(KIS), Freiburg 50 : 50 BMFT 3 593 4 507 4 337 
Gesamt 59 198 63 318 64 904 

Bayern 
6. Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmit- 

telchemie (DFA), Garching 50 : 50 BML 3 271 3 505 3 565 
7. Deutsches Museum (DM), München 

(Forschungsanteil 30 %) 50 : 50 BMI 6 069 7 495 7 400 
8. Germanisches  Nationalmuseum  (GNM), 

Nürnberg (Forschungsanteil 65 %) 50 : 50 BMI 11 224 15 047 19 625 
9. Ifo-Institut für  Wirtschaftsforschung  e. V. 

(Ifo), München 50 : 50 BMWi 9 544 9 874 11 092 
10. Institut für Zeitgeschichte (IfZ), München 50 : 50 BMFT 5 110 5 555 5 794 

Gesamt 35 218 41 476 47 476 

Berlin 
11. Deutsches Bibliotheksinstitut (DBI), Berlin 30 : 70 S BMBW 7 813 8 190 8 274 
12. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 

(DIW), Berlin 50 : 50 BMWi 12 432 12 703 13 036 
13. Fachinformationszentrum Chemie GmbH 

(FIZ CH), Berlin 50 : 50 S BMFT 5 788 6 640 6 472 
14. Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichten- 

technik Berlin GmbH (HHI), Berlin 50 : 50 BMFT 26 269 23 684 24 194 
15. Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor- 

schung gGmbH (WZB), Berlin  75 : 25 BMFT 27 771 25 765 18 366 
Gesamt 80 073 76 982 70 342 
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Einrichtung 

Finanzie

-

rungsanteil 
Bund :Land 

(Länder) 
S = Service

-

einrichtung 

Ressortzu

-

ständigkeit 
beim Bund 

Ist 
1987 
TDM 

Soll 
1988 
TDM 

Soll 
1989 
TDM 

Bremen 
16. Deutsches Schiffahrtsmuseum (DSM), 

Bremerhaven (Forschungsanteil 65 %) 50 : 50 BMI 2 373 2 400 2 475 
Gesamt 2 373 2 400 2 475 

Hamburg 
17. Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und 

Tropenkrankheiten (BNI), Hamburg 50 : 50 BMJFFG 7 618 10 405 9 916 
18. Deutsches Übersee-Institut (DÜI), 

Hamburg 50 : 50 AA 7 544 7 950 8 000 
19. Heinrich-Pette-Institut für Experimentelle 

Virologie und Immunologie an der Univer- 
sität Hamburg (HPI), Hamburg 50 : 50 BMJFFG 7 586 7 818 7 806 

20. HWWA — Institut für Wirtschaftsforschung 
— Hamburg (HWWA), Hamburg 50 : 50 BMWi 14 770 16 148 16 362 
Gesamt 37 518 42 321 42 084 

Hessen 
21. Deutsches Institut für Internationale Päd- 

agogische Forschung (DIPF), Frankfurt/M. 50 : 50 BMBW 6 680 6 934 6 948 
22. Forschungsinstitut Senckenberg (FIS), 

Frankfurt/M. 50 : 50 BMFT 14 824 15 786 15 453 
23. Gesellschaft für Information und Dokumen- 

tation mbH (GID), Frankfurt i. L. 65 : 35 S BMFT 22 717 5 487 1 ) 3 076 1 ) 
24. Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat 

(JGHF), Marburg 50 : 50 BMB 4 422 4 677 4 878 
25. Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen 

Volkshochschul-Verbandes (PAS), Frank- 
furt/M. 50 : 50 S BMBW 2 760 3 001 3 294 
Gesamt 51 403 35 885 33 649 

Niedersachsen 

26. Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung (ARL), Hannover 30 : 70 S BMBau 2 909 2 978 2 999 

27. Deutsches Primatenzentrum (DPZ), 
Göttingen 50 : 50 S BMFT 7 482 8 460 8 233 

28. Institut für den Wissenschaftlichen Film 
(IWF), Göttingen 50 : 50 S BMFT 9 248 9 547 9 617 

29. Institut für Erdölforschung (IfE), Clausthal- 
Zellerfeld 50 : 50 BMWi 2 994 3 774 3 390 

30. Niedersächsisches Landesamt für Bodenfor- 
schung (NLfB), 
— Abteilung 1: Geowissenschaftliche Ge- 
meinschaftsaufgaben — Hannover 50 : 50 BMWi 7 841 8 616 8 684 

31. Technische Informationsbibliothek (TIB), 
Hannover 30 : 70 S BMFT 12 063 11 804 12 919 
Gesamt 42 537 45 179 45 842 

Nordrhein-Westfalen 

32. Deutsches Bergbau-Museum (DBM), 
Bochum (Forschungsanteil 50 %) 50 : 50 BMI 3 384 3 578 3 616 

33. Diabetes-Forschungsinstitut an der Univer- 
sität Düsseldorf (DFI), Düsseldorf 50 : 50 BMJFFG 12 346 15 268 17 507 
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Einrichtung 

Finanzie-
rungsanteil 
Bund : Land 

(Länder) 
S = Service

-
einrichtung 

Ressortzu

-

ständigkeit 
beim Bund 

Ist 
1987 
TDM 

Soll 
1988 
TDM 

Soll 
1989 
TDM 

34. Forschungsinstitut für Kinderernährung 
Dortmund (IfK), Dortmund 50 : 50 BMJFFG 3 211 3 419 3 546 

35. Institut für Arbeitsphysiologie an der Uni- 
versität Dortmund (IfA), Dortmund 50 : 50 BMA 10 260 10 864 11 182 

36. Institut für Spektrochemie und angewandte 
Spektroskopie (ISAS), Dortmund 50 : 50 BMFT 8 946 9 481 9 803 

37. Medizinisches Institut für Umwelthygiene 
an der Universität Düsseldorf (MIUH), Düs- 
seldorf 50 : 50 BMI 17 293 17 913 18 499 

38. Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung (RWI), Essen 50 : 50 BMWi 4 660 4 737 4 964 

39. Zentralbibliothek der Medizin (ZBM), Köln 30 : 70 S BMJFFG 4 943 5 833 5 871 
40. Zoologisches Forschungsinstitut und Mu- 

seum Alexander Koenig (ZFMK), Bonn (For- 
schungsanteil 50 %) 50 : 50 BMI 1 925 2 063 2 110 
Gesamt 66 968 73 156 77 098 

Rheinland-Pfalz 
41. Forschungsinstitut für öffentliche Verwal- 

tung bei der Hochschule für Verwaltungs- 
wissenschaften Speyer (FÖV), Speyer 50 : 50 BMI 2 582 2 652 2 855 

42. Römisch-Germanisches Zentralmuseum, 
Forschungsinstitut für Vor- und Frühge- 
schichte (RGZM), Mainz (Forschungsanteil 
65 %) 50 : 50 BMI 3 632 3 785 3 844 

43. Zentralstelle für Psychologische Information 
und Dokumentation (ZPID), T rier 50 : 50 S BMJFFG — 1 964 2 007 
Gesamt 6 214 8 401 8 706 

Schleswig-Holstein 
44. Forschungsinstitut Borstel, Institut für Expe- 

rimentelle Biologie und Medizin (FIB), 
Borstel 50 : 50 BMJFFG 20 607 21 766 20 133 

45. Institut für die Pädagogik der Naturwissen- 
schaften an der Universität Kiel (IPN), Kiel 50 : 50 BMBW 7 560 7 778 7 952 

46. Institut für Meereskunde an der Universität 
Kiel (IfM), Kiel 
(Forschungsanteil 87,5 (Y. ) 50 : 50 BMFT 32 732 29 579 25 173 

47. Institut für Weltwirtschaft an der Universität 
Kiel (IfW), Kiel 50 : 50 BMWi 7 555 8 057 8 304 

48. Zentralbibliothek der Wirtschaftswissen- 
schaften (ZBW), Kiel 50 : 50 5 BMWi 10 334 10 926 11 753 
Gesamt 78 788 78 106 73 315 

Insgesamt... 460 290 467 224 465 891 

1 ) Davon 
1988: GID-Wirtschaftsplan 737,4 TDM / Übergangsfinanzierung 4 750,0 TDM; 
1989: nur Übergangsfinanzierung, da Ausgaben im Wirtschaftsplan 1989 der GID durch Mittel aus Veräußerungen gedeckt 

werden können 
Quelle: Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) 
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6. Bundesanstalten und andere Einrichtungen der Ressortforschung 
(Die folgenden Angaben über Haushalt und Personal beruhen auf Angaben 
der jeweils zuständigen obersten Bundesbehörden) 

Einrichtungen Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.1 Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes (AA) 

6.1.1 
Deutsches Archäologisches Institut Das DAI ist eine bundeseigene Forschungseinrichtung. Es 
(DAI) führt Forschungen auf dem Gebiet der Archäologie und 
Podbielskiallee 69 ihrer Nachbarwissenschaften vorzugsweise in den Ländern 
1000 Berlin 33 der antiken Kultur durch. 
Telefon: (030) 832041 Das DAI ist bemüht um die Aufrechterhaltung der Einheit 

der deutschen Archäologischen Wissenschaft im Zusam- 
menhang mit der gesamten Altertumswissenschaft, die 
Pflege der Beziehungen zur internationalen Wissenschaft 
und die Förderung des Gelehrtennachwuchses. 

6.2 Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern (BMI) 

6.2.1 
Bundesinstitut für Bevölkerungs- Das BIB ist eine nicht-rechtsfähige Bundesanstalt und hat 
Forschung (BIB) die Aufgabe, 
Gustav-Stresem ann-Ring 6 — wissenschaftliche Forschungen über Bevölkerungs- und 
6200 Wiesbaden damit zusammenhängende Familienfragen als Grund- 
Telefon: (06121) 752235 Lage für die Arbeit der Bundesregierung zu be treiben, 

— wissenschaftliche Erkenntnisse in diesem Bereich zu sam- 
meln und nutzbar zu machen, insbesondere zu veröffent- 
lichen, 

— die Bundesregierung über wichtige Vorgänge in diesem 
Bereich zu unterrichten und sie in Einzelfragen zu bera- 
ten. 

6.2.2 
Bundesinstitut für ostwissenschaftliche Das BIOst ist eine nicht-rechtsfähige Bundesanstalt. Es un- 
und internationale Studien (BIOst) tersucht für Zwecke der Bundesregierung mit wissenschaft- 
Lindenbornstraße 22 lichen Methoden 
5000 Köln 30 — die aktuellen politischen, gesellschaftlichen, rechtlichen 
Telefon: (0221) 57470 und wirtschaftlichen Entwicklungen in den osteuropäi- 

schen Staaten mit besonderer Berücksichtigung der So- 
wjetunion, 

— deren Auswirkungen auf die Politik anderer Staaten, 
— Entwicklungen in den kommunistisch beeinflußten Par- 

teien anderer Staaten. 
Diese Arbeiten dienen der Unterrichtung der Bundesres- 
sorts und des Parlaments. Die Forschungsergebnisse wer- 
den in aller Regel veröffentlicht. 

6.2.3 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft Das BISp als nicht-rechtsfähige Bundesanstalt hat zur Auf- 
(BISp) gabe, 
Carl-Diem-Weg 4 — die wissenschaftliche Zweckforschung auf dem Gebiet 
5000 Köln 41 des Sports zu fördern, 
Telefon: (0221) 4979-0 — bei Planung und Errichtung bundeszentraler und bundes- 

eigener Sportanlagen mitzuwirken sowie Forschungen 
zur Weiterentwicklung von Sportgeräten zu fördern, 

— eine bundeszentrale Dokumentation und Information auf 
dem Gebiet des Sports zu betreiben. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

31,2 33,4 34,5 225,5 226,5 227,5 

2,0 2,0 2,1 20 20 20 

7,3 6,6 7,4 77 78 78 

10,7 10,6 9,9 61,5 61,5 60,5 
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6.2.4 
Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG) Das IfAG als Bundesoberbehörde hat zur Aufgabe, 
Richard-Strauß-Allee 11 — wissenschaftliche Forschung auf allen Gebieten des Ver- 
6000 Frankfurt  am Main 70 messungswesens (Geodäsie, Photogrammetrie und Kar- 
Telefon: (069) 6333-1 tographie) zu betreiben, 

— Aufbereitung der Forschungsergebnisse für die Praxis 
(Ziel ist die Fortentwicklung von Informationsmöglichkei- 
ten über Zustand und Veränderung der Erdoberfläche 
und ihres Außenraums, der Erdgestalt sowie bestimmter 
geophysikalischer Phänomene), 

— Herstellung und Laufendhaltung von amtlichen klein- 
maßstäbigen Karten der Maßstäbe ab 1:200 000, 

— Betrieb der Satellitenbeobachtungsstation Wettzell im 
Bayerischen Wald, 

— Aus- und Fortbildung von Fach- und Führungskräften aus 
Entwicklungsländern, 

— fachtechnische Beratung beim Umweltschutz. 
Das IfAG bildet zugleich die Abteilung II des Deutschen 
Geodätischen Forschungsinstituts (DGFI), das von der Deut- 
schen Geodätischen Kommission (DGK) betrieben wird. Das 
IfAG unterhält eine Außenstelle in Berlin. 

6.2.5 
Bundesinstitut Das BoKG wurde als nicht-rechtsfähige Bundesanstalt im 
für ostdeutsche Kultur und Geschichte Jahre 1989 errichtet. 
(BoKG) Die Aufgaben umfassen insbesondere: 
Würzburger Str. 3 
2900 Oldenburg — Erforschung, Erfassung und Analyse wissenschaftlicher 
Telefon: (04 41) 8 20 35 Abhandlungen 

— Erarbeitung von Forschungsbedarfsplänen 
— Unterstützung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
— Herausgabe von Publikationsreihen 
— Durchführung von Fachtagungen 
— Koordinierung der wissenschaftlichen Tätigkeiten der 

vom BMI geförderten ostdeutschen Einrichtungen. 
Es ist vorgesehen, das Bundesinstitut stufenweise zu ver- 
wirklichen. Im Endausbau wird es folgende Fach- bzw. Wis- 
senschaftsbereiche umfassen: 
Fachbereich Verwaltung 
Wissenschaftsbereich I  Geschichte 
Wissenschaftsbereich II  Literatur und Sprache 
Wissenschaftsbereich III  Kunst 
Wissenschaftsbereich IV  Volkskunde 
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Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

27,2 28,8 27,5 268 265 270 

— — 0,5 — — 5 
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6.3 Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft (BMWi) 

6.3.1 
Bundesanstalt für Materialforschung und Die BAM ist eine Bundesoberbehörde sowie eine For- 
-prüfung (BAM) schungs- und Prüfanstalt und hat 
Unter den Eichen 87 — gesetzliche Aufgaben: 
1000 Berlin 45 
Telefon: (030) 81041 Erteilung von Zulassungen, Richtlinien und Auflagen, 

insbesondere auf dem Gebiet des Gesetzes über explo- 
sionsgefährliche Stoffe (SprengstoffG), des Waffengeset- 
zes und des Gesetzes über die inte rnationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR). 

— Forschungs- und Prüfaufgaben: 
Förderung der Entwicklung der deutschen Wi rtschaft 
durch das Betreiben der Werkstoff- und Materialfor- 
schung sowie Weiterentwicklung der Materialprüfung 
und der chemischen Sicherheitstechnik. 

6.3.2 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Die BGR ist die zentrale Bundesoberbehörde im Bereich 
Rohstoffe (BGR) Geowissenschaften und Rohstoffe. 
Stilleweg 2 Schwerpunkte: Beratung der Bundesministerien, Techni- 
Postfach 51 01 53 sche Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern, Untersu- 
3000 Hannover 51 chungen zum Umweltschutz und zu Standortfragen der 
Telefon: (0511) 643-0 Endlagerung, Meeres- und Antarktisforschung, instrumen- 

telle und methodische Entwicklungen. 

6.3.3 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt Die PTB ist als das na tionale metrologische Staatsinstitut 
(PTB) zuständig für die Einheitlichkeit der Maße. Sie ist eine Bun- 
Bundesallee 100 desoberbehörde mit den Aufgaben 
3300 Braunschweig — Forschung und technische Entwicklung auf allen Gebie- 
Telefon: (0531) 592-0 ten des physikalisch-technischen Meßwesens 

— Entwicklung der physikalischen und technischen Einhei- 
ten sowie ihre Weitergabe im Rahmen des Deutschen 
Kalibrierdienstes 

— Gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen und Zulassungen 
nach dem Eichgesetz, Waffengesetz, Spielgeräteverord- 
nung 

— Prüfungen von Meßgeräten, Apparaturen und Werkstof- 
fen ohne gesetzliche Verpflichtungen. 

6.4 Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

6.4.1 
Bundesforschungsanstalt für Ernährung Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
Engesserstraße 20 dem Gebiet der Ernährungs-, Lebensmittel- und Haushalts- 
7500 Karlsruhe 1 wissenschaften sowie verwandter Fachgebiete. 
Telefon: (0721) 60114-16 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

111,4 121,3 125,1 1 026 1 054 1 013 

66,1 68,2 68,7 637 638 639 

285,8 286,4 372,2 1446 1442 1390 

14,0 15,7 17,1 190 190 190 
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6.4.2 
Bundesanstalt für Milchforschung Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
Hermann-Weigmann-Straße 1 dem Gebiet der Milchwissenschaft und verwandter Wissen- 
2300 Kiel 14 schaften. 
Telefon: (0431) 6091 

6.4.3 
Bundesanstalt für Fleischforschung Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
E.-C.-Baumann-Straße 20 dem Gebiet des Fleisches und der Fleischerzeugnisse sowie 
8650 Kulmbach verwandter Wissenschaften. 
Telefon: (09221) 8031 

6.4.4 
Bundesforschungsanstalt für Getreide- Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
und Kartoffelverarbeitung dem Gebiet der Getreide- und Kartoffelverarbeitung sowie 
Schützenberg 12 verwandter Wissenschaften. 
4930 Detmold 
Telefon: (05231) 23451 

6.4.5 
Bundesanstalt für Fettforschung Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
Piusallee 68 und 76 dem Gebiet der Nahrungsfette (außer Butter) und deren 
4400 Münster (Westf.) Rohstoffe. 
Telefon: (0251) 43510 

6.4.6 
Bundesforschungsanstalt für Fischerei Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
Palmaille 9 dem Gebiet der Fischerei und verwandter Wissenschaf- 
2000 Hamburg 50 ten. 
Telefon: (040) 389050 

6.4.7 
Bundesforschungsanstalt für Landwirt- Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
schalt Braunschweig-Völkenrode (FAL) dem Gebiet der Landbauwissenschaften und verwandter 
Bundesallee 50 Wissenschaften. 
3300 Braunschweig 
Telefon: (0531) 5961 

6.4.8 
Biologische Bundesanstalt für Land- und Selbständige Bundesoberbehörde mit Forschungsaufgaben 
Forstwirtschaft in Berlin und Braun- auf dem Gebiet der Pflanzenkrankheiten und des Pflanzen- 
schweig Schutzes sowie verwandter Wissenschaften. Ihre Aufgaben 
Messeweg 11/12 ergeben sich vor allem aus dem Pflanzenschutzgesetz. 
3300 Braunschweig 
Telefon: (0531) 3991 
Königin-Luise-Straße 19 
1000 Berlin 33 (Dahlem) 
Telefon: (030) 83041 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

22,3 24,0 21,5 228,5 225 224,5 

12,2 12,3 10,5 104,5 104 104 

13,2 12,2 11,5 153,5 151 150 

2,6 2,7 2,9 33 32 31,75 

15,0 14,3 21,4 172,5 169 167,5 

87,6 85,7 73,0 832 832 831,5 

56,1 62,6 50,0 517 535 534,5 
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6.4.9 
Bundesforschungsanstalt für Viruskrank- Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
heiten der Tiere dem Gebiet der virusbedingten Tierkrankheiten und ver- 
Paul-Ehrlich-Straße 28 wandter Wissenschaften; sie nimmt die ihr nach dem Vieh- 
7400 Tübingen 1 seuchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr. 
Telefon: (07071) 6031 

6.4.10 
Bundesforschungsanstalt für Rebenzüch- Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
tung Geilweilerhof dem Gebiet der Rebenzüchtung und verwandter Wissen- 

6741 Siebeldingen/Pfalz schaften. 
Telefon: (06345) 410 

6.4.11 
Bundesforschungsanstalt für gartenbauli- Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
che Pflanzenzüchtung dem Gebiet der gartenbaulichen Pflanzenzüchtung und 
Bornkampsweg verwandter Wissenschaften. 
2070 Ahrensburg 
Telefon: (04102) 51121 

6.4.12 
Bundesforschungsanstalt für Forst- und Unselbständige Bundesanstalt für Forschungsaufgaben auf 
Holzwirtschaft den Gebieten der Forst- und Holzwirtschaft sowie verwand- 
Leuschnerstraße 91 ter Wissenschaften. 
2050 Hamburg 80 
Telefon: (040) 739621 

6.4.13 
Zentralstelle für Agrardokumentation Unselbständige Bundesanstalt mit Aufgaben der Fachinfor- 
und -information mation und -dokumentation im Bereich Ernährung, Land- 
Villichgasse 17 wirtschaft und Forsten 
5300 Bonn 2 
Telefon: (0228) 357097-99 

6.5 Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) 

6.5.1 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz Die Bundesanstalt als nicht-rechtsfähige Anstalt des öffent- 
Vogelpothsweg 50/52 lichen Rechts hat die Aufgabe, Arbeitssicherheit, Gesund- 
4600 Dortmund 1 heitssituation und Arbeitsbedingungen in Bet rieben und 
Telefon: (0231) 17631 Verwaltungen zu analysieren und Problemlösungen zu ent- 

wickeln, deren Anwendung sie in der Praxis fördert. Sie ist 
Anmeldestelle für Gefahrstoffe nach dem Chemikalienge- 
setz. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

16,2 15,5 12,6 140 139,5 139,5 

7,7 7,4 8,7 104 102 101 

3,8 3,8 3,7 53 52 50 

17,1 17,7 18,1 179 175 173,5 

3,7 3,7 3,7 32 32,5 32,5 

30,8 33,4 50,8 236 236 250 
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6.5.2 
Institut für Arbeitsmarkt- un d Berufs -
forschung (IAB ) der Bundesanstal t 
für Arbeit (BA ) 
Regensburger Straße 104 
8500 Nürnberg 30 
Telefon: (0911) 17-1 

Das IAB als Forschungseinrichtung der Bundesanstalt für 
Arbeit hat die folgenden Aufgaben: Untersuchungen (über-
regional und regional) zur Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarktes, insbesondere zur Situation und Struktur der 
Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit, zur Berufsausbil-
dung, zur beruflichen Weiterbildung, zu den Einsätzen der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente sowie zu Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit. 

6.6 Geschäftsbereic h de s Bundesminister s de r Verteidigung (BMVg ) 

6.6.1 
Forschungsanstalt de r Bundesweh r fü r 
Wasserschall- un d Geophysi k (FWG ) 
Klausdorf er Weg 2 - 2 4 
2300 Kiel 14 
Telefon: (0431) 726070 

6.6.2 
Forschungsgesellschaft fü r Angewandt e 
Naturwissenschaften e . V. (FGAN ) 
Neuenahrer Straße 20 
5307 Wachtberg-Werthhoven 
Telefon: (0228) 8521 

Die FWG hat die Aufgabe, anwendungsbezogene „For-
schungsarbeiten" für die Bundeswehr, insbesondere für die 
Marine zu leisten. 
Arbeitsschwerpunkte: 
- Geophysikalische Umwelt 

O Entwicklung von Bewertungs- und Vorhersageverfah-
ren für den Seegang, die ozeanographische Schich-
timg, den Sedimenttransport 

O Grundlegende Aufgaben der geophysikalischen Meß-
technik. 

- Wasserschall 
O Entwicklung von SONAR-Reichweiten-Vorhersage-

verfahren und SONAR-Ortungsverfahren. 
- Maritime elektromagnetische Umwelt 

O Untersuchungen zur Beurteilung der Anwendungs-
möglichkeiten elektromagnetischer Verfahren im ma-
ritimen Bereich auf die Kommunikation mit getauch-
ten U-Booten und die Fernschaltung von Minen. 

- SONAR-Maßstrecke (AcRa) an der Forschungsplattform 
NORDSEE (FPN) 
O Gewinnung von statistischem Datenmaterial zur SO-

NAR-Schallausbreitung über mehrere Jahre hinweg 
und unter genau definierten Umgebungsbedingungen 
zur Verbesserung der SONAR-Schallausbreitungsvor-
hersageverfahren. 

Die FGAN ist Trägerin von sechs Instituten: 
Forschungsinstitut für Hochfrequenzphysik, 
Forschungsinstitut für Funk und Mathematik, 
Forschungsinstitut für Anthropotechnik, 
Institut für Fernmeldetechnik und Elektronik, 
Forschungsinstitut für Informationsverarbeitimg und 
Mustererkennung und 
Forschungsinstitut für Optik. 
Die Forschungsaufgaben der FGAN sind auf wehrtechni-
sche Belange ausgerichtet. Die Gesellschaft verfolgt den 
Zweck, naturwissenschaftliche Forschung vorwiegend auf 
den Gebieten der „Elektronik, Kybernetik und Informatik" 
mit dem Ziel zu betreiben, grundlegende Erkenntnisse und 
neuartige Verfahren zu erarbeiten. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

— 1) — 1) — 1) 90,5 90,5 89,5 

18,9 15,8 16,2 140 139 139 

40,5 38,7 40,7 374 379 356 

1 ) Die Ausgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sind in den Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit enthalten, 
da das Institut eine Abteilung der BA ist. Diese Ausgaben sind nicht getrennt nachweisbar. 
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6.6.3 
Wehrwissenschaftliche Dienststelle der Die WWDBw ABC-Schutz hat den Auftrag, wissenschaftli- 
Bundeswehr für ABC-Schutz (WWDBw che Grundlagen für Entwicklungen auf den Gebieten Ato- 
ABC-Schutz) marer, Biologischer und Chemischer Schutz (ABC-Schutz) 
3042 Munster sowie Brandschutz zu schaffen, Erprobungen durchzufüh- 

ren sowie Güteprüfaufgaben wahrzunehmen. 
Arbeitsschwerpunkte: 
— Wissenschaftliche Zuarbeit zum Forschungs- und Tech- 

nologiekonzept und zur wehrmedizinischen Forschung 
— Wasseruntersuchung und Wasseraufbereitung 
— Umweltschutz in der Bundeswehr, soweit chemische und 

biologische Probleme betroffen sind, insbesondere Ver- 
nichtung chemischer Kampfstoffe und Beseitigung von 
Infektionserregern, Toxinen, Tierkörpern, Tierkörpertei- 
len sowie Ausscheidungen von Versuchstieren; Bet rieb 
der Zentralen Sammelstelle Bw für radioaktive Abfälle 

— Strahlenschutzprüfungen an Erprobungsgeräten und 
-einrichtungen sowie an Wehrmaterial im Rahmen der 
Erprobung 

— Gutachtliche Prüfungen im Rahmen der Aufgaben ABC- 
Schutz und als Prüfstelle für Brandschutzgerät der Bun- 
deswehr. 

6.6.4 
Wehrwissenschaftliches Institut für Mate- Das WIM ist mit der Durchführung folgender Aufgaben be- 
rialuntersuchungen (WIM) auftragt: 
Landshuter Straße 70 — Durchführung von Untersuchungen im Rahmen der Ver- 
8058 Erding hütung und Aufklärung von Schadensfällen und Unfällen 

in der Bundeswehr, Beurteilung von Tribosystemen und 
ihrer Komponenten, Werkstoffe, Bet riebsstoffe und ande- 
ren Materialien zu untersuchen sowie Typ- und Qualifi- 
kationsprüfungen durchzuführen. 

— Überprüfung von zu liefernden oder gelagerten Produk- 
ten im Rahmen der Güteprüfung und Betriebsüberwa- 
chung. 

— Kalibrierung von Meßmitteln der Meßgebiete, für die in 
den Dienststellen Haupt- und Labornormale eingerichtet 
sind oder werden. 

— Unterstützung für die Meßgebiete der Fachtechnik Che- 
mie. 

— Mitarbeit bei der Normung auf dem Gebiet der Materi- 
aluntersuchung. 

— Durchführen von Fachveranstaltungen (z.B. Tagungen, 
Symposien) auf dem Gebiet der Materialuntersuchungen 
auf nationaler und internationaler Ebene in Zusammen- 
hang mit BAkWVT und BWB-Angehörigen. 

6.6.5 
Bundesinstitut für chemisch-technische Das BICT ist als Ins titut in das Bundesamt für Wehrtechnik 
Untersuchungen beim Bundesamt für und Beschaffung (BWB) eingegliedert und dem Präsidenten 
Wehrtechnik und Beschaffung (BICT) des BWB unmittelbar unterstellt. 
Großes Cent Es hat die Aufgabe, Explosivstoffe für militärische Zwecke 
5357 Swisttal 1 hinsichtlich der Sicherheit und Güte zu untersuchen und 

Sicherheits- und Güteforderungen vorzugeben. 
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25,3 27,4 27,9 345 370 377 

19,9 19,2 19,8 304 310 304 

10,3 10,8 11,2 138 142 143 
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6.7 Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (BMJFFG) 

6.7.1 
Bundesgesundheitsamt (BGA) Das BGA ist eine Bundesoberbehörde. 
Berlin Zu seinen Aufgaben gehören anwendungsorientierte For- 
Thielallee 88-92 schung, Beratungs- und Exekutivaufgaben, Erstattung von 
1000 Berlin 33 Gutachten sowie medizinalstatistische Arbeiten auf dem 
Telefon: (030) 83080 Gebiet des öffentlichen Gesundheitswesens. Ziele sind die 

Verbesserung des gesundheitlichen Verbraucherschutzes, 
die Verminderung gesundheitlicher Risiken aus der Um- 
welt, die Erforschung von Krankheitsursachen und die 
Früherkennung von Krankheiten, die Krankheitsbekämp- 
fung und die Arzneimittelsicherheit. 

6.7.2 
Paul-Ehrlich-Institut, Frankfurt Das Paul-Ehrlich-Institut als selbständige Bundesoberbe- 
Paul-Ehrlich-Straße 51-59 hörde in Frankfurt (Main) hat insbesondere die Aufgabe, 
6070 Langen Sera und Impfstoffe zu prüfen und zuzulassen, den Verkehr 
Telefon: (06103) 755-0 mit Sera und Impfstoffen, Testallergenen, Testsera und 

Testantigenen zu überwachen sowie entsprechende For- 
schungen zu betreiben. 

6.7.3 
Deutsches Institut für medizinische Doku- Das DIMDI als nicht-rechtsfähige Bundesanstalt hat die 
mentation und Information (DIMDI), Aufgabe, in- und ausländische Literatur und sonstige Infor- 
Köln mationen auf dem Gesamtgebiet der Medizin und ihrer 
Postfach 42 05 80 Randgebiete unter Einsatz der elektronischen Datenverar- 
5000 Köln 41 beitung zu erfassen, auszuwerten, zu speichern und der 
Telefon: (0221) 47241 fachlich interessierten Öffentlichkeit laufend oder auf An- 

frage bekanntzumachen. Das Ins titut arbeitet an der Ver- 
besserung von Dokumentations- und Informationssystemen 
(Literatur- und Befunddokumentation) für den Bereich der 
Medizin und ihrer Randgebiete und fördert die Aus- und 
Fortbildung von Personal für die medizinische Dokumenta- 
tion und Informa tion insbesondere in der Anwendung mo- 
derner Techniken. 

6.8 Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr (BMV) 

6.8.1 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) Die BASt ist eine technisch-wissenschaftliche Anstalt. 
Brüderstraße 53 Ihr Aufgabenbereich umfaßt die Untersuchungen, For- 
5060 Bergisch-Gladbach 1 schungen und Entwicklungen zur Verbesserung der Wi rt - 
Telefon: (02204) 43-0 schaftlichkeit des Baues und der Unterhaltung der Bundes- 

fernstraßen, Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs und der Verminderung der straßenbedingten Um- 
weltbelastung. Sie berät auf ihren Tätigkeitsgebieten gut- 
achtlich auch andere Behörden und interessierte Stellen. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

182,0 200,6 209,9 1503,5 1561,5 1588,5 

99,0 87,0 56,0 195 204 217 

23,0 21,0 11,7 81 82 81,5 

47,2 49,7 52,4 356 1 ) 351 1 ) 332 1) 

1) Ohne beamtete Hilfskräfte (Beamte im Probeverhältnis) sowie Auszubildende und Aushilfskräfte, deren Arbeitsverträge auf 
längstens 3 Jahre, bei wissenschaftlichen Aushilfskräften aus Forschungseinrichtungen auf längstens 5 Jahre befristet sind. 
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Einrichtungen Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.8.2 
Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) Die BAW ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Karlsruhe 
Kußmaulstraße 17 und einer Außenstelle in Hamburg-Rissen. 
7500 Karlsruhe 21 Sie ist das zentrale Institut der Wasser- und Schiffahrtsver- 
Telefon: (0721) 7501-1 waltung des Bundes (WSV) für die gesamte praktische und 

wissenschaftliche Versuchs- und Forschungsarbeit auf dem 
Gebiet des Wasser-, Erd- und Grundbaues und der Bautech- 
nik sowie die zentrale Dokumentations- und Informations- 
stelle für diese Fachgebiete. Ihr sind auch Aufgaben der 
Datenverarbeitung in der WSV übertragen. 

6.8.3 
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BIG) Die BfG ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Koblenz und 
Kaiserin-Augusta-Anlagen 15-17 einer Versuchs- und Außenstelle auf der Rheininsel Nieder- 
5400 Koblenz werth. 
Telefon: (0261) 13061 Sie ist das wissenschaftliche Institut des Bundes für die For- 

schung auf den Gebieten Gewässerkunde, Wasserwirt- 
schaft und Gewässerschutz. Sie berät die Bundesministerien 
und deren nachgeordnete Dienststellen in Grundsatz- und 
Einzelfragen, insbesondere die Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung im Rahmen der Planung, des Aus- 
baues und Neubaues sowie des Bet riebes und der Unterhal- 
tung der Bundeswasserstraßen. 

6.8.4 
Deutsches Hydrographisches Institut Das DHI ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Hamburg. 
(DHI) Es unterhält das Erdmagnetische Observatorium Wingst. 
Bernhard-Nocht-Straße 78 Ihm obliegen nach dem Seeaufgabengesetz 
2000 Hamburg 4 — die Förderung der Seeschiffahrt und Seefischerei durch 
Telefon: (040) 3190-1 naturwissenschaftliche  und nautisch-technische For- 

schungen, meeresbiologische Forschungen ausgenom- 
men, 

— die Prüfung nautischer Instrumente und Geräte der 
Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für den Schiffsbetrieb 
und ihre sichere Funktion an Bord sowie die Regulierung 
der Magnetkompasse, 

— die nautischen und hydrographischen Dienste, 
— die Herstellung und Herausgabe amtlicher Seekarten und 

amtlicher nautischer Veröffentlichungen und 
— die Überwachung des Meerwassers auf Radioaktivität 

und sonstige schädliche Beimengungen. 

6.8.5 
Deutscher Wetterdienst (DWD) Der DWD ist eine technisch-wissenschaftliche Bundesober- 
- Zentralamt — behörde und hat die Aufgabe, 
Frankfurter Straße 135 — die meteorologischen Erfordernisse insbesondere auf den 
6050 Offenbach/Main Gebieten des Verkehrs, der Land- und Forstwirtschaft, 
Telefon: (069) 8062-0 der gewerblichen Wirtschaft, des Bau- und Gesundheits- 

wesens zu erfüllen, 
— die meteorologische Sicherung der Seefahrt und der Luft- 

fahrt zu gewährleisten, 
— die Atmosphäre auf radioaktive Beimengungen und de- 

ren Verfrachtung zu überwachen, 
— durch Forschungsarbeiten die Erkenntnisse auf dem Ge- 

biet der Meteorologie zu fördern und 
— an der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

der Meteorologie teilzunehmen und die sich daraus erge- 
benden internationalen Verpflichtungen auf dem Gebiet 
des Wetterdienstes und des Wetternachrichtendienstes 
zu erfüllen. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

38,0 37,6 38,4 294 297 311 

19,4 22,9 19,5 212 225 231 

79,7 82,2 94,5 733 734 737 

211,3 200,6 208,7 2 002 1 ) 2 021 1 ) 2 018 1 ) 

1 ) einschließlich Leerstellen ohne Beamte auf Probe und auf Widerruf 
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Einrichtungen Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.9 Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 

6.9.1 
Umweltbundesamt (UBA) Das UBA als Bundesoberbehörde arbeitet in den Bereichen 
Bismarckplatz 1 Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung, Abfallwirtschaft, Was- 
1000 Berlin 33 serwirtschaft, Bodenschutz und Umweltchemikalien sowie 
Telefon: (030) 8903-0 in sektorübergreifenden Umweltfragen. 

Weitere Aufgaben: 
— Bereitstellung von Umweltdaten durch das Informa tions- 

und Dokumentationssystem Umwelt (UMPLIS) 
— Aufklärung der Öffentlichkeit in Umweltfragen 
— Bereitstellung zentraler Dienste und Hilfen für die Res- 

sortforschung 
— Unterstützung bei der Prüfung der Umweltverträglichkeit 

von Maßnahmen des Bundes 
— Entwicklung von Hilfen für die Umweltplanung 
— Abwicklung des Umweltforschungsplans 
— Abwicklung des Investitionsprogramms zur Verminde- 

rung von Umweltbelastungen. 
Es hat folgende Außenstellen 
— Dokumentationszentrale Wasser in Düsseldorf 
— Pilotstation in Offenbach (Zentrale des Reinluftmeßnetzes 

mit Meß- und Probenahmestellen im gesamten Bundes- 
gebiet) 

— fünf Meßstellen. 

6.9.2 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz Die BfANL erarbeitet wissenschaftliche Grundlagen zum 
und Landschaftsökologie (BfANL) Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Konstantinstraße 110 Landschaft. Der Forschungsbereich umfaßt den Naturschutz 
5300 Bonn 2 und die biologischen Disziplinen Vegetationskunde und 
Telefon: (0228) 84910 Tierökologie, die Landschaftspflege mit Landschaftsökolo- 

gie, Landschaftsplanung und Erholungsvorsorge. Sie liefert 
damit Entscheidungshilfen für die Gesetzgebung, Raum- 
ordnungs- und Landschaftspflege. 
Zu ihren Dienstleistungen gehören laufende Dokumenta- 
tion und Nachweis der wissenschaftlichen Fachliteratur so- 
wie die Information der Öffentlichkeit. 

6.9.3 
Bundesanstalt für Strahlenschutz (BfS) Die BfS als Bundesoberbehörde erledigt Verwaltungsaufga- 
Albert-Schweitzer-Straße 18 ben des Bundes auf den Gebieten der Strahlenschutzvor- 
3320 Salzgitter 1 sorge sowie der kerntechnischen Sicherheit, der Beförde- 
Telefon: (05341-188-0) rung radioaktiver Stoffe und der Entsorgung radioaktiver 

Abfälle einschließlich der Errichtung und des Betriebs von 
Anlagen des Bundes zur Sicherstellung und zur Endlage- 
rung, die ihm durch das Atomgesetz, das Strahlenschutzvor- 
sorgegesetz oder andere Bundesgesetze oder aufgrund die- 
ser Gesetze zugewiesen werden. 
Sie unterstützt den Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit fachlich und wissenschaftlich auf den 
genannten Gebieten, insbesondere bei der Wahrnehmung 
der Bundesaufsicht, der Erarbeitung von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften sowie bei der zwischenstaatlichen Zu- 
sammenarbeit. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

60,0 65,4 72,5 506 518 520 

7,8 9,1 7,4 61 63 63 

— — 14,4 — — — 
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Einrichtungen Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.10 Geschäftsbereich des Bundesministers für Post- und Telekommunikation (BMPT) 

6.10.1 
Forschungsinstitut der Deutschen Bun- Die Deutsche Bundespost betreibt nachrichtentechnische 
despost beim Fernmeldetechnischen Zen- Forschung in ihrem Forschungsinstitut beim Fernmelde- 
tralamt Darmstadt und Berlin (Außenst.) technischen Zentralamt, um auf dem Gebiet der modernen 
Am Kavalleriesand 3 Nachrichtentechnik eigene wissenschaftliche Fachkompe- 
6100 Darmstadt tenz und firmenunabhängiges Urteilsvermögen möglichst 
Telefon: (06151) 83-1 frühzeitig verfügbar zu haben. 

Forschungsschwerpunkte: 
— Nachrichtenverarbeitung 

Sprachverarbeitung und digitale Codier- und Übertra- 
gungsverfahren 

— Vermittlung 
Strukturen künftiger Vermittlungssysteme 

— Fernmeldenetze 
Optimierung vorhandener Netze und Systemanalyse/ 
-synthese des digitalen optischen Teilnehmeranschlus- 
ses 

— Übertragungsverfahren 
Verfahren auf herkömmlichen und Glasfasersystemen 

— Leitergebundene Übertragungsmedien 
Erforschung der Glasfaser 

— Antennen 
Spiegelantennen und phasengesteuerte Gruppenanten- 
nen 

— Wellenausbreitung 
— Festkörperelektronik 

Entwicklung quaternärer Halbleiterschichten; integ rierte 
Techniken für digitale Breitband-Nachrichtenübertra- 
gung 

— Optoelektronik 
— Wissenschaftliche Servicefunktionen. 

6.10.2 
Wissenschaftliches Institut für Kommuni- Das WIK ist eine Forschungseinrichtung des BMPT sowie 
kationsdienste GmbH (WIK) der Unternehmen der Deutschen Bundespost. 
Bahnhofstraße 1 Das Institut hat die Aufgabe, wirtschafts- und sozialwissen- 
5340 Bad Honnef 1 schaftliche Forschung auf den Gebieten der Telekommuni- 
Telefon: (02224) 12-330 kation, des Post- und Postbankwesens zu betreiben sowie 

wissenschaftliche Beratung und Informationsleistungen für 
seine Träger zu erbringen. 
Insbesondere umfaßt die Arbeit des Ins tituts folgende Berei- 
che: 
— Regulierung 
— Europäische Integration 
— Internationale Vergleiche 
— Industrieökonomische Analysen 
— Einsatz von Informa tions- und Kommunikations-Techno- 

logien 
— Betriebswirtschaftlich-strategische Untersuchungen 
— Technikfolgenabschätzung. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

67,9 63,5 63,0 335 335 335 

1,7 2,0 2,5 10 11 12 
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Einrichtungen Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.11 Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) 

6.11.1 
Bundesforschungsanstalt für Die BfLR ist eine wissenschaftlich unabhängige, nicht 
Landeskunde und Raumordnung (BfLR) rechtsfähige Forschungseinrichtung. Sie erarbeitet wissen- 
Am Michaelshof 8 schaftliche und informatorische Grundlagen zur Lösung der 
5300 Bonn 2 Aufgaben der Bundesregierung im Bereich der Raumord- 
Telefon: (0228) 826214 nung und des Städtebaus sowie bei den räumlich wirksa- 

men Fachplanungen. Dazu betreibt sie u. a. ein raumord- 
nungs- und städtebaupolitisches Informationssystem. 
Die BfLR erfüllt ihre Aufgaben durch 
— Bearbeitung eigener Forschungsprojekte, 
— wissenschaftliche Betreuung der Ressortforschung des 

BMBau, 
— wissenschaftliche Dienstleistungen, Durchführung von 

Seminaren und Herausgabe von Publikationen. 

6.12 Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie (BMFT) 

6.12.1 
Biologische Anstalt Helgoland Die BAH als Forschungsanstalt erfüllt 
(BAH, Hamburg) — Aufgaben nach Maßgabe des BMFT im Gesamtpro- 
Notkestraße 31 gramm Meeresforschung und Meerestechnik, 
2000 Hamburg 52 — Forschung auf den Gebieten Meeresbiologie und -ökolo- 
Telefon: (040) 89693-0 gie, 

— wissenschaftliche Dienstleistungen, 
— biologisches Monitoring in der Deutschen Bucht, 
— nationale und internationale Aufgaben des marinen Um- 

weltschutzes. 

6.12.2 
Deutsches Historisches Institut Paris Das DHI Paris als unselbständige Bundesanstalt erforscht 
(DHI Paris) die deutsch-französischen Beziehungen im Bereich der mit- 
9, rue Maspéro telalterlichen und neueren Geschichte in politischer, wirt- 
F-75116 Paris schaftlicher, sozialer und kultureller Hinsicht. Es vermittelt 
Telefon: (00331) 45202555 auch die fachlichen Beziehungen zwischen deutschen und 

französischen Historikern. 

6.12.3 
Deutsches Historisches Institut Rom Das DHI Rom als unselbständige Bundesanstalt erforscht die 
(DHI Rom) deutsche und europäische Geschichte einschließlich Musik- 
Via Aurelia Antica 391 Beschichte mit Schwerpunkt auf den deutsch-italienischen 
I-00165 Roma Beziehungen im Mittelalter und in der Neuzeit. 
Telefon: (00396) 6233011 Es pflegt auch die Beziehungen zur gegenwärtigen italieni- 

schen Geschichtswissenschaft. 

6.12.4 
Deutsches Historisches Institut London Das DHI London des Vereins zur Förderung des britisch- 
(DHI London) deutschen Historikerkreises e. V., Frankfurt/M., dient der 
17 Bloomsbury Square Erforschung der deutsch-britischen Beziehungen und der 
GB-London WC 1A2 LP Edition von Quellen zu diesen Beziehungen aus britischen 
Telefon: (00441) 4045486 Archiven und Bibliotheken. 

6.12.5 
Deutsches Historisches Institut Das 1987 gegründete DHI Washington der Stiftung Deut- 
Washington D.C. (DHI Washington) sches Historisches Ins titut in den Vereinigten Staaten von 
1759 R Street, N.W. Suite 400 Amerika mit Sitz in Bonn, dient der kontinuierlichen Zusam- 
Washington, D.C. 20009 USA menarbeit mit der amerikanischen Geschichtswissenschaft, 
Telefon: (001202) 387-3355 insbesondere durch Forschung und durch Vermittlung von 

Quellen aus amerikanischen Archiven und Bibliotheken. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

9,9 10,2 9,9 124 123 123 

14,9 15,2 15,5 145 145 142 

2,6 14,5 1 ) 25,1 1 ) 19 20 20 

3,9 4,2 4,4 27 28 29 

3,4 3,4 3,6 15 15 15 

1,2 2,3 3,2 4 9 13 

1 ) Steigerung wegen Erwerb und Ausbau einer neuen Dienstunterkunft 
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Einrichtungen Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.12.6 
Deutsches Institut für Japanstudien Mit dem DIJ Tokio der Philipp-Franz-von-Siebold-Stiftung, 
Tokio Deutsches Ins titut für Japanstudien mit Sitz in Bonn, soll ein 
(DIJ Tokio) Beitrag zum deutsch-japanischen Verständnis geleistet 
Nissei Kojimachi-Bldg. werden. Hierzu soll das Ins titut insbesondere das moderne 
3-3-6, Kudan-Minami Japan und die deutsch-japanischen Beziehungen mit Hilfe 
Chiyoda-Ku der Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften erfor- 
Tokyo 102 schen und Ergebnisse japanischer Forschung auf diesen 
Japan Gebieten nach Deutschland vermitteln. 
Telefon: (00813) 2225077 
Telefax: (00813) 2225420 

6.12.7 
Kunsthistorisches Institut Florenz Das KHI Florenz als unselbständige Bundesanstalt dient als 
Via G. Giusti 44 internationaler Sammelpunkt für Forschung zur italieni- 
I-50121 Firenze schen Kunstgeschichte und fördert u. a. durch Ferienkurse 
Telefon: (003955) 2479161 und Seminare die Forschung auf seinem Arbeitsgebiet. 

6.12.8 
Orient-Institut Beirut (OI Beirut) Das Orientinstitut der Deutschen Morgenländischen Gesell- 
Rue Hussein Beyhum Schaft e. V. dient der Zusammenarbeit der deutschen 
Beirut Libanon Orientforschung mit den Ländern des vorderen und mittle- 
z. Z. Ausweichstelle in Ist anbul ren Orients und führt Forschungen auf dem Gebiet der ara- 
c/o Generalkonsulat Istanbul bischen, türkischen und persischen Sprachen und Literatur, 
Postfach 15 00, der Islamwissenschaft und der Semitistik durch. 
5300 Bonn 1 

6.13 Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 

6.13.1 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) Das BIBB als bundesunmittelbares rechtsfähiges Ins titut be- 
Fehrbelliner Platz 3 treibt 
1000 Berlin 31 — Berufsbildungsforschung, Mitwirkung u. a. an  der Vorbe- 
Telefon: (030) 8683-1 reitung von Ausbildungsordnungen, Berufsbildungsbe- 

richt und der Berufsbildungsstatistik sowie Förderung 
von Modellversuchen, 

— Förderung der Bildungstechnologie durch Forschung, 
— Unterstützung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten, 
— Förderung des berufsbildenden Fernunterrichtes und 

Führung des Verzeichnisses der anerkannten Ausbil- 
dungsberufe. 

6.14 Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 

6.14.1 
Deutsches Institut für Entwicklungs- Das DIE führt auf der Grundlage unabhängiger wissen- 
politik (DIE) gGmbH schaftlicher Forschung Beratungs- und Ausbildungsaufga- 
Fraunhoferstraße 33-36 ben durch. Es erstellt für öffentliche Institutionen Gutachten 
1000 Berlin 10 zu entwicklungspolitischen Themen und berät sie bei aktu- 
Telefon: (030) 3418071 ellen Fragen der Zusammenarbeit zwischen Indust rie und 

Entwicklungsländern . 
Das DIE bildet Hochschulabsolventen für die berufliche Pra- 
xis in der deutschen und internationalen Entwicklungspoli- 
tik aus. 
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Ausgaben in Mio DM Personal insgesamt 

Ist Ist Soll Ist Ist Ist 
1987 1988 1989 1987 1988 30.06.1989 

1,6 4,4 — 5 12 

3,6 3,8 3,6 31 32 30 

1,5 1,5 1,5 13 13 13 

32,6 34,4 33,1 396 391 386 

3,7 3,7 4,1 42 42 43 
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7. Überregionale Informationseinrichtungen und zentrale Fachbibliotheken 

Die überregionalen Fachinformationseinrichtungen und -zentren sowie die zentra-
len Fachbibliotheken haben folgende Aufgaben: 

— Aufbau von Literatur- und Fakteninformationsbanken 

— Angebot und Vertrieb von Informationsdiensten 

— Bereitstellung von Informationsbanken für die Online-Nutzung über Fachinfor-
mations-Rechenzentren 

— Sammlung und Bereitstellung von Literatur. 
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Übersicht der zentralen Fachinformationseinrichtungen und zentralen Fachbibliotheken 

Aus- Aus- 
gaben Perso- gaben Perso- Aus- Perso- 

Ressort/Name Fachinformationsgebiet Finanzierung 1987 
(Ist) 

nal 
1987 

1988 
(Ist) 

nal 
1988 

gaben 
1989 

nal 
1989 

in Mio (Ist) in Mio (Ist) (Soll) (Soll) 
DM DM 

BMJ Rechtsprechung, Stammkapital 8,4 33 9,0 41 9,9 49 
JURIS GmbH Juristisches Literatur und Nor- 5,05 Mio 
Informationssystem für die men (Bundesrecht) DM 1 ) 
Bundesrepublik Deutsch- 
land 

BMWi Wirtschaftswissen- Bund 4,5 100 4,6 98 4,8 95 
Informationszentrum im schaften, Wirtschafts- BMWi 50% ; 

HWWA-Institut für Wirt- praxis, wirtschafts- Hamburg 
schaftsforschung, Hamburg relevante Nachbar- 50 % 

disziplinen 

BMWi Wirtschaftswissen- Bund 10,3 119 10,9 118 11,8 118 
Zentralbibliothek der Wirt- schaften (BMWi) 50%; 
schaftswissenschaften und Schleswig- 
Wirtschaftsarchiv, Kiel Holstein 50 

BMWi Außenhandels- Bund (BMWi) 22,5 156 23,5 152 25,0 150 
Bundesstelle für Außen- information 
handelsinformation, BfAi, 
Köln 

BMWi Elektrotechnik, Fein- Bund (BMWi) 9,7 55 10,3 53 11,2 60 
Fachinformationszentrum werktechnik, Maschi- Wirtschaft 
Technik e. V., nenbau, Kraftfahr- 
Frankfurt/M. wesen 

BMWi Hüttenkunde, Werk- Bund (BMWi) 6,7 45 6,6 44 5,2 44 
Fachinformationszentrum Stoffe, Metallbe- und Berlin 
Werkstoffe e. V., Berlin -verarbeitung Wirtschaft 

BMWi Technische Regeln Bund (BMWi) 5,7 24 5,7 23 5,8 26 
Deutsches Informations- Wirtschaft 
zentrum für Technische 
Regeln (DITR) im DIN, 
Berlin 

BMWi Textiltechnik Bund (BMWi) 0,9 9 0,8 2 ) 8 2) — 3) — 3) 
Verein Textildokumen- Bayern 
tation und -information Wirtschaft 
e. V., Ratingen 

BMWi Rohstoffgewinnung, Bund (BMWi) 1,4 9 1,3 9 1,2 10 
Informationszentrum Roh- Geowissenschaften, Niedersach- 
stoffgewinnung, Geowis- Wasserwirtschaft sen 
senschaften, Wasserwirt- 
schaft bei der Bundesan- 
stalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR), 
Hannover 
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Aus- Aus- 
gaben Perso- gaben Perso- Aus- Perso- 

Ressort/Name Fachinformationsgebiet Finanzierung 1987 
(Ist) 

nal 
1987 

1988 
(Ist) 

nal 
1988 

gaben 
1989 

nal 
1989 

in Mio (Ist) in Mio (Ist) (Soll) (Soll) 
DM DM 

BML Ernährung, Landwirt- Bund (BML) 3,4 4 ) 32 3,4 4 ) 32 3,6 4 ) 32 
Zentralstelle für Agrar- schaft und Forsten 
dokumentation und -infor- sowie Koordinierung 
mation (ZADI), Bonn der Literatur- und 

Faktendokumenta- 
tion 

BMV Verkehrsdatenbank, Bund (BMV) 0,6 5 ) 6 0,6 5 ) 6 0,7 5 ) 6 
Bundesanstalt für Straßen- Dokumentation der 
wesen (BASt), Bergisch Verkehrswirtschaft 
Gladbach und des Straßenwe- 

sens 

BMV Wasserstraßendaten- Bund (BMV) 0,14 4 0,12 4 0,18 4 
Bundesanstalt bank, Zentrale Fach- 
für Wasserbau (BAW), bibliothek, Literatur- 
Karlsruhe Information und Do- 

kumentationsstelle 
der Schiffahrtsver- 
waltungen (WSV 
des Bundes) 

BMV Rechnergestützte Li- Bund (BMV) 0,06 3,5 0,07 3,5 0,08 3,5 
Zentrale Informationsstelle teraturhinweisdaten- 
für Verkehr (ZIV), Bergisch bank sämtlicher Ver- 
Gladbach kehrsbereiche 

(Clearingstelle); Ge- 
schäftsstelle des IuD- 
Verbundes „Ver- 
kehr" mit 13 Ver- 
bundpartnern und 
7 Datenbanken 

BMFT Chemie einschließ- Bund 15,8 94 16,5 95 18,1 95 
Fachinformationszentrum lich Grenzgebiete 6) (BMFT) 50 %; 
Chemie GmbH, Berlin Länder 50 

BMFT — Energie, Kernfor- Bund 38,5 248,5 39,8 253 44,0 253 
Fachinformationszentrum schung und Kern- (BMFT) 85 %; 
Karlsruhe, Gesellschaft für technik, Luft- und Länder 15 % 
wissenschaftlich-technische Raumfahrt, Welt- 
Information mbH . raumforschung, 

Mathematik, In- 
formatik, Physik, 
Astronomie und 
Astrophysik 

— FI-Rechenzentrum 
insbesondere für 
die Fachinforma- 
tionssysteme: 
Energie, Physik 
und Mathematik; 
Chemie; Raum- 
ordnung, Städte- 
bau, Wohnungs- 
wesen und Bau- 
wesen; Sozialwis- 
senschaften 
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Aus- Aus- 
gaben Perso- gaben Perso- Aus- Perso- 

Ressort/Name Fachinformationsgebiet Finanzierung 1987 
(Ist) 

nal 
1987 

1988 
(Ist) 

nal 
1988 

gaben 
1989 

nal 
1989 

in Mio (Ist) in Mio (Ist) (Soll) (Soll) 
DM DM 

BMFT Raumordnung, Bund 7,8 73,5 8,4 68,5 8,9 67,5 
Informationszentrum Raum Städtebau, Woh- (BMFT) 90 %; 
und Bau (IRB) der FhG, nungswesen und Länder 10 
Stuttgart Bauwesen 

BMFT Zentralbibliothek für Bund 15,9 137 14,8 140 17,1 142 
Technische Informationsbi- Technik einschl. (BMFT) 30 %; 
bliothek an der Universität Chemie, Mathematik, Länder 70 
Hannover (TIB) Physik (technische 

und naturwissen- 
schaftliche Literatur 
vor allem des Aus- 
landes) 

BMFT Sozialwissenschaften Bund (BMFT) 2,8 13 s. s. — — 
Informationszentrum So- einschl. Bildungswe- GESIS GESIS 
zialwissenschaften (IZ) bei sen, Wirtschaftswis- 
der Arbeitsgemeinschaft senschaften, Arbeits- 
Sozialwissenschaftlicher markt und Beruf sf or- 
Institute  e. V., Bonn schung 

BMFT Originaldaten sozial- Bund (BMFT) 2,3 21 s. s. — — 
Zentralarchiv für empiri- wissenschaftlicher GESIS GESIS 
sche Sozialforschung (ZA) Umfrageforschung 
der Universität Köln 

BMFT Bereitstellung und Bund 10,6 90 11,0 80 12,2 88 
Gesellschaft Sozialwissen- Akquisition von Be- (BMFT) 80 
schaftlicher Infrastruktur- ständen quantitativer Länder 20 % 
einrichtungen e. V. Daten einschl. konti- 
(GESIS) in Mannheim nuierlicher Aufberei- 
Ab 1987 Trägerorganisa- tung, Methodenent- 
tion folgender sozialwis- wicklung und -bera- 
senschaftlicher Serviceein- tung, Aufbereitung 
richtungen: und Bereitstellung 
— Informationszentrum So- faktographischer und 

zialwissenschaften (IZ) bibliographischer Da- 
bei der Arbeitsgemein- tenbanken sowie 
Schaft sozialwissen- Dauerbeobachtung 
schaftlicher Institute gesellschaftlicher 
e. V., Bonn, Entwicklungen 

— Zentralarchiv für empi- 
rische Sozialwissen- 
schaften bei der Univer- 
sität Köln (ZA) 
Bis 1986 von der Deut- 
schen Forschungsge- 
meinschaft (Epl. 31) ge- 
förderte Einrichtung 

— Zentrum für Umfragen, 
Methoden und Anlay- 
sen (ZUMA) e. V. in 
Mannheim 

BMJFFG Gesundheitswesen, Bund 20,8 86 23,0 81 21,0 82 
Deutsches Institut für me- Medizin, Biologie, (BMJFFG) 
dizinische Dokumentation Sport 
und Information (DIMDI), 
Köln 
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Aus- Aus- 
gaben Perso- gaben Perso- Aus- Perso- 

Ressort/Name Fachinformationsgebiet Finanzierung 1987 
(Ist) 

nal 
1987 

1988 
(Ist) 

nal 
1988 

gaben 
1989 

nal 
1989 

in Mio (Ist) in Mio (Ist) (Soll) (Soll) 
DM DM 

BMJFFG Medizin und natur- Bund 6,3 54 6,7 57 7,2 59 
Zentralbibliothek der wissenschaftliche (BMJFFG) 
Medizin, Köln Grundlagenfächer, 30 

Anthropologie Länder 70 % 

BMJFFG Datenbank für alle Bund — — 1,9 18,5 2,2 18,5 
Zentralstelle für Psycholo- Gebiete der Psycho- (BMJFFG) 
gische Information und Do- logie und Informa- 50 
kumentation an der Uni- tionsvermittlung 
versität Trier (ZPID) 

BMU Umweltschutz Bund (BMU) 2,6 54 2,7 55 3,5 55 
Umweltbundesamt/Gruppe (u. a. Forschungs-, 
UMPLIS (Information und Literatur- und Fak- 
Dokumentation Umwelt), tendatenbanken 
Berlin 

1) Gesellschafter: Bund, Bundesrechtsanwaltskammer, Deutscher Anwaltverein, Hans Soldau GmbH, Rudolf Haufe Verlag GmbH 
und Co. KG 

2) VTDI ab 1988 ausschließlich Förderung Bund — BMWi — 
3) VTDI ab 1989 integriert in FIZ Technik, Frankfurt 
4) In Bundesanstalten integriert  
5) einschließlich Aufwendungen Dritter für Datenzulieferung 
6) Auswertung von Patent- und Zeitschriftenliteratur für Organika, Polymere und Anorganika 
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8. Übersicht über die Projektträger des Bundesministers für Forschung und 
Technologie (BMFT) 

Die 14 Projektträger des BMFT sind in der Regel Großforschungseinrichtungen oder 
sonstige fachlich qualifizierte Einrichtungen, die u. a. für den BMFT wissenschaft-
lich-technische und adminis trative Managementaufgaben durchführen. 

Der Schwerpunkt der Projektträger-Tätigkeit liegt im Rahmen der direkten und der 
indirekt-spezifischen Projektförderung bei der fachlichen und administrativen Bera-
tung der Antragsteller, der Vorbereitung von Förderentscheidungen sowie der Pro-
jektbegleitung und Erfolgskontrolle. 

Darüber hinaus nehmen die Projektträger eine Reihe zusätzlicher Aufgaben für den 
BMFT wahr, wie z. B. Unterstützung bei Planung, Analyse und Bewe rtung von Pro-
grammen, Organisationen von Statusseminaren und Workshops, Management von 
Großprojekten und Betreuung internationaler Aufgaben. 
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Projektträger (PT) Projektträgerschaften 

1. Deutsches Elektronen- Projektträgerschaft 
Synchrotron (DESY), — Hochenergiephysik/ 
Notkestraße 85 Synchrotronstrahlung 
2000 Hamburg 

2. Deutsche Forschungs- Projektträgerschaften 
anstalt für Luft- und — Umweltschutztechnik 
Raumfahrt e. V. (DLR) — FuE im Dienste der 
Postfach 90 60 58 Gesundheit 
Linder Höhe — Arbeit und Technik 
5000 Köln 90 — Weltraumforschung/ 

Weltraumtechnik 
3. DECHEMA Projektträgerschaft 

Deutsche Gesellschaft — Korrosion und Korro- 
für chem. Apparate- sionsschutz 
wesen, chem. Technik 
und Biotechnologie 
e. V. 
Postfach 97 01 46 
Theodor-Heuss- 
Allee 25 
6000 Frankfurt/ 
Main 97 

4. Gesellschaft für Ma- Projektträger Fachinfor- 
thematik und Daten- mation 
verarbeitung mbH 
(GMD) 
Schloß Birlinghoven 
5105 St. Augustin 

Rheinstraße 96 a 
6100 Darmstadt 

5. Gesellschaft für Reak- Projektträgerschaft 
torsicherheit mbH — Reaktorsicherheit 
(GRS) 
Postfach 10 16 50 
Schwertnergasse 1 
5000 Köln 1 

6. Gesellschaft für Projektträgerschaft 
Schwerionenforschung — Mittelenergie und 
mbH (GSI) Kernphysik 
Postfach 5 41 
6100 Darmstadt 1 

7. Gesellschaft für Strah- Bereich Projektträger- 
len- und Umweltfor- schaften 
schung mbH (GSF) — FuE im Dienste der 
Kühbachstraße 11 Gesundheit 
8000 München 90 — Umwelt 

— Klimaforschung 

Projektträger (PT) Projektträgerschaften 

8. Forschungszentrum Projektleitung 
Jülich GmbH (KFA) — Biotechnologie 
Postfach 19 13 — Nichtnukleare 
5170 Jülich 1 Energie- 

forschung  BEO  
— Ökologische 

Forschung 
— Nukleare Festkörper- 

forschung 
— Hochtemperatur- 

reaktor PTH 
— Material- und Roh- 

stofforschung — PLR 

9. Kernforschungszen- Projektträgerschaft 
trum Karlsruhe GmbH — Wassertechnologie 
(KfK) und Schlamm- 
Postfach 3640 Behandlung 
7500 Karlsruhe 1 — Fertigungstechnik 

— Endlagertechnologie 
10. VDI/VDE-Technolo- Projektträgerschaft 

giezentrum Informa- — Mikroperipherik 
tionstechnik GmbH 
Budapester Straße 40 
1000 Berlin 30 

11. VDI-Technologie- Projektträgerschaft 
zentrum — Physikalische Tech- 
Graf-Recke-Straße 84 nologien 
4000 Düsseldorf 1 — Laserforschung und 

Lasertechnik 
— Sicherheitsf or- 

schung/-technik 
12. Umweltbundesamt Projektträgerschaft 

Bismarckplatz 1 — Feste Abfallstoffe 
1000 Berlin 33 

13. AIF Arbeitsgemein- Projektträgerschaft 
Schaft industrieller — Auftragsforschung 
Forschungsverein- — Forschungspersonal- 
gungen e. V. zuwachsförderung 
Bayenthalgürtel 23 — Forschungskoopera- 
5000 Köln 51 tion zwischen Wirt- 

schaft und Wissen- 
schaft 

14. Bundesgesundheits- Projektträgerschaft 
amt AIDS-Forschung 
Thielallee 88-92 
1000 Berlin 33 
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Teil VI 

Statistik 

1. Grundlagen der Forschungsstatistik 

1.1 Allgemeines 

Forschung und Entwicklung gehören zu den wesent-
lichen sozio-ökonomischen Faktoren einer Volkswirt-
schaft und bedürfen einer eingehenden statistischen 
Beschreibung, um fundierte Unterlagen für for-
schungspolitische Entscheidungen bereitstellen zu 
können. Der Tätigkeitsbereich Forschung und experi-
mentelle Entwicklung (FuE) erstreckt sich auf alle 
Sektoren der Volkswirtschaft und unterscheidet sich 
von dem weiter gefaßten Bereich der wissenschaftli-
chen Tätigkeit ebenso wie von den wirtschaftlichen 
Aktivitäten. 

Der Begriff „FuE-Statistik" deckt verschiedene mögli-
che statistische Serien über die Ressourcen für unter-
schiedliche Phasen der FuE-Aktivitäten und deren Er-
gebnisse ab. Das Schwergewicht der FuE-Statistik 
liegt nach wie vor beim FuE-Input, d. h. den finanzi-
ellen und personellen Ressourcen. Die methodischen 
Arbeiten auf dem Gebiet der FuE-Outputmessung 
sind jedoch in den letzten Jahren weiter fortgeschrit-
ten; nationale und internationale Forschungsergeb-
nisse werden insbesondere in der Organisa tion für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) intensiv diskutiert. Die regelmäßige FuE-Be-
richterstattung der OECD umfaßt derzeit neben den 
traditionellen Statistiken auch Patentdaten sowie Da-
ten zur Technologischen Zahlungsbilanz und zum Au-
ßenhandel mit Hochtechnologiegütern. Abgrenzung, 
Erfassung und Interpreta tion dieser Daten sind jedoch 
wesentlich schwieriger als die des FuE-Inputs, so daß 
weitere Arbeiten an der Verbesserung der methodi-
schen Grundlagen notwendig sind. 

Die FuE-Statistik, die sich in der Bundesrepublik 
Deutschland überwiegend auf den FuE-Input bezieht, 
konnte in den letzten Jahren trotz restriktiver Tenden-
zen im Statistikbereich weiter verbessert werden und 
hat einen Genauigkeits- und Detaillierungsgrad er-
reicht, der dem des Auslandes nicht nachsteht. Das 
vielschichtige Gesamtgebiet von Forschung und Ent-
wicklung hat verschiedenartige Ansatzpunkte für 
seine statistische Beschreibung mit unterschiedlichen, 
recht umfangreichen Problemen der Erhebung und 
Aufbereitung forschungsstatistischen Datenmaterials. 
Das Fehlen einer einheitlichen FuE-Statistik auf ge-
setzlicher Grundlage vergrößert die Probleme und 
setzt weiteren Entwicklungen Grenzen. 

Im nachfolgenden werden die Grundlagen der stati-
stischen Erfassung der finanziellen und personellen 
Ressourcen dargestellt, die weitgehend von den An-
forderungen der internationalen Organisationen ge-
prägt wurden. 

1.2 Methodische Grundlagen 

Die gegenwärtig durchgeführten forschungsstatisti-
schen Erhebungen beruhen auf langjährigen metho-
dischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von der OECD 
eingeleitet wurden. 1963 wurde mit den „Allgemei-
nen Richtlinien für statistische Übersichten in For-
schung und Entwicklung" (Frascati-Handbuch) 1 ) das 
erste Handbuch über die Grundlagen einer For-
schungsstatistik vorgelegt, das in Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern, Fachleuten der OECD-Mit-
gliedstaaten und dem OECD-Sekretariat zustande 
kam. Das Handbuch wurde inzwischen aufgrund der 
Erfahrungen bei den internationalen forschungsstati-
stischen Erhebungen in allen OECD-Mitgliedstaaten 
und wegen des zunehmenden Bedarfs an forschungs-
statistischem Zahlenmaterial und den damit verbun-
denen notwendigen Verbesserungen des statistischen 
Instrumentariums mehrmals revidiert. Die Fassung 
„Frascati-Handbuch" 1980 liegt auch in der deut-
schen Übersetzung vor 2). Es enthält Ausführungen 
über Grunddefinitionen und Konventionen, Klassifi-
zierungen und Methoden der Messung von FuE-Tä-
tigkeiten auf allen Wissenschaftsgebieten. Darüber 
hinaus enthält es ein Kapitel über FuE-Deflatoren und 
FuE-Wechselkurse, ein Kapitel über öffentliche FuE

-

Finanzierung nach sozio-ökonomischen Zielsetzun-
gen sowie grundlegende Bemerkungen über die 
Möglichkeiten einer FuE-Outputmessung. Den be-
sonderen Problemen der Erfassung von Forschung 
und Entwicklung im Hochschulsektor wird durch ein 
kürzlich fertiggestelltes „Addendum" Rechnung ge-
tragen. Die Arbeiten an einer erneuten Revision des 
Frascati-Handbuches wurden 1989 aufgenommen; sie 
sollen 1992 abgeschlossen sein. 

Auch die UNESCO führt regelmäßige Erhebungen 
der FuE-Ressourcen bei ihren Mitgliedstaaten durch. 
Die methodisch-theoretischen Grundlagen wurden 
mit Unterstützung der nationalen Sachverständigen 
verschiedener Kontinente ständig weiterentwickelt 
und auf den von der UNESCO veranstalteten Sonder-
treffen und Konferenzen ausführlich erörtert. Das Ziel 
ist hierbei die Sammlung von Informationen über wis-
senschaftliche und technologische Aktivitäten (W-
und T-Aktivitäten) in einer Form, die größtmögliche 
internationale Vergleichbarkeit erlaubt. Die Empfeh-
lungen bezüglich der „internationalen Standardisie-
rung von Statistiken auf dem Gebiet von Wissenschaft 

1) The measurement of Scientific and Technical Activi ties  — 
Proposed  Standard Practice for Surveys of Research and Ex-
perimental Development — "Frascati Manual" 1980, Hrg. 
OECD, Paris 1981. 

2) Die Messung wissenschaftlicher und technischer Tätigkeiten 
— Allgemeine Richtlinien für statistische Übersichten in For-
schung und experimenteller Entwicklung, Herausgeber 
BMFT, Bonn 1982. 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

und Technologie " wurden von der Generalversamm-
lung der UNESCO im Jahr 1978 angenommen. Soweit 
es sich um den FuE-Bereich handelt, wurden die Defi-
nitionen des Frascati-Handbuchs weitgehend über-
nommen. Der darüber hinaus gehende Bereich Wis-
senschaft und Technologie wurde definiert und ist 
Inhalt neuer UNESCO-Erhebungen. Die Empfehlun-
gen bezüglich der internationalen Standardisierung 
sind von der UNESCO als Handbuch vorgelegt wor-
den 3). Der von der UNESCO abgedeckte Mitglieder-
kreis bezieht die osteuropäischen Länder und die Ent-
wicklungsländer ein, wodurch besondere forschungs-
statistische Fragestellungen hervortreten, wie z. B. 
Messung des Technologie-Transfers in weniger ent-
wickelte Länder. 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspolitik 
in den Ländern der Europäischen Gemeinschaften 
wurde ein spezielles statistisches Instrumentarium ge-
schaffen, das sich jedoch nur auf die Forschungsfinan-
zierung durch die zentralen öffentlichen Haushalte 
erstreckt. Auf der methodisch-theoretischen Grund-
lage des Frascati-Handbuches wurde die „Systematik 
zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftli-
chen Programme und Haushalte (NABS) " 4) entwik-
kelt, die eine funktionale Klassifizierung nach sozio-
ökonomischen Zielen darstellt. Die im Oktober 1966 
entwickelte Systema tik wurde inzwischen zweimal 
revidiert, um sie den neueren Orientierungen in den 
Forschungstätigkeiten anzupassen. Die letzte Revi-
sion — NABS 1983 — wurde nach Verabschiedung 
durch den Unterausschuß FuE-Statistik vom Aus-
schuß für wissenschaftliche und technische Forschung 
(AWTF) im November 1983 gebilligt. Auf der Grund-
lage dieser Systematik werden vom Unterausschuß 
FuE-Statistik des AWTF bei den EG-Mitgliedstaaten 
die öffentlich finanzierten Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung nach den Haushaltsplänen bzw. ih-
ren Entwürfen, also Daten, die noch nicht vom Parla-
ment verabschiedet wurden, erfaßt, analysiert und 
veröffentlicht. 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf-
ten führt keine eigenen forschungsstatistischen Erhe-
bungen durch, ist aber als Sekretariat des Unteraus-
schusses FuE-Statistik in die Arbeiten eingeschaltet. 
Das Amt plant jedoch eine Ausweitung seiner Aktivi-
täten im Bereich der Wissenschafts- und Technologie-
indikatoren. 

Erwähnt seien hier auch die Arbeiten des Skandina-
vischen Rats für angewandte Forschung (NORD-
FORSK), in dem die Forschungsorganisationen Däne-
marks, Finnlands, Norwegens, und Schwedens zu-
sammengeschlossen sind. Seine Hauptaufgabe be-
steht in der Förderung der Zusammenarbeit der skan-
dinavischen Länder auf dem Gebiet der wissenschaft-
lichen und industriellen Forschung. 1974 wurde das 
Nordic-Manual veröffentlicht, das eine Weiterent-
wicklung des Frascati-Handbuches darstellt und un-
ter besonderer Berücksichtigung der Vergleichbar- 

3) Guide to statistics on science and technology, Hrg. UNESCO, 
Paris 1984. 

4) Nomenclature pour l'Analyse et la Comparaison des Budgets 
et Programmes Scientifiques, Hrg. EUROSTAT, Luxemburg 
1986. 

keit der Daten zwischen den skandinavischen Län-
dern erarbeitet wurde. 

Weiter sind die entsprechenden Arbeiten des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (CMEA) zu nennen, 
der sich um eine Anpassung der Erhebungskonzepte 
und um die Vergleichbarkeit der forschungsstatisti-
schen Daten 'aus Planwirtschaftssystemen mit denen 
der westlichen Länder bemühte. 

Die Abstimmung und Zusammenarbeit dieser regio-
nal und inhaltlich weit gestreuten Arbeiten erfordert 
erhebliche internationale Kommunikationsfähigkeit 
und -bereitschaft. Die Zusammenarbeit der Sekreta-
riate der internationalen Organisationen auf diesem 
Gebiet hat sich wesentlich verstärkt, so daß die Dop-
pelarbeit, die sich unter Berücksichtigung der spezifi-
schen Zielsetzungen der einzelnen Organisationen 
ergibt, verringert werden konnte. Die Kommunikation 
ist darüber hinaus durch die regelmäßig stattfinden-
den Tagungen der Forschungsstatistiker aus den Mit-
gliedstaaten gewährleistet. 

1.3 Rechtsgrundlagen 

Die Richtlinien und Empfehlungen der internationa-
len Organisationen über die FuE-Statistiken werden 
von den Vertretern der jeweiligen Mitgliedstaaten be-
schlossen. Eine Berichtspflicht für FuE-treibende Ein-
richtungen oder Personen kann für die einzelnen 
Staaten daraus nicht abgeleitet werden. Hierfür be-
darf es der entsprechenden Regelungen auf nationa-
ler Ebene. In der Bundesrepublik Deutschland kann 
eine Berichtspflicht nur durch gesetzliche Regelung 
begründet werden. 

Da ein Forschungsstatistik-Gesetz, das die For-
schungstätigkeit in allen Sektoren der Volkswirtschaft 
nach einheitlichen Verfahren erfaßt, nicht erlassen 
worden ist, muß das forschungsstatistische Datenma-
terial der einzelnen Sektoren aus unterschiedlichen 
Quellen ermittelt werden. Die amtliche Statistik kann, 
infolge der fehlenden gesetzlichen Grundlage, for-
schungsstatistische Erhebungen nur insoweit durch-
führen, als sie von anderen Statistikgesetzen mit ab-
gedeckt sind. Über die jährliche Finanzstatistik wer-
den als Grunddaten die staatlichen Ausgaben für Wis-
senschaft, Forschung und expe rimentelle Entwick-
lung ermittelt und die gemäß der Defini tion des Fras-
cati-Handbuchs FuE betreffenden Teilbeträge in ei-
nem zweiten Schritt ausgegliedert. Mit dem gleichen 
Gesetz ist auch die Erhebung des in staatlichen wis-
senschaftlichen Einrichtungen beschäftigten Perso-
nals abgedeckt. Auch die Datenerhebung bei den 
überwiegend staatlich finanzierten Forschungsein-
richtungen ohne Erwerbszweck stützt sich auf dieses 
Gesetz (vgl. Gesetz über die Finanzstatistik in der Fas-
sung vom 11. Juni 1980 — BGBl. I S. 673 geändert 
durch das 2. Statistikbereinigungsgesetz vom 
19. 12. 1986). Die Forschungsdaten für den Hoch-
schulbereich basieren auf der Statistik über das Hoch-
schulpersonal und die Hochschulfinanzen, die nach 
dem Hochschulstatistikgesetz erhoben werden (vgl. 
Gesetz über eine Bundesstatistik für das Hochschul-
wesen in der Fassung vom 21. Ap ril 1980 — BGBl. 
I S. 453 —). Eine unmittelbare Erhebung der Daten für 
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die Hochschulforschung kann aus sachlichen Grün-
den nicht erfolgen, so daß der FuE-Bereich über Koef-
fizienten ermittelt werden muß (vgl. Abschnitt 1.5: 
Besonderheiten des Hochschulsektors). 

Für die Wissenschaftsausgaben des Bundes wird vom 
Bundesminister für Forschung und Technologie eine 
eigene Erhebung bei allen Bundesressorts durchge-
führt, bei der der FuE-Bereich kenntlich gemacht ist. 
Die Daten sind nach verschiedenen Kriterien geglie-
dert und werden neben dem Bundesbericht For-
schung auch in den „Statistischen Informationen" des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
veröffentlicht. 

Die Daten des Wirtschaftssektors werden in zweijäh-
rigem Rhythmus von der SV-Gemeinnützigen Gesell-
schaft für Wissenschaftsstatistik mbH (Stifterverband 
für die deutsche Wissenschaft) erhoben, aufbereitet 
und analysiert. In die Erhebungen, die auf freiwilliger 
Basis erfolgen, sind die FuE-betreibenden und finan-
zierenden Unternehmen und die Institutionen für Ge-
meinschaftsforschung und expe rimentelle -entwick-
lung einbezogen. Seit 1978 fällt im Rahmen des FuE-
Personalkostenzuschußprogramms der Bundesregie-
rung das über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AIF) abgewickelt 
wird, statistisches Datenmaterial über die FuE-Tätig-
keit kleiner und mittlerer Unternehmen an, die in die 
Erhebungen des SV nicht einbezogen waren. Dieses 
Datenmaterial, dessen methodische Grundlage von 
der des SV abweicht, wird nach Bereinigung und Auf-
bereitung in die FuE-Statistik des SV integriert. Ein 
Vergleich der Angaben mit früheren Jahren ist aus 
diesem Grunde nur noch bedingt möglich. Durch die 
Änderung der Bedingungen für die Antragstellungen 
zum FuE-Personalkostenzuschußprogramm ab 1981 
haben sich erneut Schwierigkeiten ergeben, die durch 
vom SV entwickelte Schätzmethoden ausgeglichen 
werden mußten. Um solchen Änderungen für die Zu-
kunft besser begegnen zu können, ist vorgesehen, die 
Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten im 
Wege einer Stichprobe zu erfassen. Ein geeignetes 
Konzept hierfür wird gegenwärtig erarbeitet. 

Für die privaten wissenschaftlichen Institutionen ohne 
Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat 
noch überwiegend von der Wirtschaft finanziert wer-
den, lagen bisher nur Teilangaben und Schätzungen 
vor. 1989 hat das Statistische Bundesamt eine Sonder-
erhebung auf der Grundlage des § 7 (1) Bundesstati-
stikgesetz durchgeführt. Gegenstand der Erhebung 
waren insbesondere die FuE-Ausgaben und das FuE-
Personal der p rivaten wissenschaftlichen Einrichtun-
gen ohne Erwerbszweck; die Erhebung bezog sich auf 
das Jahr 1987 und erfolgte auf freiwilliger Basis. Über 
die Ergebnisse der Erhebung, die in die statistische 
Berichterstattung (na tional wie international) einge-
gangen sind (vgl. z. B. Tabelle VI/29), berichtet das 
Statistische Bundesamt 1990 in „Wirtschaft und Stati-
stik" . Von besonderer Bedeutung ist dabei die Sektor-
abgrenzung des „PNP-Sektors" 5) gegenüber den 
ganz oder überwiegend vom Staat oder von der Wirt-
schaft finanzierten Einrichtungen, die jeweils dem 
Staats- bzw. dem Wirtschaftssektor zugeordnet 

5) Private Non-Profit.  

werden (OECD-Abgrenzung; vgl. Abschnitt 1.4, Zif-
fer 3). 

1.4 Abgrenzung und Gliederung der 
Erhebungstatbestände 

1. Begriffsabgrenzung 

Grundlage der Abgrenzung eines Erhebungsgegen-
standes ist die Definition. Forschung und experimen-
telle Entwicklung (FuE) wird im Frascati-Handbuch 
1980 mit systematischer, schöpferischer Arbeit zur Er-
weiterung des Kenntnisstandes, einschließlich der Er-
kenntnisse über den Menschen, die Kultur und die 
Gesellschaft sowie deren Verwendung mit dem Ziel, 
neue Anwendungsmöglichkeiten zu finden, defi-
niert. 

Die Grenze zwischen Aufarbeitung des vorhandenen 
Wissens und dem Betreten geistigen Neulands ist trotz 
der im Frascati-Handbuch gegebenen Beispiele noch 
unscharf. Für die Forschungsstatistik ist die Negativ-
abgrenzung des FuE-Begriffs leichter zu handhaben. 
Forschung und Entwicklung ist ein Teilbereich des 
Oberbegriffs Wissenschaft, der außer FuE die wissen-
schaftliche Lehre und Ausbildung und andere for-
schungsverwandte Tätigkeiten umfaßt. Zu letzteren 
gehören z. B. wissenschaftliche und technische Infor-
mationsdienste, Datensammlung für allgemeine 
Zwecke, Durchführbarkeitsstudien und ähnliches. 
Hauptkriterium für die Abgrenzung von FuE gegen-
über verwandten Tätigkeiten ist das Vorhandensein 
eines nennenswerten Elements von Weiterentwick-
lung (vgl. Frascati-Handbuch 1980 — Kapitel II). Oft 
sind allerdings Forschung und Entwicklung und for-
schungsverwandte Tätigkeiten so eng miteinander 
verbunden, daß eine getrennte Nachweisung weder 
von der finanziellen noch von der personellen Seite 
her möglich ist. In diesen Fällen muß für forschungs-
statistische Erhebungen entweder nach dem Schwer-
punkt entschieden werden oder eine Aufteilung mit-
tels Schätzungen erfolgen. 

Ebenso schwierig ist die Abgrenzung der drei Ele-
mente von FuE, der Grundlagenforschung, der ange-
wandten Forschung und der expe rimentellen Ent-
wicklung. Grundlagenforschung wird im Frascati

-

Handbuch 1980 als „experimentelle oder theore tische 
Arbeit, die in erster Linie auf die Gewinnung neuer 
Erkenntnisse über den zugrundeliegenden Ursprung 
von Phänomenen und beobachtbaren Tatsachen ge-
richtet ist, ohne auf eine besondere Anwendung oder 
Verwendung abzuzielen" , definiert. In Fällen, in de-
nen Grundlagenforschung auf gewisse Bereiche all-
gemeinen Interesses abzielt oder an ihnen ausgerich-
tet ist, spricht man auch von „anwendungsorientierter 
Grundlagenforschung". Es zeigt sich jedoch, daß zu-
nehmend Forschungsaktivitäten auf der Grenze zwi-
schen Grundlagenforschung und angewandter For-
schung liegen, was z. B. die Erhebung der Ausgaben 
für die Grundlagenforschung erschwert. 

Bei der industriellen FuE liegt das Hauptproblem in 
der Abgrenzung der expe rimentellen Entwicklung 
zur Produktion. Hier sind definitorisch die Grenzen 
zwischen Prototypen und Versuchsanlagen einerseits 
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und Serienfertigung und Übernahme der Versuchsan-
lagen in den normalen Produktionsablauf anderer-
seits zu ziehen. 

Die oben angesprochenen Arbeiten an einer umfas-
senden Revision des Fascati-Handbuches werden sich 
insbesondere mit diesen Definitions- und Abgren-
zungsproblemen auseinandersetzen müssen. 

2. Erhebungsmerkmale und Erhebungseinheit 

Wie bereits gesagt, wird zum gegenwärtigen Zeit-
punkt überwiegend die Inputseite der FuE-Tätigkeit, 
also ihre finanziellen und personellen Ressourcen sta-
tistisch erfaßt. Bei Vergleichen zwischen Daten für 
einzelne Forschungsbereiche eines Landes oder bei 
internationalen Vergleichen ist zu berücksichtigen, 
daß eine solche Aufwandstatistik Geldeinheit gleich 
Geldeinheit und Forschungsstunde gleich For-
schungsstunde setzt, ohne Rücksicht auf die eventu-
elle unterschiedliche Ergiebigkeit in den einzelnen 
Bereichen. Diese Aussage ist Angelegenheit einer 
Output-Messung. 

Erfaßt werden die Ausgaben und ihre Finanzierung 
sowie das in Forschung und Entwicklung tätige Per-
sonal. Auf der Ausgabenseite werden die direkten 
FuE-Ausgaben, gegliedert nach Ausgabearten (Per-
sonal-, laufende Sach-, Investitionsausgaben) sowie 
die Finanzierungsausgaben für FuE-Arbeiten Dritter 
(Käufe von Dienstleistungen oder Zuschüsse) erho-
ben. Im staatlichen Bereich ist die Unterscheidung 
von institutioneller Förderung (Zuschuß) und projekt-
gebundener Förderung (Zuschuß oder Kauf) von Be-
deutung. Alle Ausgaben beinhalten Finanztransaktio-
nen, also nicht FuE-Kosten im betriebswirtschaftli-
chen Sinn (z. B. Investitionsausgaben eines Jahres 
statt periodenbezogene Abschreibungen auf die FuE 
gewidmeten Kapitalgüter). 

Den Ausgaben stehen auf der Einnahmenseite des 
fiktiven Forschungsbudgets eigene Mittel bzw. 
Fremdmittel, die nach Zuwendungs- bzw. Auftragge-
bern aus den einzelnen Forschungsbereichen des In-
lands oder aus dem Ausland (einschließlich der inter-
u. supranationalen Organisationen) gegliedert sind, 
gegenüber. 

Das in FuE tätige Personal ist nach Art der Beschäfti-
gung in Forscher, Techniker und vergleichbares Per-
sonal und Sonstiges Personal sowie nach der A rt  der 
Ausbildungsabschlüsse (Hochschulabschluß, übrige 
Abschlüsse des tertiären Bereichs, mittlere und son-
stige Abschlüsse) gegliedert. Da ein genauer Nach-
weis der auf FuE verwendeten Zeit bei keiner der 
Kategorien des Personals möglich ist, werden in der 
Praxis die Personen einer zum FuE-Berichtskreis zäh-
lenden Forschungseinrichtung schwerpunktmäßig 
oder mit Hilfe von FuE-Koeffizienten (FuE-Anteilen) 
erfaßt (dies gilt insbesondere für die Hochschulen; 
vgl. auch weiter unten Abschnitt 1.5); die Teilzeitbe-
schäftigten gehen im staatlichen Bereich schematisch 
mit dem Vollzeitfaktor 0,5 in die Berechnungen ein, 
im Wirtschaftssektor dagegen wird von der Dauer der 
teilweisen Beschäftigung in FuE (in Mann/Frau-Mo-
naten ausgedrückt) ausgegangen. 

Erhebungseinheiten sind einmal die FuE betreiben-
den Unternehmen — wobei als Darstellungseinheit 
die jeweiligen fachlichen Unternehmensteile FuE fun-
gieren — und zum anderen die Forschung betreiben-
den Institutionen. In der Vergangenheit wurde hierbei 
überwiegend das Schwerpunktprinzip angewendet, 
d. h. alle Institutionen, deren Haupttätigkeit sich auf 
Forschung und Entwicklung bezieht, wurden mit ih-
ren gesamten Ausgaben (bzw. Personal) von der Erhe-
bung erfaßt und nur in Einzelfällen wurden FuE

-

fremde Elemente ausgegliedert bzw. Forschungstä-
tigkeiten von Einrichtungen einbezogen, die nicht 
überwiegend FuE betreiben, letzteres z. B. im Fall der 
meteorologischen Forschung des Deutschen Wetter-
dienstes, der als Gesamtinstitution in der Forschungs-
statistik sachfremd eingeordnet wäre. Inzwischen 
wird von diesem Schwerpunktprinzip immer dann ab-
gewichen, wenn zwar die Haupttätigkeit einer Ein-
richtung Forschung und Entwicklung bet rifft, jedoch 
daneben ein nennenswerter Anteil (etwa 5 To  oder 
mehr) auf andere Tätigkeiten (wie z. B. Informations-
dienste oder technische Prüfarbeiten) entfällt, die 
nicht unmittelbar mit der jeweiligen Forschungstätig-
keit dieser Einrichtungen verbunden sind. Auf diese 
Weise wird die forschungsstatistische Darstellung ver-
feinert und den Anforderungen internationaler Erhe-
bungen besser entsprochen. 

3. Institutionelle Abgrenzung 

Die grundlegende institutionelle Gliederung des FuE

-

Bereichs ist die Unterteilung in Sektoren. In Anleh-
nung an das System der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung (SNA) 6) sieht das OECD-Konzept die 
Bereiche: Wirtschaft, Staat, p rivate Organisationen 
ohne Erwerbszweck (PNP) 7), Ausland und Hochschu-
len vor. Letztere sind wegen der Bedeutung der Hoch-
schulen für den FuE-Bereich aus dem Staatssektor 
ausgegliedert und gesondert nachgewiesen. Bei den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck ist zu 
beachten, daß sie, soweit sie vornehmlich Dienstlei-
stungen für Unternehmen erbringen und von diesen 
finanziert werden, dem Wirtschaftssektor und soweit 
sie vorwiegend dem Staat dienen und ganz oder über-
wiegend staatlich finanziert werden, dem Staatssek-
tor zugeordnet werden. Hieraus ergibt sich, daß der 
PNP-Sektor nur die unabhängigen und nicht überwie-
gend staatlich oder von der Wirtschaft finanzierten 
und kontrollierten Forschungseinrichtungen umfaßt 
und in den internationalen FuE-Statistiken volumen-
mäßig klein ist. Für die Bundesrepublik Deutschland 
bestand für diesen Bereich eine Lücke in der statisti-
schen Erhebung, so daß die für diesen Sektor bis 1985 
nachgewiesenen Angaben die unterste Grenze dar-
stellen; 1987 wurde erstmals eine Erhebung in diesem 
Sektor durchgeführt (vgl. Abschnitt 1.3; für die natio-
nale Berichterstattung werden die beiden Sektoren 
Staat und private Institutionen ohne Erwerbszweck 
anders abgegrenzt — vgl. Begriffserläuterungen zum 
statistischen Zahlenmaterial —). 

6) A System of National Accounts — UNESCO — New York, 
1968. 

7) Private Non-Profit. 
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Die UNESCO weist folgende Bereiche nach: Produk-
tivbereich, der in integrierte und nicht-integrierte For-
schung unterteilt ist, allgemeine Dienste, Hochschu-
len und Ausland. Der Produktivbereich umfaßt, 
ebenso wie der Wirtschaftssektor im OECD-Konzept, 
die FuE-betreibenden Unternehmensteile einschließ-
lich Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost 
und rechtlich selbständige Unternehmen der öffentli-
chen Hand sowie die selbständigen Forschungsein-
richtungen, die den Unternehmen dienen und von 
ihnen überwiegend finanziert werden. Darüber hin-
aus gehören nach dem UNESCO-Konzept auch die 
Forschungseinrichtungen zum Produktivbereich, de-
ren Forschungsergebnisse bestimmten, gemäß der in-
ternationalen Wirtschaftszweigsystematik (ISIC) 8) ab-
grenzbaren Wirtschaftszweigen zugute kommen, 
auch wenn sie überwiegend vom Staat oder den Orga-
nisationen ohne Erwerbszweck finanziert werden. Für 
die Bundesrepublik Deutschland ist die Abgrenzung 
und Bestimmung dieser Institute bisher nicht möglich, 
so daß alle überwiegend staatlich finanzierten For-
schungseinrichtungen dem Sektor „Allgemeine Dien-
ste" zugeordnet werden, der dem staatlichen Sektor 
einschließlich dem PNP-Sektor der OECD ent-
spricht. 

4. Funktionale Gliederungen 

Für die Durchführung von Analysen im FuE-Bereich 
sind funktionale Gliederungen von weitaus größerer 
Bedeutung, als die nach Institutionen. Theoretisch 
wäre es durchaus möglich, ein einheitliches, funktio-
nal ausgerichtetes Klassifikationssystem für alle Sek-
toren festzulegen, aber in der Praxis stößt dies auf 
Schwierigkeiten. Aus praktischen Erwägungen wer-
den für die einzelnen Sektoren unterschiedliche Sy-
stematiken angewendet. 

Die hauptsächliche Klassifikation des Wirtschaftssek-
tors ist die nach Wirtschaftszweigen, sie wird sowohl 
für die in den Unternehmen durchgeführte FuE als 
auch für die Forschungsinstitute im Wirtschaftssektor 
angewandt. Für nationale Darstellungen wird hier der 
amtlichen Wirtschaftszweigsystematik des Statisti-
schen Bundesamtes gefolgt, während bei internatio-
nalen Vergleichen die internationale Standardklassi-
fikation ISIC zugrunde gelegt wird. 

Eine zweite funktionale Gliederung des Wirtschafts-
sektors ist die Aufteilung nach Produktgruppen, wor-
unter Erzeugnisbereiche, Produkte und Verfahren zu 
verstehen sind. Die Analyse nach Produktgruppen 
zielt auf die tatsächliche wirtschaftliche Ausrichtung 
der von Einrichtungen des Wirtschaftssektors durch-
geführten FuE ab. Hierbei werden die FuE-Daten auf 
Kategorien verteilt, die sowohl eine bessere interna-
tionale Vergleichbarkeit als auch eine tiefergehende 
Analyse ermöglichen (vgl. Frascati-Handbuch 1980 —
4.3 —). Allerdings können nach dieser Gliederung nur 
die Aufwendungen eines Unternehmens insgesamt 
unterteilt werden. Entsprechende Angaben für ein-
zelne Ausgabearten, die Finanzierung oder gar für 
das in FuE-beschäftigte Personal sind nicht möglich. 

8) International Standard Industrial Classification.  

Die übrigen Sektoren werden nach sechs Wissen-
schafts- und Technologiezweigen (Naturwissenschaf-
ten, Ingenieurwissenschaften, Medizinische Wissen-
schaften, Agrarwissenschaften, Sozialwissenschaften 
und Geisteswissenschaften) unterteilt. Als Grundlage 
hierfür dient die UNESCO-Klassifikation. 

Unabhängig von der Sektoreneinteilung liegen für die 
staatlich finanzierten FuE-Ausgaben auch Systemati-
ken mit sozio-ökonomischer Zielsetzung vor. Aus-
gangspunkt war hier die Gliederung der Europäi-
schen Gemeinschaften — NABS — die, wie bereits 
berichtet, ihre zweite Revision erfahren hat. Die NABS 
1983 sieht 13 Kapitel mit 87 zweistelligen Positionen 
vor. Eine weitere Unterteilung ist nur noch bei 3 Posi-
tionen, die eine Aufteilung nach Industrieerzeugnis-
sen betreffen, vorgesehen. Auch die Systematiken der 
OECD und UNESCO sehen eine Gliederung nach so-
zio-ökonomischer Zielsetzung vor. Im Gegensatz zu 
der sehr detaillierten Gliederung der EG werden in 
diesen beiden Systematiken nur 13 Bereiche unter-
schieden. Alle drei Systematiken sind nicht deckungs-
gleich, können aber mit Hilfe von Umsteigeschlüsseln 
voneinander abgeleitet werden. 

1.5 Besonderheiten des Hochschulsektors 

Die enge Verflechtung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen wirft für forschungsstatistische Er-
hebungen erhebliche Probleme auf, die bei den Hoch-
schulkliniken durch die medizinische Betreuung der 
Patienten weiter erschwert werden. Getrennte Rech-
nungssysteme , welche die einzelnen Aufgabenberei-
che gesondert nachweisen, gibt es im Hochschulbe-
reich nicht. Statistisch erfaßbar sind nur die in der 
Hochschulfinanzstatistik nach Fächergruppen sowie 
Lehr- und Forschungsbereichen aufgeteilten Ausga-
ben und Einnahmen. Weder Daten über die FuE-Aus-
gaben noch über Forschungspersonal an Hochschu-
len können den Rechnungs- und Personalunterlagen 
unmittelbar entnommen werden. Auch die Erfassung 
der Drittmittel, die fast ausschließlich der Forschung 
zugute kommen, ist noch unvollständig. Eine verbes-
serte Erhebung ist eingeleitet; erste vorläufige Ergeb-
nisse liegen vor. Diese Daten, die vom Wissenschafts-
rat erhoben wurden, gehen ausschließlich vom Dritt 
mittelgeber aus (öffentlichen und p rivaten). In die na-
tionale und internationale FuE-Berichterstattung wer-
den nur die Drittmittel der Hochschulen einbezogen, 
die durch die Hochschulfinanzstatistik erfaßt werden. 
Da jedoch nur ein Teil der Drittmittel in die Haushalte 
der Hochschulen eingestellt wird — ein nennenswer-
ter Teil der Drittmittel wird über Verwahr- oder Son-
derkonten abgewickelt — (Ursache dafür sind unter-
schiedliche gesetzliche Grundlagen in den Bundes-
ländern), ist die Aussagefähigkeit der Hochschulfi-
nanzstatistik in dieser Frage eingeschränkt; die darin 
ausgewiesenen Drittmittel stellen daher lediglich eine 
untere Grenze der Drittmittel der Hochschulen dar 
(vgl. dazu auch „Drittmittel der Hochschulen [vorläu-
fige Ergebnisse] 1970, 1975, 1980 bis 1985", Hrg. Wis-
senschaftsrat, Köln 1986 sowie H.-W. Hetmeier 
„Hochschulfinanzen 1978-1985", Wirtschaft und Sta-
tistik 10/1987). 
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Die Trennung der Tätigkeitsbereiche in den 
schulen erfolgt nach internationaler Übung über Da

-

ten zur Arbeitszeitverteilung beim wissenschaftlichen 
Personal. Diese Daten werden durch Zeitbudgetstu-
dien entweder im Wege einer Totalerhebung bei dem 
betroffenen Personal oder als Stichprobe oder als lau-
fende Zeitanschreibung mit kurzen Zeitintervallen 
oder als retrospektive Einschätzung für einen abge-
laufenen Zeitraum ermittelt. Einige Staaten haben 
hierfür Erhebungen durchgeführt. Für die Bundesre-
publik Deutschland liegen nur Erkenntnisse von Ein-
zelstudien vor, die kein vollkommenes Bild vermit-
teln. 

Für die praktische Berechnung des personellen und 
finanziellen Forschungspotentials der Hochschulen 
wird daher auf die Ergebnisse der Erhebungen über 
das Hochschulpersonal und die Hochschulfinanzen 
zurückgegriffen. Für die einzelnen Hochschularten 
und Fächergruppen werden FuE-Koeffizienten zu-
grundegelegt. Bei den Erhebungen 1987 wurde erst-
mals ein modifiziertes Berechnungsverfahren für For-
schung und Entwicklung im Hochschulsektor ange-
wandt, auf das sich die Kultusministerkonferenz, der 
Wissenschaftsrat, das Statistische Bundesamt und das 
BMFT 1989 geeinigt haben. Dieses Verfahren geht 
von der Trennung „Grundmittelforschung" und 
„Drittmittelforschung" aus und basiert auf den Daten 
der Lehrverpflichtungsverordnungen sowie den Er-
gebnissen der Hochschulpersonal-, Prüfungs- und 
Studentenstatistiken; auf Zeitbudgetstudien wird da-
bei verzichtet. Die Drittmittelausgaben und das Dritt

-

mittelpersonal werden insgesamt der Forschung zu-
geordnet, während die FuE-Ausgaben und das FuE

-

Personal der Grundausstattung über FuE-Koeffizien-
ten ermittelt werden. Das Verfahren zur Berechnung 
der FuE-Koeffizienten berücksichtigt eine Reihe von 
empirischen Aspekten und ist mit den für die FuE

-

Statistiken gültigen internationalen Konventionen des 
Frascati-Handbuchs vereinbar. Es geht von der 
Grundannahme aus, daß sich die Hochschulausgaben 
(Personal-, übrige laufende sowie Investitionsausga-
ben) und das Personal proportional der Verteilung der 
Arbeitszeit des wissenschaftlichen Personals auf die 
einzelnen Hochschulfunktionen aufteilen lassen. 

Die FuE-Koeffizienten werden indirekt — über den 
Zeitaufwand für Lehre und andere Nichtforschungs-
tätigkeiten — ermittelt. Dabei muß eine Vielzahl von 
Annahmen gemacht werden (z. B: bezüglich der Zei-
ten für die Vor- und Nachbereitung einer Vorlesungs-
stunde (Realzeitfaktor), für die Umrechnung der Per-
sonalzeiten in Vollzeitäquivalente). Vorhandene In-
formationen (z. B. Personal-, Prüfungs-, Studentensta-
tistiken u. a.) werden weitestgehend ausgewertet. Für 
die Zukunft ist vorgesehen, die Annahmen mit Hilfe 
weiterer empirischer Untersuchungen zu überprüfen 
(vgl. Wirtschaft und Statistik 2/1990). 

Angewandt auf die Universitäten, Gesamthochschu-
len, Pädagogischen und Theologischen Hochschulen 
ergibt das Berechnungsverfahren, bei dem die FuE-
Ausgaben und das FuE-Personal schrittweise ermit-
telt werden, die folgenden FuE-Koeffizienten für die 
Grundausstattung. Die nachstehend ebenfalls ange-
gebenen FuE-Koeffizienten der Hochschulkliniken 
und der Fachhochschulen wurden zunächst aus dem 

in der Vergangenheit verwendeten Verfahren über-
nommen: 

Universitäten, Gesamthochschulen, Pädagogische 
und Theologische Hochschulen 
— Sprach- und Kultur-, 

Kunstwissenschaften, Sport  31,9 % 

— Rechts-, Wirtschafts-, 
Sozialwissenschaften  34,9 % 

— Mathematik, Naturwissenschaften  40,6 % 

— Humanmedizin  28,7 

— Veterinärmedizin  36,7 

— Agrar-, Forst-, Ernährungswissenschaften 36,7 % 

— Ingenieurwissenschaften  42,1 

Hochschulkliniken  13,5 

Kunsthochschulen  15 

Fachhochschulen  5 % 

Aufgrund des geänderten Berechnungsverfahrens für 
die FuE-Ausgaben und das FuE-Personal sind die 
FuE-Koeffizienten nur bedingt mit den bisher ange-
wandten vergleichbar, da vor ihrer Anwendung die 
Ausgaben- und Personaldaten um die auf die Drittmit-
tel bzw. auf die Erwirtschaftung der Verwaltungsein-
nahmen entfallenden Teile vermindert werden (vgl. 
Statistisches Bundesamt: Wirtschaft und Statistik 
2/1990). 

1.6 Probleme der FuE-Inputreihen 

Die FuE-Inputreihen der finanziellen Ressourcen wer-
fen bezüglich der Erfassung und Bewertung von 
Preisniveauunterscheidungen Probleme auf. Für Zeit-
reihenanalysen, die sowohl innerhalb eines Landes 
als auch bei einem internationalen Vergleich von In-
teresse sind, müssen die im Zeitablauf eingetretenen 
Preisveränderungen Berücksichtigung finden. Die 
Anwendung eines globalen Preisindex, wie z. B. den 
des Bruttoinlandsprodukts, gibt angesichts der beson-
deren Kostenstruktur von FuE nur ungenau die Preis-
entwicklung wieder. Ein besonders berechneter FuE

-

Deflator, der die Struktur der Ausgabearten im FuE

-

Bereich und die zu diesen passenden Preisindexrei-
hen berücksichtigt, steht z. Z. noch nicht zur Verfü-
gung. 

Soweit internationale Vergleiche betroffen sind, stel-
len sich bei den Umrechnungen in eine einheitliche 
Währung ähnliche Probleme. Die globalen Wechsel-
kurse geben nicht unbedingt die internen Kaufkraft-
paritäten für FuE-Ressourcen wieder, so daß hier, um 
zu zutreffenden Ergebnissen zu gelangen, die spe-
zielle Ausgabenstruktur des FuE-Bereichs Berück-
sichtigung finden muß. Die OECD verwendet in ihrer 
FuE-Berichterstattung derzeit Kaufkraftparitäten, die 
sich nicht auf einen spezifischen FuE-Warenkorb, 
sondern auf das Bruttoinlandsprodukt insgesamt be-
ziehen. Obwohl die so ermittelten Kaufkraftparitäten 
die Besonderheiten zwischen den einzelnen Staaten 
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im Bereich der FuE-Ressourcen nur sehr grob abbil-
den, sind sie den Wechselkursen bei internationalen 
Vergleichen vorzuziehen (vgl. dazu auch Frascati

-

Manual 1980, Kapitel VII). 

1.7 Weiterentwicklung der Forschungsstatistik 

Der Schwerpunkt der Anstrengungen zur Weiterent-
wicklung der Forschungsstatistik liegt seit geraumer 
Zeit bei der Untersuchung der Möglichkeiten der Out-
put-Messung für diesen Bereich. Insbesondere ist es 
hier wiederum die OECD, die sich, unterstützt durch 
die Empfehlungen der zweiten ad hoc-Studiengruppe 
für FuE-Statistik, mit diesen Problemen befaßt. In der 
Zwischenzeit haben mehrere Seminare und eine grö-
ßere Konferenz über Wissenschafts- und Technologie-
indikatoren stattgefunden, um unter den OECD-Mit-
gliedstaaten eine allgemeine Übereinstimmung über 
FuE-Output-Indikatoren zu erreichen. Die Sachver-
ständigen der Mitgliedstaaten untersuchten auf den 
Tagungen verschiedene Indikatorengebiete: 

O Innovationstätigkeit, einschließlich der Innova-
tionsmessung selbst und Patentstatistiken, 

O Einfluß von Wissenschaft und Technologie auf die 
Wirtschaft (Technologie und internationaler Han-
del, technologische Zahlungsbilanz sowie Techno-
logie und Produktivität), 

O Wissenschaftsindikatoren, einschließlich bibliome-
trischer Analysen, Zitationsindizes und peer re-
views, 

O verschiedene Indikatoren zur Messung des „Inne-
ren Zustandes" der Technologie, die Problematik 
der Erstellung derartiger Indikatoren sowie Wis-
senschafts- und Technologieindikatoren im allge-
meinen. 

Im Zusammenhang mit der Untersuchung der Frage, 
welchen Beitrag Wissenschaft und Technologie zum 
wirtschaftlichen Wachstum und zur gesellschaftlichen 
Entwicklung leisten, wird die  Wirkungsweise  des 
technologischen Fortschritts untersucht; spezielles In-
teresse liegt bei den nationalen und internationalen 
Diffusionsprozessen. Empirische Informationen sind 
bisher kaum vorhanden. Im Rahmen ihres „Techno-
logy-Economy-Project" (TEP) untersucht die OECD 
derzeit diesen Fragenkomplex in einem größeren Zu-
sammenhang. Dabei geht es auch darum, ob es geeig-
nete neue oder verbesserte Indikatoren für diesen 
Untersuchungsbereich gibt; Ergebnisse werden vor-
aussichtlich 1991/92 vorliegen. 

Eines der Probleme beim Gebrauch von Output-Indi-
katoren ist die Art der verwendeten Daten. Im allge-
meinen sind die für die Output-Messung heranzuzie-
henden Daten nicht für diesen Zweck gesammelt wor-
den, und müssen, um vergleichbare Klassifikationssy-
steme zu erhalten oder um den Einfluß der Technolo-
gie von anderen Einflußvariablen trennen zu können, 
bereinigt werden (vgl. Frascati-Handbuch 1980, An-
hang II). 

Ein anderes Problem liegt in der Aufbereitung und 
Interpretation der erhobenen oder gesammelten Da

-

ten. Dies trifft etwa auf Indikatoren zu, die den For

-

schungs-Output mit Hilfe von Publikationen und Zita-
tionen messen sollen. In den letzten Jahren sind ins-
besondere auf dem Gebiet der bibliometrischen Indi-
katoren zahlreiche Studien vorgestellt worden, deren 
Ergebnisse zum Teil kontrovers diskutiert wurden. Es 
zeigt sich u. a., daß die Aussagefähigkeit rein quanti-
tativer Indikatoren durch Hinzunahme qualitativer 
Teil-Indikatoren wesentlich verbessert werden kann. 
Ganz allgemein sollte sich ein internationaler Ver-
gleich auf mehrere Indikatoren stützen, die den Un-
tersuchungsbereich von verschiedenen Seiten zu be-
trachten erlauben und die sich in ihrer Aussagefähig-
keit möglichst gut ergänzen. 

2. Tabellenteil 

2.1 Begriffserläuterungen zum statistischen 
Zahlenmaterial 

— Wissenschaftsausgaben 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE), 
für wissenschaftliche Lehre und Ausbildung und 
für sonstige verwandte wissenschaftliche und 
technologische Tätigkeiten. Zu letzteren gehören 
z. B. wissenschaftliche und technische Informa-
tionsdienste, Datensammlung für allgemeine 
Zwecke, Untersuchungen über die Durchführbar-
keit technischer Projekte, immer mit der generel-
len Einschränkung der Verwendung bekannter 
wissenschaftlicher Methoden. 

— FuE-Ausgaben 
Nur Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(FuE), wobei Forschung und expe rimentelle Ent-
wicklung gemäß Frascati-Handbuch als systemati-
sche, schöpferische Arbeit zur Erweiterung des 
Kenntnisstandes einschließlich der Erkenntnisse 
über den Menschen, die Kultur und die Gesell-
schaft sowie deren Verwendung mit dem Ziel, 
neue Anwendungsmöglichkeiten zu finden, defi-
niert ist (vgl. Frascati-Handbuch 1980, § 43). 

Die Ausgaben der Hochschulen und Hochschulkli-
niken sind nur mit den auf FuE entfallenden Teil-
beträgen enthalten. 

— Nettoausgaben 
Gesamtausgaben abzüglich Zahlungen von ande-
ren öffentlichen Bereichen. Sie zeigen die aus ei-
genen Einnahmequellen der jeweiligen Körper-
schaften zu finanzierenden Ausgaben (Bela-
stungsprinzip). 

— Unmittelbare Ausgaben 
Ausgaben für Personal, laufenden Sachaufwand, 
Sachinvestitionen sowie laufende und vermögens-
wirksame Zahlungen an andere Bereiche ein-
schließlich Darlehen und Beteiligungen, soweit es 
sich nicht um Zahlungen an den öffentlichen Be-
reich handelt. 

Abweichungen gegenüber den Nettoausgaben im 
wesentlichen durch den Saldo des Zahlungsver-
kehrs der öffentlichen Haushalte untereinander. 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  

— Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Ent-
wicklung 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent-
wicklung im Inland verwendeten Mittel, ungeach-
tet der Finanzierungsquellen; eingeschlossen sind 
also auch die Mittel des Auslandes und internatio-
naler Organisationen für im Inland durchgeführte 
Forschungsarbeiten. Nicht hierher gehören dage-
gen Mittel für FuE, die an internationale Organisa-
tionen — auch wenn sie im Inland liegen — oder an 
das Ausland fließen (vgl. auch Frascati-Handbuch 
1980, § 236). 

— Interne Ausgaben 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent-
wicklung im Inland oder innerhalb eines bestimm-
ten Sektors oder innerhalb eines anderen Teilbe-
reichs verwendeten Mittel, ungeachtet der Finan-
zierungsquellen (Mittel für Forschung und Ent-
wicklung, die an internationale Organisationen 
oder an das Ausland fließen, sind in dieser Darstel-
lung nicht enthalten) — vgl. auch Frascati-Hand-
buch 1980, § 206 —. 

— Externe Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die im 
Ausland, in internationalen Organisationen oder 
außerhalb eines bestimmten Sektors oder eines 
anderen Teilbereichs durchgeführt werden (vgl. 
auch Frascati-Handbuch 1980, §§ 204 und 235). 

— Staatlich finanzierte FuE-Ausgaben 

Alle von Bund und Ländern finanzierten FuE-Aus-
gaben, unabhängig von ihrer Durchführung. 

— Aufwendungen der Wirtschaft für Forschung und 
Entwicklung 

Ausgaben der Unternehmen und der Institutionen 
für industrielle Gemeinschaftsforschung und expe-
rimentelle -entwicklung (IfG), unabhängig von ih-
rer Finanzierungsquelle. 

— Eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 

Von der Wirtschaft selbst finanzierte Aufwendun-
gen für Forschung und Entwicklung. 

— Sektorale Gliederung 

O Wirtschaft (Wirtschaftssektor): p rivate und 
staatliche Unternehmen (z. B. Bundesbahn und 
Bundespost), Institutionen für indust rielle Ge-
meinschaftsforschung und expe rimentelle 
-entwicklung und private Institutionen ohne Er-
werbszweck, die überwiegend von der Wirt-
schaft finanziert werden bzw. vornehmlich 
Dienstleistungen für Unternehmen erbringen 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980, §§ 87-90). 

O Hochschulen (Hochschulsektor): alle Universi-
täten, Technische Hochschulen, Fachhochschu-
len und sonstige Einrichtungen des Tertiärbe-
reiches, ohne Rücksicht auf ihre Finanzierungs-
quellen oder ihren rechtlichen Status. Einge-
schlossen sind auch ihre Forschungsinstitute, 
Versuchseinrichtungen und Kliniken (vgl. auch 
Frascati-Handbuch 1980, § 117). 

O Staat (Staatssektor ohne Hochschulen): für die 
nationale Berichterstattung (z. B. Tabelle VI/3) 
wird hier von dem engen Begriff ausgegangen, 
d. h., daß bei der Finanzierungsseite nur die 
Mittel der Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden und bei der Durchführung nur die 
Einrichtungen des Bundes, der Länder und Ge-
meinden einbezogen sind. 

Für die internationale Berichterstattung (vgl. 
z. B. Tabelle VI/25) umfaßt der Staatssektor au-
ßerdem die p rivaten Institutionen ohne Er-
werbszweck, die überwiegend vom Staat finan-
ziert werden (z. B. Großforschungseinrichtun-
gen, Institute der Max-Planck-Gesellschaft und 
der Fraunhofer-Gesellschaft) und bezieht auf 
der Finanzierungsseite auch ihre Eigeneinnah-
men ein (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, 
§§ 101 und 102). 

O Private Institutionen ohne Erwerbszweck (PNP-
Sektor): für die nationale Berichterstattung um-
faßt dieser Sektor die privaten Institutionen 
ohne Erwerbszweck — soweit sie nicht über-
wiegend von der Wirtschaft finanziert werden 
bzw. vornehmlich Dienstleistungen für Unter-
nehmen erbringen. Insbesondere handelt es 
sich um die überwiegend vom Staat finanzier-
ten Großforschungseinrichtungen, Institute der 
Max-Planck-Gesellschaft und Institute der 
Fraunhofer-Gesellschaft. 

Für die internationale Berichterstattung dage-
gen sind in diesem Sektor nur die privaten Insti-
tutionen ohne Erwerbszweck enthalten, die we-
der überwiegend von der Wirtschaft noch über-
wiegend vom Staat finanziert werden (vgl. auch 
Frascati-Handbuch 1980, §§ 109 bis 112). 

O Ausland: auf der Finanzierungsseite sind hier 
die Mittel des Auslandes und der internationa-
len Organisationen für Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland nachgewiesen, während auf 
der Durchführungsseite die an das Ausland 
bzw. an internationale Organisationen — auch 
wenn sie ihren Sitz im Inland haben — fließen-
den Mittel der Bundesrepublik Deutschland 
nachgewiesen sind (vgl. auch Frascati-Hand-
buch 1980, § 124). 

— In Forschung und Entwicklung tätiges Personal 
(FuE-Personal) 

Alle direkt in FuE beschäftigten Arbeitskräfte un-
geachtet ihrer Position (Forscher, technisches und 
vergleichbares Personal, sonstiges Personal) — 
vgl. Frascati-Handbuch 1980, § 171 —. 

— Forscher 

Wissenschaftler oder Ingenieure, die neue Er-
kenntnisse, Produkte, Verfahren, Methoden und 
Systeme konzipieren oder schaffen (in der Regel 
Personen mit abgeschlossenem Hochschulstu-
dium) — vgl. Frascati-Handbuch 1980, §§ 184 bis 
187 —. 
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— Techniker oder vergleichbares Personal 
Personen mit technischer Ausbildung bzw. ent-
sprechender Ausbildung für den nichttechnischen 
Bereich, die direkt für FuE — in der Regel unter 
Anleitung eines Forschers — arbeiten (im allge-
meinen Personen mit Fachschulabschluß) — vgl. 
Frascati Handbuch 1980, §§ 188 und 189 —. 

— Sonstiges Personal 
Personen, deren Arbeit mit der Durchführung von 
FuE unmittelbar verbunden ist, d. h. Schreib-, Se

-

kretariats- und Verwaltungspersonal, Facharbei-
ter, ungelernte und angelernte Hilfskräfte — vgl. 
Frascati-Handbuch 1980, §§ 190 und 191 — . 

— Vollzeitäquivalent 
Bemessungseinheit für die Vollzeitbeschäftigung 
eines Arbeitnehmers in einem bestimmten Zeit-
raum. Diese Einheit dient dazu, die nur teilweise in 
FuE Beschäftigten in die entsprechende Zahl von 
voll in FuE Beschäftigten umzurechnen — vgl. 
Frascati-Handbuch 1980, § 177 ff. —. 
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2.2 Finanzdaten 

2.2.1 Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

Tabelle VI/1 

Wissenschaftsausgaben 1 ) 
der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 

— in Mio DM — 

Finanzierungsquelle 1981 1983 1985 1986 1987 1988 1989 

1.  Öffentliche Haushalte 
1.1 Gebietskörperschaften 2 ) 

a) Bund einschließlich 
ERP-Sondervermögen 3)   11 820 13 247 14 541 14 795 15 007 15 176 16 239 

b) Länder 4 )   19 745 21 323 23 873 25 028 26 495 27 583 28 755 
c) Gemeinden (Gv)   231 229 266 260 259 259 259 

Summe 1.1   31 796 34 799 38 680 40 083 41 761 43 018 45 253 

1.2 Wissenschaftliche Organisationen 
ohne Erwerbszwecks)   442 729 1 008 1 178 1 287 1 287 1 287 

Summe 1   32 238 35 528 39 688 41 261 43 048 44 305 46 540 
desgleichen in % des öffentlichen  
Gesamthaushalts   6,0 6,2 6,6 6,6 6,6 6,6 6,7 

2.  Wirtschaftssektor 6 ) 
2.1 Gewerbliche Wirtschaft 7 )   22 082 25 459 31 090 33 610 36 831 38 780 42 360 
2.2 Stiftungen und Spenden 8 )   398 429 434 435 542 540 540 

Summe 2   22 480 25 888 31 524 34 045 37 373 39 320 42 900 
3.  Öffentliche Haushalte und 

Wirtschaftssektor 
(Summe 1 + 2)   54 718 61 416 71 212 75 306 80 421 83 625 89 440 

desgleichen in % des 
Bruttosozialprodukts (BSP)   3,5 3,7 3,9 3,9 4,0 3,9 4,0 

1) Ausgaben für Forschung, Entwicklung, akademische Lehre und sonstige FuE-verwandte Tätigkeiten. 
2) Bund bis 1988 Ist, 1989 Soll; Länder bis 1987 Ist, ab 1988 Soll; Gemeinden bis 1987 Ist, ab 1988 Schätzungen. 
3) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT. 
4) Einschließlich der Ländereinnahmen, insbesondere Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an Hochschulkliniken. 
5) Durch Eigeneinnahmen finanzierte Ausgaben der überwiegend vom Staat geförderten Institute; bis 1987 Ist, ab 1988 Schät-

zungen. 
6) 1986, 1988 und 1989 Schätzungen. 
7) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der Daten des FuE-Personalkostenzuschuß-

programms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen), von Doppelzählungen bereinigt. Die von der Wirt-
schaft finanzierten Ausgaben beziehen sich nur auf die internen FuE-Aufwendungen der Wi rtschaft, hinzu kommen Mittel der 
Wirtschaft, die in andere Sektoren (z. B. Hochschulen, Ausland) fließen. 

8) Einschließlich Stiftung Volkswagenwerk. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie (BMFT), Statistisches Bundesamt, SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 

und eigene Berechnungen des BMFT 
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Tabelle VI/2 

FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland und ihre Finanzierung 
(Gesamtbudget Forschung) 

finanziert durch 

FuE- Private 
Ausgaben Gebietskörper- Wirt- inländische Inländische 
insgesamt schaften 2 ) schaft 3) 

Institu- Quellen Ausland 
Jahr 1) honen zusammen 

(PNP) 4 ) 

in % des 
Mio DM öffentlichen 

Gesamt- Mio DM Mio DM in % 
des BSP Mio DM 

haushalts 

1962 4 490  2 278 2, 1 2 150  62 4 490 1,3 - 
1963 5 380  2 627 2,2 2 670  83 5 380 1,4 - 
1964 6 570  3 192 2,5 3 279  89 6 560 1,6 10 
1965 7 910  3 746 2,7 4 060  94 7 900 1,7 10 
1966 8 840  4 220 2,9 4 500  100 8 820 1,8 20 
1967 9 740  4 796 3,1 4 807  107 9 710 2,0 30 
1968 10 550  4 960 3,1 5 454  106 10 520 2,0 30 
1969 12 250  5 674 3,2 6 399  147 12 220 2,0 30 
1970 14 800  6 900 3,5 7 610  190 14 700 2,2 100 
1971 18 000  8 700 3,9 8 735  315 17 750 2,4 250 
1972 19 250  9 600 3,8 9 180  270 19 050 2,3 200 
1973 20 460  10 350 3,7 9 624  266 20 240 2,2 220 
1974 22 290  11 350 3,6 10 340  280 21 970 2,2 320 
1975 24 645  12 035 3,4 11 792  310 24 137 2,3 508 
1976 25 740  12 300 3,3 12 600  320 25 220 2,2 520 
1977 27 735  12 600 3,3 14 109  320 27 029 2,3 706 
1978 31 620  13 770 3,3 16 870  330 30 970 2,4 650 
1979 34 477  15 109 3,2 18 663  92 33 864 2,4 613 
1980 36 641  16 026 3,2 19 895  120 36 041 2,4 600 
1981 39 345  16 745 3,1 22 082  155 38 982 2,5 363 
1982 42 135  18 025 3,2 23 560  150 41 735 2,6 400 
1983 43 942  17 844 3,1 25 459  157 43 460 2,6 482 
1984 46 040  18 380 3,2 26 990  150 45 520 2,6 520 
1985 5 ) 52 280  20 473 3,4 31 090  133 51 696 2,8 584 
1986 55 395  20 970 3,3 33 610  175 54 755 2,8 640 
1987 59 501  21 694 3,3 36 831  238 6 ) 58 763 2,9 738 
1988 61 950  22 000 3,3 38 780  320 61 100 2,9 850 
1989 66 700  23 000 3,3 42 360  390 65 750 2,9 950 
1990 70 455  24 085 44 930  430 69 445 2,9 1 010 

1) Teilweise geschätzt, bis 1987 auf Ist-Basis. 
2) Mittel für Forschungsanstalten des Bundes ab 1979, der Länder ab 1983 nur mit FuE-Anteilen. 
3) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH, ab 1978 unter Einbeziehung der Daten des FuE-Personalkosten-

zuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen), von Doppelzählungen bereinigt. Dabei be-
ziehen sich die von der Wi rtschaft finanzierten FuE-Ausgaben auf die internen FuE-Aufwendungen sowie Mittel der Wirtschaft, 
die in andere Sektoren fließen. 

4) Aus Eigenmitteln finanziert. 
5) Daten ,,FuE-Ausgaben insgesamt" sowie „Gebietskörperschaften" revisionsbedingt mit denen der Vorjahre nur eingeschränkt 

vergleichbar, da ab 1987 ein neues Berechnungsverfahren.für FuE im Hochschulsektor (mit Wirkung auf die FuE-Ausgaben der 
Länder) eingeführt wurde. Die Daten für 1986 und 1985 wurden für Vergleichszwecke entsprechend revidiert, sie weichen daher 
von denen in früheren Veröffentlichungen ab. 

6) Vergleichbarkeit mit den Daten der Vorjahre eingeschränkt, da 1987 eine (einmalige) Erhebung im PNP-Sektor durchgeführt 
wurde. Die Daten der Vorjahre basieren überwiegend auf Schätzungen. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/3 

FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach 
(Gesamtbudget 

— in Mio DM — 

Wirtschaft 1 ) Staat 2 ) 

FuE- 
Aus- finanziert durch finanziert durch 

Jahrs) gaben Aus- Aus- ins

-

gesamt gaben 
Priv.  

gaben Wirtschaft 
ins- Staat Wirt - 

inl.  
Aus- ins- Staat und Aus- 

gesamt Schaft Inst. land gesamt Priv. land 
inl. Inst. 

1962 4 490 2 450 340 2 110 — — 240 220 20 — 

1963 5 380 3 030 400 2 620 10 — 330 310 20 — 

1965 7 910 4 570 560 3 970 30 10 430 400 30 — 

1967 9 740 5 650 986 4 617 17 30 530 500 30 — 

1969 12 250 7 320 1 040 6 222 28 30 660 630 30 — 

1971 18 000 10 700 1 950 8 464 36 250 890 870 20 — 

1973 20 460 12 020 2 340 9 448 15 217 1 040 1 020 20 — 

1975 24 645 14 930 2 862 11 592 12 464 1 235 1 215 20 — 

1977 27 735 17 360 2 890 13 849 15 606 1 300 1 260 40 — 

1979 34 477 23 341 4 430 18 349 48 514 1 578 1 508 38 31 

1981 39 345 26 610 4 835 21 407 58 311 1 709 1 565 129 15 

1983 43 942 30 462 5 255 24 702 81 424 1 756 1 692 47 17 

1985 52 2807 ) 36 638 5 971 30 108 55 504 1 884 1 810 53 21 

1987 59 501 41 715 5 285 35 739 62 629 2 055 1 941 85 29 

1989 66 700 47 325 5 350 41 100 75 800 2 240 2 070 135 35 

1) Unternehmen sowie Institutionen der industriellen Gemeinschaftsforschung und -entwicklung (IfG). Daten ab 1979 mit den 
Vorjahren nur bedingt vergleichbar, da ein erweiterter Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen erfaßt wird. Datenbasis: 
Interne FuE-Ausgaben der Wirtschaft aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH (vgl. Tabelle VI/17) einschließlich 
der dort nicht vollständig nachgewiesenen FuE-Ausgaben des Staates an den Wirtschaftssektor (1985: rund 780 Mio DM, 1987: 
rund 700 Mio DM). 

2) Bundes-, landes- und gemeindeeigene Einrichtungen einschließlich wissenschaftlicher Museen, Bibliotheken und Archive; 
Forschungseinrichtungen des Bundes ab 1979, der Länder ab 1983 nur mit FuE-Anteilen. 

3) Insbesondere vom Staat überwiegend finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen (z. B. Großforschungseinrichtungen, Ins titute 
der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft) sowie sonstige Einrichtungen ohne Erwerbszweck. 

4) Einschließlich internationaler Organisationen. 
5) Teilweise geschätzt, bis 1987 auf Ist-Basis. 
6) Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
7) Im Hochschulsektor wurde mit der Erhebung 1987 ein neues Berechnungsverfahren für Forschung und Entwicklung eingeführt; 

die Daten für 1985 wurden zu Vergleichszwecken entsprechend revidiert, so daß sie von Angaben in früheren Veröffentlichun-
gen abweichen. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/3 

durchführenden Sektoren und deren Finanzierung 
Forschung) 

Private inländische 
Institutionen 

ohne Erwerbszweck 3 ) 
Hochschulen 

Im Inland 
durchgeführte 
FuE zusammen 

Ausland 4 ) 

finanziert durch finanziert durch finanziert durch 
Aus- Aus- in Aus- Jahr 

gaben Wirt- gaben 
ins- 

 in % gaben ins- schaft Aus- ins- Wirt- Mio des ins- Wirt - 
gesamt Staat und 

Private land gesamt Staat schaft DM BIP) gesamt  Staat schaft 
inl. Inst. 

700 638  62  — 910 900  10 4 300 1,2 190 180  10 1962 
750 677  73  — 1 000 990  10 5 110 1,3 270 250  20 1963 

1 000 916  84  — 1 450 1 430  20 7 450 1,6 460 440  20 1965 
1 270 1 160  110  — 1 710 1 610  100 9 160 1,9 580 540  40 1967 
1 310 1 154  156  — 2 250 2 200  50 11 540 1,9 710 650  60 1969 
2 120 1 760  360  — 3 500 3 450  50 17 210 2,3 790 670  120 1971 
2 480 2 190  287  3 4 270 4 200  70 19 810 2,2 650 600  50 1973 
2 955 2 573  338  44 4 590 4 505  85 23 710 2,3 935 880  55 1975 
3 115 2 704  311  100 5 065 4 961  104 26 840 2,2 895 785  110 1977 
3 465 3 310  87  68 5 154 5 044  110 33 538 2,4 939 816  123 1979 
4 085 3 745  303  37 5 874 5 759  115 38 278 2,5 1 066 841  225 1981 
4 237 4 077  119  41 6 256 5 907  349 42 711 2,6 1 230 912  318 1983 
4 996 4 790  147  59 7 289 7 ) 6 895  394 50 807 2,8 1 472 1 007  465 1985 
5 659 5 348  231  80 8 339 7 814  525 57 768 2,9 1 733 1 306  427 1987 
6 165 5 720  330  115 9 090 8 410  680 64 820 2,9 1 880 1 450  430 1989 

Rundungsdifferenzen 

 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

2.2.2 Staat 

Tabelle VI/4 

Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Finanzierungsquellen (Nettoausgaben) 

- in Mio DM - 

finanziert durch 

Bund 2) wissen

-

schaftliehe Netto- 
Aufgabenbereich Jahr 1 ) ausgaben (einschl. Ge- Organisa- insgesamt ERP- Länder 3 ) 4 ) meinden 4) tionen ohne Sonder- (Gv.) Erwerbs- vermögen) zweck 5 ) 

Hochschulen einschließlich 1981 18 845,4 1 036,7 17 808,7 - . 
Hochschulkliniken 6 ) 1982 19 757,3 1 122,1 18 635,2 - . 

1983 20 656,8 1 444,2 19 212,6 - . 
1984 21 241,4 1 391,8 19 849,6 - . 
1985 22 599,1 1 239,8 21 359,3 - . 
1986 23 761,7 1 386,7 22 375,0 - . 
1987 24 921,3 1 273,7 23 647,6 - . 
1988 25 602,1 1 254,2 24 347,9 - . 
1989 26 800,1 1 426,5 25 373,6 - . 

Wissenschaft und Forschung 1981 13 392,2 10 783,7 1 936,3 230,5 441,7 
außerhalb der Hochschulen 7 ) 1982 14 806,7 11 974,1 2 047,6 210,1 574,9 

1983 14 871,2 11 802,3 2 110,2 229,4 729,3 
1984 15 520,7 12 155,4 2 236,4 221,9 907,0 
1985 17 089,0 13 300,7 2 514,1 266,2 1 008,0 
1986 17 499,1 13 408,6 2 652,8 260,0 1 177,7 
1987 18 126,2 13 732,9 2 847,6 258,7 1 287,0 
1988 18 702,6 13 922,0 3 234,9 258,7 1 287,0 
1989 19 739,6 14 812,1 3 381,8 258,7 1 287,0 

Wissenschaftsausgaben 1981 32 237,6 11 820,4 19 745,0 230,5 441,7 
der öffentlichen Haushalte 1982 34 564,0 13 096,2 20 682,8 210,1 574,9 
insgesamt 1983 35 528,0 13 246,5 21 322,7 229,4 729,3 

1984 36 762,1 13 547,2 22 086,1 221,9 907,0 
1985 39 688,1 14 540,5 23 873,4 266,2 1 008,0 
1986 41 260,8 14 795,3 25 027,8 260,0 1 177,7 
1987 43 047,5 15 006,6 26 495,2 258,7 1 287,0 
1988 44 304,7 15 176,2 27 582,8 258,7 1 287,0 
1989 46 539,7 16 238,6 28 755,4 258,7 1 287,0 

1) Bund bis 1988 Ist, 1989 Soll; Länder bis 1987 Ist, ab 1988 Soll; Gemeinden bis 1987 Ist, ab 1988 Schätzungen; wissenschaftliche 
Organisationen bis 1987 Ist, ab 1988 geschätzt. 

2) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; ge-
ringfügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

3) Einschließlich der unmittelbaren Ländereinnahmen, insbesondere Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an Hoch-
schulkliniken. 

4) Länderweise Aufgliederung siehe Tabelle 15. 
5) Finanziert durch Eigeneinnahmen der überwiegend vom Staat geförderten Institutionen. 
6) Hochschulen einschließlich Bundeswehruniversitäten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (und ohne 

die für Sonderforschungsbereiche); ab 1987 einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken; 1989 einschließ-
lich Hochschulsonderprogramm. 

7) Einschließlich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt, Zahlungen an die DFG, Sonderforschungs-
bereiche. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/5 

Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Ausgabearten (unmittelbare Ausgaben) 

- in Mio DM - 

Unmittel- davon 

Aufgabenbereich Jahr 1) bare 
Ausgaben Personal- sonstige Bau- sonstige 

insgesamt 2 ) ausgaben laufende 
Ausgaben maßnahmen Investi

-

tionen 

Hochschulen einschließlich 1981 19 179,0 12 076,2 4 411,1 1 670,3 1 021,4 
Hochschulkliniken 3 ) 1982 20 043,1 12 590,1 4 620,4 1 843,2 989,4 

1983 20 993,2 13 122,4 4 963,3 1 777,4 1 130,1 
1984 21 599,4 13 507,5 5 326,5 1 487,1 1 278,4 
1985 22 824,8 14 083,9 5 826,8 1 457,4 1 456,8 
1986 24 221,0 14 883,2 6 165,4 1 672,5 1 499,7 
1987 25 480,0 15 668,2 6 541,5 1 594,0 1 676,2 
1988 26168,0 . . . . 
1989 27 410,5 . . . . 

Wissenschaft und Forschung 1981 13 299,5 3 301,9 6 922,7 508,2 2 566,7 
außerhalb der Hochschulen 4 ) 1982 14 668,9 3 412,3 7 534,4 525,8 3 196,4 

1983 14 712,2 3 647,8 7 865,5 589,4 2 609,3 
1984 15 347,6 3 876,0 8 141,7 622,1 2 707,6 
1985 16 818,3 4 045,5 9 216,0 671,6 2 885,3 
1986 17 331,6 4 270,4 9 650,9 742,3 2 668,0 
1987 17 975,7 4 501,8 10 159,6 792,0 2 522,2 
1988 18 550,9 . . . . 
1989 19 571,2 . . . 

Wissenschaftsausgaben 1981 32 478,5 15 378,1 11 333,8 2 178,5 3 588,1 
der öffentlichen Haushalte 1982 34 712,0 16 002,4 12 154,8 2 369,0 4 185,8 
insgesamt 1983 35 705,4 16 770,2 12 828,8 2 366,8 3 739,4 

1984 36 947,0 17 383,5 13 468,2 2 109,2 3 986,0 
1985 39 643,1 18 129,4 15 042,8 2 129,0 4 342,1 
1986 41 552,6 19 153,6 15 816,3 2 414,8 4 167,7 
1987 43 455,7 20 170,0 16 701,1 2 386,0 4 198,4 
1988 44 718,9 . . . . 
1989 46 981,7 . . . . 

1) Bund bis 1988 Ist, 1989 Soll; Länder bis 1987 Ist, ab 1988 Schätzung; Gemeinden bis 1987 Ist, ab 1988 Schätzungen; wissen-
schaftliche Organisationen bis 1987 Ist, ab 1988 geschätzt. 

2) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; ge-
ringfügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

3) Hochschulen einschließlich Bundeswehruniversitäten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (und ohne 
die für Sonderforschungsbereiche); ab 1978 einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken; 1989 einschließ-
lich Hochschulsonderprogramm. 

4) Einschließlich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/7 
Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

1981 Ist 1982 Ist 1983 Ist 1985 Ist 
Ressort/Einzelplan ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 

gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

Bundeskanzleramt   8,3 8,3 9,0 9,0 9,6 9,6 11,8 11,8 
Auswärtiges Amt   108,3 23,6 114,3 26,3 118,8 29,1 125,4 31,0 
Bundesminister des Innern 1 )   205,2 99,2 219,5 102,7 222,7 102,7 235,7 104,2 

Bundesminister der Justiz   1,9 1,9 1,9 1,9 1,7 1,7 2,1 2,1 
Bundesminister für Wirtschaft   1 278,6 1 065,5 1 259,4 1 038,5 1 205,5 958,2 1 475,5 1 174,8 
Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsteng)   261,7 227,8 271,9 235,6 284,9 246,5 309,0 264,1 
Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung   54,7 36,9 56,6 36,2 42,7 27,7 43,5 28,2 
Bundesminister für Verkehr   203,1 123,7 207,6 122,3 222,6 134,8 217,8 134,8 
Bundesminister für Post und Te- 
lekommunikation   - - - - - - - - 

Bundesminister der Verteidi- 
gung   1 700,9 1 559,8 1 825,2 1 695,5 2 045,4 1 920,3 2 671,7 2 553,9 
Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie, Frauen und Gesundheit l)  . 276,7 183,5 310,7 209,5 315,3 208,0 328,9 196,9 
Bundesminister für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicher- 
heit 1 )   135,4 114,9 153,6 132,4 176,0 151,5 187,6 161,7 
Bundesminister für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit   26,3 22,9 28,0 24,4 55,2 51,4 55,8 52,0 
Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau 88,6 88,2 81,9 81,3 68,9 68,2 68,3 67,7 
Bundesminister für innerdeut- 
sche Beziehungen   5,6 5,6 5,1 5,1 5,4 5,4 7,1 7,1 
Bundesminister für Forschung 
und Technologie   5 957,1 5 902,8 6 921,8 6 872,4 6 543,9 6 493,6 7 029,9 6 965,8 
Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft   1481,6 881,8 1607,2 939,0 1902,8 1009,4 1744,5 987,8 
Zivile Verteidigung   5,3 5,3 5,4 5,4 5,7 5,7 5,7 5,7 
Allgemeine Finanzverwaltung   18,3 18,3 14,4 14,4 16,6 16,6 17,3 17,3 

Ausgaben insgesamt   11 817,6 10 369,9 13 093,5 11 551,9 13 243,7 11 440,3 14 537,7 12 767,0 

1) Für Vergleichszwecke wurden die bis 1986 in den Zuständigkeitsbereich des BMI, BMJFFG und BML fallenden Ausgaben für 
Umweltschutz, Sicherheit kerntechnischer Anlagen und Strahlenschutz bzw. Umwelt und Naturschutz zum BMU umgesetzt. 

2) Ohne Berücksichtigung der globalen Minderausgabe (1989 190 Mio DM, 1990 200 Mio DM). 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/7 
Forschung und Entwicklung nach Ressorts 
- in Mio DM - 

1986 Ist 1987 Ist 1988 Ist 1989 Soll 1990 Reg.-Entw. 

ins- darunter ins - darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

12,9 12,9 13,2 13,2 12,3 12,3 12,6 12,6 13,5 13,5 

125,2 31,4 129,1 32,3 134,9 34,1 145,3 35,9 149,1 37,0 

245,4 108,5 237,8 108,4 254,4 113,4 276,9 125,5 311,2 133,1 

2,1 2,1 2,3 2,3 2,4 2,4 2,5 2,5 2,9 2,9 

1403,8 1112,7 1214,3 913,8 1203,7 897,7 1340,7 991,8 1224,2 997,8 

303,7 259,2 301,8 257,7 312,3 266,4 307,7 264,8 298,9 256,1 

42,7 27,0 49,7 32,7 48,8 30,4 72,8 44,8 75,1 44,7 

213,5 127,6 219,6 133,7 229,3 139,4 256,2 156,8 263,2 159,9 

- - - - - - - - 5,8 5,8 

2 726,7 2 591,4 3 037,9 2 902,1 2 981,7 2 845,4 3 194,3 3 051,7 3 576,3 3 432,4 

339,6 180,6 389,0 186,2 442,6 242,8 468,2 294,1 476,1 295,8 

197,3 170,3 208,5 177,6 214,2 180,6 247,6 203,4 631,1 395,7 

56,3 52,6 46,9 43,1 45,6 41,8 48,7 44,6 49,5 45,4 

80,1 79,4 57,1 56,3 55,5 54,9 43,2 42,6 45,1 44,6 

8,2 8,2 7,7 7,7 8,3 8,3 11,0 11,0 13,4 13,4 

7 142,2 7 080,3 7 282,6 7 227,6 7 386,1 7 282,7 7 771,8 2 ) 7 695,3 2 ) 7 979,0 2 ) 7 901,8 2 ) 

1 871,1 1 031,7 1 779,3 1 022,5 1 781,0 1 041,8 1 972,3 1 120,1 2 120,4 1 193,7 

6,0 6,0 7,4 7,4 7,8 7,8 8,0 8,0 11,4 11,4 

15,7 15,7 19,7 19,7 52,4 52,4 56,1 56,1 37,1 37,1 

14 792,5 12 897,8 15 003,8 13 144,2 15 173,4 13 254,8 16 235,8 14 161,6 17 283,2 15 022,0 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/8 
Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 

Förderbereich 
Förderschwerpunkt 

1981 Ist 1982 Ist 1983 Ist 1985 Ist 

ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

A Trägerorganisationen; 
Aus- und Neubau von 
Hochschulen   1 887,4 1 183,8 2 028,6 1 263,5 2 368,5 1 372,5 2 255,4 1 402,8 

A 1 Grundfinanzierung MPG   353,5 353,5 361,5 361,5 370,1 370,1 405,1 405,1 
A 2 Grundfinanzierung DFG   474,1 474,1 505,2 505,2 500,9 500,9 541,8 541,8 
A 3 Grundfinanzierung FhG   83,0 83,0 95,6 95,6 101,3 101,3 116,3 116,3 
A 5 Aus- und Neubau von 

Hochschulen 1 )   976,8 273,3 1 066,4 301,3 1 396,1 400,2 1 192,3 339,7 
B Großgeräte der Grundlagen- 

forschung   601,4 601,4 639,2 639,2 686,8 686,8 850,6 850,6 
C Meeresforschung und Meeres- 

technik; Polarforschung   260,8 260,8 212,5 212,5 171,8 171,8 226,3 226,3 
C 1 Meeresforschung   50,4 50,4 46,0 46,0 37,9 37,9 82,7 82,7 
C 2 Meerestechnik   103,5 103,5 76,0 76,0 86,4 86,4 81,6 81,6 
C 3 Polarforschung   106,9 106,9 90,6 90,6 47,5 47,5 62,0 62,0 
D Weltraumforschung und Welt- 

raumtechnik   662,3 662,3 695,7 695,5 710,3 710,3 830,5 830,5 
E Energieforschung und Ener- 

gietechnologie   2 131,9 2 105,4 2 895,4 2 878,0 2 479,5 2 461,4 2 286,3 2 261,7 
E 1 Kohle und andere fossile Ener- 

gieträger   436,6 436,6 493,4 493,4 361,4 361,4 307,8 307,8 
E 2 Erneuerbare Energiequellen 

und rationelle Energieverwen- 
dung   293,3 293,3 324,6 324,6 271,5 271,5 221,2 221,2 

E 3 Nukleare Energieforschung 
(einschl. Reaktorsicherheit)   1 297,0 1 270,4 1 960,6 1 943,2 1 703,8 1 685,8 1 589,8 1 565,2 

E 4 Kernfusionsforschung   105,0 105,0 116,7 116,7 142,7 142,7 167,4 167,4 
F Umweltforschung; Klimafor- 

schung   489,9 429,3 508,9 445,6 522,1 451,0 657,9 575,4 
F 1 Ökologische Forschung   213,6 185,4 239,2 209,0 242,6 209,8 298,8 263,9 
F 2 Umwelttechnologien   270,8 238,4 260,3 227,1 266,1 227,8 331,7 284,2 
F 7 Klimaforschung   5,5 5,5 9,5 9,5 13,5 13,5 27,3 27,3 
G Forschung und Entwicklung 

im Dienste der Gesundheit   406,1 340,3 427,0 355,4 435,8 359,7 476,0 376,5 
H Forschung und Entwicklung 

zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen   142,1 124,3 151,8 131,4 128,1 113,1 132,2 116,9 

I Informationstechnik (einschl. 
Fertigungstechnik)   375,4 375,1 492,5 492,3 541,9 541,6 623,8 623,8 

I 1 Informationsverarbeitung   133,3 133,0 115,9 115,6 108,2 107,9 151,5 151,5 
I 2 Basistechnologien der Informa- 

tionstechnik   183,7 183,7 224,5 224,5 223,9 223,9 271,8 271,8 
I 3 Anwendung der Mikrosystem- 

technik (einschl. Mikroelektro- 
nik, Mikroperipherik)   17,7 17,7 106,1 106,1 169,8 169,8 58,9 58,9 

I4 Fertigungstechnik   40,7 40,7 46,1 46,1 40,0 40,0 141,7 141,7 
K Biotechnologie   99,3 99,3 115,9 115,9 133,0 133,0 152,5 152,5 
L Materialforschung; physikali- 

sche und chemische Technolo- 
gien   377,1 297,0 386,3 305,4 410,5 319,8 466,0 352,1 

L 1 Materialforschung   161,4 122,7 178,8 141,0 204,8 166,6 223,7 180,8 
L 2 Physikalische und chemische 

Technologien   215,7 174,2 207,5 164,5 205,6 153,1 242,4 171,3 

Fußnoten und Quelle umseitig 
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Tabelle VI/8 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
- in Mio DM - 

1986 Ist 1987 Ist 1988 Ist 1989 Soll 1990 Reg.-Entw. 

ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

2 422,6 1 472,2 2 342,0 1 474,6 2 360,2 1 509,7 2 566,2 1 602,1 2 741,1 1 689,1 
420,4 420,4 430,1 430,1 440,9 440,9 457,4 457,4 472,3 472,3 
546,8 546,8 566,0 566,0 589,9 589,9 609,7 609,7 639,9 639,9 
126,4 126,4 135,7 135,7 144,1 144,1 154,6 154,6 166,1 166,1 

1329,0 378,6 1210,2 342,8 1185,3 334,8 1344,5 380,4 1462,8 410,8 

911,0 911,0 1001,5 1001,5 934,6 934,6 985,1 985,1 918,7 918,7 

235,8 235,8 201,7 201,7 212,5 212,5 232,4 232,4 257,5 257,5 
104,3 104,3 73,1 73,1 97,4 97,4 103,7 103,7 114,5 114,5 
70,4 70,4 69,9 69,9 59,5 59,5 64,2 64,2 67,2 67,2 
61,2 61,2 58,6 58,6 55,6 55,6 64,5 64,5 75,9 75,9 

917,6 917,6 1 058,4 1 058,4 1 106,5 1 106,5 1 290,8 1 290,8 1 462,5 1 462,5 

1 781,7 1 758,1 1 424,2 1 403,0 1 412,8 1 339,5 1 390,3 1 343,5 1 319,1 1 272,0 

280,3 280,3 237,5 237,5 200,0 200,0 174,6 174,6 150,7 150,7 

189,4 189,4 196,4 196,4 210,5 210,5 276,7 275,7 285,1 284,1 

1113,8 1090,2 795,4 774,2 807,5 734,3 743,4 697,6 687,5 641,4 
198,2 198,2 194,9 194,9 194,8 194,8 195,6 195,6 195,8 195,8 

678,8 595,9 721,9 632,0 751,2 655,1 856,8 741,1 1 214,2 2 ) 929,6 2 ) 
319,0 283,0 340,6 300,6 381,9 337,8 423,9 370,2 820,5 2 ) 577,4 2 ) 
328,6 281,7 338,7 288,8 324,9 272,8 388,4 326,4 340,8 299,3 

31,2 31,2 42,5 42,5 44,4 44,4 44,5 44,5 52,8 52,8 

495,6 370,3 568,4 401,2 648,0 484,3 679,7 541,6 701,5 555,5 

139,9 124,0 146,7 129,8 134,5 116,1 155,5 127,6 161,6 131,2 

787,4 787,3 834,0 833,8 779,0 778,7 803,5 803,5 818,8 818,8 
185,5 185,5 208,1 208,0 217,0 216,7 236,6 236,6 228,6 228,6 

380,3 380,3 384,3 384,3 379,8 379,8 376,5 376,5 388,6 388,6 

65,4 65,4 80,8 80,8 77,6 77,6 74,8 74,8 94,0 94,0 
156,2 156,2 160,7 160,7 104,5 104,5 115,6 115,6 107,6 107,6 
184,2 184,2 228,4 228,4 266,4 266,4 246,3 246,3 255,9 255,9 

508,4 396,7 537,1 421,3 593,5 473,4 691,8 548,7 634,7 3 ) 542,2 3 ) 
248,1 204,6 262,3 217,9 281,0 232,4 291,5 241,4 300,7 247,7 

260,3 192,1 274,8 203,4 312,6 241,0 400,4 307,3 334,0 3 ) 294,5 3) 

Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VI/8 

1981 Ist 1982 Ist 1983 Ist 1985 Ist 
Förderbereich 

ins

-

gesamt 
darunter 

FuE 
ins

-

gesamt 
darunter 

FuE 
ins

-
gesamt 

darunter 
FuE 

ins- 
gesamt 

darunter 
FuE 

Förderschwerpunkt 

M Luftfahrtforschung und Hyper- 
schalltechnologie   477,9 477,9 428,7 428,7 365,2 365,2 530,0 530,0 

N Forschung und Technologie 
für bodengebundenen Trans- 
port und Verkehr (einschl.   
Verkehrssicherheit)   374,6 315,8 383,3 318,5 348,7 281,5 290,6 223,7 

O Geowissenschaften und Roh- 
stoffsicherung   219,3 161,5 206,1 145,0 201,2 141,2 200,0 139,2 

O 1 Geowissenschaften (insbeson- 
dere Tiefbohrungen)   90,8 53,8 94,2 56,2 95,6 57,8 111,2 73,4 

O 2 Rohstoffsicherung   128,5 107,7 111,9 88,8 105,6 83,4 88,8 65,9 
P Raumordnung und Städtebau; 

Bauforschung   173,4 156,0 165,0 148,0 155,7 138,1 152,0 140,5 
P 1 Raumordnung, Städtebau, 

Wohnungswesen   53,9 53,5 50,5 49,8 45,9 45,2 45,2 44,6 
P 2 Bauforschung und -technik, 

Straßenbauforschung   119,5 102,5 114,5 98,1 109,8 93,0 106,8 95,9 
Q Forschung und Entwicklung 

im Ernährungsbereich   77,3 71,7 80,6 74,8 83,7 77,6 86,6 80,4 
R Forschung und Entwicklung in 

der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei   216,4 187,7 226,2 195,3 239,5 206,7 258,0 221,8 

S Bildungs- und Berufsbildungs- 
forschung   176,0 138,2 169,5 135,1 143,4 115,3 132,1 106,1 

T Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen   556,3 495,5 588,7 526,7 580,0 508,4 678,5 586,0 

T 1 Indirekte Förderung des FuE- 
Personals in der Wirtschaft   359,3 359,3 390,0 390,0 375,0 375,0 381,9 381,9 

T 2 Verbesserung des Technolo- 
gie- und Wissenstransfer   20,1 20,1 22,4 22,4 22,4 22,4 51,7 51,7 

T 3 Förderung technologieorien- 
tierter Unternehmensgründun- 
gen   3,9 3,9 6,0 6,0 5,9 5,9 41,9 41,9 

T 4 Übrige indirekte Fördermaß- 
nahmen (ohne indirekt spezifi- 
sche)   79,5 79,5 83,5 83,5 84,7 84,7 94,8 94,8 

T 8 Rationalisierung und wissen- 
schaftlich-technische Ressort- 
dienstleistungen (BMWi)   64,4 3,6 65,0 3,1 74,7 3,1 94,5 2,0 

T 9 Übrige Fördermaßnahmen 
(BMWi)   29,2 29,2 21,8 21,8 17,3 17,3 13,7 13,7 

U Fachinformation   95,0 54,6 104,1 58,4 102,7 50,0 127,3 68,8 
V Geisteswissenschaften; Wirt- 

schafts- und Sozialwissen- 
schaften   326,1 219,4 351,7 232,1 353,7 229,8 379,7 245,0 

W Übrige, nicht anderen Berei- 
chen zugeordnete Aktivitäten 158,4 84,8 163,4 86,9 186,7 110,9 213,7 125,7 

A-W Zivile Förderbereiche 
zusammen   10 284,4 8 842,1 11 421,3 9 884,2 11 348,7 9 545,8 12 005,9 10 236,0 

X Wehrforschung und -technik   1 533,2 1 527,8 1 672,2 1 667,7 1 895,0 1 894,5 2 531,8 2 531,0 

Ausgaben insgesamt   11 817,6 10 369,9 13 093,5 11 551,9 13 243,7 11 440,3 14 537,7 12 767,0 

1) Einschließlich Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung und ab 1989 dem Pro-
gramm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders belasteten Fachrichtun-
gen. 

2) Ausgabensteigerung überwiegend aufgrund der Errichtung des Bundesamtes für Strahlenschutz (Kap. 1607); für 1990 veran-
schlagte Mittel vorläufig schwerpunktmäßig bei Förderschwerpunkt F1 erfaßt. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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noch Tabelle VI/8 

1986 Ist  1  1987 Ist 1988 Ist 1989 Soll 1990 Reg.-Entw. 

ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

512,0 512,0 521,4 521,4 546,8 546,8 776,6 776,6 867,2 867,2 

303,9 233,5 319,3 249,2 316,6 244,0 295,5 213,1 291,7 205,3 

184,0 124,9 187,2 128,1 201,8 144,7 177,1 134,5 193,7 147,4 

115,8 78,0 122,8 85,2 137,9 101,0 121,5 93,0 139,2 108,1 
68,2 46,9 64,4 42,9 63,9 43,7 55,6 41,5 54,5 39,3 

168,1 156,8 150,7 139,1 155,3 143,2 171,1 158,4 175,9 163,6 

50,5 49,9 39,9 39,2 40,9 40,2 33,6 33,0 34,4 33,8 

117,5 107,0 110,8 100,0 114,4 102,9 137,5 125,4 141,5 129,8 

93,9 87,1 91,4 84,9 96,1 89,5 96,8 90,2 91,8 85,6 

251,6 216,2 254,3 219,0 260,1 223,3 249,0 215,8 249,8 215,2 

133,2 106,4 138,2 111,0 139,5 112,7 156,1 122,6 159,0 125,3 

732,1 642,1 591,6 498,0 561,0 465,1 437,6 319,5 368,8 302,8 

409,0 409,0 250,7 250,7 206,5 206,5 55,0 55,0 60,0 60,0 

70,7 70,7 75,2 75,2 93,8 93,8 88,0 88,0 67,0 67,0 

48,2 48,2 54,4 54,4 45,9 45,9 50,0 50,0 46,5 46,5 

96,8 96,8 101,8 101,8 102,0 102,0 109,0 109,0 113,0 113,0 

92,9 2,9 97,0 3,3 98,9 3,1 122,1 4,0 70,0 4,0 

14,5 14,5 12,5 12,5 13,9 13,9 13,5 13,5 12,3 12,3 
154,6 94,5 144,5 88,1 140,4 88,8 134,6 80,4 130,2 77,8 

403,1 264,6 411,1 279,7 442,0 299,2 499,7 349,5 509,0 349,7 

228,3 142,5 254,4 165,4 295,7 202,8 319,3 215,1 355,7 245,0 

12 227,5 10 333,6 12 128,3 10 269,5 12 354,4 10 436,6 13 211,6 11 138,2 13 878,3 11 618,0 
2 565,0 2 564,2 2 875,5 2 874,7 2 819,0 2 818,2 3 024,2 3 023,4 3 404,9 3 404,0 

14 792,5 12 897,8 15 003,8 13 144,2 15 173,4 13 254,8 16 235,8 14 161,6 17 283,2 15 022,0 

3) Ausgabenrückgang aufgrund der Verlagerung von Aufgaben der PTB (Kap. 0903) zum neu errichteten Bundesamt für Strah-
lenschutz (Kap. 1607), dessen Mittel vorläufig schwerpunktmäßig bei Förderschwerpunkt F 1 erfaßt sind. 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/9 

Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

1981 Ist 1982 Ist 1983 Ist 1985 Ist 
Förderungsart ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 

gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

1. Projektförderung   5 923,4 5 865,9 6 965,9 6 922,2 6 460,7 6 422,8 7 405,0 7 362,7 
1.1 Direkte Projektförderung   5 460,7 5 403,2 6 376,6 6 332,9 5 820,1 5 782,2 6 697,3 6 655,0 
1.2 Indirekt-spezifische und 

übrige indirekte FuE-Förde- 
rung der Wirtschaft 1 )   462,7 462,7 589,3 589,3 640,6 640,6 707,7 707,7 

2. Institutionelle Förderung . . 5 120,7 3 796,6 5 384,3 3 955,2 6 011,8 4 314,8 6 267,4 4 618,4 
2.1 Forschungs- und Wissen- 

schaftsförderungsorganisa- 
tionen   963,1 947,1 1 016,0 999,3 1 028,8 1 012,0 1 128,2 1 110,1 

2.2 Großforschungseinrichtungen 1 614,6 1 614,6 1 649,4 1 649,4 1 792,4 1 792,4 1 989,3 1 989,3 
2.3 Institute der 

„Blauen Liste" 2 )   193,9 171,0 203,1 176,3 208,5 181,4 219,1 190,3 
2.4 Sonstige Einrichtungen ohne 

Erwerbszweck   226,2 148,4 237,7 155,5 246,9 160,2 258,7 169,9 
2.5 Bundeseigene Forschungs- 

einrichtungen und sonstige 
Bundesanstalten   1146,1 642,3 1211,8 673,6 1339,1 768,6 1479,8 819,1 

2.6 Hochschulen 3 )   976,8 273,3 1066,4 301,3 1396,1 400,2 1192,3 339,7 

3. Internationale 
Zusammenarbeit   773,5 707,4 743,2 674,4 771,2 702,8 865,3 785,8 

3.1 Beiträge an Organisationen 
und Einrichtungen 4 )   692,8 673,2 657,8 637,6 685,4 664,8 770,9 743,6 

3.2 Projektförderung aus inter- 
nationalen Titeln   80,6 34,2 85,4 36,9 85,9 38,0 94,5 42,3 

Ausgaben insgesamt   11 817,6 10 369,9 13 093,5 11 551,9 13 243,7 11 440,3 14 537,7 12 767,0 

Nachrichtlich: 
Direkte Projektförderung   5 460,7 5 403,2 6 376,6 6 332,9 5 820,1 5 782,2 6 697,3 6 655,0 

darunter: 
BMFT   3 155,3 3 142,3 3 998,0 3 994,5 3 377,4 3 375,0 3 475,6 3 468,4 
BMWi   431,5 429,3 360,7 358,4 284,4 277,1 449,7 442,9 
BMVg   1 393,6 1 388,2 1 526,9 1 522,3 1 680,9 1 680,5 2 300,0 2 299,2 

1) Ohne steuerliche Maßnahmen (Zulagen, Sonderabschreibungen). 
2) Einschließlich von Bund und Ländern gemeinsam geförderte landeseigene Einrichtungen. 
3) Aus- und Neubau von Hochschulen (ab 1989 einschl. dem Programm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten 

der Hochschulen in besonders belasteten Fachrichtungen), Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für 
öffentliche Verwaltung. 

4) Mit Sitz im In- und Ausland. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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T a b e l l e VI/9 

Forschung un d Entwicklun g nac h Förderungsarte n 
— in Mio DM — 

1986 Ist 1987 Ist 1988 Ist 1989 Soll 1990 Reg.-Entw. 

ins-
gesamt 

darunter 
FuE 

ins-
gesamt 

darunter 
FuE 

ins-
gesamt 

darunter 
FuE 

ins-
gesamt 

darunter 
FuE 

ins-
gesamt 

darunter 
FuE 

7 129, 9 7 088, 2 7 064, 9 7 021, 8 7 113, 2 7 016, 0 7 592, 0 7 513, 6 8 116, 6 8 035, 3 

6 365,4 6 323,7 6 465,2 6 422,1 6 583,4 6 486,2 7 172,5 7 094,1 7 701,1 7 619,8 

764,5 764,5 599,7 599,7 529,8 529,8 419,5 419,5 415,5 415,5 

6 635, 1 4 858, 5 6 809, 1 5 067, 7 6 899, 8 5 156, 3 7 323, 7 5 413, 8 7 709, 3 5 616, 1 

1 163,1 1 144,3 1 214,6 1 195,0 1 259,6 1 238,4 1 305,9 1 282,1 1 373,1 1 347,3 

2 131,0 2 131,0 2 266,0 2 266,0 2 253,5 2 253,5 2 354,4 2 354,4 2 349,8 2 349,8 

230,6 200,2 249,2 219,8 238,4 212,7 247,4 220,0 258,1 230,0 

270,6 178,2 278,6 186,6 326,5 223,9 347,3 240,3 366,4 252,9 

1 510,8 826,1 1 590,4 857,5 1 636,5 893,0 1 724,1 936,4 1 899,0 1 025,4 
1 329,0 378,6 1 210,2 342,8 1 185,3 334,8 1 344,5 380,4 1 462,8 410,8 

1 027, 5 951,1 1 129, 9 1 054, 7 1 160, 4 1 182, 5 1 320, 2 1 234, 2 1 457, 3 1 370, 6 

931,8 907,1 1 027,7 1 005,6 1 054,9 1 030,6 1 207,8 1 180,9 1 340,3 1 313,2 

95,7 44,0 102,2 49,2 105,5 51,9 112,4 53,3 117,0 57,4 

14 792, 5 12 897, 8 15 003, 8 13 144, 2 15 173, 4 13 254, 8 16 235, 8 14 161, 6 17 283, 2 15 022, 0 

6 365,4 6 323,7 6 465,2 6 422,1 6 583,4 6 486,2 7 172,5 7 094,1 7 701,1 7 619,8 

3 181,3 3 176,8 3 059,2 3 054,8 3 149,5 3 094,9 3 232,0 3 208,0 3 290,1 3 266,2 
405,4 398,8 367,2 360,7 405,9 398,6 606,4 596,3 684,8 676,1 

2 318,3 2 317,5 2 606,0 2 605,2 2 547,8 2 547,0 2 749,8 2 749,0 3 115,0 3 114,2 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/10  Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

1981 Ist 1982 Ist 1983 Ist 1985 Ist 
Empfängergruppe ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 

gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

1. Gebietskörperschaften   2 963,4 1 722,9 3 113,9 1 783,0 3 560,1 1 974,5 3 586,8 2 057,0 
1.1 Bund   1476,9 820,4 1536,5 857,4 1684,2 976,2 1848,2 1056,3 
1.1.1 Bundeseigene Forschungs- 

einrichtungen   1 268,4 759,3 1 342,7 801,1 1 464,5 893,6 1 666,2 1 004,7 
1.1.2 Sonstige Einrichtungen der 

Bundesverwaltung 2 )   208,4 61,2 193,8 56,2 219,6 82,6 181,9 51,6 
1.2 Länder und Gemeinden (Gv.) 1 486,5 902,5 1 577,4 925,6 1 875,9 998,3 1 738,6 1 000,6 
1.2.1 Forschungseinrichtungen 

der Länder   80,1 78,1 71,6 69,1 71,5 68,8 86,3 83,2 
1.2.2 Hochschulen und Hoch- 

schulkliniken 3 )   1165,7 592,0 1289,3 647,0 1616,3 744,7 1494,5 763,7 
1.2.3 Sonstige Einrichtungen der 

Länder   174,6 168,6 168,0 162,5 143,5 140,3 127,4 124,0 
1.2.4 Gemeinden,  Gemeinde- 

und Zweckverbände   66,0 63,8 48,5 47,0 44,6 44,4 30,5 29,8 
2. Organisationen ohne Er- 

werbszweck   3 503,3 3 327,6 3 647,6 3 460,9 3 819,7 3 625,6 4 296,8 4 091,4 
2.1 Forschungs- und Wissen- 

schaftsförderungsorganisa- 
tionen 4) (z.B. MPG, FhG, 
DFG)   1 133,9 1 069,1 1 252,5 1 184,5 1 254,7 1 186,8 1 424,0 1 348,1 

2.2 Großforschungseinrichtun- 
gen   1 761,0 1 760,8 1 789,0 1 788,9 1 968,5 1 968,5 2 210,9 2 211,0 

2.3 Sonstige wissenschaftliche 
Einrichtungen ohne Er- 
werbszweck   497,0 399,4 505,1 402,2 498,0 391,0 549,6 432,3 

2.4 Übrige Organisationen 
ohne Erwerbszweck   111,3 98,3 101,0 85,3 98,5 79,3 112,2 100,0 

3. Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft   4 489,9 4 477,8 5 463,2 5 459,3 4 930,2 4 927,5 5 614,5 5 611,2 

3.1 Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft   4 179,2 4 168,5 4 894,7 4 893,6 4 494,1 4 493,0 5 021,7 5 020,2 

3.2 Dienstleistungen, soweit 
von Unternehmen und 
Freien Berufen erbracht . . 310,7 309,3 568,4 565,7 436,0 434,5 592,7 591,0 

4. Ausland   861,1 841,6 868,8 848,6 933,8 912,7 1039,8 1007,4 
4.1 Zahlungen an Gesellschaf- 

ten und Unternehmen der 
Wirtschaft im Ausland   140,6 140,6 166,7 166,7 140,0 140,0 156,7 156,7 

4.2 Beiträge an internationale 
Organisationen und übrige 
Zahlungen an das Aus- 
land   720,5 701,0 702,1 681,9 793,8 772,7 883,1 850,8 

Ausgaben insgesamt   11 817,6 10 369,9 13 093,5 11 551,9 13 243,7 11 440,3 14 537,7 12 767,0 

Nachrichtlich: 
Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft 5)   4 489,9 4 477,8 5 463,2 5 459,3 4 930,2 4 927,5 5 614,5 5 611,2 

darunter: 
BMFT   2 293,6 2 284,1 3 199,3 3 199,3 2 608,7 2 608,6 2 530,4 2 530,4 
BMWi   852,2 852,2 815,6 815,6 715,3 715,3 897,1 896,6 
BMVg   1 246,8 1 246,8 1 338,1 1 337,1 1 494,1 1 494,1 2 080,4 2 080,4 

1) Aufteilung geschätzt.  2) Einschließlich Bundeswehruniversitäten. 
3) Ohne Grundfinanzierung DFG und ohne Mittel für Sonderforschungsbereiche. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Forschung und Entwicklung nach Empfängergruppen  Tabelle VI/10 
- in Mio DM - 

1986 Ist 1987 Ist 1988 Ist 1989 Sollt) 1990 Reg.-Entw. l) 

ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE gesamt FuE 

3 850,4 2 193,8 3 872,6 2 251,9 3 962,0 2 345,5 4 306,4 2 525,0 4 671,9 2 713,3 
1 897,9 1 062,2 1 968,4 1 083,7 1 967,7 1 070,2 2 068,8 1 117,0 2 279,7 1 223,9 

1 674,4 988,9 1 748,6 1 014,9 1 745,7 1 001,4 1 835,6 1 047,1 2 022,0 1 147,5 

223,4 73,3 219,9 68,8 222,0 68,8 233,2 69,8 257,7 76,4 
1 952,5 1 131,7 1 904,2 1 168,1 1 994,4 1 275,3 2 237,6 1 408,0 2 392,3 1 489,4 

88,6 85,7 98,0 95,1 116,0 113,2 118,8 115,7 137,6 133,9 

1 708,5 894,6 1 682,7 954,0 1 735,8 1 024,0 1 962,7 1 142,0 2 094,9 1 201,5 

134,2 130,4 102,2 98,3 112,6 109,0 121,8 117,0 123,5 118,6 

21,2 21,0 21,3 20,7 30,0 29,1 34,4 33,4 36,3 35,3 

4 560,9 4 350,1 4 847,9 4 634,3 4 965,8 4 742,8 5 227,8 4 986,6 5 340,8 5 089,9 

1 492,1 1 416,6 1 578,8 1 499,0 1 683,7 1 601,4 1 764,8 1 673,2 1 855,6 1 760,1 

2 339,3 2 339,3 2 499,7 2 499,7 2 462,6 2 461,3 2 573,3 2 571,8 2 563,4 2 561,9 

609,4 486,9 648,5 528,1 691,0 563,4 733,7 598,7 760,0 619,1 

120,0 107,2 120,9 107,4 128,5 116,7 155,9 143,0 161,8 148,7 

5 312,1 5 309,6 4 954,5 4 952,1 4 928,7 4 874,7 5 227,9 5 203,9 5 643,1 5 619,4 

4 698,4 4 697,3 4 072,2 4 071,2 4 014,3 3 962,9 4 297,4 4 275,7 4 670,0 4 648,4 

613,7 612,3 882,3 880,9 914,4 911,8 930,4 928,2 973,1 971,0 
1 069,1 1 044,3 1 328,8 1 306,0 1 316,9 1 291,9 1 473,7 1 446,1 1 627,4 1 599,5 

91,7 91,7 84,0 84,0 89,3 89,2 90,4 90,3 98,2 98,0 

977,3 952,5 1 244,7 1 221,9 1 227,5 1 202,7 1 383,3 1 355,8 1 529,2 1 501,5 

14 792,5 12 897,8 15 003,8 13 144,2 15 173,4 13 254,8 16 235,8 14 161,6 17 283,2 15 022,0 

5 312,1 5 309,6 4 954,5 4 952,1 4 928,7 4 874,7 5 227,9 5 203,9 5 643,1 5 619,4 

2 220,5 2 220,5 1 974,4 1 974,4 1 977,7 1 926,8 1 992,3 1 971,6 1 979,8 1 959,3 
842,9 842,7 637,6 637,1 620,7 619,8 688,7 687,6 778,0 777,1 

2 151,0 2 151,0 2 239,1 2 239,1 2 217,8 2 217,8 2 414,8 2 414,8 2 755,6 2 755,6 

4) Einschließlich Grundfinanzierung DFG und Mittel für Sonderforschungsbereiche. 
5) Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung; Abgrenzung nach der Wirtschaftszweigsystematik; ohne Mittel 

an Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft im Ausland (siehe 4.1).  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/11 

Ausgaben des Bundes an Gesellschaften 
Forschung und Entwicklung 

1981 Ist 

Wirtschaftszweig 
Deutsche 

Syste- darunter darunter 
matik insgesamt Gemein

-

schaftsfor- insgesamt  Gemein

-

schaftsfor- 
schung 1 ) schung 1 ) 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei   0 6,0 - 3,3 - 
Energie und Wasserversorgung, Bergbau   1 430,9 33,0 392,7 36,5 

darunter: 
Bergbau   11 310,6 28,0 301,3 31,7 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Baugewerbe)   2 3 666,9 91,6 4 434,8 95,1 
Chemische Industrie, Herstellung und Verarbeitung 
von Spalt- und Brutstoffen, Mineralölverarbeitung   20 346,3 12,4 370,3 12,7 

darunter: 
Chemische Industrie   200 137,3 9,5 125,8 9,4 
Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und 
Brutstoffen   201 183,5 - 189,1 0,1 

Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren   21 28,3 4,9 32,1 5,0 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Er- 
den, Feinkeramik, Glasgewerbe   22 27,8 5,1 39,1 5,2 
Metallerzeugung und -bearbeitung   23 196,6 21,7 209,1 22,7 
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau, Herstellung 
von ADV-Einrichtungen   24 2 199,3 18,7 2 977,7 18,7 

darunter: 
Maschinenbau 2)   242 765,1 15,5 1460,0 15,7 
Herstellung von Büromaschinen und ADV- 
Geräten und -Einrichtungen   243 39,5 - 43,0 - 
Luft- und Raumfahrzeugbau   248 1 083,4 - 1 312,5 - 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Herstel- 
lung von Eisen-, Blech- und Metallwaren usw.   25 796,3 3,1 730,6 4,7 

darunter: 
Elektrotechnik   250 720,4 1,8 626,7 2,5 
Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren   252/4 45,2 0,9 65,1 0,9 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe   26 30,3 6,0 27,1 6,0 
Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe   27 25,7 12,6 28,3 13,9 
Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung   28/29 16,3 7,1 20,5 6,4 
Baugewerbe   3 29,9 0,2 26,1 0,7 
Handel   4 2,2 - 5,4 - 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung   5 39,4 - 26,4 - 
Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe   6 3,9 - 6,0 - 
Dienstleistungen, soweit nicht von Unternehmen 
und Freien Berufen erbracht   7 310,7 37,0 568,4 40,5 

Ausgaben insgesamt   0 bis 7 4 489,9 161,8 5 463,2 172,8 
darunter FuE   4 477,8 161,8 5 459,3 172,8 
darunter Gemeinschaftsforschung des BMWi   - 79,5 - 83,5 

*) Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung. 
1) Einschließlich der vom BMWi über die AIF geförderten industriellen Gemeinschaftsforschung sowie der von den übrigen 

Ressorts unmittelbar an AIF-Forschungsinstitute und sonstige Gemeinschaftsforschung betreibende Einrichtungen geflossenen 
Mittel. 

2) Einschließlich Förderung der Reaktorenentwicklung. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/11 

und Unternehmen der Wirtschaft für Wissenschaft, 
nach Wirtschaftszweigen *) 
- in Mio DM - 

1983 Ist 1985 Ist 1986 Ist 1987 Ist 1988 Ist 

darunter darunter darunter darunter darunter 

insgesamt Gemein

-

schaftsfor- insgesamt Gemein

-

schaftsfor- insgesamt  Gemein

-

schaftsfor- insgesamt  Gemein

-

schaftsfor- insgesamt  Gemein

-

schaftsfor- 
schung 1 ) schung 1) schung 1 ) schung 1) schung 1) 

3,9 - 3,1 - 5,5 - 3,0 - 6,2 - 
255,7 42,6 235,9 26,7 183,5 21,6 152,9 20,7 168,8 17,6 

195,2 36,7 192,7 23,4 155,9 18,1 114,6 18,2 71,4 13,4 
4 166,3 93,7 4 683,6 102,5 4 415,5 107,5 3 829,7 111,8 3 737,4 113,8 

301,4 14,3 209,2 10,3 233,5 14,1 210,2 13,4 214,8 12,6 

118,9 11,3 122,3 8,5 153,0 12,7 156,4 12,7 153,0 12,6 

154,7 0,1 74,3 - 60,8 - 42,9 - 42,6 - 

34,1 5,4 48,2 10,0 46,3 6,9 31,8 7,2 25,5 7,4 

36,5 5,1 52,2 7,0 47,9 6,9 32,5 6,4 43,1 6,9 
178,6 20,0 141,2 19,1 113,8 23,0 86,9 20,6 81,9 20,2 

2 589,6 18,8 3 025,6 21,0 2 638,4 24,3 2 320,9 27,9 2 336,0 30,8 

1224,8 16,4 1308,9 18,3 969,6 21,4 607,6 23,9 636,3 27,8 

39,2 - 46,8 - 59,3 - 65,5 - 58,2 - 

1217,2 - 1485,7 - 1456,3 - 1482,8 - 1476,0 - 

949,4 2,3 1105,9 2,8 1233,0 2,9 1057,5 2,8 952,3 2,9 

845,3 1,0 1003,7 0,2 1110,3 1,6 928,0 1,4 720,9 1,5 
53,8 0,8 79,8 0,8 94,9 0,7 104,8 0,4 51,2 0,6 
31,4 6,6 45,4 7,3 48,8 6,1 33,1 7,3 29,2 6,6 
27,6 15,1 32,1 18,2 31,0 16,3 32,1 19,2 30,5 19,4 
17,9 6,2 23,7 6,8 22,7 6,9 24,6 7,1 24,2 6,9 
23,3 0,5 31,5 0,7 35,4 0,5 27,5 0,6 31,9 1,1 

4,6 - 18,6 - 18,3 - 9,1 - 1,0 - 
35,8 - 37,7 - 39,7 - 47,3 - 65,5 - 

4,5 - 11,3 - 0,7 - 2,6 - 3,5 - 

436,0 37,4 592,7 40,7 613,7 39,8 882,3 49,5 914,4 50,7 

4 930,2 174,3 5 614,5 170,6 5 312,1 169,4 4 954,5 182,7 4 928,7 183,2 
4 927,5 174,3 5 611,2 170,6 5 309,6 169,4 4 952,1 182,7 4 874,7 183,2 

- 84,7 - 94,8 - 96,8 - 101,8 - 102,0 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/12 
Ausgaben des Bundes an internationale wissenschaftliche Organisationen 

und an zwischenstaatliche Forschungseinrichtungen 
- in Mio DM - 

Organisation/Einrichtung 
1981 1982 1983 1985 1986 1987 1988 1989 

 Soll 

1990 
Reg.-
Entw. Ist 

1. Organisationen/Einrichtungen mit 
Sitz im Ausland 
Deutsch-Britische Stiftung für 
das Studium der Industrie- 
gesellschaft in London   1,0 1,1 1,0 0,9 0,8 0,7 0,8 0,8 0,8 
Nordatlantik-Pakt-Organisation, 
Beitrag zum zivilen Teil des 
Haushaltes (NATO)   2,0 3,5 5,5 6,3 6,4 6,4 6,6 7,1 7,3 
Stiftungsfonds der Universität 
der Vereinten Nationen (UNU) 
in Tokio   1,0 1,0 0,9 1,0 - - - - - 

Internationales Institut für Verwal- 
tungswissenschaften in Brüssel   0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Internationaler Rat für Meeres- 
forschung in Kopenhagen   0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Deutsch-Französisches 
Forschungsinstitut St. Louis   20,0 20,6 21,3 26,0 28,8 28,6 32,8 35,0 38,4 
Internationales Zentrum 
für Krebsforschung in Lyon   2,1 2,3 2,6 2,6 1,5 1,2 1,5 1,8 1,8 
Ausbildungs- und Forschungs- 
institut der Vereinten Nationen 
(UNITAR)   0,4 0,5 0,5 0,5 - - - - - 
Internationales Institut für 
angewandte Systemanalyse 
(IIASA) in Wien   0,7 0,8 0,8 0,9 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 
Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN) in Genf   169,8 193,3 199,1 206,5 221,9 214,2 226,5 223,6 230,0 
Deutsch-Israelische Stiftung zur 
Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Jerusalem   - - - - - 25,0 20,0 20,0 20,0 
Institut Max von Laue  - 
Paul  Langevin (ILL) in Grenoble   25,2 23,3 24,7 26,7 25,8 25,6 25,9 27,9 27,0 
Europäische Synchrotonstrahlungs- 
anlage (ESRF) in Grenoble   - - - - 2,7 2,4 9,0 19,0 28,0 
Hochfluß-Forschungsreaktor Petten 
im Rahmen des Ergänzungs- 
programms der EG   - - - - - - - - 20,0 
Internationale Atomenergie- 
organisation (IAEO) in Wien   21,3 21,8 22,5 30,8 29,5 26,4 29,1 32,2 32,6 
Europäische Gesellschaft für die 
chemische Aufarbeitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe 
(Eurochemic) in Mol   12,0 12,9 13,0 8,3 8,3 8,1 7,2 8,9 7,6 
Europäische Weltraumorganisation 
(EWO) in Paris   392,1 336,0 348,9 414,1 559,2 639,6 644,1 770,5 891,6 
Europäisches Hochschulinstitut 
in Florenz   2,6 2,5 2,6 3,0 3,1 3,3 3,5 3,5 4,3 
EG-Forschungsprogramme, Bei- 
träge für Ergänzungsprogramme 
gemäß EURATOM-Vertrag   18,3 14,4 16,6 17,3 15,7 17,8 18,3 22,0 3,0 
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noch Tabelle VI/12 

1981 1982 1983 1985 1986 1987 1988 1989  1990 
Organisation/Einrichtung Soll Reg.- 

Ist Entw. 

Übrige Organisationen und 
Einrichtungen   0,5 0,6 0,6 0,6 0,8 0,8 0,8 0,9 0,8 

zusammen   669,3 634,7 660,8 745,8 905,7 1001,6 1027,6 1174,7 1304,6 
darunter FuE-Anteil   649,7 614,5 640,2 718,5 881,0 979,5 1003,3 1 147,9 1277,5 

2. Organisationen/Einrichtungen mit 
Sitz im Inland 
Studienzentrum Venedig 
(Trägerverein: München)   0,4 0,4 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 
Europäische Organisation für 
astronomische Forschung in der 
südlichen Hemisphäre (ESO) in 
Garching bei München   13,0 11,5 11,3 11,9 12,2 12,7 13,3 18,3 20,1 
Europäische Konferenz und das 
Europäische Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBC und 
EMBL) in Heidelberg   10,1 11,1 12,8 12,7 13,4 12,8 13,4 14,3 15,0 

zusammen   23,5 23,1 24,6 25,0 26,1 26,1 27,3 33,1 35,7 
darunter FuE-Anteil   23,5 23,1 24,6 25,0 26,1 26,1 27,3 33,1 35,7 

Ausgaben insgesamt   692,8 657,8 685,4 770,9 931,8 1027,7 1054,9 1207,8 1340,3 
darunter FuE-Anteil   673,2 637,6 664,8 743,6 907,1 1005,6 1030,6 1180,9 1313,2 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode  

Tabelle VI/14  

FuE-Ausgaben des Bundes und der Länder nach Forschungszielen  1 )  
- Soll-Zahlen in Mio DM -  

Forschungsziel  1981 1982 1983 1985 1986 1987 1988 1989 2 ) 

Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt   503,2 454,6 356,4 444,8 437,4 398,8 488,2 510,8 
Infrastrukturmaßnahmen und 
Raumgesamtplanung   662,5 663,5 425,7 403,7 401,1 466,3 466,5 466,2 
Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinderung) .   535,5 661,7 690,1 704,6 756,8 783,3 

1 045,0 1 123,2  
Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit   608,4 637,1 655,2 626,3 695,7 724,3 
Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie   2 700,6 3 548,3 2 899,3 2 657,3 2 213,8 1 782,2 1 564,6 1 515,4 
Landwirtschaftliche Produktivität 
und Technologie   351,8 383,4 462,3 417,4 433,1 433,0 455,3 460,5 
Industrielle Produktivität und 
Technologie   1 929,9 2 256,9 2 318,5 2 974,2 3 114,2 3 350,7 3 112,0 2 977,5 
Gesellschaftliche Strukturen und 
Beziehungen   730,7 739,2 472,3 482,3 489,7 578,3 577,7 572,0 
Weltraumforschung und 
-nutzung   733,6 806,7 768,5 820,4 964,5 1 160,1 1 228,4 1 365,8 
Allgemeine Hochschul- 
forschungsmittel   I 5 858,4 5 959,5 6 287,7 6 610,3 6 749,8 6 596,2 6 914,6 7 225,5 
Nicht zielorientierte Forschung . 1 653,7 1 723,9 2 117,5 2 395,5 2 612,0 3 115,0 3 210,7 3 326,3 

Nicht aufgliederbare Forschung . - - 8,9 17,2 30,6 29,1 28,3 26,5 

Verteidigung   1 572,3 1 646,8 1 834,5 2 508,9 2 590,4 2 807,4 2 759,1 3 069,6 

Insgesamt   17 741,7 19 306,0 19 095,4 21 030,8 21 381,9 22 048,3 22 257,8 23 023,8  

1) Entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS); 
1983 und 1987 Zeitreihenbruch aufgrund teilweise veränderter Zuordnungen von Haushaltsstellen zu Forschungszielen. 

2) Vorläufiges Ergebnis. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/15 

Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden (Gv.) 
in länderweiser Gliederung (Nettoausgaben) 

Hoch- Wissen- 
schulen schaft finanziert durch 

ein- und Wissenschafts- 
schließ- Forschung ausgaben 

Land Jahr 1) lick außerhalb zusammen 2 ) 
Hoch- der (Nettoausgaben) Land 3) Gemein - 
schul- Hoch- den 

kliniken 2)  schulen 

Mio DM % Mio DM 

Baden-Württemberg 1981 2 790,0  349,0 3 139,0 15,6 3 130,9  8,1 
1982 2 978,3  359,9 3 338,2 16,0 3 331,0  7,2 
1983 3 132,4  388,3 3 520,7 16,3 3 512,5  8,2 
1984 3 199,6  422,4 3 622,1 16,2 3 619,2  2,9 
1985 3 332,6  474,4 3 806,9 15,8 3 801,7  5,3 
1986 3 548,7  540,8 4 089,6 16,2 4 082,0  7,6 
1987 3 787,7  552,5 4 340,1 16,2 4 332,6  7,6 
1988 3 926,5  652,0 4 578,5 16,4 4 570,9  7,6 
1989 4 136,4  697,9 4 834,3 16,7 4 826,7  7,6 

Bayern 1981 2 640,0  391,5 3 031,5 15,2 3 018,2  13,3 
1982 2 773,1  423,8 3 196,9 15,3 3 181,6  15,3 
1983 2 910,5  437,0 3 347,5 15,5 3 332,9  14,6 
1984 3 062,9  448,2 3 511,1 15,7 3 492,9  18,3 
1985 3 273,7  474,7 3 748,5 15,5 3 726,0  22,4 
1986 3 484,1  470,0 3 954,1 15,6 3 924,2  29,8 
1987 3 744,6  540,4 4 285,0 16,0 4 254,0  31,0 
1988 3 814,8  649,4 4 464,2 16,0 4 433,2  31,0 
1989 4 082,6  662,6 4 745,2 16,4 4 714,2  31,0 

Berlin (West) 1981 1 595,7  119,0 1 714,7 8,6 1 714,7  - 
1982 1 610,9  129,6 1 740,5 8,3 1 740,5  - 

1983 1 668,5  149,2 1 817,7 8,4 1 817,7  - 
1984 1 660,0  172,7 1 832,7 8,2 1 832,7  - 

1985 1 767,2  184,9 1 952,1 8,1 1 952,1  - 
1986 1 824,2  219,2 2 043,4 8,1 2 043,4  - 

1987 2 063,9  177,2 2 241,1 8,4 2 241,1  - 
1988 2 292,6  184,5 2 477,1 8,9 2 477,1  - 

1989 2 343,1  185,1 2 528,2 8,7 2 528,2  - 

Bremen 1981 161,0  30,0 191,0 1,0 191,0  - 
1982 166,2  30,9 197,1 0,9 197,1  - 

1983 175,1  34,8 209,9 1,0 209,9  - 
1984 170,7  32,4 203,1 0,9 203,1  - 

1985 174,5  39,3 213,7 0,9 213,7  - 

1986 175,1  41,2 216,3 0,9 216,3  - 
1987 192,2  38,8 231,0 0,9 231,0  - 
1988 186,9  47,2 234,1 0,8 234,1  - 

1989 196,0  54,9  250,9 0,9 250,9  - 

Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VI/15 

Hoch- Wissen - 
schulen schaft finanziert durch 

ein- und Wissenschafts- 
schließ- Forschung ausgaben - 

Land Jahr 1) lich außerhalb zusammen 2 ) 
Hoch- der (Nettoausgaben) Land 3) 

Gemein - 
schul- Hoch- den 

kliniken 2 ) schulen 

Mio DM % Mio DM 

Hamburg 1981 760,9  73,0 833,9 4,2 833,9  - 
1982 820,7  92,8 913,5 4,4 913,5  - 

1983 841,8  82,5 924,3 4,3 924,3  - 
1984 865,6  89,1 954,7 4,3 954,7  - 
1985 929,3  102,7 1032,0 4,3 1032,0  - 

1986 985,1  114,8 1099,9 4,3 1099,9  - 

1987 1 040,3  120,2 1 160,5 4,3 1 160,5  - 
1988 1 068,2  150,7 1 218,9 4,4 1 218,9  - 
1989 1 032,9  122,6 1 155,5 4,0 1 155,5  - 

Hessen 1981 1726,0  188,6 1914,6 9,5 1868,4  46,2 
1982 1 806,8  204,9 2 011,7 9,6 1 967,1  44,6 
1983 1 870,3  223,1 2 093,4 9,7 2 044,7  48,7 
1984 1944,7  218,6 2163,4 9,7 2122,2  41,1 
1985 2 082,1  232,7 2 314,9 9,6 2 258,3  56,6 
1986 2 189,6  240,2 2 429,8 9,6 2 371,0  58,8 
1987 2 272,2  253,9 2 526,1 9,4 2 473,2  52,9 
1988 2 262,9  282,8 2 545,7 9,1 2 492,8  52,9 
1989 2 418,0  291,3 2 709,3 9,3 2 656,4  52,9 

Niedersachsen 1981 1 810,3  248,7 2 059,0 10,3 2 045,4  13,6 
1982 1 905,0  246,1 2 151,1 10,3 2 140,2  10,9 
1983 1 958,7  242,3 2 201,0 10,2 2 188,7  12,3 
1984 2 013,0  251,3 2 264,3 10,2 2 253,5  10,8 
1985 2 143,4  274,0 2 417,4 10,0 2 404,1  13,2 
1986 2 247,4  315,0 2 562,4 10,1 2 547,3  15,1 
1987 2 383,9  399,7 2 783,6 10,4 2 767,5  16,1 
1988 2 406,1  347,2 2 753,3 9,9 2 737,2  16,1 
1989 2 542,8  442,3 2 985,1 10,3 2 969,0  16,1 

Nordrhein-Westfalen 1981 4 624,0  595,8 5 219,8 26,2 5 083,2  136,6 
1982 4 726,3  589,1 5 315,4 25,4 5 192,2  123,2 
1983 4 750,1  594,9 5 345,0 24,8 5 214,6  130,4 
1984 4 934,4  619,6 5 554,0 24,9 5 423,4  130,6 
1985 5 527,7  768,8 6 296,6 26,1 6 147,8  148,8 
1986 5 531,1  711,6 6 242,7 24,7 6 108,5  134,2 
1987 5 614,7  728,2 6 342,9 23,7 6 207,9  135,0 
1988 5 784,7  821,6 6 606,3 23,7 6 471,3  135,0 
1989 5 884,9  807,7 6 692,6 23,1 6 557,6  135,0 

Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VI/15 

Hoch- Wissen - 
schulen schaft finanziert durch 

ein- und Wissenschafts- 
schließ- Forschung ausgaben 

Land Jahr 1) lick außerhalb zusammen 2 ) 
Hoch- der (Nettoausgaben) Land 3) Gemein - 
schul- Hoch- den 

kliniken 2 ) schulen 

Mio DM % Mio DM 

Rheinland-Pfalz 1981 715,7  85,4 801,1 4,0 795,2  5,9 
1982 765,5  88,9 854,4 4,1 848,2  6,2 
1983 786,0  94,9 880,9 4,1 873,9  7,0 
1984 815,5  102,3 917,7 4,1 910,2  7,5 
1985 900,7  114,2 1014,9 4,2 1007,0  7,9 
1986 961,3  142,7 1 104,0 4,4 1 093,6  10,4 
1987 1 003,8  154,7 1 158,5 4,3 1 146,3  12,2 
1988 985,0  169,6 1 154,6 4,1 1 142,4  12,2 
1989 1 035,6  178,3 1 213,9 4,2 1 201,7  12,2 

Saarland 1981 329,7  15,2 344,9 1,7 344,5  0,4 
1982 376,8  15,1 391,9 1,9 391,7  0,2 
1983 411,5  15,4 426,9 2,0 426,6  0,3 
1984 429,8  17,2 446,9 2,0 446,8  0,1 
1985 443,6  18,1 461,7 1,9 461,4  0,3 
1986 488,9  19,8 508,7 2,0 508,2  0,4 
1987 540,3  22,7 563,1 2,1 562,8  0,3 
1988 542,9  27,3 570,2 2,0 569,9  0,3 
1989 597,2  29,2 626,4 2,2 626,1  0,3 

Schleswig-Holstein 1981 655,4  70,6 726,0 3,6 719,6  6,4 
1982 705,7  76,7 782,4 3,7 779,8  2,6 
1983 707,8  77,5 785,3 3,6 777,2  8,1 
1984 753,5  84,4 837,9 3,8 827,4  10,5 
1985 784,5  96,5 881,0 3,6 869,3  11,7 
1986 939,6  97,5 1 037,1 4,1 1 033,5  3,6 
1987 1 003,9  118,0 1 121,9 4,2 1 118,4  3,6 
1988 1 077,3  161,3 1 238,6 4,4 1 235,0  3,6 
1989 1 104,5  168,6 1 273,1 4,4 1 269,5  3,6 

Insgesamt 1981 17 808,7  2 166,8 19 975,5 100 19 745,0  230,5 
1982 18 635,2  2 257,7 20 892,9 100 20 682,8  210,1 
1983 19 212,5  2 339,6 21 552,1 100 21 322,7  229,4 
1984 19 849,6  2 458,3 22 308,0 100 22 086,1  221,9 
1985 21 359,3  2 780,3 24 139,6 100 23 873,4  266,2 
1986 22 375,0  2 912,8 25 287,8 100 25 027,8  260,0 
1987 23 647,6  3 106,3 26 753,9 100 26 495,2  258,7 
1988 24 347,9  3 493,6 27 841,5 100 27 582,8  258,7 
1989 25 373,6  3 640,5 29 014,1 100 28 755,4  258,7 

1) Länder bis 1987 Ist, ab 1988 Soll; Gemeinden ab 1988 geschätzt. 
2) Einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken, soweit sie ab 1978 nicht mehr brutto in den Länderhaushalten 

nachgewiesen werden, Soll 1989 einschließlich des Hochschulsonderprogramms. 
3) Einschließlich der unmittelbaren Ländereinnahmen, insbesondere Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an Hoch-

schulkliniken. 
Quelle: Statistisches Bundesamt  Rundungsdifferenzen 
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2.2.3 Wirtschaft 

Tabelle VI/16 
Gesamtaufwendungen und eigenfinanzierte Aufwendungen 

der Wirtschaft für Forschung und Entwicklung nach Wirtschaftszweigen *) 

1985 1987 

Aufwen- darunter Aufwen - 
davon darunter eigenfinanzierte  

Aufwendungen 1)  
dungen eigen - dungen 

Wirtschaftszweig 
insge

-

samt 1 ) 
finan

-

ziert 
insge

-

samt 1 ) 
der 

Unter

-

nehmen 
der 

IfG 2) insgesamt 
in 

Unter

-

nehmen 
der 

IfG 2) 

in 
Mio DM von Mio DM 

Spalte 3 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 

1  Energie- und Wasserversor- 
gung, Bergbau   2 135,8 1 056,6 1 501,0 1 295,7 205,3 1 037,9 69,2 925,2 112,7 
10 Elektriz.-, Gas-, Fern- 

wärme- und Wasserversor- 
gung   1344,2 659,0 952,7 940,4 12,3 748,8 78,6 741,5 7,3 

11 Bergbau   791,7 397,6 548,2 355,3 183,0 289,1 52,7 183,8 105,3 
2  Verarbeitendes Gewerbe   36 374,5 32 263,5 42 078,8 41 715,6 363,2 37 720,0 89,6 37 515,2 204,7 

20 Chemische Industrie usw., 
Mineralölverarbeitung   8 227,4 7 934,4 9 455,9 9 447,9 8,0 9 151,1 96,8 9 146,0 5,1 
darunter: 
Chemische Indust rie   7 823,7 7 669,0 9 078,2 9 074,8 3,4 8 898,1 98,0 8 894,6 3,4 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren   600,9 573,3 675,5 650,2 25,3 653,4 96,7 641,7 11,7 

22 Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Er- 
den usw.   425,0 392,7 440,8 417,6 23,3 412,4 93,6 395,2 17,2 

23 Metallerzeugung und 
-bearbeitung   1035,9 858,0 891,2 787,5 103,8 753,8 84,6 694,8 59,0 
darunter: 
Eisenschaffende Industrie 433,3 316,3 337,8 265,8 72,0 261,5 77,4 221,4 40,0 

24 Stahl-,  Maschinen-  und 
Fahrzeugbau usw.   14 062,0 11 861,8 15 858,1 15 777,1 81,0 13 630,4 85,9 13 585,5 44,8 
darunter: 
Maschinenbau   4 199,1 3 888,1 4 634,4 4 562,8 71,6 4 381,2 94,5 4 341,5 39,8 
Herstellung von Kraftwa- 
gen u. deren Teilen   5 892,7 5 804,7 6 977,7 6 974,3 3,3 6 852,5 98,2 6 850,0 2,5 
Luft- und Raumfahrzeug- 
bau   2 605,2 913,6 2 580,3 2 580,3 - 841,7 32,6 841,7 - 

25 Elektrotechnik, Feinme- 
chanik, Herstellung von 
EBM-Waren usw.   11 147,7 9 844,1 13 888,8 13 866,8 22,1 12 335,6 88,8 12 319,5 16,1 
darunter: 
Elektrotechnik   9 985,8 8 838,6 12 540,5 12 525,8 14,8 11 231,2 89,6 11 218,2 13,0 
Feinmechanik, Optik   551,9 516,6 618,4 617,9 0,5 559,4 90,5 559,3 0,1 

26 Holz-, Papier und Druckge- 
werbe   317,0 307,9 302,5 276,8 25,6 291,0 96,2 275,1 15,9 

27 Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe   177,4 150,0 184,4 132,7 51,7 153,2 83,1 130,5 22,6 

28/29 Ernährungsgewerbe, 
Tabakverarbeitung   381,3 341,3 381,5 359,1 22,4 339,1 88,9 326,8 12,3 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 
(0, 3 bis 8)   1 042,5 666,1 1 317,8 1 269,7 48,2 861,1 65,3 839,6 21,4 

0 bis 8  Insgesamt ... 39 552,9 33 986,1 44 897,5 44 280,9 616,6 39 618,9 88,2 39 280,1 338,8 

*) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgestell-
ten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs-
vereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

1) Interne und externe FuE-Aufwendungen.  2) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und expe rimentelle -entwicklung. 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/17 

Interne und externe FuE-Aufwendungen der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen*) 
- in Mio DM - 

1985 1987 

Wirtschaftszweig davon davon 
insgesamt insgesamt 

intern extern intern extern 

1  Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 1 873,7 814,7  1 059,0 1 295,7 562,1  733,6 
10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und 

Wasserversorgung   1330,2 399,3  930,8 940,4 289,4  651,0 
11 Bergbau   543,5 415,4  128,2 355,3 272,7  82,6 

2  Verarbeitendes Gewerbe   36 045,3 33 772,4  2 272,9 41 715,6 39 017,9  2 697,6 
20 Chemische Industrie usw., Mineralölver- 

arbeitung   8 219,6 7 755,7  463,9 9 447,9 8 883,5  564,4 
darunter: 
Chemische Industrie   7 820,4 7 413,2  407,2 9 074,8 8 579,6  495,2 

21 Herstellung von Kunststoff und Gummi- 
waren   578,9 553,0  25,9 650,2 628,9  21,2 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 
nen und Erden usw.   400,4 392,4  8,1 417,6 408,8  8,8 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung   936,2 914,0  22,2 787,5 765,6  21,8 
darunter: 
Eisenschaffende Industrie   362,4 355,6  6,8 265,8 257,7  8,1 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 
usw.   13 991,1 13 092,4  898,7 15 777,1 14 811,7  965,5 
darunter: 
Maschinenbau   4 134,8 3 992,8  142,0 4 562,8 4 423,2  139,5 
Herstellung von Kraftwagen und deren 
Teilen   5 891,4 5 383,1  508,4 6 974,3 6 414,2  560,1 
Luft- und Raumfahrzeugbau   2 605,2 2 439,2  166,0 2 580,3 2 405,0  175,4 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstel- 
lung von EBM-Waren usw.   11 127,7 10 296,3  831,4 13 866,8 12 768,6  1 098,2 
darunter: 
Elektrotechnik   9 971,2 9 213,3  757,9 12 525,8 11 514,4  1 011,4 
Feinmechanik, Optik   551,5 531,9  19,6 617,9 596,8  21,1 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe   297,0 290,6  6,4 276,8 272,9  4,0 
27 Leder-, Textil- und Bekleidungs- 

gewerbe   132,6 128,1  4,5 132,7 129,6  3,1 
28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbei- 

tung   361,8 350,0  11,8 359,1 348,4  10,7 
Restliche Wirtschaftsabteilungen 
(0, 3 bis 8)   997,5 827,7  169,8 1 269,7 985,3  284,3 

Unternehmen zusammen   38 916,5 35 414,8  3 501,7 44 280,9 40 565,4  3 715,6 

außerdem: IfG 1 )   636,4 447,7  188,7 616,6 453,8  162,8 

0 bis 8 Insgesamt   39 552,9 35 862,4  3 690,5 44 897,5 41 019,1  3 878,4 

*) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgestell-
ten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs-
vereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

1 ) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und expe rimentelle -entwicklung. 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH  Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/18 

Beschäftigte, Umsatz und FuE-Gesamtaufwendungen der Unternehmen 

1983 

I FuE-Gesamtaufwendungen 1)  
Wirtschaftszweig/Beschäftigtengrößenklasse Be

-
schäftigte Umsatz je Beschäf- Anteil am insgesamt tigten Umsatz 

Tausend Mio DM Mio DM DM % 

1  Energie- und Wasserversorgung, Bergbau   352 109 937 1 940 5 510 1,8 
10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversor- 

gung   137 79 354 1 427 10 430 1,8 
11 Bergbau   215 30 583 512 2 380 1,7 

2  Verarbeitendes Gewerbe   4 157 840 476 29 733 7 150 3,5 
20 Chemische Indust rie usw., Mineralölverarbei- 

tung   598 228 384 7 099 11 880 3,1 
darunter: 
Chemische Industrie   569 149 282 6 637 11 670 4,4 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 132 18 815 520 3 930 2,8 
22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 

Erden usw.   125 18 028 344 2 750 1,9 
23 Metallerzeugung und -bearbeitung   405 74 949 882 2 180 1,2 

darunter: 
Eisenschaffende Industrie   241 42 439 400 1 660 0,9 
NE-Metallerzeugung usw.   51 16 043 183 3 560 1,1 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw.   1 593 285 927 11 384 7 150 4,0 
darunter: 
Maschinenbau   735 110 663 3 649 4 960 3,3 
Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen 626 132 131 4 882 7 800 3,7 
Luft- und Raumfahrzeugbau   54 8 489 1 699 31 550 20,0 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von 
EBM-Waren usw   980 132 065 8 789 8 970 6,7 
darunter: 
Elektrotechnik   745 101 975 7 771 10 430 7,6 
Feinmechanik, Optik   83 9 987 483 5 830 4,8 
Herstellung von EBM-Waren   130 17 890 460 3 530 2,6 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe   119 20 514 252 2 120 1,2 
27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe   81 10 944 117 1 440 1,1 
28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung . . 124 50 850 346 2 790 0,7 

0, 3-7 Restliche Wirtschaftsabteilungen   1 113 128 529 835 750 0,6 

0 bis 7  Insgesamt .   5 622 1 078 941 32 507 5 780 3,0 

Unternehmen mit ... bis ... Beschäftigten 
unter  100   243 36 307 2 715 11 150 7,5 
100 bis  499   664 99 767 3 200 4 820 3,2 
500 bis  999   318 62 778 1 302 4 090 2,1 

1 000 bis 1 999   432 95 557 1 879 4 350 2,0 
2 000 bis 4 999   658 229 820 3 373 5 130 1,5 
5 000 bis 9 999   419 85 274 2 761 6 590 3,2 

10 000 und mehr   2 887 469 439 17 276 5 980 3,7 

Insgesamt   5 622 1 078 941 32 507 5 780 3,0 

*) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgestell-
ten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs-
vereinigungen), um Doppelzählungen bereinigt. 

1 ) Interne und externe FuE-Aufwendungen. 
Quelle SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Tabelle VI/18 

nach Wirtschaftszweigen und nach Beschäftigtengrößenklassen *) 

1985 1987 

FuE-Gesamtaufwendungen 1 ) FuE-Gesamtaufwendungen 1) 

Beschäftigte Umsatz Beschäftigte Umsatz je Beschäf- Anteil am je Beschäf- Anteil am insgesamt tigten Umsatz insgesamt tigten Umsatz 

Tausend Mio DM Mio DM DM % Tausend Mio DM Mio DM DM % 

348 125 870 1 874 5 390 1,5 345 122 009 1 296 3 760 1,1 

141 94 195 1 330 9 400 1,4 139 86 270 940 6 780 1,1 
206 31 675 544 2 630 1,7 206 35 740 355 1 730 1,0 

4 255 959 323 36 045 8 470 3,8 4 221 921 362 41 716 9 880 4,5 

580 247 828 8 220 14 180 3,3 592 203 650 9 448 15 950 4,6 

552 161 127 7 820 14 160 4,8 566 149 688 9 075 16 040 6,1 
142 22 791 579 4 090 2,5 138 22 223 650 4 720 2,9 

118 17 865 400 3 380 2,2 120 19 499 418 3 480 2,1 
394 89 049 936 2 370 1,0 361 75 246 787 2 180 1,0 

223 50 994 362 1 630 0,7 202 41 031 266 1 320 0,6 
53 19 166 190 3 570 1,0 52 17 442 165 3 180 0,9 

1 631 334 394 13 991 8 580 4,2 1 633 350 660 15 777 9 660 4,5 

726 124 591 4 135 5 700 3,3 719 123 281 4 563 6 350 3,7 
669 158 634 5 891 8 800 3,7 686 177 267 6 974 10 170 3,9 

56 9 636 2 605 46 890 27,0 60 9 534 2 580 42 940 27,1 

1 067 158 999 11 128 10 430 7,0 1 068 165 896 13 867 12 990 8,4 

840 127 274 9 971 11 870 7,8 846 132 936 12 526 14 810 9,4 
77 10 370 551 7 180 5,3 75 10 759 618 8 220 5,7 

128 18 843 515 4 020 2,7 122 18 946 597 4 910 3,2 
112 21 134 297 2 650 1,4 104 20 037 277 2 660 1,4 
77 12 023 133 1 720 1,1 70 11 388 133 1 900 1,2 

134 55 238 362 2 700 0,7 134 52 763 359 2 670 0,7 
1 064 12 5973 998 940 0,8 1 056 127 401 1 270 1 200 1,0 

5 667 1 211 166 38 917 6 870 3,2 5 621 1 170 773 44 281 7 880 3,8 

276 44 220 2 629 9 520 5,9 253 41 920 2 552 10 080 6,1 
667 112 331 3 924 5 890 3,5 640 111 239 3 596 5 620 3,2 
331 68 041 1 533 4 640 2,3 334 76 182 1 850 5 530 2,4 
428 108 006 2 206 5 150 2,0 402 109 734 2 507 6 230 2,3 
638 239 699 3 483 5 460 1,5 612 182 556 3 778 6 180 2,1 
449 104 361 3 291 7 340 3,2 488 112 704 4 291 8 790 3,8 

2 879 534 508 21 850 7 590 4,1 2 892 536 437 25 707 8 890 4,8 

5 667 1 211 166 38 917 6 870 3,2 5 621 1 170 773 44 281 7 880 3,8 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/19 
Ausgaben der Wirtschaft für Wissenschaftsspenden 

und Stiftungen der gewerblichen Wirtschaft nach aufbringenden Wirtschaftszweigen 
- in Mio DM - 

Unmittelbare Spenden Wissenschaftsspenden über den Wissenschaftsspenden 
Wirtschaftszweig von den von den Stifter

-

verband 
insgesamt 

Unternehmen Verbänden 

1985 1987 1985 1987 1985 1987 1981 1983 1985 1987 

0 Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei   0,0 0,0 0,6 0,3 0,3 0,2 0,2 0,4 0,8 0,4 

1 Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau   5,0 8,8 1,3 2,4 5,5 4,6 11,9 13,0 11,8 15,8 
10 Elektrizitäts-, Gas-, Fern- 

wärme- und Wasserversorgung 4,6 8,6 0,9 2,0 5,1 4,2 9,6 11,4 10,6 14,8 
11 Bergbau   0,3 0,2 0,4 0,4 0,4 0,4 2,2 1,6 1,2 1,0 

2 Verarbeitendes Gewerbe   58,5 62,6 23,3 20,9 19,0 18,4 73,9 94,4 100,8 101,9 
20 Chemische Industrie usw., 

Mineralölverarbeitungl)   32,5 30,5 12,3 2 ) 13,6 2 ) 4,1 4,0 29,2 39,1 48,9 48,1 
21 Herstellung von Kunststoff- 

und Gummiwaren   0,2 1,0 0,2 0,7 0,1 0,1 0,6 1,4 0,5 1,7 
22 Gewinnung und Verarbeitung 

von Steinen und Erden usw.   0,4 0,5 0,3 0,7 0,2 0,2 0,8 1,6 0,9 1,4 
23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung   0,9 1,4 1,2 1,4 2,1 2,0 4,7 4,0 4,2 4,8 
24 Stahl-, Maschinen- und 

Fahrzeugbau usw   9,7 17,9 2,3 2,4 6,9 8,3 13,5 22,1 18,9 28,7 
25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 

Herstellung von EBM-Waren 
usw.   14,2 10,5 1,0 1,0 4,4 2,7 14,6 17,0 19,6 14,2 

26 Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe   0,1 0,1 5,7 0,1 0,2 0,2 1,6 0,5 6,0 0,4 

27 Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe   0,0 0,0 0,2 0,2 0,3 0,2 0,6 0,8 0,5 0,4 

28/29 Ernährungsgewerbe, 
Tabakverarbeitung   0,4 0,7 0,2 0,8 0,7 0,6 8,3 7,8 1,3 2,1 

3 Baugewerbe   0,7 0,4 0,2 0,2 0,2 0,2 0,8 0,8 1,0 0,8 
4 Handel   1,5 1,9 0,2 0,2 0,8 1,2 2,2 3,9 2,6 3,2 
5 Verkehr und Nachrichten- 

übermittlung   0,7 0,2 0,0 . 0,1 0,1 0,3 0,3 0,8 0,2 
6 Kreditinstitute und 

Versicherungsgewerbe   3,9 3,6 1,5 1,4 9,4 11,5 10,3 12,7 14,8 16,4 
7 Dienstleistungen, soweit von Un- 

ternehmen usw. erbracht   6,1 2,1 0,1 6,8 30,1 1,93 ) 23,6 36,4 36,2 10,8 
8 Private Organisationen 

ohne Erwerbszweck   . . 4,5 2,3 0,2 0,2 1,3 1,4 4,6 2,4 

0 bis 8  Zusammen   76,3 79,6 I 31,7 34,3 65,5 38,2 124,4 163,3 173,5 152,1 

Weitere für Wissenschaftsförderung 
bereitgestellte Mittel an   Stifterverband für die Deutsche Wissen- 

schaft 4 )   . . . 87,9 
Fördergesellschaften der Wissenschaft- 
lichen Hochschulen 15,9 25,0 33,1 50,5 
Max-Planck-Institute   1,1 2,85 ) 2,1 2,6 

dazu Stiftungen   Volkswagenwerk-Stiftung (Ausgaben)  .... 146,3 110,1 99,2 112,5. 
Fritz Thyssen Stiftung   9,9 7,7 6,1 6,6 
Sonstige 6 )   100,0 120,0 120,0 130,0 

Insgesamt ... 397,5 428,9 434,0 542,2 

1) In der Chemischen Industrie einschließlich Spenden an Fördergesellschaften und Max-Planck-Institute. 
2) Einschließlich Fonds der Chemischen Indust rie. 
3) Nicht mit Vorjahren vergleichbar wegen methodischer Änderung der Zuordnung. 
4) Zugang an Treuhandvermögen. 
5) Einschließlich Sonderspenden von 1,2 Mio DM. 
6) Schätzung der Wissenschaftsförderungsmittel der sonstigen, überwiegend privaten Stiftungen durch das Stiftungszentrum im 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft. 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH  Rundungsdifferenzen 
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2.2.4 Sonstige inländische Daten 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen nach Ausgabearten') 

— in Mio DM — 

Tabelle VI/20 

davon 

Ausgaben Fortdauernde Investitionen 
Art  der Einrichtung Jahr 1 ) ins- Ausgaben 

gesamt darunter 
zusammen Personal- zusammen darunter 

Bauten ausgaben 

1. Großforschungseinrichtungen 1981 2 236 1 806  1 058 430  126 
(100% FuE) 1982 2 322 1 932  1 088 389  111 

1983 2 524 2 044  1 133 480  141 
1984 2 666 2 087  1 168 578  190 
1985 2 836 2 165  1 216 671  201 
1986 3 104 2 257  1 288 846  228 
1987 3 255 2 340  1 358 915  238 
1988 3 323 2 481  1 440 842  . 
1989 3 330 2 576  1 495 755  . 

2. Max-Planck-Institute 2 ) 1981 778 642  386 136  64 
(100% FuE) 1982 801 683  406 118  48 

1983 843 725  428 119  49 
1984 858 747  440 111  43 
1985 923 778  460 145  51 
1986 982 812  484 169  64 
1987 1 040 855  508 184  83 
1988 1 084 889  530 195  74 
1989 1 080 928  550 152  . 

3. Staatsinstitute 1981 1 791 1 538  1 027 253  146 
(ohne Bibliotheken, Archive, 1982 1 826 1 562  1 057 264  165 
Museen) 1983 1980 1 667  1 097 313  204 

1984 2 054 1 772  1 106 281  178 
1985 2 181 1 850  1 138 331  174 
1986 2 272 1 876  1 200 396  177 
1987 2 331 1 912  1 273 419  205 
1988 2 533 . . 
1989 2 592 .  . .  . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 1 033 879  599 154  91 
1982 1 057 897  621 160  100 
1983 1 137 951  645 186  125 
1984 1 161 991  651 170  110 
1985 1 221 1 031  672 190  99 
1986 1 211 1 020  684 191  78 
1987 1 242 1 057  726 185  73 
1988 1 362 .  . . 
1989 1385 .  . . 

4. Fraunhofer-Institute 1981 253 187  136 66  35 
(100% FuE) 1982 289 207  147 82  47 

1983 319 230  163 89  45 
1984 361 254  175 107  50 
1985 439 294  196 146  76 
1986 509 339  222 170  94 
1987 585 394  252 191  93 
1988 625 448  281 178  55 
1989 560 409  282 152  . 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 1981 397 347  239 50  35 
und Archive 1982 424 369  249 55  38 

1983 458 391  262 67  48 
1984 474 405  267 69  51 
1985 513 434  283 79  55 
1986 593 498  308 95  50 
1987 573 509  314 63  33 
1988 538 .  . . 
1989 556 .  . . 
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noch Tabelle VI/20 

davon 

Ausgaben Fortdauernde Investitionen 
Art  der Einrichtung Jahr 1 ) ins- Ausgaben 

gesamt darunter 
zusammen Personal- zusammen darunter 

Bauten ausgaben 

darunter: FuE Ausgaben 1981 66 59  37 7  4 
1982 73 66  41 7  4 
1983 80 70  43 9  5 
1984 83 72  44 11  5 
1985 88 78  47 9  6 
1986 102 88  50 15  5 
1987 100 91  52 9  3 
1988 109 .  . .  . 
1989 119 .  . .  . 

6. Wissenschaftliche Museen 1981 337 254  155 83  62 
1982 345 248  163 97  73 
1983 351 255  169 96  70 
1984 374 265  170 109  77 
1985 389 280  177 109  76 
1986 424 309  194 116  76 
1987 445 327  204 118  82 
1988 440 .  . . 
1989 440 .  . .  . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 273 207  122 66  48 
1982 284 201  129 82  61 
1983 289 205  133 84  61 
1984 305 213  134 92  67 
1985 316 223  139 92  66 
1986 346 248  153 98  65 
1987 364 263  162 100  70 
1988 355 .  . .  . 
1989 355 .  . .  . 

7. Sonstige 1981 463 410  287 53  24 
Forschungseinrichtungen 1982 473 426  297 47  20 
(100% FuE) 1983 473 416  293 57  26 

1984 465 413  297 52  19 
1985 569 488  332 82  17 
1986 635 553  362 82  28 
1987 703 602  398 102  27 
1988 727 .  . .  . 
1989 752 .  . .  . 

Wissenschaftliche Einrichtungen 1981 6 256 5 184  3 287 1 071  491 
außerhalb der Hochschulen 1982 6 481 5 428  3 408 1 053  501 
insgesamt 1983 6 949 5 727  3 545 1 222  583 

1984 7 250 5 942  3 624 1 307  608 
1985 7 851 6 289  3 801 1 562  652 
1986 8 519 6 644  4 057 1 875  718 
1987 8 932 6 939  4 307 1 993  761 
1988 9 270 .  . .  . 
1989 9 310 .  . . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 5 104 4 191  2 625 913  391 
1982 5 299 4 413  2 729 886  390 
1983 5 664 4 641  2 839 1 023  452 
1984 5 897 4 777  2 910 1 121  484 
1985 6 392 5 057  3 062 1 334  517 
1986 6 890 5 318  3 244 1 572  562 
1987 7 289 5 602  3 456 1 687  587 
1988 7 585 .  . .  . 
1989 7 581 .  . .  . 

*) Staatssektor (OECD-Abgrenzung). 
1) Bis 1987 Ist, ab 1988 Soll bzw. geschätzt. 
2) Einschließlich rechtlich selbständiger Institute. 
Quelle : Statistisches Bundesamt 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/21 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen nach Wissenschaftszweigen') 

— in Mio DM — 

davon 

Ausgaben Geistes- 
Art  der Einrichtung Jahr 1 ) ins- Natur- Ingenieur- Agrar- und 

gesamt wissen- wissen- Medizin wissen- Sozial- 
schaften schaften schaften wissen- 

schaften 

1. Großforschungseinrichtungen 1981 2 236 1 763 373 99 — — 
(100 % FuE) 1982 2 322 1 854 376 91 — — 

1983 2 524 1 989 434 100 — — 
1984 2 666 2 126 434 105 — — 

1985 2 836 2 284 441 111 — — 

1986 3 104 2 502 486 115 — — 
1987 3 255 2 620 506 130 — — 
1988 3 323 2 606 578 140 — — 
1989 3 330 2 537 644 149 — — 

2. Max-Planck-Institute 2 ) 1981 778 544 16 163 — 55 
(100 % FuE) 1982 801 571 17 153 — 60 

1983 843 597 18 163 — 66 
1984 858 614 19 154 — 70 
1985 923 664 21 161 — 77 
1986 982 710 22 172 — 77 
1987 1 040 752 21 189 — 78 
1988 1 084 773 22 205 — 84 
1989 1 080 . . . . . 

3. Staatsinstitute 1981 1 791 789 288 201 380 132 
(ohne Bibliotheken, 1982 1 826 774 267 227 410 149 
Archive, Museen) 1983 1 980 873 280 237 442 149 

1984 2 054 948 273 238 440 155 
1985 2 181 1 006 274 269 463 169 
1986 2 272 1 031 276 277 520 168 
1987 2 331 1 022 278 329 514 188 
1988 2 533 . . . . 
1989 2 592 . . . . . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 1 033 341 201 95 301 95 
1982 1 057 334 187 110 319 108 
1983 1 137 379 195 115 342 106 
1984 1 161 397 194 112 345 112 
1985 1 221 417 196 122 361 124 
1986 1211 411 193 119 365 124 
1987 1 242 411 194 129 364 142 
1988 1 363 . . . . . 
1989 1 385 . . . . . 

4. Fraunhofer-Institute 1981 253 37 203 — — 13 
(100 % FuE) 1982 289 37 238 — — 14 

1983 319 40 263 — — 16 
1984 361 51 290 — — 19 
1985 439 61 358 — — 20 
1986 509 76 409 — — 24 
1987 585 90 467 — — 28 
1988 625 105 489 . . 32 
1989 560 . . . . . 
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noch Tabelle VI/21 

davon 

Ausgaben Geistes- 
Art  der Einrichtung Jahr 1 ) ins- Natur- Ingenieur- Agrar- und 

gesamt wissen- wissen- Medizin wissen- Sozial- 
schaften schaften schaften wissen- 

schaften 

5. Wissenschaftliche 1981 397 9 2 4 — 382 
Bibliotheken 1982 424 23 2 5 — 395 
und Archive 1983 458 26 14 5 — 413 

1984 474 30 15 5 — 424 
1985 513 30 16 5 — 462 
1986 593 77 16 33 — 468 
1987 573 67 17 28 — 460 
1988 538 . . . . . 
1989 566 . . . . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 66 9 0 0 — 56 
1982 73 14 0 0 — 58 
1983 80 16 4 0 — 59 
1984 83 19 4 0 — 59 
1985 88 19 4 1 — 64 
1986 102 23 4 8 — 67 
1987 100 20 5 7 — 67 
1988 109 . . . . . 
1989 119 . . . . . 

6. Wissenschaftliche Museen 1981 337 17 50 — 1 269 
1982 345 20 45 — 1 280 
1983 351 20 43 — — 288 
1984 374 21 50 — — 302 
1985 389 22 56 — — 310 
1986 424 20 59 — — 346 
1987 445 21 56 — — 367 
1988 440 . . . . . 
1989 440 . . . . . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 273 15 20 — 1 237 
1982 284 19 17 — 1 247 
1983 289 19 17 — — 254 
1984 305 20 19 — — 266 
1985 316 21 22 — — 273 
1986 346 18 24 — — 305 
1987 364 20 22 — — 323 
1988 355 . . . . . 
1989 355 . . . . . 

7. Sonstige Forschungs- 1981 463 79 58 113 4 209 
einrichtungen 1982 473 83 62 117 5 206 
(100 % FuE) 1983 473 84 66 121 4 198 

1984 465 84 69 104 4 203 
1985 569 134 96 107 4 229 
1986 635 151 91 117 8 269 
1987 703 172 107 120 9 296 
1988 727 . . . . . 
1989 752 . . . . . 
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noch Tabelle VI/21 

davon 

Ausgaben Geistes- 
Art der Einrichtung Jahr 1 ) ins- Natur- Ingenieur- Agrar- und 

gesamt wissen- wissen- Medizin wissen- Sozial- 
schaften schaften schaften wissen- 

schaften 

Wissenschaftliche Einrichtungen 1981 6 256 3 237 991 581 386 1 060 
außerhalb der Hochschulen 1982 6 481 3 362 1 007 594 415 1 103 
insgesamt 1983 6 949 3 630 1 118 626 445 1 130 

1984 7 250 3 875 1 152 606 443 1 173 
1985 7 851 4 200 1 262 654 467 1 268 
1986 8 519 4 567 1 358 714 528 1 352 
1987 8 932 4 743 1 453 796 523 1 417 
1988 9 270 . . . . . 
1989 9 310 . . . . . 

darunter: FuE-Ausgaben 1981 5 104 2 787 873 471 307 667 
1982 5 299 2 913 897 472 324 692 
1983 5 664 3 123 997 500 346 698 
1984 5 897 3 312 1 031 476 349 729 
1985 6 392 3 598 1 139 501 365 788 
1986 6 890 3 891 1 228 532 373 866 
1987 7 289 4 085 1 322 575 373 933 
1988 7 585 . . . . . 
1989 7 581 . . . . . 

Nachrichtlich: 1981 5 803 1 844 1 083 1 378 329 1 169 
Hochschulen 3 ) 4 ) 1983 6 179 1 937 1 156 1 507 356 1 223 

1985 4 ) 7 288 2 073 1 419 1 734 317 1 474 
1987 8 339 2 383 1 629 2 001 370 1 620 
1988 8 620 . . . . . 
1989 9 090 . . . . . 

* ) Staatssektor (OECD-Abgrenzung). 
1) Bis 1987 Ist, ab 1988 Soll bzw. geschätzt. 
2) Einschließlich rechtlich selbständiger Institute. 
3) FuE-Ausgaben der Hochschulen einschließlich DFG-Mittel, Graduierten- und Postdoktorandenförderung (geschätzt). 
4) Die Ergebnisse für die Jahre ab 1985 sind aufgrund der Änderung des Berechnungsverfahrens nur bedingt mit denen der 

Vorjahre vergleichbar. Die „Ausgaben insgesamt" enthalten Zusetzungen für die in der Hochschulfinanzstatistik nicht erfaßten 
Drittmittel sowie für die Postdoktoranden- und Graduiertenförderung, die nicht auf Fächergruppen aufgeteilt werden konnten 
(1985: 271,4 Mio DM, 1987: 334,3 Mio DM). 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/22 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen 
— in Mio DM — 

1984 1985 
Wirtschaftszweig 

Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe   1 394 2 132 — 738 1 520 2 436 — 916 
Chemische Indust rie und 
Mineralölverarbeitung   620 558 +  62 695 672 + 23 
darunter 
Mineralölverarbeitung   — 2 —  2 0 8 — 8 
Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 1 )   370 251 +  119 389 263 + 126 
davon: 
Eisen- und NE-Metallerzeugung, 
Gießerei und Stahlverformung . . 10 56 —  46 14 62 — 48 
Maschinenbau   154 174 —  20 148 175 — 27 
Fahrzeugbau   206 21 +  185 227 26 + 201 
Elektrotechnische Indust rie und 
Datenverarbeitung 1 )   312 939 —  627 302 1 103 — 801 
Feinmechanik und Optik, Her- 
stellung von EBM-Waren   12 63 —  51 28 64 — 36 
Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe   38 146 —  108 51 207 — 156 
Herstellung von Kunststoff- und 
Gummiwaren   15 116 —  101 24 65 — 41 
Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden, Fein- 
keramik und Glasgewerbe   5 25 —  20 12 29 — 17 
Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe sowie Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe   22 34 —  12 19 33 — 14 

Baugewerbe   4 1 +  3 9 1 + 8 
Handel   11 118 —  107 14 94 — 80 
Dienstleistungen 2 )   54 320 — 266 38 380 — 342 
Übrige Wirtschaftszweige   10 19 —  9 24 18 + 6 

Insgesamt   1 473 2 590 —1 117 1 605 2 929 —1 324 

x) Einzelangaben, die der statistischen Geheimhaltung unterliegen. 
1) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirtschafts-

zweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Indust rie zugerechnet. 
2) U. a. Ingenieurbüros, Vermögensverwaltungs- und Forschungsgesellschaften. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VI/22 

und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach Wirtschaftszweigen 

1986 1987 1988 

Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

1 568 2 736 —1 168 1 593 2 784 —1 191 1 669 3 012 —1 343 

690 733 —  43 650 714 —  64 703 790 —  87 

— 2 —  2 x 1 x — 7 —  7 

410 267 +  143 403 271 +  132 367 242 +  125 

15 99 —  84 13 60 —  47 12 52 —  40 
163 139 +  24 162 163 —  1 159 155 +  4 
232 29 +  203 228 48 +  180 196 35 +  161 

320 1 297 —  977 312 1 291 —  979 410 1 464 —1 054 

21 79 —  58 30 104 —  74 40 95 —  55 

55 188 —  133 96 206 —  110 49 229 —  180 

24 118 —  94 24 129 —  105 21 137 —  116 

8 25 —  17 6 38 —  32 9 27 —  18 

40 29 +  11 72 31 +  41 70 28 +  42 
4 3 +  1 3 2 +  1 2 2 —  0 

10 94 —  84 14 96 —  82 8 161 —  153 
90 442 —  352 46 490 — 444 60 633 — 573 
18 103 —  85 25 22 +  3 23 23 +  0 

1 690 3 378 —1688 1 681 3 394 —1 713 1 762 3 831 —2 069 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/23 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
nach den wichtigsten 

— in Mio DM — 

1984 1985 
Land/Ländergruppe - 

Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

1. Industrieländer   1 249 2 562 — 1 313 1 379 2 914 — 1 535 
EG-Länder   424 502 — 78 473 579 — 106 

Belgien/Luxemburg   38 31 + 7 61 25 + 36 
Dänemark   5 12 — 7 9 22 — 13 
Frankreich   65 70 — 5 95 72 — 23 
Griechenland   6 0 + 6 6 1 + 5 
Großbritannien   40 75 — 35 46 66 — 20 
Irland, Republik   24 0 + 24 21 5 + 16 
Italien   82 12 + 70 77 13 + 64 
Niederlande   34 301 — 267 15 370 — 355 
Portugal 1 )   7 0 + 7 9 0 + 9 
Spanien 1 )   123 1 + 122 134 5 + 129 

Andere europäische 
industrialisierte Länder   159 548 — 389 195 494 — 299 
darunter: 

Jugoslawien   9 0 + 9 18 1 + 17 
Österreich   61 13 + 48 66 11 + 55 
Schweden   15 17 — 2 18 18 — 0 
Schweiz   55 513 — 458 65 458 — 393 

Außereuropäische 
industrialisierte Länder   666 1 512 — 846 711 1 841 — 1 130 
darunter: 

USA   345 1 445 — 1 100 461 1 769 — 1 308 
Südafrika, Republik   69 0 + 69 48 1 + 47 
Japan   209 60 + 149 169 62 + 107 

2. OPEC-Länder   21 1 + 20 26 0 + 26 

3. Entwicklungsländer 2 )   144 11 + 133 156 5 + 151 
in Afrika   5 2 + 3 9 3 + 6 
in Amerika   68 2 + 66 81 1 + 80 
darunter: 

Argentinien   5 0 + 5 24 0 + 24 
Brasilien   7 0 + 7 9 1 + 8 
Mexico   17 0 + 17 25 0 + 25 

in Asien   71 7 + 64 66 1 + 65 
in Ozeanien   — — -- — — — 

4. Staatshandelsländer   59 16 + 43 44 10 + 34 

Alle Länder zusammen   1 473 2 590 — 1 117 1 605 2 929 — 1 324 

1) Seit 1.1.1986 Vollmitglied der EG. 
2) Ohne Entwicklungsländer in Europa und OPEC-Länder. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VI/23 

für Patente, Erfindungen und Verfahren (ohne Urheberrechte) 
Partnerländern 

1986 1987 1988 

Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

1 457 3 361 — 1 904 1 453 3 348 — 1 895 1 510 3 808 — 2 298 
460 832 —  372 476 743 —  267 512 921 —  409 

40 17 +  23 27 17 +  10 31 20 +  11 
6 19 —  13 7 27 —  20 9 27 —  18 

81 161 —  80 83 132 —  49 104 148 —  44 
14 0 +  14 7 0 +  7 9 0 +  9 
40 99 —  59 99 99 —  0 59 125 —  66 
15 8 +  7 9 7 +  2 30 9 +  21 
88 23 +  65 80 32 +  48 99 46 +  53 
26 496 —  470 30 428 —  398 24 543 —  519 

8 0 +  8 18 0 +  18 28 0 +  28 
142 9 +  133 116 1 +  115 119 3 +  116 

216 535 —  319 296 542 —  246 242 527 —  285 

18 0 +  18 24 1 +  23 18 0 +  18 
81 10 +  71 87 14 +  73 93 18 +  75 
27 27 —  0 17 24 —  7 27 39 —  12 
66 486 —  420 142 489 —  347 80 454 —  374 

781 1 994 —1 213 681 2 063 — 1 382 756 2 360 — 1 604 

528 1 884 — 1 356 423 1 951 — 1 528 482 2 224 — 1 742 
57 0 +  57 52 2 +  50 57 0 +  57 

159 104 +  55 166 100 +  66 179 126 +  53 

20 0 +  20 19 1 +  18 18 0 +  18 

141 5 +  136 126 27 +  99 149 12 +  137 
3 2 +  1 4 2 +  2 5 1 +  4 

86 2 +  84 68 23 +  45 55 3 +  52 

31 0 +  31 35 2 +  33 12 0 +  12 
6 0 +  6 7 4 +  3 9 1 +  8 

20 0 +  20 16 1 +  15 24 0 +  24 
52 1 +  51 54 2 +  52 89 8 +  81 

72 12 +  60 83 18 +  65 85 11 +  74 

1 690 3 378 — 1 688 1 681 3 394 — 1 713 1 762 3 831 — 2 069 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/24 

Einnahmen und Ausgaben im Außenwirtschaftsverkehr 
nach Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 

Wirtschaftszweig/Ländergruppe 
1984 1985 

- 
Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

1. Verarbeitendes Gewerbe 
zusammen   1 259 805 + 454 1 447 1 146 + 301 
Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung   78 291 — 213 47 368 — 321 
darunter: 

Mineralölverarbeitung   29 49 —  20 2 82 —  80 
Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 2 )   482 123 + 359 684 220 + 464 
darunter: 

Straßenfahrzeug-, Schiff- und 
Luftfahrzeugbau   474 93 + 381 671 179 + 492 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung 2 )   679 354 + 325 694 522 + 172 
Feinmechanische und optische 
Industrie   7 9 —  2 10 5 +  5 
Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe   3 5 —  2 4 6 —  2 
Übriges verarbeitendes Gewerbe 10 23 —  13 8 25 —  17 

2. Sonstige Wirtschaftszweige   226 99 + 127 189 150 +  39 
darunter: 

Handel   1 1 0 5 7 —  2 
Dienstleistungen   224 95 + 129 182 130 +  52 

Insgesamt   1 485 904 + 581 1 636 1 296 + 340 

davon: 
1. Industrialisierte Länder   1 419 896 + 523 1 617 1 287 + 330 

a) EG-Länder und intern. Orga- 
nisationen   659 289 + 370 804 347 + 457 

b) Übrige europäische Länder . 158 178 —  20 198 269 —  71 
c) Außereuropäische Länder 3) . 602 429 + 173 615 671 —  56 

2. OPEC-Länder   0 1 —  1 0 1 —  1 
3. Entwicklungsländer 4 )   64 7 +  57 19 7 +  12 
4. Staatshandelsländer   2 0 +  2 0 1 —  1 

1) Ermittelt aufgrund der statistischen Meldungen über Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr mit Beträgen von 100 000 DM und 
mehr. 

2) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirtschafts-
zweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Indust rie zugerechnet. 

3) Insbesondere USA. 
4) Ohne Entwicklungsländer in Europa und ohne OPEC-Länder. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VI/24 

für technische Forschung und Entwicklung 1 ) 
und Ländergruppen 

1986 1987 1988 

Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

1 623 1 263 + 360 1 973 1 538 + 435 2 047 1 350 + 697 

79 324 — 245 92 382 — 290 175 424 — 249 

4 21 —  17 12 46 —  34 7 58 —  51 

691 215 + 476 983 292 + 691 619 237 + 382 

666 164 + 502 950 220 + 730 590 162 + 428 

828 680 + 148 844 826 +  18 1 218 648 + 570 

12 9 +  3 45 5 +  40 24 8 +  16 

3 7 —  4 3 6 —  3 3 3 +  0 
10 28 —  18 6 27 —  21 8 30 —  22 

271 262 +  9 259 343 +  84 293 312 +  19 

9 12 —  3 7 14 —  7 17 20 —  3 
186 230 —  44 246 314 —  68 275 274 +  1 

1 894 1 525 + 369 2 232 1 881 + 351 2 340 1 662 + 678 

1 875 1 507 + 368 2 194 1 865 + 329 2 318 1 640 + 678 

999 503 + 496 1 316 666 + 650 1 095 619 + 476 
115 344 — 299 117 419 — 302 87 334 — 247 
761 660 + 101 761 780 —  19 1 136 868 + 449 

1 1 —  0 3 1 +  2 0 0 —  0 
18 10 +  8 30 11 +  19 14 17 —  3 

0 7 —  7 5 4 +  1 8 5 +  3 

Rundungsdifferenzen 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

2.2.5 Internationaler Vergleich 

Tabelle VI/25 

Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung nach finanzierenden 
und durchführenden Sektoren in ausgewählten OECD-Staaten 1 ) 

Finanzierung Durchführung im 

Wirt

-

schafts

-

sektor 
Staats

-

sektor4)  

son

-

stige 
inlän-
dische 
Quel

-

len- 
und 
Aus

-

land  

Wirt

-

schafts

-

sektor 
Staats

-

sektor  
Hoch

-

schul

-

sektor 
PNP

-

Sektors) Staat Jahr 

FuE

-

Ausgaben 

Mio 
US-$ 2 ) 

Anteil 
am 

BIP 3) 

% Anteil in % 

Bundesrepublik Deutschland 1975 7 137 2,24 50 47 3 63 17 20 0 
1981 6 ) 14 443 2,42 58 41 1 70 14 16 0 
1983 16 646 2,51 60 39 1 71 14 15 0 
1985 19 984 2,71 62 37 1 73 13 14 0 
1987 6 ) 23 211 2,85 64 35 1 72 13 15 0 

Frankreich 1975 4 953 1,79 39 54 7 60 23 16 1 
1981 6 ) 10 239 1,97 41 53 6 59 24 16 1 
1983 12 457 2,11 42 54 4 57 26 16 1 
1985 14 571 2,25 41 53 6 59 25 15 1 
1987 16 343 2,29 42 52 6 59 25 15 1 

Großbritannien 1975 6 074 2,18 38 55 7 58 25 14 3 
1981 7 ) 11457 2,42 41 49 10 62 22 13 3 
1983 7 ) 12 477 2,26 42 50 8 61 22 14 3 
1985 14 232 2,29 47 43 10 63 20 13 4 
1987 16 203 2,29 50 39 11 67 15 14 4 

Italien 1975 2 076 0,84 51 43 6 56 22 22 0 
1981 4 344 0,87 50 47 3 56 26 18 0 
1983 5 281 0,95 45 52 3 57 24 19 0 
1985 7 015 1,12 45 52 3 57 24 19 0 
1987 8 320 1,19 42 54 4 57 23 20 0 

Niederlande 1975 1 496 2,02 50 45 5 54 21 23 2 
1981 6) 2 642 1,99 44 50 8) 6 50 20 27 3 
1983 2 948 2,02 46 47 7 54 19 25 2 
1985 3 437 2,09 52 44 4 56 18 23 3 
1987 4 166 2,32 . . . 59 17 21 3 

Japan 9 ) 1975 9 988 2,01 58 30 12 57 12 28 3 
1981 24 259 2,32 62 27 11 61 11 24 4 
1983 31218 2,56 65 24 11 64 10 23 3 
1985 40 064 2,81 69 21 10 67 9 20 4 
1987 46 118 2,87 69 22 9 66 10 20 4 

USA 1975 36 724 2,32 43 55 2 66 16 15 3 
1981 73 678 2,45 49 49 2 70 12 15 3 
1983 90 846 2,71 50 48 2 72 12 13 3 
1985 115 868 2,92 50 48 2 73 12 13 2 
1987 129 951 2,91 49 49 2 73 11 14 2 

Fußnoten am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/25 

Finanzierung Durchführung im 

son- FuE- 
Ausgaben stige 

inlän- 
Wirt - Staats- dische Wirt- Staats- Hoch- PNP- 

Staat Jahr schafts- sektor 4 ) Quel- schafts- 
sektor sektor schul-  Sektors) sektor len- sektor 

Anteil und 
Mio am Aus- 

US-$ 2 ) BIP 3) land 

Anteil in % % 

Kanada 1975 1 659 1,10 31 60 9 37 32 30 1 
1981 3 630 1,21 43 50 7 50 24 26 0 
1983 4 376 1,33 36 52 12 48 25 25 2 
1985 5 499 1,41 42 47 11 54 22 23 1 
1987 5 994 1,36 42 45 13 55 20 23 2 

Österreich 1975 318 0,92 47 52 1 51 9 37 3 
1981 755 1,17 50 47 3 56 9 33 2 
1983 7 ) 907 1,23 49 48 3 . . . 
1985 1 035 1,27 49 48 3 55 8 35 2 
1987 7 ) 1 164 1,32 49 49 2 . . . 

Schweiz 10 ) 1975 1 050 2,40 72 17 11 77 6 15 2 
1981 1 747 2,29 75 25 0 74 6 20 0 
1983 6)10)  1 907 2,28 77 23 0 74 5 11 ) 17 4 
1985 . . . . . . . . 
1987 . . . . . . . . . 

Schweden 12 ) 1975 833 1,71 57 39 4 69 8 23 0 
1981 6 ) 1830 2,22 57 40 3 67 6 27 0 
1983 2 305 2,46 61 37 2 68 5 27 0 
1985 2 946 2,79 63 34 3 71 5 24 0 
1987 3 362 2,91 63 35 2 70 4 26 0 

1) Bei den Angaben für 1987 handelt es sich um vorläufige Daten der OECD, die z. T. auf nationalen Schätzungen, z. T. auf 
Schätzungen der OECD basieren. 

2) Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten. 
3) Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 
4) Einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmittel. 
5) Private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
6) Zeitreihenbruch. 
7) Nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen. 
8) OECD-Schätzung. 
9) FuE-Ausgaben insgesamt aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt, insbesondere Anteile 

der Wirtschaft daher unterschätzt. 
10) Überwiegend ohne Ausgaben für Investitionen. 
11) Nur Bundesausgaben. 
12) Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften.  Rundungsdifferenzen 
Quelle: OECD 
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Tabelle VI/26 

Öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
- Haushaltssoll - 

Forschungsziel 2) Bel -
gien 

Däne -
mark 

Bundes
-republik 

Deutsch
-

land 

Grie -
chen

-
land 

Frank -
reich Irland Italien Nieder -

lande  
Groß-
britan

-
nien 

1988 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt   25,4 13,0 235,4 6,5 201,4 0,2 73,9 11,1 152,4 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung   5,0 14,0 224,9 0,6 108,3 1,1 32,4 86,4 104,8 

3. Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung)   15,4 18,3 364,8 3,6 87,5 1,0 122,6 61,4 88,8 

4. Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . 17,5 12,9 335,4 9,0 351,2 5,8 275,8 46,7 336,2 

5. Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie   61,5 24,6 754,3 3,9 437,0 0,3 495,0 62,4 285,2 

6. Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie   44,3 61,7 219,5 24,2 458,5 18,4 128,1 79,5 322,4 

7. Industrielle Produktivität 
und Technologie   86,3 136,4 1 500,2 14,3 1 417,6 38,4 864,3 361,0 584,8 
8.  Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen   3,3 46,5 278,5 6,5 54,9 10,0 104,0 36,9 153,3 

9. Weltraumforschung und 
-nutzung   70,7 17,5 592,2 0,3 771,7 3,3 515,1 60,7 224,5 

10. Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmittel   147,5 265,2 3 333,3 33,0 1 299,5 29,2 1 805,7 700,7 1 158,9 

11. Nicht zielorientierte For- 
schung   163,9 153,0 1547,8 8,2 1738,4 2,5 481,8 204,6 338,2 

12. Nichtaufgliederbare For- 
schung   19,8 - 13,6 0,4 47,8 - 205,0 77,2 19,5 

13. Verteidigung   4,4 3,0 1 330,1 2,1 4 142,7 - 589,6 54,7 3 546,7 

Ausgaben insgesamt   665,2 766,2 10 729,8 112,7 11 116,4 110,3 5 693,4 1 843,3 7 315,8 

Fußnoten und Quelle umseitig 
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Tabelle VI/26 

in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften in Mio ERE 1 ) 

Spanien Portugal EUR  12 

Euro
-päische 

Gemein
-

schaften 
Forschungsziele) 

1988 

1. Erforschung und Nutzung 
75,0 13,3 807,7 28,0 der irdischen Umwelt 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
41,5 4,7 623,8 80,8 und Raumgesamtplanung 

3. Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 

19,3 4,1 787,0 63,3 rung) 
4.  Schutz und Förderung der 

88,8 4,7 1 484,1 37,0 menschlichen Gesundheit 
5.  Erzeugung, Verteilung und 

rationelle Nutzung der 
29,3 2,5 2156,0 412,3 Energie 

6.  Landwirtschaftliche Produk- 
70,5 19,1 1 446,3 24,7 tivität und Technologie 

7.  Industrielle Produktivität 
207,2 18,4 5 228,8 265,7 und Technologie 

8.  Gesellschaftliche Strukturen 
9,6 2,3 705,6 11,1 und Beziehungen 

9. Weltraumforschung und 
75,1 0,1 2 331,1 24,5 -nutzung 

10.  Allgemeine Hochschul- 
220,4 48,3 9 041,9 - forschungsmittel 

11.  Nicht zielorientierte 
137,5 0,5 4 776,4 24,1 Forschung 

12.  Nichtaufgliederbare 
40,5 1,4 425,4 0,7 Forschung 

137,6 - 9 811,0 - 13.  Verteidigung 

1 152,5 119,4 39 625,0 972,1 

Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VI/26 

Forschungsziel 2) Bel
-

gien 
Däne

-
mark 

Bundes -
republik 
Deutsch

-

land 

Grie
-

chen
-

land 
Frank

-

reich Irland Italien Nieder
-

lande  
Groß-
britan

-

nien 

1989 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt   26,3 12,4 245,3 8,3 194,1 0,2 62,7 10,7 208,4 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung   4,8 12,5 223,9 1,1 100,3 1,2 30,3 84,5 112,8 

3. Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung)   15,7 22,9 376,1 4,3 84,7 1,1 110,9 65,1 99,9 

4. Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . 17,2 10,4 347,8 11,2 393,5 4,7 273,4 47,2 398,8 

5. Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie   48,5 25,6 727,7 3,5 414,7 0,6 354,1 63,1 259,1 

6. Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie   43,7 65,5 221,1 33,7 482,1 20,5 143,2 84,9 344,9 

7. Industrielle Produktivität 
und Technologie   94,4 128,8 1 429,7 18,4 1 577,7 38,4 870,2 371,8 768,4 

8.  Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen   3,7 33,2 274,7 9,1 58,3 10,4 199,1 37,3 178,7 

9. Weltraumforschung und 
-nutzung   80,7 17,6 655,8 0,4 917,1 3,2 756,7 64,6 216,1 

10. Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmittel   149,0 266,1 3 469,5 39,7 1 380,9 27,0 1 880,8 700,1 1 198,0 

11. Nicht zielorientierte For- 
schung   174,5 164,5 1597,2 8,3 1841,2 2,7 557,8 218,0 353,4 

12. Nichtaufgliederbare For- 
schung   20,5 - 12,7 1,1 49,2 - 147,7 79,1 24,0 

13. Verteidigung   4,1 3,0 1 473,9 2,7 4 405,5 - 589,4 58,5 3 730,6 

Ausgaben insgesamt   683,0 762,5 11 055,3 141,8 11 899,2 110,2 5 975,8 1 885,0 7 892,9 

1) ERE = Europäische Währungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1988: 1 ERE = 2,0744 DM. 
2) Entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte 

(NABS 1983). 
Quelle: Europäische Gemeinschaften (vorläufige Ergebnisse) 
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noch Tabelle VI/26 

Spanien Portugal EUR 12 
Euro

-päisc
he Gemein

-
schaften 

Forschungsziele) 

1989 

1. Erforschung und Nutzung 
79,6 16,0 864,0 13,1 der irdischen Umwelt 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
44,1 6,3 621,6 185,3 und Raumgesamtplanung 

3. Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 

20,5 4,0 805,3 41,4 rung) 
4. Schutz und Förderung der 

94,3 5,2 1 603,7 53,1 menschlichen Gesundheit 
5. Erzeugung, Verteilung und 

rationelle Nutzung der 
31,1 2,7 1 930,5 381,5 Energie 

6.  Landwirtschaftliche Produk- 
74,9 20,7 1 535,2 34,3 tivität und Technologie 

7.  Industrielle Produktivität 
220,0 20,2 5 538,1 624,8 und Technologie 

8.  Gesellschaftliche Strukturen 
10,2 2,5 817,1 28,9 und Beziehungen 

9. Weltraumforschung und 
79,7 0,2 2 792,0 17,7 -nutzung 

10. Allgemeine Hochschul- 
234,0 51,0 9 396,0 - forschungsmittel 

11.  Nicht zielorientierte 
146,0 2,3 5 065,9 40,6 Forschung 

12.  Nichtaufgliederbare 
43,0 1,7 379,0 0,3 Forschung 

146,1 - 10 413,7 - 13. Verteidigung 

1 223,3 132,7 41 761,6 1 421,1 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/27 Öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung in den Staaten 
- Haushaltssoll - 

Öffentlich finanzierte Ausgaben Jahr Bel

-
gien 

Däne

-
mark  

Bundes

-

republik 
Deutsch

-
land 

Grie

-

chen

-
land 

Frank

-
reich Irland Italien Nieder

-
lande 

1. Gesamtausgaben für 1980 491 217 6 753 47 5 299 61 1 303 1 213 
FuE in Millionen ERE 1 ) 1981 503 250 7 058 55 6 760 64 2 061 1 273 
(jeweilige Preise 1982 516 272 8 125 64 7 337 74 2 264 1 403 
und Wechselkurse) 1983 556 325 8 410 78 8 182 82 2 802 1 463 

1984 590 373 8 674 101 9 077 86 3 369 1 496 
1985 651 425 9 446 110 9 928 105 3 670 1 570 
1986 651 509 10 047 99 10 142 116 4 408 1705 
1987 668 582 10 633 104 10 704 121 4 965 1 790 
1988 665 766 10 730 113 11 116 110 5 693 1 843 

2. Gesamtausgaben für 1980 49,8 42,3 109,7 4,9 98,7 17,9 22,8 85,7 
FuE je Einwohner 1981 51,0 48,9 114,4 5,6 125,3 18,5 36,1 89,3 
in ERE 1 ) 1982 52,4 53,2 131,8 6,5 134,8 21,1 40,0 98,0 
(jeweilige Preise 1983 56,4 63,5 136,9 7,9 149,7 23,5 49,3 101,8 
und Wechselkurse) 1984 59,9 73,0 141,8 10,2 165,9 24,3 59,8 103,7 

1985 66,0 83,1 154,8 11,0 179,9 29,6 64,2 108,4 
1986 66,1 99,3 164,5 10,0 183,1 32,7 77,0 117,0 
1987 67,7 113,4 173,7 10,4 192,4 34,1 86,6 122,0 
1988 67,3 149,4 174,7 11,3 199,0 31,2 99,1 124,9 

3. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
der Ausgaben für FuE (%) 2 ) 
a) Gesamtausgaben 1980 

bis 
1988 3,9 17,1 6,0 11,5 9,7 7,7 20,2 5,4 

b) Ausgaben für zivile FuE 1980 
bis 

1988 3,8 17,1 5,6 12,3 9,5 7,7 19,0 5,4 

4. Anteil der Gesamt- 1980 1,49 1,27 4,16 0,64 5,17 0,91 1,16 2,60 
ausgaben für FuE 1981 1,32 1,23 4,07 0,54 5,63 0,74 1,52 2,53 
am gesamten 1982 1,35 1,17 4,24 0,53 5,59 0,71 1,27 2,42 
Haushaltsvolumen (%) 1983 1,39 1,20 4,12 0,58 5,97 0,76 1,35 2,39 

1984 1,33 1,29 4,08 0,67 6,23 0,77 1,47 2,32 
1985 1,40 1,40 4,29 0,65 6,31 0,87 1,48 2,38 
1986 1,37 1,68 4,22 0,64 6,10 0,93 1,60 2,39 
1987 1,43 1,82 4,19 0,61 6,37 1,01 1,73 2,39 
1988 1,40 2,28 4,11 0,60 6,63 0,98 1,85 2,50 

5. Anteil der Gesamt- 1980 0,58 0,45 1,15 0,16 1,12 0,44 0,46 0,99 
ausgaben für FuE am 1981 0,59 0,49 1,15 0,16 1,31 0,39 0,65 1,00 
Bruttoinlandsprodukt (%) 1982 0,60 0,48 1,21 0,16 1,32 0,38 0,64 0,99 

1983 0,62 0,51 1,14 0,20 1,41 0,40 0,70 0,98 
1984 0,61 0,54 1,11 0,24 1,46 0,38 0,76 0,96 
1985 0,62 0,56 1,15 0,25 1,47 0,42 0,78 0,96 
1986 0,57 0,60 1,10 0,25 1,37 0,47 0,72 0,95 
1987 0,55 0,66 1,10 0,25 1,40 0,47 0,76 0,97 
1988 0,53 0,84 1,05 0,25 1,39 0,41 0,81 0,96 

6. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 1980 
des gesamten Haus- bis 
haltsvolumens (%) 1988 5,5 9,0 3,5 28,2 8,8 8,5 17,1 3,7 

7. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 1980 
des Bruttoinlands- bis 
produkts (%) 1988 6,0 

1 
8,6 4,5 20,3 9,2 10,5 15,6 3,7 

1) ERE = Europäische Rechnungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1988: 1 ERE = 2,0744 DM. 
2) Nach Umrechnung in ERE errechnet. 
Quelle: Europäische Gemeinschaften (vorläufige Ergebnisse) 
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der Europäischen Gemeinschaften nach verschiedenen Kriterien Tabelle VI/27 

Groß

-

britan

-
nien 

Spanien Portugal EUR 12 

Euro

-

päische 
Gemein

-
schaften 

4 139 338 . 19 861 284 
5 995 466 . 24 483 352 
6 584 509 . 27 174 389 
6 814 471 . 29 182 463 
7 294 582 . 31 641 442 
7 780 811 34 495 573 
6 793 802 9. 2 35 663 661 
6 824 1 003 111 37 504 817 
7 316 1 153 119 39 625 972 

73,9 9,0 . 62,5 - 

107,0 12,3 . 76,8 - 
116,9 13,4 . 85,0 - 

120,9 12,3 . 91,1 - 

129,7 15,2 . 98,9 - 

137,3 21,0 107,2 - 
119,7 20,7 9,0 109,6 - 

119,9 25,8 10,9 115,8 - 
128,2 29,6 11,6 122,1 - 

7,4 16,6 . 9,0 16,6 

9,0 /5,5 . 9,1 16,6 

3,14 1,31 . 3,08 - 
3,68 1,58 3,29 - 

3,71 1,38 3,18 - 
3, 71 1,33 . 3,16 - 

3,76 1,41 . 3,19 - 
3,54 1,75 . 3,24 - 

3,39 1,55 0,76 3,16 - 
3,27 1,93 0,96 3,24 - 

2,83 2,03 0,98 3,20 - 

1,08 0,22 . 0,91 - 
1,31 0,28 1,02 - 

1,34 0,28 . 1,03 - 

1,33 0,26 . 1,05 - 

1,35 0,28 . 1.05 - 

1,32 0,37 1,07 - 

1,22 0,34 0,3.2 1,00 - 

1,17 0,40 0,35 1,01 - 

1,07 0,40 0,34 0,99 - 

10,2 15,0 . 8,5 - 

8,9 12,7 . 7,8 - 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/28 

Einnahmen und Ausgaben ausgewählter Industrieländer 
für Patente, Erfindungen, Verfahren und Urheberrechte 

— in Mio SZR 1 ) — 

Land 1984 1985 1986 1987 

Bundesrepublik Deutschlande)   Einnahmen 560 610 780 850 
Ausgaben 1 080 1 200 1 640 1 890 
Saldo —  520 — 590 —  860 —1 040 

Belgien und Luxemburg 3 )   Einnahmen 211 190 246 278 
Ausgaben 400 411 541 630 
Saldo —  189 —  221 —  295 —  352 

Frankreich 2 )   Einnahmen 416 508 585 690 
Ausgaben 861 967 1 052 1 229 
Saldo — 445 —  459 —  467 — 539 

Italien 3 )   Einnahmen 973 1 038 1 115 1 408 
Ausgaben 1 653 1 696 1 958 2 212 
Saldo —  680 —  658 —  843 — 804 

Niederlande 2 )   Einnahmen 293 298 394 555 
Ausgaben 544 670 663 863 
Saldo —  251 —  372 —  269 —  308 

Österreich 2 )   Einnahmen 29 30 38 43 
Ausgaben 105 113 142 167 
Saldo —  76 —  83 —  104 —  124 

Schweden 2 )   Einnahmen 80 113 104 222 
Ausgaben 222 281 364 345 
Saldo —  142 —  168 —  260 —  123 

Japan 4 )   Einnahmen 670 710 770 1 000 
Ausgaben 2 220 2 320 2 750 2 960 
Saldo —1 550 —1 610 —1 980 —1 960 

Großbritannien 2 )   Einnahmen 1 161 1 222 1 000 1 053 
Ausgaben 817 901 762 792 
Saldo 344 321 238 261 

Vereinigte Staaten von Amerika 2 )   Einnahmen 5 410 5 710 6 230 6 980 
Ausgaben 930 840 890 1 040 
Saldo 4 480 4 870 5 340 5 940 

1) Das Sonderziehungsrecht (SZR) wird vom Internationalen Währungsfonds als Korb der fünf weltwirtschaftlich wichtigsten 
Währungen ermittelt. Der Wert des SZR betrug im Durchschnitt des Jahres 1987 2,32 DM oder 1,29 US-$. 

2) Ohne Filmgeschäft. 
3) Einschließlich Filmgeschäft. 
4) Ohne Filmgeschäft und Urheberrechte. 
Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 
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2.3 Personaldaten 

Tabelle VI/29 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Personalgruppen und Sektoren 
— auf Vollzeit umgerechnet — 

Jahr davon 
Sektor 

(OECD-Abgrenzung) i = insgesamt insgesamt Technisches w— weiblich Forscher Personal Sonstige 

1. Wirtschaftssektor 1981 i 242 544 77 017 73 039 92 488 
1983 i 249 478 81 867 76 949 90 662 
1985 i 275 080 93 545 86 391 95 141 
1987 i 295 333 107 113 90 675 97 545 

2. Hochschulsektor 1 ) 1981i 65 136 28 470 13 256 23 410 
w . 3 578 . . 

1983 i 67 073 28 955 13 736 24 382 
w . 3 868 . . 

1985 i 62 188 33 450 12 430 16 311 
w . 4 885 . . 

1987 i 67 181 36 644 13 416 17 120 
w . 5 688 . . 

3. Staatssektor 2 ) 1981 i 49 239 17 771 16 325 15 145 
w 14 860 2 410 7 270 5 180 

1983 i 49 944 18 601 16 409 14 934 
w 15 135 2 460 7 440 5 235 

1985 i 51 741 19 224 16 878 15 642 
w 16350 2625 7910 5815 

1987 i 54 275 20 574 17 765 15 938 
w 17 138 2 732 8 238 6 169 

4. PNP-Sektor 3 ) 1981 i 2 500 1 420 595 485 
1983 i 2 500 1 420 595 485 
1985 i 2 500 1 420 595 485 
1987 i 2 416 1 283 602 531 

5. Insgesamt 1 ) 1981 i 359 419 124 678 103 215 131 528 
1983 i 368 995 130 843 107 689 130 463 
1985i 391 509 147 639 116 294 127 579 
1987 i 419 205 165 614 122 458 131 134 

1) Die Ergebnisse ab 1985 sind aufgrund der Änderung des Berechnungsverfahrens im Hochschulsektor nur bedingt mit de-
nen der Vorjahre vergleichbar. 

2) Staatliche Institute einschließlich überwiegend vom Staat finanzierter wissenschaftlicher Einrichtungen ohne Erwerbszweck. 
3) Private wissenschaftliche Institutionen ohne Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat noch überwiegend von der 

Wirtschaft finanziert werden; 1987 wurde in diesem Sektor erstmals eine (einmalige) Erhebung durchgeführt, daher ist die 
Vergleichbarkeit den Vorjahren gegenüber eingeschränkt. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, 
Statistisches Bundesamt, SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/30 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal der Unternehmen und der Institutionen für 
Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung nach Wirtschaftszweigen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 

1985 1987 

Wirtschaftszweig davon in davon in 
ins- 

Unter- IfG 1 ) 
ins- 

Unter- 
) 

gesamt IfG 1 ) 
gesamt 

nehmen 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau . 3 738 2 514  1 223 3 107 1 806  1 301 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Was- 
serversorgung   1 081 1 004  77 878 799  79 

11 Bergbau   2 656 1 510  1 146 2 229 1 007  1 222 

2 Verarbeitendes Gewerbe   264 966 262 811  2 154 285 248 282 831  2 417 

20 Chemische  Industrie  usw.,  Mineral- 
ölverarbeitung   55 785 55 739  45 58 449 58 404  46 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummi- 
waren   5 812 5 619  192 5 922 5 728  194 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 
nen und Erden usw   3 551 3 343  208 3 575 3 393  182 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung   7 415 6 861  553 6 774 6 090  684 

24 Stahl-,  Maschinen-  und  Fahrzeugbau 
usw.   97 541 97 384  157 102 980 102 815  164 

25 Elektrotechnik,  Feinmechanik,  Herstel- 
lung von EBM-Waren usw.   85 950 85 800  149 99 338 99 173  165 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe   3 586 3 479  107 3 158 3 026  132 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 2 028 1 499  528 1 904 1 267  637 

28/29 Ernährungsgewerbe,  Tabakverarbei- 
tung   3 295 3 084  211 3 150 2 936  214 

0, 3 — 8 Restliche Wirtschaftsabteilungen   6 376 6 154  222 6 977 6 726  251 

0 bis 8  Insgesamt   275 080 271 480  3 600 295 332 291 364  3 969 

*) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgestell-
ten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs-
vereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

1 ) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 
Quelle : SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/31 

FuE-Personal in Unternehmen 

1983 

Wirtschaftszweig davon 
insgesamt 

Forscher Techniker Sonstige 

1 Energie und Wasserversorgung, Bergbau   2 176 665 486 1 023 
10 Elektriz.- Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung   736 293 204 238 
11 Bergbau   1 439 372 282 784 

2 Verarbeitendes Gewerbe   237 965 76 973 73 871 87 121 
20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung .   54 833 11 927 20 130 22 775 

darunter: 
Chemische Industrie   52 952 11 400 19 578 21 974 
Herst. und Verarb. von Spalt- und Brutstoffen   683 234 225 224 
Mineralölverarbeitung   1 197 293 327 576 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren   4 809 1 013 2 139 1 657 
darunter: 
Herstellung von Kunststoffwaren   2 966 458 1 534 972 
Herstellung von Gummiwaren   1 843 554 604 684 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 
usw.   3 078 691 1 086 1 300 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung   6 283 1 535 2 548 2 199 
darunter: 
Eisenschaffende Indust rie   2 318 588 1 242 487 
NE-Metallerzeugung usw.   1 338 370 486 481 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw.   86 136 27 342 27 529 31 265 
darunter: 
Maschinenbau   34 416 11 323 11 677 11 416 
Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen   33 127 7 957 9 041 16 128 
Luft- und Raumfahrzeugbau   9 964 3 865 4 177 1 921 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von EBM- 
Waren usw   76 038 33 238 17 780 25 019 
darunter: 
Elektrotechnik   65 980 30 904 14 091 20 984 
Feinmechanik, Optik   4 812 1 472 1 720 1 619 
Herstellung von EBM-Waren   4 406 698 1 623 2 084 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe   2 618 358 973 1 287 
darunter: 
Holzbearbeitung, Holzverarbeitung   1 592 147 471 973 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe   1 265 198 401 665 
darunter: 
Textilgewerbe   855 163 223 467 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung   2 901 668 1 282 950 

0, 3-8 Restliche Wirtschaftsabteilungen   5 653 2 843 1 287 1 522 

0 bis 8  Insgesamt   245 794 80 482 75 645 89 667 

* ) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgestell-
ten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs-
vereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

Quelle : SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Tabelle VI/31 

nach Personalgruppen und Wirtschaftszweigen*) 
— auf Vollzeit umgerechnet — 

1985 1987 

davon davon Wirtschafts- 

insgesamt insgesamt zweig 

Forscher Techniker Sonstige Forscher Techniker Sonstige 

2 514 836 650 1 027 1 806 663 457 687 1 
1 004 390 286 326 799 341 229 229 10 
1510 445 364 700 1007 321 228 458 11 

262 811 88 172 83 110 91 527 282 831 101 341 87 492 93 998 2 
55 739 12 445 18 999 24 294 58 404 13 527 22 062 22 816 20 

53 797 11 978 18 437 23 381 56 357 13 042 21 434 21 881 200 
408 129 174 105 201 

1 639 356 454 830 205 
5 619 1 264 2 289 2 065 5 728 1 439 2 217 2 072 21 

3 534 696 1 570 1 268 210 
. 2 194 743 647 804 213 

3 343 802 940 1 600 3 393 903 1 053 1 437 22 
6 861 1 726 2 743 2 391 6 090 1 625 2 590 1 875 23 

2 261 639 1 214 406 1 975 551 1 087 337 230-232 
1 425 397 539 488 1 158 375 489 294 233 

97 384 31 429 32 032 33 922 102 815 35 885 30 769 36 162 24 

38 391 12 997 13 543 11 849 38 403 13 288 13 452 11 663 242 
36 955 8 881 10 633 17 440 40 108 11 488 9 287 19 333 244 
11 716 4 489 4 980 2 246 13 121 5 516 5 090 2 516 248 

85 800 39 097 23 365 23 337 99 173 46 587 26 258 26 328 25 

75 076 36 438 19 514 19 123 88 226 43 560 22 550 22 116 250 
4 793 1 627 1 554 1 612 4 940 1 858 1 521 1 561 252 
4 976 847 1 875 2 253 4 712 851 1 737 2 123 256 
3 479 456 1 093 1 929 3 026 415 946 1 665 26 

2 200 242 593 1 365 260/261 
1 499 218 514 766 1 267 177 432 658 27 

769 138 236 395 275 
3 084 730 1 132 1 221 2 936 784 1 166 986 28/29 

6 154 3 111 1 345 1 697 6 726 3 467 1 416 1 844 0, 3-8 

271 480 92 120 85 107 94 252 291 364 105 470 89 365 96 529 0 bis 8 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/32 

FuE-Personal in Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 
nach Personalgruppen und Wirtschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 

1985 1987 

Wirtschaftszweig 
Wirt

-

schafts- davon davon 
ins- 

gesamt For- Tech- Son- 
ins- 

gesamt For- Tech- Son- zweig 
scher niker stige scher niker stige 

1 Energie-  und  Wasserversor- 
gung, Bergbau   1 223 446 472 303 1 301 527 441 332 1 
10 Elektrizitäts-,  Gas-,  Fern- 

wärme- und Wasserversor- 
gung   77 42 17 17 79 46 16 17 10 

11 Bergbau   1 146 404 455 286 1 222 481 425 316 11 

2 Verarbeitendes Gewerbe   2 154 813 796 545 2 417 937 842 638 2 
20 Chemische Indust rie usw., 

Mineralölverarbeitung   45 11 23 11 46 14 21 11 20 
21 Herstellung von Kunststoff- 

und 'Gummiwaren   192 92 46 54 194 94 48 53 21 
22 Gewinnung und Verarbei- 

tung von Steinen und Erden 
usw.   208 58 71 77 182 55 66 62 22 

23 Metallerzeugung und 
-bearbeitung   553 221 186 146 684 256 192 236 23 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw.   157 71 43 42 164 72 45 47 24 

25 Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik, Herstellung von EBM- 
Waren usw   149 56 34 58 165 66 40 59 25 

26 Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe   107 49 30 26 132 55 41 36 26 

27 Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe   528 169 293 65 637 243 321 74 27 

28/29 Ernährungsgewerbe, 
Tabakverarbeitung   211 81 68 61 214 83 70 61 28/29 

0, 3 — 8 Restliche 
Wirtschaftsabteilungen 222 165 16 40 251 180 26 45 0, 3-8 

0 bis 8  Insgesamt   3 600 1 425 1 284 889 3 969 1 643 1 310 1 016 0 bis 8 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/33 

FuE-Personal in Hochschulen nach Personalgruppen und Wissenschaftszweigen 
— geschätzter Anteil auf Vollzeit umgerechnet — 

davon 
Jahr - 

i = ins- Geistes- 
Art der Tätigkeit gesamt zusam- Natur- Ingenieur- Agrar- und 

w = weib- men wissen- wissen- Medizin wissen- Sozial- 
lich schaften schaften schaften wissen- 

schaften 

FuE-Personal in Hochschulen 1981 i 65 136 18 571 11 703 15 006 4 379 15 477 
insgesamt1) 1983i 67 073 19 395 11 927 15 970 4 376 15 405 

1985i 62 188 16 405 11 892 18 430 2 842 12 619 
1987 i 67 181 17 865 13 018 20 161 2 889 13 249 

davon: 
Forschere) 1981 i 28 470 8 743 5 482 3 217 1 343 9 685 

w 3 578 820 158 629 227 1 744 
1983i 28 955 8 971 5 700 3 377 1 362 9 545 

w 3 868 960 200 695 249 1 764 
1985 i 33 450 10 199 7 553 4 242 1 436 10 020 

w 4 885 1 265 310 861 264 2 185 
1987 i 36 644 11 452 8 324 4 787 1 502 10 581 

w 5 688 1 523 400 1 072 296 2 397 

Technisches Personal 3 ) 1981 i 13 256 4 455 2 586 3 302 1 134 1 779 
1983 i 13 736 4 618 2 576 3 613 1 124 1 805 
1985 i 12 431 3 579 2 499 5 020 800 532 
1987 i 13 416 3 853 2 688 5 528 810 536 

Sonstiges Personal 4 ) 1981 i 23 410 5 373 3 635 8 487 1 902 4 013 
1983 i 24 382 5 806 3 651 8 980 1 890 4 055 
1985 i 16 310 2 628 1 841 9 168 605 2 069 
1987 i 17 120 2 561 2 006 9 847 576 2 132 

Nachrichtlich: 
Forscher in wissenschaftlichen 1981 i 17 771 8 702 3 327 1 533 1 277 2 932 
Einrichtungen außerhalb der w 2 410 . . . 
Hochschulen 1983 i 18 601 9 029 3 635 1 585 1 414 2 938 
(Vgl. Tabelle V1/34) w 2 460 . . . . . 

1985i 19 224 9 412 3 854 1 557 1 446 2 955 
w 2 625 . . . . . 

1987 i 20 574 10 161 4 000 1 670 1 338 3 405 
w 2 732 961 276 407 162 927 

Verhältnis der Forscher in wissen- 1981 i 38:62 50:50 38:62 32:68 49:51 23:77 
schaftlichen Einrichtungen des Staates w 40:60 . . . . . 
zu den Forschern in Hochschulen 1983 i 39:61 50:50 39:61 32:68 51:49 24:76 
 — in% — w 39:61 . . . . . 

1985 ii) 36:64 48:52 34:66 27:73 50:50 23:77 
w 1 ) 35:65 . . . . . 

1987 i 36:64 47:53 32:68 26:74 47:53 24:76 
w 32:68 39:61 41:59 28:72 35:65 28:72 

1) Die Ergebnisse ab 1985 sind aufgrund der Änderung des Berechnungsverfahrens nur bedingt mit denen der Vorjahre vergleich-
bar. 

2) Wissenschaftler einschließlich graduierte Ingenieure. 
3) Personen mit Fachschulabschluß oder gleichwertiger Qualifikation, ohne graduierte Ingenieure. 
4) Verwaltungspersonal, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal, Kliniken einschließlich Krankenpflegepersonal (anteilig). 
Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/34 

Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Personalgruppen und Institutionen') 

- auf Vollzeit umgerechnet - 

Art der Einrichtung 

Jahr 1) 
i= ins

-

gesamt 
w = 

weiblich 

insgesamt Forscher Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

1. Großforschungseinrichtungen 1981  i 18 487 100 6 709 36,3 11 779 63,7 
(100 % FuE) w 4 050 100 560 13,8 3 490 86,2 

1983  i 18 954 100 7 172 37,8 11 782 62,2 
w 4 095 100 570 /3,9 3 525 86,1 

1985  i 19 417 100 7 310 37,6 12 108 62,4 
w 4 700 100 650 13,8 4 050 86,2 

1987  i 20 178 100 7 560 37,5 12 617 62,5 
w 4 809 100 624 13,0 4 186 87,0 

1989 2) i 21 379 100 8 479 39,7 12 900 60,3 
w 5 310 100 904 17,0 4 406 83,0 

2. Max-Planck-Institute 1981  i 7 521 100 2 619 34,8 4 903 65,2 
(100 % FuE) w 2 700 100 430 /5,9 2 270 84,1 

1983  i 7 640 100 2 682 35,1 4 958 64,9 
w 2 828 100 450 15,9 2 378 84,1 

1985  i 7 988 100 2 820 35,3 5 169 64,7 
w 3 000 100 480 16,0 2 520 84,0 

1987  i 8 352 100 2 979 35,7 5 374 64,3 
w 3 136 100 506 16,1 2 630 83,9 

1989 2) i 8 718 100 3 195 36,6 5 523 63,3 
w 3 299 100 556 16,9 2 743 83,1 

3. Staatsinstitute 1981  i 21 392 100 6 896 32,2 14 496 67,8 
(ohne Bibliotheken, Archive, w 6 650 100 860 12,9 5 790 87,1 
Museen) 1983  i 21 243 100 7 106 33,4 14 138 66,6 

w 6 200 100 870 13,0 5 830 87,0 
1985  i 21 506 100 7 230 33,6 14 275 66,4 

w 6 800 100 890 13,1 5 910 86,9 
1987  i 22 436 100 8 046 35,9 14 390 64,1 

w 7 334 100 981 13,4 6 353 86,6 
1989 2 ) i 22 792 100 8 807 38,6 13 985 61,4 

w 7 689 100 1 149 14,9 6 540 85,1 

darunter FuE 3 ) 1981  i 12 296 100 4 110 33,4 8 186 66,6 
w 4 050 100 560 13,8 3 490 86,2 

1983  i 12 230 100 4 306 35,2 7 924 64,8 
w 4 100 100 570 13,9 3 530 86,1 

1985  i 12 406 100 4 372 35,2 8 035 64,8 
w 4 200 100 580 13,8 3 620 86,2 

1987  i 12 649 100 4 735 37,4 7 914 62,6 
w 4 381 100 603 13,7 3 777 86,2 

1989 2) i 12 792 100 4 977 38,9 7 816 61,1 
w 4 602 100 684 14,9 3 918 85,1 

4. Fraunhofer-Institute 1981  i 2 216 100 1 075 48,5 1 141 51,5 
(100 % FuE) w 570 100 45 7,9 525 92,1 

1983  i 2 423 100 1 186 48,9 1 237 51,1 
w 632 100 50 7,9 582 92,1 

1985  i 2 823 100 1 344 47,6 1 479 52,4 
w 800 100 60 7,5 740 92,5 

1987  i 3 382 100 1 432 42,3 1 950 57,7 
w 937 100 76 8,1 861 91,9 

1989 2) i 3 843 100 1 722 44,8 2 122 55,2 
w 1 092 100 112 10,3 981 89,8 
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noch Tabelle VI/34 

Art der Einrichtung 

Jahr 1) 
i = ins

-

gesamt 
w =  
weiblich 

insgesamt Forscher Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl % Anzahl % Anzahl 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 1981  i 5 775 100 1 821 31,5 3 954 68,5 
und Archive w 3 300 100 850 25,8 2 450 74,2 

1983  i 6 069 100 1 897 31,3 4 172 68,7 
w 3 450 100 930 27,0 2 520 73,0 

1985  i 5 945 100 1 828 30,7 4 117 69,3 
w 3 400 100 920 27,1 2 480 72,9 

1987  i 6 219 100 2 037 32,8 4 182 67,2 
w 3 560 100 946 26,6 2 614 73,4 

1989 2) i 5 908 100 2 185 37,0 3 724 63,0 
w 3 051 100 1 005 32,9 2 046 67,1 

darunter FuE 3 ) 1981  i 971 100 377 38,8 595 61,2 
w 540 100 150 27,8 390 72,2 

1983  i 1 020 100 383 37,5 637 62,5 
w 570 100 160 28,1 410 71,9 

1985  i 1 033 100 389 37,7 644 62,3 
w 580 100 165 28,4 415 71,6 

1987  i 853 100 312 36,6 541 63,4 
w 478 100 133 27,8 345 72,2 

1989 2) i 782 100 311 39,8 471 60,2 
w 404 100 141 34,9 264 65,3 

6. Wissenschaftliche Museen 1981  i 3 172 100 625 19,7 2 547 80,3 
w 950 100 150 15,8 800 84,2 

1983  i 3 224 100 667 20,7 2 557 79,3 
w 960 100 155 16,1 805 83,9 

1985  i 3 446 100 750 21,8 2 696 78,2 
w 1 020 100 160 /5,7 860 84,3 

1987  i 3 748 100 855 22,8 2 893 77,2 
w 1 239 100 231 18,6 1 008 81,4 

1989 2) i 3 699 100 922 24,9 2 778 75,1 
w 1 392 100 280 20,1 1 112 79,9 

darunter FuE 3 ) 1981  i 2 548 100 528 20,4 2 056 79,6 
w 800 100 125 15,6 675 84,4 

1983  i 2 609 100 548 21,0 2 061 79,0 
w 810 100 130 16,0 680 84,0 

1985  i 2 802 100 614 2/,9 2 188 78,1 
w 870 100 140 16,1 730 83,9 

1987  i 3 007 100 701 23,3 2 306 76,7 
w 1 028 100 192 18,7 836 81,3 

1989 2) i 2 989 100 755 25,3 2 234 74,7 
w 1 161 100 234 20,2 927 79,8 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 1981  i 5 164 100 2 355 45,6 2 810 54,4 
(100 % FuE) w 2 150 100 540 25,1 1 610 74,9 

1983  i 5 068 100 2 324 45,9 2 744 54,1 
w 2 100 100 530 25,2 1 570 74,8 

1985  i 5 272 100 2 375 45,0 2 897 55,0 
w 2 200 100 550 25,0 1 650 75,0 

1987  i 5 856 100 2 855 48,8 3 001 51,2 
w 2 371 100 599 25,3 1 772 74,7 

1989 2) i 6 331 100 3 208 50,7 3 124 49,3 
w 2 637 100 666 25,3 1 971 74,7 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode  Drucksache 11/6886 

noch Tabelle VI/34 

Art der Einrichtung 

Jahr 1) 
i = ins

-

gesamt 
w = 

weiblich 

insgesamt Forscher Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl % Anzahl % Anzahl 

8. Insgesamt 1981  i 63 727 100 22 100 34,7 41 630 65,3 
(Summe 1. bis 7.) w 20 370 100 3 435 /6,9 16 935 83,1 

1983  i 64 621 100 23 034 35,6 41 588 64,4 
w 20 765 100 3 555 17,1 17 210 82,9 

1985  i 66 397 100 23 657 35,6 42 741 64,4 
w 21 920 100 3 710 16,9 18 210 83,1 

1987  i 70 168 100 25 763 36,7 44 406 63,3 
w 23 384 100 3 962 /6,9 19 424 83,1 

1989 2) i 72 669 100 28 517 39,2 44 152 60,8 
w 24 468 100 4 671 19,1 19 798 80,9 

darunter FuE 3 ) 1981  i 49 239 100 17 771 36,1 31 470 63,9 
w 14 860 100 2 410 /6,2 12 450 83,8 

1983  i 49 944 100 18 601 37,2 31 343 62,8 
w 15 135 100 2 460 16,3 12 675 83,7 

1985  i 51 741 100 19 224 37,2 32 520 62,8 
w 16 350 100 2 625 16,1 13 725 83,9 

1987  i 54 275 100 20 574 37,9 33 702 62,1 
w 17 138 100 2 732 15,9 14 407 84,1 

1989 2) i 56 833 100 22 646 39,8 34 187 60,2 
w 18 504 100 3 296 17,8 15 208 82,2 

*) Staatssektor (OECD-Abgrenzung). 
1) Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 
2) Vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt. 
3) Je nach Art der wissenschaftlichen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und 

Entwicklung (FuE). 
Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/35 

Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Institutionen und Wissenschaftszweigen *) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 

Art  der Einrichtung Jahr 1) 
ins

-

gesamt 
Natur

-

wissen

-

chaften 

Inge

-nieur-

wissen  
schaften 

Medizin 
Agrar

-

wissen

-

schaften 

Geistes- 
und 

Sozial
-wissen

-

schaften 

1. Großforschungseinrichtungen 1981 18 487 13 991 3 415 1 082 — — 
(100 % FuE) 1983 18 954 14 327 3 563 1 065 — — 

1985 19 417 14 703 3 643 1 072 — — 

1987 20 178 15 165 3 950 1 063 — — 
1989 2 ) 21 379 15 942 4 122 1 316 — — 

2. Max-Planck-Institute 1981 7 521 5 055 196 1 658 — 613 
(100 % FuE) 1983 7 640 5 131 198 1 691 — 621 

1985 7 988 5 353 196 1 755 — 685 
1987 8 352 5 640 210 1 777 — 727 
1989 2 ) 8 718 5 973 214 1 813 — 719 

3. Staatsinstitute 1981 21 392 8 983 2 874 2 339 5 759 1 438 
(ohne Bibliotheken, Archive, 1983 21 243 8 879 2 805 2 249 5 905 1 407 
Museen) 1985 21 506 8 864 2 864 2 253 6 149 1 376 

• 1987 22 436 9 080 2 921 2 510 6 183 1 742 
1989 2 ) 22 792 9 500 2 918 2 544 6 118 1 712 

darunter FuE 3 ) 1981 12 296 3 360 2 053 1 219 4 653 1 011 
1983 12 230 3 375 1 989 1 159 4 724 983 
1985 12 406 3 412 2 033 1 129 4 877 955 
1987 12 649 3 623 2 076 1 263 4 392 1 296 
1989 2 ) 12 792 3 806 2 087 1 284 4 352 1 264 

4. Fraunhofer-Institute 1981 2 216 554 1 532 — — 130 
(100 % FuE) 1983 2 423 539 1 749 — — 135 

1985 2 823 550 2 122 — — 151 
1987 3 382 693 2 502 — — 188 
1989 2 ) 3 843 768 2 874 — — 202 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 1981 5 775 254 13 52 — 5 456 
und Archive 1983 6 069 265 143 54 — 5 607 

1985 5 945 283 148 57 — 5 458 
1987 6 219 304 151 57 — 5 708 
1989 2 ) 5 908 404 156 161 — 5 188 

darunter FuE 3 ) 1981 971 254 1 5 — 711 
1983 1 020 265 40 5 — 710 
1985 1 033 283 42 6 — 703 
1987 853 91 42 6 — 715 
1989 2 ) 782 121 44 35 — 582 
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noch Tabelle VI/35 

Art der Einrichtung Jahr 1) ins
-

gesamt 
Natur

-

wissen

-

schaften  

Inge
-

nieur

-

wissen

-

schaften 
Medizin 

Agrar
-

wissen

-

schaften 

Geistes- 
und 

Sozial

-

wissen-
schaften 

6. Wissenschaftliche Museen 1981 3 172 201 358 — 8 2 606 
1983 3 224 206 366 — 8 2 645 
1985 3 446 212 438 — — 2 797 
1987 3 748 202 565 — — 2 981 
1989 2 ) 3 699 202 538 — — 2 959 

darunter FuE 3 ) 1981 2 584 174 119 — 7 2 284 
1983 2 609 180 119 — 7 2 303 
1985 2 802 187 165 — — 2 451 
1987 3 007 178 224 — — 2 606 
1989 2 ) 2 989 178 221 — — 2 590 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 1981 5 164 813 639 1 148 58 2 507 
(100 % FuE) 1983 5 068 781 622 1 204 54 2 408 

1985 5 272 920 662 1 292 44 2 355 
1987 5 856 1 264 706 1 361 65 2 461 
1989 2 ) 6 331 1 326 866 1 406 64 2 670 

8. Insgesamt 1981 63 727 29 850 9 026 6 278 5 825 12 750 
(Summe 1. bis 7.) 1983 64 621 30 127 9 444 6 261 5 966 12 822 

1985 66 397 30 885 10 072 6 428 6 193 12 821 
1987 70 168 32 345 11 004 6 767 6 248 13 805 
1989 2 ) 72 669 34 113 11 687 7 239 6 182 13 450 

darunter FuE 3 ) 1981 49 239 24 200 7 955 5 112 4 717 7 255 
1983 49 944 24 597 8 280 5 123 4 783 7 160 
1985 51 741 25 407 8 862 5 253 4 917 7 304 
1987 54 275 26 652 9 709 5 468 4 456 7 991 
1989 2 ) 56 833 28 112 10 426 5 854 4 416 8 025 

*) Staatssektor (OECD-Abgrenzung). 
1) Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 
2) Vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt. 
3) Je nach Art der wissenschaftlichen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und 

Entwicklung (FuE). 
Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/36 

Personal der bundes-, landes- und gemeindeeigenen Forschungseinrichtungen 
nach Wissenschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 

Wissenschaftszweig Jahr 1) 

insgesamt 
Bundeseigene 
Forschungs

-

einrichtungen 

Landes- und 
gemeindeeigene 

 Forschungs

-

einrichtungen 

Personal darunter Personal darunter Personal darunter 
zu- Wissen- zu- Wissen- zu- Wissen- 

sammen schaftler sammen schaftler sammen schaftler 

1. Naturwissenschaften 1981 8 983 2 950 5 908 1 706 3 075 1 245 
1983 8 879 2 939 5 728 1 655 3 152 1 285 
1985 8 864 2 985 5 695 1 729 3 169 1 256 
1987 9 080 3 397 5 774 1 920 3 306 1 477 
1989 2 ) 9 500 4 041 5 983 2 368 3 517 1 673 

darunter FuE 3 ) 1981 3 360 1 288 1 785 618 1 575 670 
1983 3 375 1 304 1 751 611 1 624 693 
1985 3 412 1 344 1 776 657 1 636 688 
1987 3 623 1 561 1 800 743 1 822 819 
1989 2 ) 3 806 1 755 1 871 834 1 935 922 

2. Ingenieurwissenschaften 1981 2 874 1 071 2 433 899 441 172 
1983 2 805 1 139 2 299 951 506 188 
1985 2 864 1 195 2 363 1 006 501 190 
1987 2 921 1 203 2 461 1 026 461 178 
1989 2 ) 2 918 1 222 2 446 1 020 472 202 

darunter FuE 3 ) 1981 2 053 766 1 719 636 333 130 
1983 1 989 819 1 623 680 366 139 
1985 2 033 855 1 671 716 362 139 
1987 2 076 859 1 742 730 334 130 
1989 2 ) 2 087 872 1 743 726 344 146 

3. Medizin 1981 2 339 702 2 023 626 316 76 
1983 2 249 653 1 970 585 279 68 
1985 2 253 635 2 041 596 213 39 
1987 2 510 733 2 252 686 258 47 
1989 2 ) 2 544 793 2 286 746 258 47 

darunter FuE 3 ) 1981 1 219 360 904 284 316 76 
1983 1 159 332 880 264 279 68 
1985 1 129 309 917 270 213 39 
1987 1 262 357 1 005 310 258 47 
1989 2 ) 1 284 388 1 026 341 258 47 

4. Agrarwissenschaften 1981 5 759 1 536 3 147 804 2 612 723 
1983 5 905 1 728 3 137 862 2 768 867 
1985 6 149 1 774 3 250 874 2 899 900 
1987 6 183 1 860 3 223 886 2 960 974 
1989 2 ) 6 118 1 913 3 113 895 3 005 1 019 

darunter FuE 3 ) 1981 4 653 1 236 2 832 724 1 821 512 
1983 4 724 1 382 2 823 775 1 901 607 
1985 4 877 1 406 2 925 787 1 952 620 
1987 4 392 1 304 2 901 797 1 491 507 
1989 2 ) 4 352 1 346 2 801 805 1 551 541 
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noch Tabelle VI/36 

Bundeseigene Landes- und 

insgesamt Forschungs- gemeindeeigene 
Forschungs- einrichtungen einrichtungen 

Wissenschaftszweig Jahr 1) 
Personal darunter Personal darunter Personal darunter 

zu- Wissen- zu- Wissen- zu- Wissen- 
sammen schaftler sammen schaftler sammen schaftler 

5. Geistes- und Sozialwissenschaften 1981 1 438 638 503 222 936 416 
1983 1 407 648 477 208 930 440 
1985 1 376 643 473 223 903 420 
1987 1 742 854 512 253 1 231 601 
1989 2 ) 1 712 839 497 273 1 215 566 

darunter FuE 3 ) 1981 1 011 460 299 136 712 324 
1983 983 470 287 134 697 336 
1985 955 457 289 140 666 317 
1987 1 296 654 302 153 994 502 
1989 2 ) 1 264 616 293 160 971 456 

6. Insgesamt 1981 21 392 6 896 14 014 4 256 7 379 2 640 
1983 21 243 7 106 13 609 4 260 7 635 2 847 
1985 21 506 7 231 13 821 4 427 7 685 2 804 
1987 22 436 8 046 14 221 4 770 8 215 3 277 
1989 2 ) 22 792 8 807 14 324 5 301 8 468 3 506 

darunter: FuE 3 ) 1981 12 296 4 110 7 539 2 398 4 758 1 712 
1983 12 230 4 306 7 364 2 464 4 866 1 842 
1985 12 406 4 372 7 578 2 569 4 829 1 802 
1987 12 649 4 735 7 750 2 731 4 899 2 004 
1989 2 ) 12 792 4 977 7 734 2 865 5 058 2 112 

1) Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 
2) Vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt. 
3) Je nach Art der Forschungseinrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und Entwick-

lung (FuE). 
Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/37 

Personal in Großforschungs 
Stellensoll (Planstellen) und zusätzliche Mitarbeiter 

1981 1983 1985 

davon davon 
Einrichtung ins

-

gesamt 
darunter 

ohne 
Stellen  

ins

-

gesamt 
ins

-

gesamt auf Plan

-

stellen 
ohne 

Stellen 2 ) 
auf Plan

-

stellen 
ohne 

Stellen 2) 

AWI Alfred-Wegener-Institut für 
Polar- und Meeresforschung, 
Bremerhaven 3 )   48 6 93 61 32 144 83 61 

DESY Deutsches Elektronen-Syn- 
chrotron, Hamburg   1 181 135 1 191 1 031 160 1 195 1 033 162 

DLR Deutsche Forschungsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt e. V., 
Köln   3 223 139 3 067 2 828 239 3 102 2 753 349 

DKFZ Deutsches Krebsforschungs- 
zentrum, Heidelberg   1 012 298 950 704 246 1 031 689 342 

GBF Gesellschaft für Biotechnolo- 
gische Forschung mbH, 
Braunschweig-Stöckheim   323 74 322 247 75 356 271 85 

GKSS GKSS-Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, 
Geesthacht-Tesperhude   643 82 656 552 104 680 547 133 

GMD Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung mbH, 
Sankt Augustin bei Bonn   742 133 736 593 143 795 580 215 

GSF Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH, 
Neuherberg bei München   1 326 177 1 329 1 131 198 1 313 1 115 198 

GSI Gesellschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH, 
Darmstadt   510 52 520 455 65 538 457 81 

HMI Hahn-Meitner-Institut Berlin 
GmbH, Berlin   621 122 646 501 145 676 505 171 

IPP Max-Planck-Institut für 
Plasmaphysik, Garching bei 
München   1 099 158 1 099 922 177 1 107 935 172 

KFA Forschungszentrum Jülich 
GmbH, Jülich   4 205 672 4 213 3 473 740 4 138 3 398 740 

KfK Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe GmbH, Karlsruhe (ein- 
schließlich Versuchsanlagen) 3 773 385 3 798 3 331 467 3 758 3 235 523 

Insgesamt   18 706 2 433 18 620 15 829 2 791 18 833 15 601 3 232 

nachrichtlich 
außerdem: MPG (ohne IPP) . . 7 329 730 7 290 6 546 744 8 565 6 598 1 967 

i) Einschließlich der im Rahmen der Projektförderung vorgesehenen Stellen. 
2) Doktoranden, Diplomanden, Praktikanten, studentische Hilfskräfte, freie Mitarbeiter, Gastwissenschaftler, Fremdstipendiaten, 

Auszubildende, Aushilfskräfte, wissenschaftliche Hilfskräfte (soweit nach Bes.-Gr. A 13/2 = 1/2 Anzahl) und sonstige Mitarbei-
ter. 

3) Ab 1. 1. 86 einschließlich Institut für Meeresforschung, Bremerhaven. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/37 

einrichtungen 
ohne Stellen nach den Wirtschaftsplänen 1 ) 

1986 1987 1988 1989 1990 (Reg.-Entw.) 

davon davon davon davon davon 
ins

-

gesamt auf 
Plan

-

stellen 

ohne 
Stel

-

len 2) 

ins

-

gesamt  auf 
Plan

-

stellen 

ohne 
Stel

-

len 2) 

ins

-

gesamt auf 
Plan

-

stellen 

ohne 
Stel

-

len 2) 

ins

-

gesamt auf 
Plan

-

stellen 

ohne 
Stel

-

len 2) 

ins

-

gesamt auf 
Plan

-

stellen 

ohne 
Stel

-

len 

225 157 68 242 159 83 265 162 103 276 166 110 290 176 114 

1 225 1 042 183 1 345 1 087 258 1 411 1 096 315 1 415 1 100 315 1 443 1 126 317 

3 121 2 772 349 3 161 2 782 379 3 170 2 791 379 3 160 2 763 397 3 164 2 757 407 

1 050 687 363 1 077 690 387 1 092 702 390 1 105 713 392 1 121 729 392 

380 282 98 400 294 106 408 294 114 427 303 124 431 307 124 

684 546 138 684 541 143 690 543 147 699 552 147 701 551 150 

803 582 221 841 580 261 1 060 732 328 1 065 725 340 1 091 741 350 

1 312 1 109 ;03 1 320 1 098 222 1 317 1 094 223 1 315 1 089 226 1 336 1 092 244 

554 469 85 572 477 95 578 483 95 581 484 97 588 490 98 

698 507 191 696 505 191 677 499 178 676 498 178 694 501 193 

1 089 922 167 1 078 909 169 1 060 896 164 1 083 891 192 1 084 890 194 

4 181 3 351 830 4 161 3 311 850 4 164 3 294 870 4 180 3 265 915 4 187 3 257 930 

3 799 3 192 607 3 748 3 152 596 3 767 3 116 651 3 741 3 090 651 3 737 3 086 651 

19 121 15 618 3 503 19 325 15 585 3 740 19 659 15 702 3 957 19 723 15 639 4 084 19 867 15 703 4 164 

8 590 6 620 1 970 8 667 6 651 2 016 8 752 6 681 2 071 8 858 6 708 2 150 8 872 6 727 2 145 

Rundungsdifferenzen 



Drucksache 11/6886  Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

Tabelle VI/38 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählten OECD-Staaten 
nach Personalgruppen und Sektoren 

- auf Vollzeit umgerechnet - 

 tätig im 

Forscher 
Techni

-

sches 
Personal FuE-Personal Wirt- Hoch- Staats- 

und insgesamt Schafts- schul- und 
Staat Jahr Sonstige sektor sektor PNP-1) 

Sektor 

je 1 000 
Anzahl Erwerbs- Anteil in 

personen 

Bundesrepublik 1975 103 736 199 378 303 114 11,3 61,4 21,5 17,1 
Deutschland 1981 2 ) 124 678 234 741 359 419 13,1 67,5 18,1 14,4 

1983 130 843 238 152 368 995 13,4 67,6 18,2 14,2 
1985 143 627 254 701 398 328 14,3 69,1 17,3 13,6 
1987 2 ) 165 616 253 591 419 207 14,9 70,5 16,0 13,5 

Frankreich 1975 65 300 154 400 219 700 9,8 55,0 19,4 25,6 
1981 2 ) 85 500 163 500 249 000 10,6 51,3 22,2 26,5 
1983 92 682 168 501 261 183 11,0 50,6 21,9 27,5 
1985 102 253 170 761 273 014 11,4 51,4 21,6 27,0 
1987 109 359 168 562 277 921 11,5 51,6 21,4 27,0 

Großbritannien 1975 . . . . . . 
1981 . . . . . . . 
1983 . . . . 
1985 3 ) 122 974 158 426 281 400 10,1 61,5 18,5 20,0 
1987 3 ) 127 250 154 500 281 750 10,0 65,3 19,0 15,7 

Italien 1975 37 925 56 761 94 686 4,5 42,6 38,7 18,7 
1981 52 060 50 776 102 836 4,5 49,0 31,2 19,8 
1983 63 021 49 722 112 743 4,9 45,7 34,9 19,4 
1985 63 759 54 128 117 887 5,0 47,7 31,4 20,9 
1987 70 556 57 619 128 175 5,3 44,8 33,5 21,7 

Niederlande 1975 15 460 38 830 54 290 10,9 52,1 23,0 24,9 
1981 2 ) 20 890 36 710 57 600 10,2 47,1 28,1 24,8 
1983 22 040 2 ) 35 590 57 630 10,1 47,2 27,6 25,2 
1985 24 150 37 250 61 400 10,6 48,8 26,4 24,8 
1987 . . 63 540 10,7 49,2 26,3 24,5 

Japan 4 ) 1975 316 860 249 362 566 222 10,6 54,5 34,6 10,9 
1981 392 625 256 352 648 977 11,4 56,1 33,0 10,9 
1983 435 340 275 532 710 872 12,1 57,8 32,1 10,1 
1985 473 296 288 354 761 650 12,8 59,2 31,1 9,7 
1987 513 267 290 566 803 833 13,2 59,9 30,6 9,5 

USA 1975 527 400 . . . . . 
1981 683 300 . . . . . . 
1983 722 500 . . . . . 
1985 772 700 . . . . 
1987 806 200 . . . . . . 

Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle 
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noch Tabelle VI/38 

Staat Jahr 

Forscher 

Techni

-

sches 
Personal - 

und 
Sonstige 

FuE-Personal 
insgesamt Wirt

-
schafts

-sektor 

davon tätig im 

Hoch

-
schul

-sektor 

Staats-
und 

PNP-1) 
Sektor 

Anzahl 
je 1 000 
Erwerbs

-

personen 
Anteil in 

Kanada 1975 . . . . . . . 
1981 41 090 40 990 82 080 6,9 39,5 35,2 25,3 
1983 46 110 43 719 89 829 7,4 40,7 34,6 24,7 
1985 53 080 46 730 99 810 7,9 44,8 33,5 21,7 
1987 57 900 46 720 104 620 8,0 46,5 34,1 19,4 

Österreich 1975 5 387 10 005 15 392 4,8 59,3 26,2 14,5 
1981 6 712 11 886 18 598 5,6 62,6 25,7 11,7 
1983 . . . . . . . 
1985 3 ) 7 609 12 552 20 161 6,0 62,3 26,5 11,2 
1987 . . . . . . . 

Schweiz  1975 10 568 17 921 28 489 9,1 65,5 24,4 10,1 
1981 . . . . . . . 
1983 . . . . . . 
1985 . . . . . . . 
1987 . . . . . . . 

Schweden 5 ) 1975 10 646 24 541 35 187 8,5 66,8 23,6 9,6 
1981 2 ) 16 496 24 318 40 814 9,4 67,0 24,7 8,3 
1983 2) 17 781 26 478 44 259 10,1 67,9 24,4 7,7 
1985 19 899 27 600 47 499 10,9 69,6 24,2 6,2 
1987 21 025 28 886 49 911 11,3 70,6 23,6 5,8 

1) Private Organisationen ohne Erwerbszweck (PNP). 
2) Zeitreihenbruch. 
3) Unterschätzt. 
4) FuE-Personal insgesamt aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt, %-Anteile der übrigen 

Sektoren daher unterschätzt. 
5) Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften. 
Quelle: OECD und eigene Berechnungen des Bundesministeriums für Forschung und Technologie 

Rundungsdifferenzen 
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2.4 Regionaldaten 

Tabelle VI/39 

Regionale Aufteilung 1 ) der FuE-Ausgaben des Bundes 

1985 Ist 1986 Ist 1987 Ist 1988 Ist 

Land in Mio 
DM in % in Mio DM  in % in Mio DM  in % in Mio DM  in 

Baden-Württemberg   2 327,9 18,2 2 198,5 17,0 2 222,2 16,9 2 205,9 16,6 
Bayern   2 648,8 20,7 2 771,1 21,5 3 000,7 22,8 3 025,3 22,8 
Berlin   681,5 5,3 719,8 5,6 735,1 5,6 769,3 5,8 
Bremen   272,4 2,1 289,7 2,2 349,0 2,7 316,4 2,4 
Hamburg   695,4 5,4 791,0 6,1 852,9 6,5 804,2 6,1 
Hessen   626,8 4,9 711,3 5,5 718,0 5,5 766,0 5,8 
Niedersachsen   1117,2 8,8 1103,2 8,6 1097,4 8,3 1108,4 8,4 
Nordrhein-Westfalen   2 538,8 19,9 2 445,3 19,0 2 176,6 16,6 2 223,6 16,8 
Rheinland-Pfalz   185,6 1,5 213,3 1,7 191,3 1,5 195,4 1,5 
Saarland   79,8 0,6 76,9 0,6 62,4 0,5 67,8 0,5 
Schleswig-Holstein   494,5 3,9 463,5 3,6 390,0 3,0 402,0 3,0 
Ausland 2 )   1098,2 8,6 1114,4 8,6 1348,6 10,3 1370,7 10,3 

Insgesamt   12 767,0 100 12 897,8 100 13 144,2 100 13 254,8 100 

1) Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes ist in der Regel der Sitz der die Forschung und Ent-
wicklung (FuE) ausführenden Stelle. Im Fa ll  der Gemeinsamen Forschungsförderung durch Bund und Länder gemäß Rahmen-
vereinbarung Forschungsförderung wurden daher die FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf der geförderten 
Einrichtungen bzw. Arbeitsstellen aufgeteilt. Bei den bundeseigenen Forschungseinrichtungen wurden die FuE-Ausgaben auf 
den Hauptsitz und die angeschlossenen Außen- bzw. Arbeitsstellen mit institutionellem Charakter aufgeteilt. Regionale Aus-
wirkungen von Unteraufträgen durch Weitergabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg blieben bei der Regiona-
lisierung unberücksichtigt. 

2) Geringfügige Abweichungen gegenüber Tabelle VI/10 durch Heranziehung tiefer gegliederten Datenmaterials für die Regio-
naldarstellung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/40 

Regionale Aufteilung 1 ) der Länderausgaben 
für Forschung und Entwicklung insgesamt 

auf Sitzländer der geförderten Einrichtungen 
bzw. Zuwendungsempfänger 1987 

— in Mio DM — 

Land 1987 Ist 

Baden-Württemberg   1 832 
Bayern   1 591 
Berlin   822 
Bremen   96 
Hamburg   439 
Hessen   841 
Niedersachsen   1 207 
Nordrhein-Westfalen   2 469 
Rheinland-Pfalz   436 
Saarland   156 
Schleswig-Holstein   340 
Ausland   11 

Zusammen   10 240 

Darunter von Dritten  finan- 
ziert 2 )   1 690 

FuE-Ausgaben der Länder ins- 
gesamt   8 550 

1) Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben 
der Länder ist der Sitz der die Forschung und Entwicklung 
(FuE) ausführenden Stelle, im Fall der Gemeinsamen For-
schungsförderung durch Bund und Länder gemäß Rahmen-
vereinbarung Forschungsförderung wurden daher die FuE

-

Ausgaben der Länder insgesamt nach dem Zuwendungsbe-
darf der geförderten Einrichtungen bzw. Arbeitsstellen auf-
geteilt, Mittelflüsse zwischen den Ländern (Refinanzierung) 
blieben unberücksichtigt. 
Der größte Teil der FuE-Ausgaben der Länder fließt in die 
Hochschulen. Die FuE-Ausgaben der Hochschulen wer-
den seit 1987 nach einem neuen Berechnungsverfahren (vgl. 
Teil VI, Kapitel 1) aus den Ausgaben der Hochschulen (Hoch-
schulfinanzstatistik) ermittelt. 
Regionale Auswirkungen von Unteraufträgen durch Weiter-
gabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg blie-
ben bei der Regionalisierung unberücksich tigt. 

2) Die Anteile der Länder enthalten die regional aufgeteilten 
FuE-Ausgaben der Hochschulen, dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, daß nicht alle Drittmittel vollständig regionalisie rt 

 vorliegen. An der Finanzierung der erfaßten und nach Län-
dern gegliederten Drittmittel sind jedoch neben den Ländern 
auch der Bund sowie weitere Drittmittelgeber beteiligt. Die 
FuE-Ausgaben der Länder ergeben sich daher erst nach Ab-
setzung der von Dritten finanzierten Mittel von der Gesamt-
summe.  Rundungsdifferenzen 

Quelle : Statistisches Bundesamt, BLK und eigene Berechnun

-

gen des Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/41 

Regionale Aufteilung 1 ) der internen FuE-Aufwendungen des Wirtschaftssektors 
auf Sitzländer der Forschungsstätten 1985 und 1987 

— in Mio DM — 

Interne FuE-Aufwendungen 

1985 1987 

Land 

insgesamt 

in For

-

schungs
-stätten von  

Unterneh

-

men 2 ) 

in For

-

schungs

-

stätten von 
IFG 3 ) 

insgesamt 

in For

-

schungs

-

stätten von  
Unterneh

-

men 2 ) 

in For

-

schungs

-

stätten von 
IFG 3 ) 

Baden-Württemberg   8 028 7 994 34 9 396 9 354 42 

Bayern   8 674 8 657 17 10 560 10 537 23 

Berlin   838 829 10 1 140 1 131 9 

Bremen   775 769 5 480 . . 

Hamburg   1 119 1 116 3 1 412 1 409 3 

Hessen   4 204 4 185 19 4 522 4 499 23 

Niedersachsen   2 081 2 067 14 2 573 2 559 14 

Nordrhein-Westfalen   7 830 7 486 344 8 279 7 942 338 

Rheinland-Pfalz   1 767 . 2 103 . 

Saarland   95 . . 73 73 — 

Schleswig-Holstein   452 . . 482 482 — 

Insgesamt   35 862 35 415 448 41 019 40 565 454 

1) Schätzung aufgrund der Verteilung des FuE-Personals auf Forschungsstätten. 
2) Unter Einbeziehung von Daten aus dem FuE-Personalkostenzuschuß- bzw. Zuwachsförderungsprogramm (AIF), soweit bis 

September 1989 bereitgestellt; um Doppelzählungen bereinigt. 
3) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Abkürzungsverzeichnis 

AA  Auswärtiges Amt, Bonn 
ABS  Automatisches Bremssystem 
AGF  Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen, Bonn 
AIF  Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen e. V., Köln 
AIS  Befristete Wissenschaftliche Arbeitsgruppe für Integ rierte Schaltungen, Erlangen-

Tennenlohe 
ARL  Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hannover 
ART  Artificial Intelligence (= Künstliche Intelligenz) 
ASDEX  Axialsymmetrisches Divertor-Experiment 
AvH  Alexander von Humboldt-Stiftung, Bonn 
AWI  Stiftung Alfred-Wegener-Ins titut für Polarforschung, Bremerhaven 
AWTF  Ausschuß für wissenschaftliche und technische Forschung 

BA  Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
BAFE  Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
BAH  Biologische Anstalt Helgoland, Hamburg 
BAM  Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin 
BAST  Bundesanstalt für Straßenwesen, Bergisch-Gladbach 
BAW  Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 
BER II  Berliner Experimentierreaktor Nr. II 
BerBiFG  Berufsbildungsförderungsgesetz 
BERKOM  Berliner Kommunikationssystem 
BESSY  Berliner Elektronen-Speicherring für Synchrotronstrahlung 
BfAi  Bundesstelle für Außenhandelsinformation, Köln 
BFB  Betriebsleitsystem für flexible Betriebsweisen 
BfG  Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 
BfLR  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 
BfNL  Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie, Bonn 
BGA  Bundesgesundheitsamt, Berlin 
BGBl  Bundesgesetzblatt 
BGR  Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover 
BIB  Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 
BIBB  Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Ber lin 
BICT  Bundesinstitut für chemisch-technische Untersuchungen beim Bundesamt für Wehrtechnik 

und Beschaffung, Swisttal 
BIG  Berliner Innovations- und Gründerzentrum 
BIKE  Biotechnologie-Informationsknoten für Europa 
BIOMASS  Biological Investigations of Marine Antarctic Systems and Stocks 
BIOst  Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und inte rnationale Studien, Köln 
BIP  Bruttoinlandsprodukt 
BISp  Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Köln 
BITT  Beratungsstellen für Innova tions- und Technologietransfer 
BITZ  Bremer Innovations- und Technologiezentrum 
BIZ  Bau-Informations-Zentrum, München 
BK  Bundeskanzleramt 
BLK  Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn 
BMA  Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
BMB  Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
BMBau  Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
BMBW  Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
BMF  Bundesminister der Finanzen 
BMFT  Bundesminister für Forschung und Technologie 
BMI  Bundesminister des Innern 
BMJ  Bundesminister der Justiz 
BMJFFG  Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
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BML  Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
BMPT  Bundesminister für Post und Telekommunikation 
BMU  Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
BMV  Bundesminister für Verkehr 
BMVg  Bundesminister der Verteidigung 
BMWi  Bundesminister für Wirtschaft 
BMZ  Bundesminister für wirtschaft liche Zusammenarbeit 
BNI  Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, Hamburg 
BoKG  Bundesinstitut für ostdeutsche Kultur und Geschichte, Oldenburg 
BON  Betriebsleitsystem für den öffentlichen Nahverkehr 
BPA  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
BRH  Bundesrechnungshof 
BRITE  Basic Research in Industrial Technologies for Europe 

(Grundlagenforschung auf dem Gebiet der industriellen Technologien für Europa) 
BSP  Bruttosozialprodukt 
BWS  Bruttowertschöpfung 

CAD  Computer Aided Design 
(Rechnerunterstütztes Entwerfen und Konstruieren) 

CAE  Computer Aided Enginee ring 
(Rechnerunterstütze[r] Entwurf, Konstruktion und Arbeitsplanung) 

CAM  Computer Aided Manufacturing 
(Rechnerunterstützte Fertigung) 

CAS  Chemical Abstract Service 
CCMS  Committee on the Challenges of Modern Society 

(Umweltausschuß der NATO) 
CEPT  Konferenz der Europäischen Verwaltungen für das Post- und Fernmeldewesen 
CERN  Conseil Européen pour la Recherche Nucléaire, Genf 

(Europäische Organisation für Kernforschung) 
CGIAR  Consultative Group on International Agricultural Research, Washington, D.C. 

(Beratungsgruppe für Internationale Agrarforschung) 
CICCP  Committee for Informa tion Computer and Communica tion Policy 

(OECD-Ausschuß für Informations-Computer und Kommunikationspolitik) 
CIM  Computer Integrated Manufacturing 

(Rechnerintegrierte Fertigungstechnik) 
CIP  Computer-Investitionsprogramm 
CIS  Deutsches Zentrum der internationalen Dokumenta tionszentrale für Arbeitsschutz, 

Dortmund 
CMEA  Council for Mutual Economic Assistance 

(Rat für gegenseitige Wi rtschaftshilfe) 
COMECON  Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
CO2  Kohlendioxid 
COSINE  Europäisches Forschungsnetz 
COST  Coopération Européenne dans le domaine de la recherche scien tifique et technique, 

Brüssel 
(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschafftlichen und technischen 
Forschung) 

COSY  Compaktsynchrotron (für Röntgenlithographie) bei BESSY 
CPRA  Ständiger Ausschuß für Agrarforschung bei der Kommission der EG 
CRD  Committee for Research and Development, Pa ris 

(Ausschuß für Energieforschung und -entwicklung der IEA) 
CSB  Chemischer Sauerstoffbedarf 
CSTP  Committee for Scientific and Technological Policy 

(OECD-Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepolitik) 

DAAD  Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V., Bonn 
DAI  Deutsches Archäologisches Ins titut, Berlin 
DAKOR  Datenbank für die Koordinierung der FuE-Vorhaben der Bundesressorts beim BMFT 
DARA  Deutsche Agentur für Raumfah rtangelegenheiten, Bonn 
DASTAT  Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatis tik (Ausgaben des Bundes) beim 

BMFT 
DAVOR  Datenbank für Förderungsvorhaben des BMFT 
DB  Deutsche Bundesbahn 
DBB  Deutsche Bundesbank, Frankfurt/Main 
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DBI  Deutsches Bibliotheksinstitut, Berlin 
DBM  Deutsches Bergbau-Museum, Bochum 
DBP  Deutsche Bundespost 
DECHEMA  Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparatewesen, chemische Technik und Biotechnolo- 

gie, Frankfurt 
DEKORP  Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches Programm 
DESY  Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg 
DFA  Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittelchemie, Garching 
DFG  Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., Bonn 
DFKI  Deutsches Forschungsinstitut für Künstliche Intelligenz 
DFI  Diabetes-Forschungsinstitut an der Universität Düsseldorf 
DFN  Deutsches Forschungsnetz 
DFS  Deutscher Fernmeldesatellit 
DFVLR  jetzt DLR 
DGD  Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 
DGFI  Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut, Frankfurt/Main 
DGFK  Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e. V., Bonn 
DGK  Deutsche Geodätische Kommission 
DHI  Deutsches Hydrographisches Institut, Hamburg 
DHI/Paris/ 
Rom/London/ 
Washington  Deutsches Historisches Institut 
DHP  Deutsche Herz-Kreislauf-Präventionsstudie 
DIE  Deutsches Institut für Entwicklungspoli tik GmbH, Berlin 
DIFF  Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen 
DIJ/Tokio  Deutsches Institut für Japanstudien 
DIMDI  Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information, Köln 
DIN  Deutsches Institut für Normung e. V., Berlin 
DIPF  Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Frankfurt/Main 
DITR  Deutsches Informationszentrum für Technische Regeln, Berlin 
DIW  Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 
DJI  Deutsches Jugendinstitut 
DKFZ  Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 
DLR  Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V., Köln 
DM  Deutsches Museum, München 
DNW  Deutsch-Niederländischer Windkanal, Emmeloord/Niederlande 
DORIS  Doppelringspeicher bei DESY, Hamburg 
DPZ  Deutsches Primatenzentrum, Göttingen 
DRG  Gruppe für Verteidigungsforschung der NATO 
DSDP  Deep Sea Drilling-Project 
DSM  Deutsches Schiffahrtsmuseum, Bremerhaven 
DÜI  Deutsches Überseeinstitut, Hamburg 
DV  Datenverarbeitung 
DWD  Deutscher Wetterdienst, Offenbach 
DWK  Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 

ECE  Economic Commission for Europe 
(UN-Wirtschaftskommission für Europa) 

ECLAIR  European Collaborative Linkage of Ag riculture and Industry through Rescard 
(Erstes mehrjähriges Programm der EG für biotechnologische, agrarindustrielle und techno-
logische Entwicklung) 

ECS  European Communication Satellite Programm (ESA) 
(Operationelles europäisches Nachrichtensatelliten-Programm) 

ECU  European Currency Unit 
(Europäische Rechnungseinheit) 
1 ECU = 2,07 DM im Oktober 1987 

EFTA 

 

 European Free Trade Associa tion 
(Europäische Freihandelszone) 

EG  Europäische Gemeinschaften, Brüssel 
EGKS  Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
EHI  Europäisches Hochschulinstitut, Florenz 
ELBENA/LINAC ELBENA Linear Accelerator, Berlin 

(Elektronenbeschleuniger) 
ELSA  Electron Stretcher Accelerator, Bonn 

(Elektronenbeschleuniger) 
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EMBC  European Molecular Biology Conference, Heidelberg 
(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

EMBL  European Molecular Biology Laboratory, Heidelberg 
(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

EMBO  Europäische Organisation für Molekularbiologie, Heidelberg 
EMI  Institut für Kurzzeitdynamik „Ernst-Mach-Institut" der FhG, Freiburg 
ERE  Europäische Rechnungseinheit 

(1986: 1 ERE = 2,13 DM) 
ERP  European Recovery Program 

(Marshall-Plan) 
ERS-1  ESA Remote Sensing Satellite 
ESA  European Space Agency, Paris 

(Europäische Weltraumorganisation) 
ESO  European Southern Observatory, Garching 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südlichen Hemisphäre) 
ESOC  European Space Operation Center, Darmstadt 

(Europäisches Weltraum-Operationszentrum) 
ESPRIT  Europäisches Strategisches Programm für Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 

Informationstechnologie 
ESRF  European Synchrotron Radia tion Facility in Grenoble 

(Europäische Synchrotronstrahlungsquelle) 
ESRIN  European Space Research Institute 

(Europäisches Weltraumforschungsins titut) 
ESA-Niederlassung in Frascati/Italien 

ESRO 

 

 European Space Research Organization 
(Europäische Weltraumforschungsorganisa tion) 

EStDV  Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
ESTEC  European Space Research and Technology Center, Nordwijk, Niederlande 

(Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und -technologie der ESA) 
EStG  Einkommensteuergesetz 
ETW  Europäischer-Transschall-Windkanal, Köln-Porz 
EUMETSAT  European Organization for the Exploita tion of Meteorological Satellites (Europäische Nutzer

-

organisation für Wettersatelliten) 
EUR  Europa 
EURAM  European Research for Advanced Materials, Brüssel 
EURATOM  Europäische Atomgemeinschaft, Brüssel 
EURECA  European Retrievable Carrier  
EUREKA  Initiative für verstärkte technologische Zusammenarbeit in Europa 
EUROMAR  EUREKA-Projekt zur Erforschung ökologischer Kausalzusammenhänge in den europäischen 

Meeren 
EURONET  Europäisches Datenübertragungsnetz 
EUROSILVA  Europäischer Forschungsverbund zur Erforschung der Physiologie des Baumes 
EUROTRA  European-Translation-System 

(Europäisches Übersetzungssystem) 
EUROTRAC  Europäisches Experiment zum Transport und zur Umwandlung umweltrelevanter Spuren

-

stoffe in der Troposphäre über Europa 
EUTELSAT  European Telecommunications Satellite Organization 

(Europäische Organisation für Fernmeldesatelliten) 
EWG  Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
EZMW  Europäisches Zentrum für mittelf ristige Wettervorhersage, Reading (Großbritannien) 
EZN  Erfinderzentrum Norddeutschland, Hannover 
EXOSAT  European X-Ray Obse rvatory-Satellite 

(Satellit zur Erforschung von galaktischen und extragalaktischen Röntgenstrahlquellen) 

FAL  Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-Völkenrode 
FAMOS  flexible Automatische Montagesysteme (= EUREKA-Projekt) 
FAO  Food and Agriculture Organization, Rom 

(Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa tion der Vereinten Nationen) 
FCKW  Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe 
FF  Französischer Franc 
FGAN  Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften, Wachtberg-Werthoven 
FGSV  Forschungsgese llschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
FhG  Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V., München 
FIB  Forschungsinstitut Borstel 

Institut für expe rimentelle Biologie und Medizin, Borstel 
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FIR  Forschungsinstitut für Rationalisierung, Aachen 
FIS  Forschungsinstitut Senckenberg, Frankfurt/Main 
FITT  Fachhochschul-Institut für Technologietransfer an der Fachhochschule des Saarlandes 
FIZ  Fachinformationszentrum 
FÖV  Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungswissen

-
schaften Speyer 

FS  Forschungsschiff 
FTP  Forschungs- und Technologieprogramme 
FUB  Freie Universität Berlin 
FuE  Forschung und Entwicklung 
FuT  Forschung und Technologie 
FWG  Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik, Kiel 

GaAs  Galliumarsenid 
GARP  Global Atmospheric Research Program 
GARTEUR  Group of Aeronautical Research and Technology in Europe, kein fester Sitz 

(Gruppe für Aeronautische Forschung und Technologie in Europa) 
GATE  German Approp riate Technology Exchange 
GBF  Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH, Braunschweig-Stöckheim 
GEM  Gesellschaft für Elektronische Medien 
GEOMAR  Zentrum für marine Geowissenschaften, Kiel 
GESIS  Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen, Mannheim 
GFE  Großforschungseinrichtung 
GFS  Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemeinschaften, Ispra/Karlsruhe/Geel/ 

Petten 
GG  Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
GID  Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH, Frankfurt/Main 
GKSS  GKSS-Forschungszentrum Geesthacht mbH, Geesthacht 
GMD  Gesellschaft für Mathema tik und Datenverarbeitung mbH, St. Augus tin bei Bonn 
GNM  Germanisches Nationalmuseum, Nürnberg 
GRG  Gesundheitsreform-Gesetz 
GSF  Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH, Neuherberg bei München 
GSI  Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 
GUSI  GKSS-Unterwasser-Simulationsanlage 
GVFG  Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

H-Bahn  Kabinenbahnsystem 
HBFG  Hochschulbauförderungsgesetz 
HdA  Humanisierung des Arbeitslebens 
HDR  Heißdampfreaktor 
HDTV  High Definiton Television 

(Hochauflösendes Fernsehen) 
HERA  Hadron-Elektron-Ringbeschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 
HFR  Hochflußreaktor 
HHI  Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik Berlin GmbH, Ber lin 
HIS  Hochschulinformationssystem 
HLR  Höchstflußreaktor des ILL Grenoble 
HMI  Hahn-Meitner-Ins titut Berlin GmbH, Ber lin 
HPI  Heinrich-Pette-Institut für expe rimentelle Virologie und Immunologie an der Universität 

Hamburg 
HTR  Hochtemperatur-Reaktor 
HWWA  HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 

IAB  Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
IABG  Industrieanlagen Bet riebsgesellschaft, Ottobrunn 
IAEO  International Atomic Energy Organization, Wien 

(Internationale Atomenergie-Organisa tion) 
IAF  Institut für Angewandte Festkörperphysik der FhG, Freiburg 
IAI  Institut der Gesellschaft zur Förderung der Angewandten Informationsforschung an der 

Universität des Saarlandes 
IAO  Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation der FhG, Stuttga rt  
IAU  Institut für Atmosphärische Umweltforschung der FhG, Garmisch-Partenkirchen 
IBFN  Integriertes Breitbandfernmeldenetz 
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IBP  Institut für Bauphysik, Stuttgart  
ICE  Intercity Experimental 
ICES  International Council of Scientific Unions 

(Internationaler Rat für Meeresforschung) 
ICRP  International Commission on Radiation, Protechon 

(Internationale Strahlenschutzkommission) 
ICSU  International Council of Scientific Unions, Paris 

(Internationaler Rat wissenschaftlicher Vereinigungen) 
ICT  Institut für Treib- und Explosivstoffe der FhG, Pfinztal-Berghausen 
IDS  Institut für Deutsche Sprache, Mannheim 
IEA  International Energy Agency, Paris 

(Internationale Energie Agentur der OECD) 
IfA  Institut für Arbeitsphysiologie an der Universität Dortmund 
IFAG  Institut für Angewandte Geodäsie, Frankfurt/Main 
IFAM  Institut für Angewandte Mate rialforschung der FhG, Bremen-Lesum 
IfE  Institut für Erdölforschung, Clausthal-Zellerfeld 
IFG  Institution für Gemeinschaftsforschung und expe rimentelle -entwicklung 
IFK  Forschungsinstitut für Kinderernährung, Dortmund 
IfM  Institut für Meereskunde an der Universität Kiel 
IfMB  Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 
IFO  Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung e. V., München 
IFT  Institut für Festkörpertechnologie der FhG, München 
IfW  Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 
IfZ  Institut für Zeitgeschichte, München 
IGB  Institut für Grenz flächen- und Bioverfahrenstechnik der FhG, Stuttgart 
IGCP  International Geological Correlation Program 

(Internationales geologisches Programm der UNESCO) 
IHAK  Institut für Hydroakustik der FhG, Ottobrunn 
IHK  Industrie- und Handelskammer 
IHP  International Hydrological Program 

(Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 
IIASA  Internationales Institut für angewandte Systemanalyse Laxenburg (Österreich) 
IID  Institut für Information- und Datenverarbeitung der FhG, Karlsruhe 
IIP  Intergovernmental Informatic Programme 

(Informationstechnologien der UNESCO) 
ILL  Institut Max von Laue — Paul Langevin, Grenoble 
ILT  Institut für Lasertechnik der FhG, Aachen 
ILV  Institut für Lebensmitteltechnologie und Verpackung der FhG, München 
IMS  Integrierte Materialflußsysteme 
IMT  Institut für Mikrostrukturtechnik der FhG, Ber lin 
INEX  Institut zur Förderung von Existenzgründungen an der Fachhochschule des Saarlandes 
INIS  Internationales Nukleares Informationssystem 
INT  Institut für Naturwissenschaft lich-Technische Trendanalyse der FhG, Euskirchen 
INTERATOM Internationale Atomreaktor GmbH, Bergisch Gladbach 
InvZulG  Investitionszulagengesetz 
IOC  Intergovernmental Oceanographic Commission, Pa ris 

(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 
IPA  Institut für Produktionstechnik und Automatisierung der FhG, Stuttgart 
IPK  Institut für Produktionsanlagen und Konstruktionstechnik der FhG, Berlin 
IPM  Institut für Physikalische Meßtechnik der FhG, Freiburg 
IPN  Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften an der Universität Kiel 
IPP  Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching 
IPT  Institut für Produktionstechnologie der FhG, Aachen 
IRB  Informationszentrum Raum und Bau, Stuttgart 
IRS  Information Retrieval Service, Frascati/Italien 

(Informationsabrufdienst der ESA) 
ISAS  Institut für Spektrochemie und angewandte Spektroskopie, Dortmund 
ISBN  Internationale Standardbuchnummer 
ISC  Institut für Silicatforschung der FhG, Würzburg 
ISDN  Integrated Service Digital Network 
ISE  Institut für Solare Energiesysteme der FhG, Freiburg 
ISI  Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung der FhG, Karlsruhe 
ISIC  International Standard Industrial Classification 

(Internationale Wirtschaftszweigsystematik) 
ISIS  Injektion Schwerer Ionen nach ECR-Stripping 
ISIT  Fraunhofer-Institut für Siliziumtechnologie, Itzehoe 
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ISL  Deutsch-Französisches Forschungsinstitut, Saint-Louis (Frankreich) 
ISO  International Standards Organisation 

(Internationale Normen-Organisation) 
ITA  Institut für Toxikologie und Aerosolforschung der FhG, Hannover 
ITER  Internationaler thermonuklearer expe rimenteller Reaktor 
ITW  Institut für Transporttechnik und Warendist ribution der FhG, Dortmund 
IUCT  Institut für Umweltchemie und Ökotoxikologie der FhG, Schmallenberg/Grafschaft 
IuD  Information und Dokumentation 
IuK  Information und Kommunikation 
IWF  Institut für den Wissenschaftlichen Film, Göttingen 
IWI  Institut für Wirtschaftsinformatik am Institut für empi rische Wirtschaftsforschung, 

Saarland 
IWM  Institut für Werkstoffmechanik der FhG, Freiburg 
IZ  Informationszentrum Sozialwissenschaften, Bonn 
IZFP  Institut für Zerstörungsfreie Prüfverfahren der FhG, Saarbrücken 

JESSI  Joint European Submicron Silicon Initative 
(Gemeinsame Europäische Entwicklung in der Submikronprozeßtechnologie) 

JET  Joint European Torus, Culham/Großbritannien 
(Europäisches Fusionsgroßexperiment) 

JGHF  Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat, Marburg 
JICST  Japan Information Center for Science and Technology 
JURIS  Juristisches Informationssystem, Bonn 

KFA  Forschungszentrum Jülich GmbH, Jülich 
KfK  Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 
KfW  Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt/Main 
KHI Florenz  Kunsthistorisches Institut, Florenz 
KI  Künstliche Intelligenz 
KIS  Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Freiburg 
KMU  Kleine und mittlere Unte rnehmen 
KRZ  Klimarechenzentrum, Hamburg 
KSZE  Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
KTB  Kontinentales Tiefbohrprogramm 
KWT  Kontaktstelle für Wissens- und Technologietransfer an der Fachhochschule des Saar- 

landes 

LASER  Light Amplification Stimulated Emission Radiation 
LCD  Liquid crystal display (Digitalanzeige mit Flüssigk ristallen) 
LEP  Large Electron-Positron Storage Ring 

(Elektron-Positron-Speicherringanlage) 
LGA  Landesgewerbeanstalt Bayern 
LOG  Landesorganisationsgesetz 
LWR  Leichtwasserreaktor 

MAB  Man and the Biosphere 
(Ökologie-Programm der UNESCO) 

MAMI  Mainzer Mikrotron 
(Dauer-Elektronenbeschleuniger der Universität Mainz) 

MAUS  Materialwissenschaftliche Autonome Expe rimente unter Schwerelosigkeit 
M-Bahn  Magnetbahn 

(Kabinenbahnsystem) 
MEV  Mega Elektronenvolt 
MittAB  Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
MIUH  Medizinisches Institut für Umwelthygiene an der Universität Düsseldorf 
MOMS  Modulare optoelektronische Scanner 
MOP  Meteosat-Operational-Programm 
MPG  Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., München 
MPI  Max-Planck-Institut 
MTFF  Man tended free flyer 

(Freifliegendes Labor) 
MVP  Versuchs- und Planungsgesellschaft für Magnetbahnsysteme 
MW  Mega Watt 
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NABS  Nomenclature pour I'Analyse et la Comparaison des Budgets et Programmes Scientifiques 
(Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haus-
halte) 

NAPAD  National Acid Precipitation Program der USA 
NAS  National Academy of Science, Washington, D.C. 
NASA  National Aeronautics and Space Administration 

(Nationales Amt für Luft- und Raumfahrt der USA) 
NATO  North Atlantic Treaty Organization, Brüssel 

(Nordatlantikpakt Organisation) 
NEA  Nuclear Energy Agency, Paris 

(Kernenergieagentur der OECD) 
NET  Next-European-Torus 
NIMBUS  Flugfeld-Tanklösch-Fahrzeug 
NLfB  Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung, Abteilung 1: 

„Geowissenschaftliche Gemeinschaftsaufgaben", Hannover 
NLR  Nationaal Lucht-en Ruimtevaart-Laboratorium, Amsterdam 
NOAA  National Oceanic and Atmospheric Administration 
NOx  Stickoxide 
N-ROSS  Naval Research Oceanographic Satellite System 
NTT  New Technology Telescope 

ODP  Ocean Drilling Project 
OECD  Organization for Economic Cooperation and Development, Pa ris 

(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
OI  Orient Institut, Beirut 
ÖPNV  Öffentlicher Personennahverkehr 
OTA  Office of Technology Assessment 
OTTI  Ostbayerisches Technologie-Transfer-Institut, Regensburg 

PAS  Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschulverbandes, Frankfu rt/Main 
PATDPA  Patentbank der Patentveröffent lichungen des Deutschen Patentamtes 
PATOS  Patentbank der Offenlegungsschriften 
PCB  Polychlorierte Biophenyle 
PEF  Europäisches Forschungszentrum für Maßnahmen zur Luftreinhaltung, Karlsruhe 
PET  Positronen-Emissions-Tomographie, Hamburg 
PETRA  Positron-Elektron-Tandem-Ring-Beschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 
PGI  General Informa tion Program 

(Allgemeine Informationsprogramme der UNESCO) 
PKZ  Personalkostenzuschuß 
PNP  Private Non-Profit Organization 

(Private Institutionen ohne Erwerbszweck) 
PNP  Projekt Nukleare Prozeßwärme 
PST  Patentstelle für die Deutsche Forschung, München 
PT  Projektträger 
PTB  Physikalisch-Technische Bundesanstalt, Braunschweig 
PUSH  Prozeßrechnergesteuertes U-Bahn-Automatisierungs-System, Hamburg 
PWAB  Projekt „Wasser-Abfall-Boden" 

RACE  R &D in Advanced Communicationstechnologies in Europe 
R&D  Research and Development (Forschung und Entwicklung) 
RE  Rechnungseinheit 
RGZM  Römisch-Germanisches Zentralmuseum 

Forschungsinstitut für Vor- und Frühgeschichte, Mainz 
RKW  Rationalisierungskurato rium der Deutschen Wirtschaft e. V., Eschborn 
ROSAT  Röntgensatellit 
RV-Fo  Rahmenvereinbarung Forschungsförderung 
RWI  Rheinisch-Westfälisches-Ins titut für Wirtschaftsforschung, Essen 

SAVE  Schnelle Ambulante Vorklinische Erstversorgung 
SBR  Schnelle Brutreaktoren 
SCAR  Scientific Committee on Antarctic Research, Cambridge/Großbritannien 

(Wissenschaftlicher Ausschuß für Antarktisforschung) 
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SELTRAC  SEL-Transport-Control 
SFB  Sonderforschungsbereiche 
Sfr  Schweizer Franken 
SIS/ESR  Schwerionen-Synchrotron/Experimentier-Speicherring bei der GSI, Darmstadt 
SITEF  Salon International pour la Technologie de la Future 

(Internationale Messe für Zukunftstechnologie) 
SITZ  Saarbrücker Innovations- und Technologiezentrum 
SNA  System of National Accounts 

(System der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 
SNQ  Spallations-Neutronenquelle 
SNR  Schneller natriumgekühlter Reaktor 
SO2  Schwefeldioxid 
SPAS  Shuttle Pallet Satellite 
SPNV 2000  Schienen-Personen-Nahverkehr 2000 
STN  Scientific and Technical Network, Columbus/Ohio, USA 

(Rechnerverband für Wissenschaft und Technik) 
SV  Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, Essen 
SZR  Sonderziehungsrecht 

TA  Technikfolgenabschätzung 
TAC  Technical Advisory Committee 
TBD  Technischer Beratungsdienst 
TEG  Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttga rt , Institutszentrum Stuttgart  
TFT  Trägerfrequenztelefonie 
Terramar  Zentrum für Flachwasser-, Küsten- und marine Umweltforschung, Wilhelmshaven/Olden

-

burg 
Textor  Torusexperiment für technisch orientierte Forschung 
TEXUS  Technologie-Expe rimente unter Schwerelosigkeit 
TFTR  TOKAMAK Fusion Test Reactor 
THTR  Thoriumhochtemperaturreaktor 
TIB  Technische Informa tionsbibliothek an der Universität Hannover 
TIP  Technologie- und Innovationspark, Berlin 
TOKAMAK  Toroid-Kammer-Magnet-Kutuschka 
TOPAS  Tanklastzug mit optimierten passiven und aktiven Sicherheitsein richtungen 
TOPEX  Tropical Ocean and Global Atmosphere Program 
TOU  Technologieorientierte Unternehmensgründung 
TU  Technische Universität 
TUB  Technische Universität Berlin 
TVA  Technologie-Vermittlungs-Agentur, Berlin 
TVE  Transrapid-Versuchsanlage Emsland 

UBA  Umweltbundesamt, Berlin 
UBGG  Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 
UMPLIS  Information und Dokumentation Umwelt 
UN  United Nations 

(Vereinte Nationen) 
UNESCO  United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 

(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschafft und Kultur) 
UNILAC  Universal Linear Accelerator 

(Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt) 
UNISIST  United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 
UNITAR  United Nations Institute for Training and Research, New York 

(Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und Forschung) 
UNSCEAR  United Nations Scientific Committee on the Effects of Atomic Radia tion 

(Wissenschaftlicher Ausschuß der Vereinten Nationen für die Auswirkung ionisierender 
Strahlung) 

USGS  United States Geological Service 
(Geologischer Dienst der Vereinigten Staaten) 

VAMAS  Versailles Project on Advanced Materials and Standards 
VBN  Vorläufer-Breitband-Netz 
VCI  Verband der chemischen Industrie 
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VDE  Verband Deutscher Elektrotechniker 
VDI  Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 
VICKSI  Van de Graaff Isochron-Cyclotron 

Kombination für schwere Ionen (HMI) 
VLT  Very Large Telescope 
VN  Vereinte Nationen, New York 
VO  Verordnung 
VOL/A  Verdingungsordnung für Leistungen, ausgenommen Bauleistungen — Teil A 

WA  Wissenschaftsausschuß der NATO 
WAK  Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 
WCRP  World Climate Research Program 

(Weltklimaforschungsprogramm) 
WHG  Wasserhaushaltsgesetz 
WHO  World Health Organization, Genf 

(Weltgesundheitsorganisation) 
WIK  Wissenschaftliches Ins titut für Kommunikationsdienste der Deutschen Bundespost, Bad 

Honnef 
WIM  Wehrwissenschaftliches Ins titut für Materialuntersuchungen, Erding 
WKI  Fraunhofer-Institut für Holzforschung „Wilhelm-Klauditz-Institut", Braunschweig 
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